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Mit dem 1. Juli 1862 hat eine neue Zeitordnung für Das 
Rechtsleben in Bayern begonnen. So vielfach die Gefeßgebung des 
Jahres 1861 in verjchiedene Gebiete des Volkslebens einjchlägt, nir— 
gends jind deren Wirkungen fo tief eingreifend wie auf dem Felde des 
Polizeiftrafrechtes. Dieſes ift aus chaotifchen Elementen für die Ge- 
genwart und Zukunft faſt neu gejchaffen worden. Nirgends wird des— 
halb die Anwendung des Geſetzes jo jehr einer vermittelnden Beihilfe 
bedürfen, wie bier. 

Die PBolizeibehörden, die Staatsanwaltichaft und die Gerichte 
theilen ji in Zukunft in die Aufgabe, dem Polizeiftrafgefeßbuche eine 
geſunde Lebensentwidelung zu fichern. 

Die Polizeibehörden finden darin eine Norm für den Inhalt und 
die Gränzen ihrer Befugnifje, fie haben den oft jehr weit gegriffenen 
Rahmen der gejeßlichen Bejtimmungen durch die ihnen vorbehaltenen 
allgemeinen und bejonderen Anordnungen zu erfüllen, fie haben im Le— 
ben den Vollzug des Gejeßes zu überwachen, die Uebertretung desjelben 
zu verhindern, zu entdeden und in den meijten Fällen die erjie Anz: 
regung zur Verfolgung zu geben. Die durch das Gejeß geficherte Re— 
prejfion gegen das Sicherheitsgefährliche und Ordnungswidrige ift die 
wichtigjte Waffe der Polizeiverwaltung. 

Die Staatsbehörde hat auch auf diefem Gebiete das Strafwürdige 
zu verfolgen, ihr ift die öffentliche Klage, ihr das MWächteramt für das 
Anjehen des Geſetzes anvertraut. 

Dem Richteramte fällt die Aufgabe zu, mit Unparteilichleit und 
gewifienhafter Beurtheilung das Gejeß in feinem wahren Sinne und 
Geiſte in Anwendung zu bringen, in zweifelhaften Fällen die richtige 
Willensmeinung des Gejeßgebers feitzuftellen und nicht blos über die 
einzelnen Uebertretungen, fondern auch über ven gejegmäßigen Gebraud) 
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der den Organen der Polizeiverwaltung durch die Geſetze eingeräumten 
Befugnifje zu Gericht zu figen. 

Ein tieferes Verftändnig des Polizeiftrafgejeßbuches iſt daher für 
die Organe der ‘Polizeiverwaltung, für die Vertreter der Staatsanwalt- 
Ihaft, wie für die Nichter ein gleihmäßiges Bedürfnig, welchem das 
Bedürfniß der Staatsbürger zur Seite fteht, fich über die Anforderungen 
zu orientiren, welche im Intereſſe des gejicherten Gemeinlebens an ben 
einzelnen Staatsbürger wie an die verjchiedenen Klafjen der Bevölfer: 
ung durd, das Geſetz ſelbſt geftellt find, oder auf Grund bes Geſetzes 
von der Verwaltung gejtellt werben können. 

Nicht klein ift die Aufgabe, welche ein Kommentar des Polizei: 
jtrafgejegbuches zu erfüllen hat, dem das Ziel vorgeſteckt ift, ein be— 
(ehrendes und brauchbares Hand- und Hilfsbuch für den Nichter wie 
für den Polizeibeamten, für den Staatsanwalt wie für jeden gebildeten 
Staatsbürger zu werben. 

Hiefür Fonnte eine einfache Exegeſe des Gejetestertes ebenjowenig 
wie eine bloje Mittheilung der in deu Motiven der Staatsregierung, 
in den Vorträgen der Ausfchußreferenten und in den Protofollen der 
Geſetzgebungsausſchüſſe zerjtreuten Auslegungsmaterialien genügen, 
jondern es mußte vor Allem auf die polizeilichen Zwecke des Gejehes 
eingegangen, der Zufammenhang besfelben mit der Aufgabe und dem 
Rechte der Polizeiverwaltung bergeftellt und durch die Darftellung der 
in einzelnen Artikeln vorausgejegten verwaltungsrechtlichen Grundjäße 
die Bedeutung und Tragweite des Geſetzes näachgewiejen werben. 

Auf diefem Felde find der Arbeit die größten Schwierigkeiten be: 
gegnet. 

Es war mit Juverficht zu erwarten und der Gang der Ereignifje 
hat diefe Anſchauung gerechtfertigt, daß die durdy das Geſetzbuch be— 
wirkte Beränderung des Bolizeiftrafrechtes auch eine neue Lebensbe: 
wegung im das feit einer Reihe von Menfchenaltern unter den mannich- 
faltigjten Einflüffen und im verjchiedenartigften Geifte admaſſirte poli- 
zeiliche Berwaltungsrecht bringen müſſe; und daß mit dem Ansleben- 
treten der neuen Gefeßgebung eine nahe beendigte Nevifion der mit dem 
Polizeiſtrafgeſetzbuche in Verbindung fiehenden verwaltungsrechtlichen 
Materien zufammentreffen werde. 

Auf der anderen Seite fchien e8 unverkennbar, daß gerade in dem 
kritischen Momente des WUeberganges in eine neue Periode des Rechts: 
lebens, in dem Augenblide, wo die Polizeiftrafgerichtsbarkeit aus der 
Hand der Polizeibehörden in die Hand der Gerichte unter Mitwirkung 
ber Staatsanwaltichaft übergehen joll, und wo an den Richter zum er: 
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ftenmale die Aufgabe herantritt, nicht blos im Sinne jurijtiicher Inter— 
pretationsregeln, jondern auch in richtiger Erwägung polizeilicher Be— 
dürfnifje und Motive das Geſetz anzuwenden, ein Wegweijer zur rich- 
tigen Auffindung der auf das Polizeiftrafrecht einflußreichen Verwal— 
tungsgrundjäge und zur wohlbemejjenen Erwägung ver polizeilichen 
Motive der Polizeijtrafgefege abjolut unentbehrlich jet, und daß ohne 
den jteten Rückblick auf das den jtrafrechtlichen Bejtimmungen zur 
Seite ftehende verwaltungsrechtlihe Material das Geſetzbuch jelbjt in 
vielen Artikeln ein leblojes, kaum verftändliches Abjtraktum jein würde. 

Ich habe deshalb Folgenden Weg eingefchlagen. Bei jenen Artikeln, 
bei weldyen der polizeiliche Zweck des Gejeges nicht aus deſſen In— 
halt Klar und gemeinverjtändlich hervorgeht und für jeden Menſchen 
von gewöhnlicher Lebenserfahrung einleuchtend ift, babe ich mit der 
Entwidelung des Zwedes und der Beweggründe des Gejepes eine kurze 
Hinweifung auf die Grumdjäge des dermalen geltenden Polizeirechtes 
verbunden und deſſen Quellen in einer Weiſe angeführt, wodurd) deren 
Auffindung für jeden, der fich in der Sache näher orientiren will, mög- 
licht erleichtert it. Wo aber minder bekannte oder beſonders verwickelte 
Meaterien zu behandeln waren, habe ich die Mühe nicht gefcheut, eine 
überjichtlicy volljtändige Darftellung der geltenden Verwaltungsgrund: 
ſätze unter jteter Anführung der Quellen zu geben. Beiſpielsweiſe er: 
wähne ich die zu Art. 112 gegebene Darjtellung der Befugnifje der 
Medizinalperjonen, die zu Art. 115 beigefügte Darjtelung der Verwal: 
tungsgrumdjäge in Bezug auf den Gift: und Arzneiwaarenhandel und 
die zu Art. 180 gegebene Darjtellung der baupolizeilichen Grundſätze. 
Sc hoffe in diefer Methode durch gedrängte Darjtellung des Weſent— 
lichen aus dem Bejtchenden dem praktijchen Bedürfnifje mehr entſpro— 
chen zu haben, als durch einen unfritiichen Abdrud des ganzen Chaos 
der bisher erſchienenen medizinal- und baupolizeilichen Beſtimmungen. 

Sp wünjchenswerth aud die den einzelnen Artikeln des Poli— 
zeiftrafgeießbuches ſich anjchliegende Mittheilung der dazu gehörigen 
Verordnungen und oberpolizeilichen Borjchriften mindejtens in der Aus: 
dehnung auf generelle Minifterialerlaffe fein mag, jo iſt für eine jolche 
Arbeit die Zeit noch nicht gekommen. 

Sch habe daher auf ausführlichere Mittheilung der älteren Verord— 
nungen und Minifterialerlajje verzichtet, weil ich den Boden derjelben 
für wanfend erachtete und dieſes Handbuch nicht mit einem Materiale 
anjchwellen wollte, das in kurzer Zeit veraltet fein wird. Dagegen 
habe ich alle das Syſtem des Polizeiftrafrechtes ergänzenden gejeglichen 
Bejtimmungen am geeigneten Orte volljtändig aufgenommen, und die 
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jeit der Berfündung des Polizeiftrafgejeßbuches neu erfchienenen Ver— 
ordnungen und generellen Minifterialerlafje ſpeziell berüdjichtigt und 
würde jelbft deren vollftändigen Anhalt gerne mitgetheilt haben, wenn 
auf diefen Wege etwas Bolljtändiges zu erreichen gewejen wäre. Go 
lange die Revifion der bisherigen Verordnungen und oberpolizeilichen 
Vorſchriften nicht alle im PBolizeiftrafgefeßbuche behandelten Gegenftände 
umfaßt, und zu einem wenigjtens vorläufigen Abjchluffe gediehen ift, 
bleibt nur die Lieferung von Bruchſtücken möglich. 

Wohl war id mir bewußt, daß eine vollendetere Arbeit möglich 
gewejen wäre, wenn ich die Wirkſamkeit des Geſetzbuches im Leben, 
das Erjcheinen praftiicher Präjudizien und die Ergänzung des Gejeß: 
buches durch die zu demjelben zu erlajienden neueren Verordnungen 
und polizeilichen Vorſchriften abgewartet hätte. 

Allein hiebei hätte ich darauf verzichten müfjen, mit meiner Arbeit 
in dem erjten und jchwierigjten Deomente der Geſetzanwendung, in der 
Uebergangsperiode in eine neuc Zeit, der Praris hilfeleiftend zur Seite 
zu jtehen. 

Ach habe die größere Volllommenheit und dauernde Brauchbarfeit 
des eigenen Werkes dem augenbliclichen Bedürfnijje der Gegenwart 
geopfert und es vorgezogen, der praftiichen Anwendung eine Vorarbeit 
zu liefern, jtatt deren Früchte zum Nugen meiner Arbeit abzuwarten. 

Nach der mir gejtellten Aufgabe jollte ſich dieje Arbeit möglichjt 
gleichzeitig mit dem Inslebentreten des Gejeßbuches in den Händen der 
Abnchmer befinden. Diejes Ziel konnte neben zahlreichen anderen Ar: 
beiten, die mir umerläßli waren, nur mit dem Aufgebote aller 
Kräfte erreicht werden. 

Waren bei diefem Arbeitsprange einzelne Unvollfommenbheiten um: 
vermeidlich, jo hoffe ich in dem VBerhältniffe der mir zugemejjenen Ar: 
beitszeit zu der Maſſe und Schwierigkeit des Materiales einiges Anrecht 
auf nachjichtige Beurtheilung zu bejigen. 

Möge denn diefes mühevolle Werk den Zweck erfüllen, um dejjeh 
willen es unternommen wurde und fich als ein brauchbarer Führer 
zum rechten Berftändniffe, zur beilfamen Anwendung des Gejetes be: 
währen. 

Würzburg im Auguſt 1862. 


Garl Edel. 
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$. 1. 
Geſchichtliche Einleitung. 


Im Älteren Strafrechte waren Polizeiftraffachen nicht prinzipiell von 
anderen Straffahen ausgefchieden. In den Quellen des römijchen Straf— 
rechtes finden ſich neben den Beitimmungen für das ftrafbare Unrecht auch 
polizeilihe Strafbeſtimmungen. Manche ſchwere Gefährdungen der öffent: 
lidyen Sicherheit wurden durch Erweiterung des Begriffes gewiſſer Ver: 
brechensgattungen geradezu ben Verbredyen, die durch fie veranlaßt wer- 
den konnten, amgereibt. So wurde eine Reihe von Handlungen, deren 
Thatbejtand eine wirflihe Gewaltanwendung noch nicht enthielt, 3. B. die 
Theilnahme an unerlaubten Vereinen, das Auftreten in Waffen bei Volks— 
verfammlungen, das Anjammeln von Waffenvorräthen, dem Verbrechen der 
Gewaltthätigfeit (erimen vis) gleichgeftellt. Die meisten eigentlich poli- 
zeilichen Strafbeftimmungen finden fich jedoch in jenen Beſtandtheilen der 
römiſchen Rechtsquellen, weldye den Amtswirkungsfreis jener Behörden be- 
handeln, denen wichtige polizeiliche Funktionen übertragen waren, der prae- 
sides provineiarum, des praefectus urbi, praefeotus vigilum, praefectus 
annonae. 

In den Quellen des gemeindeutichen Strafrechtes, welche ben Rechtszuftand 
Deutſchlands in den legten drei Jahrhunderten beberricht haben, findet jich eben- 
falls keine konjequent durchgeführte Ausſcheidung vor. Die der peinlichen Hals: 
gerichtsordnung Karl's V. zu Grunde liegende Eintheilung der jtrafbaren Hand— 
lungen in peinlihe und bürgerliche Verbrechen hängt mit der Schwere ber 
Verbrechen, mit der Gerichtöverfafjung und mit der Begränzung der Zu: 
ftändigfeit der Kriminaljtrafgerichte gegenüber der Zuftändigfeit der Civil: 
gerichte zufammen. Die bürgerlichen Verbredhen der Carolina entſprechen 
mehr den im Strafgeſetzbuche als Webertretungen eingereihten geringeren 
Rechtoverletzungen als den Polizeiübertretungen. 

Gleichwohl läßt fich der Grundgedanke der Trennung für die legie: 
lative Behandlung der Polizetübertretungen ſchon in der Gefebgebung des 
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XVI. Jahrhunderts nachweiſen. Die Hauptquelle des Strafrehtes für Ber: 
brechen war die Carolina, ergänzt dur Hilfsweife Anwendung des römi- 
ſchen Strafrechtes; für Polizetübertretungen bejtand diefelbe in den brei Reiche: 
polizeiordnungen und in den an diefelben ſich anfchliegenden Reichspolizeige— 
jeßen, welche jidy vorzugsweife mit jolhen Handlungen befaßten, welde im 
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit, der Volkswirthſchaft und der öffentlichen 
Sittlichfeit mit Strafe bedroht wurden. 

Die Reichspolizeiorbnungen hatten die Landesherren verpflichtet, die 
ReichFHolizeigefee in ihren Territorien zur Ausführung zu bringen, mit ber 
Ermächtigung an denjelben Einzelnes nad Zeit und Umftänden zu ermäßi- 
gen oder näher im Detail zu bejtimmen, 

Im Intereſſe der Territorialftaatsgewalt wurde hieraus die Befugniß 
des Landesherrn abgeleitet, ohne die bei anderen Geſetzen erforderlihe Mit: 
"wirkung der Stände, in Polizeifachen einfeitig im Verordnungswege verbind: 
liche Anordnungen erlaffen zu dürfen. 

In vielen Territorien, namentlich aud in Babern, entwidelte die Lan: 
despolizeigewalt eine umfafjende anordnende Tätigkeit im Wege der bald 
mit bald obne Einvernehmung der Landſchaft erlaffenen Mandate und Ge- 
neralverordnungen, in welden neben den polizeilichen Anordnungen aud) 
Strafen der Zuwiderhandlung oft in fehr unbeitimmter Androhung vorge: 
ſehen jind. 

In den Codex bavarieus eriminalis von 1751 find einzelne Polizei- 
jtraffälle neben den Verbrechen theils als Matefizftraffälle theils als gerin- 
gere (bürgerlihe) Straffälle behandelt; 3. B. in Thl. I Kap. 3 $. 14, 
Giftverfauf der Apotheker und Meaterialiften, in Kap. 4 einfache außerehe— 
liche Beiwohnung, Hurerei, Konkubinat, Kuppelei. In Kap. 10, weldes 
den Wilddiebftahl behandelt, kommen zahlreiche Strafbeftimmungen zur Ber: 
hütung von Wilddiebftahl vor; in Kap. 11 find Bettel, Landjtreicherei, 
Müßiggang, Wucher bedroht. 

Eine beſondere Polizeiſtrafgerichtsbarkeit war dem gemeinen deutſchen 
wievdem bayeriſchen Rechte unbekannt. Die aus polizeilichen Beweggründen 
verbotenen Handlungen fielen nach der Schwere der Strafbeſtimmung theils 
den peinlichen theils den bürgerlichen Verbrechen anheim, wiewohl ſie ihrer 
Natur nach größtentheils nur unter den letzteren ihre Stelle einnahmen, 
und wurden hienach theils durch die Kriminalgerichte theils durch die N 
lihen Gerichte abgeurtheilt. 

In der bapyerifchen Gerichtsordnung von 1753 gehören Polizeiſachen 
noch nicht zu den von der Civilgerichtsbarfeit erimirten Saden; wohl aber 
nah Kap. 1 $. 13 Ziff. 4 Defraudationen an Mautbgefällen, Aufſchlags— 
und Necisjachen. 


Poligeiftrafgerichtsbarfeit. 5 


Nah Gerihtsordnung Kap. I $. 3 iſt im offenbar fundigen Freveln, 
Vergewaltigungen, Attentaten, fo wie aud in Sachen das Polizei- und ge: 
meine Wefen betreffend nur ein ſummariſches Verfahren angeordnet. Nach 
den Anmerkungen biezu lit. d werden unter offenbar kundigen Freveln 
alle in das Gebiet der Malefiz nicht einfchlagenden delieta minora ver: 
ftanden. 

Andere Anjchauungen kamen zur Geltung, als in den erſten Dezennien 
des gegenwärtigen Jahrhunderts in den aus dem Sciffbruche des beutichen 
Reiches geretteten Einzelnftaaten die zur vollen Souveränität gelangte Staats: 
gewalt im Interefje der Gejtaltung und Befeftigung der neuen Ordnung 
der Dinge einen mächtigen Organifationstrieb entwidelte. Als der Haupt: 
füspunft der Staatsgewalt, als die Hauptaufgabe der Staatsweisheit und 
Regierungskunft wurde die Verwaltung betrachtet. Es handelte fich nicht mehr 
blos darum, die Berwaltung aus einer untergeordneten Stellung zu be 
freien, und jtatt der blos beiläufigen Behandlung neben den Nectsfachen 
eine felbitändige Pflege ihrer Angelegenbeiten zu erzielen, fondern man ging 
offenbar darauf hinaus, der Verwaltung im Staatsleben das Lebergewicht 
über die Juſtiz zu fihern, oder mit anderen Worten ben ſ. g. Polizeiftaat 
zu ſchaffen. 

Die Befugniffe der Verwaltung und der Juſtiz wurden in ber Zu— 
ftändigfeit der Oberbehörden und felbft der Unterbehörden für die wichtigeren 
Städte ſcharf gejchieden, und wenn. man für bie ländlichen Bezirke die 
Bereinigung der Juſtiz- und VBermaltungszuftändigfeit in einer Behörde mit 
faft unerſchütterlicher Feltigkeit im Widerfprudhe mit der Natur der Sadye 
und mit der lawinenmäßig ſich heranwälzenden Gefchäftsüberbürdung feſt— 
bielt, fo geſchah dies nidyt im Intereſſe der Gleichberechtigung beider Ge: 
biete, fjondern ed wurde der Schwerpunft der amtlihen Stellung in den 
Wirkungskreis der Dijtriftspolizeibehörde verlegt, und die Annerirung des 
Juſtizamtes nur aus dem Grunde beibehalten, um auch das Anſehen des 
Richteramtes und die Ergebniffe der erftinitanziellen Juſtizwerwaltung dem 
Intereſſe der Diftriftspolizei dienſtbar zu machen. 

Die Begriffe von Juſtiz- und Verwaltungsfachen wurden ſchärfer ent: 
wicelt; und wenn es aud naturgemäß war, daß man den Gerichten bie 
Würdigung und Entjcheidung der nad verwaltungsredytlihen Grundſätzen 
zu beurtheilenden Verwaltungsſachen gänzlich entzog und damit die in einem 
geregelten Inftanzenzuge einander über- und untergeordneten Verwaltungs: 
behörden betraute, jo war es gleihmohl nicht zu billigen, wenn bei der 
Grenzſcheidung nicht immer nad fachlichen Kriterien verfahren, fondern mit 
offenbarer Vorliebe für die Zujtändigfeit der Verwaltungsbehörden, die ſich 
insbefondere in der Aufitellung eines Mitteldinges zwiſchen Juſtiz- und 
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Berwaltungsfachen, den f. g. abminiftrativ:fontentiöfen Rechtsſachen äußerte, 
dem Gebiete der Juſtiz vieles, was ihm angehört, entzogen wurde, 

Der Polizei wurde nicht blos unter dem Titel der Adminiftrativ: ober 
DBerwaltungsjuftiz eine der ivilgerichtsbarfeit analoge Gerichtsbarkeit beige: 
legt, fondern aud eine polizeiliche Strafgerichtsbarkeit zur Aburtheilung der 
Polizeiübertretungen gefhaffen. Man begnügte ſich nicht damit, der Polis 
zeibehörde die nöthigen Zwangsbefugnifie zur Durdführung ihrer- eigenen 
fompetenzmäßigen Verfügungen zu gewähren, jondern man ermächtigte bie: 
felbe aud zur Verhängung der Strafen der durch Geſetz oder Verordnung 
aus polizeilichen Beweggründen verbotenen jtrafbaren Handlungen und Uns 
terlaffungen. Man bielt die Gerichte nicht mehr für geeignet, bei Handhab⸗ 
ung biefes Theiles des Strafrechtes die in Betracht zu ziehenden polizeilichen 
Motive und Erwägungsgründe richtig zu würdigen, man erachtete vielmehr 
bie Berhängung der Strafe gegen bie Uebertreter der Polizeigefege und Ber: 
ordnungen als einen integrirenden Bejtandtheil der Ausübung der Polizei 
gemalt; wobei das Anordnungsredyt der Polizeibehörden in Polizeiſachen zu 
ber Befugniß erweitert wurde, neue Polizeiübertretungen zu fchaffen, Hand: 
lungen, bie bisher nicht bei Strafe verboten waren, durch polizeiliche Ber: 
ordnung bei Strafe zu verbieten. 

Man ging noch einen Schritt weiter, Don Mißtrauen gegen den for: 
mellen Gefchäftsgang und die Langſamkeit der gerichtlichen Prozedur gelei- 
tet, hielt man die Polizeibehörden für das tauglihite Organ, um überhaupt 
die geringfte Klaffe der ftrafbaren Handlungen mit Einfhluß der geringeren 
Rechtsverletzungen, bei welchen es vorzugsweife auf raſche Nepreffion auf Grund 
eines möglichit einfachen Verfahrens anzufommen ſchien, zu unterſuchen und 
abzuurtheilen. 

Die Beltrafung der PBolizetübertretungen hatte ſchon die Verordnung 
vom 24. September 1808, die Inſtruktion für die kgl. Polizeidirektionen 
betr., $. 90, den Polizeibehörden übertragen, Im VBerordnungswege wurde 
außerdem die Aburtheilung einer Reihe geringerer Redytsverlegungen den 
Polizeibehörden zugewiefen. 

Auch die Aburtheilung der wichtigſten Defraudationen fiskaliſcher Ge- 
fälle kam als Beſtandtheil der Aominiftrativjuftiz großentgeils in die Hand 
der Polizeibehörden. 

Diefer Standpunkt wurbe durd die Strafgefeßgebung von 1813 beität- 
igt. Unter den Begriff der Bolizeiübertretungen wurden in Art. 2 Abſ. 4 
neben ben wirklichen Bolizeiübertretungen diejenigen geringeren Rechtover— 
legungen eingereiht, welche durch befondere Geſetze den Polizeibehörden zur 
Unterfuhung und Aburtheilung zugewiefen werden. Das Strafgeſetzbuch 
jelbjt hat die Zahl diefer Fälle weſentlich vermehrt. 


Neuere Spezialgefebgebung. 7 


Das Strafgeſetzbuch ſelbſt war nur ein Geſetzbuch über Verbredien 
und Bergehen, weldyes die codifizirte Behandlung der Polizeiübertretungen 
einer bejonderen Gejeggebungsarbeit vorbehielt. Allein diefer Vorbehalt ijt 
nad) vielen vergeblidyen Verſuchen erit im Jahre 1861 verwirklicht worden, 
In der Zwifhenperiode wurde das Polizeiftrafreht auf fragmentariſchem 
Wege, theils im Wege der Gefeggebung, theils im Wege der Verordnung 
fortgebildet, welche letztere Quelle aud nad der Einführung der Staats: 
verfaflung nicht verfiegt it. Die neueren Polizeiftrafgefege fallen ſämmtlich 
in die £onjtitutionelle Periode und hängen mit wichtigen im Intereſſe der 
Volkswirthſchaft und der hoben Polizei geſetzlich erlaffenen Anordnungen zu: 
fammen. Gie find folgende: 

1) Gef. vom 15. April 1840, den Schuß des Eigenthumes an Er: 
zeugniffen der Literatur und Kunjt betr. 

2) Gef. v. 25. Februar 1850, die Verfammlungen und Vereine betr. 

3) Gef. v. 17. März 1850, den Schuß gegen Mißbrauch der 
Preſſe betr. 

4) Gef. v. 30. Mai 1850, die Ausübung der Jagd betr. 

5) Gef. v. 25. Juli 1850, die Einrichtung des die Kunjtitraßen be— 
fahrenden Fuhrwerkes betr. 

6) Gef. v. 25. Juli 1850, die Jagdirepel betr. 

7) Sei. v. 4. Mai 1851, das Einjchreiten der bewaffneten Macht zur 
Erhaltung der gejeßlihen Ordnung betr. 

8) Gef. v. 28. Mai 1852, die Benugung des Wafjers betr. 

9) Gef. v. 28. Mai 1852, den Uferfchuß betr. 

10) Gef. v. 28. Mai 1852, Forſtgeſetz betr. 

11) Geſ. v. 28. Mai 1852, die Feuerverſicherungsordnung in den 
Landestheilen dieſſeits des Rheines betr. 

12) Gef. v. 28. Mai 1852, die alias Liane ne und Entwäfferungtun: 
ternehmungen betr. 

13) Geſ. v. 28. Mai 1852, die gewerbsmäßigen Gutszertrümmer: 
ungen betr. 

Während diejer Uebergangsperiode machte jid eine veränderte Anſchau— 
ung baburd geltend, daß ein Theil der Verwaltungsjuftizfachen der gericht: 
lihen Zuftändigfeit zurüdgegeben und daß aud ein Theil der wid) 
tigeren Polizetübertretungen nebjt einzelnen geringeren Nechtöverlegungen 
wieber gejeßlich zur Zuftändigkeit der Gerichte verwiejen wurde. Dies war 
namentlich bei den Preßpolizeiübertretungen, den Uebertretungen jagdpolizei: 
ficher Vorſchriften, bei Jagdfreveln, bei den Uebertretungen des Geſetzes 
vom 25. Juli 1850, die Einrihtung des die Kunftitraßen befahrenden Fuhr— 
werkes betr., bei ven Uebertretungen des Gef. v. 4. Mai 1851 über das Ein: 
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fchreiten der bewaffneten Madıt, den Forjtpofizetübertretungen und Forſtfre— 
veln und den gemwerbsmäßigen Gutszertrümmerungen der Fall. Auch die 
Aburtheilung der Uebertretungen es Heerergänzungsgejebes vom 25. Auguft 
1828, der Stempelordnung vom 11. September 1825, ber Zolldefrau: 
dationen einjchlüffig der Uebertretungen gegen das Salzmonopol und ber 
Aufichlagsdefraudationen wurde im Wege ber Spezialgefeßgebung in die 
Hand der Gerichte gelegt. 

In der Bfalz verblieb das Polizeiftrafreht im Wefentlihen auf dem 
Standpunkte, welchen dafjelbe unter der franzöfiihen Herrichaft über diefen 
Gebietstheil erlangt hatte. Das 4. Bud) des Code penal behandelte die 
Polizeiübertretungen, unter weldem Titel nicht blos wirflihe Polizetüber: 
tretungen, fondern theilweife, wenn auch in, geringerer Zahl als in der 
bayeriſchen Gejeßgebung, einzelne geringere Rechtsverletzungen vorfamen. 
Die im Geſetzbuche jelbit nicht erichöpfte Bedrohung der Polizeiübertretungen 
war durch die Befugniß der Verwaltungsbehörden, mit gejeglicher Ermächtig: 
ung reglementäre Beltimmungen in Polizeifahen mit Strafwirkſamkeit 
zu erlafjen, namentlid durdy die Befugniß der Bürgermeifter in Fällen des 
Geſetzes vom 19,/,,. Auguft 1790 über die Gerichtsverfafiung Tit. XI 
Art. 3 und 4 Lokalpolizeibejchlüffe zu erlaffen, fowie ältere Polizeigeſetze 
und Berordnungen nad Bedürfniß aufs Neue befannt zu machen, ergänzt. 

Einzelne fragmentarifhe Menderungen des pfälzifchen Polizeirechtes 
- erfolgten jchon unter dem proviſoriſchen Gouvernement der lintsrheinifchen 
Provinzen, wodurd namentlich die wichtige Materie der Forſt- und Jagdpo— 
(izei, der Forſt- und Jagdfrevel neu geregelt wurde. Die bisherige bayer: 
iſche Megierungsperiode war dürftig am legislativen Refultaten für das 
pfälzifche Polizeirecht. Die Forftitrafgefeßgebung wurde durch die Gefege vom 
28. Dezember 1831 und 23. Mai 1846 umgejtaltet; außerdem erjtreden 
mehrere der vorhin angeführten Gefege, namentlih die mit Ziff. 1, 2, 3, 
5, 7, 8, 9 und 12 bezeichneten ihre Wirkſamkeit auch auf die Pfalz. 

Wurden dem Bolizeiftrafrechte der Pfalz auch manche wichtige, in 
Frankreich ſelbſt durchgeführte Neformen nicht angeeignet, jo war body ber 
Zuftand troß des in manchen Perioden geltend gemachten tief eingreifenden 
Einfluffes der Staatsanwaltfhaft und der Polizeiorgane auf die materielle 
Behandlung der Polizetübertretungen im Ganzen genommen befriebigender 
als in den übrigen Gebietstheilen. 

Die weife Mäßigung, welche die Gefeßgebung in der Begränzung des 
Gebietes des Polizeiitrafrechtes beobachtet hatte, die Einfachheit und vor: 
herrſchende Milde des Strafſyſtemes, die richterliche Aburtheilung aller Po— 
(izetübertretungen und der Schuß, welchen die Autorität des Gefeges in 
der richterlichen Beurtheilung der Legalität aller ftrafpolizeilihen Anordnungen 
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Die Entwürfe von 1822 und 1827. 9 


und in der Möglichkeit des Kaffationsrekurfes fand, ließen einzelne Ges 
bredien um fo mehr überfehen, als der Bergleih mit dem Zuftande in ben 
übrigen Theilen des Staatsgebietes immer Überwiegend zum Bortheile der 
pfälzifhen Einrichtungen ausfiel. — 

Schon das Strafgefeßbuh von 1813 hatte den Vorbehalt eines Po: 
lizeiftrafgefegbuches enthalten. Die Verfafjungsurtunde von 1818 Tit. VII 
$.7 erhob die Erlafjung eines Strafgefegbudes für das ganze Königreich 
zu einem verfaffungsmäßigen Boftulate, ohne hiebei für das Pollzeiftrafrecht 
eine Ausnahme zu machen. 

Die Schritte zur Verwirklichung diefer Aufgabe waren folgende: 

I. Schon im Jahre 1822 wurde von der Stuatsregierung der Ents 
wurf des Strafgeſetzbuches (ein Wert Gönner’s) veröffentlicht. In deſſen 
Spitem war zwiſchen dem Staats- und Privagverbredhen eine Mittelftufe 
in ben Angriffen gegen das gemeine Wefen und das Publikum eingeſchaltet. 
Die Bolizeiübertretungen waren in den Entwurf aufgenommen. 

Außer literarifher Befprehung hatte diefer Entwurf feine Folgen T). 

I. Im Jahre 1827 wurde ein revidirter Entwurf vorgelegt (bearb. 
von dem Juſtizminiſterialrathe v. Schmidtlein, in den Verb. d. K. d. Abg. 
von 1827 Beil.-Bd. IX abgedrudt). Derſelbe unterjhied Berbrechen, 
Vergeben, ſchwere Polizeiübertretungen (geringere Rechtsverletzungen) und 
Polizeiübertretungen (rechtsgefährdende Handlungen) 2). 

Die Staatsregierung ließ nach bereits begonnener ftändifcher Berathung 
auch diefen Entwurf fallen. 


— — —— — — — 


I) Kritiken: 
Derfted, Abhandlungen aus dem Gebiete der Moral: und Geſetzgebungs— 
pbilofophie Bb. II, auch unter dem Titel: Ausführliche Prüfung des neuen 
Entwurfes des StGB. für das KE.N. Bayern. Kopenhagen 1823. Desfelben 
Werfes Bd. III; aud unter dem Titel: Neuer Beitrag zu den Verhandlungen 
über Gegenftände der Strafgefeßgebung in einer Rechtfertigung meiner Kritik 
u. ſ. w. Kopenhagen 1826. 

Mittermaier im N. Archiv des Kr.:R. Bd. VN.s8 u. 15. 

Derfelbe über den neueften Zuſtand ber Kriminalgeſetzgebung in Deutfch: 
land 1825. 

Eucumus im R, Archiv des Kr.:R. Bd. VII €. 120. 

Zur Vertheidigung ſchrieb Gönner, „einige Motive zu bem Bayer. Entw. 
bes StGB. mit furzer Prüfung ber ausführliben Prüfung” x. München 
1825. 

2) Kritik: Mittermaier im N. Archiv bes Kr. R. Bb.X 5. 144 f. 

Bertheibigung von J. Ph. v. Shmidtlein Prüfungen und Erörterun: 
gen, bie neue bayeriſche Strafgejeßgebung betr. Münden 1828. 
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II. Ein aufs Neue revibirter Entwurf (bearbeitet von Minijterialvath 
und Profefjor Dr. v. Stürzer) wurde am 29, November 1831 in ber 
Kammer ber Abgeordneten vorgebradt, der nur Verbrechen, Vergeben und 
Polizeiübertretungen unterfcheidet?). In das Stabium der ftändifchen Ver: 
handlungen ijt derfelbe nicht gelangt. 


IV. Ein auf Grundlage der Arbeiten der im Februar 1844 nieder: 
gejegten im April 1847 aufgelöften Gefehgebungstommiffion neu bearbei- 
teter Entwurf des erften Theiles des StGB. über Verbrehen und Ver: 
gehen wurde am 24. April 1851 der Kammer der Abgeordneten vorgelegt 
(Verb. Bd.I ©. 329; Beil.-Bb. I S.450 f.). Am 16. Auguft 1851 wurbe 
dem Gefebgebungsausihuffe bderfelben Kammer aud der Entwurf eines 
Polizeiſtrafgeſetzbuches (Beil.-Bd. II ©. 203 f.) vorgelegt. Der Geſetzge— 
bungsausihuß konnte fiber das erftere Werft wegen Nichtvorlane bes 
I. Theile des StGB. mur vorläufige Berathungen pflegen, deren Neful- 
tat im Berichte vom 20. Auguft 1851 (Beil.Bd. II ©. 343 f.) niederge- 
legt if. Der Entwurf des PStGB. kam nidht zur Berathung. 


V. Am 6. Dezember 1853 wurde ber inzwifchen von einer Minifte: 
rialfommiffion feftgeftellte vollftändige Entwurf eines StGB. über Verbre- 
hen und Vergeben der Kammer ber Abgeordneten vorgelegt 3) (Beil.: 
Bd. J ©. 113). Die Berathung der Gefeßgebungsausfhüffe wurde theils 
durch Vertagung des Landtags, theild durch ausdrückliche Zurüdziehung des 
im Sabre 1851 vorgelegten Entwurfes des PStGB. ohne Vorlage eines 
neuen Entwurfes biefür gehindert, worüber der Neferent des Gefeßgebungs: 
ausſchuſſes der- KR. d.Abg. (Weis) am 20 März 1855 der Kammer Bericht 
erftattete. (Verh. Bd. I ©. 321.) 


VI Auf dem Landtage von 1855/,, wurde der Kammer ber Abgeord: 
neten in der Sitzung vom 18. November 1855 der Entwurf des StGB. 
über Berbreden und Vergehen von 1853 unverändert vorgelegt, nebit einem 
Entwurfe des Bolizeiftrafgefeßbuches, welchen zwar ber Entwurf von 1851 
zu Grunde Tag, jedocd mit wefentlihen Abänderungen im retrograder Rich: 
tung, wozu namentlic die Ausdehnung des Gebietes der Polizeiftrafen und 
die Wiederaufnahme der Eörperlichen Züchtigung in das Strafſyſtem gehört. 


3) Reitif: v. Wächter im N. Arhiv bes Kr. R. XIV ©. 318. 
) Zur Kritit: Abegg, Beiträge zur Begutachtung des Entwurfes des StGB. 
über Verbrechen und Bergeben für das K. R. Bayern von 1854. 
Zahariä im N. Arhiv des Kr. R. 1856. ©. 91. 
Belker, Syſtem des Strafrehtes Bd.1 ©. 56. 
Dollmann in der kritiſchen Ueberſchau, Bd.1 Heft 1. Bd. II Heft 1. 
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Außer den wirklihen Polizeiübertretungen war aud eine erhebliche Zahl 
geringerer Angriffe auf bie Rechtsordnung in den Entwurf aufgenommen, 

Der neuerwählte Gefeßgebungsausfhuß nahm am 12. Februar 1856 
die Neferentenwahl vor, wobei für den Entwurf des Strafgeſetzbuches ber 
damalige Profefjor Dr. Weis, für den Entwurf des PStGB. der Ber: 
fafjer erwählt wurbe. 

. Nah eimer Borbefprehung int Gefebgebungsausihuffe fanb in ber 
Ausihupfigung vom 16, Februar 1856 eine Beiprehung unter Zuziehung 
der hierzu eingeladenen K. Staatsminifter der Juſtiz und bes Innern ftatt, 
bei welcher Lfonitatirt wurde, daß mac der Abficht der Vertreter ber gl. 
Staatsregierung die Aburtheilung aller nah dem Syſteme des PStGB. 
als Bolizeiübertretungen ftrafbaren Handlungen mit Ausnahme der Iujus 
tien bis zur Einführung einer neuen Civil- und Strafprozeßorbnung und 
definitiven Erledigung der damit zufammenhängenden Frage über bie Gerichts 
verfafjung in dem Landestheilen dieſſeits des Rheines den Polizeibehörden 
verbleiben folle, 

Ungeachtet hiedurch die Hoffnung eimer gedeihlichen Erledigung ber 
Strafgefeßgebung tief herabgebrüdt, und namentlih das Zuſtandekommen 
einer Bolizeiftrafgefeßgebung auf diefen Brämiffen als eine Unmöglichkeit ans 
geſehen wurde, entſchloß fi der Ausfhuß, mit bemfelben Ernite, als gälte 
es einer hoffnungsreichen Unternehmung, Hand an das Werk zu legen. Um 
wenigitens dag Strafgeſetzbuch zu retten und bdasjelbe nicht in das als 
unvermeiblicd geglaubte Scheitern bed PStGB. zu verwideln, fuchte man 
beide Geſetzbücher von einander trennbar zu machen. 

Borzugsmeife aus dieſem politifhen Grunde, theilweife aber auch aus 
ſachlichen und prinzipiellen Gründen, wurde in der Ausſchußſitzung vom 
19, Februar 1856 (Verh. d. GGA. d. K. d. Abg. von 18%%,, Bb.1S.6) 
beſchloſſen, alle im Entwurfe des PStGB. aufgenommenen geringeren 
Rerhtsverlegungen als dritte Stufe der nad dem StGB. zu beurtbeilenden 
firafbaren Handlungen unter dem Namen „Uebertretungen‘ in das StGB. 
herüberzunehmen. Zugleid wurde beihlofien, das höchſte Maß der Ueber: 
tretungs= und PBolizeiübertretungsftrafen auf 100 fl. an Geld und 30 Tage 
Arreft zu befchränfen, 

Aus demfelben Grunde, um eine jelbftändige Durdführung des StGB. 
möglich zu maden, murben fpäter aud alle Beitimmungen aus dem Ent: 
mwurfe des allgemeinen Theile des PStGB., welche im Sinne ber beiden 
Eutwürfe für beide Gefeßbüher Geltung haben jollten, namentlid die Ma: 
terie vom Vollzuge der Arreftftrafen, von der Stellung unter Bolizeiaufficht 
und ber Verwahrung in einer Bolizeianftalt als Straffolgen in das StGB. 


verjeßt. 
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Allen diefen prinzipiellen Beſchlüſſen ift der Gefeßgehungsausfhuß ber 
K. d. Reichsräthe in feiner Situng vom 4. Mai 1857 beigetreten. — 
Berh. d. GEN. d. K. RR. v. 18°%%,, Bb.I ©. 457 f. 

Die erfte Verfammfungsperiode beider Gefeßgebungsausichüffe vom An: 
fang November 1856 bis 31. Juli 1857 wurde mit Vorbereitung unb Be: 
ratbung der Beichlüffe über das StGB. ausgefüllt. 

In ber Zwifchenzeit hatte ich als Neferent über den Entwurf bes 
PStGB. den Vortrag über den allgemeinen Theil diefes Geſetzbuches am 
15. Mai 1857 (Verh. d. GEN. d. 8. d. Abg. von 18°%%,, Bd. III ©.1 f.) 
beendigt und denfelben einer eingehenden, ſcharfen, aber ſicher nicht unberech— 
tigten Kritik unterworfen, an welde ein faft völlig abgeänberter Gegen: 
vorfhlag angereiht war. 

In diefem Vortrage wurde die Aufgabe einer zeit- und fachgemäßen | 
Polizeiftrafgefeßgebung Far gezeichnet und verglichen, wie weit ber vorge: 
legte Entwurf diefem Bilde entſpreche. 

Während der Entwurf Geldftrafen bis zum Betrage von 300 fl. zu: 
ließ, Arreft bis zu 3 Monaten, der im Falle zuläſſiger Straffhärfung auf 
einen Strafwertb von 6 Monaten erhöht werben fonnte, in Anwendung 
brachte, und außerdem bie Verbindung des Marimum ber Geldftrafe mit 
dem Marimum ber Arreitftrafe geftattete, wobei im Falle einer nothwendigen 
Umwandlung der Geldftrafe ein weiterer Zufab von 3 Monaten zur Arreft 
ftrafe zuläffig war, fuchte der Vorfchlag des Meferenten das höchſte Map 
beider Strafarten auf die in der Sitzung vom 19. Februar 1856 ange— 
nommenen und bei den im StGB. behandelten Uebertretungen zu Grunde 
gelegten Beträge zurüdzuführen. Der im Entwurfe wieder aufgenommenen 
unpafienden Strafart der förperlichen Züchtigung wurde ber Stab gebro: 
hen. Die in bem befonderen Theile zur Anwendung gebradyte Methode 
der ftrafgefeglichen Vorſchriften wurde ernft beſprochen. Der Entwurf hatte 
es in den meiften Fällen unterlaffen, bie als Polizetübertretungen zu be: 
jtrafenden Handlungen oder Unterlafjungen mit legislativer Genauigkeit zu 
präzifiren, er hatte Kategorien von Polizeiübertretungen benannt und bie 
Strafen der Uebertretung firirt, in der Abficht die nähere Bezeichnung und 
Detailirung der zu beftrafenden Handlungen oder Unterlaffungen der Poli; 
jeiverwaltung offen zu Iaffen, fo daß es dem Geſetzbuche faft überall an 
gejeßlicher Beftimmtbeit mangelte und deſſen Sinn ein verhüllter war, wozu 
der Schlüffel nur in den zu erwartenden polizeilihen Anordnungen gefun: 
den werben konnte. Bor Allem aber hatten die Vorſchläge des Entwurfes 
über das Berordnungsreht in Bolizeiftraffachen Anjtoß erregt, welche eine 
beillofe VBermengung der Anordnungsrechte der Polizeiverwaltung mit dem 
Rechte der Geſetzgebung enthielten und jede Polizeibehörbe geradezu in 
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einen Gefeßgeber verwandelt haben würden, indem jede Behörde von der 
unterften Lokalbehörde an bis zum- Minijterium hinauf alle weder durch 
Geſetz noch durd) Verordnung als ftrafbar vorgejehenen Handlungen als 
Polizeiübertretungen verbieten und den Ucbertreter mit ergiebigen Strafen, 
die bei den Verboten der höchſteu Stellen jelbjt das Marimum ber Boli- 
zeiftrafen erreichten, bedrohen Eonnte. 

Nachdem der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer ber Abgeordneten 
die Berathung des Strafgeſetzbuches unter Vorbehalt einer zweiten Lefung 
am 31. Juli 1857 geſchloſſen hatte, beſchloß derjelbe in derfelben Sitzung, 
fofort in die Beratung ‚des allgemeinen Theiles des PStGB. einzutreten. 
Verh. d. GGA. d. K. d. Abg. v. 185°,,, Bb.1I ©.206 f. Diefer Be 
jhluß wurde durd die an demjelben Tage eingetroffene Bertagung ber Ge: 
ſetzgebungsausſchüſſe erwidert. 

Der auf den 1. März 1858 wieder zuſammenberufene Geſetzgebungs— 
ausſchuß beihloß, ſofort jeine Arbeiten mit der Berathung der d. Abtheil- 
ung des PStGB. fortzufegen. Nachdem die hiezu anberaumten Sitzungen 
wiederholt von den Vertretern der Staatsregierung wegen Verhinderung 
des k. Staatsminifters der Juftiz verbeten worden waren, erklärte ber ers 
wähnte Staatsminifter in der Sigung vom 5. März, daß die Staatsre— 
gierung bie bisherigen Beſchlüſſe beider Ausſchüſſe näher geprüft und ſich 
darüber ſchlüſſig gemacht Habe, nunmehr die Grundlage der ferneren Ar: 
beiten fejtzujegen. 

Es wurde dem Ausjhuffe ein aus 8 Paragraphen bejtehendes Akten: 
ftüd übergeben, welches die nad Anficht der Staatsregierung feftzubalten- 
den Präjudizialpuntte enthielt.. Verb. a. a. O. ©. 219 f. 

$. 1, 6 und 8 bezogen fi bloß auf Materien des StGB. 

Im $.2 wurde zwar zugegeben, baß die geringeren Rechtsverletzungen 
aus dem PStGB. in das StGB. herüber genommen und theils als Ber: 
gehen theild als Lcbertretungen der gerichtlichen Aburtheilung zugewiefen 
werben, allein für 8 Kategorieen ftrafbarer Handlungen wurde die Zuläffig: 
feit diejer Herübernahme beanjtandet. 

Im $. 3 wurde erflärt, daß bezüglich aller in das StGB. nicht 
einzureihenden Uebertretungen die polizeilihe Kompetenz zur Aburtheilung 
in dem zur Zeit beftehenden Umfange feitgehalten werde. 

Im $. 4 wurden die für beide Geſetzbücher bejchlofjenen Marima ber 
Uebertretungsitrafen als unzureidyend erklärt, und deren Erhöhung, wenn 
auch nicht in bem durch den Entwurf des PStGB. feitgehaltenen Maße, 
geforbert. 

Sm $. 5 wurde die Bejeitigung der körperlichen Züchtigung für das 
StGB., nit aber für das Syſtem der Polizeiftrafen zugegeben. 
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Im $. 7 wurde den Ausihußbeijhlüffen über Verhängung ber Boli- 
zeiaufficht und Verwahrung in einer Polizeianftalt zwar im Allgemeinen 
zugeftimmt, jedoch bie Erweiterung der Dauer ber PBolizeiauffiht und ber 
zuläffigen Heberwahungsmaßregeln im Sinne ber beffalljigen Beſchlüſſe 
des. Ausſchuſſes der Kammer ber Reichsräthe gefordert. 

Ueber alle diefe Punkte wurde die fofortige Faſſung präjubizieller und 
bindender Ausſchußbeſchlüſſe angefonnen. 

Diefer neuen Sadlage gegenüber trat der Ausihuß ſchon am 6. März 
1858 in vertrauliche Berathung, deren Refultat in einem motivirten Pro- 
tofolle (Verh. a. a. O. ©. 225 f.) niedergelegt ift,. Die Anficht des Aus: - 
ſchuſſes ging dahin, fi den Anträgen der Stäntsregierung gegenüber in 
den meiften Punkten theild in zuftinnmender, theils in entgegenfommenber 
Weife zu verhalten; formell aber in eine definitive Beihlußfaffung über 
Prinzipien und Präjudizialpunkte nicht einzutreten, jondern alle einzelnen 
Buntte bei Berathung der Artikel bes StGB. und bes PStGB., bei wel- 
hen fie einfhlagen, zu behandeln und zu erledigen und deßhalb nur ben 
Referenten Direktiven zur Behandlung ihrer Referate zu ertheilen. 

In der Sikung vom 9. März 1858 wurde von beiden Referenten in 
Anwefenheit der Minifter der Juftiz und des Innern Vortrag erftattet und 
der Entwurf der über Punkt 1, 2, 4, 6—8 bem Referenten für das StGB, 
zu ertheilenden Direktiven vorgelegt. Da ſich die, Staatsminifter auf eine 
eingehende Diskufjion nicht einließen, wurde der erwähnte Informations: 
entwurf einftimmig genehmigt und dem Staatsminifterium mitgetheilt. 

Zum Buntte 2 war die Zuftimmung zu den Anträgen ber Staats: 
regierung in Ausficht geftellt worden; zum Punkte 4 war weder Zuſtim— 
mung noch Ablehnung erklärt, fondern dem Referenten ber Auftrag ertheilt, 
die Inkonvenienzen nachzuweiſen, welche ſich gegenüber einer Reihe neuerer 
Spezialgeſetze durch die gewünſchte Erhöhung ber Marina ber Uebertret- 
ungeftrafen ergeben würden, um die Staatsregierung zur Zuftimmung zu 
ben deßfallſigen Beſchlüſſen beider Ausihüfje zu veranlafien; indefjen war 
man eventuell geneigt, auch in bdiefem Punkte nöthigenfalls auf das in ben 
neuen Gejeßbücyern angenommene Maß binaufzugehen. 

Zum 7. Punkte war beſchloſſen worden, die möglichite Ausgleihung 
mit den Beſchlüſſen der Kammer ber Reichsräthe zu eritreben. 

Ueber Punkt 3-und 5 wurden feine Beihlüffe gefaßt. 

Zum Punkte 3 Hatte der Referent für das PStGB. darauf hinge— 
wiefen, daß der Geſetzgebungsausſchuß nur zur Berathung ber Entwürfe 
von Geſetzbüchern zuftindig fei, und daß ihm jede Zuftändigfeit mangele, 
um über die Abänderung jonftiger zwifchen der Krone und ben Kammern 
vereinbarter Gefege, insbeſondere des Gerichtänerfafjungsgefeßes nom W. Juli 
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1850, in Berathung und Beihlußfaffung einzutreten, zumal nicht einmal 
ein formulirter Geſetzesvorſchlag hierüber vorliege. 

Zum Bunfte 5 Hatte der Referent daranf aufmerffam gemadt, daß 
derjelbe bei bevorftehender Berathung der I. Abtheilung des PStGB. in 
fürzefter Frift zur definitiven Beihlußfaffung gelangen werde, daß es ihm, 
dem Referenten, jedoch aus rechtlichen und politiihen Gründen unmöglich 
jei, die Wiederaufnahme ber Eörperlihen Züchtigung unter bie Bolizeiftrafen 
zu begutachten. 

In einer Zufhrift vom 11. März 1858 erflärten ſich die betheiligten 
Staatsminifter als durd die Erflärung vom 9. März nicht befriedigt 
und verlangten Fategorifh, daß der Ausſchuß über jümmtlihe in der Mit: 
tbeilung vom 5. März formulirte Bunkte fih in beftimmter, die angeregten 
Tragen Mar und vollſtändig erledigender Weife ausjprehe, bevor in die 
Beratung der I. Abtheilung des PStGB. und in die zweite Leſung des 
StGB. eingetreten werde. 

Dem Ausſchuſſe fhien es unmöglich, fich diefer befremdenden Jumuthung 
zu fügen. Er hielt es geſchäftsordnungsmäßig als abſolut unzuläffig, über 
Punkte abzuftimmen, welche theilmeife einen ganzen Komplex widjtiger De: 
tailfragen in ſich enthielten und auf eine Maſſe von Artiteln Einfluß hatten; 
er hielt es für eben fo unzuläffig, über allgemeine Gejeßgebungsgrundfäge ab: 
zuftimmen, fo lange die einzelnen Artikel, durch welche dieſe Grundſätze 
Geltung erhalten und Anwendung finden follen, nicht in formulirter Faf- 
ung vorliegen. Er hielt das Begehren einer bindenden Beſchlußfaſſung 
für eine nicht zu rechtfertigende Zumuthung, da vor der Schlußberathung 
der ganzen Gefeßesvorlage alle bisherigen Beichlußfaffungen nur als pro: 
viforifh anzuerkennen find, wodurd Fein Ausfhußmitglied gehindert wer: 
den fann, in einem fpäteren Stadium der Berathung feiner veränderten 
Anfiht und befjeren Ueberzeugung zu folgen; fo wie aud fein Ausſchuß— 
mitglied durch feine im Ausſchuſſe gegebenen Abftimmung gebunden werben 
fann, fondern bei Berathung und Beſchlußfaſſung in der Kammer feiner 
durd; die Verhandlungen gebildeten Ueberzeugung bei feiner Abftimmung 
entſprechen darf. 

In der Sitzung vom 12. März wurde eine durch den Ausſchußvor— 
ftand Grafen von Hegnenberg:Dur vorbereitete eingehende Erwider— 
ung beſchloſſen, welcher vollftändige Abjchrift des Beiprehungsprotofolles 
vom 6. März beigefügt war, woraus für „Jeden, der es verjtehen wollte, 
ar und in betailirter Weife erfehen werben konnte, in wie weit und in 
welchen Punkten auf die Nachgiebigkeit des Ausſchuſſes zu zählen war. 

Dur k. Entjchließung vom 20. März 1858 wurde die Aufhebung 
der Sigungen der Geſetzgebungsausſchüſſe verordnet und an demfelben Tage 
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verfünbet und vollzogen, weil fi aus den mit dem Geſetzgebungsausſchuſſe 
ber Kammer der Abgeordneten gepflogenen Verhandlungen die Ueberzeugung 
ergeben habe, daß ein Einverftändnig über entſcheidende Grundlagen ber 
Geſetzgebung nicht zu erzielen fei. 

Das Gejehgebungswerk war auf's Neue geſcheitert. 


Am 24. März erfolgte die Enthebung des MNeferenten des StGB. 
Dr. Weis vom Lehrjtuhle des Staatsrechtes und franzöfifhen Rechtes an 
der Univerfität Würzburg; deſſen Wahl zum II. Präfidenten der Abgeorb- 
netenfammer hatte im September 1858 die Auflöfung dieſer Kammer zur 
Folge. 

Die in dieſer Auflöſung liegende Appellation an das Volk wurde durch 
die im Dezember 1858 vollzogenen Abgeordnetenwahlen in unbezweifelbarer 
Weiſe beantwortet. Alle Mitglieder des Geſetzgebungsausſchuſſes wurden 
wieder erwählt, vier derſelben (Weis, Völk, Graf v. Hegnenberg— 
Dur und Edel) mehrfach, die dem geſetzlich verbürgten Fortſchritt ge: 
treue Kammermehrheit nahm verſtärkt ihre Sitze wieder ein. 

Dem in den Monaten Januar, Februar und März 1859 verſam— 
melten Landtage wurde keine Vorlage über das Geſetzgebungswerk gemacht, 
nicht einmal die Wahl der Geſetzgebungsausſchüſſe wurde veranlaßt, gleich— 
wohl ging auch dieſer Landtag nicht vorüber, ohne daß der Gang und das 
Schickſal der Ausſchußverhandlungen von 1897/,, nebſt den darauf ge 
feßten Regierungsmaßregeln der ernfteften Beſprechung unterjtellt wor: 
den wären, 

VO. Inzwiſchen hatte es der Weisheit des Königs gefallen, dem bie: 
berigen unbeilvollen Kampfe gegen die geſetzlich augeficherten Reformen durch 
einen jegensreichen Frieden zwijchen Krone und Volk ein Ende zu machen. 
Die in den Vorftänden der meiften Staatsminifterien eingetretenen Perſo— 
nalveränderungen hatten einen Wechſel im Regierungsſyſteme zur Yolge. 
Snsbefondere waren die neuberufenen Vorſtände des Staatsminiſteriums 
der Juſtiz, Freiherr von Mulzer, und des Staatsminijteriums bes In— 
nern, Mar von Neumayr, Männer, welche durch gleiches Vertrauen ber 
Krone, des Volkes und der überwiegenden Mehrheit beider Kammern ge: 
tragen, den Willen, die Kraft und den Muth befaßen, in einer ehrlichen 
Verwirklihung aller Zufidherungen des Geſetzes vom 4. Juni 1848, bie 
Grundlagen der Gefeßgebung u. f. w. betr., die Grundbedingung einer 
gedeihlichen Entwidelung des Staatölebens zu erbliden und ihre minifterielle 
Wirkſamkeit an dieje Aufgabe zu fegen. 

Schon während des im Juli 1859 zufammengetretenen kurzen Lanb: 
taged wurde die Wahl der Geſetzgebungsausſchüſſe eingeleitet, wobei bie 
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Kammer der Abgeorbneten ſämmtliche Mitglieder des früheren in den ihri- 
gen berief. 

Die Gefepgebungsausihüffe wurden auf 4. Juni: 1860 einberufen. 
Am felben Tage wurden die Entwürfe eines Strafgefegbuches, eines Po— 
lizeiſtrafgeſetzbuches und eines Gejeges, die Einführung ber beiden genann— 
ten Geſetzbücher betr., vorgelegt. Der erfte und britte Entwurf war von 
dem Juftizminifterialratbhe, jet Appellationsgerichtspräfidenten, L. v. Neu: 
mayr, ber zweite von dem Regierungsrathe im k. Staatsminifterium des 
Innern, von Dsberger, redigirt. Verh. d. K. d. Abg. v. 1859/61, 
Beil:Bd. I ©. 3—127. In der Ausſchußſitzung vom 5. Juni wurbe 
Dr. Weis zum Referenten für das StGB. und das Einführungsgefe, 
ih zum Referenten für das PStGB. erwählt. Der Gefeßgebungsaus: 
fhuß der 8. d. Reichsräthe erwählte den Staats: und Neichsrath von 
Maurer zum Referenten über das StGB., den Reichsrath v. Niet 
hammer zum Referenten über das PStGB. und den Staats- und Reichs: 
rath, Oberappellationsgerihtspräjidenten v. Heink zum Referenten für 
das Einführungsgejek. 

Die bis in die Periode des Zufammentrittes bes nächſten Landtages 
ſich erftredenden Berhandlungen beider Geſetzgebungsausſchüſſe wurden in 
rajcher Angriffnahme der Arbeiten durch Vorbereitung und Erftattung ber 
nötbhigen Referate und durch Berathung und Beihlußfaffung über das vorlie- 
gende Material in den Sitzungen ausgefüllt, wobei mit dem Strafgefeß: 
buche begonnen, mit dem PStGB. fortgefahren und mit dem Einführungs: 
gefeße geſchloſſen wurde, 

Mein Bortrag über die erfte Abtheilung des PStGB. wurde am 
19. Juli 1860 erjtattet, Verb. d. K. d. Abg. v. 1859/61, Beil.Bd. UI 
S. 142 — 166, die Befhlußfaffung darüber in den Sißungen vom 28. 
und 30. Juli erledigt, a. a, DO. Bd. II ©. 19 — 36. 


Am 6. Dftober 1860 wurde von mir ein zweiter Vortrag über die 
erfte Abtheilung. des PStGB., vorzugsweife durch Abänderungsvorſchläge 
von 12 Abgeordneten aus der Pfalz veranlaßt, erjtattet, a, a, O. Bd. UI 
S. 204 — 212. 


Am 9. Dftober 1860 wurde mein Vortrag über den befonderen Theil 
bes PStGB. erftattet, a. a. DO. Bdo. I ©. 212 — 258, und in 14 Aus: 
jhußfißungen vom 25. Oktober bis 16. November, a. a. ©. Bd. I 
S. 133 — 196, erledigt. 

Am 29. November 1860 wurde von mir ein dritter Vortrag unter 
dem Titel: Bemerkungen und Redaktionsvorſchläge zur zweiten Lefung bes 
PStGB. erftattet, a. a. DO. Bd. II ©. 299 — 304, und hierauf die zweite 
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Lefung in 7 Sikungen vom 4.— 14 Dezember 1860 erledigt, a. a. D. 
Bb.II ©. 204 — 241. 

Am 17, Dezember wurde nad Durchſicht der bisherigen Arbeiten und 
Annahme einiger neuer Modifikationen eine Zufammenjtellung der Rebal: 
tion des PStGB. mach den bisherigen Beichlüffen aufgeftelt und beren 
Mittheilung an den Geſetzgebungsausſchuß der K. d. Reichsr. beichlojjen, 
a. 0. O. Bd. II ©. 255 — 281. 

Um 14. Januar 1861 erftattete der Referent bes Gefehgebungsaus: 
ſchuſſes der K. d, Reichsr. feinen Vortrag über bas ganze PStGB. unter 
Zugrundlegung der Redaktion nach den Beichlüjien des Ausſchuſſes d. K. 
d. Ubg., Verb. d. Geſetzgebungsausſch. d. K. d. Reichsr. v. 1859/61, Beil: 
Bd. ©. 283 — 362, welde Redaktion mit Zuftimmung der Vertreter ber 
k. Staatsregierung auch bei der Berathung und Beihlußfaffung zu Grunde 
gelegt wurde, bie der Ausihuß der K. d. Reiher. in den Sitzungen vom 
25. und 26. Junuar 1861 erledigte, a. a. DO. Verb. Bb.I ©. 401 — 550. 

Am 6. März 1861 erftattete ich den fünften Vortrag über das 
PStGB., in weldem die abweichenden Beichlüffe des Gefehgebungsaus: 
fhufjes der K. d. Reichsr. und die nad) dem gegen Ende Dezember 1860 
erfolgten Zufammentritte des Landtages von vielen Mitgliedern der 8. d. 
Abg. eingereichten zahlreihen Abänderungsvorſchläge gewürdigt wurden, 
a. a. O. Bd. II ©. 323 — 356. 

Der Gejeßgebungsausfhuß der K. d. Abg. erledigte diefe Arbeit in 
8 Sigungen vom 11.—20. April 1861, bei welcher fämmtlihe Kammer: 
mitglieder zur Theilnahme berechtigt waren, wovon auch der größere Theil 
wirklich Gebrauch machte und in lebhafter Weiſe in die Diskuffion eingriff, 
a. a. O. Bd. II ©. 365—420. 

An 6. Mai 1861 wurden die neu gewonnenen Reſultate dem Geſetz— 
gebungsausihufie der K. d. AR. mitgetheilt, » dejfen Referent ſchon am 
18. Mai hierüber einen zweiten Vortrag erftattete. Verb. des GGA. der 
K. d. AR. 18%),, Beil.Bd. S.524—650. Die Beſchlußfaſſung im reichs— 
räthlihen Ausſchuſſe und die Mittheilung der Bejchlüffe an den Ausſchuß 
der anderen Kammer erfolgte am 27. Mai 1861. 

Nach Maßgabe des Gefeßes vom 12. Mai 1848 über die Behandlung 
der Entwürfe neuer Geſetzbücher traten die Ausfchüfje beider Kammern zu 
gemeinihaftlihen Situngen zur Berathung und Erledigung der in den Bis: 
herigen Verhandlungen beſtehen gebliebenen Differenzpuntte-zufammen. In 
den gemeinfchaftlihen Situngen vom 10. und 11. Juli 1861 (Verb. d. K. d. 
Abg. Beil.:Bd. II &.481—519) wurden ſämmtliche Differenzpuntte bejei- 
tigt, und über das ganze PStGB. übereinftimmende Gefammtbefchlüffe 
erzielt, welches glüdliche Nefultat auch bezüglih des StGB. und bes Ein- 
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führungsgejeges in den vorausgehenden und nachfolgenden Situngen er: 
reicht wurde, 

Gemäß Art. X des Gef. vom 12. Mai 1848 wurden die drei Ent- 
würfe in der nach dem vorliegenden Geſammtbeſchlüſſen redigirten Yafjung 
nunmehr der Entſchließung der f. Staatsregierung unterbreitet. . Dieje Re 
daftion findet fi im den Verb, d. K. d. Abg. Beil.:B, II ©, 379—467. 
Die wahrhaft königliche Entjchließung hierauf wurde in der Zufchrift der 
Staatsminijter der Juftiz und des Innern vom 5. Septbr. 1861 a. a. O. 
©. 468 der Kammer mitgetheilt. Ungeachtet die Regierungsvorlagen zahl: 
reihe und wejentlihe Abänderungen erlitten hatten, die vorzugsweije das 
PStGB. und das Einführungsgejeg betrafen, ungeachtet namentlich im 
PStGB. der midtigfte und fchwierigfte Theil der I. Abtheilung, die Ma: 
terie von dem Verordnungsrechte in Polizeiftraffadhen und von den Zwangs— 
befugnifjen der Polizeibehörden, vollftändig umgejtaltet war, und der bejon: 
dere Theil des PStGB. faſt durdhgängig eine nicht blos redaktionelle Um— 
arbeitung, jondern eine Umbildung in anderem Geiſte durchgemacht hatte, 
wurde zu ſämmtlichen Geſammtbeſchlüſſen mit Ausnahme zweier Punkte 
von verhältnigmäßig untergeordneter Bedeutung, von denen der eine Art. 204 
des PStGB., der andere Art. 61 des Einführungsgefeßes nad der Faſ— 
jung der Ausſchußbeſchlüſſe betrafen, in dev großartigiten Weife die Zujtun: 
mung erklärt. 

Nachdem ich in einem motivirten Berichte vom 6. September 1861 
den Antrag gejtellt hatte, dem Antrage der E. Staatsregierung in Bezug 
auf Art. 204 des PStGB. zu entjpreden (a. a. D. ©. 468 und 469) 
und ähnliche Anträge auch in Bezug auf Art. GL des Einführungsgejebes 
von dem Referenten Weis geitellt worden waren, wurden in der erhebenden 
öffentlihen Sitzung der K. d. Abg. vom 10. September 1861 die drei Ge: 
jeßeöwerfe nach den Beſchlüſſen der Ausſchüſſe, mit den beiden Aenderungs: 
vorfchlägen der Staatsregierung ohne eigentliche Diskuffion mit impofanter 
Stimmenmehrheit angenommen, das StGB. und Einführungsgejeg mit 119, 
das PStGB. mit 120 Stimmen bei der Anwejenheit von 122 Abgeordneten. 

In der öffentlihen Sigung der K. d. RR. v. 12. September 1861 
erfolgte diefe Annahme mit Stimmeneinbeit, 

Somit war der Beweis geliefert, daß, wenn man über jene Grund: 
jäge, welche die unentbehrlihe Grundlage des ganzen Werkes bilden, ins 
Reine gefommen iſt, bei redlichem nur auf die Sache gerichteten guten 
Willen, bei gegenfeitiger Mäßigung und alljeitigem Gntgegenfommen die 
Mitwirkung vepräjentativer Körperjchaften kein Hinderniß bildet, um für das 
Leben brauchbare, mit Konſequenz durchgearbeitete Gejeßgebungswerte von 
größerem Umfange zu Stande zu bringen. 

2* 
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Das PStGB. erhielt mit dem StGB. und dem Einführungsgejeße 
in dem Landtagsabjchiede vom 10. November 1861 Abſchn. I $. 5 die kö— 
nigliche Sanftion und wird genfeinfam mit diefen wie mit dem allgemeinen 
deutichen Handelsgeſetzbuche und den Geſetzen vom 10. November 1861 
über Gerichtsverfaffung und Notariat feine langerſehnte Wirkfamkeit im 
Leben des Volkes am 1. Juli 1862 beginnen, 

Quod felix faustumque sit! 


g. 2. 

Zwed des Polizeiſtrafgeſetzbuches; Verhältniß deifelben zum älteren Po: 

Vizeiftrafrechte und zur Straf» und Spezialgefeggebung; Quellen und 
Geift dejlelben. 


Die allgemeine Aufgabe dieſes Gejeßbuches war eine möglichſt voll 
ftändige Codifizirung des geltenden Polizeijtrafrechtes in ber Beſchränkung 
defjelben auf wirkliche Polizeiübertretungen. Man hatte ſich überzeugt, daß 
ben Gebrehen des bisherigen Zuftandes nur durch ein allgemeines, bie 
jämmtlichen polizeilichen Straffälle in allen einfchlägigen Beziehungen mög: 
lichſt vollftändig und erichöpfend behandelndes Geſetzbuch abgebolfen werben 
fönne, welches den Staatsbürger über den Umfang feiner dur Strafe er: 
zwingbaren Pflichten, den Polizeibeamten über Inhalt und Umfang jeiner 
Befugniffe, den Richter über die von ihm anzumendenden Rechtsgrundſätze 
klar und vollftändig belehrt und eine richtige Gränzlinie zwifchen dem Er: 
laubten und jener Handlungsweife zieht, die aus polizeilichen Rückſichten ver: 
boten ift oder verboten werden kann. 

In Folge diefer Beſchränkung ber Aufgabe wurden: 

1) alle geringeren Rechtsverlegungen, welche bisher als Polizeiüber: 
tretungen behandelt waren oder nad) dem Syſteme der früheren Entwürfe 
als ſolche behandelt werden follten, ausgefchieden und theild dem StGB. 
einverleibt, theil$, joweit deren Beitrafung durch Spezialgefepe geregelt ift, 
als Vergehen oder als Mebertretungen im Sinne bed StGB. durdy das 
Einführungsgejeg erklärt, mit Ausnahme jener Fälle, die in Zukunft gar 
nicht mehr als Gegenjtinde des Strafrechtes betrachtet werden follten, 
3. B. Wucher; 

2) deßgleichen wurden alle ſtrafbaren Handlungen bei Seite gelaſſen, 
welche nicht einen ſtrafbaren Ungehorſam gegen polizeiliche Gebote oder Ver— 
bote ſondern eine Verletzung fiskaliſcher oder militärhoheitlicher Rechte des 
Staates enthalten, und in beſonderen Geſetzen die Quelle ihrer Beurtheilung 
finden. 

Dagegen ſollten alle wirklichen Polizeiübertretungen, welche ſich als ein 
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ſtrafbarer Ungehorſam gegen die aus Rückſichten der öffentlichen Sicherheit, 
der öffentlichen Ordnung oder des Gemeinwohles legal erlaſſenen Anord— 
nungen charakteriſiren, mit möglichſter Vollſtändigkeit gegriffen werden, 
Diefer Grundjag wurde mit möglichiter Konſequenz und nur mit folgenden 
Ausnahmen durhgeführt: 

1) Jene Rechtsgefährdungen, welche zwar am fi nod feine Rechts: 
verlegung und aud) nicht einen im Sinne des SGB, Art. 47 ftrafbaren 
Berjud einer ſolchen enthalten, für welche aber wegen hoher Gefährlichkeit 
und jchwerer Strafbarfeit eine Uebertretungsftrafe nicht zu genügen fchien, 
wurden ald Vergehen in das StGB. eingereiht, 3. B. in Art. 119, 120, 
174, 187—190, 248, 249, 270, 312, 323 —325, 333, 361 Abi. 1, 363 
Abi. 1. 

2) Einzelne Polizeiübertretungen wurden wegen innigen Zujammen- 
hanges mit den im StGB. behandelten Rechtsverlegungen in biejes herüber: 
genommen, ungeachtet es bei einer Uebertretungsitrafe verbleibt, 3. B. im 
Art. 289 Abf. 2 und im Art. 363 Abf. 2, im erjten der dajelbit behan- 
beiten Fälle, 

Das Gejebbuh zerfällt ſyſtematiſch in einen allgemeinen und beſonde— 
ren Theil. 

Der eritere, die Art. 1—46 umfafjend, bezwedt, den Umfang und bie 
Grenzen der Polizeiftrafgewalt mit Einſchluß der Rechte zur Erlafjung der 
mit Strafwirfjamfeit beffeidveten Polizeivorschriften, das Strafſyſtem und die 
allgemeinen Rehtsgrundfäge für alle Arten von Polizeiübertretungen feſt— 


zuſetzen. 

Die allgemeinen Beſtimmungen für Polizeiübertretungen zerfallen in 
2 Gruppen: 

a) in ſolche, welche nur auf Polizeiübertretungen Anwendung finden 
ſollen; 


b) in ſolche, welche für das Polizeiſtrafrecht und das übrige Strafrecht 
gemeinſam ſind. 

Das PStGB. hat nur die Vorſchriften der erſteren Art in ſich auf— 
genommen, Beſtimmungen, von welchen entweder im allgemeinen Theile des 
StGB. nichts vorkommt, weil daſelbſt kein Bedürfniß derſelben beſteht, wie 
jene in Art. 28—30, 32—45 bes PStGB., oder ſolche, bei denen es 
zwedmäßig jchien, ven Grundſatz der I. Abtheilung des StGB. aus Rück— 
ſicht auf die eigenthümliche Natur der Polizetübertretungen durch andere 
Beitimmungen zu erjeßen , wie die Vorfchriften der Art. 1—27. 

Alle in der I. Abth. des PStGB. enthaltenen Normen find nad der 
Abſicht des Geſetzgebers für alle Arten von Bolizetübertretungen anwendbar 
ohne Rückſicht darauf, ob die Quelle für deren Beurtheilung im PStGB. 
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ober in einer nadı Maßgabe deſſelben giltigen Verordnung oder polizeilichen 
Vorſchrift oder in einem Spezialgeſetze zu finden ift, fo weit nicht m ber 
I. Abtheitung des PStGB. felbit ein Vorbehalt zur Aufrehthaltung der 
befonderen gejeglichen Beftimmungen in einzelnen Materien gemacht ift. 
PStGB. Art. 1 verglichen mit den Motiven zum Entw. $. 2 Abi. 2. 

Die Vorſchriften der zweiten Art find in der I. Abtheilung des StGB. 
enthalten, auf welche als Ergänzungsrechtsglelle das PStGB. Art. 31 
verweist, jedoch nur foweit, als über diefelbe Materie nicht abweichende Be: 
fimmungen im PStGB. oder in einem Spezialgefege enthalten find. 
Motive zum Entw. $. 3 Abf. 2. 

Die 2. Abtheilung Art. 47—231 enthält die befonderen Beitimmungen 
für die einzelnen Arten ber Polizeiübertretungen, weldye nad) ben Haupt: 
gruppen ber durch biefelbe gefährbeten Rechte oder polizeilihen Aufgaben 
in 16 Hauptftüde abgetheilt find. 

Wiewohl hier die möglichite Spezialifirung und geſetzliche Fixirung 
feitender Grundgedbanfe war, fo fonnte berfelbe gleichwohl nit in allen 
Fällen durchgeführt werden. Nach ihrer formalen Behandlung zerfallen bie 
in das PStGB. aufgenommenen Uebertretungen in drei Gruppen. | 

Für einen Theil ber Polizetübertretungen enthält das Geſetzbuch felbit 
die vollſtändige Darftellung der jtrafbaren That oder Unterlaffung nebjt 
der Androhung einer bejtimmten Strafe. Diefes ift allentbalben der Fall, 
wo ber Gegenitand für eine allgemeine geſetzliche Beitimmung von voraus: 
ficytlich länger bauernder Brauchbarkeit und Anwendbarkeit bereift erjchien. 

Tür einen anderen Theil des Polizeiftrafrechtes hat das Geſetzbuch nur 
die allgemeine Natur jener Handlungen oder Unterlaffungen, welche unter 
Polizeiftrafe verboten find oder verboten werben können, bezeichnet und die 
Uebertretungsftrafe geregelt, während die Erlafjung und nähere Präzifirung 
der zur Erfüllung der polizeilichen Aufgabe erforderlihen Anordnungen ber 
durdy Verordnung oder polizeilihe Borfchriften eingreifenden Verwaltung 
überlafjen ift, deren Kompetenz, jo weit fie das Recht zur Erlaſſung allge 
meiner, mit gefepliher Wirkung befleideter Anordnungen enthält, zugleich 
im Gefegbuche normirt wurde. Der Thatbeftand bejteht bier in der Nicht: 
beobadytung der auf Grund bes Geſetzes in beftimmter Richtung erlaffenen 
Borfhriften und feßt die vor ber That erfolgt geweſene Erlaſſung und Ver— 
fündung jener VBorfchriften voraus, mofür das Geſetz nur die Berechtigung, 
nicht aber eine Nöthigung enthält. Diefer Weg wurde in allen Fällen ein: 
gehalten, wo die zu erlaffenden Gebote oder Verbote dem Wechfel unter: 
liegen, wo diejelben noch nicht abfolut feftgeftellte Erfahrungen, no. nicht 
abgeſchloſſene technifche Borausfegungen zur Grundlage haben, oder wo 
biefelben ſich nach provinziellen oder örtlichen Verhältniſſen, Bebürfnifjen 
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und Gewohnheiten werfchiebenartig zu geftalten haben, ober wo fie 
im ungzertrennbaren Zuſammenhange mit adminiftrativen Anordnungen 
fteben, deren Erlafjung ſich wegen Beränderlichfeit der Verhältniſſe und 
Bedürfniffe nicht zu einer dauerhaften und ſchwer umzugeftaltenden gefeß- 
lihen Regelung eignet. Motive zum Entwurf $.2 Abi. 3—7. 

Bei einem dritten Theile der Polizerübertretungen bat ſich das Geſetz— 
buch begnügt, lediglidy auf die in einem bejtebenden polizeilihen Spezial 
gejege enthaltenen Strafbeitimmungen zu verweilen, 3. B. in Art. 155, 
164, 177, Abf. t, 197 Abſ. 5, 229, Abſ. 1, 230. Diefes ift allenthalben 
geſchehen, wo eine beftimmte Materie des Polizeirechtes durch neuere Spe— 
zialgefege geregelt ift, für derem Revifion fein momentanes Bebürfnig be: 
ftebt, und in welchen neben den gefeglicdy geregelten abminijtrativen Anord— 
nungen zugleich die Strafbeftimmungen für die Zuwiderhandlung gegen bie 
abminiftrativen Vorſchriften vorfommen, wo die Trennung ber Strafbeftim- 
mung von ben leßteren nicht nur unzweckmäßig wäre, fondern aud bie 
Strafbeftimmung ſelbſt unverftändlih und ein ſtetes Zurüdgreifen auf die 
fonneren verwaltungsrechtlichen Vorſchriften unerläßlid machen würde, 
3. B. in der Materie der Forſt- und Jagdpolizei, der Wafjerpolizei, 
der Brandverficherungspolizei, der polizeilichen Mafregeln in Bezug auf 
Bierfubwefen und Biertaren. 

Hier bat die Mllegirung im PStSB., foweit damit nicht eine Ergän- 
zung lüdenhafter Strafbeitimmungen verbunden wurde, nur die Bedeutung, 
die Aufrechthaltung der betreffenden Spezialgefege außer Zweifel zu ftellen 
und eine möglichit erfchöpfende Leberfiht ſämmtlicher als Polizeiübertretun: 
gen ftrafbarer Handlungen zu geben. Motive zum Entw. $.2 Abſ. 2. 

Sleihwohl hat das PStGB. darauf verzichtet, alle nad) Spezialge: 
fegen zu beurtheilenden PBolizeiübertretungen erfhöpfend und ausſchließlich 
im PStGB. anzuführen. Aus überwiegenden Zwedmäßigkfeitsgründen 
ſchien es angemefjen, nicht alle aufredhtzuerhaltenden ſpezialgeſetzlichen Straf: 
bejtimmungen im PStGB. felbft, ſondern einen Theil derfelben im Art. 3 
des Einf. Ge. ald aufreht erhalten zu erklären. Diefes ift namentlich ‚da 
gefhehen, wo irgend eine Nenderung der bisherigen fpezialgejeglihen Nor: 
men oder eine Klafjifizirung der Zuwiderhandlungen unter verjichiedenen Stu: 
fen der ftrafbaren Handlungen als ſachgemäß erfchien. 

Bei Abfafjung des Einf.:Gef. beftand die Abficht, bei den auf Grund 
des Art. 3 in Geltung bleibenden Spezialgefeßen, jo weit ſich biefelben auf 
Polizetübertretungen bezichen, fo viel thunlicy dieNatur der in Frage ftehen: 
ben Webertretungen als Polizeiübertretungen durdy eine ausbrüdliche Ge: 
ſetzesvorſchrift feitzuftellen, wie dies in Art. 8, 10, 11, 12, 14, 15, 16, 
Abf. 1 u. 5 geichehen iſt. Da es jedoch als möglich erachtet wınde, daß 
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in dem weiten Rahmen des Art. 3 auch noch andere auf wirkliche Poli: 
zeiübertretungen Bezug babende fpezialgefeglihe Strafbeftimmungen begrif: 
fen fein könnten, an die momentan nicht gedacht wurde, fo wurde durch bie 
generelle Klaufel des Art.7 Abſ.2 des Einführungsgejeges dem Richter die 
Ermächtigung eingeräumt, aus ber Natur ber ftrafbaren That deren Cha— 
rafter als PBolizeiübertretung feftzuftelen. Eine materielle Bedeutung hat 
der Umſtand nicht, ob eine fpezialgefeglihe Strafbeftimmung für Polizei: 
übertretungen durd das PStGB. oder durd Art. 3 des Einf.:Gef. auf: 
recht erhalten ift, namentlidy richtet fich die Anwendbarkeit der I. Abtheilung 
des PStGB. auf ſolche Uebertretungen nad) gleichen Grundfägen. 

Aus der bisher gefchilderten Tendenz de8 PStGB. ergibt fidy mit 
Folgerichtigkeit deſſen Verhältniß zum älteren Polizeiftrafrechte. 

Es beftand die Abfiht, mit dem Wufte des DBeralteten aufzu: 
räumen, fo viel als möglich tabula rasa zu machen, mit ber Bergangen- 
beit abzufchließen und einen neuen Zeitabjchnitt der Entwidelung bes Bo: 
lizeiftrafrechtes zu begründen, deſſen Mittelpunkt das PStGB. jelbit 
bildet. 

Konjequenzen bievon find: 

1) Handlungen und Unterlaffungen, welche bisher in den Randestheilen 
diesfeits des Rheines oder in der Pfalz als Bolizetübertretungen ftrafbar 
waren, find nur dann als folde zu behandeln, wenn fie 

a) in dem PStGB. jelbft ihre Stelle gefunden haben oder 

b) wenn die älteren fpezialgefeßlihen Strafbeltimmungen durch das 
PStGB. oder durch Art. 3 des Einführungsgefeßes aufreht erhalten find, 
und wenn zugleih die Natur der That als Polizetübertretung durdy Alle: 
girung der Strafbeftimmung im PStGB. oder durd eine ausdrückliche 
Vorſchrift des Einf.» Gef. oder auf Grund ber fubjidiären Vorſchrift des 
Art. 7 Abſ. 2 des Einf.-Geſ. außer Zweifel fteht. Alle übrigen bisherigen 
Polizeiübertretungen, welche weber unter diefe Vorausſetzungen fallen, noch 
in das StGB. als Vergehen oder Uebertretungen berübergenommen wor: 
den find, noch auf Grund des Art.3 jtrafbar bleiben, jebbch nach Maßgabe 
des Einführungsgeſetzes als Vergehen oder Uebertretungen im Sinne des 
StGB. zu behandeln find, fallen der derogatoriſchen Klauſel des Einf.Geſ. 
Art, 2 anheim. 

Strafbare Handlungen melde bisher Polizeiübertretungen waren, 
fünftig aber nad) dem StGB. oder dem Einf.:Gef. ald Vergehen ober 
Mebertretungen im Sinne des StGB. zu erachten find, haben damit gefeß- 
lid den Charakter von Polizeiübertretungen verloren, und find nicht ber 
I. Abtheilung des PStGB. fondern jener des StGB. felbit dann zu uns 
teritellen, wenn fie ihrer inneren Natur nad unter den theoretiſchen Begriff 
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ber Polizetübertretungen fallen und aud nur mit einer Webertretungsftrafe 
bedroht jind. 

2) In Bezug auf alle Punkte, für welhe dag PStGB. Beltimmun: 
gen getroffen hat, ohne die bisher bejtandenen Beſtimmungen ausdrücklich 
als aufrecht erhalten zu erklären, geht das PStGB. als das neuere Geſetz 
dem älteren Rechte vor. Dies gilt nicht allein felbjtverftändlich für die 
einzelnen Polizeiübertretungen, deren Thatbeitand und Strafe das PStGB. 
jelbjt bejtimmt, womit natürlid Alles bejeitigt it, was bisher in berfelben 
Materie gegolten hatte, ſondern aud für die in ber I. Abtheilung bes 
PStGB. enthaltenen allgemeinen Beftinnmungen. 

Mande der in Wirkſamkeit verbleibenden älteren Spezialgejeße für 
Polizeiübertretungen enthalten nicht blos ſolche Bejtimmungen, welde im 
bejonderen Theile der Strafgefegbüher vorzufommen pflegen, fondern mehr 
oder minder eigenthümliche Beitimmungen von allgemeinerer Natur, welche 
gewöhnlich in dem allgemeinen Theile der Strafgejegbüher ihre Stelle fin: 
den, 3. DB. über Berjährung, Teilnahme, Begünftigung, Zufammenfluß 
mehrerer verwirfter Strafen, Umwandlung von Geld: in Freiheitsſtrafe 
u. dergl. B 

Nach der in den Motiven zum Entw. des PStGB. $.2 Abf. 2 aus: 
brüdlich erflärten durd Art. 1 des PStGB. in gejeglicher Verfügung aus: 
gedrüdten, und in der Defonomie der I. Abteilung des PStGB. erfenn: 
baren Abficht des Gefeßgebers ging defien Wille dahin, aud die in den 
älteren Spezialgejegen enthaltenen allgemeinen Strafrehtsgrundfäge zu 
fihten und diefelben durd die im PStGB. felbft nicdergelegten allgemeinen 
Beftimmungen zu erjegen, fo weit es nicht aus überwiegenden Gründen 
geboten jhien, für einzelne Klafjen von Polizeiübertretungen abweichende 
bejondere Beitimmungen aufzuftellen oder die älteren beizubehalten. 

Es läßt ſich daher der ſpäter noch näher zu befpredhende Grundſatz 
aufjtellen: 

Wo bei einer Vorſchrift der I. Abtheilung des PStGB. der Vor: 
bebalt befonderer Beftimmungen nicht gemacht ift, erfcheint die Vor: 
ſchrift als eine abjolute, welche nicht blos für die im PStGB. fon: 
dern auch für die in einem älteren Spezialgefege behandelten Boli- 
zeiübertretungen bem älteren Rechte vorgeht. 

Wo dagegen einer Vorfchrift der I, Abtheilung des PStGB. der 
Vorbehalt befonderer Beftimmungen beigefügt ift, findet dieſe Vor 
ſchrift auf die in älteren Spezialgefeben behandelten Bolizeiübertre- 
tungen nur jubjidiäre Anwendung, injoweit im betreffenden Spezial: 
geſetze jelbft nichts Anderes verordnet ift. 

Der erite Satz gilt jeboh nah PStGB. Art. 1 und den Motiven 
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zum Entw. F. 2 Abf. 2 nur für jene allgemeinen Strafrechtsgrundſätze, 
welhe im PStGB. ſelbſt ausgeſprochen find, nicht für jene, welche jubfidiär 
aus der I. Abtbeilung des StGB. entlehnt werben müſſen. Für letztere 
ergibt fi vielmehr aus Art. 31 des PStGB. und aus F. 3 Abf. 2 der 
Motive die Regel, daß bdiefelben nur dann anwendbar find, wenn mweber 
im PStGB. noch in einem Spezialgefeße eine andere Vorſchrift enthal- 
ten ift. : 

Der Sat, baf eine jürgere allgemeine Vorfchrift den abweichenden 
Spezialbeftimmungen des älteren Rechtes nicht derogire, ift nur dann 
wahr, wenn ber Gefeßgeber nur die ältere Regel durch eine neuere erſetzen 
wollte, ohne hiebei die von ber älteren Regel abweichenden Spezialbeftim- 
mungen in’® Auge zu faſſen. Wo aber der Gefeßgeber eine neue allge: 
meine Vorſchrift in der erflärten ober erweisbaren Abficht erläßt, nicht blos 
die ältere Regel, ſondern aud die daneben beftandenen verfchiebenartigen 
Spezialbeftimmungen dur bie neue allgemeine Vorſchrift zu erjegen, wie 
dies bei allen ohne Vorbehalt erlaffenen Beftimmungen der I. Abtheilung 
des PStGB. Handgreiflih der Fall ift, gebt ber durch die neuere Norm 
geoffenbarte Wille des Gefehgebers dem älteren Rechte vor. 

Ueber bie Fortdauer des älteren Polizeirechtes für jene Fälle, bezüg- 
li deren das PStGB. oder ein anderes Gefeb auf Verordnungen ober 
polizeiliche Vorfchriften verweift, hat Art. 45 des PStGB. Regeln aufge 
ftellt, in deren Folge die vorhandenen älteren Vorfchriften bis zur Erlaffung 
neuer theilweiſe proviforifch beftätigt find, theilweiſe fofort ihre Wirkſam— 
feit verlieren werben. 

Die Quellen, aus weldhen das PStGB. geſchöpft hat, find zunächſt 
das in den Randestheilen biesfeits des Rheins bisher in Geltung gemefene 
Polizeiftrafrecht nebft den einfchlägigen Beftimmungen des Code pénal und 
jener Spezialgefege, auf welchen bisher das Polizeiftrafrecht der Pfalz be: 
rubte. Daneben bat ſich der Entwurf an die Älteren Entwürfe von 1827, 
1831, 1851 und 1855 angelehnt, und die Entwicelung berüdfichtigt, welche 
dem Polizeiftrafrechte durch die neuere Gefeßgebung anderer beutfcher Staa: 
ten, in ben Polizeiftrafgefeßbüchern von Württemberg, Hannover, Groß: 
berzogthum Heflen, Braunfchweig und den Strafgefeßbüdern für Oeſter— 
reih, Preußen und Sachſen zu Theil geworben ift. In vielen Materien 
bat jedoch das Geſetzbuch einen felbftändigen, durch wiſſenſchaftlich und 
praktiſch berechtigte Anforderungen gerechtfertigten Weg eingeſchlagen. 

Seinem Geifte nad; fucht das Geſetzbuch dem praktiſchen Bebürfnifie 
der Bolizeiverwaltung mit Verzichtleiftung auf unnütze, ameifelhafte und 
veratoriiche Mafßregeln, mit Schonung ber Intereffen der bürgerlichen Frei: 
heit und perfönlihen Berechtigung und mit Maßbaltung in den Strafmit: 
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ten gerecht zu werden. Schon ber Entwurf hatte fi durch eine freiere, 
der Derrfchaft des Geſetzes zufagende Richtung vor feinen Vorgängern, na: 
mentlih dem Entwurfe von 1855, vortbeilhaft ausgezeichnet. Gleichwohl 
batte derjelbe ſich vielfach noch nicht von veralteten polizeilichen Traditionen 
loszufagen vermodt. In diefer Beziehung ift durch die in Folge ber Ars 
beiten ber Geſetzgebungsausſchüſſe veranlaßten Nenderungen reichlich nach— 
geholfen worden. Mit der Verminderung der Artikelzahl und mit der ins 
neren Umgeftaltung zahlreicher Artifel ift eine wejentlihe Beſchränkung des 
Gebietes der aus polizeilichen Gründen ftrafbaren Handlungen herbeigeführt 
worben. Durch Beichränfung des Thatbejtandes vieler Pokizetübertretun: 
gen, durch Zulafjung zahlreiher Ausnahmen und Entihuldigungsgründe, 
durch Herabjegung des Strafmarimums bei den weitaus meiften Mebertre: 
tungen in Verbindung mit ber Erweiterung bes richterlihen Strafausmef- 
fungsrechtes ift dem ganzen Geſetzbuche ein milderer, ber Billigfeit und Ge— 
rechtigfeit buldigender, ber Freiheit der individuellen Berechtigung günfti- 
derer Geift angebildet worden. 

Das Spftem ber Strafarten ift höchſt einfah. Die zuläffigen Straf 
folgen find ſehr beſchränkt. Nur ſolche Straffolgen, welche für jebe ein- 
zelne Webertretung geſetzlich firirt find, können im Anwendung gebracht wer: 
den, deren Eonfreter Gebrauch ſetzt aber in jedem einzelnen Falle ein deren 
Anwendung ausſprechendes oder zulaffendes richterliches Urtheil voraus, 
Selbſt von den zuläfligen it im Geſetzbuche nur ein fparfamer Gebrauch 
gemacht. 

Das im Gefehbuche als zuläffig angenommene höchſte Maß der Po— 
Iigeiftrafen zu 150 fl. an Geldftrafe und 42 Tage Arreft in Berbindbung 
mit dem Umftande, daß das Bolizeigericht, welches in I. Inſtanz von einem 
Einzelnrichter verwaltet wird, in manden Fällen die Zuläffigkeit der ſchwe— 
ren Straffolgen der Bolizeiauffiht umd der Verwahrung im einer Polizei: 
anftalt ausfprehen darf, hat namentlid in der Pfalz eine Reaktion ber: 
vorgerufen, welche in ber Preſſe wie in den am 9. September 1860 von 
12 Abgeordneten aus der Pfalz eingereichten Bemerkungen und Abände— 
rungsvorfchlägen (Berb. d. K. d. Abg. v. 1860/61 Beil.:Bb. IE ©. 259 f.) 
Ausdruck erhielt. 

In ber That läßt ji gegen bie angenommenen Maxima der Polizei- 
ftrafen wegen des damit zufammenhängenden weiten Umfanges der einzeln: 
richterlihen Zuftändigfeit Manches eimmenden. Die beiden Gejeßgebungs- 
ausſchüſſe Hatten füh in den Verhandlungen von 1856, 1857 und 1858 für 
die Beihränfung der Magima auf 100 fl. an Geldftrafe und 30 Tage 
Arreft ausgefprohen. Allein da die Staatsregierung auf die Erhöhung der 
Marima einen befonderen Werth legte, da bei einem Wibderftreite der Anz 
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fihten mehrerer Gefebgebungsfaktoren ein Fortgang. der Geſetzgebungsarbei— 
ten durch gegenfeitiges Entgegentommen und gegenfeitiges Nachgeben bes 
dingt ift, fo fehien die Frage, ob 100 fl. oder 150 fl. an Geld, 30 oder 
42 Tage Arreft das Magimum der Bolizeiftrafe zu bilden haben, nicht fo 
erbeblih, um davon das Schickſal des Geſetzbuches abhängig zu machen, 
zumal die Staatsregierung früher höhere Mazima in Anfprucd genommen 
hatte, und gegen bie in ben Entwürfen von 1851 und 1855 feitgehaltenen 
ſchon um die Hälfte der damals geforderten zurüdgegangen war. 

Zudem konnte nicht verfannt werben, daß faft alle neuere Polizei 
ftrafgefeßgebungen das Bedürfniß gefühlt haben, theils ähnliche, theils 
höhere Maxima ber Bolizeiftrafen in Anwendung zu bringen. In Breußen, 
wo man nidyt minder wie in Bayern genöthigt war, die Bebürfniffe und 
Anfhauungen eines an franzöfiihe Staatseinrichtungen und Geſetzgebung 
gewohnten Landestheiles zu berüdfichtigen, bat man das Marimum ber 
Arreftitrafe auf 6 Moden, jenes der Gelbftrafe auf 50 Thlr.— 87 fl. 30kr. 
feftgeftellt,, allein von biefen höchſten Strafgrößen ift ein weit reidherer Ge: 
brauch gemadt, als im bayerifchen Rechte; jene Fälle, die nach bayer. 
PStGB. mit dem Magimum bedroht find, fallen im preußifhen Rechte 
größtentheil® unter bie Vergehen. Auch in Preußen ſah man fi durch 
Ergebniffe der Erfahrung genöthigt, durch eine Novelle vom 14. April 1856 
den Einzelnritern die Unterfuhung und Aburtheilung faft berfelben ftraf: 
baren Handlungen, welche nad) dem bayer. PSIGB. bie Zuläffigkeit der 
Polizeiaufficht oder polizeilichen Verwahrung zur Folge haben (Landſtreicherei, 
Bettel, Arbeitsfhene), zu geftatten, ungeachtet diefe Thaten nad) preußi- 
ſchem Rechte größtentbeild Vergehen find und weit fchwerere Hauptftrafen 
zur Folge haben fönnen. Die meiften übrigen Polizeiftrafgefeggebungen 
haben weit höhere Marima in Anwendung gebradt. Weberbies bat das 
PStGB. in feinem befonderen Theile die Zuläffigkeit diefer Straffolgen 
immer nur im Kalle bes Rückfalles oder der Wiederholung nad erlittener 
Strafe anerfannt und biefelbe auf fo wenige und auf ſolche Arten von 
Mebertretungen befchränft, daß auch hierin ein Mißgriff von Seite des Po: 
lizeirichters nicht leicht möglich ift; der jedenfall® durch bie Berufung an ein 
Kollegialgeriht, fo wie durch das vernünftige Ermefjen der Polizeibehörben 
unſchädlich gemacht werben könnte, welche von den zugelaffenen Aufſichts— 
und Verwahrungsmaßregeln nur dann Gebraud zu machen haben, wenn 
fie von der Nothwendigkeit und Zwedmäßigfeit derfelben überzeugt find. 

Bon den in Art. 5 und 6 zugelafienen höchſten Größen der Polizei: 
itrafe ift im befonderen Theile ein fo fparfamer Gebraud gemacht worden, 
daß bdiefelben wie eine feltene Ausnahme erfcheinen und ber praftifche Werth 
des prinzipiellen Zugeftändnifjes als ein fehr geringer erfhheint. Die Härte 
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oder Milde eines Strafſyſtemes hängt jedoch nicht allein von dem Betrage 
der Strafmaxima ab, ſondern in höherem Grade von der Beſchaffenheit 
der Strafminima und von den Befugniſſen, welche dem Richter bei Ermitte— 
lung der Schuld und Strafbarkeit und bei der Strafausmeſſung eingeräumt 
ſind. In dieſer Beziehung hat das Geſetzbuch mehr gethan, als irgend 
ein anderes. Schon der Entwurf hatte regelmäßig kein beſonderes Mini— 
mum der konkreten Strafe vorgeſchlagen. Im Geſetzbuche ſelbſt ſind alle 
befonderen Minima beſeitigt worden, in jedem Uebertretungsfalle ift daher 
dem Richter Fein anderes Minimum ald das abjolute der Strafart vor- 
gejchrieben. Wo das Geſetzbuch Arreftftrafe, jelbit in den höchſten Beträgen 
androbt, kann daher auf 12 Stunden Arreft beruntergegangen werden; das 
Minimum der Geldjtrafe ift ganz dem richterlichen Ermefjen überlaſſen. 
Ueberdies hat das. Geſetzbuch durch Art. 21 und 31 eine Reihe von Ent: 
ihuldigungsgründen zugelafjen, denen andere Geſetzgebungen ſchroff bie 
Anerkennung verjagen. Außerdem ijt in zahlreichen Spezialfüllen die Ent: 
ihuldigung. des Nothfalles oder der Dringlichkeit oder die Zulafjung jeder 
anderen ftatthaften Entſchuldigungsurſache anerkannt, oder die Statthaftig- 
feit der Einfchreitung von vorausgegangener Warnung abhängig gemadt, 
oder die Strafbarkeit des Falles durdy die Kenntniß des die Polizeiwidrig— 
keit der That begründenden TIhatumftandes bedingt, fo daß in feinem ans 
deren Polizeiftrafgefeßbuche ein gleich billiger und humaner Geift nachge— 
wiefen werben fann, in Feiner Geſetzgebung dem Richter mehr Vertrauen 
gefchenkt wird und mehr Mittel an die Hand gegeben find, um ungerecht 
fertigte .Verfolgungen zurüdzumeifen und die Grundſätze des Rechtes und 
der Billigkeit in der Anwendung des Gefeßes walten zu laffen. Wird ba: 
bei erwogen, baf die Milde und Einfachheit des Verjährungsipftemes eine 
Mafje verfpäteter und prozeſſualiſch verjchleppter Berfolgungen ertödtet, fo 
wird gewiß jede billige Kritif, welde den Zufammenhang bes Ganzen 
überblidt, ji mit dem Geiſte des Geſetzbuches verfühnen und eine ver: 
nünftige Praris die vorherrfhende Milde diefer Gefeßgebung zur Aner: 
fennung bringen. " 

Für die Beurtheilung der Detailbeftimmungen des befonderen Theiles 
wurden von dem Referenten 8 Hauptgelihtspunfte aufgeftellt, von welchen 
folgende 7 (der 8. bezieht ſich auf die Nedaktionsweife) die wichtig: 
ften find: 

1) daß nicht mehr verboten werde, als nad erwiejenen praftifchen 
Bebürfniffen nöthig ift; 

2) daß man jih auf das BVerbot ficherbeitsgefährliher Handlungen 
mit Einfluß Aergerniß gebender Verlegungen der öffentlihen Moral be: 
ſchränke; dagegen bie Erzwingbarkeit von Anforderungen im Intereſſe des 
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Semeinwohles (der fogenannten Wohlfahrtspolizei) und von rein mora= 
liſchen Verpflichtungen ausjchließe; 

3) daß man Präventiomaßregeln fallen lafje, deren Wirkſamkeit pro- 
blematifd oder durch Erfahrung widerlegt ift; 

4) daß thunlichft Gleicyförmigkeit der Prinzipien mit den am meiften 
als praftifch bewährten Gefeßgebungen, namentlid jenen der größeren 
beutjchen Staaten, erftrebt werde; | 

5) daß man bad Strafmaß auf den Umfang ber nothiwendigen Res 
prejfion bejchränfe, und die Strafmarima fo weit reduzire, als es erfor 
derlih ift, um allzugroße Ungleihförmigfeit der Rehtsanwendung zu ver: 
meiden; 

6) daß die Begränzung dejjen, was der Orts-, Diſtrikts- und Oberpo— 
lizei gehört, fo weit thunlich, richtig geregelt werde; 

7) daß fein allgemeines Verbot erlaffen werde, wo bie allgemeine 
Handhabung dejjelben unmöglidy ift. ’ 

Bon dieſen Grundfägen wurde ein umfafjender Gebraud gemadht. 
In Folge defjen find zahlreiche Artikel des Entwurfes gänzlich verſchwunden, 
bei anderen Artikeln wurde der jtrafbare Thatbeftand weſentlich beichränft, 
weßhalb die Vergleihung der wirklichen Orfegesbeftimmung mit dem ur: 
ſprünglichen Entwurfe in vielen Fällen lehrreich ift, um zu wiſſen, weldye 
Fälle im Sinne des Gefeges unter eine geſetzliche Vorſchrift nicht herbeiges 
zogen werben können. Bon dem Grundfage unter Ziff. 2 wurde nur im 
Interefje der Volkswirthihaft im Art. 220 und 221 eine Ausnahme ge 
macht. Weitere, mit wichtigen volkswirthſchaftlichen Maßregeln zufamınen- 
bängende Ausnahmen, welche vorzugsweije in das Gebiet ber Forſt- und 
Jagdpolizei, und der Benußung öffentliher Gewäjler einſchlagen, finden 
ſich in der aufrecht erhaltenen Spezialgefeßgebung. 

Das Verhältniß des PStGB. zum allgemeinen Theile des StGB. 
ift Schon oben bejproden worden. In feinem befonderen Theile. enthält 
das StGB. die als Berbrehen, Vergehen und Uebertretungen im Sinne 
bes StGB. erklärten jtrafbaren Handlungen. Die legteren ftehen in ab- 
stracto auf gleiher Stufe der Strafbarkeit wie Polizetüßertretungen; Ver: 
brechen und Vergehen dagegen bilden eine höhere Klaſſe der ftrafbaren 
Handlungen. 

Wo eine That ihrer allgemeinen Natur nad zwar die Thatbejtande: 
momente einer Polizeiübertretung enthält, jedoch diefelbe dur das Hinzu: 
kommen eines oder des anderen Thatumftandes in ein Verbrechen oder 
Vergehen übergeht, find nicht die Strafbeftimmungen für die Polizeiüber: 
tretung, jondern die jchwereren für das vorliegende Verbrechen ober Ber: 
gehen in Anwendung zu bringen, Der Borbehalt der ftrengeren Strafbe: 
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ftimmungen des StGB. verfteht fi bei Polizeiübertretungen allenthalben 
von felbft, derjelbe wurbe daher regelmäßig bei der Redaktion des PStGB. 
binweggelajjen und nur in einzelnen Fällen, 3. B. im Art. 104, beibehalten, 
um auf die Gränzlinie mehrerer jehr verwandten Handlungen, von denen 
die eine im StGB., die andere im PStGB. behandelt ift, ausdrücklich 
aufmerffam zu machen. 

In Fällen der erwähnten Art bejteht nicht einmal eine ideale Konkurs 
renz eines Verbrechens oder Vergehend und einer Polizeiübertretung. Es 
ift lediglich jenes Verbrechen oder Vergehen vorhanden, deflen Thatbeftand 
in der Summe ber vorliegenden Thatmerfmale gegeben iſt. Wer 3. 8. 
das durh StGB. Art. 333 verbotene Glüdsfpiel veranftaltet, der macht 
fih nicht zugleich einer Uebertretung des PSIGB. Art. 104 ſchuldig. Wer 
die Sittlihkeit an öffentlihen Orten in ber durch StGB. Art. 223 vorge: 
jehenen Weiſe verlegt, der kann nicht zugleidy als Lebertreter des PStGB. 
Art. 96 angeſehen werden. Wer nah StGB. Art. 316 Ziff. 8 ſtrafbar 
it, kann nicht zugleich als Uebertreter des PStGB. Art. 194 angefehen 
werben. “ 

Wo jedod bei Verübung eines Verbrechens oder Vergehens zugleich 
eine Polizeiübertretung verübt wird, deren Thatbeitand nicht in Verbindung 
mit anderen erjchwerenden Thatumftänden ein wejentliches Thatbeſtandsmo— 
ment des Verbrechens oder Vergehens bildet, fondern dieſes auch ohne bie 
polizeilich ftrafbare Handlung hätte verübt werben können, bejteht die ideale 
Konkurrenz eined Verbrechens oder Vergehens mit einer Polizeiübertretung, 
für deren Beurtheilung die im StGB. Art. 84 und im PStGB. Art. 24 
aufgeftellten Grundfäge maßgebend find; 3. B. wenn jemand eine nad) 
dem StGP. ftrafbare Körperverleung ausführt, und fi dabei einer 
nah PStGB. Art. 70 verbotenen Waffe bedient. 
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I. Anwenb- 
ung bes Ge⸗ 
ſetzbuches. 


Erſte Abtheilung. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. 1. 

Die Beftimmungen ded gegenwärtigen Geſetzbuches find nur 
auf jene Uebertretungen anwendbar, welche in diefem Geſetzbuche 
behandelt oder welche nad) einem befonderen Gefege als Polizei— 
übertretungen zu betrachten find. 


Art. 2, 

Als Polizeiübertretungen fönnen nur ſolche Handlungen oder 
Unterlaffungen geftraft werden, welche zur Zeit der That durch 
die Gejege oder durch eine nad) Maßgabe derfelben giltige Ber: 
ordnung oder polizeiliche Vorſchrift unter Polizeiftrafe verboten 
waren. 


Art. 3. 


Sm Auslande verübte Polizeiübertretungen werden nur dann 
geftraft, wenn dies durch Geſetze oder durch Staatdverträge auf 
Grund zugeftandener Gegenfeitigfeit angeordnet ift. 


Zu Art. 1. 


Der Art. 1 gibt Auffhluß: 
I. über das Gebiet der als Polizeiübertretungen ftrafbaren Handlungen; 
U. über den Umfang der Anwendbarkeit der in ber erften Abtheilung 


des Polizeiſtrafgeſetzbuches aufgeftellten allgemeinen Beftimmungen. 


zu J. 


Das Gefeß verzichtet auf eine legale Definition der Polizeiüber— 


tretungen. 


Natur der Polizelübertretungen. 33 


Dasjelbe jeßt den im Art. 1 des StGB. enthaltenen allgemeinen 
° Begriff: 
„Handlungen, welche die Gefeße mit Arreft oder einer Gelbftrafe, 
deren höchſter Betrag hundert und fünfzig Gulden nicht überfteigt, 
bedrohen, jind Uebertretungen“ 
voraus und begnügt fih mit dem praftifhen Satze, die Beitimmungen bes 
PStGB. auf jene Uebertretungen für anwendbar zu erflären, welde im _ 
diefem Geſetzbuche behandelt, oder nad einem bejonderen Gejepe als Polis 
zeiübertretungen zu betrachten find. 

Der Geſetzgeber hielt es nicht für feine Aufgabe, eine erfchöpfende 
Definition der Bolizeiübertretungen zu finden, er bat nur zwei pofitive Merk: 
male bafür aufgeftellt: 

1) Bei allen Uebertretungen, welche in das Polizeiſtrafgeſetzbuch auf: 
genommen jind, gleichviel, ob dafjelbe die Strafbeitimmungen felbjt enthält, 
oder auf die in einem Spezialgefege enthaltenen Strafbeitimmungen verweift, 
genügt diefer Thatumftand, um feftzuftellen, daß diefelben die Natur von Po: 
ligeiübertretungen an fich tragen, weil bei der Anlage bes Polizeiftrafgefeß: 
buches von der Idee ahsgegangen wurde, nur wirkliche Bolizeiübertretungen 
in dafjelbe aufzunehmen; aber aud alle wirklihen Bolizeiübertretungen, fo 
weit nicht befondere Zwedmäßigkeitsgründe dagegen zu ſprechen fchienen, in 
daſſelbe einzureifen. Motive zum Entw. des PStGB. $. 2 Abi. 3. 

2) Bei jenen Uebertretungen,, welche außerhalb des Polizeiſtrafgeſetz— 
buches ftehen und lediglich im ſolchen Spezialgefegen behandelt find, bie 
durch das Einführungsgejeß zwar aufrecht erhalten, aber nit im PStGB. 
jelbjt allegirt find, muß dagegen aus einem beſonderen Gejege erhellen, 
daß fie als Polizeiübertretungen zu betrachten find. Diefe Bedingung ift 
nicht bloß dann erfüllt, wenn gewiffe Uebertretungen dur eine ausdrück— 
liche gejeglihe Vorſchriſt als Polizeiübertretungen erklärt find, jondern es 
wird berjelben auch dann genügt, wenn eine in einem Spezialgefeße be— 
handelte UWebertretung, welche einer anderen Klajje von Webertretungen 
durch ausdrückliche geſetzliche Beſtimmung nicht zugetheilt ift, ihrer inneren 
Natur nad als Mebertretung polizeilicher Vorſchriften anzufehen ift. 

Bei der Redaktion des Einf.:Gef. zu den Strafgefegbüchern hat man 
fi zwar bemüht, aus den im Art. 3 aufrecht erhaltenen Spezialgefepen 
alle jene Uebertretungen, melde als Polizeiübertretungen behandelt werden 
follen, hervorzuheben und deren Natur durch eine ausdrüdliche Beſtim— 
mung fejtzuftelen, wie im Art. 8, 10, 11, 12, 14, 15, 16 gefhehen ift. 
Hiebei wurde jedoch vorgefehen, daß möglicherweife in ber Weihe ber 
Rubriken des Art. 3 nody ein oder das andere Spezialgejeß, welches 
Strafbeftimmungen für Bolizetübertretungen enthält, verborgen fein könne, 
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an welches in der Gegenwart nicht gedacht werde. Um nun auch folden 
bei Abfaffung des inführungsgefepes überjehenen Uebertretungen bie 
- ihnen gebührende Stellung anzuweifen und ihr Verhältniß zu ben allge: 
meinen Beftimmungen ver ‚beiden Gefegbücher zu ordnen, wurbe im 
Art. 7 Abf. 2 des Ginführungsgefeges vorjorglid angeordnet, daß, 
wenn in dem betreffenden Spezialgefege jelbjt hierüber nichts Anderes be: 
ſtimmt ift, die Natur der Handlung darüber entjcheidet, ob auf bie 
felbe die allgemeinen Beftimmungen des StGB. oder des PStGB. An- 
wendung zu finden haben. 

Verh. d. K. d. U. von 185%,, Beil.:Bd. II ©. 204. Weußerung 
von Dr. Weis, 

Hieraus ergibt fi für die Theorie des bayerifhen Strafrehtes wie 
für die praftifhe Anwendung die Nothwendigkeit, das Waeſen der Polizei: 
übertretungen zu erforfhen und deren innere Natur, deren eigenthümliche 
Mertmale und jene Eigenjchaften, wodurch fie jih von anderen ftrafbaren 
Handlungen, namentlih von anderen Uebertretungen, unterjcheiden , feitzu- 
ftellen. Diefe Aufgabe kann nur durd Eingehen auf den Geift und bie 
Motive der beiden neueren Strafgejeßbücher gelöft werden. Bei deren Ab- 
fafjung wurde von dem Grundgedanken ausgegangen, die in der neueren 
Strafgefeßgebung vorherrfchende Dreitheilung der ftrafbaren Handlungen 
beizubehalten. 

Handlungen und Unterlafjungen, welde eine Auflehnung gegen bie 
Öffentliche Rechtsordnung des Staates und beren fittliche Grundlagen ent: 
halten und nad) der Schwere des Verſchuldens auf der höchſten Stufe 
ber Strafbarkeit ftehen, wurden in dem Strafgeſetzbuche mit einer Verbre: 
hensftrafe bedroht und dadurch als Verbrechen erklärt. 

Handlungen und Unterlafjungen, welde auf einer mittleren Stufe der 
Strafbarkeit jtchen, im ihrem gewöhnlichen Vorkommen jedoch ebenfalls 
einen erheblihen Angriff gegen die öffentliche Nechtsordnung enthalten, 
wurden mit einer Vergehensftrafe bedroht und dadurch im bie Kaffe der 
Vergeben eingereiht. 

Handlungen und Unterlafjungen, welde die niederfte Stufe der Straf: 
barkeit einnehmen und deßhalb nur eine Webertretungsftrafe zur Folge 
baben follen, wurden mit einer ſolchen bedroht, und dadurch als Ueber: 
tretungen charafterifirt. 

Berbrehen, Bergehen und Uebertretungen unterfcheiden fi in for: 
maler Beziehung in folgender Weife: 

4) Verbrechen find mit dem jhwerften Strafen (Todes: oder Zucht: 
bausftrafe) bedroht, an bdiefelben knüpfen fid) auch die fehwerften Straf: 
folgen, indem jede Verugfpeilung zu einer Verbredensftrafe die im Art. 28 
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bes StGB. bezeichneten infamirenden Wirkungen bat, fie find prozeſſualiſch 
immer nah den für das Berfahren in Schmwurgerichtsfällen beftehenden 
Borjriften zu behandeln und nah Einführungsgefeg Art. 31 Abſ. 1 durd 
Schwurgerichte abzuurtheilen. 

2) Bergeben find mit Strafen mittlerer Schwere (Gefängnißftrafe 
von 1 Tage bis zu 5 Jahren, und Geldftrafe, deren höchſter Betrag 150 fl., 
aber nicht 1000 fl. überfteigt,) bedroht; die Berurtheilung zu einer Ber: 
gehensſtrafe ift mur in einzelnen gefeßlich vorgejehenen Fällen mit ben 
infamirenden Folgen des StGB. Art. 28 oder einzelnen berfelben be: 
gleitet; prozejjualifch werden fie nad den für das Verfahren in Vergehens— 
fahen vorgefäpriebenen Regeln behandelt und regelmäßig durch Bezirksge— 
richte in IL und Appellationsgerichte in Il. Inſtanz abgeurtheilt. Allein 
in legterer Beziehung wurde die Ausnahme beibehalten, dag aus höheren 
politiihen Rüdfichten jene Vergeben, welche mitteljt eines Preßerzeugniffes 
im Sinne des StGB. Art. 8 Abf. 1 begangen werden, auch Fünftig durch 
Schmwurgerihte abgeurtheilt werden follen. Einf.“Geſ. Art. 31 Abſ. 12. 

3) MUebertretungen jind mit ben geringiten Strafen (Arreſtſtrafe, 
welche regelmäßig das höchſte Maß von 42 Tagen, oder Geldjtrafe, welche 
regelmäßig das höchſte Maß von 150 fl. nicht überfteigt) bedroht, die 
Verurtheilung hat niemals rechtlich infamirende Straffolgen und kann mir 
folhe Straffolgen nad ſich ziehen, melde auf Grund ansdrüdlicher geſetz— 
licher Vorſchrift durch richterliches Urtheil als zuläffig erflärt find. Die 
Unterfuhung erfolgt regelmäßig nad den für Uebertretungsfälle normirten 
Borfchriften, welche ein möglichit einfahes und fummarifches Verfahren be: 
zweden, fie werden regelmäßig in I. Inſtanz durd die Stabt: und Land: 
gerichte, in 11. und letzter Inſtanz durd die Bezirfsgerichte abgeurtheilt, 
Einf.:Gef. Art. 31 Abſ. 3. 

Allein den angeführten Regeln fteht eine doppelte Ausnahme gegen 
über. Bei manden ftrafbaren Handlungen, welche nah dem bisher be: 
ftandenen Strafrehte nur die Eigenſchaft von Uebertretungen an fi tru— 
gen, welche aber mit höheren Strafen ald dem regelmäßigen höchſten Maße 
der Uebertretungsitrafen bedroht waren, ſchien es angemefjen, ohne Herab: 
feßung des höchſten Strafmaßes auf das dermalige Marimum ber Ueber: 
tretungsftrafen, die bisherige Eigenſchaft als Uebertretungen beizubehalten. 
Aus diefem Grunde wurden im PStGB. Art. 6 und Art. 7 Abf. 4 Vor: 
behalte gemacht, in folge deren bei gewiflen Polizeiübertretungen Gelb: 
ftrafen über 150 fl., und im Wege der Strafummwandlung aud Arreft: 
ftrafen über 42 Tage zuläffig find; es wurde auf Grund dieſes Vorbe— 
altes im befonderen Theile des PStGB. mehrfah von der Zulaſſung 
höherer Geldftrafen Gebrauch gemacht, fo in Art. 177, 179, 208 Abf. 4; 
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ebenfo wurde im Einführungsgefege Art. 7 Abf. 1 vorgeſehen, daß die in äl- 
teren Spezialgefegen vorgefehenen höheren Strafen, welche das in den neueren 
Geſetzbüchern angenommene höchſte Maß der Uebertretungsftrafen über: 
fteigen, aufrecht erhalten werben follen, ohne daß dadurch die That, 
weldye in der früheren Gefeßgebung nur als Uebertretung behandelt war, 
ihre Eigenſchaft als Uebertretung verliert. 

Deßhalb ift die im StGB. Art. 1 aufgeftellte formale Definition von 
Mebertretungen nur für die im StGB, behandelten Uebertretungen vollfom: 
men zutreffend, für die übrigen drüdt fie nur die Regel aus, welder bie 
vorgebacdhten Ausnahmen angereibt werden müfjen. 

Nachdem man einmal für gemwifje Uebertretungen die Zuläjfigkeit von 
Gelditrafen über 150 fl. und von Arrejtftrafen über 42 Tage zugegeben 
batte, bielt man es für bedenklich, bie einzelnrichterlihe Zuftändigfeit der 
Stadt: und Landgerihte auf fo hohe Strafbeträge auszudehnen, deßhalb 
wurde angeordnet, daß ſolche mit höheren Strafen bedrohte Uebertretungen, 
ohne diefe Eigenſchaft zu verlieren, progejjualifch gleich den Vergehen be- 
- handelt werden jollen, indem das Einf.:Gef. Art. 31 Abſ. 4 verfügt: 

Diejenigen Uebertretungen, weldye mit einer das in Art. 20 und 26 des StGB. 

und in Art. 5 und 6 des PSIGB. beftimmte höchſte Maß überfteigenden Strafe 
bedroht find, werden in erjier Inſtanz von ben Bezirfsgerichten, in zweiter In: 
ftanz von den Appellationsgerichten unb zwar ganz im ber für bie Behandlung 
ber Bergebensfälle vorgejhriebenen Weiſe abgeurtheilt. 

Hievon machen jedoch wieder die im PStGB. Art. 230 angeführten 
Vorftpolizeiübertretungen und die im Art. 292 des StGB. angeführten 
Forftfrevel eine Ausnahme, foweit deren Aburtheilung dermalen zur Zus 
-ftändigfeit ber Forftitrafgerichte gehört, inden nad Einf.-Gef. Art. 31 Abf.7 
an der Zuftändigfeit und Einrichtung der Forftftrafgerichte, jo wie an bem 
bei diefen Gerichten bejtchenden Verfahren durch diefes Geſetz nichts ge: 
ändert werden ſoll. In den Landestheilen diesjeits des Rheines gehört 
aber nady Art. 114 des Forftgefeßes vom 28. März 1852 die Aburtheil- 
ung ber Forftpolizeiübertretungen und der Forftfrevel, jo weit letztere nicht 
als Vergehen erklärt find, zur Zuftändigkeit der Stadt: oder Landgerichte 
als Forftftrafgerichte I. Inftanz, ohne Rückſicht auf die Größe der Strafe, 
welhe nad dem objektiven Werthe der Uebertretung in den Fällen ber 
Art. 74, 78—86, 96, 98 und 99 des Forftgefeges das gewöhnliche Ma- 
ximum ber Geldftrafe überfteigen kann. Dafjelbe Verhältniß ergibt ſich für 
bie Behandlung der Forftfrevel in der Pfalz nad — revidirten Forſt—⸗ 
ſtrafgeſetze vom 23. Mai 1846. 

Eine weitere Ausnahme ergibt ſich aus SEE vom 10. No: 
vernber 1861 Abſchn. III $.30 für Defraudationen an gemeindlihen Auf: 
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ſchlagsgefällen, welche ohne Rückſicht auf die Größe der nach der Summe 
des befraudirten Gefälles zu ermefjenden Strafe den Stadt: und Landge— 
richten zur Aburtheilung in I. Inſtanz zugewieſen wurben. 

Die zahlreihen Handlungen, welche den gemeinfamen Namen Ueber: 
tretungen führen, find theil® in dem Strafgefeßbuche, theil® in dem Polizei: 
ſtrafgeſetzbuche, theils in verfchiedenen Spezialgeſetzen behandelt, welche in 
ben beiden Strafgeſetzbüchern oder in dem Einführungsgefehe aufrecht er: 
halten worden find, 


Unterfuht man die Gründe, warum felbft in der neueſten Gejeßgebung 
Handlungen, welche im Wefentlihen auf gleiher Stufe der Strafbarkeit 
ftehen, auch hinfichtlic der aburtheilenden Gerichte und des Verfahrens nad 
gleihen Grundfägen behandelt werden, in zwei verfhiedene Geſetzbücher ver: 
theilt worden find, fo wird man fich überzeugen, daß Nüdjichten auf bie 
materielle Verſchiedenheit der Hauptklaffen jener Handlungen, welche man als 
Uebertretungen bezeichnet, zu diefer Vertheilung des Stoffes in der neuejten 
Geſetzgebung Anlaß gegeben haben. 


In der Periode der Strafgefeßgebung von 1813 hatte ſich ein rein 
pofitiver Begriff von Polizetübertretungen gebildet. Das StGB. Th. I 
Art. 2 Abſ. 4 definirte diefelben wie folgt: 

Handlungen oder Unterlafjungen, welde zwar an und für fi felbft Rechte 
bes Staates oder eines Untertbanen nicht verlegen, jedoch wegen ber Gefahr für 
rechtliche Ordnung und Sicherheit unter Strafe geboten oder verboten find, deß⸗ 
gleihen diejenigen geringeren Rechtsverletzungen, welde durch beſondere Geſetze 
den Polizeibehörben zur Unterfuhung und Aburtheilung überwiefen werben, heißen 
Polizetübertretungen. 


Da nun in derfelben Periode der Grundſatz berrichte, die Kompetenz 
der Polizeibehörden auf Kojten der Juftiz möglichjt zu erweitern, fo wurden 
nicht allein alle wirklichen Polizeiübertretungen, weldye diefes nad) der Natur 
der Sade find, fondern auch zahlreichere leichtere Vergehen theils durch das 
Strafgefeßbuh von 1813, theils im DVerordnungswege den Polizeibebörden 
zur Aburtheilung zugetheilt; und dba aud die Aburtheilung verjchiedener 
fiſtaliſcher Straffahen in die Zuſtändigkeit der Polizeibehörden in ihrer 
Eigenjchaft als Adminiftrativjuftizbehörden gelangte, jo geitaltete ſich in der 
Praris ein abufiver Begriff der Polizeiübertretungen dahin, daß man alle 
jene Straffälle, deren Aburtheilung den Polizeibehörden zu übertragen für 
gut gefunden worden war, als Polizetübertretungen anſah. Eine legale Bes 
gründung bejteht biefür nicht, indem in dem StGB. von 1813 der geſetz— 
liche Begriff von Polizeiübertretungen in obiger Gefebesjtelle genau definirt 
und die eigenthümliche Natur der Defraudationsfäle in Th. I Art. 433 
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Ahſ. 2 und Anmerk. Th. II ©. 304 Ziff. 7 anerkannt und aufrecht erhakten 
worben ift. 

In den Gefehgebungsvorlagen der Staatsregierung von 1851 und 
41855 war daran feftgehalten worden, unter dem Begriffe der Bolizeiübertret: 
ungen nicht blos jtrafbare Zuwiderhandlungen gegen die im Intereſſe der 
Polizeiverwaltung geſetzlich erlaffenen Anordnungen, fondern auch jene ge: 
ringeren Rechtsverletzungen zu umfafen, für melde eine Vergebensitrafe als 
zu ſchwer und nur eine Strafe von Art und Größe der Polizeiftrafen für 
angemefjen erachtet wurde, 

Allen ſchon in der Sitzung des Gefebgebungsausfchufles der K.d. 
Abg. vom 19. Februar 1856 (Verhandl. von 18°%,, Bd. J S. 5) wurde 
der prinzipielle Beichluß gefaßt, jene Uebertretungen, welche nicht blos Rechts: 
gefährdungen, fondern wirflihe Rechtsverletzungen zum Gegenitande haben, 
für welche aber gleichwohl eine Vergehensftrafe zu hart wäre, unter Beibe— 
haltung der Bezeichnung als Uebertretungen in das Strafgefeßbud herüber: 
zunehmen, dagegm das PBolizeiftrafgefeßbuch auf wirkliche Polizeiübertret— 
ungen zu beſchränken. 

Die Gründe biefür wurden ausführlih in dem vom Referenten bes 
Gefebgebungsausichuffes der K. d. Abgeordneten am 15. Mai 1857 er: 
ftatteten Bortrage $.2 (Verb. von 1897/,, Tb. III ©. 2) auseinandergefebt. 

Die Staatsregierung bat nad $. 1 der Motive zu dem PStGB. bie 
Erbeblichkeit diefer Gründe anerkannt, und bat in diefem Sinne bei ber 
neueiten Ausarbeitung der Redaktion beider Geſetzbücher gehanbelt. 

Der Hauptgrund diefer Ausfcheidung liegt in der ganz praftifchen Rück— 
ſicht, daß der Gefetgeber bei Erlafiung jener Borfchriften felbft für die ge: 
ringſte Klaſſe von Redytsverleßungen von anderen Rüdfichten ausgehen müßte, 
als von jenen, die ihn bei Erlaffung von Strafvorfhriften im Intereſſe der 
Polizeiverwaltung zu leiten haben; daß vielmehr aus der verfchhiedenen Natur 
der geringeren Nechtsverlegungen und ber Polizetübertretungen auch eine 
prinzipiell verfchiedene Behandlung beider Klafien von Lebertretungen reful- 
tiren müffe. Die erfteren enthalten in der Regel einen Angriff auf ein be 
ftimmtes Recht, mindeftens ein Attentat einer Nechtöverlekung ; das Weſen 
der letzteren beſteht in einem jtrafbaren Ungehorfam gegen eine polizeiliche 
Vorschrift. Bei Beurtheilung der erjteren ift nur von Rechtsgrundſätzen 
auszugeben, bei Beurtbeilung ber leßteren aud die Bedeutung der Hanb- 
lung für die nothwendige Handhabung der Polizei, das polizeiliche Motiv 
des Geſetzes in's Auge zu faflen. Deshalb würde eine Neihe von Bejtim: 
mungen des allgemeinen Theiles des Strafgeſetzbuches, welche aud) bei den 
im niebrigiten Grade ftrafbaren Rechtsverlegungen ganz am Orte find, auf 
Polizetübertretungen nicht gepaßt haben, während jene abweichenden allge: 
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meinen Bejtimmungen, welche in Bezug auf Polizeiibertretungen volltommen 
gerechtfertigt find, in Bezug auf jtrafbare Nechtsverlegungen ihre Berechtig: 
ung verlieren würden. 

In ähnlicher Weife haben die f. g. fiſkaliſchen Delikte, für welche ſchon 
im römiſchen Rechte manche eigenthümliche Grundſätze aufgeftellt waren, 
wieder eine von den geringfügigen Nedytsverlegungen und von Polizeiüber: 
tretungen verjchiedene Natur; es müſſen daher auch in der neueſten Gejeßgebung 
manche in der bisherigen Spezialgefeßgebung begründete bejondere Grund: 
jäge aufrecht erhalten werden, wiemwohl jie im Ganzen mehr die Familien— 
ähnlichkeit der jtrafbaren Rechtsverletzungen an fi tragen, indem fie nicht, 
wie die Polizetübertretung eine bloße Gefährde öffentlicher Intereſſen ent: 
halten, jondern, ſobald fie vollendet find, ein wirkliches Recht des Staates, 
deſſen Anfpruch auf beitimmte ihm gefchuldete Gefälle, verkürzen. 

Nah dem Standpunkte des neuejten Strafrechtes find daher folgende 
Klafien von Webertretungen zu unterjcheiden: 

1) Die nur im Uebertretungsgrade jtrafbaren geringeren Redytöver: 
leßungen, welde man auch nad dem Vorbilde anderer Geſetze als leichtere 
Vergehen bezeichnen könnte; diefelben find theils aus den entfprehenden Beftims 
mungen bes Strafgeſetzbuches, theild auch ſolchen jpezialgefeglihen Beſtim— 
mungen zu entnehmen, welde entweder durch Bezugnahme im San 
buche oder durch das Einführungsgefeb aufrecht erhalten jind. 

2) Bolizeiübertretungen, Handlungen oder Unterlafjungen, welche als 
ein ftrafbarer Ungehorjam gegen die aus Rückſichten der öffentlihen Sicher: 
beit, der öffentlihen Ordnung oder des Gemeinwohles geſetzlich erlafjenen 
Anordnungen fi darſtellen. Diefelben find materiell zum größeren Theile 
ftrafbare Rechtsgefährdungen, Zuwiderhandlungen gegen Anforderungen ber 
Sicherheitspolizei; ihr Thatbeftand enthält ein kulpoſes Verhalten, in wel 
chem erfahrungsgemäß die Quelle von Rechtsverletzungen zu finden ift. In 
einzelnen Fällen it ausnahmsweiſe audy die Nichtbeachtung dringender An: 
forderungen der Wohlfahrtspolizei, namentlich beftimmter im Interefje der 
Volkswirthſchaft erlaffener Vorſchriften als Polizeiübertretung behandelt; 
bieher gehören insbeſondere die Uebertretungen fort: und jagbdpolizeilicher 
Vorſchriften nah PStGB. Art. 229 u. 230 und die im Art. 220 u. 221 
behandelten Webertretungen von Vorſchriften der landwirthſchaftlichen Polizei. 
Bei weitem die meiften Polizetübertretungen find im Polizeiſtrafgeſetzbuche 
behandelt, die Minderzahl in einzelnen dur das Einführungsgefek aufrecht 
erhaltenen Spezialgefegen. Nur einzelne wirkliche Polizeiübertretungen find 
in das Strafgeſetzbuch DETRDETBERDRUMEN worden, wie bereits oben ©. 21 
beſprochen wurde. 
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3) Fiſkaliſche Webertretungen, Zuwiderhandlungen gegen bie Rechte 
des Staates auf öffentlihe Gefälle, deren Bezug ihm in Folge des Be- 
fies von Staatsmonopolien oder in Folge des Befteuerungsrechtes 
zufteht, woran ſich aud die VBerkürzungen der den Gemeinden bewilligten 
Gefälle anſchließen. Diefe Uebertretungen jind lediglich der Spezialgejehs 
gebung überlaffen und grundfäglid von dem Syſteme bes Straf: und 
Polizeiftrafgefeßbuches ausgefchlofien (Motive zum PStGB. 8.1). Diefelben 
tragen regelmäßig ben Charakter von Uebertretungen an fih, foferne fie 
nicht allgemein oder in bejtimmten Fällen in die Klafje der Vergeben ein: 
gereibt find, z. B. im Art. 13 des Einf.:Gef. Gefällsübertretungen, weldye 
die Eigenfhaft von Webertretungen beibehalten, bilden eine eigenthümliche 
Klafie von Vebertretungen, welche weder mit den Polizetübertretungen noch 
mit ben als Mebertretungen ftrafbaren geringeren Redtsverlegungen zu ver: 
mengen ift. 

4) Die Zuwiderhandlungen gegen die durch das Heerergänzungsgeſetz 
begründeten Anforderungen der Militärhoheit find ebenfalls ſpezialgeſetz— 
lich behandelt, und dur die pofitive Vorſchrift das Einf. Gef. Art. 8 
theils unter die Polizeiübertretungen, theil® unter die Vergehen eingereibt; 
diejenigen Fälle, welche nur im Uebertretungsgrade ftrafbar find, bilden ba= 
ber eine eigene Klafje nicht. 

In dem Kommentare zum Strafgefeßbudhe und dem Einf,-Gef. von 
Stenglein ©. 150 find alle in Spezialgefegen vorkommenden Webertre: 
tungen ohne Rüdficht darauf, ob fie ihrer Natur nad unter die geringeren 
Rechtsverletzungen oder unter die Polizeiübertretungen oder die fiffalifchen 
Vebertretungen fallen, unter die gemeinfame Rubrik der Polizeiübertretun: 
gen geftellt, wobei freilih auf Art. 1 des PStGB., woraus allein zu ent: 
nehmen ift, was die neueſte Gefeßgebung unter Polizeiübertretungen ver: 
fteht, feine Rüdfiht genommen ift. 

Sudt man auf Grund des PStGB. Art. 1 feftzuftellen, welche Ueber: 
tretungen im Sinne des neueften Rechtes als Poligeiübertretungen zu be— 
trachten find, jo ergibt ſich aus pofitiven geſetzlichen Anbaltspuntten folgen: 
bes Refultat. Polizeiübertretungen find: 

4) Alle Uebertretungen, welde im befonderen Theile des PStGB. 
theils volftändig, thells durch Verweiſung auf beftehende Spezialgefege 
oder Verordnungen behandelt find. 

2) Die in $$. 55 und 68 des Heerergänzungsgefeßes vom 25. Aug. 
1828 bedrohten Handlungen nad Einf.-Gef. Art.8 1). 


ı) Art. 8. Die in ben $$. 55 und 68 bes Heerergänzungsgefeßes vom 15. Aug. 
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1828 vorgefehenen Handlungen find Polizeiübertretungen, bie in $. 69—72 
fowie bie in $. 77 vorgeiehenen find Vergehen. Bezüglih ber Defertion 
bleibt es bei ben beſtehenden Beftimmungen. 


Auszug aus dem Gefeh, 
bie Ergänzung bes ſtehenden Heeres beir., vom 15. Auguft 1828. 


5.55. Die Feſtſetzung der Summe für die Uebernahme der Dienftzeit 
bleibt zwar ber Privatübereinfunft der Betheiligten überlafjen, das Einſtands— 
fapital muß jebod in jedem Falle als Kaution deponirt werben, und zwar 
entweber in Staatspapieren, ober in erzeptionsfreien Hypothekurkunden. 

Alles Dasjenige, was im Ginftandsvertrage über das Ginftanbsfapital 
bejonbers flipulirt ift, muß bei der Regimentsfaffe zur fucceffiven Verwend— 
ung für ben Einfteher binterlegt werben. 

Nebenverträge und geheime Berabredungen dürfen nicht eingegangen 
werben, bie Uebertretung biefer Beftimmung bat jowohl für die Einfteher als 
Einfteller eine dem Invalidenfonde verfallende Geldftrafe zur Folge, welde - 
ber geheim bebungenen Summe, fowie dem Geldwerthe ber geheim bebunge: 
nen Gegenflände gleihfommt. 

Beträgt das Einftandsfapital eines AInfanteriften nicht 150 fl. ober 
jenes eines Kavalleriften nicht 300 fl., jo ſoll dafjelbe bis zur Größe biefer 
Summe ergänzt, und in vorbezeichneter Weife als Kaution deponirt werben, 

Wenn der Einfteher fpäter durch ben Nefrutirungsratb der Kavallerie 
zugetheilt wird, jo ift die für dieſe Waffengattung fetgefeßte Kaution zu er: 
gänzen. — Wird biefe Kautionsergänzung nicht geleiftet, fo haftet der Ein— 
fieller noch 2 Jahre für den Fall ber Defertion des Einſtehers in der Art, 
baß er einen anderen Erjagmann zu ftellen oder in fo ferne er noch unver: 
beirathet ift, perſönlich einzutreten bat. 

- 6.68. Der konjfriptionspflichtige Bayer, welcher in bem Jahre, während beffen 
er fein 21. Lebensiahr zurüdgelegt, verabfäumt, ſich in dem feftgefeßten Ter— 
mine perfönlih oder mittelft Bevollmächtigter 

1) bei ber geeigneten Konffriptionsbehörde zur Eintragung in bie Kon: 

jfriptionslifte anzumelden, oder 

2) bei ber Verhandlung bes Meflens und ber Bifitation zu ericheinen, 
ober 
ber erhaltenen Aufforderung ungeachtet mit dem Kontingente feines 
Bezirke zur Mevifion der Konfkriptionsliften, oder zur Aushebung 
vor dem Refrutirungsratbe zu jtellen, foll als ungehorfam- behandelt, 
ber in ben $$. 47, 48, 49 und 59 bezeichneten Vortheile verluftig ers 
flärt, in die durch feine Pflichtverlegung ſich allenfalls ergebenben be- 
fondere Koften und in eine Gelbfirafe verurtheilt werben, welche in 
bem Falle von Nr. 1 zeben bis zwanzig, in jenem von Nr. 2 fünf 
bis zehn, in jenem von Nr. 3 fünfzig bis Hundert Gulden betra: 
gen foll. 
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3) Die im Art. 20 des Gef. vom 26. Februar 1850 über die Ver: 
ſammlungen und Vereine bezeichneten Handlungen nad Art. 10 des Einf.: 
Gef. ?). 


— —— 


2) Art. 10. Die in Art. 20 des Geſetzes vom 26. Februar 1850 über die Ver— 
ſammlungen und Vereine bezeichneten Handlungen ſind Polizeiübertretungen, 
die in Art. 21 und 22 bezeichneten Vergehen. Wird jedoch in den letzteren 
Fällen wegen Borhandenjeins mildernder Umftände auf Gelbftrafe erfannt, 


jo nimmt bie Handlung mit ber Verurtheilung die Natur einer Nebertret: 
ung an. 


Gefeh, 
die Berfammlungen und Bereine betr. 


Marimilian I. ꝛc. 


Wir haben bezüglich der Ausübung des Verfammlungs: und Bereinig: 
ungorechtes nah Vernebmung Unferes Staatsrathes mit Beirath und Zus 
fimmung ber Kammer der Reichsräthe und der Kammer der Abgeordneten 
beſchloſſen und verordnen was folgt: 


Abſchnitt J. 
Von den Verſammlungen. 


Art. 1. Alle Staatsangehörigen haben das Recht, ſich friedlich und 
ohne Waffen zu verſammeln; einer beſonderen Erlaubniß dazu bedarf es nicht. 
Art. 2. Wer zu einer Berfammlung, in welcher Öffentliche Angelegen: 
heiten erörtert werben follen, öffentlihe oder allgemeine Einladungen erläßt, 
und wer ben Plab zu deren Abhaltung einräumt, ift verpflichtet, mindeftens 
24 Stunden vor dem Beginne ber Verfammlung unter Angabe des Ortes, 
- ber Zeit und bes AZwedes berielben Anzeige bei der Ortspolizeibehörde zu 
machen, welche barüber fofort eine Beicheinigung zu ertbeilen und ohne 
Säumniß der f. Diftriftspolizeibehörbe Nachricht zu geben bat. 

Alle Einladungen oder Aufforderungen zu folden Verfanmlungen, mögen 
fie in öffentlihen Anjchlägen enthalten, oder in öffentlihen Blättern einge: 
rüdt, oder fonft durch Schrift oder Drud verbreitet fein, müſſen mit ben 
Unterſchriften Derjenigen, welche fie ergeben laſſen, verjehen werben. 

Art. 3. Verſammlungen, welche unter freiem Himmel abgebalten wer: 
den jollen, können bei dringender Gefahr für bie Öffentlide Ordnung und 
Sicherheit durch fchriftlihen Erlaß der Diftriftspolizeibehbörde verboten 
werben. 

Art. 4 Zu Berfammlungen, welche auf öffentlihen Plätzen und Straßen 
in Städten und Ortichaften ftattfinden jollen, jo wie zu öffentlichen Aufzügen 
in Städten und Ortfchaften bat der Unternehmer, Leiter oder Ordner die Zu: 
flimmung ber betreffenden Gemeindeverwaltung zu erholen, und ſodann bie 
Genehmigung ber Diftriftsp olizeibehörde nachzuſuchen, welche den Beſcheid 
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möglihft fchleunig und fpäteftens am ‚folgenden Tage ſchriftlich zu er: 
tbeilen bat. 

Herkömmliche Firchliche Prozeifionen, Wallfahrten und Bittgänge, gewöhn— 
liche Leihenbegängniffe, Züge ber Hoczeitsverfammlungen und bergebrachte 
Umzüge der Innungen unterliegen dieſer Beſtimmung nicht. 

Art. 5. Den Ordnern, Leitern einer Verſammlung liegt ob, für Auf: 
rechthaltung der Orbnung und des Geſetzes Sorge zu tragen. Cie haben 
Spredhern, welche burd ihren Vortrag das Geſetz verlegen oder zu Geſetzes— 
verlegungen auffordern, das Wort zu entziehen, und, wenn ihren Anorb: 
nungen zur Aufrechtbaltung des Geſetzes Feine Folge gegeben wird, die Vers 
fammlung aufzuheben. 

Art. 6. Den Berfammlungen ift nicht geftattet, Adreffen oder Petitionen 
in Maffe zu überbringen oder durch Abordnung von mehr als zehn Perſonen 
zu überjenben. 

Art. 7. Die Polizeibehörde ift befugt, zu jeder Verfammlung einen ober 
zwei Polizeibeamte oder durch befondere Abzeichen erkennbare Abgeordnete zu 
ſenden, benen ein angemeffener Platz einzuräumen ift. 

Art. 8. Die Abgeordneten der Polizeibehörde find befugt, zu verlangen, 
baß Berfammlungen, in benen Vorträge gehalten, Anträge oder Vorſchläge 
erörtert werben, mittelft welcher zu Gefegesverlegungen. aufgefordert oder aufs 
gereizt wirb, fofort durch die Ordner ober Leiter aufgehoben werben, unbe: 
ſchadet des gegen bie Uebertreter bes Geſetzes einzuleitenden Strafverfahrens. 

Art. 9. Wird dem Verlangen ber Abgeorbneten der Polizeibebörbe nicht 
augenblidlih entſprochen, fo erflären diele die VBerfammlung für aufgelöſt und 
alle Anweſenden find verpflichtet, fich fogleich zu entfernen. 

Wird bdiefer Verpflichtung nicht nachgekommen und einer wieberholten 
Aufforderung nicht. Folge geleiftet, jo kann die Auflöfung durd die bewaffnete 
Macht zur Ausführung gebradht werben. 

Art. 10. So lange ber Landtag verfammelt ift, dürfen innerhalb ber 
Entfernung von fehs Stunden von bem Drte feines Sitzes Volksverſamm— 
lungen unter freiem Himmel nicht abgehalten werben. 


Abſchnitt II. 


Bon ben Bereinen. 
1) Bon ben Bereinen im Allgemeinen. 


Art. 11. Die Staatsangehörigen haben das Recht, Vereine ohne vor: 
gängige Erholung polizeiliher Erlaubniß zu bilden. 


2) Bon ben nichtpolitiichen Vereinen. 


Art. 12. Dereine, deren Zwed ſich nicht auf bie Öffentlichen Angelegen: 
heiten bezieht, find, wenn fie Vorfteher und Sapungen haben, verpflichtet, 
ihre Gründung und jede Veränderung ihrer Vorſtandſchaft oder ihrer Zwecke 
ber vorgefegten Polizeibehörbe binnen 3 Tagen anzuzeigen. 
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Art. 13. Sobald ein nicht politiſcher Verein zugleich politifche Zwede 
zu verfolgen ober in ben Bereich feiner Verhandlungen zu ziehen beginnt, 
unterliegt er allen Anordnungen und Strafbeftimmungen über politische 
Vereine. 


3) Bon ben politifhen Vereinen. 


Art. 14. Vereine, beren Zweck ſich auf bie Öffentlichen Angelegenbeiten bezieht, 
find verpflichtet, VBorfteher zu wählen, und diefe Haben Satzungen über Berfaffung 
und Wirffamfeit des Vereines binnen 3 Tagen nad beffen Errichtung, alle 
Abänderungen aber binnen 3 Tagen, nachdem fie zu Stande gekommen, ber 
Diftriftspolizeibehörde zur Kenntnißnahme einzureichen, derſelben auch auf 
Berlangen jede darauf bezügliche Auskunft zu ertheilen. 

Art. 15. Frauensperſonen und Minderjährige können weder Mitglieder 
politiiher Vereine fein, noch den Verſammlungen berfelben beiwohnen. 

Art. 16. Auf Verfammlungen folder Vereine finden bie Beftimmungen 
ber Artikel 1 bis 9 des gegenwärtigen Gefeßes volle Anwendung. 

Insbefondere liegt ben Vorfiehern der Vereine bie vorgängige Anzeige 
bei ber Diftriftspolizeibehörbe nad der Vorjchrift des Artifeld 2 diefes Ge: 
jeßes bezüglich aller Verfammlungen ob, für welde Zeit und Ort nicht be: 
reits fagungsmäßig feftftehen. 

Art. 17. Politifhen Vereinen ift nicht geftattet, mit anderen in ber Art 
in Verbindung zu treten, baß entweder die einen ben Beſchlüſſen und Orga: 
nen des anderen unterworfen oder mehrere ſolche Vereine unter einem gemein: 
ſamen Organe zu einem geglieberten Ganzen vereinigt erben. 

Art. 18. Den politischen Vereinen ift unterfagt, Beihlüffe in der Form 
von Gefegen, Verordnungen, Rechtöjprüdhen oder anderen Frlaffen ber öffent: 
lihen Behörden zu faffen. 

Art. 19. Jede Polizeiftelle oder Behörbe ift befugt, Vereine zu ſchließen, 
wenn biejelben 

1) den Beitimmungen bes Art. 14 dieſes Geſetzes nicht genügen, 

2) dem Art. 16 zuwider nicht angezeigte, fohin geheime Berfammlungen 

halten, ober 

3) die Abgeordneten der Polizeibehördbe dem Art. 7 zuwider von Ber: 

fammlungen ausjchließen, oder 

4) dem Art. 17 ober bem Art. 18 entgegen banbeln, ober 

5) die religidfen, fittlihen, gefellfchaftlichen Grundlagen des Staates zu 

untergraben drohen, oder endlid 

6) wenn ihre Zwede ober Beichlüffe den Strafgefepen zuwiberlaufen. 

In dem letzteren Falle haben die Gerichte, welchen die verfügte 
Schließung bes Vereines binnen 8 Tagen anzuzeigen ift, über bie Fort— 
dauer ber Schließung zu enticheiben. 

Rekurfen gegen Beichlüffe auf Schließung von Vereinen fommt ein 
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Suspenfiveffeft nicht zu. Die Schließung eines Vereines ift Öffentlich 
befannt zu machen. * 


Abſchnitt IH. 
Strafbeſtimmungen. 


Art 20. Handlungen oder Unterlaſſungen, welche den Beſtimmungen 
ber-Art. 2, 5, 7 beziehungsweiſe Art. 16 Abi. 1, dann Art. 12, 14 und 15 
bes gegenwärtigen Gejeges zuwiderlaufen, find in Geldftrafen bis zu hundert 
Gulden zu ahnden. 

Art. 21. Wer ben Beftimmungen bes Art. 1 biefes Geſetzes zuwider in 
einer Berfammlung bewaffnet erfheint, ohne duch Dienftleiftung in feinem 
Amte hiezu beredhtiget zu fein, oder darin Waffen vertheilt; wer ben Be— 
fimmungen der Art. 3, 6, 9 und 10 zuwider bei Berfammlungen ober Abs 
orbnungen fich betheiligt, welde burd gegenmwärtiges Geſetz oder gehörig 
verfündetes Verbot unterfagt find, ober wer im Falle des Art. 4 ohne vor: 
gängige polizeiliche Bewilligung eine Berfammlung oder einen öffentlichen 
Aufzug veranlaßt, dazu einladet, diefelbe ordnet oder leitet, foll mit einer 
Gefängnißitrafe bis zu einem Jahre, ober falls mildernde Umftände vorlie— 
gen, mit einer Geldftrafe bis zu Hundert Gulden belegt werben, 

Art. 22. Mitglieder politiicher Vereine, welde einer ber im Art. 19 
Ziffer 2, 3, 4 und 6 aufgezählten Mebertretungen ſich fhuldig machen, find, 
foferne nicht nad) den Beflimmungen des Strafgeſetzbuches eine höhere Strafe 
verwirkt ift, mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten, oder falls mildernde Um: 
fände vorliegen, mit einer Geldftrafe bis zu 100 fl. zu beahnden. 

Art. 23. Die Unterfuhung und Beitrafung ber Uebertretungen des ges 
genwärtigen Geſetzes fteht ben ordentlichen Strafgerichten zu. 

Das Verfahren richtet fih nah den für die Behandlung der Vergehen 
gegebenen Vorſchriften. 

Art. 24. Wenn wegen Uebertretung bes gegenwärtigen Gefeßes ober 
wegen Verbrechen oder Vergehen, welche aus Beranlaffung der Verhandlungen 
eines Vereines verlibt oder verfudt worden find, Unterſuchung eingeleitet if, 
fo fann das zuftändige Geriht die vorläufige Schließung bes Vereines 
anorbnen. 

Das zuftändige Strafgeriht ift befugt, in dem Endurtheile die Schließung 
eines Vereines für immer auszufpreden. 

Mitglieder eines Vereines, welche ſich nad obrigfeitliher Einftellung ober 
Aufpebung defjelden wieder verfammeln, find nad den Beftimmungen bes 
Art. 21 zu bejtrafen. 

Die Veränderung ber Benennung bes Vereines ober feines Sites ſoll 
hiegegen nicht ihüßen, wenn aus ben Umſtänden hervorgeht, daß jene Ver: 
änderung nur zum Scheine vorgenommen worben fei. 

Art. 25. Die wegen lebertretung des gegenwärtigen Geſetzes eingehen: 
ben Geldftrafen fallen bem Kreisihulfonde besfelbigen Regierungsbezirfes zu, 
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4) Die in ben Art. 37—41l und 43—48 des Gef. zum Schube gegen 
den Mißbrauch der Preſſe vom 17. März 1850 vorgefehenen Handlungen 
nach Art. 11 des Einf.-Gef. 3). 


in weldem bie Veruribeilung erfolgt und werben nad) dem Gutachten bes 
Landrathes verwenbet. 


Abſchnitt IV. | . 
Schlußbeftimmungen. 


Art. 26. Auf die durch das Geſetz oder durch bie geſetzlichen Autoritäten 
angeordneten Berfammlungen, jowie auf die Vorberathungen von Mitglies 
bern dieſer Berjammlungen während ber Dauer ihrer Sitzungen, dann auf 
Wahlvorverfammlungen ber Wahlmänner und Urwähler für den Landtag, 
die Kreis= ober Gemeindevertreiung nach erlaffenem Wahlausjchreiben finden 
bie Beflimmungen der Art. 2—25 gegenwärtigen Gefepes Feine Anwendung. 

Bereine, welche Kapital durd Aftien aufzubringen, Krebitpapiere in Um: 
lauf zu fegen beabfichtigen, Anftalten für den öffentlichen Verkehr, für Sicher— 
ung bed Bermögens, für Erfparung und Berforgung, für Auswanderung, 
endlich Vereine, welde den Betrieb von Gewerbsgeihäften zum Zwecke haben, 
fo wie überhaupt alle „diejenigen Vereine, welde unter den Begriff von 
civifrechtlihen oder Handelögefellichaften fallen, unterliegen den hierüber be 
fiehenden Gefegen und Borfcriften. 

Art. 27. Die Beflimmungen gegenwärtigen Gejches haben bei dem 
jtehenden Heere nur infoweit in Anwendung zu kommen, als benfelben bie 


militäriſchen Dienſtesvorſchriften nicht entgegenfteben. 


Jedem felbftändig Kommanbdirenden fteht ferner die Befugniß zu, ben 


. Untergebenen bie Theilnahme an Vereinen und Verfammlungen zeitweife zu 


*) 


unterjagen. \ 

Art. 28. Die Disziplinarborfchriften für öffentliche Lehranftalten, dann 
für Staatsbeamte nnd Öffentliche Diener werben durch gegenwärtiges Geſetz 
ebenfalls nicht berüßrt. 

Art. 29. Alle gemäß Art. 2, 3, 4, 12, 13, 14, 16 bei ben Polizeibe: 
börben zu machenden Anzeigen und die besfalls von ber Behörde zu gebenden 
Grlaffe find ftempel: und tarfrei. 

Gegenmwärtiges Gefeß tritt mit beim Tage der Befanntmahung in Wirk: 
jamfeit. j 

Unſere Etaatsminifter der Juftiz, des Inneren und ber Finanzen find 
mit deſſen Vollzuge beauftragt. 

Gegeben Münden, am 26. Februar 1850. 

Mar xxc. 
Art. 14. An die Stelle ber in Art. 39 Abſ. 2 des Geſetzes zum Schutze 
gegen den Mißbrauch der Preſſe vom 17. März 1850 angebrohten Geldſtrafe 
bis zu 200 fl. tritt eine ſolche bis zu 150 fl. 
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Die in den Art. 37—41 und 43-48 des fo eben angeführten Geſetzes 
vorgeiehenen Handlungen find Polizeiübertretungen. 


Die nad Einf. Gef. Art. 3 Ziff. 8 noch fortbeftehenden Beftimmungen 
bes Preßgeſetzes find Art. 1, 3, 8, 9, 37—48, 51 —55. 


Gefeh 
zum Shuße gegen ben Mißbrauch der Preſſe. 
Maximilian II. ꝛc. 


Tit. L 


Allgemeine Beffimmungen über Preßverbrechen und Preß— 
vergeben. 


Art. 1. Die ftrafrechtliche Verantwortlichkeit für den Inhalt einer 
Schrift tritt ein, ſobald diefelbe veröffentlicht, ausgeftellt, ausgegeben ober fonft 
in Umlauf geſetzt if. 

Die Strafbarkeit derjenigen Berfonen, welche zur Herftellung eines ftrafbaren 
Preßerzeugniffes oder zu deſſen Beröffentlihung in einer oder der anderen 
obengenannten Weife mitgewirkt haben, wird nach den allgemeinen ſtrafrecht— 
liden Borichriften bemeſſen. 


Art. 3. Wenn Jemand eine Schrift, welche durch gerichtliches Urtheil 
als ſträflich erkannt worden ift, ungeachtet ber erfolgten Bekanntmachung 
bes Urtheiles im Amtsblatte feines Regierungsbezirkes oder der erhaltenen 
befonderen Notififation, verbreitet, aufs Neue drudt, herausgibt, verlegt 
oder in Umlauf jegt, jo foll bei Ausmeflung der Strafe nicht unter die Hälfte 
bes angebrobten höchſten Strafmaßes berabgegangen werben. 


Art. 8. Durd bie Strafe wird bie nebſtdem begründete Givilflage nichy 
ausgeſchloſſen. 

Der Civilkläger kann feine Anſprüche auch vor dem Strafgerichte geltend 
machen, muß ſie jedoch vor der endlichen Entſcheidung der Sache anmelden. 
In einem ſolchen Falle hat der Staatsanwalt denſelben von ber zur öffent: 
lihen Verhandlung des Strafgerichtes beflimmten Sigung in Kenntniß zu 
jegen. Das Strafgeriht hat in dem Urtheile über die Hauptjache zugleich 
über die civilrehtlihen Anfprücde zu erkennen, um die Entſchädigungeſumme 
feſtzuſetzen. 

Die einſchlägigen Beſtimmungen der pfälziſchen Strafprozeßordnung er— 
leiden hiedurch Feine Veränderung. 


Art. 9. Der Verleger, und wenn ein folder nicht vorhanden ift, ber 
Druder einer nicht periodijhen Schrift find, unbefchabet ihrer eigenen’ ftraf: 
techtlihen Verantwortlichfeit, für die dem Verletzten zuerfannt werdende Ent: 
ſchädigung, fowie für die dem Staate von dem Berlegten erwachſenen Koften 
dann civilverantwortlih, wenn der Verfaffer ein Ausländer ift, oder ein In— 
länder, ber fi im Auslande aufhält. 


PStGB. Art. 1, 2, 3. 


Ti. IU. 
. Preßpolizeiligde Befimmungen. 


Art. 37. Wer ohne vorausgehende Anzeige bei ber Obrigkeit Schriften 
mit einer Privatpreffe hervorbringt und ausgibt, foll mit Arreft bie zu 14 
Tagen und mit einer Geldbuße bis 100 fl. belegt werben. 

Zugleich kann das Gericht die Konfisfation des fämmtligen Druderei: 
geräthes, dann ber vorhandenen Eremplare ber unbefugt — Schriften 
ausſprechen. 

Die gewerbspolizeilichen Beſtimmungen erleiden durch gegenwärtigen Ar— 
tifel feine Aenderung. 

Art. 38. Mer ohne Berechtigung mit Schriften Handel treibt, wer ohne 
obrigfeitlihe Erlaubniß damit haufirt, ober auf Straßen oder öffentlichen 
Plägen Schriften ausftreut, anbietet oder anheftet, desgleihen wer ohne ſolche 
Erlaubniß mit Schriften haufiren, oder ſolche auf Straßen oder öffentlichen 
Plägen ausbieten, ausftreuen oder anbeften läßt, wird mit Arreft bis zu 
14 Tagen und um Gelb bis zu 50 fl. beftraft. 

Zugleih kann das Gericht die Konfisfation der zum unbefugten Verkehre 
angeichafften oder gejegwidrig im Publikum verbreiteten, jedoch noch nicht in 
frembes Eigenthum übergegangenen Schriften ausipredhen. 

Art. 39. Leber im Königreiche berausfommenden Schrift fol Name 
und Wohnort bes Druders oder Verlegers, oder wenn fie auf Straßen ober 
Öffentlihen Plätzen angebeftet wird, auch ber Name bes Berfafjers beigeſetzt 
werben. 

Iſt biefe Beifegung auf einer Schrift unterlaffen worden, jo trifft ben 
Inhaber der Druderei fowie den Verbreiter eine Geldbuße zu 200 fl. ®). 
Zugleich kann das Gericht die Konfisfation einer ſolchen Schrift ausfpreden. 

Art. 40. Die Beftimmungen ber Art. 39 finden gegen ben JInhaber 
ber Druderei und ben wiffentlichen Verbreiter Anwendung, wenn einer Schrift 
ein erbichteter Name oder ein erdichteter Wohnort des Druders oder Verlegers, 
beziehungsweiſe bes Verfaſſers, beigefegt ift. 

Art. 41. Enthält die Schrift fälichlicherweife den Namen eines anderen 
Druders oder Berlegers, beziehungsweife Verfaffere, fo bat ber Inhaber der 
Druderei, fowie ber wiffentlidye Verbreiter ber Echrift neben ber im Art. 39 
genannten Geldbuße noch eine Arreftftrafe bis zu 4 Wochen verwirft. 

Art. 42, Die Polizeibehörbe ift befugt, jede Schrift, welche haufirt, oder auf 
Straßen oder auf Öffentlichen Plätzen ausgeftreut, angeboten oder angebeftet 
wird, fogleih mit Beſchlag zu belegen, wenn babei den Beftimmungen ber 
Art. 37 bis 41 zuwider gehandelt wurbe. 

Art. 43. Für jede im Königreihe herausfommende Zeitung und pes 
riodiſche Schrift joll ununterbrochen ein verantwortlicher Redakteur befteben, 


“) Nach Einf.Geſ. Art. 11 jept bis zu 150 fl. 
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und auf jedem DBlatte, Stüde ober Hefte ber Zeitung ober periodiſchen Schrift 
genannt fein. = 

Der Rebafteur muß volljährig fein. 

Der Redakteur einer im Königreihe herausfommenden Zeitung muß im 
Königreiche feinen ſtändigen Wohnfig haben. 

Diejenigen, welche wegen eines Verbrechens, wegen Vergehens des Dieb: 
ftables,. der Unterjhlagung, bes Betruges oder der Fälſchung verurtheilt 
worden find, können bie verantwortliche Redaktion einer Zeitung ober foldyen 
Zeitſchrift während eines Zeitraumes von 5 Jahren vom Tage der Berur: 
theilung an nicht übernehmen. 

Wer wegen Preßvergehens in Jahresfrift zweimal verurtheilt wurde, fann 
von dem Schwurgerichtshofe auf ein bis fünf Jahre von Uebernahme einer 
verantwortlichen Rebaftion ausgejchloffen werden. 

Iſt die Beijegung des Namens des Redakteurs nad Abſ. 1 unterlaffen 
worden, oder ein Redakteur genannt, welder nad obigen Beflimmungen eine 
Redaktion nicht übernehmen fann, oder ift ber angegebene Name des Rebal: 
teurs erdichtet oder fäljhliher Weife der Name einer anderen Perjon anges 
geben, jo trifft ben Inhaber ber Druderei eine Geldflrafe bis zu einhundert 
Gulden. i 

Art. 44. Bon jebem einzelnen Blatte, Etüde ober Hefte einer im Kö— 
nigreihe herauskommenden Zeitung find, jobald die Ausıheilung und Ber: 
ſendung beginnt, durch den Berleger zwei mit ber eigenhändigen Unterfchrift 
bes verantwortlichen Redakteurs verjehene Eremplare bei der Diftriftspolizeis 
behörde des Ortes, an weldem das Blatt, Stüd oder Heft ausgegeben wird, 
mit beigefügter Bemerfung bed Tages, am melden bdiejes geſchieht, zu bin: 
terlegen. 

Bei Verhinderung des Redakteurs bat die Unterfchrift durch einen nad 
Art. 43 zur Ucbernahme ber Redaktion befähigten Stellvertreter zu gefcheben, 
weldhen für diejen Fall die Mitverantwortlichkeit trifft. 

Die Unterlaffung wird mit einer Geldbuße bis zu fünfzig Gulden 
beitraft. 

Dur die Hinterlegung foll die Austheilung oder Verſendung nicht auf: 
gehalten fein. 

Art. 45. Der Verleger einer nicht periodifchen Schrift oder, falls ein 
folder nicht vorhanden ift, der Druder, ift verbunden, fi über ben Namen, 
die Berfon und den Wohnort des Berfajjers Gewißheit zu verfchaffen, und 
diefen auf Verlangen. dem Unterfuhungsrichter zu bezeichnen. 

Weigert er ſich deſſen, oder ift ev nicht im Stande, der an ihn ergange: 
nen Aufforderung zu genügen, fo ift er, unbeſchadet ber eigenen ftrafrecht: 
lichen Berantwortlichkeit, mit Arrejt bis zu 14 Tagen und einer Geldbuße bis 
zu 100 fl. zu beftrafen. 

Art. 46. Die in den Art. 37 bis 41 und 43 bis 45 angebrobten 
Strafen treten auch dann ein, wenn ber Inhalt der betreffenden Schrift nicht 
ftrafbar ift. 
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Wenn aber durch dem Inhalt der Schrift eime Verbrehens: ober Ber: 
gehensftrafe verwirkt if, ober wen mehrere polizeilich ftrafbare Uebertretungen 
zufammentreffen, jo fommen die Beftimmungen bes Art. 4b) über ben Zu: 
fammenfluß zur Anwendung. 

Das Nämliche gilt hinſichtlich des Rüdfalle. 

Art. 47. Der Herausgeber oder Verfeger einer Zeitung ober periobi- 
ſchen Schrift ift fhuldig, im Beziehung auf die in berjelben vorgetragenen 
Thatfacherr jede amtliche oder amtlich beglaubigte Berichtigung, fowie jede 
andere, Shmähnngen oder Beleidigungen nicht enthaltende Berichtigung bes 
Angegriffenen, foweit Tegtere den Raum bes Angriffes nicht überfchreitet, uns 
entgeltlih, unverändert, ohne beigefügte Bemerfungen mit ben Lettern des 
Angriffes und in jener Abtheilung des Blattes, in welcher der Angriff ftand, 
in das der geſchehenen Mittheilung zunächſt oder zweitfolgende Blatt, Stüd 
oder Heft aufzunehmen. 

Die Mittheilung der Berichtigung ift auf Verlangen zu befcheinigen. 

Der zumiberbandelnde Herausgeber ober Verleger ift in eine Geldbuße 
bis zu 50 fl. zu verurtheifen. N 

Art: 48. Wenn gegen ben Herausgeber oder Berleger einer Zeitung 
ober periodiihen Schrift wegen Uebertretung einer im gegenwärtigen Gejeße 
enthaltenen Strafbefliimmung eine Berurtheilung erfolgt, fo fol zugleich bie 
unentgeltliche Aufnahme des Urtbeiles in das nächſtfolgende Blatt, Stüd oder 
Heft von dem Gerichte angeordnet werben ©). 

Unterläßt der Herausgeber oder Verleger biefe Aufnahme in ber feftge- 
ſetzten Friſt, fo ift er im eime Arreftfirafe bis zu 14 Tagen, und in eine 
Geldbuße bis zu 100 fl. zu verurteilen. 


Schlußbeſtimmungen. 

Art. bl. Wenn aus einem Verlage ober aus einer Druckerei binnen 
eines Jahres werigftens zwei Schriften hervorgegangen find, bie wegen Preß- 
verbrechens oder-Vergehens zur Berurtheilung Beranlaffung gegeben haben, 
und innerhalb Jahresfriſt vom letzten rechtsfräftigen Erfenntniffe an aus 
biefem Verlage oder diefer Drutderei eime neue Schrift erfcheint, die ein ſolches 
Berbrehen oder Vergehen enthält, fo ift die zuftäindige Gewerbspolizeibehörde 
jedod nur während drei Monaten von dem rechtsfräftigen Irtheile über diefe 
neue firafrechtlihe Handlung an beredhtigt, gegen ben Verleger oder Druder 
bie Gewerbsbefugniß auf höchſtens ein Jahr lang einzuziehen. 


Nah Einf.Geſ. Art. 3 Ziff. 8 jekt bes Art. 84 des StGB. 

Nah Einf-Geſ. Art. 3 Ziff. 8 haben die Beftimmungen dieſes Art. jegt auf 
alle Fälle Anwendung zu finden, in welchen gegen ben Herausgeber ober 
Berleger einer Zeitung oder periodiſchen Schrift wegen einer durch die Preſſe 
verübten frafbaren Handlung eine Verurtheilung erfolgt, 
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War dieſe Maßregel gegen ben Verleger ober Drucker bereits einmal in 
Folge vorftehender Beftimmung verhängt worben, jo kann unter den näm— 
lien Borausfegungen und innerhalb der nämlichen Frift die gänzliche Ein- 
ziehung der Gewerbsbefugniß angeordnet werben. 

Art. 52. Die nad dieſem Geſetze eingehenden Geldftrafen und bie nad 
Art. 27 4) Fonfiszirten Sammelgelder fallen dem Kreisichulfonde besjenigen 
Regierungsbezirkes zu, im welchem bie Verurtheilung erfolgt, und werben 
nad bem Gutachten bes Landrathes verwendet. 

Art. 53. Bei der Enticheibung über bie durch Mißbrauch der Prefie 
begründeten civilrechtlichen Anſprüche ift eine Eidesableiftung zur Ausmittelung 
ber Entihädigungsjumme nicht zuläffig. 

Die Feſtſetzung der legteren erfolgt Tebiglich nach richterlihem Ermeffen. 

Art. 54. In allen im Zit. II gegenwärtigen Geſetzes aufgeführten 
Fällen iſt an die Gefhworenen bei Strafe der Nichtigkeit en bie Frage zu 
jtelen, ob mildernde Umftände vorhanden ſeien. 

Im Falle diefe Frage bejaht wird, barf bei Ausmefjung der Sirafe bie 
Hälfte des höchſten Strafmaßes nicht überjchritten werben. 

Das Gericht ift in diefem Falle, wenn es fih um ein Vergehen handelt, 
auch befugt, unter das geringfte Strafmaß berabzugeben, und, wo durch bas 
Geſetz Freibeitstrafe und Geldbuße in Verbindung angedroht find, nur auf 
eine ober die anbere zu erfennen. 

Auch bei Polizeiüibertretungen ift das Gericht, wenn mildernde Umftänbe 
vorhanden find, in ben Fällen, wo bas Gejeg Freibeitsftrafe und Geldbuße 
in Verbindung androbt, befugt, nur auf eine oder die andere biefer Strafen 
zu erfennen. 

Art. 55. Gegenmwärtiges Gefeß tritt mit dem Tage ber Befanntmadhung 
durch das Geſetzblatt, beziehbungsweife durch das Amtsblatt der Pfalz in 
Mirffamfeit, und von dem nämlihen Tage an find alle entgegenftehenden 
geſetzlichen Betimmungen und Berorbnungen aufgehoben. 

Unfere Staatsminifter der Auftiz und des Innern find mit dem Vollzuge 
beauftragt. 

Gegeben Münden, den 17. März 1850. 
Mar ı. 

Hiezu VBollzugsinfiruftion des Staatsminift, db. Innern vom. 20. März 
1850 und 

Brater’s Kommentar in dv. Dollmanm’s Gefeßgebung des König: 
reiches Bayern feit Marimilian II 2c. Thl. III Bd. I Heft 1. 

Bemerkungen zu den preßpolizeilicen Bejtimmungen. 

Die aufrecht erhaltenen allgemeinen Vorſchriften der Art. 1, 3, 8, 9 be: 
ziehen fih nur auf die mittels der Preffe verübten materiellen Verbrechen 
und Vergehen, am welche jeßt Uebertretungen im Einne des SIEB. anzu: 
reihen find, nicht auf Preßpolizeiübertretungen. 


4) Gemäß Einf.:Gef. Art. 3 Ziff. 8 jeßt nad Art. 150 des StGB. 
4 * 
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Einen ftrafbaren Verſuch einer Vreßpolizeiübertretung gibt es nah PStGB. 
Art. 17 nicht. 

Zu Art. 37. Die bier geforderte Anzeige ift der Ortspolizeibehörbe 
und durch diefe der einfchlägigen Gewerbspolizeibehörbe zu  erftatten, 
welche barüber zu entſcheiden bat, ob durd die Hervorbringung von Schriften 
mit einer Privatprejfe und deren Ausgabe ein Eingriff in Gewerbsbefugniffe 
flattgefunden babe. Inſtrukt. zu Art. 37. 

Die Beftimmungen des Abſ. 1 find nicht auf ſolche Privatprefien an- 
wenbdbar, die nur auf Beitellung eines berechtigten Druders für diefen arbei— 
ten. Beitfhr. f. ©. u. Rpfl. Bd. III, 414 

Zu Art. 38. Ueber die Berechtigung zum Handel mit Drudicriften, 
zum Selbftverlage und zum Haufiren mit folhen. Inſtruktion zu Art. 38 
Ziff. 10 Abſ. 1. Jede fonftige Verbreitung auf Straßen und öffentlichen 
Pläpen ift ohne obrigfeitlihe Erlaubniß unftatthaft. N. a. O. Ab. 2. 

Haufiren ift das Anbieten von Schriften in Häufern zum Zwecke ber 
Beröffentlihung und Berbreitung. 

Giß.:Ber. Bd. IV ©. 269, 430. 

Das Sammeln von Bücherbeftellungen bei Privatperfonen von Haus zu 
Haus zum Zwede fünftiger Ablieferung wird glei dem Haufiren bebanbelt. 
Beitfhr. f. G. u Rpfl. Bd. V ©. 239. Verb. db. 8. d. bg. v. 18°°/,,- 
Beil.:Bb. II S. 468, 469. Dagegen fällt unentgeltlihe Abgabe einer Drud— 
fhrift in der eigenen Wohnung zum Zweckkt weiterer Verbreitung oder bie 
einmalige Abgabe der Schrift in einem und demfelben Wirthshauſe nicht um: 
ter Art. 38. Zeitihr. f. G. u. Rpfl. Bd. III ©. 89. 

Wirtdshäufer find nicht als Öffentliche Plätze im Sinne des Art. 33 zu 
raten. Eiß.:Ber. Bd. IV S. 271. 

Das Anjchlagen gedrudter Einladungen zu Kirchenfeften an ben Kirchen: 
tbüren auf Veranlaſſung der Geiftlichfeit jält nicht unter Art, 38. Zeitſchr. 
f. ©. u. Rpfl. Bd. VIE. 16. 

Zu Art. 39. Die Anwendung des Art. ift durch Verbreitung der Echrift 
in Bayern bedingt. Zeitichr. f. G. u. Rpfl. Bd. I ©. 548. 

Bei ben Beilagen einer Zeitung, welde als folde ausdrüdlic bezeichnet 
find, ift bie wiederholte Beobachtung des Art. 39 nicht erforderlich. Zeitichr. 
f. ©. u. Rpfl. BE. IV ©. 19, VI ©. 160. 

Zu Art. 43. Der Redakteur ift umbedingt gleich dem Verfaſſer verant: 
wortli und kann fi) der Verantwortlichkeit nicht durd den Nachweis, daß 
ein Anderer der Verfaſſer fei, entziehen. Zeitſchr. Bd. III ©. 5:16. 

Zu Art. 44. Nur wiffenfchaftlihe Zeitſchriften, nicht periodifch erſchei— 
nende Unterbaltungsblätter, find von der Vorſchrift des Art. 44 ausgenonmen 
Zeitichr. Bd. IV ©. 166, 475. 

Zu Art. 47. Inſtrukt. zu Art. 7 u. 47 Ziff. 7. 

Nur die Beifügung folder Bemerkungen zu amtlihen Berichtigungen ift 
verboten, welche dieſe jelbft zu beeinträchtigen geeignet find. Sitz.-Ber. Bd. IV 
©. 56. 
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5) Die im Art. 13 des Gef. vom 4. Mai 1851, das Einfchreiten ber 
bewaffneten Macht zur Erhaltung ber öffentlichen Ordnung betr., bezeich— 
nete Handlung nad Art. 12 des Einf.:Gef. ?). 

6) Die Zumwiderhandlungen gegen den in der Pfalz geltenden Konfu: 
larbefhluß vom 17. Prairial IX (16. Juni 1801) nad) Art. 14 des Einf.: 
Gef. (Bem. zu Art. 206). 

7) Die Jagdausübung ohne Erlaubnißſchein in der Pfalz, welde 
Handlung ohnedies jhon nad Art. 229 des PStGB. unter die Polizei: 
übertretungen fallen würde, nad Art. 16 des Einf = Gef. (Bem. zu 
Art. 229). 

8) Die Uebertretung der Vorſchriften der FF. 4, 6, 13—18 ber in 
der Pfalz geltenden Jagdverordnung vom 21. Sept. 1815 nad Art. 16 
Abſ. 1 und 5 des Einf. Gef. im Einflange mit Art. 229 Abſ. 1 des 
PSIGB. (Bem. zu Art. 229). 

Db auf dem Grunde des im Einf.Gef. Art. 7 Abf. 2 gemachten 
Vorbehalte® aus dem umfafjenden Rahmen des Art. 3 noch Spezialgefeße 
aufgefunden werden können, deren Uebertretung die Eigenfchaft einer Leber: 
tretung Bisher an fi trug und nach der Natur ber Handlung als eine 
wirkliche Polizeiübertretung anzufehen ift, mag dahin geftellt bleiben, 
ebenfalls ift man berechtigt, die nah Art. 3 Ziff. 4 in Wirffamfeit blei— 
benden Beftimmungen des Art. 11 Ziff. 2 lit. c. des Gef. vom 28. März 
1852 über die Bewäfferungs: und Entwäfferungsunternehmungen zumZwecke ber 





Zu Art. 48. Das Urtheil ift vollftändig mit Entiheibungsgrünben abzu= 

druden. Zeitſchr. Bb. III ©. 384, 523. Diefe Beftimmung ift auch bann 
anzuwenden, wenn ber Rebafteur einer Zeitung verurtheilt wird, und wenn 
bie Zeitung oder geriodiihe Schrift beim Eintritte der Rechtskraft bes verur: 
theilenden Erfenntniffes unter ihrem bisherigen Titel zu erſcheinen aufgehört 
bat, jedoch unter einem Anderen Titel fortgefegt wird. 
Art. 12. Die in Urt. 13 des Gefekes vom 4. Mai 1851 über das Ein: 
fhreiten ber bewaffneten Macht zur Erhaltung ber gefeglihen Ordnung be 
zeichnete Handlung ift Polizeiübertretung und in Zufunft mit Arreft bis zu 
14 Tagen oder an Gelb bis zu 50 fl. zu befirafen. Die übrigen in bem 
angeführten Geſetze vorgefehenen Handlungen find Vergeben. 

Art. 13 des Gef. v. 4. Mai 1851. 

Zufhauer, welche in der Nähe der Zufammenrottung verweilen und dadurch 

die Herftelung der Ordnung erfhweren, find zu einer Gefängnißftrafe von 

8 Tagen bis zu 4 Wochen oder zu einer Geldftrafe von 25 bis zu 100 fl. 
(jet zu Arreft bis zu 14 Tagen oder an Geld bis zu SO.) zu verurtheilen, 
wenn fie fih, nachdem die dritte Aufforderung (Art. 3) ober ber fofortige 
Waffengebrauh (Art. 5) erfolgt ift, gleihwohl nicht entfernen. 
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Bodenkultur dahin zu rechnen, da e8 fi Hier um Aufrechthaltung von 
Vorſchriften im Intereſſe der landwirthſchaftlichen Polizei handelt. Hinſicht⸗ 
lich der Judikatur iſt jedoch für dieſe Uebertretung durch Art. 34 des 
Einf. = Gef. die bisherige polizeirichterliche Zuſtändigkeit aufrecht er— 
halten. 

Auf feinen Fall dürfen Dinge, welche bisher in das eigentlich ftraf- 
rechtliche Gebiet nicht gehört haben und ebenfowenig unter die Verbrechen 
und Vergehen wie unter die Uebertretungen gerechnet werden Eonnten, num: 
mehr ohne Weiteres in das Bereih der Uebertretungen gezogen werben, 
3. B. die Sufpenfion oder Einziehung von Gewerben aus gewerbspolizei⸗ 
lichen Gründen, alle Disziplinarftraffahen, bie Fälle, in weldhen in Folge 
von Beftimmungen des Civil: oder Strafprozeßredte® oder auf Grund 
fonftiger gefegliher Beftimmungen z. B. des Einführungsgefeges Art. 
28— 30 auf Drdnungsftrafen erfannt werben fann, bie BESTEN: ber 
. Strafbeftimmungen über Winkelagentie. 


Zu I. 


Die ganze Bedeutung der Trennung bes jtrafrechtlihen Materials in 
2 Geſetzbücher, der Sinn der zwifchen rechtlichen und polizeilichen Uebertret— 
ungen gemachten Unterfheidung Liegt in der Anwendbarkeit der in der erften 
Adtheilung beider Geſetzbücher enthaltenen allgemeinen Beftimmungen. 
Nur deiwegen, weil die in der I. Abtheilung des Strafgejeßbuces für 
Berbrehen, Vergeben und rechtsverletzende Uebertretungen aufgeftellten all: 
gemeinen Regeln zum Theile al8 unbrauchbar zum Theile als unpafjend 
für Polizeiübertretungen erachtet wurden und weil man es für angemefjen 
fand, in vielfaher Beziehung abweichende allgemeine Bejtimmungen für 
Polizetübertretungen eigens zu konftruiven, hat die Trennung des PStGB. 
vom StGB. ftattgefunden, außerdem hätte nichts im Wege geftanden, 
das ganze Material de PStGB. in das StGB. aufzunehmen. Dies ift 
aud der Grund, warum man fih im Einf. Gef. bemüht hat, jo fpeziell 
als möglich zu konftatiren, welche Uebertretungen als Bolizeiübertretungen 
anzuerkennen jind, 

Deßhalb ift die Frage von höchſter Wichtigkeit, auf welche ftrafbaren 
Handlungen die Beitimmungen der I, Abtheilung des StGB., auf welche 
Handlungen die Beitimmungen der I. Abtheilung des PStGB. in Anwen: 
dung zu bringen find. 

Für alle jene ftrafbaren Handlungen, welchen in den Geſetzen, fei es 
in einem Geſetzbuche oder in einem Spezialgefege, der Charakter von Ber: 
brechen oder Vergehen beigelegt ift, Löft fich die Frage von felbjt, da nur die 
I. Abtheilung des StGB. auf Verbrechen oder Vergehen Bezug habende 
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allgemeine Beftimmungen enthält. Zwar ift die fubfidiäre Anwendbarkeit 
diefer Beftimmungen auf die in Spezialgefegen behandelten Bergehen nir- 
gends ausdrücklich ausgeſprochen, ergibt fid aber mit Nothwendigkeit aus 
dem Grunde des Art. 7 Abſ. 2 des Einf.:-Gef. 

Es beſchränkt fi daher die Frage Über die Anwendbarkeit der allge: 
meinen Borfchriften des einen oder des anderen Geſetzbuches auf jene ftraf: 
baren Handlungen, welden die Eigenſchaft von Uebertretungen zufommt. 

Hierauf gibt Art. 1 des PStGB. in Bezug auf Bolizeiübertretungen 
eine are Antwort. Diefe lautet, daß die allgemeinen Beitimmungen des 
PStGB. nur auf jene Uebertretungen, aber auch auf alle jene Uebertre— 
tungen anzumenben find, welde nah dem PStGB. oder nad einem be- 
fonderen Geſetze als Polizeiübertretungen anzujehen find, wobei fein Unter: 
ſchied zu machen ift, ob die Bolizeiübertretung im PStGB. oder in einem 
befonderen Geſetze behandelt, ob leßteres in dem PStGB. oder durch das 
Einf.: Gef. aufreht erhalten, ob die Webertretung durch eine ausdrüdliche 
Vorſchrift als Polizeiübertretung bezeichnet oder ob diefelbe kraft des im 
Art. 7 Abf. 2 des Einf.-Geſ. enthaltenen Vorbehaltes als Polizeiübertres 
tung zu betradten ift. 

Dagegen erftredt fi die Anwendbarkeit der I. Abtheilung des StGB. 
auf alle vehtsverlegenden Uebertretungen und, da fisfalifche Uebertretungen 
als Eingriffe in beftimmte Nechte der Finanzhoheit und Berfürzungen der 
Staatseinfünfte den Rechtsverlegungen näher ftehen als den Polizeiüber— 
tretungen, wird fid) deren Anwendbarkeit in der Regel auch auf die fis— 
falifchen Uebertretungen zu erjtreden haben, für welde aud bisher Fein 
anderes Ergänzungsreht bejtanden bat, al® der allgemeine Theil des 
SGB. von 1813, foferne nicht einzelnen berfelben der Charakter von Po— 
lizetübertretungen gefeglich beigelegt worden ift, wie dies bezüglich gewiſſer 
Boftbeeinträchtigungen wegen der dabei in Betracht kommenden Verlegung 
gewerbspolizeilidher Beitimmungen durch PStGB. Art. 206 und den hiemit 
in der Hauptſache zufammenfalfenden Art. 14 des Einf.Geſ. geſchehen iſt. 

MWenn in dem Kommentare zum StGB. von Stenglein ©. 153 fa. 
andere Grundfäße aufgeftellg werden, wonach die Geltung ber allgemeinen 
Vorſchriften des Polizeiftrafgefeßbuches nur auf jene Fälle beichränft werden 
fol, welde im PStGB. oder in einem durch dieſes aufrecht erhaltenen 
Spezialgefete behandelt find, während auf alle anderen in fortbeitehenden 
Spezialgejegen behandelten Uebertretungen, wenn fie auch materiell dem Ge: 
biete der Rechtsgefährdungen angehören, die allgemeinen Beitimmungen des 
Strafgefeßbudyes angewendet werden follen, fo ſcheinen hiebei die Beftimmungen 
bes SGB. Art. 1 und des Einf.-Gef. Art. 7 Abf. 2 nicht in das Auge 
gefaßt worden zu jein. 
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Wäre jene Interpretation des Art. 17 Abſ. 1 des Einf.Geſ. richtig, 
fo würde zwifchen diefem Artikel und dem Art. 7 Abi. 2 des Einf. 
Gef., fo wie dem Art, 1 des PStGB. ein nidyt zu Löfender Widerfprud 
beſtehen. 

Der Art. 17 behandelt gar nicht die Frage, welche allgemeinen ſtrafge— 
feglichen Beſtimmungen auf eine ftrafbare Handlung ihrer Natur gemäß ans 
zuwenden feien; diefe Frage it im PStGB. Art. 1 und im Einf.&el. 
Art. 7 Abſ. 2 gelöſt; fondern Art. 17 liefert eine Interpretationsregel für 
ben Fall, wo ein dermalen bejtehendes Geſetz oder eine Verordnung eine 
Berweifung auf einzelne ftrafrechtliche Beitimmungen enthält, um die vielfach) 
beftandene Kontroverje zu löfen, ob dieje Verweifung auf jenes Strafgeſetz 
zu beziehen fei, welches zur Zeit der Erlaffung des Geſetzes oder der Ber: 
ordnung gegolten hat, oder auf das in der Gegenwart geltende Strafgefek ; 
wobei die Entfcheidung zu Gunſten der gegenwärtig geltenden Strafgejeße 
erlaffen wird. Wo ein Spezialgefeß eine Verweiſung auf bejtimmte 
Materien des Strafrechtes enthält, wie das namentlich vielfad in Be 
zug auf die Beahndung des Verſuches, der Beihilfe, der Begünftigung ber 
Fall ift, muß ſich der Richter in Behandlung diefer einzelnen Materie nad 
den Vorjchriften des Art. 17 richten, er it aber nicht befugt, die Funktion 
des Art. 17 über die Aufgabe, weldye der Geſetzgeber ihn gefeßt hat, zu 
erweitern, und daraus Konſequenzen zu ziehen, die mit den allgemeinen Bor: 
Ichriften des PSIGB. Art. 1 und des Einf.Geſ. Art.7 unvereinbar wären. 
Beiſpielsweiſe ijt die Beſtrafung der Beibilfe und der Begünftigung bei Po: 
lizetübertretungen regelmäßig ausgeſchloſſen. Wenn nun in einem Spezialge- 
jege wegen Beitrafung der Gehilfen und Begünftiger auf die Beſtimmungen 
des Strafrechtes verwieſen ift, fo folgt hieraus nur, daß in diefem Punkte 
die entſprechenden Vorſchriften des Strafgefeßbuches zur Anwendung zu kom: 
men haben, jobald in einem fonfreten Straffalle Gehilfen oder Begünftiger 
vorkommen; aber es wäre ſchon die Annahme, daß deßhalb auch alle übri- 
gen Beftimmungen der I. Abtheilung des StGB. auf die Lebertretung des: 
jelben Spezialgefeßes anwendbar feien, nicht gerechtfertigt. 

Um jo weniger kann eine generelle Präfumtion für den Vorrang ber 
allgemeinen Bejtimmungen des StGB. vor jenen des PStGB. bei allen 
in Spezialgejegen, welche nidyt im PStGB. aufgenommen find, behandelten 
Polizetübertretungen als zuläflig erachtet werden. 

Allein aud die Kegel des Einf.Gef. Art. 17 wird auf Polizetübertretungen 
nur mit einer gewiffen Beihränfung anzuwenden jein. Iſt nemlid das 
Geſetz oder die Verordnung, worin die Verweifung auf eine Beſtimmung 
des bisherigen Strafrechtes enthalten ift, ein Polizeigefeß oder eine Polizei: 
verordnung, kommt die Derweifung bei folden Beftimmungen vor, weldye ſich 
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auf Bolizeiübertretungen beziehen, und betrifft die durch die VBerweifung be 
zeichnete Vorfchrift einen folden Gegenitand, wofür die I. Abtheilung bes 
PStGB. von den Beftimmungen des StGB. abweichende Vorſchriften für 
alle Polizetübertretungen aufgeftellt hat, 3. B. in Beziehung auf Strafum: 
wandlung, Zufammentreffen mehrerer verwirkter Strafen, oder Verjährung, 
fo wird die allegirte Beftimmung bes StGB. für die betreffende Polizei: 
übertretung durch die entſprechende Vorfchrift des PStGB. zu erfegen fein. 
Dies folgt aus der im Art. 31 bes PStGB. geſetzlich ausgeſprochenen 
allgemeinen Abſicht des Geſetzgebers, den allgemeinen Beſtimmungen des 
StGB. in allen Materien, wofür das PStGB. ſelbſtändige Beſtimmungen 
getroffen hat, für alle Polizeiübertretungen zu derogiren. Der Urheber der 
Spezialgeſetze oder der Verordnung konnte allerdings zur Zeit, wo dieſe er— 
laſſen wurden, nur Beſtimmungen des damals geltenden StGB. im Auge 
haben, weil zu jener Zeit ein PSIGB. noch nicht beſtanden hat. Wäre 
aber die Ausjcheidung des ftrafrechtlihen Materiales in zwei Geſetzbücher 
damals ſchon vorhanden gewefen, fo würde er gewiß bei Bolizeiübertretungen 
auf die einjchlägigen Beltimmungen des PStGB. und nicht auf die für 
ſolche Uebertretungen ungiltigen Beitimmungen des StGB. verwiefen haben. 
Hiemit ftimmt im Wefentlihen überein Rifch im Kommentar zum Einf. 
Gef. S. 106. 

Die von Stenglein aufgeftellte Theorie widerſpricht ebenjo ber 
Natur der Sache wie der Genefis des PStGB. umd des Art. 1 insbe: 
jondere, wie den Anfhauungen, welde hierüber ohne Meinungsver: 
Ihiedenheit bei den Mitgliebern des Gefebgebungsausfchufles und den 
Vertretern der f. Staatsregierung beitanden haben. Auf den legten Ent: 
wurf des PStGB. hat bei der Bearbeitung der I. Abtheilung unverfenn: 
bar der in den Motiven der Staatsregierung felbjt vielfach allegirte Vor: 
trag des Referenten des GGA. d. K. d. Abgeordneten vom 15. März 
1857 Einfluß gehabt. In diefem Vortrage (Verh. d. GEN. d. K. d. Abg. 
von 18°®/,, Bd. II ©.1 folg.) it im $.3 die Aufgabe der Polizeiftraf: 
gefeßgebung gezeichnet, wobei folgende Stelle vorfommt: 


1) Das Polizeiftrafgefeßbuh muß in feinem allgemeinen Theile für das ganze 
Neih die allgemeinen Prinzipien des MWolizeiftrafrechtes feftftellen, ben Umfang 
und bie Gränzen ber Polizeiftrafgewalt, das Straffuften und die allgemeinen 
Grundiäge für alle Gattungen von Polizeiübertretungen beftimmen, welche nit 
allein fürdieim Geſetzbuche behandelten, fondernaudbei ben außer 
halb des Geſetzbuches in befonderen Geſetzen und Berordnungen 
behandelten Polizeiübertretungen anwendbar find, fo weit es nicht aus über: 
wiegenden Gründen angemeffen erſcheint, für die Iepteren befondere Beftimmungen 
aufzuftellen oder beizubehalten. 
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Ganz konform mit diefen Anfchanungen äußern die Motive zum nene- 
ften Entwurfe $. 2 Abſ. 2: 

„Zur Durchführung diefer Anficht hat der Entwurf zunächſt in der erflen Ab: 
theilung den Umfang und die Gränzen ber Polizeiftrafgewalt, das Strafſyſtem 
und bie allgemeinen Grundſätze feftgeftellt, welche für alle Gattungen von Poli: 
zeiübertretungen, ſohin auch für bie in befondberen, aufrecht erhalten blei 
benden Gejepen behandelten Anwendung zu finden baben, infoferne es 
nicht aus überwiegenden Gründen geboten erſchien, für einzelne ber letztbezeich— 
neten Mebertretungen von biefen allgemeinen Grunbfägen abweichende Beſtim— 
mungen aufzufiellen ober beizuzubehalten.“ 

Daß die Mllegirung einzelner Spezialgefepe im Terte des PStGB. 
und bie Aufrechthaltung anderer im Einführungsgefege gar feine innere 
Bedeutung bat, fondern rein auf Zwedmäßigkeitsrüdfichten beruht, er: 
gibt fih aus F. 2 Abſ. 3 der angeführten Motive. In der That find 
nur jene Spezialgefeße von ſtrafpolizeilichem Inhalte im Einf. Gef. vor: 
behalten worden, bei weldjen dieß der Zufammenhang mit anderen bortfelbjt 
zu treffenden Beftimmungen oder die theilmeife Abänderung oder Aufhebung 
der beftandenen Vorſchriften erforderte, 

Der Zweck, welchen die Staatsregierung bei Einbringung bes Ent: 
wurfes den allgemeinen Beftimmungen des PStGB. zugetheilt hatte, ift 
bierdurh ar. Aber auch bei den Verhandlungen der Gefebgebungsaus: 
ſchüſſe hat diefelbe Anſchauung obgewaltet, und feine Verhandlung diefer 
Ausihüffe ift geeignet, zu einer befchränfenden Interpretation bes in fei- 
nem Wortlaute ganz Maren Art. 1 Anlaß zu geben; im Gegentheile wird 
die richtige Anficht, daß dieſer Artikel ganz in demſelben allgemeinen Sinne 
zu verftehen fei, in dem er abgefaßt ift, durch verſchiedene Vorkommniſſe in 
den Verhandlungen beftätigt. 

Nach der urfprünglichen Abfiht der Staatsregierung follte im Art. 3 
bes Einf.:Gef. auch Art. 49 des Prefigefebes, die Verjährung der Preßpo— 
lizetübertretungen betreffend, aufrecht erhalten bleiben. Im dem eriten Bor: 
trage von Dr. Weis über das Einf.-Gef. zu Art. 2 (Verb. d. K. d. Abg. 
von 189%, Bd. III ©. 350) wurde der Antrag geftellt, den Art. 49 zu 
ftreihen, wobei nadhgewiefen wurde, daß die im PStGB. normirten Be 
ftimmungen über das DVerjährungsinititut eben jo vortheilhaft jeien, als 
jene im Art. 49 des Preßgeſetzes. Referent Weis beſchloß feine Aus: 
führung mit folgenden Säßen: 

„Daß es aber unzweckmäßig ift, wenn für einzelne Bolizeitibertretungen be: 
züglich der Verjährung ein von ben allgemeinen Beflimmungen bes PEtGB. 
grumdfäglich abweichendes Syſtem befteht, leuchtet von felbft ein. Ich werbe bei: 
halb beantragen, auch ben Art. 49 bes Preßgeſetzes aufzuheben, in welchem 
Falle bezüglich der Verjährung ber Preßpoligeiübertretungen bie 
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allgemeinen Befimmungen bes PSiGB. von felbfi Anwenbung 
finden.“ 

Auf den Grund diefer Motivirung wurde der Borfchlag des Referenten 
ohne alle Diskuffion angenommen und es it Niemand in den Sim ge 
fommen, die Richtigkeit der Wei s'ſchen Ausführung zu bezweifeln, unge 
achtet die Preßpofizetübertretungen in einem jener Spezialgefege behandelt 
find, deren Erwähnung nit im PStGB., jondern im Einf.-Gef. vor: 
fommt; vielmehr wäre bie Aufhebung jenes Artikels jicher verworfen wor 
den, wenn es ji darum gehandelt hätte, bemfelben jtatt ber praktiſchen 
und einfachen Beitimmungen des PSLGB. Art. 25—27 die komplizirteren 
und für bie Preſſe gefährlicheren Beitimmungen des StGB. Art. 94—99 
zu fubjtituiren, Die ausdrüdlihe Aufhebung des Art. 49 des Preßgeſetzes 
war in bem gegebenen Falle nothwendig, um die betreffenden Beitimmungen 
der 1. Abtheilung des PStGB. in Geltung zu fegen, weil die Verjährung 
zu jenen Materien der I. Abtheilung des PStGB. gehört, für welche im 
Art. 25 der Vorbehalt befonderer gefeglicher Beitimmungen ausdrücklich 
gemacht ift. 

Zwar beruft fih Stenglein ©. 150 Not. 3 darauf, daß in einem 
bei Berathung des Art. 7 des Einf.:Gef. angeregten jpeziellen Falle feine 
Anfiht durd das Staatsminifterium beftätigt worden fei. Allein in ber 
Wirklichkeit haben die von zwei Staatsminijtern bei jenem Anlaffe abgegebe: 
nen Erklärungen ganz anders gelautet. In den Verh. db. 8. d. Abg. v. 
185%/,, Beil.:Bb. IU ©. 326 heißt es wörtlich: 

„Zu Art.7 wurde auf Anregung des Referenten von den Herm Staats: 
miniftern des Innern und der Juſtiz als felbjtwerftändlih zugegeben, daß, 
joferne nit in einem Spezialgefege ausdrüdlich etwas Anderes bejtimmt 
it, die im ben neueren Geſetzbüchern feitgeftellten Prinzipien über 
die Umwandlung von Geldftrafe in Freiheitsitrafe auch auf die in Spezial: 
gejegen bedrohten Uebertretungen Anwendung finden,” 

Die beiden Staatsminijter haben daher keineswegs gefagt, daß in dem 
fupponirten Falle nur die Beftimmungen des Art. 28 (nad der Schluß: 
rebaftion Art. 27) des StGB. zur Anwendung kommen müßten, jondern 
fie haben auf die in den beiden Geſetzbüchern aufgejtellten Grundſätze über 
Strafummwandlung bingewiefen und ba dieſes bei Berathuug des Art. 7 
geihehen iſt, ganz im Einklange mit deſſen Abſ. 2 hiedurd anerkannt, daß 
nad) Umjtänden der Ummwandlungsmaßjtab des StGB. Art. 27 oder jener 
des PStGB. Art. 7 anzuwenden jei, je nahdem die That die Natur 
einer Polizetübertretung ober einer fonftigen Uebertretung an ſich trägt. 

Welchen vernünftigen Sinn follte es auch haben, wenn der zufällige 
Umftand, daß einige fpezialgefeglih verbotene BPolizeiübertretungen im 
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PStGB., andere im Einf.:Gef. vorbehalten find, die Wirkung haben follte, 
daß bie leßteren nad) ganz anderen Grundſätzen behandelt werden müſſen 
als die eriteren ? 

Gerade der Umſtand, daß eim ziemlicher Theil der allgemeinen Vor: 
jhriften des StGB. für Bolizeiübertretungen unpraftiih und mit beren 
Natur ſchwer vereinbar ift, hat zur Schaffung abweichender, für alle Po— 
lizetübertretungen giltiger Regeln geführt. Durch die Annahme der entge- 
gengejegten Anjicht würde ein Theil der Errungenichaft, welche durch Auf- 
ftellung durdhgreifender Regeln für alle nicht ausdrüdlih ausgenommenen 
Fülle in der I. Abtheilung des PStGB. erftrebt wurde, wieder in Frage 
gejtellt werben. 

Weder die Auslegung noch die praktiſche Zweckmäßigkeit jpricht daher 
dafür, den Art. 1 in einer Weife zu beichränfen, daß derſelbe nicht auf alle 
Polizetübertretungen, jondern nur anf einen Theil derjelben zu beziehen 
wäre Hätte der Gefeßgeber das gewollt, was von Stenglein bei Aus: 
legung bed Einf.Geſ. Art. 17 angenommen wird, fo hätte der Artikel 
lauten müſſen: 


„die Beitimmungen bes gegenwärtigen Geſetzbuches find nur auf 
jene Uebertretungen anwendbar, welde in dieſem Geſetzbuche be: 
banbelt find.” 


Der ganze weitere Zufaß, der mit dem Worte „oder beginnt, wäre 
nicht ein bloßer- Pleonasmus, fondern eine finnjtörende materielle Une 
richtigkeit. 

Betrachtet man die Einrichtung der in der I. Abtheilung des PStGB. 
enthaltenen Vorſchriften, jo findet man einen wichtigen Unterſchied. Die 
Mehrzahl der Vorſchriften ift unbedingt und ohne Vorbehalt erlaffen; im 
einer Minderzabl von Fällen ijt die Vorſchrift nur mit ausdrüdlidhem Vor: 
behalte anderer oder bejonderer geſetzlicher Beltimmungen erlaflen. 

Sole Borbehalte bejtehen: 

im Art. 3 bezüglih der Beitrafung im Auslande verübter Polizei: 
übertretungen; 

im Art. 6 Abf. 1. bezüglich des höchſten Betrages der Gelditrafe; 

im Art. 6 Abf. 2 bezüglicd” der Zuwendung von Gelditrafen an bie 
Staatsfafje, „wo nicht das Geſetz ein Anderes beſtimmt.“ 

Art. 10 läßt Konfisfation einzelner Sachen als Straffolge nur in 
vom Gefeße beftimmten Fällen zu. 

Gleiches gilt nad Art. 11 aud von der Stellung unter Polizeiauf: 
jiht und 

nad Art. 14 von ber Berwahrung in einer Polizetanitalt. 
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Nah Art. 16 find andere als die im Art. 10—15 beftimmten Straf: 
folgen nur auf den Grund bejonderer Geſetzesbeſtimmungen zuläffig. 

Nach Art. 18 werden jonjtige Theilmahmshandlungen außer der An: 
jtiftung, jo wie Begünftigung nur, wo das Geſetz es ausdrüdlicd vorichreibt, 
beitraft. 

In Art. 24 Abſ. 2 Ziff. 4 ift im Konformität mit Art. 6 Abf. 1 die 
Ueberfchreitung der gewöhnliden Marima der Geldjtrafe nur auf Grund 
einer befonderen gejeglihen Beſtimmung zugelafjen. 

Nah Art. 24 Abi. 3 hat das Zuſammentreffen mehrerer ftrafbaren 
Handlungen auf die nad bejonderen gejeglihen Bejtimmungen zuläffigen 
Folgen einer Polizetübertretung feinen Einfluß. 

Im Art. 25 ift die Verjährung. der Strafbarkeit einer Polizeiüber: 
tretung nur vorbehaltlich bejonderer gejegliher Beſtimmungen für einzelne 
Fälle normirt. 

Durch Art. 31 ift die eventuelle Anwendbarkeit der allgemeinen Be: 
ftimmungen der StGB. auf Polizetübertretungen ausgejproden, „ſoweit 
nicht im gegenwärtigen Gejegbudhe oder in bejonderen gefeglidhen 
Beftimmungen eine Ausnahme begründet iſt“. 

Dieje verjchtedene Redaktionsweiſe kann vernünftiger Weife nur den 
Zweck gehabt haben, daß man in allen Fällen, wo das Gejeß eine allge: 
meine Vorſchrift abjolut ausſpricht, eine durchgreifende gemeinfjame Norm 
ihaffen, und mit diefer aud den entgegenftehenden Beftimmungen älterer 
Spezialgejege derogiren wollte; daß man folgeweije die Zuläſſigkeit abweis 
hender Beitimmungen und die Aufrechthaltung abweichender fpezialgefeglicher 
Beitimmungen auf die ausdrüdlih ausgenommenen Materien befchrän- 
fen wollte, 

Hätte man gegenüber den Vorſchriften der I. Abtheilung alle entgegen: 
ftehenden älteren ſpezialgeſetzlichen Bejtimmungen unbedingt aufrecht erhalten 
wollen, jo hätte hiezu die Aufjtellung einer allgemeinen Regel genügt, man 
hätte aber alsdann nicht blos in jenen einzelnen Materien einen befonderen 
Borbehalt machen dürfen. Hätte man bei der angenommenen Rebaktionsweife 
auch noch bei anderen Materien daſſelbe gewollt, jo hätte auch bei diefen 
der gleiche Vorbehalt gemacht werden müjjen. 

Die Aufftellung einzelner Ausnahmen von der Regel enthält eine Be: 
ftätigung der Regel für die nicht ausgenommenen Fälle (exceptio firmat 
regulam in casibus non exceptis ); eine nterpretationsvorjchrift, deren man 
fidy bei der Berathung der neuen Gejeße wohl bewußt war und von der 
auch in den Verhandlungen der Geſetzgebungsausſchüſſe mehrfah Gebrauch 
gemacht worden if. So wurden im bejonderen Theile des PStGB. bie 
im Entwurfe enthaltenen Vorbehalte der ftrengeren Strafbeftimmungen be 
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flimmter Artikel des StGB. geftrihen, weil man diefen Vorbehalt überall 
als ſelbſtverſtändlich erachtete; im StGB. wurden die Vorbehalte befonderer 
gejeglicher Beftimmungen geftrihen, weil man für alle mad) demjelben jtraf- 
baren Rectöverlegungen alle bejonderen gejeglihen Beitimmungen aufrecht 
erhalten wollte; in der I. Abtheilung des PStGB. wurde der Vorbehalt 
befonderer Bejtimmungen überall, wo diefe erhalten werden follten, jorafältig 
eingefeßt, weil man in ber Regel und für alle übrigen Beitimmungen das 
Gegentheil beabfichtigte. 


Entſcheidend für die Auslegung iſt der Unterfchieb der Faſſung, ber zwi: 
hen Art. 1 und Art. 31 des PStGB. obwaltet. In dem leßteren ift die 
jubjidiäre Anwendbarkeit der allgemeinen Beftimmungen des StGB. in ber 
Art bejchränft, daß denjelben alle abweichenden Beitimmungen vorgeben, 
welche fi) entweder im PStGB. oder in polizeilichen Spezialgefeßen vor: 
finden; der Art. 1, der an der Spike des PStGB. jteht, ftellt die An- 
ordnungen des PStGB. unbedingt ald gemeingiltig für alle Polizeiüber: 
tretungen auf, ihm gegenüber können nur ſolche Ausnahmen als zuliffig 
gelten, welche, jo weit es fi um allgemeine Beitimmungen hanbelt, in ber 
I. Abtheilung des PStGB. vorbehalten find. 


Hiemit ftunmt auch Dasjenige überein, was im den vorhin wörtlich 
angeführten Motiven zum PStGB. $.2 Abi. 2 vortommt. Es gebt dar: 
aus hervor, dag man jo viel ald möglid eine gemeinfame Rechtsgrundlage 
für alle Arten von Polizetübertretungen jchaffen und jener Begriffsverwir: 
rung und Erjhwerung der Rechtsanwendung vorbeugen wollte, welche 
dann entjtehen muß, wenn einzelne Klaſſen von Polizetübertretungen nad) 
diefen, andere nach anderen Negeln zu behandeln wären. Es jollten deßhalb 
nicht alle allgemeinen Bejtimmungen älterer Spezialgejege ohne Ausnahme 
aufrecht erhalten werden, jondern nur jene, deren Aufrechthaltung bei eins 
zelnen der in Spezialgejegen behandelten Polizeiübertretungen aus über: 
wiegenden Gründen geboten jhien. Daß biefür aud die Legislative Zweck— 
mäßigkeit ſpricht, kann feinem Zweifel unterliegen, Art. 7 des PStGB. 
läßt 3. B. nur einen Maßjtab der Umwandlung uneinbringlicher Geldjtrafen 
in Arrejtitrafe zu. Wie würde es ſich auch rechtfertigen lajjen, wenn man 
für verjchiedene Gattungen von Bolizetübertretungen verſchiedene Beſtim— 
mungen über diejen Punkt hätte zulaſſen wollen? Sollte etwa Zeit und 
Freiheit einds Polizeiübertreterd, der eine in einem Spezialgefeße verbotene 
Handlung verübt hat, mehr oder weniger wert fein als die Zeit und Frei— 
beit Dejjen, der eine fonjtige Polizeiübertretung verübt hat? 


Daß diefe Anfhauung wirklich obgemwaltet hat, läßt fi aus. der Bes 
handlung einzelner Fälle nachweiſen. 
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Im Forftgefege vom. 28. März 1862 Art. 50 ift ausdrücklich vorge 
ichrieben: 

„Wegen Forftpoligeiübertretungen fann nur auf Gelditrare erfannt werben.‘ 

Dasfelbe Gefeß läßt im Art. 53 nur bei der wegen Forftfrevel er: 
erkannten Geldftrafe im Falle der Uneinbringlichkeit die Umwandlung in 
Arreftitrafe zu, kennt aber bei Forjtpolizeiübertretungen eine ſolche nicht. 

Der Art. 7 des PStG. geht aber von der Vorausfegung aus, daß 
auch bei Forſtpolizeiübertretungen uneinbringliche Geldftrafen nad) dem aufge: 
jtellten allgemeinen Maßſtabe zu behandeln find. In Abſ. 4 des Art. 7 
it Art. 230 des PStGB., der von Forftpolizeiübertretungen unter Bezug: 
nahme auf die bejtehende Spezialgefeßgebung handelt, ausprüdlic angeführt; 
es kann daher keinem Zweifel unterliegen, daß durch Art. 7 den entgegen: 
ftehenden Beitimmungen des Forjtgejeges in Bezug auf Forſtpolizeiübertret— 
ungen derogirt werden jollte, 

In der pfälzishen Jagdverordnung vom 21. September 1815 $. 24 
ift vorgefhrieben, daß verwirkte Gelditrafen im Falle der Zahlungsunfähig- 
keit des Derurtheilten nad) Vorſchrift der II. Abtheilung der Verordnung 
vom 30. Juli 1814 in Betreff der Forftfrevel abgebüßt werden follen. 

Nach Verb. d. K. d. Abg. v. 189%,, Beil.-Bd. II S. 327 wurde auf 
Anregung Boyé's alljeitig anerkannt, daß die Umwandlung der nad) der 
pfälztichen Jagdverordnung vom 24. Septbr. 1815 erkannten Geldſtrafe 
nicht mehr auf Grund des $. 24 diefer Verordnung nad dem dorſtgeſetze 
von 1814, fjondern nah PStGB. Art. 7 zu geihehen habe; als Motiv 
wurde angeführt, daß die Jagdordnung fein in Art. 3 des Einf.-Gef. vor: 
behaltenes Spezialgefeß, jondern in Art. 229 des PStGB. berückſichtigt, 
fohin integrivendger Theil des PStGB. ſelbſt ſei. 

Die damals aus dem Gtegreife gegebene Entjcheidung ift zwar in ber 
Hauptſache theilweife richtig, wicht aber der Entſcheidungsgrund. Wäre bie 
Jagbverordnung von 1815 durch den Art. 229 ein integrirender Theil des 
PStGB. geworden, jo würde diefes, da in diefem Artikel kein Theil der 
Jagdverordnung ausgenommen tft, von ber ganzen Verordnung mithin auch 
vom $. 24 derjelben zu gelten haben. 

In diefem Falle würde aber die einen Beitandtheil des Art. 229 bil 
dende Borjchrift des $. 24 als jus speciale für Jagdpolizeiübertretungen 
dem im Art. 7 des PStGB. enthaltenen jus generale vorgehen. 

Der Grund, warum jene Entjcheidung (jedoh nur für Jagdpolizei— 
übertretungen, nicht für Jagdfrevel) richtig ift, Liegt darin, daß nad 
PStGB. Art. 1 und 7 angenommen werden muß, daß für alle Polizei: 
übertretungen durch dem ohne Vorbehalt befonderer Ausnahmen abgefagten 
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Art. 7 jeder abweichende Ummwandlungsmaßftab unbedingt abgefchafft wor: 
den iſt. 

Hiebei darf nicht unerwähnt bleiben, daß die pfälzifche Verordnung von 
21. September 1815 Vorſchriften von zweierlei Art enthält, jagdpolizeiliche 
Beitimmungen und Beitimmungen über Jagdfrevelund Wilddiebftahl. Nur die 
Beftimmungen der erjteren Art find in Konſequenz mit dem Syſteme des 
PStGB. im Art. 229 des PStGB. aufrechterhalten, jo weit diefelben nicht 
durch Art. 16 des Einf.-Gef. modifizirt find; dagegen find jene Bejtim- 
mungen, welche jid) auf den Jagdfrevel und Wilddiebjtahl beziehen, nicht 
durch Art. 229 des PStGB., jondern burd Art. 292 des StGB. auf: 
recht erhalten, und im Einf.:Gef. Art. 16 Abf. 2— 6 mehrfach modifizirt, wo: 
bei noch im Abi. 4 ausdrücklich bemerkt ift, daß auch die betreffenden 
Handlungen je nach Art und Größe der angedrohten Strafe Vergehen oder 
nah den allgemeinen Grundſätzen des StGB. zu beurtbeilende 
Vebertretungen find. Bei der Strafummandlung wegen durch Jugdfrevel 
verwirfter Geldftrafen können daher im Falle der Unanwendbarfeit des 
$. 24 der Verordn. von 1815 nur die Bejtimmungen des StGB. Art. 27 
angewendet werben. | 

Es folgt dieſes Fonfequent aus dem Spiteme ber beiden Geſetzbücher, 
welche allenthalben, wo in einem Spezialgejege Uebertretungen polizeilicher 
Vorſchriften und damit verwandte Nedytsverlegungen behandelt waren, ben 
polizeilichen Theil der betreffenden Beftimmungen im PStGB., den auf ma: 
terielle Rechtsverletzungen ſich beziehenden Theil im StGB. aufrecht erhalten 
haben. So find Jagd- und Forftfrevel in das StGB. Art. 292, Jagd— 
und Forftpolizeiübertretungen in das PStGB. Art. 229 und 230 aufge: 
nommen, für Feldfrevel find im StGB. Art. 284, für Verlegung feldpo- 
lizeilicher Vorjchriften im PStGB. Art. 223— 227, für Fifchereifrevel im 
StGB. Art. 289, für Uebertretung polizeilidher Vorſchriften in Bezug auf 
Fiſch- und Krebsfang im PStGB. Art. 231 jelbitändige Vorkehrungen 
getroffen. 

Betrachtet man die bisher erörterte Frage von dem Standpunkte des 
Polizeiftrafgefeßbuches aus, fo können die bisher feftgeitellten Rejultate 
faum als beftreitbar erachtet werden. Diefelben fcheinen durd Art.7 Abi. 2 
des Einführungsgefeßes wieder zweifelhaft zu werben, infoferne es möglich) 
ift, in der Faſſung defjelben den Grundfaß zu finden, daß die allgemeinen 
Beftimmungen der beiden Strafgefeßbücher nur fubfidiäre Anwendbarkeit für den 
Fall Haben jollen, wenn in einem aufrecht erhaltenen Spezialgefege über eine 
beftimmte Materie jede Vorjchrift mangelt. In diefem Sinne ift Art. 7 
Abſ. 2 des Einf.:Gef. in dem Kommentare von Riſch S. 63 ausgelegt 
worden, welcher für alle Gegenjtände, welche in dem allgemeinen Theile des 
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Straf: oder BPolizeiftrafgefeßbuches geregelt find, den in Spezialgefeben 
enthaltenen Beftimmungen den Vorzug einräumt, injoferne diefelben nicht 
durch ein neweres Geſetz ausdrücklich abgeändert find. 

Allein man darf jene Beſtimmung nicht allein, fondern muß fie im 
Zufammenhange mit der ganzen gleichzeitigen Gefeßgebung und im Zweifel 
in einer Weife auslegen, in welcher fie nicht mit dem PStGB. in Wider: 
ſpruch tritt. 

Die Frage ftellt fi einfach dahin, ob bei der Abfafjung des Art. 7 
Abf. 2 des Einf.Geſ. die Abſicht obgemaltet hat, aud für Polizeiüber— 
tretungen jene Grundfäge wieder aufzuheben, welche für das Verhältniß der 
Beitimmungen der I. Abtheilung des PStGB. zu den Beltimmungen poli: 
zeiliher Spezialgelege im PStGB. feftgejtellt worden waren, oder ob der citirte 
Art. 7 Abſ. 2 auf Polizeiübertretungen nur injoweit anzuwenden it, als 
die in den einjchlägigen Spezialgefegen enthaltenen Beftimmungen nidyt durch 
das PStGB. als aufgehoben zu erachten find? 

Die Genejis des allegirten Gefeges Liefert den Berveis, daß biebei an 
eine Abänderung des PStGB., insbefondere der im Art. 1 deffelben aufge: 
ftellten Regel, nicht gedacht wurde, 

Der Referent des PStGB. ging von der Anfiht aus, daß fi das 
PStGB. zum StGB. wie ein Spezialgefeg zu dem allgemeinen Geſetze 
verhalte, daß daher aud bie I. Abtheilung des StGB. die allgemeinen 
Strafrehtsgrundfäge feitzuftellen Habe, welche bei allen ſtrafbaren Hand: 
lungen im Zweifel Platz greifen, 

Bei der Unmdglichkeit, ungeachtet der richtigften prinzipiellen Auffaffung _ 
des Unterfchiedes der Polizetübertretungen und anderer ftrafbarer Handlungen 
eine abjolute Grenzlinie zwifchen beiden zu ziehen, bielt er bei allen Poli— 
zeiübertretungen eimen pofitiven Ausſpruch über deren Natur für notwendig 
und hatte deßhalb Folgende Redaktion des PStGB. Art. 1 vorgefhlagen: 

Die Beflimmungen bes gegenwärtigen Gefegbuches find nur auf jene Ueber: 

tretungen anwendbar, welche in biefem Geſetzbuche behandelt ober welche nad) 
ausdbrüdlicher Beſtimmung eines befonberen Geſetzes als Polizeiübertretungen 
zu betrachten find. 

° Hiegegen bemerkte der Referent de8 StGB. und des Einf.-Gef., bier 
jei nur von ausdrücklicher Beitimmung eines Gefees die Rede, damit 
verwidele man fi in emen Zirkel. Im StGB. feien die dortigen Be 
ftimmungen nur auf bie im genannten Geſetze behamdelten Uebertretungen 
als anwendbar erflärt. Berlinge man nun bier, daß die Uebertretung ent: 
weder im PStGB. behandelt oder durd eine ausdrüdlihe Beitimmung 
eines anderen Geſetzes als Polizeiübertretung erklärt fei, jo würde man für 
Handlungen, welche nicht nady ausdrüdlicher Beftimmung eines Gefeges als 
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Polizeiübertretungen erflärt, aber ihrer Natur nad) gleichwohl ſolche find, 
gar Feine Beftimmungen haben. Er habe ſich zwar bei Ausarbeitung des 
Vortrages über das Einführungsgefeg bemüht, in diefer Beziehung möglichſt 
dadurdy naczubelfen, daß ev die einzelnen in Spezialgefeßen vorgejehenen 
Rente, welde den Charakter von Polizeiübertretungen haben, ohne bisher 
ausdrücklich als ſolche bezeichnet worden zu fein, ausdrücklich dafür erklärte; 
etwas Vollſtändiges laffe ſich aber auf diefem Wege doch nicht erreidyen. 
Er beantrage daher, den Schluß des Art. alfo zu fallen: 

„behandelt oder welche nad einem befonderen Geſetze ald Polizei 

übertretungen zu betrachten find; 
fo daß da, wo eine ausdrüdliche Bejtimmung mangele, die Natur der Sache 
zu entjcheiden habe. Diefer Antrag wurde angenommen, nicht in der Ab- 
ficht, die Tragweite des Art. 1 des PStGB. für die in Spezialgejegen be: 
bandelten Uebertretungen zu verengern, fondern fie auf alle wirklichen Po— 
Vizetübertretungen, felbjt wenn eine ausdrüdliche Erklärung über dieſe Eigen: 
haft mangelt, zu erweitern. 

Demgemäß wurden im Einführungsgefeße Art. 8, 10, 11, 12, 14, 15, 
16 Abſ. 1 und 5 jo weit möglich die im Art. 3 enthaltenen Polizeiüber: 
tretungen ausdrüdlic als ſolche charakterifirt, und follte außerdem dur 
Art. 7 Abſ. 2 die Möglichkeit eröffnet werden, auch anderen auf Grund 
des Art. 3 ftrafbar bleibenden PBolizeiübertretungen diefen Charakter zu 
wahren. 

Berh. d. K. d. Abg. v. 185%,, Beil.-Bd. II ©. 204. 

Allein bei Abfaffung des Art. 7 Abf. 2 des Einf.Geſ. Hatte man 
nicht blos die bei der Spezialifirung diefes Geſetzes etwa überjehenen Poli: 
zetübertretungen im Auge, jondern vorzugsweife die fisfalifhen Uebertret: 
ungen, welche eine eigenthümliche Stellung zwijchen den Bolizetübertretungen 
und den nah dem StGB, ftrafbaren Handlungen einnehmen und ſämmt— 
lich in Spezialgefegen behandelt find, in welchen nur theilweife und unvoll: 
ftändige Beltimmungen über jene Materien vorkommen, welche im Allge: 
meinen Theile der Strafgejeßbücher geordnet zu werden pflegen. Auf dieje 
Uebertretungen hätte in Grmangelung felbftändiger Beitimmungen weder der 
allgemeine Theil de3 PStGB. nad Art. 1 diefes Geſetzbuches, noch der 
allgemeine Theil des StGB. angewendet werden können, da der Art. 3 
in feiner urjprünglicen Faſſung die Beitimmung enthielt: 

„Was in ben folgenden Artikeln dieſes Geſetzbuches von Uebertretungen be: 
fimmt ift, gilt nur für die in dieſem Geſetzbuche behandelten Ueber— 
tretungen.‘ 

Gerade für die fiskaliichen Uebertretungen fand man eg für nothwendig, bem 

Nichter irgend einen Anhaltspunkt zu geben, ob und wie weit er in Er: 
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mangelung entfprechender Beitimmungen im Spezialgefeße den allgemeinen 
Theil des Straf: oder des PStGB. auf fie anzuwenden habe. Da man 
diefelben in ihrer Gejammtheit weder unbedingt dem StGB. no dem 
PStGB. unterordnen wollte, jo follte der Richter, foweit das betreffende 
Spezialgefe nicht ſelbſt maßgebende Beitimmungen enthielt, mit Rückſicht 
auf den Inhalt der Uebertretung enticheiden, ob fie mehr den Charakter 
einer Rechtöverlegung oder Rechtsgefährdung an fi trage, und je nad 
Umftänden die allgemeinen Beitimmungen des Straf: oder des PStGB., 
jedoch nur infoweit ald die jonjtigen Beltimmungen des Spezialgeſetzes 
ed nöthig machen, zu Grunde legen. (Verh. d. K. d. Abg. von 185%, 
Beil.-Bd. II ©. 249.) Aus ber Aeußerung des Ausſchußſekretärs Dr. Barth 
bebe ich folgende Stelle hervor: 

„Irgend eine allgemeine Grundlage müfje man bei Anwendung eines jeden 
Geſetzes haben; als ſolche diene bei den im StGB. behandelten Deliften der all» 
gemeine Theil des StGB.; für Polizeiübertretungen der allgemeine 
Theil des PStGB.; bie in Spezialgefegen bedrohten Delikte ftünden aber 
zum Theile für fih da; bei vielen, befonders den fisfalifchen Delik: 
ten laſſe fich feiner ber beiden allgemeinen Theile vollftändig anwenden. Oft 
fomme es nicht auf dolus ober Fahrläffigfeit an, ſondern die Strafe trete ein, 
jobald nur bie bedrohte Handlung objeftiv geſchehen jei; ber Geftrafte ſei aud 
nit einmal immer ber Handelnde felbft und habe dann gegen biefen einen Er: _ 
faganfprud. 

Man hatte daher zunächſt bei Art. 7 Abſ. 2 des Einf.-Gef. weder die 

im StGB. aufgenommenen Webertretungen, noch die wirklichen Polizetüber: 
tretungen im Auge, jondern hauptſächlich diejenigen zweifelhaften Nebertretun: 
gen, weldye in Spezialgefegen behandelt find und eine eigenthümliche Stel- 
lung einnehmen, wie fid) aus ben Worten des Textes: 

„joweit nicht in dem betreffenden Spezialgefege ein Anderes beftimmt iſt, 
oder die fonftigen Beftimmungen bejjelben ein Anderes nötbig 
maden.' 

ergibt, die weder auf geringe Nechtsverlegungen noch auf Polizetübertretun: 
gen paffen. Diefen bei der bisherigen Berathung der beiden Geſetzbücher 
heimathlos gebliebenen Uebertretungen ſollte eine vorſorgliche Unterkunft unter 
ben allgemeinen Beſtimmungen eines der beiden Strafgeſetzbücher verſchafft 
werben, 

Nach einzelnen Aeußerungen in den Berhandlungen des GEN. d. K. 

d. Abg. ſcheint zwar ein Theil der Vertreter der f. Staatsregierung, na— 

mentlid von Seite des f. Juftizminijteriums, der Anficht geweſen zu fein, 

daß alle Defraudationen künftig als Polizeiübertretungen behandelt werben 

jollten; allein diefe Anficht wurde weder von allen Organen ber Staatsre— 

gierung nod’von dem Gejeßgebungsausichuffe getheilt, fie widerſpricht den 
5 % 
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Motiven zum PSIGB. und wurde durd das Einführungsgejeß nicht be: 
jtätigt, durdy deſſen Art. 7 Abſ. 2 die Frage zur endlichen Entſcheid— 
ung kam. 

An Folge der Verhandlung im GEN. d. K. d. Abg. v. 17. Dezember 
41860 Beil.:Bd. II ©. 249 wurde der urjprüngliche Art. 3 des StGB. 
gejtrichen, in der entſchiedenen Abſicht, die allgemeinen Beſtimmungen dieſes 
Geſetzbuches auch auf andere als die im StGB. ſelbſt behandelten Ueber: 
tretungen, namentlidy auf fisfaliiche, anwendbar zu madyen. 

Ber Polizetübertretungen jeder Art muß daher nad dem im $. 2 be: 
reits aufgeftellten Sabe der Vorzug ber Beltimmungen ber I. Abtheilung 
bes PStGB. vor den fpezialgejeglichen Beltimmungen in allen Bunkten, wo 
letere nicht dur das PStGB. ausdrüdlic vorbehalten find, behauptet 
werden, 

Jene allgemeinen Beitimmungen der Spezialgefege für Polizetübertret- 
ungen, welde das PStGB. aufgehoben bat, find und bleiben: aufgehoben 
und find nicht durch Art, 7 Abf. 2 des Einf.:Gef. wieder in das Leben 
gerufen worden. Dagegen ift für jene allgemeinen Beitimmungen der Spe: 
zialgejege, bei denen das PStGB. die befonderen gejeglichen Beitimmungen 
vorbehalten hatte, die Vorjchrift des Einf.-&ef. Art. 7 Abi. 2 auch bei 
Polizetübertretungen anwendbar. 

Ausdrüdlid wird hier hervorgehoben, daß obiger Satz nur für Polizetüber: 
tretungen behauptet wird und auch nur für diefe richtig tft. Derjelbe gilt nicht 

1) für Uebertretungen im Sinne des StGB. 

Ber der Anlage des allgemeinen Theiles des StGB. wurde vorm-einem 
anderen Gedanken ausgegangen, als bei der Anlage der I. Abtheilung des 
PStGB. Der erjte hatte, wie der urfprüngliche Art. 3 beweift, nur die 
im StGB. behandelten Uebertretungen im Auge, der leßtere nach Art. 1 
bes PStGB. nur Polizeiübertretungen, aber alle Polizeiübertretungen ohne 
Rückſicht auf die Nechtsquelle für ihre Beurtheilung. 

Der allgemeine Theil de8 StGB. nahm mit Abſicht eine andere Stel: 
fung zur Spezialgefeßanebung ein, als ber allgememe Theil des PStGB. 
Die einleitenden Motive zum Entwurfe des StGB. Ziff. VI Abſ. 3. (Verb. 
d. 8. d. Abg. von 1899%,, Beil.:Bb. IT ©. 53) äußern ſich hierüber 
wie folgt: 

Ein ähnliches Verhältniß befteht bezüglich der in einzelnen Artifeln des früheren 
Entwurfes uud der Ausichußbeichlüfie vorkommenden allgemeinen Vorbehalte: 
„Anfoferne das Geſetz nicht ein Anderes beſtimmt“, oder „foweit nicht in Gemäß 
heit anderer gefeglicher Beftimmungen eine ſchwerere Strafe verwirft ift.“ Auch 
dieſe Vorbehalte erſcheinen bei der ohnehin allbekannten Geltung des Rechtsſatzes, 
daß der generellen Geſetzesbeſtimmung durch die ſpezielle derogirt wird, ſowie im 
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Hinblide anf die im Artifel 83 des Entwurfes aufgeftellte Vorſchrift, als über: 
füffig. Sie wurden daher, fo weit fie allgemein gefaßt find, in dem gegen- 
wärtigen Entwurfe gleihfalls durdgängig abgeftrichen. Dagegen glaubte man, 
ben Abjtrich nicht eintreten laffen zu follen, wo der Vorbehalt auf Spezialge: 
jeße (wie 3. B. in den Artikeln 27, 31, 92 2.) oder auf beftimmt bezeich— 
nete einzelne Artifel (wie 3. B. in den Artikeln 179, 217, 218, 227 x.) oder 
auf bejiimmt bezeichnete Gattungen von jtrafgefeplihen Vorichriften (z. ®. 
über bie Begünftigung im Artikel 142; über den Betrug in den Artikeln 171, 
172, 355; Über Tödtung und Körperverlegung im Artifel 243 20.) fich bezieht ober 
wo er (wie 3. B. im Nrtifel 125) nur angeführt it, um eine weitere Vorſchrift 
baran zu knüpfen. 

Man huldigte bier unbedingt dem Grundſatze, daß der generellen 
Rechtsregel durch die jpezielle derogirt werden jolle, und hatte daher Feinen 
Zweifel darüber, daß die durh das StGB. aufrecht erhaltenen Spezialge: 
feße, 3. B. die durch Art. 292 aufrecht erhaltenen Geſetze über Forſt- und 
Jagdfrevel, in allen Punkten, wo fie etwas Anderes verfügen, der I. Ab: 
theilung des StGB. derogiren. 

Bei der I. Abtheilung des PStGB. hatte man aber, wie die Motive 
zum Entwurfe 8.2 Abſ. 2 beweifen, das Gegentheil bezweckt; hier follten die 
allgemeinen Beltimmungen aller polizeilichen Spezialftrafgefege durch bie 
allgemeinen Beltimmungen des PStGB. inſoweit erjegt werden, ald es 
nidyt angemefjen ſchien, einzelne derfelben ausdrüdlicd zu erhalten. Deß— 
bald wurde audh nur im PStGB. Art. 1 eine generelle Borjhrift über 
die Anwendbarkeit des Geſetzbuches auf alle Klaſſen von Polizeiübertretun: 
gen ohne Rückſicht auf die Quelle derjelben aufgenommen, während das 
SGB. eine ſolche Regel nirgends aufgeftellt hat. 

Nah den Motiven und der Defonomie beider Gefeßbücher iſt e8 daher 
3. D. gerechtfertigt, daß bei Forftfreveln innerhalb der pofitiven geſetzlichen 
Begrenzung dieſes Begriffes der Strafumwandlungsmaßſtab bes Forſtge— 
fees von 1852 Art. 53 dem Mafftabe des StGB. Art. 27 vorgehe; was 
dadurch bejtätigt wird, daß derſelbe Mafitab auch für die Pfalz durch 
Art. 82 Abſ. 5—9 des Einf.:Gef. eingeführt wurde. Nach diefer An: 
fhauung läßt es fich auch erflären, warum ber Gefebgeber, da er es ein: 
mal mit Forftitraffacdhen zu thun hatte, im Art. 82 Abſ. 5—9 des Einf.- 
Gef. nur für Forftfrevel, nicht auch für Forftpolizetübertretungen, eine Norm 
gegeben hat. Offenbar ift bderfelbe von der Borausfegung ausgegangen, 
bag für die im Art. 230 des PStGB. behandelten Forftpolizetübertretun: 
gen in fämmtlihen Landestheilen die Bejtimmungen der Art. 1—3 des 
PStGB. anwendbar feien, weil diefes Geſetzbuch fir alle Polizeiübertret- 
ungen nur einen Umwandlungsmaßjtab zulafien wollte. Der Gefeßgeber 
bat diefes zwar für die Materie der Forjtpolizetübertretungen nicht ausdrück— 
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lich ausgeſprochen, aber nothiwendig vorausgefegt, weil im Art. 7 Abſ. 4 
der Art. 230 ausdrücklich allegirt ift. 

In diefem Sinne ift e8 auch volltommen begründet, daß bei Weber: 
tretung jagbpolizeilicher Vorfchriften in der Pfalz nicht Art. 24 der Jagd: 
verordnung von 1815, fondern Art. 7—9 des PStGB. für die Strafum- 
wandlung maßgebend fei; bei der entgegengefeßten Anfhauung würde fi 
bie in der Berb. d. K. d. Abg. von 18°%,, Beil.:Bd. IT ©. 327 abge: 
gebene Erklärung auf feine Weife rechtfertigen lafjen. Dagegen hat es ber 
Gefjetgeber für nothwendig befunden, bei den in Art. 16 Abſ. 2 und 3 
des Einf.-Gef. behandelten Jagdfreveln in der Pfalz ausdrücklich die allge: 
meinen Beitimmungen ded StGB. im Ab. 4 auch für die nur im Grade 
einer Uebertretung ftrafbaren Frevel als anwendbar zu erklären. 

2) Ebenfowenig ift obiger Sap auf fiskalifche Delikte anwendbar. Die: 
felben waren nad dem Syſteme ber bisherigen Geſetzgebung weder Ber: 
brechen noch Vergehen noch Polizeiübertretungen, jondern eine jelbititändige 
Klaſſe ftrafbarer Handlungen, welche ftrafredhtlih und prozeſſualiſch von je— 
ber im vielfady eigenthümlicher Weife behandelt worden find. Die beiden 
Strafgefeßbücher hatten fie bei ihrer urfprünglichen Redaktion grundſätzlich 
von ſich ausgefhlojfen; durch den Art. 7 Abf. 2 des Einf.:Gef. wurde 
zwar Vorſehung getroffen, daß auch bei der Beurtheilung dieſer Klaffe 
ftrafbarer Handlungen in der Ermangelung ausreichender allgemeiner Beftim: 
mungen in der Spezialgefeßgebung jelbit eine fubfidiäre Rechtsquelle zur 
Hand genommen werben fann, als welde nah Umjtänden der allgemeine 
Theil des StGB. oder des PStGB. benutzt werden fann, jedoch nicht 
weiter, als die in der Spezialgefeßgebung geregelte allgemeine Natur biefer 
ftrafbaren Handlungen zuläßt. Durch die Anweifung eines jubfidiären 
Hilfsrechtes haben fie ihre eigenthümlihe Natur nicyt verändert, jie find 
weder in PBolizeiübertretungen noch in Uebertretungen im Sinne des StGB. 
umgeſchaffen worden, das Geſetz hat ihnen nirgends ben einen oder ben 
anderen Charakter beigelegt, e8 kann daher auch bei jenen fisfalifchen Ueber: 
tretungen, für welde zunächſt der allgemeine Theil des PStGB. als die 
anwendbare Ergänzungsrechtsquelle anzufehen ift, nicht Art. 1 des PStGB., 
fondern nur Art. 7 Abſ. 2 des Einf.-Gef. maßgebend jein. 

Die Beantwortung der Frage, ob und in wie weit bei den einzelnen 
fiskaliſchen Delikten die Beftimmungen bes allgemeinen Theiles des PStGB. 
fubjidiär zur Hand zu nehmen feien, erfordert ein genaueres Eingehen in 
deren Natur, wobei ſich ergeben wird, daß in ben meiſten Fällen die Ana: 
logie einer verſuchten oder vollendeten Rechtsverlekung vor der Analogie einer 
Rechtsgefährdung überwiegt, wie ſich aus folgender Ueberficht ergeben wird: 

a) Ale Handlungen, weldye durd das Zollftrafgefeß vom 17. No: 
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vember 1837 $. 1—15 und durd das Gefeß vom 10. Juni 1856, bie 
Kontrebande mit Salz betr., als Kontrebande ober Defraudation erflärt 
find, enthalten den Verſuch oder die Bollendung der Verlegung eines be: 
ftimmten fiskaliſchen Rechtes des Staates, Es ift daher die Natur einer 
NRehtsverlegung vorwiegend. Nur die im $. 17 mit Ordnungsitrafe be 
drohten Zumiderhandlungen gegen gejeglihe Vorfhriften, bei weldyen bie 
Beabfichtigung einer Gefällsentziehung nicht erfordert wird, ftehen der Na- 
tur einer Polizeiübertretung näher, als den Rechtsverletzungen. 

b) Uebertretungen ber Strafbeitinnmungen bes Grundfteuergejeßes vom 
15. Auguft 1828 $. 13, des Targejeges vom 28. Mai 1852 Art. 45, 
bes Gewerböfteuergefepes vom 1. Juli 1856 Art. 32, 33, 44, des Gefehes 
über die Kapitalrentenfteuer vom 31. Mai 1856 Art. 16, 20, 21, des Ge 
ſetzes über die Einfommenfteuer vom 31. Mai 1856 Art. 20, 24, 25 burd 
pflihtwidrige Handlungen oder Unterlaffungen der Steuerpflichtigen charak— 
terifiren ſich theils als ein ftrafbarer Verfud zur Entziehung beitimmter 
Staatsgefälle, theild als wirklihe Verkürzung folder Gefälle, weshalb al- 
lenthalben die Analogie ber rechtöverlegenden Uebertretungen übermiegen 
wird. Dagegen ift bei den nad dem Gewerbfteuergefeße Art. 32 Abſ. 2, 
nad dem Kapitalfteuergefeße Art. 16 Abf. 2, nah dem Einfommenfteuer: 
gejege Art. 20 Abf. 2, ftrafbaren Handlungen jener Staatsbürger, welche 
als Mitglied oder Erſatzmann eines Steuerausſchuſſes gewählt worben find 
und den Eintritt ohne ftatthaften Grund verweigern, die Analogie einer 
Polizeiübertretung vorherrſchend, da ſonſtige Verlegungen ftaatsbürgerlicher 
Berpflihtungen im PStGB. behandelt find, 3. B. im Art.53 unterlafjene 
Anzeigen von Geburts: oder Todesfällen, im Art. 56 Verweigerung ber 
Nothhilfe, im Art. 57 Nichtleiftung von Gemeindedieniten. 

e) Uebertretungen der Stempelordnung vom 11. September 1825 find 
durhaus Entziehungen eines Staatsgefälles, enthalten daher bie Verlegung 
eines Vermögensrechtes des Staates, 

d) Boftdefraudationen, infoferne fie durch Verlegung der Ordnungen 
für Lohnkutſcher, Stellmagenunternehmer, Lands und Wafferboten began- 
gen werden, find durd Art. 206 des PStGB. und Art. 15 bes Einf. 
Gef. mit Recht als Polizeiübertretungen erklärt worden, da fie ben Charak— 
ter der Beeinträchtigung beftimmter Ermwerbsrechte der k. Poſtanſtalt oder 
der berechtigten Inhaber von Privattransportanftalten an fich tragen, fohin 
den übrigen im PStGB. behandelten Gewerbsbeeinträchtigungen. entjpres 
hen. Dagegen enthalten die übrigen Boftbefraudationen, welche durch 
Uebertretung der Verordnung vom 19. Dezember 1808, die Briefportofreis 
beit betr. (Reg. Bl. 1809 ©. 38), und vom 12. Dft. 1814, die Porto: 
freiheit der ?. Stellen und Behörden, auch ausgedehnt auf die Poftwägen 


72 PStGB. Art. 1, 2, 3 


betr. (Reg.: Bl. ©. 1583), eine wirkliche Vorenthaltung des dem Etaate 
gefhuldeten Porto, fohin eine Nechtsverlegung. 

e) Die nad) Verordn. vom 28. Juli 1807, die allgemeine Gleichſtell— 
ung und Erhebungsart der Bier: und Branntwein: und Malzaufidläge 
(Reg.Bl. 1273) 88. XIX — XXIU ftrafbaren Borenthaltungen oder Ber: 
untreuungen des Malzaufſchlags find in der betreffenden Verordnung, weldye 
Geſetzeskraft hat, felbft als ein Eingriff in die öffentlichen Gelder erflärt, 
und wenn auch der Begriff der Entzichung oder Veruntreuung jehr weit 
ausgebehnt wird und aud Fälle begreift, die ihrer allgemeinen Natur nad) 
nur als Vorbereitung der Defraudation oder ald Gefährdung des Gefälles 
anzufehen wären, fo präfumirt gleichwohl die gejeglihe Vorſchrift in allen 
mit Strafe bebroßten Fällen eine wirkliche Defraudation., Man wird ba: 
ber bei diefer Art von Gefälldefraudationen nad ihrem allgemeinen Cha—' 
rafter um fo mehr die Natur einer Uebertretung im Sinne des StGB. 
annehmen müffen, als auch im StGB, ſelbſt blofe Vorbereitungen und for: 
male Handlungen ohne beftimmten redytsverlegenden Erfolg von den ver: 
wandten Nechtsverleßungen oft nicht getrennt werden fonnten. 

Dasjelbe gilt von Defraudationen der den Gemeinden bewilligten Auf: 
hlaggefälle auf Bier, Fleiſch, Brod und Mehl, wofür die Strafbejtimmuns 
gen aus der Verordn. v. 31. Dezember 1808 Ziff. 9 (Reg.Bl. 1809 ©.75) 
und vom 12. Mai 1815 Art. 8 (Reg-Bl. ©. 393) zu entnehmen find, 
fo wie von den Defraudationen an fonjtigen Gemeindegefällen, 3. B. an 
Brüden: und Pflafterzöllen, Marktgebühren. 

Ergibt ſich hiernach, daß bei fisfalifchen Uebertretungen in der weit: 
aus größten Zahl von Fällen die allgemeinen -Beftimmungen des StGB. 
vor jenen des PStGB. den Vorzug anzufprecdhen haben, fo muß hierbei 
gleihmwohl die im Art. 7 Abſ. 2 des Einf.-Gef. enthaltene Klaufel wohl: 
beachtet und Feine Borfchrift des StGB. angewendet werben, welche mit der 
aus ben Spezialgefeßen fich ergebenden befonderen Natur ber fiskaliſchen 
Delikte unvereinbar if. So wird z. B. Art.6 des StGB. für die meiften 
fisfalifhen Delikte nicht paffen und Art. 19 des PStGB. den Vorzug ver: 
dienen. Aber auch bei fisfalifhen Deliften kann über diefe Beſtimmung 
nicht binausgegangen werden, denn für blofen Zufall fann aud hier Nie: 
mand ftrafrechtlich verantwortlicdy gemadht werden. Vor Alleın aber ift zu 
bemerken, daß für das Zufammentreffen fisfalifher Strafen mit den Stra: 
fen der im StGB. behandelten Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen 
Art. 8i des StGB. nicht die richtige Norm bilden kann. Bei der Anlage 
bes StGB. Hatte man nur die in demfelben behandelten Straffälle und 
im Art. 84 eine Konkurrenz folder Straffälle im Auge. Die Regelung 
des Zufammentreffens mit Bolizeiübertretungen blieb dem PStGB. vorbes 
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balten. Hienach beftand offenbar bei der Redaktion ded StGB. die Ab: 
ficht, die Anwendung der Strafen für fisfalifhe Delikte neben ben Stras 
fen der nad Maßgabe des StGB. ftrufbaren Handlungen keiner Beſchrän— 
fung zu unterwerfen. 

Dagegen ift im Art. 24 des PStGB., offenbar nah dem Inhalte 
der hierüber gepflogenen Verhandlungen aud auf das AZufammentreffen 
fisfalifcher Strafen mit anderen Strafen Nüdjiht genommen worden. Für 
das AZufammentreffen mit Bolizeiftrafen ift die Frage definitiv gelöft. Allein 
die bier gegebene Entſcheidung ift zugleih als der Ausdrud der Anficht 
des Geſetzgebers darüber anzujehen, wie weit überhaupt in allen Fällen, 
die nicht nad Art. 84 des StGB. zu beurtheilen find, eine Berbindung 
der durd das PStGB. oder durch irgend ein Spezialgejeg begründeten 
Geld: und Arreititrafen mit den nad den Beitimmungen des StGB. ver: 
wirkten Strafen als zuläffig zu erachten ift. Dem Art. 24 des PStGB. 
bürfte daher der Vorzug vor Art. 84 des StGB. auch dann einzuräumen 
fein, wenn fisfalifche Uebertretungen, auf welche im Allgemeinen die I. Ab: 
tbeilung des StGB. anwendbar it, mit Verbrechen, Vergehen oder Ueber: 
tretungen im Sinne des StGB. zufammentreffen. 

Durch Art.7 Abf. 2 des Einf.:Gef. ift übrigens die praktiſch wichtige 
Frage nicht gelöft, ob die allgemeinen Beitimmungen eines der beiden Ge: 
ſetzbücher auf jene Handlungen fubfidiäir anwendbar find, welche nady Art.3 
des Einführungsgefeges ftrafbar bleiben, welche jedody weder, bisher in das 
Spitem der Verbreben, Vergehen und Uebertretungen eingereiht waren, 
mnoch durch die neuere Gejeßgebung in basjelbe eingereiht worden find; von 
denen daher auch nicht behauptet werden fanır, daß fie nach einem ge= 
mäß Art. 3 fortbeftehenden Geſetze die Eigenfhaft von Uebertretun: 
gen an fich trugen. Hieher gehört z. B. die Frage, ob bei Difziplinars 
ftraffadhen, bei den in den Gejegen über das Civil- und Strafverfahren 
enthaltenen Strafbeftimmungen, bei den gerichtspolizeilihen Strafmaßregeln 
gegen Winkfelagentie eine Verjährung der Strafbarkeit und der rechtskräf— 
tig erkannten Strafen jtatthaft ift oder nicht, In Ermangelung pofitiver 
Normen werben ſich die Gerichte bier durch den Gebraud der Analogie zu 
belfen wijjen, fo weit jie in diefer allgemeinen richterlihen Befugniß nicht 
durch politive Beſtimmungen befhränft find. 

Das Polizeiftrafgefegbudh ift ein allgemeines Staatsgeſetz. Infoferne 
es Beftimmungen enthält, weldye nicht blos für Polizeiübertretungen gelten 
ſollen, erjtreden fie ihre Wirkſamkeit auf das ganze Gebiet jener Verhält— 
nifje, wofür fie nah dem Willen des Geſetzgebers gelten follen. So ift 
Art. 24 nicht blos für den Fall eines Zufammentreffens mehrerer Polizei: 
übertretungen , fondern aud für das Zuſammentreffen einer ſolchen mit Ber: 
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brechen, Vergeben oder fisfalifhen Straffällen maßgebend. Art. 30 Abf. 1 
und 2 regulirt polizeiliche Befugniffe, welche nicht blos bei Polizeiübertre- 
tungen, fondern bei allen Kategorieen ftrafbarer Handlungen ausgeübt wer: 
den können. Die Beftimmungen der Art. 32 —44 in Bezug auf polizei 
liche Verordnungen und Vorſchriften find auch auf die in fonftigen Gefegen, 
z. B. im StGB. Art. 248 und 363 vorbehaltenen Verordnungen und po: 
lizeilihen Borfchriften anwendbar. 

Zu Art. 2. 

1) Der Thatbeftand der Polizeiübertretungen befteht entweder in ber 
Bornahme einer gefeßlih verbotenen Handlung oder in der Unterlafjung 
einer Handlung, zu deren Vornahme der Uebertreter geſetzlich verpflichtet 
iſt. Es gibt daher Polizeiübertretungen, welche dur Begehung (po— 
fitive Handlung), und foldhe, welche dur Unterlaffung (negative Hand: 
lung) verübt werden. Eine und dieſelbe Webertretung kann aber nicht in 
doppelter Form, ſowohl durch Begehung als durch Unterlaffung verübt wer: 
den, fendern wo eime beitimmte Handlung verboten ift, kann nur durch 
Bornahme derſelben Handlung; wo eine pflichtmäßige Thätigkeit geboten ift, 
nur durch pafjives Verhalten gegen die gefeßliche Anforderung, ſohin nur 
durch Unterlaffung, der Thatbeitand der Uebertretung begründet werben. Der 
Art. 2 ſpricht deßhalb auch nur von verbotenen Handlungen oder Unter: 
laſſungen; bei Rechtsverletzungen, die möglicher Weife ebenjowohl durch Hand: 
lungen wie dur vechtöwidrige Unterlaffungen hervorgebradyt werden können, 
ift dies anders, deßhalb enthält auch StGB. Art. 5 eine- andere Beltimmung. 

2) Der Artikel enthält das Verbot der rückwirkenden Kraft der Gefeke 
in Bezug auf das Gebiet der Polizeiübertretungen. Jede That kann bezüg: 
fich ihrer ftrafrechtlihen Folgen nur nad) jenem Gefete beurtheilt werden, 
bas zu der Zeit, wo die That gejchah, bereits in Geltung war. Nach den 
Beftimmungen des PStGB. Fünnen daher nur jene Handlungen oder Unter: 
laffungen beurtheilt werden, welche jünger find, als der Anfangspuntt ber 
Geltung des Geſetzbuches, melde aljo nad dem Beginne des 1. Juli 1862 
verübt worben find. 

Handlungen oder Unterlaffungen, welche vor diefem Termine begangen 
wurden, jtehen zwar nad) allgemeinen juriftifhen Grundſätzen lediglich unter 
ber Herrihaft der zur Zeit ihrer Entitehung geltend gewefenen Gejeße; in: 
deſſen wird bievon aus Billigfeitsgründen im Art. 25 des Einf.:Gef. eine 
Ausnahme für alle am 1. Juli 1862 noch nicht abgeurtheilten Strafſachen 
gemacht, indem die Anwendung der neueren Strafgefege auf diefelben ge 
ftattet wird, wenn nicht die früher beitandenen Geſetze oder Verordnungen 
eine mildere Strafbeitimmung enthalten. Dieſe Beitimmung ift aud dann 
anwendbar, wenn bie That nach der neueren Gefeßgebung nicht mehr ver- 


Erläuterungen zu Art. 2. 75 


boten, ſohin völlig ftraflos ift, oder wenn nad bem neueren Gefehe aus 
irgend einem Grunde, 3. B. wegen vollendeter Verjährung, wegen Unter: 
faffung eines Strafantrages in Fällen, wo nur auf einen foldhen eingefchrit: 
ten werben darf, bie Strafbarkeit ber That erloſchen ift. Die Beurtheilung 
ber Trage, ob das ältere Strafgejeg milder ift als das neuere, iſt Sache 
des Richters. Hiebei ift nicht blos auf die Strafart zu fehen und Arreſt— 
firafe gegenüber der Gelditrafe als bie ſchwerere Strafart zu betrachten, 
iondern aud auf die Größe der Strafe innerhalb ber Strafart, wobei fo: 
wohl der höchſte als der geringite zuläffige Strafbetrag in das Auge gefaßt 
werben muß, und bei gleiher Strafart niemals das Marimum jenes Ge: 
fees, welches das Marimum am niebrigiten geftellt hat, überjchritten wers 
ben. darf. 

Außerdem find auch fonjtige, dem Angefhuldigten günftige Momente 
in das Auge zu fallen, 3. B. wenn das eine Geſetz Entihuldigungsgründe 
zuläßt, melde das andere ausjchliegt. Lieber die Schätung und Umwand— 
lung ber im älteren Rechte zugelaffenen Strafmittel, der körperlihen Züch— 
tigung und des Verweiſes gibt das Einf.Gef. Art. 25 Abſ. 3 am Schluffe 
Maß, indem körperliche Züchtigung durch Arreit bis zu 30 Tagen, Verweis 
durch Gelbitrafe bis zu drei Gulden erfegt werben fol. Da bie Beftim- 
mungen des Einf.“Geſ. Art. 25 auf der Billigkeit beruhen und in Straf: 
ſachen überhaupt im Zweifel bie mildere Auslegung die zu bevorzugenbe ift, 
bürfte die Anwendung dieſes Artifels auch dann nicht auszufchließen jein, 
wenn eine Uebertretung nad dem 1. Juli 1862 zwar nicht mehr in J. aber 
in I. Inſtanz abzuurtheilen it. Eine noch nicht rechtswidrig gewordene 
Aburtheilung kann in rechtlicher Beziehung der weiteren Aburtheilung nicht 
präjubiziren. Derfelbe Grundjag ift au dann maßgebend, wenn ‚ein unter 
der Herrihaft des älteren Rechtes erlaffenes Urtheil wegen eines Nichtigkeits- 
grundes vernichtet worden ift, und nunmehr zur Zeit der Geltung des neue: 
ren Rechtes ein neues Urtheil gefällt werden muß. 

3) Das Verbot der Handlung oder Unterlafjung und die Bedrohung 
berjelben mit Strafe muß begründet fein durdy die Geſetze, oder durch eine 
nah Maßgabe bderjelben giltige Verordnung oder polizeifihe Vorſchrift, 
wobei es einerlei ift, ob ber Vorbehalt der Verordnung oder polizeilichen 
Vorfchriften in dem PStGB. oder einem anderen geltenden Geſetze enthalten 
it. Verh. d. 8. d. Abg. v. 185%,, Beil.-Bb. II ©. 143. 

Jedes Strafgeſetz muß bekanntlich zwei weſentliche Bejtandtheile ent: 
balten: das Berbot oder Gebot eimer beftimmten Handlung oder Unterlaf: 
fung und bie Bebrohung der Zuwiderhandlung mit Strafe. 

Der erfte Beitanbtheil, das Gebot oder Verbot, kann bei Polizeiſtrafge⸗ 
ſethhen in einem Geſetze, dem Polizeiſtrafgeſetzbuche ſelbſt oder einem Spe— 
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zialgejeße, welchem alle ftaatsrechtlichen Bedingungen eines giltigen Staats— 
gejeßes zukommen müſſen, ausgefproden fein; es kann derſelbe aber auch 
auf Grund gefeglicher Ermächtigung in einer Verordnung ober in einer poli= 
zeilichen Vorſchrift giltig normirt werden, foferne alle in den Art. 32— 44 
ausgebrüdten Bedingungen der Rechtswirkſamkeit folcher Anordnungen 
exiſtiren. 

Der zweite Beſtandtheil eines Strafgeſetzes, die Strafſanktion, muß immer 
im Geſetze (einem der beiden Strafgeſetzbücher oder einem Spezialgeſetze) 
vollſtändig enthalten ſein, und darf niemals im Wege der Verordnung oder 
polizeilichen Vorſchrift ſupplirt werden. In allen Fällen, wo die Geſetze 
auf Verordnungen oder polizeiliche Vorſchriften verweiſen, ſind jene Organe 
der Staatsverwaltung, welche nad) Maßgabe der Art. 32, 33, 35 und 36 
des PStGB. hiezu berufen find, zwar berechtigt, alle jene polizeilichen 
Anordnungen zu erlaffen, welche für den im Geſetze bezeichneten Gegenftand 
als nothwendig oder zwedmäßig zu erachten find, allein fie bürfen hiebei 
nur auf die im Geſetze ſelbſt als Folge der Webertretung beftimmten Strafen 
verweifen oder die Strafandrohung des Geſetzes ihrem Verbote wörtlich 
beifügen. Sie dürfen aber an ber gejeglihen Strafandrohung nichts verän- 
dern und das richterlihe Ermefjen in der Ausmeſſung der Strafe innerhalb 
des geſetzlichen Rahmens in feiner Weife beſchränken; es darf daher in der 
polizeilichen Anordnung weder das Marimun der geſetzlich zugelaffenen 
Strafe erniedrigt, noch das Minimum erhöht, noch die Strafe auf einen 
bejtimmten Betrag firirt oder bei einer Mehrheit von Anordnungen über 
denſelben Gegenftand für einzelne Fälle eine höhere, für andere eine gerin: 

-gere Strafandrohung aufgeitellt werben. 

Verh. d. K. d. Abg. v. 185%,, Beil.:Bb. II ©. 204: Aeußerungen 
von Dr. Weis und dem f, Staatsminifter des Innern. 

4) Wie weit vom 1. Juli 1862 an die außerhalb des PStGB. 
in fonjtigen älteren Geſetzen enthaltenen Strafbeitimmungen für Polizeiüber— 
tretungen in Geltung bleiben, it nad Art. 2 und 3 des Einf.Geſ. zu 
bemefjen. Vgl. die Bemerkungen zu Art. 1 Ziff. I. 

5) Die Beltrafung einer Handlung als Polizeiübertretung ſetzt bie 
Verletzung einer in einem Geſetze oder auf Grund eines Geſetzes erlafienen 
polizeilihen Vorſchrift (ein jus seriptum) voraus. Handlungen, welde 
zwar ihrer Natur nad als rechtsgefährdend erfcheinen, für welche aber ein 
pofitives Verbot zur Zeit der That nicht vorhanden war, können weder auf 
Grund einer allgemeinen Argumentation aus dem Geifte der Polizeiftraf: 
gefeßgebung (Nechtsanalogie) noch durch Anſchluß an eine für einen ähn— 
lihen Fall erlaffene Strafbeitimmung (Gejeßesanalogie) zur Strafe gezo: 
gen werben. 


* 


Subſidiäre Anwendung des StGB. Art. 1—14. 77 


Der Art. 2 ftellt den Satz feſt, daß nur auf Grund eines Geſetzes 
geitraft werben fann. (Nulla poena sine lege.) 

Zu Art. 3. 

Der Art. jtellt das Territorialprinzip als Regel auf, wonach nur 
die im Inlande, gleicywiel ob von Inländern oder von Ausländern verübten 
BVolizetübertretungen beftraft werden jollen. 

Die ausnahmsweiſe Beitrafung im Auslande verübter Polizeiübertret- 
ungen fann fowohl durch befondere Bejtimmungen des PStGB. als durd) 
giltige Spezialgefege begründet fein. Erjteres ift da der Fall, wo es zum That: 
bejtande der Uebertretung gehört, daß die verbotene That im Auslande ges 
ſchehen iſt, wie im Falle des PStGB. Art. 52 und Art. 79. Inſoferne 
eine jolche Beitrafung auf Grund von Stantsverträgen ftatthaft jein ſoll, 
müſſen legtere gehörig publizivt fein. Verh. d. GGA. d. K. d. Abg. von 
18°7/,, Bd. DI ©. 16. 

Bezüglid der Motive des Art. ift in den Motiven der Staatsregierung 
auf den Vortrag von 1857 in den Verb. d. GEN. d. K. d. Abg. von 
1857/,, Bd. II ©. 16 verwieſen. 

Zu Art. 1—3. 

Hilfsweife Anwendbarkeit allgemeiner Beftimmungen 
bes StGB. nad Art. 31 des PStGB. 

Den Artikeln 1—3 des PStGB. entſprechen Art. 1—14 des StGB. 

Aus Art. 1 des Strafgefeßbucdes iſt die allgemeine Definition der 
Uebertretungen aud für Polizeiübertretungen vorbehaltlih der Beitimmung 
des Art. 6 Abſ. 1 maßgebend. 

Handlungen, welde die Gelege mit Arreft oder mit einer Geldftrafe, deren 
höchſter Betrag hundert und fünfzig Gulden nicht überfteigt, bebroben, find 
Uebertretungen. 

Art. 2 ijt nicht anwendbar. 

Art. 3 ift dur Art. 2 des PStGB. erſetzt. 

Die Interpretationsregel des Art. 4: 


Die in dieſem Gejegbuche vorkommenden Ausdrüde „ftrafbare Handlung” 
ober „ftrafbare That’ begreifen die Verbrechen, Vergehen und Nebertretungen. 


ift auch auf das PStGB. ;. B. bei Art. 24 anwendbar. 

Art. 5 ift nicht anwendbar. Materielle Nechtöverlegungen, welche zu dem 
Thatbejtande der meijten vollendeten Verbrechen, Vergeben und redytöverlegenden 
Uebertretungen gehören, können in vielen Fällen ebenjogut durch eine poſi— 
tive Handlung als durd) Unterlaffung pflihtmäßiger Thätigkeit hervorgebradyt 
werden, 3. B. Tödtungsverbredyen durch lebensgefährlihe Handlungen, wie 
durch Verhungernlaſſen; nicht aber PBolizeiübertretungen, welche nur durch 
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jene That ober jene Unterlafjung begangen werden fönnen, en das Geſetz 
verboten hat, Bemerk. 1 zu Art. 2. 

Art. 6 ift nicht anwendbar, jondern durch Art. 19 des PStGB. 
erſetzt. 

Die im Art.7 interpretirte Terminologie kommt im PStGB. nicht vor. 

Bon den Beitimmungen des Art. 8: 


Art. 8. 

Mit bem Ausdrude „Preßerzeugniß‘ bezeichnet bas Geſetzbuch nicht nur 
Drudihriften jeder Gattung, fondern aud Bilder, Kupferftiche, Lithograpbieen, 
Holzfhnitte und überhaupt alle Arten finnlicher Darftellungen oder Mittheil: 
ungen an das Publifum, welche in einer zur Bervielfältigung auf mechanis 
ſchem oder chemiſchem Wege geeigneten Weife angefertigt find. _ 

Was das gegenwärtige Gefegbuh von Preßerzeugnifien vorjchreibt, gilt 
aud von ſolchen Schriften und finnlichen Darftelungen, welche zwar nicht in 
einer zur Vervielfältigung auf mechaniſchem oder chemiſchem Wege geeigneten 
Weiſe angefertiget find, aber öffentlich ausgeftellt, aufgelegt oder angeſchlagen 
oder zum AZwede ber Berbreitung ober Bekanntmachung im Publifum an 
mehrere Perjonen verfauft, verſchenkt, vertbeilt, verfendet ober umbergetragen 
werben, 


ift Abſ. 1 aud für Preßpolizerübertretungen anwendbar. Im Preßgefebe 
vom 17. März 1850 kommt fowohl der Ausdruck „Preßerzeugniß“ als 
auch der Ausdrud „Schriften vor. Der Art. 50 batte definirt, in welcher 
Ausdehnung dieſe Ausdrüde zu verftehen find. Diefer Artikel ift durch 
Art. 2 Ziff. 3 des Einführungsgefeßes aufgehoben und durch Art. 8 Abſ. 1 
des SGB. als erjeßt zu erachten. 

Daneben bedient fi das StGB. gemäß Art. 8 Abf. 2 des Aus: 
druckes „Preßerzeugniß“ auch zu dem Zwede, um Schriften und finnliche 
Darftellungen, welche nicht Preßerzeugnifje im Sinne des Abſ. 1 find, aber 
zum Zwede der Bublizität verbreitet oder befannt gemacht werben, zu be: 
zeichnen. Der Ausdrud „Preßerzeugniß“ hat daher einen engeren und einen 
weiteren Sinn, der lettere wurde lediglich zu dem Zwecke aufgeitellt, um 
eine Abkürzung der Redaktion in vielen Artifein zu erzielen, bei denen man 
das Hauptgewicht auf die öffentliche Verbreitung einer Schrift und jinnlichen 
Darftellung legte, und die Heritellung durch die Preſſe oder auf einem ähn— 
lichen, eine mafjenhafte Vervielfältigung geftattenden Wege nicht als ument: 
behrlihes Moment der Strafbarkeit erachtete. Hiebei bejtand jedoch nad) 
ben Motiven zu Art. 8 des StGB. feinesweges die Abficht, die im Abf. 2 
bezeichneten Schriften und Darftellungen in allen Beziehungen, 3. B. bezüg- 
lich der Zuftändigfeit der Schwurgerichte für mittels der Preſſe verübte Ber- 
gehen, den Preßerzeugniffen gleicyzuftellen. Audy wurden bie Worte „was 
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das gegenwärtige Geſetzbuch won Prekerzeugnifien vorſchreibt“ abfichtlich 
gewählt, um die Wirkffamfeit der nterpretationsregel des Art. 8 Abj. 2 
auf die im Strafgefeßbuche behandelten jtrafbaren Handlungen zu be- 
ihränfen. 

Auf das PStGB. iſt daher diefe Terminologie nit anwendbar. Am 
wenigften haben die Beftimmungen des Preßgeſetzes, deſſen VBorjchriften auf 
die im Abſ. 2 behandelten Fälle ganz unpafjend fein würden, ein erweitertes 
Anwendungsgebiet erhalten. 

Die Interpretationsregel des Art. 9 it anwendbar, 


» Art. 9. 


Mit dem Ausbrude „Inland, Inländer“ bezeihnet das Geſetzbuch 
das Königreich Bayern und die bayerijchen Staatsangebörigen; unter ber 
Benennung „Ausland, Ausländer“ find alle übrigen Staaten und deren Ans 
gehörige verſtanden. 


Wer baverijcher Staatsangehöriger jei, it nad dem Edikte über das 
Indigenat Beil. I zur Verf.Urk. zu bemejjen. Forenſen find nicht unter 
die Imländer zu zählen. L Verf. Beil. $. 13. 

Art. 10 Abſ. 1 ift nur foweit anwendbar, als ein Inländer im In: 
(ande eine durch die bayerifchen Boltizeiltrafgefege verbotene Handlung ver: 
übt, bezüglich der von Inländern im Auslande verübten Polizeiübertretun: 
gen nur innerhalb der Grenzen des PStGB. Art. 3. 

Abi. 2 des Art. 10 ift nicht anwendbar. 

Art. 11 ift als allgemein ftantsrechtlicher Grundſatz anwendbar, 


Art. 11. 
Kein Inländer darf einer ausländifhen Behörde wegen einer ftrafbaren 
Handlung zur gerichtlihen Berfolgung oder Beftrafung ausgeliefert werben. 

Art. 12 ift nur infoweit anwendbar, als Ausländer eine nad) baver. 
Polizeiftrafgefegen verbotene Handlung im Inlande begangen haben, oder 
als die im Auslande begangenen Handlungen unter Art. 3 des PStGB. 
fubjumirt werden können. 

Art. 13 dürfte der Praris kaum Stoff zur eventuellen Anwendung 
barbieten, da ausländiihe Staaten weder die in Bayern begangenen Polis 
zetübertretungen trafen, nod Bayern die im Auslande begangenen regel: 
mäßig bejtraft. Sollte eine im Auslande begangene That, welche nad) 
PStGB. Art. 3 ausnahmsweife auch in Bayern geftraft werden kann, 
im Auslande bereits abgeurtheilt fein, fo würde vom Art. 13 Eingang und 
Ziff. 1 des erſten Abfages dann der 2, Abſatz anwendbar werden. 

Die im Art. 14 vorbehaltenen Retorſionsmaßregeln dürften in Bezug 
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auf Polizeiübertretungen. wohl niemals zur Anwendung kommen; geſchähe 
Diefes, jo wäre der Artitel anwendbar. 


U. Polizei: 
firafen. 


Art. 4. 
Die Bolizeiftrafen find: 
1) Arreit, 
2) Geldftrafe. 
Art. 5. 


Die Arreititrafe fann nit auf mehr ala 42 Tage und nict 
auf weniger ald 12 Stunden zuerfannt werden. 

Hinfichtlih des Vollzuges und der Schärfung der Arreftitrafe 
gelten die in den Art. 20, 21, 23, 24 und 40 Abſ. 3 des Straf: 
gefegbuches enthaltenen Bejtimmungen. 

Während der Nadıt findet eine Entlaffung aus dem Arreſte, 
auch wenn die Strafjeit abgelaufen fein follte, gegen den Willen 
des Arreitanten nicht ftatt. 


Art. 6. | 
Geldftrafe kann vorbebaltlid befonderer gefeglicher Beſtim— 
mungen nicht in höherem Betrage ald zu 150 fl. zuerkannt 
werden, 
Die Gelditrafen fließen, wo nicht dad Gejeg ein Anderes be: 
ftimmt, in die Staatäfaffe. 


Art. 7. | 

Die Geldftrafe ift ohne Rüdfiht auf die Zahlungsfähigkeit des 
Schuldigen auszuſprechen. 

Wird die gänzliche oder theilweife Hneinbringlichfeit der Geld» 
jtrafe durch ein Zeugniß des Erhebungsbeamten fejtgejtellt, fo 
foll diefelbe in Arreftfteafe umgewandelt werden. 

Die Umwandlung wird auf ftaatdanwaltichaftlihen Antrag 
ohne weiteres Verfahren durh den Bolizeirichter nad) folgendem 
Maßſtabe verfügt: 
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1) an die Stelle von Geldftrafen bis zu 1fl. tritt 12 ftündiger 
Arreft; 

2) an die Stelle von Gelditrafen von mehr ala 1 fl. bis zu 

3 fl. tritt 24 ftündiger Arreft; 

3) bei höheren Strafbeträgen werden 3 fl. einem eintägigen 
Arrefte gleichgeachtet und hiebei die ſich allenfalla ergebenden 
Bruchtheile eines Tages außer Anfag gelaffen. 

Die an die Stelle einer Gelditrafe tretende Arreftitrafe darf 
in den Fällen der Art. 177, 179, 208 Abf. 4 und 230 die 
Dauer von 90 Tagen, außerdem die Dauer von 42 Tagen ein: 

fachen Arrejtes nicht überfteigen. 


Art. 


In Fällen gerihtsbefannter Zahlungsunfähigkeit des Schuld- 
igen ift die vermirkte Geldftrafe in dem Strafurtheile zwar aus: 
zufprehen, dem Polizeirichter bleibt jedoch überlaffen, die Um: 
wandlung derjelben in die nach Maßgabe des Art. 7 entſprech— 
ende Arreſtſtrafe fogleich zu verfügen, ohne daß zuvor die Zahl: 
ungdunfähigfeit förmlich feftgeftellt ift. 


Art. 9. 


Dem Berurtheilten bleibt im Falle einer in Gemäßbeit der 
Art. T und 8 erfolgten Strafummwandlung jederzeit die Befugniß, 
fih durch Erlegung des Strafbetrages, foweit derfelbe durch die 
erftandene Arveftftrafe noch nicht getilgt ift, von der legteren frei 
zu machen. 


Zu Art. 4. 

Daß im Sinne des Geſetzbuches Geldſtrafe als die leichtere, Arreit- 
ftrafe als die ſchwerere Strafart zu betrachten ift, kann nicht bezweifelt 
werben. In den meiften Fällen läßt es bas Geſetzbuch bei der für das 
yerjönlihe Ehrgefühl weniger empfindlichen Geldjtrafe bewenden, und läßt 
Arreitjtrafe nur da zu, wo ein höherer Grad des Verſchuldens nad) ber 
Natur der That anzunehmen ift, aber wo die Strafbarkeit durch befondere 
Umjtände, 3. B. Nüdfall, als erhöht erſcheint. Es liegt daher auch im 
Sinne bes Geſetzes, daß in allen Fällen, wo dem Bolizeirichter die Wahl 
zwiſchen ber leichteren und der fchwereren Strafart gelaffen wird, nicht die 
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Zahlungsfähigkeit bes Uebertreters, ſondern die Strafwürdigfeit der verbotenen 
That, die Größe des Verfhuldens zunächſt in's Auge zu faſſen ift. In 
leichteren Fällen iſt daher zunächſt auf Gelditrafe zu erkennen, und wenn 
fi) diefe als uneinbringlich darftellt, die Otrafummandlung nad Art. 7 
und 8 zu bewirken; im ſchwereren Fällen ift Arreititrafe anzuwenden. 

Zu Art, 5 Abi. 2. 

Die hier allegirten Beſtimmungen des StGB. find, ſoweit fie ſich auf 
ven Vollzug der Arreſtſtrafen beziehen, wie ein integrivember Theil des 
PStGB. zu betrachten. 


Art. 20. 


Die Arreftftrafe Fann nicht auf mehr als zwei und vierzig Tage und nicht 
auf'mweniger als einen Tag zuerfannt werben. 
Sie ift in den Polizeigerichtsgefängniffen zu vollziehen. 


Art. 21. 


Die Arrefiftrafe kann in den vom Gefege vorgefehenen Fällen auf beiſtim— 
mendes Gutachten bes Gerichtsarztes durch richterliches Erkenntniß geichärft 
werben 

1) mittels Duufelarreftes, welcher jeboch nicht auf länger als 24 Stun: 

ben ohne Unterbrechung verhängt und nicht vor Ablauf einer Zwilchen: 
zeit von acht Tagen wiederholt werben barf; 

2) mittels Beſchränkung ber Koft des Verurtheilten auf Waſſer und Brob 

am je dritten Tage; 

3) mitteld Berbindung ber unter Ziffer 1 und 2 bezeichneten Schärfungs: 

arten. 

Mit dem Dunfelarrefte ift Einzelnhaft verbunden. 

Die auf Waffer und Brod beichränften Gefangenen find von benen, wel: 
Ken warme Koft gereicht wird, an ben betreffenden Tagen zu trennen. 

Die Strafihärfung kann für die ganze Dauer oder für kürzere Abſchnitte 
ber Strafzeit erfannt werben. 


Art. 23. 


Iſt der Verurtheilte auf freiem Fuße, fo beginnt die Strafgeit mit bem 
Tage, an welchem er fi zur Erftehung feiner Strafe ftellt. Stellt er ſich 
nicht freiwilig, fo wird ber Anfang ber Strafzeit von ber Einlieferung im 
ben Strafort an gerechnet. 

Iſt der Verurtheilte in Haft, jo beginnt bie Strafzeit mit bem Tage ber 
Rechtskraft des Urtbeiles. Hat jedoch blos ber Staatsanwalt gegen ein ver: 
urtheilendes Erkenntniß ein Rechtsmittel ergriffen, welches von dem höheren 
Gerihte verworfen oder von dem Staatsanwalte fpäter ſelbſt zurüdgenommen 
wurde, jo wird bie Strafzeit von bem Tage an gerechnet, an welchem das 
Urtheil rechtskräftig geworben wäre, wenn der Staatsanwalt dieſes Rechts- 
mittel nicht ergriffen hätte, 
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Muß ber Berurtheilte nach bereits angetretener Strafe wegen Körper: ober 
Geiftesfranfheit in eine von ber Etrafanftalt getrennte Heilanftalt gebracht 
werben, jo wird bie,Dauer feines Aufenthaltes in der letzteren in die Strafzeit 
eingerechnet. 


Art. 24. 

Die Sträffinge in ben Zuchthäufern und Gefangenanftalten find innerhalb 
bes Bezirkes der Anftalt zur Arbeit anzuhalten. Die Sträflinge, welche eine 
Gefängnißftrafe im Beziefsgerichtsgefängniffe erftehen, ſowie bie zur Arref: 
firafe Verurtheilten können innerhalb bes Bezirks: beziehungsweiie Polizei 
gerichtsgefängnifles in einer ihren Fähigkeiten und Verhältniffen angemefjenen 
Weiſe beichäftiget werben. 


Art. 40 Abi. 3. 
Wird von ber Diftriftspolizeibebörde auf Verwahrung einer zu Arrefiftrafe 
verurtbeilten Perſon in einer Polizeianftalt erfannt, fo kann die Arreftftrafe, 
ſoweit fie noch nicht erftanden ift, in ber Polizeianftalt vollftredt werben. 


Auperdem find aud die VBorjriften des StGB. Art. 25 Abſ. 1—3 
auf den Strafvollzug in Polizeigerichtsgefängnifien anwendbar. 


Art. 2. 

Körperlihe Züchtigung ift auch als Disziplinarftrafe in allen Strafan- 
ftalten und Gefängnifjen unbedingt ausgeſchloſſen. 

Die Feſſelung eines Sträflings ift nur wegen bejonderer Fluchtgefahr, 
Wiberfeplichfeit oder aus Ähnlihen Gründen geftattet. Sie barf, dringende 
File ausgenommen, nur in Folge eines Disziplinarerfenntniffes der Behörde 
ber betreffenden Auſtalt beziehungsweiſe bes betreffenden Gefängniffes verhängt 
werben. 

Im Uebrigen richtet fi die Behandlung der Sträflinge nad ben Be: 
flimmungen ber Hausordnung. 

Die Hausordnungen für die Zuchthäufer und Gefangenanftalten find 
burd das Regierungsblatt zu veröffentlichen. 

Auf der Feſtung wird ber Verurtheilte nad) den Beftimmungen der Platz— 
ordnung mit Berüdfihtigung des Unterjchiedes zwilhen Zuchthaus: und Ge: 
fängnißftrafe behandelt. 


Bon den in dieſem Abſatze allegirten Beſtimmungen des StGB. 
Art, 20 iſt nur Abi. 2 anwendbar, Abi. 1 ift durd Art. 5 Abſ. 1 des 
PStGB. erſetzt. Die Zuerkennung geſchärfter Arreftitrafe ift nur unter 
den im Art. 21 des SIGB. aufgeftellten Bedingungen zuläffig. Diejelbe 
ericheint als eine bloße Strafihärfung, Hat daher feinen Einfluß auf die 
Dauer der ausgeſprochenen Strafzeit, wiewohl der Richter mit Rüdficht 
auf die Anwendung diefer Schärfung die Strafdauer in der entiprechenden 
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Weife zu regeln berechtigt it. Art. JO Abſ. 3 des StGB. ift mur in 
jenen Fällen anwendbar, wo bie Diftriftspolizeibehörde gemäß Art. 14 
Adi. 2 des PStGB. auf Verwahrung in einer Polizeianftalt erfannt hat. 

Die Polizeigerichtsgefängniffe follen von den übrigen Strafanitalten 
wie von den Unterfuchungsgefängniffen getrennte, zur Dispofition der Poli: 
zeigerichte geitellte Staatsanftalten ſein; für die tranjitoriihe Zuläſſigkeit 
der Verwendung gemeindlicher Arrejtlofalitäten zum VBollzuge der Arreititrafe 
ift Einf.-Gef. Art. 27 maßgebend. 

Zu Art. 5 Abi. 3. 

Der Grund diefer Beftimmung ift aus den Verh. db. 8. d. Abg. 
Beil.» Bd. TI ©. 365 zu entnehmen. Das Geſetz bezwedt eine Wohl: 
that zu Gunften des Beitraften, damit diefer nicht in einer für 
ihn unbequemen Nactitunde auf die Straße gewiefen werden kann. Es 
kann daher die Entlafjung während der Nachtzeit nad) beendigter Dauer 
der Strafe nicht verfagt werden, wenn ber Bejtrafte die fofortige Entlaſ— 
jung wünſcht, und darf derfelbe gegen feinen Willen über die Dauer der 
gegen ihn ausgeſprochenen Strafzeit nit in der Arrejtlofalität zurüdbehal- 
ten werden. Das Wort „Nacht“ ift im natürlichen Sinne zu nehmen, fo: 
bin mit Rüdficht auf die Jahreszeit bemefjen, da das Gefek eine Firirung 
beftimmter Nachtitunden nicht enthält. 

Zu Art. 6 Abi. 1. 

Die Polizeiübertretungen, in weldyen diefer Vorbehalt zur Zeit wirkfam 
it, find die im Art. 7 Abſ. 4 bezeichneten Fälle, nebjt den duch Art. 8 
des Einf.-Gej. als Polizeiübertretungen erklärten Zuwiderhandlungen gegen 
$. 55 des Heerergänzungsgejeßes vom 15. Auguſt 1828, 

Zu Art. 6 Abi. 2. 

Diefe Beftimmung bezieht fi nicht blos auf die im PStGB. begrün- 
deten Ausnahmen, jondern erhält aud die in Spezialgefegen enthaltenen Be: 
ftimmungen über die Zuwendung ber ganzen Gelbftrafe ober beſtimmter 
Strafantheile an andere Berjonen oder Anftalten als den Staatsfiskus aufrecht. 

Dagegen verlieren jene Anordnungen ihre Geltung, welche bierüber 
bisher durch Berordnungen erlaffen waren, welden geſetzliche Kraft nicht 
zufommt. 

Das Geſetz kennt übrigens nur Arreft= oder Geldjtrafen, nicht aber 
befondere neben der Strafe zu verhängende Anzeigegebühren, welche, ſoweit 
fie bisher auf Grund beftehender Spezialgefeße oder Verordnungen üblich 
waren, als weggefallen zu betrachten find. 

Die in der pfälzifhen SJagdverordnung vom 21. September 1815 vor: 
fommenden Pfandgebühren find durch Art 16 Abſ. 6 des Einf. Gef. aus: 
drücklich befeitigt. 


Erläuterungen zu Art. —79. 85 


Zn Art. 7—9. 

Schon in den Ausführungen zu Art. 1 wurde der Nachweis verfucht, 
daß die im PStGB. Feitgeitellten Modalitäten über die Umwandlung der 
Geld: in Arreititrafe auf alle Bolizetübertretungen anwendbar find, ſelbſt wenn 
in aufrecht erhaltenen Spezialgejegen abweichende Beitimmungen bejtanden 
haben. Insbefondere find die Beitimmungen des Gefeßbuches anwendbar: 

1) Auf die nad PStGB. Art. 230 jtrafbaren Foritpolizeiübertret: 
ungen, ungeachtet nad) dem Forſtgeſetze eine folhe Umwandlung nicht bes 
ftanden bat, mie fih ſchon durch Allegation des Art. 230 im Art. 7 
Abi. A mit Nothwendigkeit ergibt. 

2) Bei der Umwandlung jener Geldftrafen, welche durch Webertretung 
jagdpolizeilicher Vorfhriften der pfälzifhen Jagdverordnung vom 21. Sep: 
tember 1815 beziehungsmweife des Art. 16 Abi. 1 des Einf.Geſ. verwirkt 
werben, mit Befeitigung des im Art. 24 der Jagdverordnung durch Ber: 
weifung auf das Forftgefeg vom 30. Juli 1814 enthaltenen Maßſtabes. 

3) Bei der Ummandlung ber Geldftrafen, welche durch Uebertretung des 
in den Lanbestheilen bieffeits des Nheines geltenden Geſetzes vom 30. Mai 
1850, die Ausübung der Jagd betreffend, verwirft werden. Im Art. 23 
Abſ. 3 dieſes Gefekes ift zwar für den Fall der Strafummandlung auf 
Art. 34 und 35 des StGB. von 1813 hingewiejen. Nach der Interpre— 
tationsregel bes Einf. Gef. Art. 17 Abſ. 1 wäre bdiefe Verweiſung nun— 
mebr auf Art.27 de8 StGB. zu beziehen. Da jedoch Art.7 des PStGB. 
eine abfolute Vorfchrift für alle Polizeiübertretungen enthält, welde den 
fpezialgefeglihen Beftimmungen für Bolizeiübertretungen vorgeht, jo ift auch 
die angeführte Beftimmung des Gef. v. 30. März 1850 als durch Art. 7 
aufgehoben zu erachten; ſowie überhaupt dem Art. 27 des StGB. für 
Polizeiübertretungen durh Art. 7—9 bes PStGB. berogirt ift. 

Bei der entgegengefegten Annahme würde die Anomalie entftehen, daß 
bei Jagdpolizeiübertretungen in ber Pfalz das PStGB., bei folden Ueber: 
tretungen in ben übrigen Lanbestheilen das StGB. für die Strafummanb: 
lung maßgebend wäre. 

4) Bei Umwandlung der durch Uebertretung bes Gef. vom 25. Juli 
1850, die Einrichtung des die Kunftftraßen im Königreihe Bayern befah— 
renden Fuhrwerkes betr., verwirkten Geldftrafen. Auch dieſes Geſetz ver: 
weift im Art. 15 bezügli der Strafummwandlung auf die Borausjegungen 
und Normen des StGB. Allein aus denfelben Gründen wie bei Ziff. 3 
müffen auch bier die Art. 7—9 des PStGB. als die jet anwendbaren Normen 
betrachtet werden. 

An anderen Spezialgefeßen, welche ſich auf Polizetübertretungen be: 
ziehen, kommen befonbere Beftimmungen über Strafverwandlung nicht vor. 
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Zu Art. 7 Abſ. 1. 

Siehe Bemerk. zu Art. 4 ©. 81. 

Zu Art. 7 Abi. 2. 

Die Umwandlung iſt durch den im I. Inſtanz zur Aburtheilung zus 
ftändigen Polizeirichter zu bewirken. Bei jenen Uebertretungen, welche auf 
Grund des Einf. Gef. in I. Inftanz durch Bezirksgerichte abzuurtheilen 
find, bilden diefe das zur Ummandlung zuftändige Polizeigeriht. Weis 
Kommentar zum StGB.; zu Art. 27 ©. 77. 

Zu Art. 7 Abi. 3. 

Diefer Abf. enthält eine abfolute Vorſchrift, welche nur für bie unter Abſ.4 
zu fubjumirenden Säle befhränft if; Der Richter muß daher auch bann 
von Abf.3 vollftändig Gebrauch machen, wenn bei einer alternativen Straf: 
androhung des Geſetzes urſprünglich auf Geldſtrafe erkannt war, und in 
Folge der Strafumwandlung eine höhere Arreſtſtrafe ſich herausſtellt, als 
urſprünglich von dem Richter hätte verhängt werden können. 

Bei ſolchen alternativen Strafandrohungen hat das Geſetzbuch folgende 
Scala angewendet: 

10 fl. Geldſtrafe oder 3 Tage Arreſt. 

15 „ „ [2 5 [2 „ 

25 17) 7) 7, 8 [7 „ 

50 „ " „ 14 „ „ 

100 „ Pr „ DD u ” 

150 „ ne Pe * kr m 
War daher urjprünglih auf 50 fl. Geldftrafe erfannt, fo muß biefe in 
16 Tage Arreft umgewandelt werden; war auf 100 fl. erfannt, fo ift im 
Falle der Ummandlung auf 33 Tage Arreft zu erfennen; bei Umwandlung 
einer Geldftrafe von 150 fl. darf dagegen nicht Arreft auf 50 fondern nur 
auf 42 Tage angewendet werden. Verh. d. © U. db. K.d RR. von 
185%, Beil.:Bbd. ©. 297299. 

Zu Art. 8. 

Der Artikel 8 enthält eine Ermädtigung für den Polizeirichter, deren 
Gebrauch jehr mwohlthätige Wirkungen im Interefje der Verurtheilten, wie 
zur Erjparung von Arbeit für die Erhebungsbeamten, die Staatsanwälte 
und bie Gerichte hervorbringen kann. Ueber die Frage, ob die Zahlungs 
unfähigkeit des Uebertreters als gerichtsbelannt anzunehmen fei, entfcheibet 
das Gericht; eine fontrabiftorifche Verhandlung über diefe Frage dürfte nicht 
veranlaßt fein, weil es fi um eine folhe Thatfrage handelt, melde für 
den Richter feines Beweifes bedarf, deren Beurtheilung berfelbe vielmehr 
lediglid) aus feiner amtlihen Erfahrung zu ſchöpfen hat. Dem Staatsan— 
walte dürfte im Hinblide auf das StPrG. vom 10.Nov. 1848 Art. 329 
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Abf.2 die Berufung nicht zu verfagen fein, wenn er durch Anwendung bes 
Art. 8 die Interefjen des Staates für verlegt erachtet. Von Seite des 
Berurtheilten fann hieraus eine materielle Beſchwerde nicht abgeleitet wer: 
den, weil es ihm unbenommen ift, vom Art. 9 Gebrauch zu machen und 
dadurch die vermeintliche Bejhwerbe jelbjt zu bejeitigen. Jedenfalls hat der 
Richter im Urtheile zuerit die Geldftrafe und dann deren Umwandlung in 
Arreft auszufprehen, da dem BVerurtheilten dur den Gebraud des Art. 8 
die Wohlthat des Art. 9 nicht entzogen werden barf, 

Zu Art. 9. 

Im Falle der Anwendung bes Art. ift die Zahl der erftandenen Ars 
refttage mit 3 fl. zu multipliziven. Der nah Abzug biefer Summe ver: 
bleibende Ueberreft der Geldftrafe muß erlegt werden, wenn ber Ueber: 
treter von Erftehung des Reftes der Arreftftrafe frei werden fol. ft 3.8. 
eine Geldftrafe von 150 fl. in 42 Tage Arreft umgewandelt worden, und 
bat der Uebertreter bereits 40 Tage Arreft erftanden, jo kann er von Er: 
ftehung der 2 Testen Arrefttage nur gegen Erlegung von 30 fl. befreit 
werben, ungeachtet hiebei jeber Tag der früher erlangten Freiheit weit höher 
als nah ber gewöhnlichen gefeglihen Schäßung gezahlt werben muß. 
U a. D. Verb. Bo. I. 413, 414. 

Den Beftimmungen der Art.4—9I bes PStGB. entſprechen Art. 15—27 
bes StGB. 

Hievon find Art. 15— 19 bei Poligeiübertretungen unanmwendbar. 
Art. 20 Abi. 1 ift durch Art. 5 Abſ. 1 des PStGB. erfeht. Die Ans 
wendbarfeit von Art, 20 Abf, 2, Art. 21, 23, 24 und 25 ift bereit8 oben 
erörtert. 

Bon Art. 22 Abſ. 1 ift die Beſtimmung anwendbar, daß bie Dauer 
der Arreftftrafe nad Tagen ausgemefjen wird, jedody vorbebaltlih der Be: 
fugniß des Richters, nad) Art.5 Abſ. 1 des PStGB. auch auf Arreftitrafen 
unter einem Tage, jedoch nit unter 12 Stunden zu erfennen, wobei es 
felbftverftändlih ift, daß Arreftitrafen zwiſchen 12 und 24 Stunden nad 
Stunden ausgemeflen werben. 

Aus Art. 22 Abſ. 2 ift die Beftimmung anwendbar, baß ber Tag 
zu 24 Stunden gerechnet wird. 

An Art. 22 Abſ. 3 ift die Beftimmung, daß Brudftüde eines Tages, 
wo ſich folhe nad den Vorſchriften über Ausmeffung der Strafen bei ber 
Arreftftrafe ergeben würden, außer Acht zu laſſen find, — mit Art.7 Abj.3 
Ziff. 3 konform. 

Art. 26 und 27 find dburd Art. 6—9 des PStGB. erjegt. 
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Art. 10. 
II. Folgen Auf Konfiskation einzelner Sachen als Folge einer Polizei— 
der Strafen: übertretung fann nur in den vom Gefege beftimmten Fällen und 
A, KRonfis: nur infoweit erfannt werden, als ſolches ohne Berlegung dritter 


fation. 


nicht fhuldiger Perſonen möglich ift. 

Die Konfiskation tritt nur dann ein, wenn diefelbe im Straf: 
urtbeile ausdrüdlich ausgeſprochen iſt. 

Iſt bei geringfügigen Uebertretungen die Konfiskation einzelner 
Saden zu verhängen, fo ift der Polizeirichter ermächtigt, nad 
den Umftänden diefelbe ald Strafe audzufprehen und von Bei: 
fügung weiterer Strafe Umgang zu nehmen. 

Werden konfiszirte Gegenftände veräußert, jo fließt der Erlöß, 
infoferne nicht für befondere Fälle das Gefeg ein Anderes vers 
ordnet, in die Staatäfaffe. 


Diefer Art. unterfcheidet fi wefentlih von Art. 34 des StGB. Der 
leßtere gibt dem Richter die allgemeine Befugniß, als Folge ber Verurtbei: 
lung wegen jeder vorfäßlich begangenen ftrafbaren Handlung, ſoweit dieſes 
ohne Verlegung dritter auch nicht der Theilnahme oder der Begünftigung 
fhuldiger Perſonen möglih ift, die Konfiskation ber zur Berübung ber 
That gebraudten oder dazu beftimmt gemefenen Werkzeuge und ber durch 
die That hervorgebrachten Sachen auszuſprechen; in der Regel ift jedoch bie 
Verfügung der Konfisfation der Werkzeuge und Produkte der ftrafbaren 
Handlung fakultativ, nur in wenigen fpeziellen Fällen ift die Konfisfation 
einzelner Sachen als Nebenfolge der Verurtheilung abjolut geboten. 

Nah den Beftimmungen des PStGB. ift nur die Konfiskation ein: 
zelner im Geſetze näher bezeichneter Sahen und nur in jenen Fällen 
zuläflig, wo das Geſetzbuch oder ein Spezialgefeß diefelbe abfolut angeord: 
net oder bie Auläffigkeit derfelben ausgefprochen und die Verhängung in 
das Ermefjen des Richters geftellt hat. 

Im BVerordnungswege kann eine Konfisfation nicht als Etraffolge an- 
gedroht werben, wenn nicht ein Gejeß diefelbe ausdrücklich vorgefehen bat. 

Konfiskationen zum Nachtheile der Rechte Dritter find in Polizeiftraf: 
fahen nur dann zuläffig, wenn der Dritte für die Uebertretung ſtrafrechtlich 
verantwortlich gemacht werden fann, mas nad Art. 18 des PStGB. zu 
bemeffen ift. Iſt daher eine Sache nicht Eigenthum bes Thäters oder An— 
ftifters, fondern eines Theilnehmers anderer Art (Gehilfen) oder eines Be: 
günftigers, jo kann die Konfisfation nur foweit Platz greifen, als bie Be: 
ftrafung dieſer Perfonen auf Grund befonderer gefeßlicher Beftimmungen 
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zuläffig ift. Die Konfisfation der Sachen jener Perfonen, melde in Folge 
befonderer gejeßlicher Beftimmungen blos für die von Dritten verwirften 
Geldſtrafen oder für Schadenserjaß und Koften als haftbar erflärt werben 
fönnen, ift nicht zuläflig. 

Die Konfisfation findet regelmäßig als Straffolge in Verbindung mit 
einer anderen Strafe ftatt; ausnahmsmeife ift jedod im Abf. 3 dem Poli: 
jeirichter die Ermächtigung ertheilt, die Konfisfation allein ald Strafe aus 
zufprehen und von ber Verurtheilung in die gefeßlich gedrohte Hauptftrafe 
Umgang zu nehmen. Der Grund hievon liegt in folgender Erwägung: 

Bei der Handhabung mander Zweige der Polizei, insbefondere bei 
ber Viktualien- und Viltualienmarktspolizei, fommen oft geringfügige Ueber: 
tretungen von äußerft geringer Strafbarteit vor, bei denen es genügt, wenn 
das Publikum gegen den Verkauf des Objektes ficher geftellt wird, Hiebei 
iſt oft das Berfchulden felbft zmeifelhaft, weil Lebensmittel, welche in gutem 
Zuftande zu Markt gebracht worden find, während bes Feilhaltens durch 
Einwirkung der Hige oder Kälte ohne alle Schuld des Käufers verderben 
tönnen. In vielen Fällen fann daher die Hinwegnahme und Konfiskation 
der Sache ald genügende Strafe erachtet werden, während die Verbindung 
mit einer anderen Strafe al® zu hart erfcheinen, und bie Berfäufer aus 
ber Klaſſe der Produzenten vom Markte verſcheuchen würde. 

Ob eine Uebertretung geringfügig ift oder nicht, ift Sache ber richter: 
fihen Beurtheilung. ALS geringfügig können nicht blos ſolche Uebertret- 
ungen gelten, welche ihrer allgemeinen Natur nad auf einer fehr geringen 
Stufe der Strafbarkeit ftehen und deßhalb nur mit geringeren Polizeiftrafen 
bedroht jind, fondern aud ſolche Uebertretungen, bei welchen die Gefebe 
ein höheres Strafmarimum zulaffen, können in einzelnen Fällen nad 
Beihaffenheit der Umftände der Fonfreten That zur Geringfügigfeit ber: 
abfinfen. 

Nah dem Geſetze ift die Surrogirung fonftiger Strafen durch Kon: 
fisfation einzelner Sachen nur dem Polizeirichter geftattet. 

Wenn daher ſolche Saden von den Organen ber Polizei mit Beſchlag 
belegt worben find, barf die Polizei felbft dann, wenn der Uebertreter fich 
fofort der Konfisfationsmaßregel freiwillig unterwerfen will, die Konfistation 
nicht faktiſch vollziehen und von ber Verfolgung vor Gericht Umgang neh: 
men, ſondern muß die Sadhe zur Kognition des Polizeirichterd bringen. 
Bei diefem ift jedoch nicht abfolut ein kontradiktoriſches Verfahren nöthig, 
fondern es fann die Sache aud in dem durch Einf.-Gef. Art.76 geregelten 
Mandatsverfahren erledigt werben. 

Bei Anwendung des Art. 10 Abi. 3 ift die Konfisfation — 
weiſe als Hauptſtrafe zu betrachten; es hat daher auch die Verurtheilung 
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des Uebertreterd in bie Koften des Verfahrens einzutreten, wenn die Kon: 
fisfation als Strafe ausgefprodhen wird. 

Uebrigens wird die Polizei dur Art. 10 Abſ. 3 nicht genöthigt, im 
allen geringfügigen Vorfällen mit Beſchlagnahme der Objekte und Eintei: 
tung des Strafverfahrens vorzufchreiten. Genügt eine einfahe Warnung, 
um den Mebertreter zur Entfernung, Vernichtung oder unſchädlichen Ver: 
wendung ber Objekte zu beftimmen, und kann auf diefe Weife das öffentliche 
Intereſſe volltommen ſicher geitellt werden, fo kann es hiebei fein Bewenben 
haben, jedoch darf auch Hier Feine polizeiliche Konfiskation vorgekehrt 
werben. 

Gerade bei Verfolgung von Polizeiſtrafſachen darf nicht vergeffen wer: 
ben, daß diefe feinen anderen Zweck hat, als die Befolgung ber Polizeiges 
feße zu fihern und darf die goldene Regel: „Minima non curat Praetor‘* 
nicht außer Acht gelaffen werben. 

Verh. d. K. d. Abg. vom 1899,, Beil.-Bb. II ©. 146 TI ©. 366 
und 367. 

Die Konfiskation einzelner Sachen ift eine Folge der Strafe, melde 
fi an die rechtskräftige Verurtheilung knüpft. Erſt durch biefe erwächft 
für den Fiskus das Recht auf Ermwerbung der betreffenden Sahen. Wenn 
baber die zu konfiszirende Sache zur Zeit der rechtsfräftigen Verurtheilung 
nicht mehr eriftirt, oder durch ein Rechtsgeſchäft, welches nicht als widerrechtlich 
angefochten werben kann, in das Eigentum einer dritten nicht ſchuldigen 
Berfon übergegangen war; fo kann ein Rechtstitel des Fiskus auf Erwerbung 
der Sache wenigftend dann nicht begründet werben, wenn die Sache eine 
unvertretbare ift. 

Indeſſen wird man fi bei den meiften der im PStGB. vorgefehenen 
Konfiskationen nicht fireng an den civilrechtlichen Begriff einer vertretbaren 
Sade zu halten haben, weil die betreffenden Sachen in ber Regel in 
den Beftimmungen ded PStGB. nicht in diefer Eigeufhaft, fondern nur 
infoweit, al® einzelne Spezies berfelben Objekte einer Polizeiübertretung ge 
Wworben find, im Betracht gezogen wurben. Lebensmittel, bie nad Maß 
und Gewicht verkauft werden, gehören unzweifelhaft zu ben vertretbaren 
Sachen. Wenn nun nad PStGB. Art. 132 edelhafte, verdorbene oder 
der Gefundheit fhädliche Lebensmittel Fonfiszirt werden follen, und ber Be 
figer biefelben vor dem Ausſpruche der Konfisfation felbft vernichtet ober 
zu einem unſchädlichen Gebraude 3. B. zum Viehfutter verwendet hat, fo 
fann man nicht annehmen, daß der Fiskus dur das Urtheil ein Forder— 
ungsrecht auf andere Lebensmittel von gleicher Quantität und Qualität 
erwerbe. Der Zweck ber meiften Konfiskationsmaßregeln des PStGB. 
befteht darin, eine beftimmte Sache von ficherheitsgefährliher Beſchaffenheit 
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außer Verkehr zu bringen ober fie demjenigen zu entziehen, von bem ein 
Mißbrauch zu beforgen ift. 

Nur dann, wenn eine abfolut vertretbare Sache, wie Geld, den Gegen: 
ftand der Konfisfation bildet, und diefe Mafregel ihrem inneren Wefen nad) 
zu einer zufäglichen Geldftrafe herabſinkt, wie z. B. bei der im Art. 104 
Abi. 1 angebrohten Konfiskation des zum Spiele ausgelegten Geldes, kann 
man annehmen, daß die Begründung eines fisfalifchen Forderungsrechtes 
auf einen gleichen Geldbetrag dem Sinne des Gefches in dem Falle ent: 
fprehe, wenn zur Zeit des Urtheiles bie zu Lonfiszirenden Geldftüde 


niht mebr vorhanden find, oder deren Identität nicht berftellbar fein 


follte. 

Aus Abf. 4 und der Natur der Sade ergibt fi, daß nicht alle Fon: 
fißzirten Gegenftände veräußert werden follen, ſondern nur jene, welde 
in unſchädlicher Weife in den Beſitz Dritter übergehen können. Abfolut 
gefährliche Gegenftände, Dinge, welde nicht unſchädlich gemacht oder zu 
einem bejtimmten unfhädlihen Gebrauche abgelaffen werben können, eignen 
fih zur Vernichtung oder fonjtigen Entziehung aus dem Verkehre. Verh. 
d. GGA. d. K. d. RR. v. 189%,, P. Bd. I ©. 416. Die Frage, ob 
eine nach richterlihem Urtheile zu Lonfiszirende Sache wegen ihrer gefähr: 
lichen Beſchaffenheit zu vernichten oder zur Veräußerung geeignet fei, ift eine 
rein polizeilihe Frage, worüber weder ber Richter noch bie zur Verein— 
nabmung des Erlöfes aus Pfonfiszirten Sadyen ermächtigte Finanzbehörde, 
fondern die Polizeibehörbe zu entfcheiden hat. 


Art. 11. 


Die wegen einer Polizeiübertretung VBerurtheilten können nur B. Polizei: 


dann unter Polizeiaufſicht geftellt werden, wenn der Polizeirichter 
in dem verurtheilenden Erfenntniffe die Zuläffigfeit diefeer Maß— 
regel ausdrücklich ausgeſprochen hat. 

Diefer Ausſpruch ift nur in den vom Gefege beftimmten Fällen 
zulälfig. 

Liegt ein folder Ausfpruc des Polizetrichterd vor, fo fann bie 
Difteiftöpolizcibehörde der Heimath des Verurtheilten, wenn fie 
es den Berhältniffen angemeffen erachtet, die Stellung desfelben 
unter Poligeiauffiht verhängen. Sie beftimmt in dieſem Falle 
zugleih deren Dauer, welde jedoch 2 Jahre nicht überjteigen 
darf. Die Zeit der Polizeiauffiht wird von dem Tage an ges 
rechnet, an welchem der Berurtheilte die gegen ihn erkannte Ar: 
reftftrafe erftanden hat. 


aufficht. 
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Art. 12. 


Die Polizeinuffiht hat die in dem Strafgeſetzbuche Art. 38 
Abſ. 1 und 2 beftimmten Folgen. 

Gegen diejenigen, welche auf Grund des Art. 90 oder 97 unter 
Polizeiauffiht geftellt worden find, fann die Diftriftöpoligeibehörde 
die Auffiht dahin erweitern, daß diefelben während der Nachtzeit 
ihren Wohnort und felbft ihre Wohnung ohne Erlaubniß nicht 
verlaffen dürfen. 


Art. 13. 


Die betreffende Diftriktspolizeibehörde ift befugt, die Dauer der 
Polizeiaufficht abzufürzen, wenn der Beauffichtigte befriedigende 
Proben von Beflerung gegeben hat. 


Die nachſtehenden Beftimmungen des StGB. Art. 38 Ab. 1 und 2 
find als integrirende Beftimmungen des Art. 12 Abſ. 1 zu betrachten. 


Art. 33 (39). 


Dem unter Poligeiaufficht Geftellten kann burd die Diftriftspolizeibehörbe 
das Betreten gewifier Häufer, Anftalten, Pläße ober Bezirke, ſowie der Auf: 
enthalt in einzelnen beftimmten Gemeinden, feine Heimathsgemeinde aus: 
genommen, ‚unterfagt werden, falls feine Anweienheit bafelbft gefährlich 
erſcheint. 


In ſeiner Wohnung darf jeder Zeit gerichtliche oder polizeiliche Hausſuchung 
gehalten werden. 


Die Polizeiaufſicht iſt eine regelmäßig nur gegen Inländer zu ver— 
hängende Straffolge. Deren Anwendung ſetzt voraus: 

1) daß ein Geſetz dieſelbe für beſtimmte Fälle oder unter beſtimmten 
Vorausſetzungen als zuläſſig erklärt hat; 

2) daß der Polizeirichter in einem —— Erkenntniſſe die 
Zuläſſigkeit dieſer Maßregel ausdrücklich ausgeſprochen hat; 

3) daß die Diſtriktspolizeibehörde der Heimath des Verurtheilten die 
Verhängung dieſer Maßregel als angemeſſen erachtet und demzufolge die 
Stellung des Verurtheilten unter Polizeiaufſicht ausgeſprochen und deren 
Dauer innerhalb des geſetzlich zuläſſigen Maximums beſtimmt hat. 

Es liegt im Sinne des Geſetzes, daß die Diſtriktspolizeibehörde un— 
mittelbar nach Aburtheilung der Sache Gelegenheit erhalte, ſich über die 
gegen den Verurtheilten auf Grund des Art. 11 veranlaßten Maßregeln 
ſchlüſſig zu machen. 

Es find daher nach eingetretener Rechtskraft des Urtheils die Akten 
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an bie einſchlägige DiftriftSpolizeibehörde abzugeben. Der Umftand, daß bie 
"Diftrittspolizeibehörde noch Feine Entſchließung erlaffen hat, hindert ben 
Bollzug ber rechtskräftig gewordenen Arreititrafe nicht. Erfolgt diefe Ent: 
ſchließung erſt nad Vollftredung der Arreftitrafe, fo kann fie nur infoweit 
Wirkung haben, als nah Erftehung der Arreftftrafe noch nidyt 2 Jahre 
verflofjen find, und als die Dauer der Maßregel nicht über diefen 2 jährigen 
Zeitraum binübergreift. Iſt die Arreftitrafe zum Vollzuge gelangt, fo wird 
nad ausdrücklicher Borjhrift des Art. 11 Abſ. 3 die Zeit der von ber 
Diftriftspoligeibehörde feftgejegten Polizeiaufiht von dem Tage der erftan: 
denen Arreftitrafe an gerechnet. 

Bei der Berechnung der Zeitdauer dieſer Maßregel in fällen, wo bie 
Arreftftrafe verjährt ift, gibt das Geſetz keinen pofitiven Anhaltspunft. 

Da nun nah StGB. Art. 99, deſſen Anwendbarkeit auf Bolizeiftraf: 
jagen feine Hinderniß entgegenfteht, die Strafverjährung nur den Vollzug 
ber Hauptftrafe, nicht aber die Realiſirung der mit der Strafe gefeplich oder 
nad richterlihem Ausfpruche verbundenen Folgen ausſchließt, fo wird nad 
der Natur der Sache anzunehmen fein, daß die nad Verjährung der Ars 
reſtſtrafe zuläſſig bleibende Polizeiaufjiht von dem Zeitpunfte an zu be 
rechnen ift, wo der DBerurtheilte diefer Maßregel wirkſam unterworfen wer: 
den fonnte. 

Jene Diftriktspolizeibehörde, welche die Maßregel ausfpricht, hat deren 
Inhalt mit Rüdficht auf dasjenige, was in jedem einzelnen Falle erforder: 
ih fjheint, innerhalb der durch StGB. Art. 38 Abf. 1. und PStGB. 
Art. 12 gezogenen Grenzen näher zu bejtimmen. Im Allgemeinen gejtattet 
das Geſetz nur Interdiktionsmaßregeln, um den Uebertreter von ſolchen 
Drten ferne halten zu können, wo befjen Aufenthalt bejondere Bedenken 
erregt. Der Aufenthalt in der Heimathsgemeinde darf nie unterfagt werben, 
wohl aber der Beſuch einzelner Häufer, Anftalten, Pläge ꝛc. innerhalb ber 
Heimathögemeinde. Gegen Perfonen, welche wegen Arbeitsfheue, Land: 
ftreicherei, Betteld oder gewerbsmäßiger Unzucht unter Bolizeiaufficht geftellt 
werben, kann dieje bis zu den im Art. 12 Abſ. 2 zugelaffenen Maßregeln er: 
meitert werben, 

Eine allgemeine Folge jeder verhängten Bolizeiaufficht ift nah StGB. 
Art. 38 Ab. 2 die Zuläffigkeit gerichtlicher oder polizeiliher Hausfuhungen 
in der Wohnung des DVerurtheilten, ohne daß hiebei jene Bedingungen eins 
gehalten werben müßten, welche hinfichtlich der Zeit ber Vornahme ber 
Handlung regelmäßig zu beobadten find, 

Nach der in der Pfalz beftehenden Geſetzgebung ift die Vornahme von 
Hausfuhungen regelmäßig nur während der Tageszeit geftattet, indem bie 
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franzöfifhe Jurisprudenz annimmt, daß Art. 76 bes Berfafjungsgefebes 
vom 22. Frimaire VII durch Art. 36 der Strafprogeßorbnung nicht be 
einträchtigt worden fei. Diejer gefeglichen Regel gegenüber ift bei ben un 
ter Bolizeiaufficht geftellten Perfonen die Bornahme der Hausfuhung auch 
während der Nachtzeit geftattet. Weitere Ausnahme von den Erfordernifjen 
und Formen ber Hausfuhung enthält Art. 38 Abf. 2 nit. Auch bie 
Wohnung der unter Bolizeiauffiht ftehenden Perfonen darf daher nicht ohne 


genügenden fpeziellen Grund überfallen und beunruhigt werden, und es find 


biebei alle in ben Geſetzen vorgejchriebenen Formen einzuhalten. Im 
Art. 76 des Frimairegeſetzes ift eine gefegliche Definition des Wortes 
„Nachtzeit“ nicht gegeben. Gemäß Dekretes vom 4. Auguft 1806 ift bie 
Nachtzeit nah Art. 1037 des Code de procedure civile zu firiren, wo: 
nah für die Zeit vom 1. Ditober bis 31. März die Stunden von 6 Uhr 
Abends bis 6 Uhr Morgens, für die Zeit vom 1, April bis 30. Sep: 
tember bie Stunden von 9 Uhr Abends bis 4 Uhr Morgens ald Rad: 
zeit erklärt find. 


Nebrigens legt das die Verhängung der Bolizeiauffiht als zuläffig er: 
klärende polizeirichterliche Urtheil der zuftändigen Diftriftspolizeibehörde nur 
die Verpflichtung auf, zu prüfen, ob eine ſolche Maßregel als nothwendig 
oder zweckmäßig anzufehen ift oder nicht. Die Bolizeibehörde muß eine 
folche niemals gegen ihre Ueberzeugung verfügen, fondern fie kann diefelbe 
verhängen, wenn fie es für zwedmäßig erachtet, und davon günftigeren 
Erfolg erwartet, al8 von der Unterlaffung. Deßhalb iſt die Polizeibehörbe 
ohne Zweifel auch beredtigt, vorläufig auf die Anordnung der Maßregel 
zu verzihten und erft abzuwarten, ob das fernere Verhalten des Verur— 
theilten die Anordnung ber in der Bolizeiauffiht enthaltenen Freiheilsbe— 
fhränfung als unentbehrlih erſcheinen läßt. Nur dürfen hiebei die durch 
PStGB. Art. 11 Abf. 3 der Zuläffigkeit diefer Maßregel gezogenen äußer— 
ften Schranken nicht überfhritten werden. Ein Rechtsmittel gegen die Ent: 
ſchließung der Diftriktspolizeibehörde ift Niemanden eingeräumt. 


Die Verlegung der Vorſchriften, welche die zuftändige Diftriktspolizei- 
behörde zum Vollzuge der verfügten Polizeiauffiht erlaffen hat, wird nad 
SGB, Art. 147 geftraft, ift jedoeh nur dann ftrafbar, wenn die Zuwi— 
berbandlung ‚außer Nothfällen“ ftattgefunden hat. Der Ausfhluß der 
Strafbarfeit wegen eines Nothfalles erſtreckt ſich auf alle in ber Polizeis 
aufficht begriffenen Maßregeln und ſetzt eine Anzeige oder Erlaubnißerho: 
hung bei der Polizeibehörde nit voraus, namentlich dann nicht, wenn 
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durch den Nothfall aud die Erholung einer poligeilihen Ausnahmsbewillig: 
ung ausgeſchloſſen war. 

Verh. d. K. d. Abg. v. 1859/61 Beil.Bd. III ©. 206. 

Durh die in den beiden Strafgefegbühern als Straffolge behandelte 
Polizeiauffiht ift dem polizeilichen Forjhungs: und Spähedienſte zur Ber: 
hütung und Entdefung ftrafbarer Handlungen, namentlich der entjprechen: 
den Beobadtung des Treibens gefährlicher Perſonen in keiner Weife präs 
judizirt; doch darf ſich diefe polizeilihe Beobachtung feines Mittels bedie— 
nen, welche die zu Beobachtenden einer Beeinträchtigung oder Beſchränkung 
ihrer individuellen Rechtsſphäre unterwirft. Verb. d. GGA. d. K. d. R. 
v. 1859/61 P. 3b. 1 ©.418. 


Art. 14. 


Bermahrung in einer Polizeianftalt als Straffolge einer Polis C. Verwahr— 
zeiübertretung fann nur in den vom Gefege beitimmten Fällen ung in ei- 
und nur infofern verfügt werden, ald im Strafurtheile die Zus ner Polizei» 
[äffigfeit diefer Maßregel ausdrücklich ausgefproden ift. anftalt. 

Liegt ein folher Ausſpruch des Polizeirichter8 vor, fo kann die 
Diftriftöpolizeibehörde der Heimath des Berurtheilten, wenn fle 
ed den Berhältniffen angemeffen erachtet, auf Verwahrung ers 
fennen. Sie bejtimmt in diefem Falle zugleid deren Dauer, 
melde jedoch ein Jahr nicht überfteigen darf. 

Die Behandlung der in einer Polizeianftalt Berwahrten richtet 
fit) nach Art. 41 des Strafgeſetzbuches. 

Die betreffende Kreisverwaltungsſtelle hat bezüglich der Ab— 
fürzung und Verlängerung der Verwahrungsdauer die in dem 
Art. 42 des Strafgefegbuches angeführten Befugniffe. 


Die nadftehenden Art, 41 und 42 des StGB. find als integrirende 
Beftandtheile des Art. 14 Abi. 3 und 4 zu betrachten. 


Art. 41. 


Die in einer Polizeianftalt Verwahrten find angemeſſen zu bejhäftigen 
und nah Umftänden zu unterrichten. 

Fefſelung kann gegen fie nur wegen befonderer Fluchtgefabr, Widerfep: 
lichkeit oder aus Abnlihen Gründen und, dringende Fälle ausgenommen, 
nur in Folge eines Disziplinarerfenntnifjes der Behörde der Anftalt verhängt 
werben. 

Körperliche Züchtigung ift unbedingt ausgefchlofien. 
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Im Mebrigen richtet fih die Behandlung der in ben Polizeianftalten Ver: 
wabrten nad ben Beftimmungen der im Regierungsblatte zu veröffentlichenden 
Hausordnung. 


Art. 42. 


Die zuftändige Kreisverwaltungsftelle ift befugt, die Dauer der Verwahr— 
ung in ber Polizeianftalt abzufürzen, wenn der Verwahrte befriedigende Pros 
ben von Beflerung gegeben hat. 

Diefe Stelle hat aber auch die Befugniß, die erfannte Verwahrungs: 
bauer — jedoch nicht mehr als um ein Drittheil — zu verlängern, wenn 
fein Benehmen während der zuerfannten Berwahrungszeit feine Beſſerung 
anzeigt. 


Auch dieje Straffolge fol regelmäßig nur gegen Inländer verhängt 
werben, Diejelbe erfodert: 

1) einen gejeglichen Ausſpruch, daß diejelbe als Folge einer beftimmten 
Uebertretung im Allgemeinen zuläjfig fei; 

2) einen polizeirichterlihen Ausſpruch, daß diefelbe in einem konkreten 
Falle gegen die verurtbeilte Perſon zuläffig fei; 

3) einen Beſchluß der Diftriftspolizeibehörde der Heimath des Verur— 
theilten, wodurch dieſe, gejtügt auf den polizeirichterlichen Ausſpruch, die An: 
wendung der Mafregel verfügt. Der polizeirichterlice Ausſpruch gibt der 
Diftrittspolizeibehörde eine Befugniß, legt ihr aber nicht die Verpflichtung 
zur Anordnung der Mafregel auf; fie entjcheidet hierüber nad) ihrer Ueber: 
zeugung, nad ihrem abminiftrativen Ermeſſen. Rechtsmittel gegen den Be: 
ihluß der Diftriftspolizeihörde find gejeglih Niemanden eingeräumt. 

Es liegt im Sinne des Gefeges, daß fid) die Anwendung diefer Straf: 
folge unmittelbar an das Ende des Vollzuges der Hauptitrafe anreihen joll. 

Im SGB. Art. 40 Abſ. 1 iſt es ausdrüdlid ausgejprocden, daß 
die Verwahrung in einer Polizeianftalt nad) beendigter Strafzeit ftattzufin: 
den hat. Deßhalb find nad eingetretener Rechtskraft des polizeirichterlichen 
Urtheils die Akten alsbald der zujtändigen Dijtriftspolizeibehörde abzugeben, 
damit diefelbe unverweilt und jedenfalls vor der vollftändigen Erftehung der 
Arreftitrafe den Beſchluß auf Verwahrung erlaffe, foferne fie diejes als den 
Umjtänden angemejjen erachtet. 

Sollte dieſer Beſchluß vor der Erjtehung der Arreftitrafe aus irgend 
einem Grunde nicht erlaffen werden können, jo müßte jedenfalls in analoger 
Anwendung des Art. 11 Abi. 3 des PStGB. angenommen werden, daß 
die Dauer der erkannten Verwahrung von bem Tage ber erjtandenen Ars 
reftftrafe an zu berechnen wäre, wobei außerdem die Beftimmung des 
Art. 14 Abſ. 2 eingehalten werben müßte, welche die von der Diftriktspo- 


Art. 15. Straffolgen. Ausweifung. 97 


lizeibehörde anzuordnende höchſte Dauer der Mafregel auf ein Jahr be 
ſchränkt. 

Wird die Arreſtſtrafe durch Verjährung unvollſtreckbar, fo wird bie: 
dburh nah StGB. Art. 99 die Straffolge der Verwahrung in einer Poli: 
zeianftalt nicht bejeitigt, deren Vollſtreckung bleibt vielmehr zuläfjig, ſobald 
diefe Maßregel in Wirkfamkeit gefegt werden kann. 


Art. 15. 


Gegen Ausländer ijt anjtatt der Polizeiauffiht oder VBerwah: D. Auswei: 
rung in einer Polizeianjtalt die Landedverweifung in dem Straf: fung ber 
urtheile auszufprechen. Ausländer 

Sit die Vollziehung der Landesverweiſung nicht möglich, fo kann 
die Diftriftspolizgeibehörde anſtatt derfelben Polizeiauffiht oder 
Berwahrung in einer Bolizeianftalt verhängen. 


Während der Staat die läftige Verpflichtung übernimmt, Inländer, 
welhe der öffentlichen Sicherheit gefährlid geworden find, der Polizeiaufſicht 
zu unterjtellen oder in Polizeianftalten unfhädlih zu machen, ſucht man 
fi der Ausländer, deren gefährlicher Charakter durdy Verurtheilung wegen 
einer ftrafbaren That beurfundet worben ift, auf fürzerem Wege zu entle: 
digen. In allen jenen Fällen, wo gegen den Uebertreter, wenn er ein In: 
länder wäre, in dem verurtheilenden Erkenntniſſe die Zuläfjigkeit der Poli: 
zeiaufficht oder ber Verwahrung in einer Polizeianftalt auszufprechen wäre, 
bat der BPolizeirichter gegen einen Ausländer die Landesverweifung als 
Straffolge auszufpredhen und zwar ohne Nüdjiht darauf, ob diefe Maß: 
regel vollziehbar ijt oder ob dem Vollzuge Hindernifje entgegenjtehen. Die 
Ausführung diefer Maßregel it Sadye der Polizei. Es wird fidh oft er: 
geben, daß die Polizei nicht in der Lage ift, dieſe Urtheilsbeftimmung zu 
vollziehen, weil der Ausweifung ded Ausländers völferrehtlihe Hinderniffe 
im Wege ftehen. Es fann fein, daß defjen Heimathsreht im Auslande 
beftritten ift, daß ein Prozeß über das Heimathsrecht anhängig, oder diplo- 
matiſche Verhandlungen zur Feftfegung der Uebernahmspflicht eines auswär: 
tigen Staates erforderlich find, es kann vorfommen, daß Perfonen, die 
unzweifelhaft nad) bayeriſchen Gefegen fein Indigenat befigen, nah dem Rechte 
ausmwärtiger Staaten ihre frühere Landesangehörigkeit verloren haben und 
daß nad den in Mitte liegenden Staatöverträgen über Behandlung ber 
Zandesverweifung und bie Uebernahme heimathslofer Perfonen die Auslie: 
ferung an irgend einen anderen Staat eine Unmöglichkeit ift. 
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In diefem Falle muß die Landesverweifung in Polizeiauffiht oder 
Verwahrung in einer Polizeianftalt umgewandelt werden, und zwar nicht 
dur den Richter auf Antrag ber Staatsbehörde fondern durch jene Di- 
ftriftspolizeibehörde, welche nad in Mitte liegenden Verordnungen zur Er: 
greifung der nöthigen vorforglihen Mafregeln in Bezug auf folde hei: 
mathslos gewordene Ausländer bereihtigt ift. 

Im Geſetze wurde mit Abjiht nicht ausgebrüdt, welche Diftriftspoli: 
zeibehörde hiefür zuftändig fein fol, um die Bezeihnung jener Diftriftspo: 
lizeibehörde, welde am zwedmäßigften mit folhen Maßregeln zu betrauen 
ift, dem Verordnungswege offen zu laffen. Die betreffende DiftriftSpolizei- 
behörde kann nach ihrem Ermeffen ftätt der Landesverweiſung Polizeiaufficht 
oder Verwahrung in einer Polizeianftalt eintreten laſſen, jelbjt wenn einem 
inländifhen Uebertreter gegenüber nur die erftere Maßregel gefeglich zu: 
läſſig geweſen wäre, jedoch kann die eine oder die andere Mafregel nur 
innerhalb jener Schranken verhängt werben, welche burd die Art. 11—14 
gezogen find. 

Daß die Polizeianftalten Staatsanftalten feien, deren Herftellung und 
Unterhaltung nebft den Koften der Verwahrung und Verpflegung der darin 
aufgenommenen PBerfonen den Staat trifft, wurde vielfach allfeitig aner— 
kannt (Berb. d. K. d. Ubg. von 185%,,; Beil.-Bd. III ©. 21 und 367) 
und ergibt fih aud aus Art. 27 des Einf.Geſ., welches jedoch einftweilen 
die Benügung der in einigen Städten beftehenden Zwangsbeſchäftigungs— 
anftalten auf Grund eines mit der Gemeinde abgeſchloſſenen Vertrages 
geſtattet. 

Erziehungsanſtalten für verwahrlofte jugendliche Perſonen, welche bei 
ber Verwahrung jugendlicher Perſonen unter 16 Jahren nah StGB. 
Art 78, deffen Beftimmungen gemäß PStGB. Art. 31 auch auf Polis, 
zeiübertretungen anwendbar find, die Stelle der Polizeianftalten zu vertreten 
haben, können jedoch auch Privatanftalten oder im Eigenthume einer öffent: 
lihen Korporation, z. B. einer Gemeinde, eines Diftritts, befindliche Anftal- 
ten jein. 

Jedoch kann natürlich die Unterbringung folder Perfonen auf Grund 
richterlidhen Urtheiles in Anftalten, melde nicht Staatsanftalten find, nur 
auf Grund eines mit dem Eigenthümer der Anftalt abgefchloffenen Bertra: 
ges Statt finden, 
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Art. 16, 


Andere ald die in den vorhergehenden Artikeln bezeichneten E. Sonftige 
Straffolgen einer Polizeiübertretung treten nur dann ein, wenn Beftimmun- 
fie auf Grund einer bejonderen Gefegesbeftimmung im Strafurz gen über 
theile ausdrüdlich ausgeſprochen find. Straffolgen. 

Die gefeglihen Beftimmungen über Einjtellung und Einziehung 
von Gewerben bleiben vorbehalten. 


Hieher ift noch die nachfolgende Beitimmung des Strafgejegbudes an- 
zureiben: 
Art. 46. 
Durd die ftrafgerichtliche Verfolgung wird die Ausübung ber Diszipli» 
nargewalt nicht ausgeſchloſſen. 


Spezielle Straffolgen einzelner Arten’ von Uebertretungen find nur ba 
zuläjfig, wo jie im PStGB. oder einem fonftigen Geſetze ausdrüdlid an- 
gebroht find, 3. B. die mehrfah vorfommende Schließung von Anftalten, 
die im PStGB. Art. 186 vorbehaltenen Siherungsmaßregeln gegen Bau: 
gebrehen und vorjhriftswidrige Bauführung. Außer der gejeglihen An- 
drohung iſt noch ein ausdrüdlicher Ausſpruch der betreffenden Folgen in 
dem verurtheilenden Erkenntniffe für deren konkrete Anwendung felbit ba, 
we ber Bollzug folder Folgen zur Zuftändigfeit der Polizeibehörden ges 
bört, erforderlich. 

Nicht blos in den unter Art. 16 zu fubfumirenden Fällen, fondern aud 
in den Fällen der Art. 10—15 ift der Ausſpruch beftimmter Straffolgen 
in dem verurtheilenden Erkenntniffe oder die Unterlaffung des Ausſpruches 
einer gefeglih anmendbaren Straffolge ein ſolcher Beitandtheil des Urtheiles, 
wogegen dem DVerurtheilten beziehungsweife der Staatsbehörde der Gebraud 
der zuläffigen Rechtsmittel nicht zu verfagen ift. 

Die Einftellung oder Einziehung von Gewerbsrechten ift bei feiner 
Bolizerübertretung als Straffolge anzufehen. Sie ift lediglid eine gewerbs— 
polizeiliche Maßregel und ift nah Art. 6 Ziff. 4 der Gewerbeordnung 
vom 41. September 1825, und foferne e8 fi um den Mifbraud eines 
Verlagsrechtes oder eines Drudereirehtes zur Verübung von Preßverbrechen 
oder Preßvergehen handelt, nad) Art. 51 des Preßgefeßes vom 17. März 
1850 zu‘ bemefjen. 


Den Art. 10—16 bed PStGB. entfprehen Art. 283—46 bes StGB. 
Hievon find Art. 28—33 bei Polizeiübertretungen unanwendbar. Art. 34 
iſt durch Art. 10 des PStGB. erfegt. Art. 35 ift bei Preßpolizeiüber: 
tretungen unanwenbbar. Nur ba, wo im Geſetze die Konfisfation von 
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Drudiriften oder die Konfistation von Drudereigeräthihaften ausdrücklich 
als Folge einer Prefpolizeiübertretung vorgefehen ift, kann diefelbe im Hin— 
blide auf Art. 10 Abj. 1 des PStGB. verhängt werden. 

Art. 36—38 Abi. 3 und Art. 39 find durch Art, 11 und 12 des 
PStGB. erfegt. Art. 38 Abſ. 1 und 2 ift im Art. 12 Abf. 1 des 
PStGB. gefeglic als anwendbar erklärt. Art. 40 ift dburd Art. 14 des 
PStGB. erfegt, in welchem die Anwendung der Art. 41 und 42 ausdrüd: 
lich angeordnet ift. Art. 43 ift dur Art. 15 des PStGB. erſetzt. 

Art. 44 Abſ. 1 


Außer ben in den vorhergehenden Artikeln bezeichneten find feine weiteren 
polizeilihen Mafregeln gegen den wegen einer frrafbaren Handlung Berurtheil- 
ten als Folge diejer Verurtheilung zuläffig. 


fällt im Wefentlihen mit Art. 16 Abf. 1 des PStGB. zufammen. 

Beide Beftimmungen dürfen nicht in einem Sinne verftanden werben, 
der diejenige Zuftändigkeit der Polizei beeinträchtigen würde, welche ihr un: 
abhängig von dem Vorhandenfein einer Strafjahe und unabhängig von der 
bisher geübten Bolizeiftrafgerichtsbarkeit zufteht. 

Die Bolizeibehörden dürfen an die Verurtheilung wegen einer traf 
baren That feine anderen Polizeimaßregeln als Straffolgen anlnüpfen als 
jene, welche in den Gejegen als zuläffig erflärt und im ÖStrafurtheile aus: 
drücklich zugelaſſen worden find, fie find auch hinfichtlic des Inhaltes und 
Umfanges diefer Straffolgen zur Einhaltung der in dem neueren Rechte 
gezogenen Schranken verpflichtet. 

So ift mamentlid die bisher üblihe Konfinirung oder Berjtridung, 
welhe im StGB. von 1813 Art. 36 Abf. 3 ald ein wejentlicher Beftand: 
theil der befonderen Bolizeiaufficht anerkannt war, nunmehr gänzlich hinweg: 
gefallen, indem nad) StGB. Art.38 die Bejchränfung auf einen bejtinmten 
Aufenthaltsort wicht mehr in der Polizeinufficht enthalten ift. Allein an 
den fonjtigen mit dem Strafrechte nicht wejentlih zufammenhängenden Be- 
fugnifjen der Polizei ift durch das neuere Recht nichts geändert, und bie 
Polizei fann nicht gehindert werden, von ihren gefeglichen Befugniffen dann 
Gebraud zu mahen, wenn die Verübung ftrafbarer Handlungen den Be: 
weis geliefert hat, daß bejondere Veranlafjung zur Ausübung dieſer Be: 
fugnifje befteht. , . 

So find im Geſetze felbjt die Befugniſſe der Gewerbspolizeibehörben 
in Bezug auf Einftellung oder Einziehung von Gewerbsrehten hervorge— 
hoben. So ift der bekannte $.6 des Heimathsgefeges vom 11. September 
1825 unverändert geblieben. 
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Liefert eine in der Gemeinde nit heimathsberechtigte Perfon durch 
ftrafbare Handlungen den Beweis, daß fie ſich nicht auf redliche Weife er: 
näbre, ‚fo kann die betheiligte Ortspolizeibehörde nicht verhindert werben, 
die bisher gewährte Aufenthaltserlaubniß einzuziehen. 

So lag es aud nicht in der Abjicht der Gefebgebung, jene Befugniffe 
zu beeinträchtigen, weldhe der Fremdenpolizei in Bezug auf Geftattung oder 
Berfagung der Reife und des Aufenthaltes von Ausländern im Inlande 
nah ſtaats- und völkerrechtlichen Grundfägen zuftchen. Iſt die Polizei 
berechtigt, folhen Ausländern, weldye der Sicherheit und Ordnung im Ins 
nern des Staates gefährlih find, den Eintritt in das Staatsgebiet zu 
verfagen, ober bdiejelben über die Gränzen zurücdzumeifen, felbft wenn fie 
gegen die inländifchen Geſetze noch nichts verbrohen haben, fo wird dies 
auch dann gejhehen dürfen, wenn Ausländer erft durch Verübung ftraf: 
barer Handlungen im Inlande ihren gefährlihen Charakter beurkundet 
haben. Es kann der Polizei gewiß nicht zugemuthet werden, ausländifchen 
Vaganten, Bettlern, Freudenmäbhen, Haufirern, Wunderdoftoren, Emif: 
fären, welche fi der im Art. 46 des PStGB. verbotenen Handlungen 
fhuldig machen, den ferneren Aufenthalt im Inlande zu geftatten, wenn 
auch im polizeirichterlihen Urtheile auf Lanbesverweifung nicht erfannt 
worden ift, weil bei Zuwiderhandlungen gegen Art. 88 und 89 nur in 
Wiederholungsfällen Hierauf erfannt werden kann, bei Zuwiderhandlung ges 
gen Art. 46, 112 und 204 diefe Straffolge gar nicht vorgefehen ift. 

Art. 44 Abſ. 2 ift wörtlich im Art.16 Abi. 2 des PStGB. wieder: 
holt; Art. 45 ift nicht anwendbar; die Anwendbarkeit des Art. 46 ift bei 
Art. 16 des PStGB. beiproden. 


Art. 17. 
Der Berfuh einer Bolizeiübertretung ift ftraflos. IV. Verſuch. 


Die Nichtbeftrafung des Verſuches ift in ber Natur ber Polizeiüber: 
tretung als ber gefährlichen nur aus Rückſicht auf ihre möglichen Folgen 
verbotenen Handlung begründet. Es war ein weiter Schritt, als bie Straf: 
gefeßgebung von ber Beitrafung kulpoſer Verbrechen auf das Verbot und 
die Beftrafung ber Bolizetübertretungen, der kulpoſen Hanblungsmeife, in 
welcher die reale erfahrungsgemäße Möglichkeit folder Verbrechen begrün: 
bet ift, ſelbſt im Falle des Nichteintretens erweisbarer ſchädlicher Folgen 
überging. Ein weiteres Vorangehen ber Strafgefeßgebung, wodurch auch 
der bloße Verſuch einer erfolglojen kulpoſen Handlung als ftrafbar erflärt 
würde, wäre in feiner Weife zu rechtfertigen, da eine nicht zur Ausfüh— 


V. Theil: 
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rung und dadurch vermittelten äußeren Eriftenz gelangte fulpofe Handlung 
gar fein Moment der ftrafrechtlihen Zurehnung darbietet. 

Als felhftverftändlich ift zu erachten, daß der Verſuch und felbjt die 
bloße Vorbereitung einer Polizeiübertretung dann ftrafbar ift, wenn bie 
Verſuchs- oder Vorbereitungshandlung den Thatbeftand einer felbftändigen 
Polizeiübertretung enthält. Hier wird aber nicht der Verſuch der nicht voll 
endeten Polizeiübertretung beftraft und das für dieſe anwendbare Strafge— 
feß unter Berüdfihtigung der Grundfäge über Behandlung des Berfuches 
zu Grunde gelegt, fondern es wird die felbftändig vollendete Polizeiüber- 
tretung nad) dem für lettere anwendbaren Strafgejeße geahndet. Wer z.B. 
verbotene Schußwaffen führt, um damit auf eine durch jagdpofizeiliche Vor: 
fhriften verbotene Weife zu jagen, wird, wenn es noch nicht zur Jagd— 
ausübung gekommen ift, nicht wegen Verfuches der im Art.229 verbotenen 
Uebertretung, fondern wegen vollendeter Uebertretung des Art. 70 Abſ. 2 
geftraft. Verb. d. K. d. Abg. von 1859/61 Bd. II S. 146. 

Bon dem IV. Hauptftüde des StGB., welches den Verſuch behandelt, 
Art. 47—51, ift auf Poligetübertretungen nichts anmendbar, al® ber im 
Art. 51, anerkannte felbftverftändliche Sa, daß bie Vorbereitungshandlung 
einer ftrafbaren That nur dann einer Strafe unterliegt, wenn fie durch ein 
Geſetz ausdrücklich hiemit bedroht ift oder wenn fie ſchon für jich allein eine 
ftrafbare Handlung bildet. 


Art. 18 


Die auf die Polizeiübertretung gefegte Strafe trifft nicht nur 
den Thäter, fondern auch den Anftifter (Strafgefegbuh Art. 54 
Ziff. 1). 

Haben mehrere Perfonen als Thäter oder Anftifter an einer 
Polizeiübertretung Theil genommen, fo verwirft jeder Mitfchul: 
dige die gejeglihe Strafe. 

Für Schadenderfag und Koften haften die fämmtlichen Mit 
fhuldigen unter folidarifher Verbindlichkeit. 

Sit jedoh der Thäter eine unzurechnungsfähige Berfon oder 
ein Untergebener, welcher dem Befehle eines Dienftvorgefegten 
innerhalb feiner dienftlihen Verpflihtung Folge geleiftet hat, fo 
ift nur derjenige verantwortlich, Durch deſſen Anftiftung oder Be: 
fehl die Polizeiübertretung verurfacht worden ift. 

Werden polizeilihe Borfchriften, für deren Beobachtung im 
Sinne des Gefeged das Familienhaupt, der Hausherr oder Haüs- 
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befiger, der Dienſtherr, Lehrherr, Gewerbeinhaber oder Unter: 
nehmer zu forgen but, auf defjen Anordnung oder Befehl durch 
Hausfinder, Müntel oder Pflegbefoblene, Dienftboten, Lehrlinge, 
Zohnarbeiter oder fonftige Hilfsarbeiter verlegt, fo baftet nur 
derjenige, auf deſſen Anordnung oder Befch! die Polizeiübertretz 
ung verübt worden ift, fofern nicht der Thäter befonderer polis 
zeiliher Abmahnung oder Aufforderung zuwider gehandelt hat. 

Sonftige Theilnahmshandlungen ſowie die Begünftigung wers 
den nur dann gejtraft, wenn das Gefeg ed ausdrücklich vors 
ſchreibt. 


Zur Feſtſtellung der Begriffe des Thäters, des Anſtifters, der übrigen 
Theilnehmer und der Begünſtigung iſt auf StGB. Art. 52, 54 und 58 
zurüdzugreifen. 

Art. 52. 


Wenn bei Berübung eines Verbrechens mehrere Perfonen zufammens 
wirfen, jo trifft bie auf diefes Verbrechen gefegte Strafe nicht blos denjenigen, 
welder das Berbreden durch eigene Handlung unmittelbar bewirft hat 
(Täter), fondern ebenjo jeden Theilnehmer, deffen Abficht auf die Hervor— 
bringung oder Unterftüßung bes Verbrechens gerichtet war. 

War die Abficht eines Theilnehmers auf die Hervorbringung ober Unter: 
fügung einer geringer jtrafbaren That gerichtet, jo trifft ihn nur die hierauf 
gefegte Strafe. 


Art. 54. 


Unter Vorausſetzung ber im Artikel 52 angegebenen Abfiht ift als 
Theilnehmer zu betrachten: 

1) wer durch ausbrüdlihen Rath oder Auftrag, durch Meberrebung, 
durch Verfprehen oder Geben eined Lohnes vder Geſchenkes, durch 
Gewalt, Drohung oder Befehl, durch Erregung oder Benützung 
eines Irrthums oder auf andere ähnliche Weiſe die ſtrafbare That 
verurſacht hat; 

2) wer vor dem Beginne ber Ausführung ber beſchloſſenen That Be: 
lehrung oder Rath über die Art und Weife ihrer Ausführung er: 
theilt, Werkzeuge ober andere Mittel zu ihrer Begehung geliefert, 
Gelegenbeit zur Ausführung verfhafft, Hinderniffe der Ausführung 
aus bem Wege geräumt ober überhaupt Handlungen, durch welche 
bie That vorbereitet wurbe, vorgenommen ober zu jolden Hand» 
lungen Hilfe geleiftet bat; 
wer vor oben in bem Zeitpunfte der Ausführung ben Thäter ober 
einen Theilnebmer in ihrem Entjchluffe beftärft, wer benfelben vor 
ber That eine Beihilfe bei der Ausführung ober die Verheimlihung 
ber That oder andere nad vollendeter That zu leiftende Hilfe oder 
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— 
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Unterftügung verſprochen und nicht vor amgefangener Ausführung 
feinen Rüdtritt von diefem Verſprechen ausdrüdlid oder durch uns 
zweibeutige Handlungen zu erkennen gegeben hat; 

4) wer in dem Zeitpunfte der Ausführung der That durh Handan— 
legen, Wacheſtehen, Kundfchaftgeben oder auf andere ähnliche Weiſe 
zur Berübung der That mitgewirkt, Beiſtand geleiftet, die Ausführ: 
ung ber That erleichtert oder die Wirkung berjelben beförbert bat. 


Art. 58. 

Der Begünftigung macht fi jchuldig, wer ohne vorheriges Verſprechen 
ober Einverftändnik erft nad begangenener That in Beziehung auf biefelbe 
bem Thäter ober einem Theilnehmer wifjentlich dadurch förderlich ift, daß er 

1) um benielben der Beftrafung zu entzieben, ihn verbirgt ober ihm 
zur Flucht bebilflich ift, ober 

2) den Gegenftand ober die Spuren ber That ober bie Ueberführungs: 
mittel befeitigt ober fonft eine Handlung zu dem Zwecke begeht, um 
biefelben ber Kenntniß bes Berichtes zu entziehen, ober 

3) bie durch die That gewonnenen Sachen bei fid aufnimmt, an fich 
bringt, zu deren Aufbewahrung ober Verwertbung verbilft ober bem 
Thäter oder einem Thbeilnehmer in anderer Weiſe Beiſtand leiſtet, 
um ihnen die bei ber That beabfichtigten Vortheile zu fihern. 


Bei Behandlung der Theilnahme unterfheidet das StGB. zwiſchen 
bem Thäter und den Theilnehmern. Der Begriff des Thäters ift aus 
StGB. Art. 52 Abf. 1 zu entnehmen, jedoch müfjen hiebei die Interpres 
tationsregeln des StGB. Art. 5 und 6 berüdfichtigt werden. 

Im Hinblide auf Art. 52 Abſ. 1 des StGB. und Art. 18 Abf. 1, 
Art. 19 u. 2 des PStGB. ift als Thäter (phyſiſcher Urheber) einer Polizeiüber— 
tretung derjenige zu bezeichnen, welcher vorfäglicher oder fahrläffiger Weife 
durch eigene Handlung die als Polizeiübertretung ftrafbare That unmittelbar 
bewirkt oder die als Bolizetübertretung ftrafbare Unterlafjung verfhuldet hat. 

Verüben mehrere Perſonen gleichzeitig folde Handlungen, von welden 
jede für fih allein betrachtet als Polizeiübertretung ftrafbar ift, 3. B. wenn 
mehrere Perſonen die im Art. 58—60 des PStGB. verbotenen Rubeftör: 
ungen verüben, wenn mehrere Perfonen in Geſellſchaft betteln, fo iſt jeder 
Einzelne Thäter der von ihm verübten Uebertretung. 

Führen mehrere Berfonen durch gemeinfames Handeln nur eine ein: 
zige als Polizeiübertretung ftrafbare Handlung aus, fo find die fänmtlichen 
unmittelbar mithandelnden Perfonen, foferne nicht die Thätigkeit des einen 
oder anberen zu einer bloßen Beiftandsleiftung zu der fremden That herab: 
fintt, welde nad StGB. Art. 54 Ziff. 4 nur| unter den Begriff der Theil: 
nahme fällt, Mitthäter. Auf jeden Mitthäter paßt der gefeßlidhe Begriff 
des Thäters und es trifft ihn die volle Strafbarkeit des Thäters. 


Art. 18. Theilnahme und Begünftigung. 105 


Als Theilnehmer einer Polizeiübertretung find jene Perſonen zu bes 
traten, deren Abſicht auf Hervorbringung oder Unterftügung einer frem⸗ 
ben Polizeiübertretung gerichtet war und welche in dieſer Abjicht eine der 
im Art. 54 Ziff. 1-4 bes StGB. bezeichneten Handlungen ausge— 
führt haben. — 

Nicht alle Perſonen, auf deren Handlungen der Begriff einer Theil- 
nahme anwendbar wäre, follen jedoch regelmäßig für fremde Bolizetüber: 
tretungen ftrafrehtlicd verantwortlic gemacht werden, fondern nur der Ans 
ftifter, oder bei dem VBorbandenfein mehrerer Mitanftifter die ſämmtlichen 
Anftifter. 

Anftifter oder intelleftueller Urheber ift derjenige, welcher die Ber: 
übung einer Uebertretung durch einen anderen (dem Thäter) abſichtlich ver: 
anlaßt, ohne unmittelbar Hand an die That zu legen, indem er auf den 
Thäter durch Vornahme einer der im Art. 54 Ziff. 1 aufgezählten Hand: 
lungen eingewirkt bat. j 

Die übrigen Theilnahmshandlungen, welhe im StGB. Art. 54 
Ziff. 2—4 aufgezählt werden und welche fämmtlih unter den Begriff der 
phyſiſchen ober intellektuellen Beihilfe fallen, werden bei Polizeiübertret- 
ungen regelmäßig nicht geftraft, foferne nicht das Polizeiftrafgefeßbuch in 
feinen befonderen Beftimmungen ober ein aufrecht erhaltenes Spezialgejeg 
ausdrüdlidy eine ſolche Beitrafung vorfhreibt. Das PStGB. bedient ſich 
biebei gewöhnlich des Ausbrudes „wer wifjentlih zu einer ſolchen Haud— 
lung (zu einem ſolchen verbotenen Gefhäfte ꝛc.) mitwirkt,“ 3. B. im 
Art. 46, 48, 201. In allen diefen Fällen muß nachgewieſen werben, daß 
der Gehilfe eine”der im Art. 54 Ziff. 2 aufgezählten Handlungen wifjentlich 
vorgenommen habe, und daß er babei die Abficht hatte, die Hervorbringung 
jener That zu unterftügen, welche als Polizeiübertretung ftrafbar ift. 

Bon den Spezialgefegen, welche fih auf Polizeiübertretungen beziehen, 
bat das Preßgefeg vom 17. März 1850 durch den in Geltung gebliebenen 
Art. 1 die Strafbarkeit der Beihilfe vorgefehen, indem derſelbe hinſichtlich 
der Strafbarkeit derjenigen Perſonen, welde zur Herftellung eines ftraf: 
baren Preßerzeugniffes oder zu deſſen Beröffentlihung mitgewirkt haben, 
auf die allgemeinen ftrafrechtlichen Borfchriften verweilt, mworunter nad 
Art. 17 Abſ. 1 des Einf.:Gef. die Beitimmungen des StGB. Art. 52—55 
zu verftehen find. Auch das Forſtgeſetz vom 28. März 1852 enthält in 
Art. 56 Beftimmungen über bie Beihilfe zu Yorftpolizeiübertretungen. 

Für bie im Artikel angenommene Beſchränkung ber regelmäßigen 
Strafbarkeit auf Anftifter und Thäter fprechen erhebliche Gründe; dem öf: 
fentlihen Intereſſe wird durch die Berantwortlichkeit des geiftigen und phy— 
fihen Urhebers der That Genüge geleiftet, die Ausdehnung der Verant— 
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wortlichkeit auf untergeorbnete Nebenperfonen, bei weldhen in ber Regel ber 
‚bei jeder Beihülfe erforderlihe dolus, das Bewußtjein des Zufammenhanges 
ihrer Handlung mit ber verübten Polizeiübertretung und bie abſichtliche 
Förderung bderfelben nicht nachweisbar ift, würde leicht zu veratorifchen 
und in den meiſten Fällen erfolglofen Unterſuchungen Anlaß geben. 

Im Art. 18 Abſ. 1 und 2 ift die gleidhe Strafbarkeit des Thäters 
und des Anftifters und bei dem Vorbandenfein mehrerer Berfonen, auf 
welche dieſe Begriffe pafjen, der ſämmtlichen Mitſchuldigen diefer Art aus— 
geſprochen. 

Im Abf. 3 iſt die ſolidariſche Verbindlichkeit mehrerer Mitſchuldigen, 
für Schadenserſatz und Koften zu haften, ausbrüdlih ausgeſprochen. 
Diefe Beftimmung wurde deßhalb für angemefjen erachtet, weil die folibas 
riſche Haftung ber Mitfhuldigen für Schabenserfaß nit in allen in 
Bayern geltenden Civilgefeßgebungen ausgeſprochen ift und weil in ber 
Pfalz der Adhäſionsprozeß beftcht, wonad ber Beſchädigte als Eivilkläger 
vor dem Polizeirichter auftreten kann. Verb. d. K. d. Abg. v. 1899/,, 
Beil.:Bd. II ©. 105. 

Unter den Mitfchuldigen find bier nur jene Perfonen zu verftehen, 
welde nad) Maßgabe des Art. 18 des PStGB. für die Polizeiübertret— 
ung firafrechtlih verantwortlih find. Die Haftung für Koften erftredt 
fi fowohl auf jene Koften, welde die Realifirung des Strafausfprudhes 
al® auf jene, welde bie Realifirung bes privatrechtlihen Anſpruches auf 
Schadenserſatz veranlaft. In Bezug auf die Haftung für den Schadens: 
erfaß und die Koften, melde die Verfolgung diefes Anſpruches verurjacht, 
muß natürlich vorausgefegt werden, daß in dem beftimmten Yalle durch 
die Uebertretung ein folher Schaden verurfadht worben ift, für welchen ber 
Handelnde nah allgemeinen ivilrehtsgrundjägen verantwortlihd gemacht 
werben fann, 

Abſ. 4 enthält eine Ausnahme von der im Abf. 1 und 2 aufgeftellten 
Regel der gleihen Strafbarkeit des Thäters und des Anftifters. Nach all: 
gemeinen ftrafrechtlichen Prinzipien kann fi die Verantwortlichkeit nur auf 
jene Perfon, welche die Uebertretung durch die formale Vornahme einer Ans 
ſtiftungshandlung verurfacht hat, erſtrecken, wenn ſich biefelbe einer unzurech— 
nungsfähigen Perfon zur Ausführung ihrer Abſicht bedient hat, oder wenn 
in öffentlichen Dienftverhältniffen ein Amtsvorgefegter feinem Untergebenen 
einen Befehl ertheilt bat, welchem letzterer Folge zu leiften verpflichtet war, 
foferne durch die Ausführung dieſes Befehles eine Polizetübertretung be- 
gangen wurde. In beiden Fällen folgt die Straflofigkeit desjenigen, ber 
nur einem fremden Willen als Werkzeug gedient bat, fhon aus ben Be 
flimmungen des StGB. Art. 67 und 71. 
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Eine noch viel weiter gehende Ausnahme von dem Grundſatze bes 
Abi. 1 enthält Abſ. 5. 

In fehr vielen Fällen würde e8 geradezu dem Zwecke ber Polizeiges 
feßgebung und dem Intereſſe der Polizeiverwaltung widerſprechen, wollte 
man jene untergeordneten Werkzeuge für fremde Unternehmungen, deren 
Handlungen phyſiſch betrachtet der Handlung des Thäters entſprechen, nicht 
ganz außer dem Spiele lafjen und ſich nicht unmittelbar an jene Berfon 
balten, für welche eigentlich die geſetzliche Vorſchrift erlaffen ift, und welche 
für die Beobachtung derfelben zu forgen bat. 

In dem in den Motiven ber Staatsregierung allegirten Bortrage (Verh. 
d. GGA. d. K. d. Abg. von 1857/,, Bd. IT S. 19 und 20) kommt bier: 
über Folgendes vor: 


Bei einer nicht geringen Zahl polizeilicher Vorjchriften Tiegt es im Sinne bes 
Gefepes, daß für die Beobachtung ber Vorjehrift das Familienhaupt, ber Hausherr 
ober Hausbefiger, der Dienftberr, Lehrherr, Gemwerbsinhaber oder Unternehmer zu 
forgen und zu wachen bat. Läßt berfelbe eine Zuwiderhandlung gegen eine ber 
artige Vorſchrift durch Perfonen ausführen, in Bezug auf welche er eine erlaubte 
Privatgewalt auszuüben hat und welde in ber Regel verpflichtet find, deſſen Ans 
otdnungen zu geboren, fo ift es zwar recht und billig, daß ber anorbnenbe 
Theil für bie Uebertretung verantwortlih gemacht werde; allein es würde eine 
übertriebene und nicht zu rechtfertigenbe Härte fein, wollte man auch bier den 
Thäter gleih dem befehlenden Theile betrafen. In ben meiften Fällen ber Art 
wird ber Thäter in Folge ber erhaltenen Anordnung gar nicht in ber Lage fein, 
die Unerlaubtheit ber anbefohlenen Handlung ermefien zu können, er wirb im gu— 
ten Glauben auf bie Autorität besjenigen, ber bie Anordnung getroffen bat, hans 
deln ober mwenigftens nicht leicht in der Lage fein, ben Bollzug der Anorbnung 
verweigern zu können. Nur dann, wenn vor ober während ber Ausführung einer 
ſolchen Anordnung eine fpezielle Abmahnung bem Thäter gegenüber erfolgt, Fällt 
die Möglichkeit bes guten Glaubens hinweg und tritt die Nothwenbigfeit unbe— 
bingt ein, ber Anorbnung bes abmahnenben öffentlihen Beamten ober obrigfeit- 
lihen Dieners Folge zu Teiften. 


Zum Beifpiel: das Berbot, ohne befonbere polizeiliche Erlaubniß Vorräthe 
von Baumaterial auf Straßen ober Öffentlihen Plätzen abzuladen, trifft im Sinne 
bes Geſetzes zunähft ben Bauunternehmer. Werben nım bie von bemfelben auf: 
geftellten Lohnarbeiter oder bie zur Beifuhr ſolcher Materialien gedungenen Fuhr— 

leute von dem Unternehmer angewiefen, berartige Materialien an einem beflimm: 
ten Blake abzuladen oder aufzufdichten, fo werben fie von ber Vorausſetzung 
ausgeben, baß ber Unternehmer die Sache bei ber Polizei in Orbnung gebracht 
babe, fie werben in ber Negel fih in dem guten Glauben befinden, eine folde 
Anordnung ausführen zu dürfen, ohne ſich einer Polizeiübertretung ſchuldig zu 
machen. Anders geſtaltet fich freilich bie Sache, wenn ein Poligeibeamter ober ein 
öffentlich autorifirter Agent ber Polizeiverwaltung Einfprache erhebt und ben Be: 
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auftragten bes Unternehmers bie Vornahme oder Fortfekung der Handlung auss 
brüdlic verbietet. Am letzteren alle machen ſich die Thäter der Roligeiübertretung 
unzweifelhaft mitfhuldig, wenn fie der Anordnung feine folge leiften. In vielen 
Fällen würde man geradezu bem Geifte des Geſetzes zuwiderhandeln, wollte man 
außer dem anorbnnenden Theile auch die ausführenden Untergebenen verantwortlich 
machen; 3. B. bei ben meiften gewerbspolizeilichen Vorſchriften. ine ähnliche 
Beftimmung, wie bie bier vorgeichlagene, findet fich in dem Polizeiftrafgefeßbuche 
für das Großherzogthum Hefien Art. 41, welches dem richtlihen Ermeſſen geftat: 
tet, nad Umſtänden bie gänzliche Straffreiheit des Thäters auszufprechen. 


Von dieſer Beftimmung wird bei einer großen Zahl ber im befonderen 
Theile aufgeführten Uebertretungen Gebraud zu machen fein. 

Wo die Auslegung des Geſetzes feinen Zweifel darüber läßt, daß ber 
Unternehmer eines Werkes, der Gewerbsinhaber, das Familienhaupt, ber 
Haus, Dienft: oder Lehrherr für die Beobachtung ber geſetzlichen Vorſchrift 
allein verantwortlich gemacht werden wollte, hat fi die ftrafrechtlihe Ver: 
folgung unmittelbar gegen biefe Berfonen und nicht gegen jene Unterge: 
benen zu richten, denen ein ſelbſtändiges Verſchulden nicht zur Laſt gelegt 
werden fann. So wird 3. B. im Falle des Art. 194 nicht der Laden: 
diener oder Lehrjunge, der ſich der vorjhriftswidrigen Maße oder Waagen 
bedient, jondern der Gewerbsinhaber, der ſolche in feinem Gefhäfte führen 
läßt, zu verfolgen fein. 

Im Falle des Art. 130 find nicht die Taglöhner oder Gefellen, welche 
die Anlage ausführen, fondern der Unternehmer, der fie ausführen läßt, zu 
verfolgen. 

In vielen Fällen bat zwar das Geſetz ausdrücklich nur beftimmte Per: 
fonen, 3. B. Hauseigenthümer oder deren Stellvertreter, Bauunternehmer 
und Baugewerbsleute, Gewerbsmeifter ꝛc. als einer beftimmten Vorſchrift 
unterworfen erflärt. Allein in zahlreichen anderen Fällen, wo eine joldye 
fpezielle Bezeihnung bes Uebertreters nicht ausdrücklich vorliegt, läßt fi 
aus ber Beichaffenheit der als ftrafbar bezeichneten Handlung ermitteln, 
daß aud bier eine fubjeftive Beſchränkung auf beftimmte hiefür allein ver: 
antwortlid zu machende Perfonen in der Natur der Sache und im Sinne 
bes Geſetzes begründet ift. 

In Abf. 5 ift die bereits erörterte ausnahmsweiſe Beftrafung ſonſtiger 
Theilnahmshandlungen außer der Anſtiftung, ſowie die Beſtrafung der Be— 
günſtigung in Fällen, wo das Geſetz es ausdrücklich vorſchreibt, vorbehalten. 

Das StGB. hat die Begünſtigung von der Theilnahme getrennt und 
als eine davon verfchiedene aber allgemeine Schuldform behandelt, deren 
Natur durch Art. 58 feitgejtellt ift. 

Bon dem Vorbehalte des Abi. 5 hat das PStGB. in Bezug auf 
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Begünftigung niemals Gebraud gemacht, wohl aber find einzelne beftimmte 
Handlungen, bei denen es zweifelhaft ift, ob fie mehr ald Begünftigung, als 
Theilnahme oder Heblerei zu qualifiziren feien, als jelbitändige Polizeiüber- 
tretungen behandelt, 3. B. im Art. 48, 84. 

In jenen Spezialgefegen, welche ſich auf Bejtrafung von Polizeiüber— 
tretungen beziehen, wird feine ausdrüdlicdye Anordnung der Strafbarkeit der 
Begünftigung erweisbar fein. Sollte fie aber vorfommen, fo würde jie 
nur dann eine Folge haben können, wenn das Spezialgefeß für die Begün- 
jtigung der fpeziellen Uebertretung eine ausdrüdlicde Strafbeſtimmung aus— 
geiprohen hätte. Aus der I. Abtheilung des StGB. kann eine anwendbare 
Strafbeftimmung nicht gejhöpft werden, weil Art. 59 Abj. 2 des StGB, 
die Begünftigung einer Uebertretung nur da beftrafen läßt, wo das Gefek 
diefes befonders beftimmt. Deshalb wurde bei Berathung des Einführungs: 
geſetzes Art. 33 Abſ. 2 die Androhung einer befonderen Strafe für die 
Begünftigung einer Kontrebande oder Zolldefraudation ald nothwendig ges 
funden, weil StGB. Art. 59 Abf. 2 für diefe fiskaliſche Uebertretung Feine 
Strafbeftimmung dargeboten hätte. Praktiſch wird daher die Beitrafung 
der Begünftigung einer Polizeiübertretung nicht vorfommen. 


Dem Art. 18 des PStGB. entjpreden Art. 52—65 des StGB, 
Hievon find Art. 52—54 zur Feftftelung der Natur der Theilnahme und 
ber Begriffe des Thäters oder Anftifters und der übrigen Theilnehmer an: 
wenbbar. 

Art. 55 bat für Polizeiübertretungen, für welde das PStGB. bie 
Strafe bejtimmt bat, Feine Bedeutung, da dieſes Geſetzbuch den Richter 
bei allen Uebertretungen ermächtigt, auf das Minimum der angedrobten 
Strafart herunterzugehen, weßhalb der Richter auch die geringere Straf: 
barkeit bloßer Theilnahmshandlungen in der Strafausmefjung im volljten 
Maße berüdjihtigen kann. Soferne jedoch in Spezialgefegen höhere Mi: 
nima vorkommen, und nad) folhen Spezialgefegen auch Theilnahmshand— 
lungen zur Strafe gezogen werden fünnen, erwächſt für ben Polizeirichter 
aus Art. 55 Abi. 1 Ziff. 2 die Ermächtigung, bei folhen Theilnahmshand— 
lungen „die unter Art. 54 Ziff. 2—4 fallen, bis zu einem Viertheile des 
niedrigften gefeglihen Strafmaßes herunter zu gehen, wobei jedody die Ar: 
reftftrafe nicht auf Arreft unter 12 Stunden berabgefegt werden darf. 

Art. 56 ift nicht anwendbar. 

Art. 57 Abi. 1 ift auch bei Polizetübertretungen anwendbar. 


Art. 57. 
Wer öffentlich vor einer Menfhenmenge ober mittels eines Preßerzeug— 
niffes zur Berübung einer ftrafbaren That aufgefordert hat, ift, wenn bie 
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Aufforderung bie Vollendung ober einen ftrafbaren Berfucd der That zur 
Folge hatte, als Theilnehmer nad Art. 54 Ziff. 1 zu beitrafen. 


Art. 57. Abſ. 2 ift nicht anwendbar. 

Ein Fal der Anwendbarkeit der Art. 58—61 wird nad den in den 
Bemerkungen zu Abf.5 gefchilderten Berhältniffen nicht vorfommen, Würbe 
ein ſolcher ſich nachweiſen laffen, jo wäre die Natur dev Begünftigung nad) 
Art. 58 zu bemefjen. Art. 59 Abf. 1 wäre ald nicht anwendbar zu er: 
achten ; die Beftimmung des Art. 59 Abſ. 2 fällt mit jener des PStGB. 
Art. 18 Abſ. 5 zuſammen. Art.60 wäre nicht anwendbar, dagegen Art. 61 
eventuell anwendbar. 


Art. 61. 


Berwandte und Verihwägerte in aufs und abfteigender Linie, leibliche 
Geſchwiſter und Berfchwägerte im zweiten Grabe ber Eeitenlinie nad bürger: 
licher Berehnung, Ehegatten, Adoptivfinder, Plegeeltern und Pflegekinder, 
Vormund, Nebenvormund und Mündel derjenigen Perſon, zu deren Vortheil 
bie Begünftigung ftattgefunden hat, unterliegen feiner Etrafe wegen folder 
Begünftigungshandlungen, welde Tediglih den Schutz biefer Perfon gegen 
Entdedung oder gerichtliche Verfolgung bezwedt haben. 


Art. 62 und 64 find bei Polizeiübertretungen nicht anmwenbbar, ba: 
gegen Art. 63 und 65 eventuell anwendbar, wobei jedody die Beltimmung 
des Art. 65 Alf. 2 nur dann in Frage fommen kann, wenn mehrere 
Berfonen als Mitthäter nur eine And diefelbe Polizeiübertretung verübt 
haben, nicht aber, wenn die That eines jeden eine jelbftändige Polizeiüber— 
tretung ift. 

Art. 63. 

Beamte oder Öffentliche Diener, welche glaubhafte Kenntniß von ber be: 
vorftehenden Ausführung einer ftrafbaren Handlung erlangt haben und ver: 
möge ihres Amtes oder öffentlichen Dienfies die Begehung diefer Handlung 
zu verhindern verpflichtet find, follen, wenn fit die Verhinderung unterlajjen 
und bie ftrafbare Handlung wirflid ausgeführt oder ein firafbarer Verſuch 
zur Ausführung gemacht worden ift, als Theilnehmer bdiefer Handlung be: 
ftraft werben. 

Zugleih kann gegen bdiefelben, wenn nicht ohnehin die Beſtimmungen ber 
Art. 28 und 29 Anwendung finden, ber Berluft des Amtes oder Öffentlichen 
Dienftes als Straffolge ausgeſprochen werben. 


Art. 65. 

Vorbehaltlich der Vorfchriften bes Art. 52 Abſatz 2 und Art. 69 ift bei 
Bemefjung ber Strafe der THeilmehmer und Begünftiger jenes Strafgeſetz zu 
Grunde zu legen, weldes auf die vom Thäter verübte ftrafbare Handlung 
anwendbar ift. 


Art. 18. Haftung dritter Perſonen. 4111 


Sind mehrere Thäter vorhanden, auf deren Handlungen nicht basjelbe 
Strafgeſetz anwendbar ift, fo ift unter dem obigen Vorbehalte jenes Strafge: 
feß, nad) welchem bie That am ſchwerſten ftrafbar erfcheint, bei ſämmtlichen 
Mitſchuldigen und Begünftigern zu Grunde zu legen. 

Beftehen nur für die Perfon eines einzelnen Thäters, Theilnehmers ober 
Begünſtigers befondere Gründe, welche feine Strafbarfeit erhöhen, mindern, 
ausſchließen oder tilgen, fo follen dieſe bei Beurtbeilung der Strafbarfeit ber 
Uebrigen weder zum Vortheile noch zum Nachtheile derjelben in Betracht ge 
zogen werben. 


Dem Art. 66 entjpridyt Art. 18 Ab. 3 des PStGB. 


Nah dem Art. 18 (im Entwurfe Art. 17) follte nad dem Entwurfe 
folgender Artikel aufgenommen werben: 


Er 


; Art. 18. 

Soweit nicht bejondere Geſetze Über bie Berantwortlichfeit dritter Perfonen VI. Haftung 
Anderes beftimmen, fönnen nachſtehende Perfonen als haftbar für Geldftrafe, dritter Per— 
Schadenserſatz und Koſten erklärt werden, jedoch nur unter der Vorausſetz- ſonen. 
ung, daß die Polizeiübertretung mit ihrem Vorwiſſen oder in Folge unter— 
laſſener Aufſicht ausgeführt worden iſt, und unter dem Vorbehalte ihres 
Rückgriffes auf den Thäter: 

1) die Ehemänner für die Polizeiübertretungen ihrer bei ihnen wohnenden 

Frauen; 

2, bie Väter und nach ihrem Tode die Mütter für die Polizeiübertretungen 

ihrer bei ihnen wohnenden, noch unverjorgten Kinder; 

3) die Bormünder für die Polizeiübertretungen ber bei ihnen wohnenben 

Münbel; " 
4) die Dienſtherrſchaften für die Polizeiübertretungen bes Hausgefindes; 
5) die Dienſt- und Lehrherren, fowie die Unternehmer, Arbeitgeber unb 
Geſchäftsherren für bie Polizeiübertretungen ber unter ihrer Aufficht 
ftehenden Gefellen, Lehrjungen, Arbeiter und fonftigen Untergebenen. 

Die Haftung der unter Ziffer 1—5 bezeichneten Perſonen kann nad 

Umftänden auf Erfaß bes Schadens und ber Koften befchränft werden. 


Diefer Artikel wurde abgelehnt, weil für die Haftung für den Scha: 
den, den ein Dritter durd) eine unerlaubte That veranlaßt hat, die Eivil- 
gejeße, in ber Pfalz Art. 1384 des Code eivil Maß geben; weil bie 
Frage, in wie weit jemand für die Kojten des Strafverfahrens in Bezug 
auf die von einem Dritten verübte, jtrafbare Handlung baftbar gemacht 
werden könne, in den Strafprozeßgejegen entjchieden ſei; weil die Haftung 
für die von einem Dritten verwirften Strafen ben allgemeinften Rechter 
grundfägen widerſpreche; weil es endlich infonfequent jei, derartige Haftun: 
gen für frembe Bolizetübertretungen auszufprehen, während eine gleiche 
Verantwortlichkeit für ſchwerere Uebeltyaten dritter Perjonen im StGB. nicht 
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ftatuirt fe. Durch die Ablehnung des Art. verlieren die in einzelnen Spe- 
zialgefegen ausgefprohenen Grundfäge über die Haftung beitimmter Perſo— 
nen für die von einem Dritten verwirkften Gelditrafen, jo wie für Scha— 
denserjaß und Koften ihre Geltung nicht, 3. DB. die Beitimmungen bes 
pfälziſchen Forſtſtrafgeſetzs vom 23. Mai 1846 Art. 8, des Forſtgeſetzes 
vom 28. März 1852 Art. 68 und des Gefeßes vom 25. Juli 1850, bie 
Einrihtung des die Kunftitraßen befahrenden Fuhrwerkes betr., Art. 16. 
Auch wurde vorbehalten, bei jenen jtrafbaren Handlungen, bei denen es 
nach der befonderen Natur der That erforderlidy fchien, im bejonderen Theile 
die Haftungspflicht entiprechend zu normiren, wie 3.8. im StGB. Art. 288 
es im PStGB. Art. 145 Abſ. 2 gejchehen ift. | 

Verh. d. 8. d. Abg. v. 1859%,, Beil.:Bd. I ©. 146, 147; Bd. II 
©. 21, 22. 


Art. 19. ° 
VI. Vorſat Soweit nit aus den Morten oder aus dem Sinne ded Ge: 
ne feßes hervorgeht, daß lediglich die vorfäglihe Polizeiübertretung 
igfeit. 


v 


als ſtrafbar zu erachten iſt, ſind auch die aus Fahrläſſigkeit be— 
wirkten Bolizeiübertretungen ſtrafbar. 


Der gegenwärtige Artikel iſt der Gegenſatz des Art. 6 des StGB. 
Wie ſich der letztere darauf bejchränft, die Strafbeitimmungen des Geſetzes 
regelmäßig nur bei vorfüßlic begangenen Handlungen (dolofen Verbrechen, 
Vergehen oder Uebertretungen) eintreten zu laſſen und fahrläfjige Nechtsver: 
leßungen nur in jenen Fällen zu betrafen, wo für die fulpofe Herbeiführung 
beftimmter Nechtsverlegungen eine ausdrüdlihe Strafbejtimmung eriftirt, jo 
erflärt Art. 19 des PStGB. umgefehrt nicht blos die vorjägliche, ſondern 
auch die fahrläffige Hervorbringung einer Polizeiübertretung als regelmäßig 
jtrafbar, foferne nicht aus dem Gejeße felbit hervorgeht, daß bei einer be: 
jtimmten Art von Hebertretungen mur die vorfäßliche Hebertretung als ftraf: 
bar zu erachten iſt. 

Ueber Borfag und Fahrläfjigkeit gibt fo wenig das PStGB. als das 
SGB, eine gejegliche Definition, fondern überläßt die Begründung diefer Begriffe 
ber Wiſſenſchaft, deren richtige Anwendung der von der Wiſſenſchaft gelei- 
teten Praxis. Unter Vorſatz verftehen die Geſetzbücher dafjelbe, was bie 
Rechtstheorie unter dolus. Vorſatz im Allgemeinen ift der in Folge freier 
Selbjtbeftimmung für eine Handlung. bejtimmte Wille, Vorſatz in ftrafrecht- 
licher Beziehung ift der für eine jtrafrechtswidrige Handlung bejtimmte 


Wille. Der Vorſatz wie der dolus umfaßt ſowohl den nad) reifer Ueberlegung 
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mit Vorbedacht gefaßten Entihluß wie den ohne genügende Weberlegung 
oder unter der Herrihaft eines Affektes gefaßten übereilten Entſchluß. 


Der dolus, jo weit er im ftrafrechtlihen Gebiete in Betracht kommt, 
harakterifirt ji als der durd eine Handlung entäußerte direkte Widerſpruch 
bed Willens gegen die Anforderungen des Rechtes. Diejelbe Handlung, diejel- 
ben rehtöwidrigen Wirkungen und Folgen der Handlung, deren Hervorbring: 
ung durch das Geſetz verboten ift, find bier gewollt. Zum dolus gehört 
daher nichts weiter ald das jelbitbewußte Wollen dejjen, was objektiv rechts: 
wibrig iſt. Durd den objektiv rechtswidrigen Inhalt des Willensaftes wird 
die jubjeftive Rechtswidrigkeit des Willens, das Verſchulden, begründet. 
Zwar wird nod mehrfach das Bewußtſein der Strafbarfeit der gewollten 
That in der Älteren wie der.neueren Theorie als ein ferneres Begriffsmerk: 
mal des dolus hinzugefügt, allein im Widerfprude mit den gefeßlichen 
Grundfägen über die Behandlung des Rechtsirrthumes. | 

Zwar ift eines dolofen Willensaftes nur der zurehnungsfähige Menſch 
fähig; nur ein folder ijt, wie fi das römische Recht ausdrückt, doli vel 
eulpae capax, und es gehört zu den Bedingungen der Zuredhnungsfäbigkeit, 
bag der Menſch jenen Grad geiftiger Reife und Xebenserfahrung befikt, 
vermöge deſſen er das Verhältniß feiner That zu Sittlichkeit und Recht, bie 
fittlihe und bürgerliche Bedeutung, fowie die Folgen feiner Handlung ein: 
zufehen vermag. Allein mehr als diefe Urtheilsfähigkeit wird nicht als Be: 
dingung der Zurechnungsfähigkeit vorausgefeßt; es wird erfordert, daß ber 
Handelnde fich bei entſprechender Anwendung feiner geiftigen Kräfte ein rich: 
tiges Urtheil über die rechtliche Bedeutung feiner Handlungsweiſe bilden 
fann, nit aber, daß er wirklich durch entiprehende Information und 
Meberlegung ſich ein ſolches Urtheil gebildet; , oder daß er das Verhältniß feiner 
That zum Strafgefege fih zum Karen Bewußtjein gebracht hat. Vielmehr 
behandeln die Geſetze denjenigen, der in Rohheit oder frevelhafter Indolenz 
fih um das Vorhandenjein der Geſetze nicht kümmert, und deßhalb wirklich 
feine richtige DVorftellung von dem Widerfpruche feiner That gegen das 
Strafgejeß bejigt, nicht anders als denjenigen, der mit bewußter Vorjtellung 
bes bejtehenden Strafgefeges diefem zumiderhandelt. Wer die Strafwürdig- 
feit jeines Vorhabens einjehen kann und einjehen joll, wird demjenigen gleich: 
geachtet, der fie wirklich eingejehen hat. : 

Auch das SGB. Art. 67 erkennt nur die Fähigkeit der Selbſtbe— 
ftimmung und die zur Erkenntniß der Strafbarfeit erforderlihe Urtheils: 
fraft als Bedingung der Zurehnungsfähigfeit an, fordert aber nicht den 
gehörigen Gebrauch diefer Urtheilsfraft und geftattet im Art. 70 der Un- 
kunde des Strafgefeßes gar keinen Einfluß auf die Zuredhnung, wonad) 
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fonfequent das Bewußtfein der Strafbarkeit feinen Einfluß auf den dolus 
haben kann. 

Es gehört daher nicht das Bewußtfein der Strafrehtswibdrigfeit zum 
dolus, jondern es genügt, wenn eine zurechnungsfähige Perſon über jene 
Thatumftände und jene Eigenjchaften ihrer Handlung unterrichtet iſt, auf 
welchen der ftrafbare Charakter der That beruht, und wenn fie ungeachtet 
diefes Wiſſens gleichwohl fih zu der objektiv ftrafrechtswibrigen That be: 
ftimmt bat. So genügt es 3. B. für den zum Ehebruch erforderlichen 
dolus, wenn der Thäter gewußt hat, daß die von ihm zur natürliden Be— 
friedigung des Gejchledytstriebes gebrauchte Frauensperfon eine verheirathete 
rau war. Zum dolus bei Blutijhande genügt ed, wenn die Schuldigen 
den bei ihnen bejtehenden nahen Grad der Blutsverwandtidaft oder Schwä- 
gerſchaft gekannt haben, wenn fie audy nicht gewußt haben follten, daß ein 
Geſchlechtsumgang zwiichen in diefem Grade verwandten oder verjhwägerten 
Perjonen von der Strafgefeßgebung anders angefehen wird, als ein anderer 
außerehelicher Beiſchlaf. Wer dagegen nicht gewußt, daß die Frauensperjon, 
mit» weldyer er zugehalten, eine verheirathete Frau oder eine ihm blutsver- 
wandte Perfon geweien, dem kann Blutjchaude oder Ehebruch, obgleidy fie 
objektiv vorliegen, nicht zugerechnet werden. Jene Eigenfhaften der That, 
worauf deren jtrafrechtliher Charakter beruht, waren feinem Wiffen und 
Willen fremd, fein Wille war nur mit jenen Geſetzen der Sittlichfeit im 
Widerſpruche, welche jede außereheliche Gejchlechtstriebsbefriedigung verbieten, 
nit mit jenen Geſetzen des Rechtes, welche gegen Ehebruch oder Blut: . 
ſchande bejtehen. 

Die meiſten Verbrechen find ohnedies von der Art, daß mit dem Ein- 
tritte der Zurecdynungsfähigfeit aud das Bewußtſein der Unerlaubtbeit fol: 
her Thaten zujammenfällt, und die Behauptung des Gegentheiles als eine 
unglaubwürdige Unwahrheit zu erachten iſt. 

Dafielbe Nejultat ergibt fih auch für das bayerifhe Strafreht, wenn 
man die Beitimmungen des Art. 67 Abf. 1, 68 Abi. 1, 69, 70, 76 Abi. 1, 
- 77 Abi. 1, 52 Abſ. 2 und 65 mit einander vergleicht und ſich den inneren 
Zufammenbang derjelben klar madht, 

Während die Zurechnung doloſer Verbrechen und anderer ftrafbarer doloſer 
Handlungen nicht über den Inhalt und Umfang der Abficht hinaus greifen 
fann, der Handelnde nur für die von ihm gewollte Handlung und die von 
ihm gewußten oder vorausgefegten Eigenſchaften feiner Handlung, nur für 
die von ihm gewußten und von ihm bejtimmt oder wenigjtens alternativ 
oder eventuell gewollten Kolgen feiner Handlung verantwortlidy gemacht wer: 
den kann, wird bei der Zurechnung kulpoſer Verbrechen über den Inhalt 
und Umfang der Abficht hinausgegriffen. Die von dem Handelnden nicht 
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gewollten aber nah Natur der That möglichen und erfahrungsgemäß 
wahrfcheinlichen Folgen der That werden als ein realer Beitandtheil der 
Handlung angejehen, und der Urheber der Handlung, ungeachtet er mit die: 
jer einen anderen Zwed verfolgte, für die materiell rechtöverlegenden Fol- 
gen jeiner Handlung verantwortlihd gemacht. Jede Zurehnung zur culpa 
bejteht darin, daß jemand für die rechtöverlegenden Wirkungen feiner Hand⸗ 
lung verantwortlid gemacht wird, ungeachtet feine felbjtbeftimmte Abficht 
auf diefe Wirkungen nicht gerichtet war, Der Grund diefer Zurechnung ift 
ebenfalls eine nicht jchuldfreie Willensbeftimmung. Das Schuldhafte ift der 
Mangel an dem vechtlid geforderten guten Willen, der f. g. negativ böfe 
Wille, die umbürgerlihe Gefinnung, welde, unbefümmert um das Recht 
anderer gleihberedhtigter Perjönlichkeiten, die gejeßliche Verpflichtung zur 
Sorgfalt im Thun und Lafjen nicht erfüllt, und die Verlegung der fremden 
Rechtsſphäre dadurch verurjacht, daß ber kulpos Handelnde dasjenige thut, 
was er bei jireng vechtliher Gefinnung hätte unterlafjen oder dasjenige un: 
terläßt, was er nad) dem echte hätte thun müſſen. 

Mit Recht Hat das StGB. nad dem Borgange ber neueren Geſetz⸗ 
gebung die Strafbarkeit der eulpa nicht generalifirt, biefelbe nicht auf alle 
durch eulpa entjtandenen rehtöverlegenden Wirkungen ausgedehnt, fondern 
nur auf die ſchwerſten durch Fahrläſſigkeit verurjachten Rechtsverlegungen in 
den gejeßlid benannten Fällen beſchränkt umd deren Strafbarkeit niemals 
über den Vergehensgrad erhoben, weil das kulpoſe Verſchulden feiner inneren 
Beſchaffenheit nach immer ein leichteres iſt als das doloſe. 

Aus diefer Beihränfung des Gebietes der kulpoſen Verbrechen, ſowie 
aus der gleichzeitigen Beichränfung bes Gebietes des jtrafbaren Verſuches 
auf den nächiten Verſuch, der bereits bid zum Anfange der Ausführung der 
Hauptthat gediehen iſt, ergab ſich die praftifche Nothwendigfeit, das Gebiet 
der ftrafbaren Polizeiübertretungen in entjprechender Weife auszubilden. 

Die BPolizeiftrafgefeßgebung befaßt fich gegenüber der gewöhnlichen Er: 
iheinung der Polizeübertretungen mit der fulpofen Handlungsweije an und 
für jih. Es joll die Ueberhandnahme der für das Intereſſe der öffentlichen 
Dronung, für die Perſon und das Vermögen der Mitbürger gefährlichen 
Handlungsmeife durd entſprechende Strafeinihreitung gezügelt, und dadurch 
bem wirklihen Eintritte materieller Nechtsverlegungen vorgebeugt werden. 
Handlungen, welche vielleiht ald Vorbereitungen zu Verbrechen vorgenom: 
men worden find, aber nicht in der Eigenfchaft als Verſuchshandlungen ge: 
ftraff werden [fönnten, fallen vielfach in ihrer Eigenihaft als gefährliche 
Handlungen dem Polizeiftrafrechte anheim. Daſſelbe ift bei ſolchen Hand: 
lungen der Fall, aus welden kulpoſe Verbrechen hätten entitehen können, 
aber im vorliegenden Falle nicht entitanden find. Ebenſo fallen ſolche ges 
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fährlihe Handlungen darunter, aus welchen fonftige nicht als kulpoſe Ver: 
brechen zu behandelnde Nachtheile entjtehen könnten, gleichviel, ob ſolche im 
einzelnen Falle wirklich erfolgt ſind oder nicht. 

Im Allgemeinen wird die gefährliche Handlung ohne Rückſicht auf die 
daraus entſtandenen oder nicht entſtandenen Nachtheile als Polizeiübertretung 
behandelt. 

Iſt eine Polizeiübertretung nur das Mittel, um ein doloſes Verbrechen 
oder Vergehen zu verüben, oder entſteht durch eine als Polizeiübertretung 
ſtrafbare Handlung eine als kulpoſes Vergehen oder als kulpoſe Uebertretung 
ſtrafbare Rechtsverletzung, ſo beſteht eine ideale Konkurrenz der Po— 
lizeiübertretung und einer doloſen oder fahrläſſigen Rechtsverletzung. Ent: 
ſteht durch eine Polizeiübertretung ein anderer Schaden, deſſen Hervorbring⸗ 
ung nicht als fahrläſſige Rechtsverletzung beahndet werden kann, ſo bleibt 
nur die Polizeiübertretung ſtrafbar, wobei der entſtandene Schaden, abge— 
ſehen von dem dadurch begründeten civilrechtlichen Anſpruche auf Schadens: 
erfaß, bei der Strafausmefjung ins Gewicht fallen kann, oder aud von 
der Geſetzgebung felbft als Grund einer höheren Strafbeftimmung in’s 
Auge gefaßt werben fann, wie dies 3. B. im PStGB. Art. 112 Abſ. 1 
der Yall iſt. 

Da es die Polizeiftrafgefeßgebung mit der rechtsgefährdenden Hand— 
lungsweife an und für fi) zu thun bat, jo folgt daraus von felbjt, daß 
e8 hiebei zunächſt auf die burd irgend ein Verſchulden hervorgerufene Eri: 
ftenz ber gefährlichen Handlung ankommt, und daß es nur eine unterge: 
orbnete Bedeutung haben kann, ob bdiefelbe durch diefe oder jene Form bes 
Verjhuldens, durch vorjägliches oder fahrläffiges Handeln entitanden ift; 
denn ohne alles Verfchulden, ohne dolus oder eulpa kann aud die Poli: 
zeiübertretung nicht geftraft werden, für reinen Zufall kann niemand ftraf: 
rechtlih verantwortlich gemacht werben. 

Eine Polizetübertretung ift vorfäglich verübt, wenn ber Handelnde bie 
Abficht hatte, jene Handlung vorzunehmen, welche objektiv als Polizerüber: 
tretung verboten ift. Der Vorſatz in Bezug auf eine Polizetübertretung be- 
fteht nicht in einer böfen Abficht (dolus malus), in der Abficht zu fchaden, 
fondern in der auf die gefährliche Handlung felbft gerichteten Abficht, gleich: 
viel, ob biebei die Gefahr gekannt, oder ob fie aus unentſchuldbarer Sorg: 
lofigfeit und Unachtſamkeit überjehen war. ine Polizetübertretung ift fahr: 
läffig verübt, wenn jemand ohne die auf die verbotene Handlung oder Un: 
terlafjung gerichtete Abficht ein polizeiliches Verbot aus Fahrläfjigkeit, Un: 
achtſamkeit oder Ungeſchicklichkeit verlegt hat. 

Da in beiden Fällen der gefährliche Charakter der That bderfelbe ift, fo 
wird in der Regel die abfichtlihe und die unabfichtliche aber kulpofe Ueber: 
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tretung ber VBorfchrift gleich zu achten fein, und bas Vorhandenſein oder ber 
Mangel der Abſicht nur auf die Strafausmeffung einen Einfluß zu äußern 
vermöge. 

Für das öffentliche Intereſſe ift es 3. B. ganz gleichviel, ob jemand 
die ihm nah PStGB. Art. 147 Ziff. 1 obliegende Sicherung von Ab- 
gründen, Abhängen oder anderen gefährlihen Stellen, welche ſich an be 
juchten Drten innerhalb feines Eigenthumes befinden, abfichtlih aus Geiz 
oder unabjichtlih aus Leichtfinn und Sorglofigfeit unterläßt, und auch ber 
Richter wird hinſichtlich des Verſchuldens wenig Unterfchied zwifchen beiden 
Fällen finden. Die Uebertretung der polizeilihen Vorſchriften in Bezug auf 
das Reiten und Fahren ift eben jo gefährlich und in ber Regel eben fo ftraf: 
bar, wenn fie abfichtlid wie wenn fie unabjichtlich durch forglofe Unterlaffung 
der gebotenen Vorficht, oder in Folge verfchuldeter Trunkenheit verübt wird. 

Es kommen jedoch von bdiefer Regel zahlreiche Ausnahmen vor: 

1) In vielen Fällen ergibt fid aus ber Natur der Sache und aus 
ber gejeßlichen Bezeichnung des Thatbeitandes, daß die Mebertretung nur 
durh eine freiwillige Handlung begangen werben kann, 3. B. PStGB. 
Art. 46, 47, 48, 49, 52, 54, 55, 59, 62 Ziff. 2, 63 Ziff. 1 und 2, 64, 
66, 67, 70 Abſ. 1, 73, 79, 84, 88, 91, 92, 93, 94, 95, 97, 100, 
101, 102, 103, 104 Abſ. 1 u. f. w. 

2) In anderen Fällen ergibt ſich aus ausdrüdlicher Vorjchrift des Ge- 
ſetzes, daß nur bie vorjäßliche Uebertretung als jtrafbar erachtet werben 
fol; dies ift dann ber Fall, wenn der Gefeßgeber bei Bezeichnung ber 
ftrafbaren Handlung ausdrüdlid den Beifaß „vorſätzlich“, oder „wiſſentlich“ 
oder „mit Kenntniß diefes Umjtandes‘ gemacht hat, oder wenn er nur bie 
Berübung ber That aus Muthwillen, oder aus Bosheit oder Muthwillen 
als ſtrafbar bezeichnet, oder wenn er eine beſtimmte Abſicht, z. B. die Ab- 
ſicht zu täuſchen erfordert, z. B. im Art. 58, 61, 68 Ziff. 3, 83, 109 
Abſ. 2, 120, 144 Ziff. 3, 145 Ziff. 10, 156 Ziff. 4, 162, 201 Ziff. 3. 

3) Es kommt auch vor, daß im Geſetze eine doppelte Strafbeftimmung 
aufgeftellt ift, eine ſchwerere für bie vorſätzliche und eine leichtere für bie 
fahrläffige Uebertretung, 3.8. Art. 150. 

4) Enblih kommt es vor, daß bejtimmte Webertretungsfälle nur in 
fahrläffiger Weife begangen werden können, 3. B. in Art. 145 Ziff. 8. 


Art. 20. 


Liegt einer der im Art. 68 des Strafgefegbuches bezeichneten VIL Straf⸗ 


Milderungsgründe vor, fo ift die gefegliche Strafe zu mildern. 
Die gemilderte Strafe darf auf feinen Fall die Hälfte des 


milderuny- 
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hoͤchſten gefeglihen Strafmaßes überfteigen, fann jedoch vworbes 
baltlih der Beftimmungen des Art. 5 Abf. 1 unter dad geringfte 
Maß der im Gefege angedrobten Strafe herabgefegt, auch darf 
gefeglih angedrohte Arreftftrafe in Geldftrafe umgemanbelt 
werden. 

Diefe Strafmilderung findet auch dann ftatt, wenn der Ueber: 
treter zur Zeit der That noch nicht das fechzehnte Lebensjahr 
zurüdgelegt hatte, derfelbe aber die zur Unterfcheidung der Straf: 
barfeit feiner Handlung erforderlihe Ausbildung gehabt hat. In 
diefem Falle darf auch auf Arreft unter 12 Stunden erkannt 
oder die Strafe unter angemeffener Verwarnung ganz etlaffen 
werden. 


Art. 21. 


Unfunde von Polizeivorfchriften begründet im Allgemeinen we: 
der Ausfchließung noch Minderung der Strafbarfeit. Ergibt fich 
jedoch aus-den Umftänden, daß die Uebertretung einer nicht all: 
gemein befannten orts-, diſtrikts- oder oberpolizeilichen Vorſchrift 
verübt worden ift, weil der Webertreter diefe Vorfchrift nicht ge— 
fannt hat, fo ift der Polizeirichter ermächtigt, auf eine geringe 
Geldftrafe zu erfennen oder, foferne der Thäter die übertretene 
Vorſchrift nicht leicht in Erfahrung bringen Eonnte, denjelben 
loszuſprechen. 


»Die in den Artikeln 67—82 des StGB. behandelten allgemeinen 


Grundſätze über den Ausihluß oder die Minderung ber ftrafrechtlihen Zu- 
rehnung haben nur in einzelnen Punkten eine in den Art. 20 und 21 des 
PStGB. enthaltene abweichende Behandlung veranlaßt. Zum beſſeren 
Berjtändniffe wird dieſe Lehre in der Reihenfolge der Beftimmungen des 
StGB. zu behandeln fein. 


Volle Geltung bei Polizetübertretungen hat die Vorfchrift des StGB. 


Art. 67. 


Art. 66. 


Eine ftrafbare Handlung ift nicht vorhanden, wenn bem Handelnden 
zur Zeit ber That wegen Blöbfinnee, Wahnfinnes, Raferei, höchſten Grabes 
ber Betrunfenbeit, ober aus ähnlichen Urſachen bie Fähigfeit ber Eelbfibe: 
fimmung oder die zur Erfenntniß der Strafbarfeit ber That nöthige Urtheils— 
fraft gänzlich gemangelt hat. 


Art. 20, 21. Strafmilderung. Strafausfhliefung. StGB. Art. 66. 119 


Gleiches gilt in dem Falle, wenn zur Zeit ber That bie Freiheit der 
Willensbeftimmung des Hanbelnden durch Gewalt oder Drohung gegen ihn 
ober einen jeiner im Art. 61 genannten Angehörigen ober durch Notbitand 
ausgefchloffen war. 


Hier find bie Gründe bezeichnet, welche jede Zurehnung zur Schuld 
wegen Mangels freier Willensbeftimmung ausſchließen. 

Im Abjage 1 find die Gründe angedeutet, in Folge deren anzunehnten 
ift, daß der Handelnde im Momente der That abfolut handlungsunfähig, und 
folgeweife abfolut unzurehnungsfähig geweſen ift, indem ihm die Fähigkeit 
ber Selbjtbeftimmung oder die zur Erkenntniß der Strafbarkeit der That 
nöthige Urtheilskraft gänzlich gemangelt bat. Von diefen Gründen werden 
nur einzelne, wie Blöbfinn, Wahnfinn, Raferei, unter welchen allgemeinen 
Kategorieen alle Formen einer ausgebildeten Seelenkrankheit zu verftehen find, 
und höchſter Grab der Trunkenheit beifpielsweife angeführt, jedoch bleibt es 
dem Richter überlaffen, ähnliche Urfachen, welche diefelbe Wirkung haben, 
zu konjtatiren, z. B. Aufhebung der Selbjtbeftimmungsfähigkeit durch Schlaf, 
Sclaftrunfenheit, Fieberbelirien, Nadtwandeln, epileptifhe Anfälle und 
andere das Bewußtſein vorübergehend aufgebende Krankheiten, dur den 
höchſten Grad des Affeftes, Mangel der erforderlichen Urtheilsfraft bei 
Taubftummen, welche feinen Unterricht genoffen haben, u.. dal. 

Am Abi. 2 benennt das Geſetz jene Gründe, von welchen es annimmt, 
daß fie, unbefhadet der vorhandenen Zurechnungsfähigkeit des Handelnden, 
bejien freie Willensbejtimmung im Momente der That ausjchließen können. 
Als ſolche Gründe werden genannt: Gewalt oder Drohung gegen ihn oder 
gegen einen feiner im Art. 61 genannten Angehörigen, oder Nothitand. 
Unzmweifelhaft fchließt unabwendbare phufifhe Gewalt (vis major) jede 
Zurechnung aus, infoferne fie die Möglichkeit eines dem freien Willen ent: 
fprehenden Handelns abfolut aufhebt. Jene Wirkungen, welche eine 
Perſon mittelft ihres Körpers in Folge eines durch Äußere Gewalt erlittenen 
Anſtoßes oder in Folge der körperlichen Schwerkraft willenlos hervorbringt, 
jene Handlungen Dritter, welche eine durch phyſiſche Gewalt übermältigte 
Perſon paffiv an ihrem Körper erbulden muß, jene Unterlafiungen pflicht: 
mäßiger Handlungen, melde eine durch phyſiſche Gewalt verhinderte Perſon 
nicht vornehmen fann, können nicht als durch ihren Willen vermittelt, ſohin 
nicht als zurehenbar erachtet werben. Dagegen iſt e8 pſychologiſch unrich— 
tig, wenn das Geſetz von ber Borausfegung auszugehen ſcheint, daß auch 
bie Drohung (pſychologiſche Gewalt, vis compulsiva) und ber Nothitand 
die Freiheit der MWillensbeftimmung aufzuheben vermöge. Der freie Wille 
fann durch die ftärfjten Drohungen und das Obwalten eines Nothitandes 
nicht aufgehoben werben, vielmehr beweilt die Erfahrung, daß energiſche 
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Charaktere von ſtarker fittliher Willenskraft fi durch Drohungen und Ge 
fahren nicht einfchüchtern laffen. Unter den heftigſten Qualen der Folter 
haben einzelne Menfchen ihre Willenskraft ungebeugt beffauptet, während 
die Willensftärke der meiften durdy geringere Martergrade überwältigt wurbe, 
Die Drohung übt vielmehr nur einen f. g. pfuchologifhen Zwang auf den 
Willen, indem fie durch die Vorftellung unmittelbar vollitredbarer unerträg- 
licher Uebel furchterregend wirkt, und ben Bebrohten zu bejtimmen jucht, 
durdy Unterwerfung unter den Willen des Bedrohenden fid) jenen Uebeln zu 
entziehen. Sie ift fein unmittelbarer Willenszwang, fondern ein Beſtim— 
mungsgrund für den Willen, der nur durch DVermittelung eines Willensaftes 
” bie Vornahme oder Zulafjung einer an fi ftrafbaren That derurfahen kann 
(L.21 8.5 D. quod metus causa : „quamvis, si liberum esset, noluissem, 
tamen coactus volui.“) — Auch eine in der Ausführung begriffene Ge: 
walthandlung, woburd einer Berfon die Zuftimmung zur Vornahme oder 
Zulafjung einer jtrafbaren That entriffen wird, bewirkt biejes nicht durch 
unmittelbaren Willenszwang, fondern nur, indem fie durch die Vorjtellung 
ber fortgefeßten Gewaltanwendung und der hiedurch entjtehenden Uebel 
furdhterregend,, als Drohung wirkt. 

Gleichwohl ſtellen die Geſetze, welche nicht einen felten vorfommenden 
Heroismus der Willenskraft erfordern, jondern von dem gewöhnlichen See: 
lenzuftande der meijten Menfchen ausgehen, die durch einen hohen Grad’ 
von Furcht verurfachte Beherrfhung des eigenen Willens durch einen frem— 
den Willen der Unfreiheit des Willens gleich. Dieſe Wirkung iſt aber nur 
dann anzunehmen, wenn der Bedrohte in einen Nothſtand verſetzt worden 
iſt, indem die Drohung mit einer wirklichen Gefahr für Leib oder Leben in 
der Gegenwart begleitet und die phyſiſche Gewalt zur Verwirklichung der 
Drohung bereits in der Anwendung begriffen oder hiezu unmittelbar bereit 
war. Die Bedrohung mit geringeren, leichter zu erduldenden Uebeln, ſowie 
Drohung mit foldyen Uebeln, welche erſt in der Zukunft verwirklicht werden 
jollen, kann nicht als ein die Freiheit der Selbſtbeſtimmung ausſchließender 
Drud angefehen werden. 

In ähnlicher Weije wie die Drohung wirft der Nothitand, eine augen- 
blidlidy vorhandene Gefahr für Leib oder Leben, welcher man ſich wahr: 
ſcheinlicher Weife nur durch Nichtachtung bejtehender Rechtsvorſchriften oder 
durch Verlegung fremder Rechte zu entziehen vermag. Das Gefeß will für 
einen ſolchen Fall der Kollifion zwifchen der Pflicht der Selbiterhaltung und 
der Pflicht der Achtung fremder Rechte kein Maß geben und das blos in 
Folge des Notbitandes Gefchehene nicht auf Rechnung des freien Willens 
jegen; wobei natürlich vorauszufegen ift, daß die Verlekung befonderer 
Berufspflicten ‚in Folge der Scheu vor ſolchen Gefahren, deren Beftehung 
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der Beruf mit fih bringt, ebenfowenig durch ben Nothitand entfchuldigt 
werden kann, als die Abwendung jener rechtlichen Gefahren, welde einer 
Perfon in Folge ihrer ftrafbaren Handlungen nad den Strafgefegen drohen. 
Da das Gefeh den Notbitand unter jene Gründe zählt, welche bie Freiheit 
der Willensbeftimmung ausſchließen, fo ift dem Richter der That in ber 
Beurtheilung bes Umfanges, in weldem bas Handeln im Nothſtande die 
Strafbarkeit ausjchließt, Feine Schranke geſetzt; namentlich ift der Richter 
nicht genöthigt, nur bei der Berlegung fremder Bermögensrechte im Noth: 
ftande den Ausfhluß ber Strafbarfeit zuzulaffen, vielmehr fiegt es in ber 
Konfequenz der gefeglihen Anfhauung, daß wahrer Nothitand die Freiheit 
der Willensbeitimmung ausfchließe, daß auch Angriffe auf dritte Perfonen 
nicht zugerechnet werben können, wenn hiebei die Borausfegungen einer im 
aefeglihen Sinne anzunehmenden Unfreibeit des Willens gegeben waren. 

Für eine vielerörterte Streitfrage hat das Geſetz pofitive Anhalts- 
punfte gegeben, indem es annimmt, daß auch berjenige ohne entfpredhenbe 
Willensfreiheit gehandelt habe, welcher eine ftrafbare That nur zu dem 
Zwecke vornimmt, um einen feiner nächſten Angehörigen, für beren perfön- 
lichen Schuß er nad Recht und Pflicht zu forgen bat, mie fie im Art. 61 
ſpeziell aufgezählt find, einer in der Gegenwart beitehenden Leibes- ober 
Lebensgefahr, welche entweder durch eine in der Ausführung begriffene Ge- 
walt oder durch Bedrohung mit unmittelbarer Gewaltanwendung begründet 
ift, zu entziehen. Daß Gleiches auch dann anzunehmen ift, wenn eine foldhe 
Handlung zu Guniten der genannten Perfonen zur Abwendung eines fonfti- 
gen Notbftandes vorgenommen wird, bürfte nach dem Grunde bes Geſetzes, 
bei der inneren Gleichheit des durch menfchlihe Handlungen ober burd) 
jonftige Ereigniffe herbeigeführten Nothftandes und nad den im Entwurfe 
von 1855 zu Art. 62 entwidelten Motiven nicht zu bezweifeln fein. 

Mit dem Nothitande find jedoch jene „Notbfälle”, „dringende Fälle“ 
nicht zu verwechſeln, welche im PStGB. als genügender Entfchuldigungs- 
grund für bie Nichtbeachtung einer polizeilihen Borfchrift häufig erwähnt 
werden. Hier find die Bedingungen eines Nothſtandes nicht zu erfordern, 
fondern es genügt, daß ein dringender Anlaß zum augenblidlihen Handeln 
vorhanden ift und daß der Betheiligte entweder in dem Augenblide nicht 
anders handeln fann, oder daß er menigitend einen erheblihen Nach— 
theil zu beforgen bat, wenn er fidh nicht über eine bejtehende polizeiliche 
Vorſchrift Hinausfegt. In folhen Fällen, in melden das Geſetz bie mo— 
mentane Beahtung bes Privatinterefje für nothwendiger erachtet, als das 
unbedingte Feſthalten an ber polizeilihen Vorſchrift, ertheilt das Gefek 
jelbft die erforderlide Dispenfation, indem es Notbfälle von der Strafbar: 
feit ausschließt. 
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Die Eingangsbeftimmung des Art. 68 ift durch ausdrückliche Allega— 
tion im Art. 20 Abſ. 1 des PStGB. als anwendbar erklärt. 


Art. 68. 


Iſt durch den Richter ber That entichieben, daß bie Fähigfeit ber Selbft: 
beſtimmung ober die zur Erfenntniß der Etrafbarfeit der That nötbige Ur: 
theilsfraft ober die Freiheit ber Willensbeftiimmung des Handelnden zwar 
nicht völlig ausgefhloffen (Art. 67), aber doch in erheblichem Grade gemin- 
bert war, fo ift eine geringere als die geſetzliche ordentliche Strafe und zwar 
nad) folgendem Maßftabe zu verhängen. 


Das Geſetz behandelt hier jene Gründe, weldhe zwar die freiheit ber 
Willensbeftimmung nicht ausfchließen, aber die Fähigkeit zu einer den An: 
forderungen des Rechtes entſprechenden Willensbeftimmung in erheblichem 
Grabe befchränfen, und melde folgeweife al8 Gründe ber geminderten Zus 
rechnung und Strafbarkeit gelten (bie f. g. Causae impeditae libertatis). 
Die Feititellung folder Zuftände, welche unter das gefetzliche Prinzip geitellt 
werben Fönnen, 3. B. geringere Grade von Trunfenbeit, Zorn und fonftige 
bas Selbftbewußtfein nicht aufhebende Affekte, Geiſtesſchwäche, Eranfhafte 
Erſcheinungen des Seelenlebens, welche nicht zu einer bie Selbftbeftimmungs: 
fähigfeit ausfchließenden Geiftesfranfheit geführt haben, Furchterregung durch 
folhe Drohungen, welche nicht unter Art. 67 Abſ. 2 geftellt werben kön— 
nen u. ſ. w., ift dem Richter der That überlaffen. 

Der Mafftab für die Milderung ber gefeßlihen Strafe aus foldhen 
Gründen ift für Polizeiüibertretungen im Art. 20 Nbf. 2 aufgeftellt, wodurch 
bie Beitimmungen des StGB. Art. 68 Ziff. 1—3 erfebt find. 

Sobald das Vorhanbenfein eines ſolchen Strafmilderungsgrundes feft: 
neftellt ift, darf der Richter auf feinen Fall eine Strafe ausſprechen, welche 
böber ift als die Hälfte der für Webertretung gebrobten höchſten gefeßlichen 
Strafe. Die Hierauf folgenden Beftimmungen über die Auläffigfeit ber 
Herabfegung des Minimum ber gefeglihen Strafe haben für alle Polizei- 
übertretungen, für melde das PStGB. die Straffanktion "enthält, Feine 
Bedeutung, dba diefes dem Richter in allen Fällen das Herabgehen auf ben 
abfolut niebrigften Grab ber Polizeiftrafen mit ber einzigen Befchränfung 
geftattet, daß nad Art. 5 Abf. 1 Arreftitrafen auf weniger ald 12 Stun: 
“den wicht verhängt werben bürfen. Inſoferne jedboh in ben Beſtimmungen 
aufrecht erhaltener Spezialgefege das geringfte Maß ber gebrohten Strafen 
in anderer Weiſe feitgefekt ift und bier auch ſolche Minima ber fonfreten 
Strafandrobung vorkommen, welde höher find, ald das Minimum ber 
Strafart, behält die Vorjhrift des Abſ. 2 ihre Bedeutung, indem fie den 
Richter ermädtigt, auch bier das gefeglihe Minimum zu verlaffen und 
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nad) feinem Ermeffen die Strafe herabzufegen, ohne jedoch bei Arreftjirafe 
unter das abfolute Minimum von 12 Stunden beruntergehen zu bürfen. 
Bon Erheblichkeit ift ferner die dem Richter gegebene weitere Ermädhtigung, 
au in ſolchen Fällen, wo bie Geſetze lediglich Arreftftrafe androben, diefe 
in Geldftrafe umzuwandeln, wobei im Sinne des Gefeßes der im Art. 7 
aufgeftellte Maßftab zu berüdjichtigen ift. Berb. d. 8. d. Abg. v. 18°9/,, 
Beil.:Bd. II S. 200 und 206: Aeußerung des k. Staatsminifters des Innern. 
Anwendbar find die Beftimmungen ded StGB. Art. 69. 
Art. 69. 

Wenn Jemand bei feiner Handlung einen Thatumftand nicht Fannte, 
burch deſſen Dafein die Strafbarkeit jener Handlung bedingt ift, fo ift bie 
lestere firaflos. 

Waren dem Handelnden ſolche Thatumftände unbekannt, durch beren Das 
fein die Strafbarkeit der Handlung erhöht wird, fo werben biefe Umflände 
bei ber Beftrafung außer Berüdfichtigung gelafjen. 

In wie ferne in bem einen ober anderen Falle eine Beftrafung wegen 
Fahrläffigfeit einzutreten habe, ift nad ben in ber zweiten Abtheilung des 
Geſetzbuches enthaltenen Vorſchriften zu bemefjen. 

Für die Anwendung ber bier aufgeftellten Grundfäge über Bes 
handlung bes Irrthumes und der Unkunde über Thatfahen auf Polizeiübers 
tretungen jind folgende Sätze aufzuftellen: 

41) Bei jenen Bolizeiübertretungen, bei melden im Geſetze ausdrücklich 
ausgefprochen ift, daß die That nur dann geftraft werben foll, wenn fie wifs 
fentlih verübt worben tft, fließt jeder JIrrthum über jene Thatumftände, 
auf deren Dafein ber jtrafbare Charakter der Handlung beruht, die Straf: 
barkeit der letzteren aus. Gleiches gilt für alle Volizetübertretungen, melde 
nur bei vorfäßlicher Begehung geftraft werben können, indem jeder That: 
umftand, welcher dem Hanbelnden aus irgend einem Grunde unbefannt ge: 
blieben ift, von dem Vorſatze besfelben unmöglid umfaßt fein kann. 

2) Bei den übrigen Polizeiübertretungen dagegen fchließt nur ein ent: 
fhuldbarer Irrtum über jene Thatumftände, melde die Strafbarkeit ber 
Handlung begründen, die Zurehnung der letzteren aus; dagegen Fann ein 
unentſchuldbarer thatfähliher Irrthum nicht diefelbe Wirkung äußern, ba 
für die Zurechnung der Polizeiübertretungen im Allgemeinen ein burd) 
Fahrläffigkeit begründetes Verfchulden genügt, welches gerade barin beftehen 
fann, daß ber Handelnde ſich leichtfertiger Weife um die Erkenntniß ber 
faktiſchen Umftände feines Handelns nicht befümmert hat. 

Hiemit ſtimmt im Wefentlihen auch jene Anficht überein, welche im 
Geſetzgebungsausſchuſſe der K. d. Abg. (Verh. v. 185%,, Beil.:Bb. III 
©. 161) anerfannt wurbe: 

Art. 71 (jetzt 69) bes StGB. findet im PSIGB. infoweit Anwendung, 
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daß, wo eine Unwiffenheit ber Handlung ober Unterlaffung zu Grunde Tiegt, 
welche nicht auf Fabrläffigkeit beruht, auch bei Poligeiübertretungen feine 
Strafe eintreten kann, daher es infoweit nicht nöthig ift, das Wort „wiffent: 
lich“ fpeziel einzufegen. Wo aber dieſes Wort fpeziell eingeftellt ift, Hat es 
ben Zwed, bei vorhandener Unmiffenheit die Beftrafung auszuſchließen, ohne 
Rüdfiht darauf, ob die Unwiſſenheit vermeiblich war, oder nicht. 

3) Dagegen bildet jeder Irrthum über Thatumftände, melde bie 
Strafbarkfeit der That erhöhen, nur ein Moment für die Strafausmefjung, 
befien größere ober geringere Erheblichfeit wieder von der Entſchuldbarkeit 
oder Unentfhuldbarkeit des Irrthumes abhängt. 

Das im StGB. Art. 70 aufgeftellte Prinzip ber Unentjhulbbarkeit 
bes Rechtsirrthumes und der Unerheblichkeit der individuellen Motive ber 
That ift bei Polizeiübertretungen anwendbar, fo weit nicht das erftere 
Prinzip dur Art. 21 des PStGB. mobifizirt ift. 


Art. 70. 


Die Unmiffenheit über das Beftehen eines Strafgejeße® überhaupt ober 
über Art und Größe ber Strafe, die Meinung, als ob bie burd das Gefek 
verbotene Handlung nad dem Gewiffen oder ber Religion erlaubt gewelen 
fei, endlich die Beichaffenheit des Enbzwedes oder Beweggrundes, um beffen 
willen der Entſchluß "zur That gefaßt wurde, fchließen bie Strafbarfeit 
nicht aus. 

Faft alle neueren Strafgefeßgebungen haben mit Härte den Grunbfaß 
feitgehalten, daß fein Rechtsirrthum, keine Unwiſſenheit eines Geſetzes oder 
einer polizeilihen Vorſchrift Entfhuldigung verdiene. Allein die Berpflicht- 
ung, die man, um zu einer folden Vorfchrift gelangen zu können, jedem 
Staatsbürger und felbft dem Fremden, ber das Staatsgebiet betritt, auf 
legen müßte, ift für die meiften Menjchen unlösbar. Nach der Beichhaffenheit 
und Mannichfaltigkeit der Quellen des beftehenden Strafrechtes, bejonders 
bes Polizeiftrafrechtes, ift es felbft für Richter und Polizeibeamte feine 
leichte Aufgabe, fih in allen ftrafgefeglihen Vorſchriften zu orientiren. 

Zwar ift die Mehrzahl der Anordnungen, deren Uebertretung mit 
Strafe bedroht ift, der Art, daß in den meilten civilifirten Staaten eine 
gemwifje Uebereinftimmung befteht, und daß Perfonen von gewöhnlicher Le— 
benserfabrung ſich eine zureihende Kunde ber gewöhnlich vorkommenden fo 
wie der in ihr Berufsverhältniß einfchlagenden Beftimmungen verjchaffen 
fönnen; allein immerhin bleibt eine Menge eigenthümlicher, durch örtliche 
Verhältniſſe veranlaßter, wenig befannter Vorſchriften übrig, deren Unfennt: 
niß billigerweife nicht höher anzurechnen ift, als die Unkenntniß anderer 
Thatfachen. 

Das PStGB. macht es dem Richter möglih, ohne Gefährbung bes 
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Anfehend ber Geſetze nachzuhelfen und entjchuldbare Rechtsunmwifjenheit nach 
Umjtänden als außerorbentlihen Strafmilderungsgrund, nad Umſtänden als 
einen alle Strafbarkeit ausfgliegenden Grund zu berüdjichtigen. 

Die Bedingungen diefer Ermädtigung find: 

1) Die Unkunde muß fih auf eine Vorfchrift beziehen, welche in den 
Erlafjen einer Orts-, Diſtrikts- oder Oberpolizeibehörde niedergelegt ift. 
Bei jenen Vorſchriften, welche in einem Geſetze ober in einer landesherr⸗ 
lihen Verordnung enthalten find, ift die Entſchuldbarkeit des Rechtsirr⸗ 
thumes nicht zugelafjen, weil bei den Anordnungen ber legteren Art anzu: 
nehmen ift, daß fie fi auf Gegenſtände von allgemeinerer Bedeutung und 
Anwendbarkeit beziehen, und weil auch bier durch die Art und Weije der 
Publifation dem Rechtsirrthume in höherem Grade vorgebeugt ift; während 
in der That bei den von den Polizeibehörden erlaffenen, oft durch eigen: 
thümliche Verhältniſſe und fpezielle Beranlafjungen hervorgerufenen, oft nur 
in fehr vorübergehender Geltung beftehenden Vorſchriften das dringendite 
Bebürfnig der Nachhilfe eriftirt. 

2) Die Vorſchrift darf nicht zu benjenigen gehören, welche in aller 
Welt in ähnlicher Weife erijtiren, fondern fie muß zu ben „nicht allgemein 
befannten‘ gehören. Allerdings enthält der Ausdrud etwas Vages, allein 
es war nicht leicht, einen anderen zu finden, während berjelbe genugjam 
ausbrüdt, daß der Nichter nur die Verlegung fingulärer polizeiliher Vor: 
jhriften als entſchuldbar erachten, nit aber bafjelbe bei ſolchen Vor: 
fhriften annehmen fol, die gewijjermaßen ein jus commune bilden und 
daher auch in der Regel Jedermann, dem Einheimifchen wie dem Fremden, 
befannt find, 

3) Es muß fih aus den Umftänden der That, insbejondere aus den 
Verhältniſſen der Perfon, für ben Bolizeirihter die Gewißheit ergeben, daß 
lediglih in Folge der Unkunde einer folhen Vorſchrift die Webertretung 
ftattgefunden hat. 

ft diefes der Fall, jo wird ber Richter bei vollflommen entſchuldbarer 
Unwifjenheit eine vollftändige Freifprehung eintreten laſſen, bei welcher, 
wie bei jedem freiſprechenden Urtheile auch keine Berurtheilung in die Koften 
bes Verfahrens ftattfinden fann, bei nicht gänzlicher Entſchuldbarkeit wird er eine 
Seldftrafe von geringem Betrage verhängen. Ebenfo ift der Nichter nicht 
gehindert, erwiejene mehr oder minder entfhuldbare Unkunde von Verorb: 
nungen und felbft von Geſetzen bei der Strafausmefjung nad) Billigkeit zu 
berüdfichtigen. 

Verh. d. GEN. d. K. d. Abg. von 1857/,, Bd. II S. 22. Verb. d. K.b. 
Abg. v.185%,, Bd. II ©. 327 Bb. II ©. 370,382.R.R. Beil.:Bd. ©. 530. 

Vom SGB. Art. 71 find die Grundfäge des Abſ. 1 und Abf. 3 im 
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Allgemeinen anwendbar, foweit nicht die Regel des Abſ. durch PStGB. 
Art. 18 Abf. 5 mohifizirt if. 


Art. 71. 


Der Befehl zur Begehung einer ftrafbaren Handlung macht den Thäter 
nicht ftraflos. 


Abſ. 3. 


In allen Fällen bleibt derjenige, welcher ben Befehl ertbeilt bat, ftrafe 
rechtlich verantwortlich. 


Abſ. 2 ift durch PStGB. Art. 18 Abſ. 4 erfegt. 


Art. 72. 

Mer, um fi oder Andere gegen einen bereits begonnenen oder unmittel: 
bar drohenden rechtswidrigen und gewalttbätigen Angriff auf Perfon, Befig 
oder Eigenthum oder gegen wiberrechtliches Eindringen in eine Wohnung 
ober ein Beſitzthum zu fchügen, ben Angreifer oder Eindringling tödtet oder 
verlegt oder überhaupt eine mit Strafe bebrobte Handlung verübt, ift ftraflos, 
infoferne er biebei die Grenzen ber Bertheidigung nicht fchuldhaft über 
f&ritten hat. 

Das Nämliche gilt von bemjenigen, der auf ber Etclle ben widerrechtlich 
Eingedrungenen wieder zu vertreiben, ober von dem auf ber That betroffenen 
ober auf ber Flucht begriffenen Räuber, Diebe oder anderen Angreifer den 
widerrechtlich entzogenen Befig beweglicher Sachen wieder zu erlangen ſucht. 

Die Ueberfhreitung ber Gränzen ber Bertheidigung ift als fchuldhaft 
nit zu erachten, wenn ber Thäter nur aus Ueberrafhung, Beflürzung, 
Furcht oder Schreden jene Ueberfchreitung begangen bat. 


Diefer Artikel ift jedenfalls anwendbar, wenn Jemand in rechter Notb: 
wehr eine Handlung, die nur die Natur einer Polizeiübertretung an ſich 
trägt, vollbradt hat. Iſt die Tödtung oder Verwundung bes Angreifers 
geitattet, fo müſſen aud zur Abwehr des Angriffes verübte Bolizerüber: 
tretungen, 3. B. das Losſchießen von Feuergewehr an Orten, wo es jonft 
unterfagt ift, das Ausgießen oder Hinauswerfen von Sachen auf eine 
Straße, die Bornahme einer den Verkehr ftörenden Handlung u, dgl. als 
zur Abwenbung der Noth erlaubt angefehen werden. Dabei ift ed nicht 
benfbar, daß von einer ſchuldhaften Ueberfchreitung der richtigen Gränzen 
der Nothwehr die Rede fein kann, wenn bie in ber Nothwehr vollbrachte 
That die Gränzlinien einer Polizeiübertretung nicht überjteigt, weßhalb von 
der Anwendung des Art. 73 auf Polizeiübertretungen nicht wohl bie Rede 
fein kann. 

Aud Art. 74 des StGB., welcher den Schabenserfag als Strafmil: 
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berungsgrund berüdjihtigt, wird kaum jemals bei Polizeiübertretungen 
praftifch werden können. In der Regel bildet bei diefen nur die Gefähr: 
lichkeit der That, nicht die Zufügung eines Schadens, das Kriterium ber 
Strafbarkeit. Nur fehr ausnahmsweife wird im PStGB. auch ber ver: 
urfahte Bermögensnachtheil als Grund erhöhter Strafbarkeit berüdfichtigt. 
Da jedoh das PStGB. bei allen Straffanktionen von jedem befonderen 
Strafminimum abjieht, fo gibt es dem Richter zur Berüdfihtigung des 
durch Schadenserfaß gebildeten Milderungsgrundes eine weit größere Er: 
mädtigung, als fie Art. 74 des StGB. enthält. Diefer Artikel könnte 
daher nur bei jenen Uebertretungen in Frage kommen, deren Strafe in 
Spezialgefegen geordnet ift, wobei der Richter in folhen Fällen, welche 
etwa dem Art. 74 unterjtellt werden könnten, zur Herabjegung der Strafe 
bis zur Hälfte des niedrigiten gejeglihen Maßes, jedoh ohne unter das 
Minimum der Arreſtſtrafe zu 12 Stunden berunterzugeben, ermäch— 
tigt wäre, 

Art. 75 bat keinen Bezug auf Uebertretungen. 

Um die Behandlung jugendliher Perjonen, welche zur Zeit der That 
das jechzehnte Lebensjahr noch nicht zurüdgelegt hatten, bei Bolizeiübertret: 
ungen zu üiberbliden, ift nöthig, mit Art. 20 Abf. 3 des PStGB. die Art. 76 
77 Abf.2 und 78 Nbf. 2 des StGB. in Verbindung zu bringen; bie 
Art. 77 Abi. 1, 78 Abſ. 1, 79, 81 und 82 laſſen keinerlei Anwendung auf 
Bolizeiübertretungen zu. 


Art. 76. 


Eine Perfon, welche zur Zeit der That das fechzehnte Lebensjahr noch 
nicht zurüdgelegt hatte, ift ftraflos, wenn ihr die zur Unterſcheidung ber 
Strafbarkeit ihrer Handlungen erforberlihe Ausbildung gefehlt hat. 

Fällt einer folhen Perfon eine mit Todes = oder Zuchthausſtrafe oder mit 
einer im böchften Maße zwei Jahre überfleigenden Gefängnißftrafe bedrobte 
vorfägliche That zur Laft, und erfolgt Tediglih auf Grund der Beftimmung 
des Abſatzes 1 die Freiſprechung bderfelben oder die Einftcllung des Verfahrens, 
jo fann in dem Erfenntniffe ihre Unterbringung in einer Erziehungsanftalt 
für verwahrlofte jugendliche Perjonen angeordnet werben. 

Gleiche Anordnung ift gegen eine folde Perfon auch in dem Falle, daß 
ihr ein nad Art. 283 frafbarer Diebſtahl zur Laſt liegt und die Freifprehung 
oder Einjtellung des Verfahrens Iediglih auf Grund ber Beſtimmung bes 
Abſ. 1 erfolgt, dann zuläffig, wenn dieſe Perſon fchon früher einmal einen 
Diebftahl begangen hat und Tediglih auf Grund der Beftimmung des Abi. 1 
deren Freijprehung oder die Einftellung bes Berfahrens erfolgt ift. 

Der Bollzug ber in Abf. 2 und 3 bezeichneten Anordnungen ift Sache 
ber Polizeibehörbe. Die Kreisverwaltungsftelle, in beren Bezirke bie jugend: 
lihe Perſon heimathberechtigt iſt, erläßt die erforberlihen Beſtimmungen 
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über die Dauer bes Aufenthaltes in der Anftalt; berjelbe darf jedoch nicht 
über das achtzehnte Lebensjahr hinaus erftredt werben. 

Iſt der jugendliche Angefchuldigte ein Ausländer, fo ift in ben Fällen 
ber Abſätze 2 und 3 bie Ablieferung desfelben am feine Obrigfeit im Er: 
fenntniffe anzuorbnen, 

Läßt ſich diefe Ablieferung nicht bewerfftelligen, fo kann die Bolizeibehörde 
ftatt derſelben die Unterbringung in einer Anftalt der obenerwähnten Art 
verfügen. 

Die Koften der Unterhaltung in der Anftalt fallen, foweit fie weder aus 
bem Bermögen bes bafelbft Untergebrachten, noch von feinen alimentationd- 
pflihtigen Verwandten beftritten werben können, der Eraatsfaffe zur Laſt. 


Bon Urt. 77 Abſ. 2 kann nur die Beftimmung in Frage kommen, 
baß bei einer VBerurtheilung wegen Theilnahine die Strafe nad) Maßgabe 
derjenigen, mit welcher die Hauptthat bedroht ift, ausgemefjen werben ſoll. 


Art. 78 Abf. 2. 


Die Vorſchriften über Stellung unter Polizeiauffiht und Verwahrung in 
einer Polizeianftalt finden auf biefelben in allen Fällen, in welchen diefe Maß: 
regeln mit der orbentlihen Strafe ber verübten That hätten verbunden wers 
den fünnen, jedoch mit der Beihränfung Anwendung, daß an die Stelle ber 
Verwahrung in einer Polizeianftalt die Unterbringung in einer Erziehungs: 
anftalt für verwahrlofte jugendliche Perjonen zu treten bat. 


Art. 80 Abi. 1. 

Die auf Grund bes Artikels 77 erkannten Freibeitsftrafen find, wenn 
ihre Dauer einen Monat nicht überfteigt, in den Bezirfsgerichts= beziehungs: 
weife Polizeigefängniffen, jedoch mit firenger Abfonderung der jugendlichen 
Eträflinge von den übrigen zu vollziehen. 

Ueberfteigt die Etrafdauer einen Monat, fo bat ber Vollzug in bejon: 
deren, ausichlieplih für jugendliche Perfonen beftimmten Gefangenanftalten 
zu geſchehen, in weldyen vorzugsweiſe auf zwedmäßige Erziehung der Eträf: 
linge zu wirfen ijt. 


Hienad find folgende Grundſätze aufzuftellen : 

1) Wirb eine jugendliche Perfon, welche zur Zeit ber That dus ſech⸗ 
zehnte Lebensjahr noch nicht zurücgelegt hatte, wegen einer verübten Poli: 
zeiübertretung verfolgt, jo bat vor Allem der Polizeirichter als Nichter der 
That feitzuftellen, ob diefelbe in Bezug auf diefe That die zur Beurtheilung 
der Strafbarkeit erforberlihe Ausbildung gehabt hat. Die Strafbarkeit 
der Bolizeiübertretung beruht auf dem ficherheitsgefährlihen oder mit der 
Öffentlihen Ordnung unvereinbaren Charakter der That. Wer in Bezug 
auf eine Poligeiübertretung als zurehnungsfähig befunden werben fol, ber 
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muß jenen Grad geiftiger Reife, jenen Umfang von Lebenserfahrungen er: 
langt haben, in Folge deſſen er befähigt ift, die Natur, die möglichen und 
wahrjheinlihen Folgen feiner That und deren Verhältniß zu den Anfor: 
derungen ber bürgerlichen Gefellihaft und den Pflichten der Staatsbürger 
ermefjen zu können. Jener Grad ber Urtheilskraft, welcher erforderlich ift, 
um die Pflihtwidrigkeit und Strafbarkeit einer bloßen Polizetübertretung 
einzufehen, wird aber in der Regel viel fpäter heranreifen, als bie zur Be: 
urtheilung der Strafbarkeit ſchwerer Verbrechen erforderliche Urtheilstraft. 
Schon das römishe Recht Hatte bei Beiprehung der Zurehnungs: 
fäbigfeit der Unmündigen in L. 22 D. de falsis ausgeſprochen, daß impu- 
beres nit leiht ein crimen falsi begehen können, weil diefe Art von 
dolus (die bei der Fälſchung gewöhnlich vorherrſchende Sclauheit und 
Hinterlift) nicht in dieſes Alter falle; dagegen waren in Bezug auf bie 
Zurehnung des furtum, defjen Strafbarkeit auch dem jugendlichen Geifte 
viel früher einleuchtend ift, weit ftrengere Grundfäge aufgeftellt, wie aus 
L. 2.5.2 D. ad L. Aquil. hervorgeht. Noch beftimmter hat das kano— 
nijhe Recht in Cap. 1, X de delictis puerorum darauf hingewiefen, daf 
in dem Alter ber zweifelhaften Zurehnungsfähigkeit, dem Alter der Knaben 
und Mädchen, die nicht mehr Kinder aber auch nody nicht mündig geworden 
find, die Fähigkeit für die Verübung, wie die Einfiht für die Beurtheilung 
ber Strafbarkeit verfciedener Verbreihensarten nicht gleichzeitig, fondern je 
nad) der Natur ber Verbrehen in fehr ungleichen Zeiträumen heranreifen 
könne. Wenn das öjterreihifhe Strafgefeßbud) von 1852 die Gränze der 
abjoluten Unzurehnungsfäbigfeit jugendlicher Perſonen bei Verbredhen auf 
10 Jahre, bei Vergehen und Uebertretungen auf 14 Jahre feftgefegt hat, 
indem Berbreden, welche von Perſonen vom angehenden 11. bis zum zurüd: 
gelegten 14. Lebensjahre begangen werden, nur als Uebertretungen behan— 
beit, Vergeben oder Uebertretungen von Perjonen dieſes Alters aber ledig: 
lich der häuslihen Züchtigung oder der ficherheitspolizeilihen Einjchreitung 
überlafjen werben, $$. 2, 237, 269—273, fo liegt hierin fein innerer Wi: 
berfpruch, jondern es liegt die piychologiiche Erfahrung zu Grunde, daß 
für die jchwerjten Verbrechen, deren Unerlaubtjein das Kind durch die Re 
ligionslehre in der Schule, dur die zehn Gebote und die Stimme des 
Gewifjens am früheften inne wird, die Zurechnungsfähigkeit auch früher 
vorhanden ift, als für viele minder jtrafbare Handlungen, in Bezug auf 
welhe das Verſtändniß ihrer Unzuläffigkeit und der Gründe ihrer Straf: 
barkeit jich viel jpäter entwidelt; daß namentlih pie Einfiht in die Be: 
deutung ftaatsbürgerliher Pflichten, die erft aus Erfahrung geſchöpfte Er: 
kenntniß des Zufammenhanges der Handlungen mit einer Neihe möglicher 
Folgen und ber hieraus fi ergebenden Pflicht zu vorſichtiger Vermeidung 
9 
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defen,” was für Dritte ſchädlich werben Fann, in ber Regel erft die Er- 
rungenſchaft eines reifeven Alters ift. 

Solde Thatſachen werden die Polizeirichter bejtimmen, bei Perſonen, 
welche in bie kritiſche Altersperiode fallen, nicht leicht Zurechnungsfähigkeit 
für Polizeiübertretungen anzunehmen, und die VBerfolgungsbehörden werden 
wohlthun, Berfolgungen zu unterlaſſen, bei denen nicht aus den Umftänden 
bes einzelnen Falles die überwiegende Wahrjcheinlichkeit für das Dorn: 
denjein der Zurechnungsfähigkeit ſpricht. 

2) Iſt durch dem Richter anerkannt, daß eine folde Perfon die Fähig- 
keit zur Unterfheidung der Strafbarfeit ihrer That nicht gehabt habe, fo 
muß bdiejelbe jtraffrei entlaflen werden, ohne daß der Richter in der Regel 
berechtigt wäre, Erziehfungsmaßregeln anzuordnen und ohne daß die Poli: 
zeibehörde berechtigt wäre, bdiefe That zum Ausgangspunkte polizeilicher 
Mafregeln zu nehmen. 

Nur wenn ber im PStGB. Art. 90 Abf. 4 vorgefehene befondere 
Fall eintritt, wenn nemlich eine jugendliche Berfon unter 16 Jahren binnen 
Jahresfriſt dreimal wegen Betteld oder Landftreicherei aufgegriffen worben 
ift, kann der Richter im Falle der Freifprehung wegen Mangeld der Un: 
terfheidungsfähigfeit die Unterbringung in einer Erziehungsanftalt für ver: 
wahrloite jugendlidhe Berjonen anordnen. Gegen diefe Verfügung find die 
im Art. 24 des Einf.-Gej. vorgefehenen Rechtsmittel zuläſſig. Der Voll: 
zug der Anordnung richtet jih nah Art. 76 Abf. 4—7 des StGB. 

3) Iſt durch den Nichter der That anerkannt, daß ber Uebertreter bie 
zur Unterjcheidung der Strafbarkeit feiner Handlung erforderlihe Ausbild: 
ung gehabt habe, fo bat der Richter eine ihm angemefjen fcheinende Poli: 
zeiftrafe auszufprechen, wobei er auf feinen Fall die Hälfte des für bie 
Uebertretung gejeßlid angedrobten höchſten Strafmaßes überfchreiten barf. 
Das richterlihe Strafermäßigungsredht hat aber hiebei feine Schranken, es 
darf nicht bloß der geſetzlich angedrohten Arreftftrafe Geldftrafe fubftituirt, 
fondern aud auf Arrejt unter 12 Stunden erkannt werben. Der Richter 
befigt fogar die auperordentlihe Ermächtigung, die Strafe ganz zu erlaffen 
und dagegen dem Uebertreter eine angemefjene Verwarnung zu ertheilen, 
welche nicht die Natur einer Strafe Hat und daher auch nicht die als Folge 
ber Berurtheilung zur Strafe eintretende Verurtheilung in die Koften des 
Strafverfahrens zur Folge hat. Verh. d. K. d. Abg. von 185%,,; Beil. 
Bd. I ©. 25. 

4) In Bezug auf die bei der Verurtheilung wegen einer Polizeiüber: 
trefung zuläfiigen Straffolgen wird zwiſchen zurechnungsfähigen Perfonen, 
welde das fechzehnte Lebensjahr noch nicht zurücgelegt haben, und älteren 
Perfonen fein Unterſchied gemacht, namentlich ift gegen erftere auch Stellung 
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unter Polizeiauffiht zuläffig, jedoch Hat bei denfelben an die Stelle der 
Verwahrung in einer Polizeianftalt die Unterbringung in- einer Erziehungs: 
anftalt für verwahrlofte jugendlihe Perſonen zu treten. 

5) Iſt gegen eine ſolche Perfon eine Arreftftrafe bis zu 30 Tagen 
zu vellftreden, fo ift diefelbe im BPolizeigerichtsgefängnifie, jedody mit ſorg— 
fältiger Abfonderung der jugendlichen Uebertreter von anderen Sträflingen, 
zu vollziehen, 

Höhere Arreitftrafen können gegen eine ſolche Perfon wegen einer Bo: 
(ijeiübertretung nur dann vorkommen, wenn biefelbe in eitte Geldjtrafe von 
93 fl. ober barüber vernrtheilt worden ift, und die Geldſtrafe in Arreft 
verwandelt werden muß. In biefem Falle müßte die Arreftftrafe nad) 
SGB. Art. 80 Abſ. 2 in einer Gefangenanftalt für jugendliche Perjonen 
vollitredt werben. 


Art. 22, 


Jede wegen einer Polizeiübertretung erlittene Unterfuchungs: VII. Ans 
haft ift an der verwirften Strafe ihrer vollen Dauer nad in Tehnung 
Anrechnung zu bringen, und zwar unter Anmendung des im — 
Art. 7 beſtimmten Umwandlungsmaßſtabes, wenn die verwirkte — 
Strafe eine Geldſtrafe iſt. 


+ 


Diefe Beftimmung entfpriht dem Art. 83 Ab. 2 des StGB. An der 
Regel fol die Unterfuhung wegen bloßer Uebertretungen ohne Unterſuch— 
ungshaft geführt werden. it ausnahmsweiſe gegen beftimmte Klafjen von 
Perjonen eine jolde Haft zugelaffen, um ſich im zweifelhaften Fällen bar: 
über Sicherheit zu verjhaffen, daß fie dem Urtheile entſprechen werden 
(Einf.-Gef. Art. 40 Abſ. 2 und 3), fo fordert es die Billigkeit, das dadurch 
erlittene Uebel bei Bemeſſung der Strafe fompenfationsweije in Anrechnung 
zu bringen. 

Was von der Unterfuhungshaft gilt, it nicht auf jede Verhaftung 
auszudehnen, die nicht im „Interefje der Stellung vor dem Strafrichter 

und des Urtheildvollzuges, jondern aus einem anderen bievon unabhängi: 
| gen Grunde ftattgefunden hat, namentlidy nicht auf die nad Einf.-Geſ. 
Art. 43 zuläffige proviforifhe Feſtnehmung bei friiher That, welche gegen 
folhe Perjonen zugelaffen wird, die ſich nicht fofort über ihre Perſönlich— 
feit befriedigend ausweifen, oder welche deßhalb verhaftet werden, um, fie 
an der Fortfegung und Vollendung einer in der Ausführung begriffenen 
firafbaren Handlung zu verhindern. Dagegen findet diefe Anrechnung uns 
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zweifelhaft auch dann ftatt, wenn eine That, deren Natur als Polizeiüber: 
tretung erft fpäter feftgeftellt wurde, am Anfange des Verfahrens als 
Verbrechen, Vergehen oder als. eine Uebertretung anderer Art behandelt 
worben war. 

Verb. d. GEN. d. K. d. Abg. dv. 1857/,, Bb. II S. 23. Verh. d. 
K. d. Abg. v. 18%%,, Beil.:Bd. II ©. 25. 


Art. 23. 


Die Beitimmungen über den Rüdfall find nur dann anwend— 
bar, wenn eine Perſon, welche auf Grund einer Strafbeftims 
mung zu einer ‘Bolizeiftrafe rechtöfräftig verurtheilt worden ift, 
binnen Sahresfrift vom Zage der Berurtheilung an fi einer 
nah der nämlıhen Beftimmung zu bejtrafenden PBolizeiübertretz 
ung ſchuldig macht. Bei Perjonen, welche nad Art. 14 in einer 
Bolizeianftalt verwahrt worden find, wird die Sahresfrift von 
dem Tage der Entlaffung aus diefer Anftalt berechnet. 


Der Rüdfall einer bereits beftraften Perfon durch Verübung emer 
neuen jtrafbaren That gleiher oder verjdiedener Art bildet im Allge: 
meinen nur einen Strafausmefjungsgrund. Im befonderen Theile bes 
PStGB. wurde jedoch bei einer Anzahl von Boljzeiübertretungen dte aus: 
drüdlice Androhung einer höheren Strafe für den NRüdfall bewirkt, um 
für diefe Fälle die allgemeinen Strafmaxima nicht zu body greifen zu 
müfjen und doch genügenden Spielraum zur ftrengen Einfchreitung gegen 
beharrliche Uebertreter zu gewinnen, _ 

Der Urt. 23 erflärt, in welchem Sinne in biefen Fällen das Wort 
„Rüdfall zu verftehen ift. Hienach ift 

1) der Nüdfall auf Polizeiübertretungen gleicher Art befchräntt, es 
muß zwiſchen der früheren und der älteren Polizeiübertretung in der Art 
Identität beſtehen, daß eine und dieſelbe mit einer Strafandrohung ver: 
ſehene polizeiliche Vorſchrift durch beide Fälle übertreten wird. 

Wo der Geſetzgeber mehrere gleichartige Handlungen alternativ in einer 
Vorſchrift zuſammenfaßt, ſo daß durch die eine oder andere Handlung die— 
ſelbe Uebertretung begangen werden kann, wie z. B. im Art. 58, genügt 
die Verletzung derſelben Vorſchrift, wenn auch keine abſolute Gleichheit der 
Handlungen, wodurch dieß geſchieht, beſteht. Die Verletzung derſelben Vor— 
ſchrift iſt auch dann vorhanden, wenn das Geſetz für den Fall des Vor: 
handenſeins beftimmter erjhwerender Umſtände eine höhere als die gewöhn— 
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lihe Strafbeftinnmung aufitellt, und wenn die Handlung in dem einen Falle 
mit, in dem anderen ohne den erſchwerenden Umftand verübt wurde; 3.8. 
wenn in dem einen unter Art. 112 zu jtellenden Falle medizinischer Pfu— 
ſcherei dur die That Leben oder Gejundheit eined Menjchen gefährdet 
. worden ift, in dem anderen nit. In den Verh. d. K. d. Abg. v. 1859, 
Bd. IT S. 370 und 371 wurde die gemeinjchaftlihe Anſchauung der Staats— 
regierung und des Geſetzgebungsausſchuſſes in folgender Weife feftgeftellt: 
Der Begriff des Rüdfalles wolle einerfeits nicht fo weit ausgedehnt wer: 
ben, als biefes ber Art. 384 des Code penal gethan habe, welcher jeden weis 
teren Webertretungsfall ohne Rüdfiht auf Gleichartigfeit ber Handlung ober 
Gemeinſamkeit ber Strafbeftimmung als Rüdfall erachte; andererjcits ſoll der 
Begriff des Rückfalles auch nicht jo ſehr eingefhränft werden, als Abgeordn. 
v. Morett im Sinne zu haben ſcheine; insbejondere folle der Rüdfall nicht 
ausgefchloffen fein, wenn durch die zweite Handlung eine andere Alternative 
ein und berfelben Strafbeftiimmung übertreten worben feiz in dem vom Abg. 
v. Morett vorgelegten Beifpiele (wenn ber früher wegen tbierärztlicher Pfu— 
ſcherei nad Art. 112 PVerurtheilte fih nunmehr einer gleichfalls nach Art. 112 
ftrafbaren Pfufcherei an Menichen ſchuldig mache), Tiege daher nicht minder 
ein Rüdfall vor, als dann, wenn eine und dieſelbe Pfuſcherei zuerft eine 

äußere, dann aber eine innere Krankheit zu beilen nnternommen babe. 
Enthalte aber ein und derſelbe Artikel mehrere verichiedenartige Strafbes 
fimmungen, wie z. B. Art. 100 in Abi. 1 und 2, und übertrete ber auf 
Grund einer derſelben Geftrafte nur mehr eine andere, wenn gleich in dem— 
felden Artikel enthaltene Strafbeftimmung, dann könne von einem Nüdfalle 

bie Rebe nicht fein. 


Der Umftand, daß der Uebertreter in einem Falle als Thäter, in einem 
anderen als Theilnehmer fi ftrafbar gemadt hat, ijt für den Rückfall 
ohne Einfluß. 

2) Es muß der Uebertreter die neue Uebertretung binnen FJahresfrift 
vom Tage ber Verurteilung und wenn in Folge dieſer eine Verwahrung 
in einer Polizeianftalt ftattgefunden hat, vom Tage der Entlafjung aus 
diefer verübt haben. Der Tag der früheren Verurtheilung it ohne Rück— 
fit darauf, ob das Urtheil nah fontradiftorifher Verhandlung oder in 
einem Ungeborfamsfalle erlaſſen worden ijt, entſcheidend. Hat die Sadıe 
mehrere Juftanzen durchlaufen, fo kann nur jene Verurtheilung, welde 
rehtsfräftig geworben ift, ald maßgebend erachtet werben. 

Auh bei Anwendung der für dem Nüdfall erlaffenen Strafbeitim: 
mungen ift das richterlihe Strafausmeſſungsrecht daſſelbe wie in anderen 
Fällen. 

Nicht mit den Beftimmungen für den Rückfall zu verwechſeln find 
jene Beftimmungen, in welden das Gefek für Wiederholungsfälle eine 
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höhere Strafbeftimmung vorficeht, wie 3. B. im Art. 90 Abf. 2 und 3. 
Hier genügt die wiederholte Uebertretung derſelben Vorſchrift, wenn auch 
die einzelnen Fälle zeitlich noch fo weit auseinanberliegen. 


Art. 24. 
X. Zuſam⸗ Hat Jemand in einer und derfelben Handlung zugleich meh— 
menfluß. rere Polizeiübertretungen oder neben folchen eine oder mehrere 


nad anderen Gefegen ftrafbare Handlungen begangen, fo fol 
nur dasjenige Strafgefeg, welches die ſchwerſte Strafausmeffung 
zuläßt, in Anwendung gebracht werden. 

Hat Jemand durch verfchiedene Handlungen mehrere Bolizeis 
‚übertretungen oder neben foldhen eine oder mehrere nah anderen 
Geſetzen ftrafbare Handlungen begangen, fo ift die durch jede 
Polizeiübertretung verwirfte-Strafe neben der nach atderen Ges 
fegen etwa begründeten Strafe mit folgenden Befchränfungen in 
Anwendung zu bringen: 

1) neben einer Berbrechenäftrafe ift auf eine verwirfte Arrefis 

jtrafe nicht zu erfennen; 

2) bei dem Zufammentreffen einer Arreitftrafe mit Gefängniß- 
ftrafe ift erftere in Gefängnißftrafe zu verwandeln , jedoch 
darf die Gefammtftrafe das für das abgeurtheilte Vergehen 
beftehende höchſte gefeglihe Strafmaß nicht überfchreiten ; 
bei dem Zufammentreffen mehrerer Arrefiftrafen darf die 
.  Gefammtftrafe 42 Tage Arreft nicht überfteigen ; 

4) bei dem Zufammentreffen mehrerer Geldftrafen darf, wenn 

es ſich um Uebertretungsitrafen handelt, die Summe‘ von 
150 fl., wenn Vergehens- und Uebertretungsftrafen zu 
verbinden find, die Summe von 1000 fl. nicht überfchritten 
werden, foferne nicht auf Grund einer befonderen gejegs 
lihen Beitimmung eine höhere Strafe PBlag greift, welche 
in diefem Falle allein auszuſprechen ift. 

Auf die in Gemäßheit der Art. 10-15 oder fonftiger befon- 
derer gefegliher Beftimmungen zuläffigen Folgen einer Poligei— 
übertretung hat deren Zufammentreffen mit einer anderen PBolizeis 

- Übertretung oder einer nach jonftigen Gefegen ftrafbaren Hand: 
lung feinen Einfluß. Jedoch ift auf Verwahrung in einer 
Polizeianftalt nicht zu erfennen, wenn ber Schuldige zu einer 
Verbrechensſtrafe oder zu einer zwei Jahre überfteigenden Ge: 
fängnißjtrafe verurtheilt wird. 


3 


— 
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Während das SGB. Art. 84 für den Aufammenfluß mehrerer ftraf: 
barer Handlungen das Prinzip der Tilgung ber leichteren durch die ſchwe— 
rere Strafe bevorzugt und nur bei Fällen realer Konkurrenz ausnahms— 
weife die Verbindung von Geld: und Arreitftrafe, jo wie die Verbindung 
mehrerer Gelditrafen bis zu einem beftimmten Mazimalbetrage geftuttet, 
hatte ber Entwurf des PSIGB. dem Grundfage der Strafenhäufung bei 
ber realen Konkurrenz für Bolizeiübertretungen mit einigen Beſchränkungen 
gehuldigt. 

Bei den Verhandlungen im Gefeßgebungsausihuffe der K. d. Abg. 
wurde nicht verfannt, daß Beftimmungen, welhe für die im StGB. be: 
bandelten Straffälle paſſen, deßhalb nicht unbedingt auch für Polizeiüber: 
tretungen und fisfaltfche "Delikte bei der verfchiedenen Natur diefer Verfehl- 
ungen anwenbbar ſeien; e8 wurde jedoch für angemefjen erachtet, eine mög: 
lichſte Uebereinftimmung zwifchen den Beftimmungen beider Geſetzbücher ber: 
beizuführen. 

Bei der Redaktion des StGB. Art. 84 war man nur barauf bedacht 
gewefen, die Regeln für das Zufammentreffen mehrerer in ben StGB. bes 
bandelten ftrafbaren Handlungen aufzuftelen; bei der Abfaffung des 
PStGB. beſtand die Abfiht, nicht blof für das Zufammentreffen mehrerer 
nad) den Beitimmungen bes PStGB. ftrafbarer Handlungen Vorſchriften 
zu geben, fondern alle jene Fälle zu ordnen, mo eine Polizeiübertretung 
mit irgend einer anderen ſtrafbaren Handlung zufammentrifft, namentlich 
wurde biebei ganz beftimmt das Zufammentreffen einer oder mehrerer Po: 
ligetübertretungen mit Verbrechen, Vergehen, mit den im StGB. behandelten 
rehtöverlegenden Uebertretungen, fo wie mit fisfalifhen Straffällen aller 
Art in's Auge gefaßt. 

Die Grundſätze, welche für die Konkurrenz einer Polizeiübertretung 
mit einer fonftigen ftrafbaren That gelten, find auch bei der Konkurrenz 
einer größeren Zahl von Straffällen mit Bolizeiübertretungen anwendbar. 

Hat Jemand mehrere als Verbreden, Vergehen oder Uebertretungen 
nah Maßgabe des Strafgefegbuches zu beurtheilende Handlungen und da— 
neben eine oder mehrere Polizeiübertretungen begangen, fo ift zuerjt jdie 
Strafe der nah dem StGB. zu beurtheilenden Handlungen nah StGB. 
Art. 84 zu ermitteln, und fodann nah PStGB. Art. 24 zu beurtheilen, 
ob und wie weit hiemit die durch die Polizeiübertretungen verwirkte Strafe 
verbunden werden fann. 

Hat Jemand mehrere fiskalifhe Straffälle und daneben Bolizeiübers 
tretungen verübt, fo ift die für die fiskalifchen Frevel verwirkte Strafe nad) 
den betreffenden Spezialgefegen zu bemefjen und ſodann bie Verbindung 
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diefer Strafe mit ben verwirften Polizeiftrafen nad Artifel 24 zu be 
handeln, 
Für den Zufammenfluß mehrerer Straffälle, von denen feiner eine Po: 
lizeiübertretung ift, gibt Art. 24 Feine Vorſchrift, namentlicdy nicht für das 
bloße Zufammentreffen mehrerer fisfalifcher Uebertretungen. 

Hiefür würde Art. 24 nur dann anzuwenden fein, wenn biefe über: 
haupt als Polizeiübertretungen anzufehen wären, auf welche bie I. Abthei- 
lung des PStGB. in Anwendung zu kommen hätte. Allein biefe An: 
nahme läßt ſich für die meiften fisfalifhen Uebertretungen dem Art. 7 des 
Einf.:Gef. gegenüber nicht rechtfertigen, worüber die Bemerkungen zu Art.1 
zu vergleichen find. 

Im Art. 24 ſelbſt find die fiskaliſchen Webertretungen nicht unter” den 
Polizeiübertretungen, jondern unter den nad anderen Geſetzen ftrafbaren 
Handlungen begriffen. 

In Abi. 1 ift für alle Fälle der idealen Konkurrenz ber Grundfaß 
des Enthaltenjeins der leichteren Strafe in der fchwereren (das f. g. Ab: 
forptionsfuitem) allgemein aufgejtellt. 

Im Abſ. 2 ift für Fälle der realen Konkurrenz ber Grundfaß bes 
Nebeneinanderbeftehens und der Häufung mehrerer Strafen in Bezug auf 
die durch Polizeiübertretungen, verwirften Strafen aufgeftellt und zwar- ohne 
Nüdjiht darauf, ob mehrere Polizeiftrafen miteinander oder ob Po: 
lizeiftrafen mit den durch fonftige ftrafbare Handlungen verwirkten Strafen 
fonfurriren. 

Diefe Regel ift jedoch durch die in den Ziff. 1—4 enthaltenen Aus: 
nahmen bejchränft.. 

Die im Abſ. 2 aufgeftellten Grundſätze find auch dann anzumenben, 
wenn mehrere nad) den Spezialgejegen zu bebandelnde PBolizeiübertretungen 
zufammentreffen. Jedoch ift biebei zu bemerken, daß im Abf. 2 Ziff. 4 
die in Spezialgefegen begründeten höheren Geldftrafen vorbehalten find; 
biemit ift der Fall nicht ausgefchloffen, wenn ein Spezialgefeß die Verbin: 
dung mehrerer nad demjelben Geſetze verwirkten Geldftrafen in höherem 
Maße als das PStGB. oder ohne alle Beſchränkung geftattet. 3. B. in 
Art. 57 des Forftgefeßes vom 28. März 1852. 

Nadı Abi. 2 Ziff. 1 können die neben einer Verbrechensſtrafe durch 
Polizeiübertretungen verwirkten Geldſtrafen in Anwendung gebracht werden. 
Es wurde hiebei die weſentlich verſchiedene Natur der im StGB. behan— 
delten Straffälle und der Polizeiübertretungen berückſichtigt, insbeſondere 
der Umſtand, daß manche durch Polizeiübertretungen verwirkte Geldſtrafen 
z. B. im Falle einer Doppelverſicherung oder Ueberverſicherung, ſo bedeutend 
ſein können, daß ſie neben dem Minimum der Zuchthausſtrafe faſt als Haupt— 
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fahe erfcheinen. Bei der Konkurrenz geringfügiger Polizeiübertretungen mit 
Verbreden wird der Richter in der Regel die Beifügung unbedeutender 
Geldftrafen zu vermeiden wiffen, da er in vielen Fällen die Wahl hat, auf 
Geld: oder Arreititrafe zu erkennen. Verh. d. 8. d. Abg. von 18°%,, 
Beil.:Bd. I ©. 294 II ©. 206. 

Im Sinne des Abi. 2 Ziff. 3 Liegt e8 nicht, daß der Richter im jedem 
Falle die Vergehensitrafe und die Polizeiftrafe und deren Verbindung inner: 
halb des zuläffigen Marimums ausfprehe; fondern es genügt, wenn bei 
Ausmeffung der Vergehensſtrafe auf die konfurrirende Polizeiübertretung ges 
bührend Rüdficht genommen wird. Verb. d. 8. d. Abg. a. a. D. 

Sind in Gemäßheit des Nbf. 2 Ziff. 4 mehrere blos durch Lebertrets 
ungen verwirkte Gelbitrafen zu verbinden, fo darf die Sunme von 150 fl. 
nicht überfchritten werden, foferne ſich nicht unter den verſchiedenen Strafen 
eine befindet, weldhe nah Maßgabe des PStGB. Art. 177, 179, 208 
Abf. 4 oder 230 oder nad) einem fonftigen Spezialgefeße, 3. B. nad bem 
Zollftrafgefeße, für ſich allein einen höheren Betrag nad fi zieht. In 
einem folden Falle ift diefe höhere Strafe allein zu verhängen, die gerins 
geren find als getilgt zu erachten. 

Iſt mit einer verwirften Polizeiftrafe an Geld eine Vergehensftrafe an 
Geld zu verbinden, jo darf hiebei das Marimum von 1000 fl. nicht über: 
ichritten werden, joferne nicht die Polizeiftrafe für fid, allein nad) beſon— 
deren gefeßlihen Beitimmungen in einem höheren Betrage als 1000 fl. er« 
kannt werben darf; leßteren alles ift wieder die höhere Strafe ausſchließ— 
end in Anwendung zu bringen. Im Falle mit einer Vergehenäftrafe an 
Geld mehrere Uchertretungsftrafen an Geld fonkurriren, dürfen ſämmtliche 
Ietstere zwar in Anwendung gebracht werben, fo lange die Gefammtftrafe 
1000 fl. nicht überſteigt; doc Liegt e8 im Geifte des Gefekes, daß hiebei bie 
Uebertretungsitrafen für ſich allein betrachtet nicht über den Betrag von 
150 fl. zufammengerechnet werden bürfen, foferne nicht eine bderjelben auf 
Grund einer befonderen gefeßlihen Beitimmung diefen Betrag überfteigt ; 
in welchem Falle nur dieſe mit der Bergehensftrafe innerhalb der durch ben 
Schlußſatz der Ziff. 4 gezogenen Grenzen zu verbinden ift. 

Nah demjelben Grundfage ift zu verfahren, wenn eine polizeiliche, eine 
fisfalifche und eine DVergehensftrafe an Geld zufammentreffen. Soferne 
eine ber beiden erfteren Strafen nad befonderer gefegliher Beitimmung 
in einem Betrage über 1000 fl. zu erkennen ift, ſchließt dieſe die übrigen 
aus, außerdem barf die Strafverbindung bi zu dem Marimum von 
1000 fl. Platz greifen. 

Im Abſ. 3 ift dem Zufammenfluffe jeder Einfluß auf die durch eine 
oder mehrere Polizeiübertretungen verwirkten Straffolgen regelmäßig abge: 
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ſchnitten, jebod mit Ausfchluß der Zuläffigkeit der Verwahrung in einer 
Polizeianftalt in ſolchen Straffällen, wo ber Berurtheilte eine mehr als 
zweijährige Freiheitsftrafe zu erbulden hat, für welchen Fall im Hinbfide 
auf das dem StGB. Art. 40 zu Grunde liegende Prinzip von der Vers 
wahrungsmaßregel Umgang zu nehmen ift. 

Umgefehrt werden durch das im Abſ. 3 berührte Zufammentreffen auch 
jene Straffolgen, welche durch eine nach fonftigen Strafgefegen ftrafbare 
That verwirft werden, im Hinblide auf StGB. Art. 84 Abſ. 2 nicht 
berührt. 

Bon ben entfprechenden Beftimmungen des StGB. ift Art. 84 durch 
Art. 24 des PStGB. erſetzt. 

Die Beftimmungen des Art. 85 find nur infoweit, als fie ınit Art. 24 
bes PSIGB. vereinbar find, anzumenbden, 


Art. 85. 

Ver wegen einer Handlung rechtskräftig zu einer Strafe verurtheilt wor: 
ben ift, barf wegen einer anderen ftrafbaren Handlung, beren er fi) vor 
jener Berurtbeilung gleichfalls ſchuldig gemacht hat, nur dann gerichtlich ver: 
folgt und beftraft werben, wenn fih annehmen läßt, baß für beide Eiraffälle 
zufammen bei gleichzeitiger Aburtheilung eine binfidhtlih der Gattung ober 
bes Mafes ober der Folgen fchwerere Beftrafung eingetreten fein würde, als 
ihm wegen ber zuerft abgeurtheilten Handlung wirflid zuerkannt wurde. 

In diefem Falle bat das Gericht in dem fpäteren Strafurtheile die für 
beide Straffälle nad den Vorſchriften des Art. 84 trefiende Geſammtſtrafe 
auszuſprechen. | 


Iſt diejenige noch nicht abgeurtheilte That, deren ſich ein rechtskräftig 
Verurtheilter vor feiner Berurtheilung ſchuldig gemacht hatte, eine noch nicht 
verjährte Polizeiübertretung, fo find hienach nachſtehende Fälle zu unter: 
ſcheiden: 

1) Liegt eine rechtskräftige Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe vor, ſo 
iſt die Polizeiübertretung nur dann zu verfolgen, wenn ſie geſetzlich mit 
Geldſtrafe bebroht iſt. 

2) Liegt Verurtheilung zu einer Gefängnißſtrafe vor, fo iſt die Polizei— 
übertretung zu verfolgen, wenn biefelbe mit einer Geltjingfe bedroht ift, 
oder wenn biefelbe zwar mit einer Arreftftrafe bedroht iſt der Uebertreter 
aber noch nicht in das für das abgeurtheilte Vergeben bejtehende höchſte 
Strafmaß verurtheilt worden war, A 3 


3) Liegt bie Verurtheilung zu einer Vergehensſtrafe an Gelb vor, fo 
ift die Verfolgung ber Polizeiübertretung zuläjfig, wenn letztere mit Arreſt 
bebrobt, oder wenn diefelbe zwar ebenfalld mit Geldftrafe bedroht ift, der 
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Verurtheilte aber für das Vergehen nicht zu einer Geldftrafe von 1000 fl. 
verurtbeilt worden war. 

4) Liegt Verurtheilung zu einer Arreftitrafe vor, fo ift die Verfolgung 
einzuleiten, wenn bie Bolizeiübertretung mit Geldfträfe bedroht ift; wenn 
fie mit Arreftftrafe bedroht ift, nur dann, wenn ber Webertreter nicht bes 
reits zu einer Arreftftrafe von 42 Tagen verurtheilt war. 

5) War Berurtheilung zu einer Uebertretungsftrafe an Geld erfolgt 
jo ift die neu entdeckte Polizeiübertretung zu verfolgen, wenn biefelbe mit 
Arreſtſtrafe bedroht ift, und felbft auch, wenn diefelde nut mit Gelbftrafe 
bebrobt ift, foferne in der Berurtheilung nicht bereits auf das Maximum 
von 150 fl. erfannt war, oder foferne bie Poligeiübertretung eine höhere 
Strafe als das gewöhnlihe Marimum nad befonderen gefeglihen Beftim: 
mungen zur Yolge haben ann. 

6) Liegt rechtskräftige Verurtheilung zur Tobesftrafe vor, fo fließt 
ber Bollzug jede weitere Verfolgung gemäß StGB. Art. 91 aus. Wäre 
aber bie Tobesftrafe im Gnadenwege in Zuchthaus: oder Gefängnißitrafe 
verwandelt worden, fo würden bie Grundfäße unter Ziff. 1 und 2 analog 
anmwenbbar fein. 

Außerdem ift die Poligeiübertretung in allen Fällen zu verfolgen, wo 
wegen berfelben auf eine Straffolge erkannt werden kann, die in ber früb: 
eren Berurtheilung nicht enthalten und durch diefelbe nicht ausgefchloffen ift. 

Iſt hienach eine neue Verfolgung wegen ber Polizeiübertretung einge: 
geleitet worden, fo hat ber Richter bei der Aburtheilung wicht die Vor: 
fhriften des StGB. Art. 84, fondern jene des PStGB. Art. 24 zu Grunde 
zu legen, weshalb bie Beftimmungen des Art. 85 Abſ. 2 und Art. 86 bier 
unanwendbar find, 

Dagegen ift Art. 87 auch dann anwendbar, wenn ein zu zeitlicher 
Freiheitsftrafe rechtskräftig Verurtheilter vor dem Antritte oder während 
des Vollzuges dieſer Strafe eine mit Arreftitrafe bedrohte Polizeiübertretung 


verübt hat. 

j Art. 87. 

Berübt Jemand, weldyer zu einer zeitlich begränzten Freiheitsftrafe rechts: 
fräftig verurtheilt ift, vor Antritt derjelben oder während bes Strafvollzuges 
neuerdings eine ebenfalls mit zeitlich begrenzter Freiheitoöſtrafe zu belegenbe 
firafbare Handlung und bejteht eine biefer Strafen in Zuchthaus, bie andere 
in Gefängniß ober Arreft, fo tritt eine Verwandlung der Gefängniß- bezieh: 
ungsweife Arreftftrafe, ſoweit diefelbe noch nicht erftanden if, in Zuchthaus: 
firafe ein, wobei jeboch nur brei BViertbeile ber Dauer ber noch zu erftehen: 
ben Gefängniß- oder Arreftfirafe in Anfap gebracht werben. 

Beftehen bie zufammentreffenden Strafen in Gefängniß: und Arreftftrafe, 
jo ift bie Iegtere in berfelben Anftalt zu vollziehen, in welder bie Gefängniß: 
firafe vollzogen wird, 


XI. Berjäh: 


rung. 
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Nicht unbemerkt darf hiebei gelaffen werben, daß oft die Verfolgung 
einer Polizeiübertretung rechtlich möglih, praktiſch aber für das öffentliche 
Intereſſe ohne alle Bedeutung fein kann, und daß namentlich die Verfolgung 
geringfügiger neu entdedter Bolizeiübertretungen, weldye von älterem Datum 
find, al® die inzwiſchen erfolgte Verurtheilung bes Webertreters zu Verbre— 
chens- oder ſchweren Vergehensitrafen, in feiner Beziehung zur Regel wer: 
den follte. Die Staatsanwaltfchaft follte von ber ihr eingeräumten diskre— 
tionären Gewalt zur Difpofition über die öffentliche Klage einen vernünf- 
tigen Gebräud zu machen willen. Dasfelbe gilt auch von der Verfolgung 
geringfügiger Polizeiübertretungen, welche mit nody nicht abgeurtheilten Ber: 
brechen oder ſchweren Vergehen zufammentreffen. Bofitive Anweifungen bat 
bas preußifhe Einführungsgefeg zum Strafgeſetzbuche vom 14. April 1851 
Art. XXI ertheilt. 


Art. 25. 


Borbehaltlih befonderer gefegliher Beftimmungen für einzelne 
Trälle verjährt die Strafbarfeit einer PBoligeiübertretung: 
1) wenn binnen 6 Monaten von dem Tage der begangenen 
That ein Erfenntniß erfter Inſtanz nicht erfolgt ift ; 
2) wenn binnen 6 Monaten nah Einlegung eines Rechts: 
mitteld gegen das Grfenntniß erſter Inſtanz ein — 
der hoͤheren Inſtanz nicht ergangen iſt. 


Art. 26. 


Eine wegen einer Polizeiübertretung erfannte Strafe verjährt 
nad Ablauf von zwei Jahren vom Tage des Straferfenntniffes 
und wenn ein Rechtsmittel gegen legtered ausgeführt wurde, vom 
Zage des darüber ergangenen Erfenntniffed oder der erfolgten 
Abdftandserklärung. 

Art. 27. 


Die Verjährung der Strafe wird unterbroden: 
1) bei Arreftfirafen durch Borführung des Berurtheilten zum 
Zwede des Strafvollzuges; 
2) bei Geldftrafen durch die vorgefegte oder verlängerte Zah: 
lungsfriſt. 
Durch theilweiſen Strafvollzug wird die Verjährung für den 
Reſt der Strafe unterbrochen. 
Nach jeder eingetretenen Unterbrechung läuft eine neue Verjäh— 
rungsfriſt. 
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Bon ben in Abtheil:I Hauptft. VIU Art. 88—100 des StGB. behandelten 
Beftimmungen über die Gründe, welche die Strafverfolgung oder ben Straf: 
volzug ausſchließen, find jene, welche jih auf die Tilgung des Strafan: 
fpruches durch Verzicht auf die Strafverfolgung, durch richterlihes Erfennt- 
niß und durch den Tod des Schuldigen beziehen, für das StGB. und das 
PStGB. gemeinfam; dagegen hat diefes die Tilgung des Strafanfprucdes 
durch Verjährung felbftändig behandelt. 


Art. 88. 

In allen Fällen, in welchen das Gefeß die gerichtliche Verfolgung einer Verzicht auf 
firafbaren Handlung von der Stellung eines bejonderen Antrages abhängig ftrafrecht- 
macht, ift die Strafbarfeit erlojhen, wenn ber zur Antragitellung Berechtigte Tiche Verfol⸗ 
innerhalb dreier Monate von dem Tage an gerechnet, an weldem ihm bie gung. 
Stellung des Antrages möglid war, von jeinem Rechte keinen Gebrauh 
macht oder jhon früher auf dasjelbe durch ausdrückliche gerichtliche Erflärung 
verzichtet oder den gejtellten Antrag vor Ablauf von acht Tagen wieder zus 
rüdgenommen bat. 


Art. 89. 


Sind im Falle des Art. 88° mehrere zur Antragftellung berechtigte Per: 
fonen vorhanden, fo finden die Vorſchriften des genannten Artikels mur dann 
Anwendung, wenn alle Berechtigten den Verzicht auf bie eine oder andere dort 
bezeichnete Art zu erfennen gegeben haben. 

Doch ift beim Borhandenfein mehrerer Beihädigter, welche fänmtlich zur 
Antragftellung berechtigt find, der nur von einem oder einigen berjelben 
fundgegebene Verzicht für die Tilgung der Strafbarfeit infoweit von Einfluß, 
als die Ießtere nach dem Wertbe des Gegenjtandes oder nad der Größe bes 
angerichteten Schadens fid bemißt. Das Gleiche gilt, wenn von mehreren 
Beſchädigten nicht alle zur Antragftellung berechtigt find und der Verzicht von 
dem Berechtigten, oder beim Vorhandenſein mehrerer Berehtigter von dieſen 
ober von einem oder einigen derjelben zu erkennen gegeben worden ift. 

Wurde die firafbare Handlung von mehreren Berfonen gemeinſchaftlich 
verübt oder find außer dem Thäter noch Theilnehmer oder Begünjtiger vors 
banden, jo ift der in Bezug auf eine diefer Perſonen erflärte Verzicht auch zu 
Sunften aller übrigen wirfjam. 


Die in Art. 88 enthaltenen Zeitbeftimmungen gelten aud für Polizeis 
übertretungen unter der Borausjegung, daß nit in dem PStGB. oder 
einem Spezialgefege eine andere Zeitbeftimmung für bie Stellung des 
Strafantrages ausdrüdlich getroffen ift, wie 3. B. im Art. 214 Abſ. 3 
bes PStGB. 

Das StGB. hat zwar im Art. 88 und 89 nur das Net der Ans 
tragftellung beftimmter betbeiligter Perfonen im Sinne, während das PStGB. 
basjelbe in manden Fällen beftimmten öffentlichen Behörden, 3. B. in Art. 107 
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der Schulbehörde, im Art. 138 der Gemeindeverwaltung, im Art. 112 
Abf. 2 der Medizinalbehörde einräumt. Nachdem jedoch das Geſetz biejen 
Behörden das Recht der Berfügung über die Antragitellung ohne jeve Be 
ſchränkung und abweichende Beftimmung eingeräumt hat, jo find aud hie— 
für die allgemeinen Beitimmungen des StGB. ald maßgebend zu erachten. 


Art. %. 


Wer wegen einer ihm zur Laft gelegten Thatſache rechtskräftig verurtbeilt 
ober freigefprohen worden ift, kann wegen berfelben Thatſache nicht nochmals 
vor Gericht geftellt und beftraft werben, vorbaltlid der im Art. 13 enthaltenen 
Beflimmungen. 


Der bier gemachte Vorbehalt der Beitimmungen des StGB. Art. 13 
wird in Folge der Beftimmungen bes Art. 3 des PStGB. für Polizei 
übertretungen ohne Bedeutung fein, dba faum ein Yal vorkommen wird, 
worin eine im Auslande abgeurtheilte Polizeiübertretung in Bayern noch— 
mals verfolgt werden fann. 


Art 9. 
Mit dem Tode besjenigen, welcher ſich einer ftrafbaren Handlung ſchuldig 
Tob bed gemacht bat, erliſcht deſſen Etrafbarkeit; doch werden Geldjtrafen, Konfisfa- 


Schuldigen. tionen und Unterſuchungskoſten, auf welche bereits bei ſeinen Lebzeiten rechts: 


fräftig erfannt worden if, am feinem Nadlaffe oder gegen feine Erben 
vollſtreckt. 


Dieſe Beſtimmungen ſind auf Polizeiübertretungen vollſtändig anwendbar. 


Bei den Beſtimmungen über die Verjährung der Polizeiübertretungen 
und der Polizeiſtrafen wurde von dem, Grundſatze ausgegangen, dieſe Ma— 
terie in möglichſt einfacher Weiſe zu ordnen. Bei den Polizeiübertretungen 
handelt es ſich um die Zurechtweiſung der gefährlichen oder ordnungs— 
widrigen Handlungsweiſe, die Strafe hat den Zweck einer Warnung für die 
Zukunft. 

Nach dem Ablaufe längerer Zeiträume iſt in der Regel das öffentliche 
Intereſſe an der Ausſprechung oder dem Vollzuge der Polizeiſtrafen ver: 
ſchwunden. 

In Art. 25 ift.die Verjährung der Strafbarkeit der Polizeiübertret— 
ungen behandelt. Hierin unterjcheidet fid) das PStGB. wefentlih von dem 
StGB. 

Während letzteres im Art. 96 eine Unterbrechung der Verjährung durch 
jedes Verbrechen oder vorfüglide Vergehen, deſſen ſich der Thäter vor Ab⸗ 
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lauf der Berjährungszeit ſchuldig macht, ſowie durch jede die Unterjuchung 
der That oder die Verfolgung und Aburtheilung des Thäters bezwedende 
Handlung des Nichters oder des Staatsanwaltes zuläßt, kennt das PStGB. 
feine Unterbrechung ber Verjährung. Dieſe hat fein anderes Erforderniß 
als den Ablauf der im Art. 25 Ziff. 1—2 bezeichneten Yriften, ohme daß 
ein Erfenntniß I. oder II. Inſtanz erfolgt wäre. 

Durdy die Beitimmung des StGB. Art. 96 Ziff. 2 it die Verjühr: 
ung ber nad dem StGB. zu behandelnden jtrafbaren Handlungen jehr er: 
ihwert. Das Geſetzbuch bat biebei den Grundgedanten des gemeindeutichen 
Kriminalrechtes verlafjen, daß nur eine joldye Handlung, welche dem Ange: 
ihuldigten gegenüber gewifjermaßen eine Jnterpellation enthält, die Berjähr: 
ung der Strafflage unterbreden kann, da daher eine Unterjuhungshand: 
lung von blos generalinquifitoriihem Charakter nicht genüge, ſondern ein 
Akt erforderlid, ift, der in der Richtung gegen ben bejtimmten Angeſchuld— 
igten die Einleitung oder Fortſetzung des Berfahrens wegen des ihm zur 
Laſt gelegten Verbrechens bezwedt, aljo irgend eine Art der Ladung, oder 
ein Aft, der eine Ladung vorausjegt. 

Indem das Geſetz jeder Unterfuhungshandlung die Wirkung der Un- 
terbredung der Verjährung beilegt, ja jogar dem Antrage des Staatsan- 
waltes auf Vornahme einer folhen Handlung dieſelbe Wirkung beimißt, hat 
bafjelbe dem Berjährungsinjtitute faft allen praftiichen Werth entzogen. Es 
hängt lediglih von dem Willen des Unterjuhungsrichters und des Staats: 
anmwaltes ab, ob die Verjährung möglidy werden jol. Werden genaue Vor: 
merfungen über den Ablauf der VBerjährungsfriften für die verfchiedenen an- 
bängigen Unterjuchungen gehalten und wird jedesmal kurz vor Ablauf der 
Berjährungsfrift irgend eine, wenn aud noch jo unbedeutende Nachforſchung 
über That oder Thäter beantragt oder vorgenommen, fo ijt die Berjährung 
unterbrodhen und muß eine neue Verjährungsperiode begonnen werden. Der 
Angeihuldigte kann nie wiffen, wann er auf Verjährung zu rechnen bat, 
da ein in ben Alten verborgener Antrag, von deſſen Dajein er nichts er: 
fahren kann, zur Unterbrechung hinreichend ift. 

Dem gegenüber enthalten die VBeftimmungen des PStGB. eine große 
Wohlthat, weil fie die wirkliche Vollendung der Verjährung unendlich er- 
leihtern, und weil jie dem Beteiligten die Möglichkeit gewähren, auf's 
Genaueſte bemejjen zu können, wann er auf Verjährung zu rechnen hat. 

Im Eingange find in bejonderen Geſetzen enthaltene abweichende Be: 
ftimmungen vorbehalten. Solche beitehen z. B. für Forftpolizeiübertretungen 
nad) 75 des Forſtgeſetzes vom 28. März 1852, nicht aber für Preßpolizei⸗ 
übertretungen, nachdem Art. 49 des Preßgeſetzes durch Einf.Geſ. Art. 2 
Ziff. 3 aufgehoben iſt. Auf materielle, mittels der Preſſe verübte Polizei— 
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übertretungen, z. B. durch Zuwiderhandlung gegen Art. 93 und 116 kön— 
nen ebenfalls nur die allgemeinen Beitimmungen des PStGB. angewendet 
werben. ‚ 

Verh. d. K. d. Abg. von 1859,, Beil.:Bb. U ©. 194, 305; IL 
©. 25, 247., £ 

Bei Berehnung der in Ziff. 1 bejtimmten Verjährungszeit bildet der 
Tag ber begangenen That, dieſen felbjt ganz mit eingerechnet, bei fortges 
festen Uebertretungen der Tag ber legten jtrafbaren Handlung den Anfangs: 
punkt, foferne nicht in einer befonderen gefeglichen Beſtimmung ein anderer 
Anfangspunkt ausdrüdlih vorgefchrieben ift, wie 3.8. im PStGB. Art. 52, 
79 bj. 2. Die jehsmonatlihe Dauer der VBerjährungsfrift wird nad dem 
natürliben Zeitablaufe (al tempus continuum) berechnet, joferne nicht 
nad ausdrüdliher geſetzlicher Beitimmung jene Zeiträume in die Berjühr: 
ungsfrijt nicht einzurechnen find, während weldyer wegen in Mitte liegender 
rechtliher Hindernifje das Strafverfahren beruhen mußte; 3. B. nad Yorit: 
gejeb v. 28. März 1852 Art. 159. 

Für die Berechnung der Zeitdauer eines Monates ift ohne Rückſicht 
auf die Zahl der Tage der betreffenden Kalendermonate Art. 6 des Einf.- 
Gef. maßgebend, wonah unter dem Ausdrude Monat 30 Tage zu ver: 
jteben ſind. ® 

Die Vollendung der Verjährung gemäß Ziff. 1 wird nur dann ausge 
ihlofien, wenn vor Ablauf der Gmonatlichen Frift ein das Berfahren in 
der Hauptſache erledigendes Erkenntniß J. Inſtanz erlaffen worden ift. Andere 
Erkenntnifje J. Inftanz, bloße Zwifchenverfügungen, auch Berweifungsr. 
theile, von dem Richter I. Inftanz erlaffen, haben nad) der Abſicht des Ge 
jeßes diefe Wirkung nicht. 

An den Motiven der Staatsregierung zu Art. 25—27 des Entw.- ift 
auf den Bortrag des Referenten der 8. d. Abg. v. 1857 (Verb. d. GEN. 
d. 8. d. Abg. von 18°7/,, Bd. III S. 24) verwiefen, worin gegenüber den 
Vorſchlägen des Art. 23 des Entwurfes von 1856 die fragliche Beftimmung 
in Antrag gebracht, und zugleich die Bejeitigung jeder anderen Unterbred: 
ung ber Verjährung, und folgeweife aud die Hinweglaffung der Bejtim: 
mung: ‚ 

„Nach jeber folden Unterbrehung beginnt der Lauf der Verjährungsfrift von 
Neuem.‘ : 
vorgeichlagen war. Als Motiv hiefür wurde namentlidy bemerkt, daß die 
Polizeigerichte hiedurch eine neue Verpflichtung erhalten, begonnene Unter: 
fuchungen möglichjt raſch zu erledigen; daß aber die ihnen geftattete Frift 
zur Durchführung der Unterfuhung und Erlaffung des erjtrichterlichen Ex: 
fenntnifjes eine vollflommen genügende fei. Nur unter ber VBorausjegung, 
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daß das im Ziff. 1 bezeichnete Erfenntniß ein definitiv verurtheilendes oder 
freifprechendes jei, war es zuläflig, jede Beitimmung über den Eintritt einer 
neuen Verjährungsperiode vom Tage der Unterbredung an zu unterdrüden, 
während eine offenbare Lücke entjtehen würde und die weitere Unverjührbar: 
feit der Polizeiübertretung ji) ergeben könnte, wenn durd) eine bloße Zwi— 
jchenverfügung oder eim Berweijungsurtheil die Berjährung unterbrochen 
wäre. Auch durd das Forjtgefeg vom 28. März 1852 Art. 71, weldes 
auf demſelben Syſteme bezüglih der Behandlung der Verjährung berubt,- 
wird diefe Annahme unterjtügt, inbem dortſelbſt ausdrücklich ein RER 
liches Endurtheil erfordert wird. 


Entjcheidend ift der Tag der Erlafjung des Erfenntnijjes ohne Rüdjicht 
darauf, ob es ein fontradiftoriiched oder ein Kontumazialerfenntnig ift. 

Wird das innerhalb der Friſt der Ziff, 1 erlafjene Erkenntniß rechts— 
kräftig, jo bedarf es, wenn diejes freijprechend war, nad StGB. Art. 90 
einer Zuhilfnahme der Verjährung nicht, um eine weitere Verfolgung wegen 
derjelben Uebertretung auszufchliegen; war dafjelbe verurtheilend, jo kann 
nur die Strafverjährung gemäß Art. 26 des PStGB. in Frage kommen, 

Der Umjtand, daß die Unterjuhung wegen der Bolizeiübertvetung bei 
einem anderen als dem Polizeirichter anhängig ift, daß biefelbe wegen Kon— 
nerität oder Zufummenfluffes mit der Unterſuchung eines Verbrechens oder 
Vergehend in Berbindung jteht, bezüglich deſſen das Berfahren innerhalb 
der Frijt des Art. 25 nicht beendigt fein konnte, hindert die Verjährung 
ber Polizeiübertretung nicht. 

Wird gegen das innerhalb der Frift von Ziff. 1 erlaffene Erkenntniß 
I. Inftanz ein Rechtsmittel eingelegt, jo kann auch jegt nody eine Verjähr: 
ung der Strafflage bewirkt werden, wenn von dem Tage ber Einlegung 
des Rechtsmittels an, jedoch. mit Einrechnung diejes Tages, innerhalb 6 Mo: 
naten dad Erkenntniß der höheren Inſtanz nicht erlafjen worden iſt. Auch 
biebei ijt wieder der Tag ber Erlafjung der Entjcheidung des höheren Rich— 
ters, ſei e8 auf Grund eines Eontradiktoriichen oder eines Ungehorfamsver: 
führend, maßgebend. Die Beitimmung des Art. 25 Ziff. 2 ift nit an: 
wendbar, wenn das rechtzeitig erlafjene Erkenntniß I. Inſtanz mittels der 
Nichtigkeitsbeſchwerde angegriffen umd dieje nicht binnen 6 Monaten nad) 
der Einlegung erledigt wird, Die rechtskräftig zuerfannte Strafe kann auch 
in dieſem Falle mur gemäß Art. 26 verjähren. Wird in Folge einer als 
begründet anerkannten Kaffation eine neue Aburtheilung in I. oder II. In— 
ftanz nothwendig, ſo muß auch dieſe innerhalb der im Art. 25 Ziff. 1 
und 2: feftgejeßten Friſten erfolgt fein, wenn bie Verjährung der Strafbar: 
feit nicht eintreten joll. 
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Am Art. 26 ijt die Berfährung rechtskräftig zuerkannter Polizeiftrafen 
behandelt, 

Hier find folgende Fälle zu unterfcheiden: 

4) Wunde gegen ein werurtheilendes Erkenntniß I. oder II. Inſtanz 
ein zuläffiges Rechtsmittel innerhalb der geieglichen Frift nicht angezeigt ober 
nicht ausgeführt, jo ift die im Art. 26 regufirte Verjährungsperiode von 
dem Tage ber Erlafjung des in Rechtskraft tretenden verurtheilenden Er 
kenntniſſes zu berechnen, wobei natürlich nur das Urtheil I. Inftanz im 
Betradyt fommt, wenn das Urtheil der I. Inftanz im Berufungswege redt- 
zeitig angegriffen worden war. 

2) Wurde gegen ein Urtheil I, oder IL Inſtanz das zuläffige Rechts— 
mittel nicht blos angezeigt, ſondern aud innerhalb der geſetzlichen Friſt aus— 
geführt, dafjelbe jedod vor der richterlihen Enticheidung über das Rechts: 
mittel durch eine ausdrüdliche Abftandserflärung zurüdgezogen; fo beginnt 
ber Lauf der Berjührungsperiode nicht vor dem Tage des Erkenntniſſes, 
fondern von dem Tage der Abjtandserffärung an, und zwar ohne Unter: 
ſchied, ob das Rechtsmittel gegen ein Urtbeil I. oder IL Inſtanz eingelegt, 
ob daffelbe ein ordentliches oder ein außerordentlihes Rechtsmittel geweſen 
ft. Auch macht es feinen Unterſchied, ob der Verurtheilte oder ber Staats: 
anwalt ſich des Rechtsmittels bedient Hatte. 

Die in den Berb. db. S. d. Abg. v. 1859,, Beil.-Bb. I ©. 26 von 
dem Minifterialrathe von Neumayr abgegebene Erflärung: „mad dem 
Sinne des Geſetzes begimme die Verjährungsfrift vom Tage des Urtheil® der 
eriten Inſtanz aud dann zu laufen, wenn gegen bajfelbe ein Rechtömittel 
eingelegt, jpäter aber wieder. zurückgenommen worden ſei;“ war zur Zeit, 
wo fie erfolgte, gegenüber der urſprünglichen Faſſung des Gejekentwurfes 
volllommen richtig, paßt aber nicht mehr zur jegigen Faflung des Art. 26, 
welche durch Annahme einer Modifikation des Abgeordneten Umbſcheiden 
a. a. O. ©. 371 entitanden ift, wodurd für den Fall dev Zurücknahme eines 
bereits ausgeführten Rechtsmittels aus guten Gründen eine andere Berechnung 
ber Berjährungsfrift, als urſprünglich beabfichtigt gewejen, begründet worden ift. 

Art. 27 zählt die Gründe auf, welche die Strafverjährung unterbredyen. 
Die nene Verjährungsfrift, welche mit jeder Unterbrehungshandlung beginnt, 
ift gleich allen in den Art. 25—27 behandelten Verjührungsfriften von dem 
Aufange des Tages zu berechnen, von welchem an die Berjührungsfrift läuft. 

Bon den Beitimmungen des StGB. über die Verjührung Art. 92—100 
bat. nur Art. 99 Anwendung auf Polizeiübertretungen, deren Hauptſtrafe 
gemäß Art. 26 verjährt iſt. Die mit der Hauptſtrafe kraft richterlihen Urs 
theiles verbundenen Straffolgen find unverjährbar und können zu jeder Zeit, 
wo ſich die Vollzugsmöglichkeit ergibt, volljtredt werden. 


Art. 28, 29. Vollzugsmaßregeln. 4147 


Art. 99. 
Die Verjährung der erfannten Strafe hebt nur den Vollzug ber Teßteren 
auf, nicht aber die mit ber Strafe geſetzlich oder nach richterlihem Ausipruche 
verbundenen Folgen, 


Art. 28, 

Unterläßt Jemand innerhalb der dafür beftimmten Zeit das— 
jenige zu tbun, was ihm auf den Grund eines wegen einer Po: 
lizeiübertretung ergangenen rechtskräftigen Strafurtheiles durch 
die zuftändige Polizeibehörde auferlegt worden ift, fo tft legtere 
befugt, diefe Handlung auf Koften des Ungehorfamen vornehmen 
zu laffen und, vorbehaltlid feiner Verpflihtung zum Erfage des 
etwa verurſachten Schadens, den von ihr fejtgeftellten Koftenauf: 
wand nad den gejeglihen Beftimmungen über Beitreibung von 
Unterfuhungsfoften, in der Pfalz auf dem Wege des adminiftra= 
tiven Zwangsvollzuges, von demfelben zu erheben. 


Art. 29. 
Iſt die Schließung von Anftalten im Strafurtheile angeordnet, 
fo fteht der Vollzug der Polizeibehörde zu. 


Die Bollftrefung der Strafurtheile, welche wegen Polizeiübertretungen 
ergangen find, ift bezügfid der Zuftändigkeit und des Verfahrens nad jenen 
Beitimmungen zu bemefjen, welche nad der in ben Landestheilen diefjeits 
bes Rheines und in ber Pfalz beitehenden Strafprozeßorbnungen zur Zeit 
im Geltung find, Hinfichtlih der Art der Vollitredung find jedod die im 
den Art. 5—16 des PStGB. für die verſchiedenen Strafarten und Straf: 
folgen erlafjenen materiellen Redtsvorjchriften maßgebend. Das PStGB. 
gibt im Bezug auf die Vollftredung der ergangenen Strafurtheile nur in: 
foweit Regeln für Kompetenz und Berfahren, ald die Vollſtreckung ſolcher 
Urtbeile im bie Hände der Polizeibehörden niedergelegt werden joll. In 
diefer Beziehung iſt 

1.) die Zuſtändigkeit der Polizeibehörden zur Bolljtredung der in den 
Urtheilen der Polizeigerichte als zuläffig ausgeſprochenen Pollzeiaufficht, Ver— 
währung in einer Polizeianftalt und Landesverweilung von Ausländern in 
Art. 11—15 geregelt. 

2) Im Art. 28 ift die AZuftändigkeit der Polizeibehörden zur Voll: 
ftvedung jener Anordnungen, welche jie felbit auf Grund eines wegen einer 
Bolizetübertretung ergangenen Strafurtheiles erlafien haben, ausgeſprochen. 
In der Regel ift mit dem Vollzuge der im Urtheile ausgeſprochenen Strafe 
und Straffolgen die Sache abgethan, die Polizeibehörde iſt nicht in der 

10* 


XI. Boll: 
jugsmaß: 
regeln. 
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Lage, auf Grund des Urtheiles befondere Anordnungen an den Verurtheilten 
erlaffen zu müſſen. Handelt diefer auf's Neue denjelben VBorjchriften zuwi— 
ber, wegen deren Webertretung er geftraft worden war, fo ift nur die wie: 
derholte Verfolgung und Beſtrafung deijelben wegen diefer neuen Polizei: 
übertretung veranlaßt. Die Polizeiftrafe ſelbſt it das regelmäßige Zwangs— 
mittel, um den Ungehorſam gegen geſetzlich erlafjene polizeiliche Borjchriften 
zu brechen. In manchen Fällen hat jedoch der Polizeiridyter im Strafur: 
theile auszufprechen, daß die Polizeibehörde beredytiget jei, Anordnungen 
bejtimmter Art, namentlid) die Bejeitigung gefährlicher oder ordnungswidri- 
ger Zuftände, den gänzlichen oder theilweilen Abbrud von Gebäuden, die 
Abänderung oder Entfernung gefährlicher Vorrichtungen zu verfügen, 3. B. 
nad PStGB. Art. 129, 131, 186. Aber aud) in anderen Fällen, bei welchen 
der Polizeirichter nicht ausdrücklich die Erlafjung einer polizeilichen Anordnung 
im Urtheile vorbehalten hat, bleibt e8 der Polizeibehörde unbenommen, auf 
Grund der dur das Urtheil konſtatirten Thatſachen jolhe Anordnungen 
zu treffen, welche im Allgemeinen zu ihrer Zujtindigkeit gehören und im 
befonderen Falle ihr nothwendig ſcheinen. Verh. d. K. d. Abg. v. 185%, 
BeilBd. III ©. 402. 

Die Sicherung des Vollzuges ſolcher Anordnungen hat der Artikel im 
Auge. Die Polizeibehörde hat bei Erlaffung ihrer Anordnung an den 
Betheiligten eine angemefjene Frift zur Vornahme der Handlung zu. er: 
theilen. Iſt diefe Friſt ohne Folgeleiltung ‚abgelaufen, jo ift die Polizeibe— 
börde berechtigt, die Handlung auf Koften des Berpflichteten durch biezu 
anfgeftellte dritte Perjonen vornehmen zu laffen, den hierauf ergangenen 
Koſtenaufwand definitiv feitzuftellen, und in dem fejtgejtellten Betrage von 
dem Ungeborjamen erefutiv beitreiben zu laſſen. Bezüglich der Form die 
jes erefutorifchen Verfahrens ift für die Pfalz auf die Beſtimmungen für 
den adminiftrativen Zwangsvollzug, für die übrigen Landestheile auf die 
Beftimmungen über Beitreibung von Unterfuhungstoften hingewiejen. Sollte 
durdy den Ungehorſam in Erfüllung der polizeilichen Auflage irgend Je: 
mand einen Schaden erlitten haben, jo kann der Verletzte feine. lediglich nad) 
eivifrechtliben Grundſätzen zu bemefjenden Schadenserſatzanſprüche bei dem 
Civilrichter geltend maden, wobei allerdings das pofizeirichterliche Urtheil 
und die darauf begründete polizeiliche Anordnung nad den Umjtänden als 
Beweismittel für das bei der Schadenszufügung obwaltende Verſchulden be: 
nüßt werden können. 

3) Im Art. 29 ift für den Fall einer nad) polizetrichterlichem Uxtheile 
borzimehmenden Schliegung einer Anftalt der Vollzug dieſer Urtheilsbejitim: 
mung ber Bolizeibehörde zugewiefen. 





Art. 30. Borläufige polizeilihe Einfchreitung. 149 


Art. 30, 


In Fällen, welche mit Strafe gefeglich bedroht find, ift die 
zuftändige PBolizeibehörde, vorbehaltlich Der jpäteren Strafver: 
folgung,, foweit nöthig zur vorläuftgen Einſchreitung befugt. 

In allen Fällen, in welchen die Konfisfation einzelner Sachen 
geſetzlich zuläſſig ift, bat fie das Recht, letztere mit vorläufigen 
Beichlage zu belegen. | 

Sie hat die Befugniß, in jenen Fällen, in weldıen die Ge: 
fege beftimmen, daß die Schließung einer Anftalt im Strafurtbeile 
anzuordnen ift oder angeordnet werden fann, diefe Schließung 
ald vorläufige Maßregel zu verfügen, darf jedoch diefelbe nicht 

über acht Tage fortfegen, wenn der Polizeirichter nicht die Fort: 
dauer verfügt bat. 

Unterläßt Jemand dasjenige zu thun, was ihm unter Poliget 
ftrafe gefeglich zu thun geboten ift, fo ftcht der Polizeibehörde 
die Befugniß zu, diefe Handlung ftatt feiner vorläufig vorneh— 
men zu laffen. Der dadurch verurjachte Koftenaufwand fann je— 
doh von dem Ungehborfamen nur auf Grund einced polizeirichters 
lihen Urtheile8 gemäß Art. 28 zwangsweife beigetrieben werden. 
War die vorläufig getroffene Maßregel nicht gerechtfertigt, fo 
bleibt dem Freigefprochenen der allenfallfige Anfpruc auf Scha— 
denderfag vorbehalten. 


Das Polizeiſtrafgeſetzbuch hat die Aufgabe, die Beitrafung der Polizei: 
übertretungen zu regeln und die Befugniffe der PBolizeiverwaltung zur Er: 
laffung jener polizeilihen Anordnungen, deren MWebertretung Bolizeiftrafe 
nach fich ziehen fol, innerhalb gejegliher Grenzen zu ordnen. Damit fteht 
die burdy das Gerichtsverfafjungsgefeß verwirflichte Trennung der Juſtiz 
von ber Verwaltung und ber Uebergang ber Judikatur über Polizeiübertret- 
ungen an die Gerichte in engfter Verbindung. 

Außerdem ift an der bisherigen Zuſtändigkeit der Bolizeiverwaltung 
nichts geändert worden, foweit es nicht bei Gelegenheit einzelner Beſtim— 
mungen der neueren Geſetzgebung zwedmäßig ſchien, der Bolizeiverwaltung 
beſtimmte Befugniffe einzuräumen, die fie bisher nicht gehabt hat, wie 
3. B. im Art. 197 Abf. 2 des PStGB.; oder Befugniffe, die fie bisher 
ausübte, zu beichränten, 3. B. PStGB. Art. 196 Abf. 3, Art. 206 
Abi. 2. 

Dagegen lag es nicht in der Aufgabe der Polizeiſtrafgeſetzgebung, bie 
Zuftändigkeit der Polizeiverwaltung im Ganzen zu regeln, und das Detail 
aller zuläffigen Polizeimaßregeln erſchöpfend darzuſtellen; auch war es von 
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feiner Seite beabfihtigt, der Polizeiverwaltung bie Mittel zu entziehen, 
deren fie zur wirkfamen Erfüllung ihrer. Aufgabe bedarf. 

So erkennt der Art. 30 Abf. 1 das Recht der zuftändigen Polizeibe— 
hörden unumwunden an, in allen mit Strafe bedrohten Fällen die durch bie 
Nothwendigkeit gebotenen vorläufigen Einſchreitungen vorzufehren. Die 
Tragweite diejer Beftimmungen beſchränkt ſich nicht auf Polizeiübertretungen, 
fondern erſtreckt fich auf ftrafbare Handlungen und Unterlafjungen jeder Art 
ohne Rüdficht darauf, ob fie durd das PSIGB. oder das’ StGB. oder 
ein fonjtiges Gefe verboten find. 

Das Recht der vorläufigen Einfhreitung umfaßt: 

1) die Befugniß, zur Verhinderung ftrafbarer Handlungen vor beren 
Ausführung die nöthigen Vorbeugungsmaßregeln ( Präventivmaßregeln) vor: 
zufehren; 

2) die Befugniß, die Fortſetzung und Beendigung ber in ber Aus: 
führung begriffenen ftrafbaren Handlungen durch die nöthigen Repreffivmaß: 
regeln zu hemmen; 

3) die Befugniß, gegen bie Fortdauer der durch eine jtrafbare Hand: 
lung berbeigeführten Gefahren Sicherungsmaßregeln zu ergreifen; 

4) die Befugniß, nad) ber Ausführung ftrafbarer Thaten die Einſchreit— 
ung ber zuftändigen Strafgerichte dur die nöthigen criminal- oder Kericht- 
polizeilihen Maßregeln zu veranlaffen und zu ſichern. 

Hiebei beitand jedoch in feiner Weife die Abjiht, der Polizei unbe: 
dingte Vollmachten zu geben, um im Wege ber vorforgliden Einfchreitung 
Alles zu thun, was fie für nothwendig hält, fondern ift ſie auf das ob: 
jektiv Nothwendige befchränft, und darf bei deſſen Vorkehrung die im irgenb 
einer Beziehung durch die Geſetze ihrem Wirken gezogenen Schranken nicht 
überjchreiten; denn im Abſ. 1 war ebenfowenig als eine Beengung ber pe 
fizeilihen Vorforge ein Fallenlaſſen der in den beftehenden Geſetzen enthalte 
nen pofitiven Beichräntungen bezwedt. } 

In Bezug auf die aufgezäblten Richtungen ber vorferglichen polizei: 
lihen Einſchreitung tft zu bemerken: 

Zu 1) Die Verhinderung bevorftehender Verbrechen, Vergehen und ſouſt⸗ 
iger jtrafbarer Handlungen ift die Aufgabe der Sicherheitspoltzei und eim 
Hauptbeitandtheil des polizeifichen Berufes. Die Polizeiſtrafmaßregeln ſelbſt 
find ihrem Hauptzwede nad eine großartige Sicherheitsmaßregel, wodurch 
die Quelle vieler Sicherheitsitörungen befeitigt, der kulpofen Handlungs: 
weife entgegengewirft, die Mittel und Gelegenheiten zur! Berübung von 
Verbrechen entzogen oder erfchwert werden follen. Einzelnen ftrafbaren Hand: 
lungen, von deren Bevorftehen fie Kunde erhält, darf die Polizei durd An— 
wendung folder Mittel vorzubeugen fuchen, deren Gebrauch nothwendig und 
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geſetzlich zuläffig iſt; fie darf ſich jeboch hiebel nicht folcher Mittel bedienen, 
beren Gebrauch zu diefem Zwecke der Polizei entzogen it. Insbeſondere 
bürfen ſolche Maßregeln, welche nur als Strafen zuläſſig find, tiemals,.— 
jene, welche das Geſetz nur als Straffolgen zuläßt, nur dann als Präven- 
tiomaßregeln gebraucht werden, wenn eine verausgegangene Verurtheilung ber 
Polizei das Recht hiezu gegen eine beſtimmte Perfon gewährt: Wo die Ge 
jege auf alle Präventivmaßregeln verzichten, und nur die nad) der verübten 
That zuläffige ftrafrechtliche Einſchreitung vorbehalten, wie dies bei den ver: 
mittelſt der Preſſe verübten itrafbaren Handlungen nah $$. 2 und 5 bes 
Pteßediktes vom 4. Juni 1848 ber Fall ift, darf die Polizei feine durch 
die Gefehe ausgeſchloſſene Präventivmaßregel anordnet und gebrauchen 
Selbfiverftändgen kann von einer ſtrafrechtlichen Verfolgung die Rede nicht 
fein, wenn es der präventive Einſchreltung geglückt fit, die jtrafbare That 
zu verhindern, ehe biefelbe auch mur zur einem jtrafbaren Berfuche ge: 
biehen war. - 

Zu 2) Wenn eine ftrafbare Handlung bereits in ber Ausführung be: 
griffen ift, mindeſtens ein ftrafbarer Verſuch bereits begonnen hat, darf bie 
Bolizei unzweifelhaft thatſächlich dazwiſchen treten, um, fo weit es für bas 
öffentliche Intereffe und zur Verhütung ſchwerer Nachtheile für die Perjon 
oder das Eigenthum Dritter erforderlich ift, die Fortjegung und Vollendung 
ber jtrafbaren That zu verhindern. Auch Hier darf nicht mehr geihehen, als 
nöthig ift. Die Gegenmafiregeln find rein faktiſcher Natur und laſſen fi 
nicht wohl vollſtändig fpezialifiren oder geſetzlich im Detail reguliren. Bon 
bloßer Warnung und Aufzeihnung der Mebertreter, welche über geringen 
Freveln betreten werden, können fie zu ben ſchwerſten Gewaltmaßregeln 
hinauf fteigen. Die Geſetze pflege ſich mit der näheren Regelung jener Re: 
preffiomaßregeln zu befaflen, welche mit ber perfönfichen Freiheit in bie 
ſchwerſten Kolliſionen kommen. So ift bie proviforifche Feſtnahme von Per: 
fonen zum Zwede ber Sicherung gegen bie Fortſetzung ftrafbarer Handlungen 
im Einf.:Gef. Art. 43 geregelt; das Aufgebot und die Verwendung ber 
bewaffneten Macht durch Gef. v. 4. Mai 1851, das Einſchreiten der be: 
waffneten Macht zur Erhaltung der gefeglihen Ordnung betr.; die Beichlag: 
nahme fitafbarer Drudihriften zur Verhinderung ſtrafbarer Verbreitung ber: 
felben durch das Edikt über die Freiheit der Prefie und des Buchhandels 
vom 4. Juni 1848 Art. 8 Im PStGB. ſelbſt iſt im einer ziemlichen 
Zahl von Fällen ausdrücklich vorgefehen, daß die Polizeibehörde theils unter 
Borbehalt der ftrafrechtlichen Verfolgung, theild unabhängig hievon eine po— 
lizeiwidrige Handlung oder ein polizeimwibriges Verhalten augenblidlih ab: 
ftellen darf, 3. B. im Art. 63, 64, 65, 69, 142, 186, 208 Abi. 5, 211 
Abi. 3, 214 Abf. 4. 
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Hiedurch ift nicht ausgefchloffen, da auch in anderen Fällen, in wel- 
chen eine spezielle Ermächtigung nicht ausgedrüdt ift, auf Grund der im 
Art. 30 Abi. 1 enthaltenen allgemeinen Ermächtigung, wo es bringendb 
nothwendig it, in ähnlicher Weiſe verfahren werben dürfe; nur darf als— 
dann die Verfolgung der betreffenden Polizeiübertretung nicht unterlaſſen 
werden, indem Art. 30 Abf. 1 die ſpätere Strafverfolgung zur Bedingung 
ber vorforglihen Einfchreitung macht. 

Zu 3) Wo e8 erforderlich ift, gegen die nachtheiligen*Folgen des 
durch eine ftrafbare Handlung bervorgerufenen faktifchen Zuftandes Schuß 
zu gewähren, Tiegen die durch die Nothwenbdigfeit gebotenen vorſorglichen 
Maßregeln der Polizei in gleicher Weiſe und unter gleichem Vorbehalte ob. 
Die Befugniß zu ſolchen Sicherungsmaßregeln iſt in einzelnen Fällen ſpe— 
ziell ausgeſprochen, ſo namentlich in den Fällen der Art. 120, 137, 140. 
Hieher gehören auch die Fälle der vorſorglichen Schließung von Anſtalten 
und der vorſorglichen Beſchlagnahme von Sachen, in Bezug auf welche 
die polizeilichen Befugniſſe im Abſ. 2 und 3 näher geregelt find. 

Zu 4) Die vorforgliche Einfhreitung der f. g. Kriminalpolizei oder 
der gerichtlichen Polizei in der Pfalz zur Entdedung der verübten Ber: 
breden, Vergehen und Webertretungen, zur Crmittelung der Schuldi— 
gen, Sammlung und Sicherftellung der Beweife, überhaupt zur vorläu— 
figen Sicherung der ftrafrichterlihen Ginfchreitung ift durch die neuefte 
Geſetzgebung nicht verändert worden. Wiewohl das Gejeg über die Ge 
richtsverfaffung vom 10. Nov. 1861 aud ben Stadt: und Landgerichten 
ähnliche gerichtspolizeilihe Befugniffe eingeräumt hat, tt hiedurch nichts an 
jenen Befugniffen geändert worden, welche in ber gleihen Ridytung den 
Polizeibehörden dury StGB. von 1813 Th. II Art. 18—21 und burd 
die pfälzifhe Strafprogekordnung Art. 8-60 den Organen ber gericht: 
lihen Polizei zugewiefen find. Nur die Zuläffigkeit der proviforifchen Felt: 
nahme des Verdächtigen wird jett nach Einf.“Geſ. Art. 44 zu beurtheilen 
fein, da ſich dieſes Gefek im Art. 38—51 die Aufgabe geſetzt hat, bie 
Materie von der Unterfuhungshaft für ſämmtliche Landestheile vollftändig 
zu ordnen. 

Durch Abſ. 1 ift der Polizei die Ermächtigung zur vorforglihen Ein: 
fhreitung in allen mit Strafe bedrohten Yällen gewährt. Der Ausdrud: 
„sn Fällen, welche mit Strafe geſetzlich bedroht find,” wurde gewählt, um 
außer Zweifel zu jtellen, daß die Beftimmungen biejes Abſatzes ſowohl bei 
ftrafbaren Unterlaffungen wie bei ftrafbaren pofitiven Handlungen anwend— 
bar find, Dieſes Einfhreitungsrecht erftredt fih auf Straffälle jeder Art, 
nit bloß auf Polizeiübertretungen, fondern auch auf Verbrechen, Vergeben, 
Mebertretungen im Sinne des StGB. und fisfalifche Delikte. 


J 
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Die Borausfegung der bier ausgeſprochenen Ermächtigung befteht 
darin, daß die Polizei einer im der Wirklichkeit bereits ftrafbaren That 
oder Unterlafjung, mindeitens einem ftrafbaren Verſuche gegenüberfteht, und 
daß die Einfchreitung der Polizei in irgend einer Beziehung im Antereffe 
des Rechtsſchutzes ober der Nechtspflege erforderlich ift, fei es nun, um bie 
Fortſetzung oder Volle adung der jtrafbaren That zu hemmen, oder um bie 
Nachtheile abzuwenden, melde diefelbe zur Folge haben kann, oder um den 
Thatbeftand fiher zu ftellen. Die Abwendung erbeblicher Nachtheile wurbe 
nicht als die alleinige Bedingung der Zuläffigfeit einer folden vorläufigen 
Einfhreitung erachtet. Verh. d. K. d. Abg. v. 1859,, Beil.:Bb. II ©. 329. 
Auch kann diefelbe möglicherweife fid nicht blos in der Richtung gegen ben 
Straffälligen Außen, fondern auch gegen dritte nicht ftrafbare Perfonen, 
3. B. gegen unzurechnungsfäbige Berfonen, gegen verwahrlofte, wahnfinnige 
ober blödfinnige Perfonen, beren Zuftand eine fofortige Unſchädlichmachung 
fordert. A. a.D.Bb. II S. 399.— Die Worte „ſo weit nöthig‘ find jedoch 
auch noch im Sinme ber Andeutung einer weiteren Beſchränkung aufzufaffen. Es 
genügt nicht, daß eine vorläufige Maßregel für die Hemmung einer ftrafbaren 
That oder für bie Thatbeftandserhebung nothwendig -ift, fondern es muß bie 
ftrafbare That von der Art fein, daß die Verhinderung der Kortjegung 
oder die fofortige Sicherſtellung des Thatbeftandes durch ein erhebliches 
Intereſſe der öffentlihen Rehtsordnung und der Polizeiverwaltung geboten 
it. Dies wird aber burhaus nicht bei allen geringfügigen Bolizeiübertret- 
ungen ber Fall fein, bei denen in der Regel die Aufzeichnung und Anzeige 
bes Uebertreters zum Zwecke der Verfolgung der PBolizeiftrafe als genügenbes 
Repreffiomittel erfcheint, und weitere thatſächliche Einfchreitungen zum Zwecke 
ber Hemmung der Lebertretung oder der Sicherftellung des Thatbeſtandes burdh: 
aus im öffentlichen Interefje nicht geboten find. Eine ber wichtigſten vorläuft: 
gen Einfchreitungsmaßregeln ift die im Art. 44 des Einf.“Geſ. den Organen 
ber Polizeiverwaltung zugeftandene Präventivhaft zum Zwecke ber Ber: 
binderung ber Fortſetzung einer ſtrafbaren Handlung. Es wurde nicht ver— 
kannt, daß eine ſolche Maßregel nicht bei jeder Uebertretung zur Verhin— 
derung der Fortſetzung nothwendig ſei, daß es dagegen ſchwer, wo nicht 
unmöglich ſei, die deßfallſigen Befugniſſe der Polizeiverwaltung durch eine 
entſprechende geſetzliche Beſchränkung richtig zu begrenzen, und daß hiebei 
auf eine vernünftige Anwendung vertraut werben müſſe. A. a. O. Bd. III 
S. 311, 312. — Bei Gelegenheit einer ſpeziellen Frage, ob die Polizei be— 
rechtigt ſei, die nach ber Polizeiſtunde im Wirthshauſe Betroffenen zur Ber: 
hinderung ber Fortſetzung ber Uebertretung zwangsweiſe aus dem Wirths— 
hauſe zu entfernen, wurde darauf hingewieſen, daß die Worte „ſo weit 
nöthig“ die Gränze ber vorläufigen Einſchreitungsbefugniſſe der Polizeibe— 
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hörde bezeichnen, und der Staatsminifter des Innern bemerkte, daß es bie 
nad auf ben einzelnen Fall anfommen werde; wo e8 zur Verhütung von 
Erzefien u. dgl. nothwendig fei, müfje der Polizeibehörbe die Befugniß des 
Hinausihaffens zuftehen, während die einfache Uebertretung au fi eine 
derartige Maßregel nicht rechtfertige. A. a. O. Bd. II ©. 215, 216. 

Eine weitere Bedingung der Anwendung bes Art. 30 Abf. 1 befteht 
barin, daß jene ftrafbare Handlung, wegen deren bie vorläufige Einfchreitung 
verfügt worben ift, fpäter wirflih von dem zuftändigen Strafrichter ver: 
folgt werben muß, daß mithin die Legalität der polizeilichen Maßregel ber 
gerichtlichen Kognition nicht entzogen werben darf. Nur in jenen fpeziellen 
Fällen, wo das PStGB. eine beftimmte polizeflihe Maßregel ausdrücklich 
unabhängig von ber Strafverfolgung geftattet, kann diefe unterbleiben, wenn 
aus irgend einem Grunde bie Verfolgung ber Mebertretung im öffentlichen 
Intereſſe nicht als geboten erfcheint. 

Wo aber das PStGB. eine folhe Maßregel nur vorbehaltlich ber 
Strafverfolgung geftattet, oder wo bie Polizeibehörbe blos auf Grund ber 
allgemeinen Ermächtigung bes Art. 30 Abf. 1 eingefchritten iſt, barf bie 
Strafverfolgung nah Vornahme einer polizeifihen Einfhreitung nicht un- 
terlaffen werben. Von Seite ber Polizei wird natürlich ihrer beffallfigen 
Obliegenheit durch Mittheilung der Materialien zur Verfolgung an bie 
Staatsanwaltſchaft genügt. 

Die im Abf. 1 geftattete Einfchreitung iſt nur „fo weit nöthig“ ges 
ftattet, um anzubeuten, daß einerfeits eine ſolche Einſchreitung überhaupt 
oßne einen deren Nothwendigkeit rechtfertigenden Grund nicht vorgenommen 
werben barf und daß anderentheils das durch die Nothwendigkeit gebotene 
Maß der Einfhreitung nicht überfchritter werden darf. Beftimmte Arten 
ber pofizeilihen Einfhreitungsmaßtegeln wurden mit Abficht nicht genannt, 
weil es nicht thunlich ſchien, alle Arten ber polizeilichen Präventiv- und 
Repreffivmittel, welche zum Theil rein faktifher Natur find, geſetzlich zu 
fpezialifiren.. Es wurde hiebei vorausgeſetzt, daß der Polizei bie nöthigen 
Zwangsmittel zur Erreichung ihrer Zwede, wozu nothwendig auch der 
phyſiſche Zwang gehört, nicht entzogen werben birfen, daß fid) jedoch an: 
deterſeits die Polizei nur gefetlich zuläffiger Zwangsmittel bediene, und ben 
Gebrauch aller jener Imangsmittel unterlaffen müfje, deren Anwendung 
durch die Geſetze ihr entzogen ift. Verh. a. a. O. II S. 212. 

In Abſ. 2 und 3 ift die vorjorglihe Anordnung einer Beſchlagnahme 
bon Sachen oder einer Schließung von Anftalten befonders behandelt. In 
beiden Fällen ift die vorforglihe Mafregel nur dann zuläffig, wenn in 
einem Gefege (dein StGB. oder dem PStGB. oder einem Spezialgefeße) 
bei einer ftrafbaren Handlung ausdrüdlich ausgeſprochen ift, baf die Kon: 
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fiskation einzelner Sachen oder die Schließung einer Anſtalt im Falle einer 
Berurtheilung von dem Richter im Erkenntniſſe ausgefprochen werden muß 
oder ausgeiprodhen werben fan. Im PStGB. ift dies mur bei einzelnen 
fpeziellen Nebertretungen ausgefprochen, das StGB, dagegen enthält im Art. 34 
eine allgemeine Vorſchrift, welche bei allen vorfüglih begangenen nad dem 
SGB. zu beurtheilenden ftrafbaren Handlungen die Konfisfation ber zur 
Begehung der That gebraudten oder beitimnit gemejenen Werkzeuge und 
ber durch die That Hervorgebrachten Sachen Zuläfig macht. Wo biefe 
Mofregeln nicht von dem Richter mit der Berurtheilung als Straffolgen 
verbunden werden können, ba darf die Polizeibehörde diejelben auch nicht 
vorjorglic anordnen, Für die Zuläfligfeit der Fortdauer der vorkiufigen 
polizeilichen Beſchlagnahme gibt Abſ. 2 feine Vorſchrift. Enthält jedod ein 
befonderes Gefeb für beftimmte Fälle eine folde, fo muß diefe eingehalten 
werben, Namentlich gilt die® von der im Preßedikte vom 4. Juni 1848 
8. 8 behandelten polizeilihen Beſchlagnahme von Preßerzeugnifien,, melche 
nicht fortgefegt werden darf, wenn nicht binnen längſtens 8 Tagen bie 
Einseitung des ftrafgerichtlichen Verfahrens ftattgefunden bat. Für bie 
vorläufige Schließung von Anftalten ift jedod im Abſ. 3 ausdrücklich ver: 
fügt, daß biefelbe nit über 8 Tage fortgefeht werden darf, wenn ber Bo: 
lizeirichter nicht die Fortdauer verfügt hat. Es wird hiebei keinesweges er: 
fordert, dab innerhalb 8 Tagen die Unterfuchung geihloffen und durch 
ein Endertenntniß, welches bie Schließung der betreffenden Anftalt definitiv 
ausſpricht, erledigt fein mäfle, fondern es genügt, wenn der Polizeirichter 
durch eine proviſoriſche Verfügung die einſtweilige Fortdauer der vorläufigen 
Schließung verordnet hat. Dieſe Berfügung kann ber Polizeirichter micht 
nur dann verfügen, wenn innerhalb der 8 Tage bie ſtrafrechtliche VBerfol- 
gung bei ihm anbängig gemacht worden ift, jondern auch dann, wenn bie 
polizeilichen Vorerhebungen innerhalb diefer Frift noch nicht beenbigt werben 
lounten, wenn jeboch aus der ihm mitgetheilten Information genügender 
Grund zur eimftweiligen Fortjegung der Maßregel fi ergibt. 

Im Abf. 2 find nur die poligeilihen Befugnifie zur Beſchlagnahme 
einzelner Sachen zur Sicherung der fünftigen Konfiskation behandelt. 
Die Befugniß der Polizeibehörden in dem Landestheilen diesſeits des Rheins 
und der Organe der Gerichtspolizer in der Pfalz zur vorläufigen Beſchlag— 
nahme von Papieren unb fonftigen Sachen, melde als Beweisftüde im 
Laufe eines Strafverfahrens zu gebrauchen find, ift nad den Strafprozeß— 
geſetzen, namentlich dem StGB. von 1813 TH. U Art. 20 und ber pfälzi- 
hen Strafprozeßordnung Art. 35—39, zu bemefjen. 

Dur Abſ. 4 ift der zuftändigen Polizeibehörbe bie Befugniß einge 
räumt, eine Handlung, zu beven Vornahme eine Perſon kraft einer gefeg- 
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fichen oder auf Grund eines. Gefeges erlafferen polizeilichen Vorſchrift bei 
Bermeidung einer Polizeiftrafe für den Ungehorfamsfall verpflichtet ift, 
falls die Handlung von der Art iſt, daß fie auch durch Stellvertreter be: 
wirft werden kann, auf Koften des PVerpflichteten durch Stellvertreter wor: 
läufig vornehmen zu laffen. Es wird hiebei eine fpezielle vorgängige Auf: 
forderung der Polizeibehörde zur Selbftuornahme der Handlung nicht erfor: 
dert, fondern es genügt biezu die in der gefeßlichen VBorfchrift enthaltene 
Aufforderung. Jedoch ergibt fih aus dem im Abf. 1 aufgeftellten allge: 
meinen Grundfage, daß auch diefe vorläufige Mafregel nur fo weit nöthig 
vorzufehren ift, auch ergibt fih aus der Natur der Sache, daß bie polizei- 
liche Einfchreitung nur dann gerechtfertigt ift, wenn aus ber gefeßlichen 
Vorſchrift mit Gewißheit erhellt, daß die Zeit, innerhalb deren ber Ber: 
pflichtete die Handlung felbft hätte vornehmen follen, bereits verftrichen ift, 
baß ſich daher ber DVerpflichtete in mora befindet. Die Polizeibehörde ift 
beredhtigt, den durch bie Mafregel entitandenen Koftenaufmand ſelbſt feft: 
zuftellen. Die Erhebung des feftgeftellten Betrages von dem Verpflichteten 
bat dann feinen Anftand, wenn biefer auf Aufforderung der Polizeibehörbe 
ben geforderten Koftenerfat freiwillig leiftet, ohne es auf ein richterliches 
Urtheil anfommen zu laffen. In diefem Falle ift auch eine Verfolgung ber 
Vebertretung nicht abfolut geboten. Geſchieht dies nicht, fo ift eine zwangs— 
weife Beitreibung des Koftenerfaßes durch exekutive Mafregeln nur bann 
zuläffig, wenn ein polizeirichterliche8 Urtheil ausdrüdlih den Berpflichteten 
zum Koftenerfage verurtheilt hat. Es können in Folge der ftrafrichterlichen 
Verhandlung folgende Fälle vortommen. Wird ber Verpflichtete wegen 
ber in Mitte liegenden Unterlaffung zu Polizeiftrafe verurtbeilt, fo ergibt 
ſich defien Verpflichtung zum Koftenerfage von felbft und ift aud in dem 
Urtheile auszuſprechen. Iſt derfelbe von der ihm zur Laft gelegten Polizei— 
übertretung freigefprodhen und ftellt. fih auch aus der Verhandlung bie 
Rechtfertigung der vorläufigen Mafregel nicht heraus, fo Tann der Freigefpro-. 
hene auch zur Zahlung des Koftenerfages nicht verurtheilt werben. Kann ber 
Berpflichtete zwar wegen irgend eines zuläffigen Entfchuldigungsgrundes nicht 
zur Strafe verurtheilt werben, fteht jedoch objektiv feft, daß die vorzuneh- 
menbe Handlung in ber gefehlich beftimmten Zeit nicht vorgenommen war, 
und daß bie vorläufige Maßregel nothwendig und mithin gerechtfertigt war, 
fo bat ber Polizeirichter unbefhabet der Freifpregung von Strafe die Ber: 
pflihtung zum Erſatze des verurſachten Koftenaufmwandes auszuſprechen. 
3.8. Ein Hausbefiger hat die ihm obliegende Verpflichtung zur Abführ: 
ung von Schnee oder Eis, zur Beitreuung der Fußwege bei Glatteis auf 
dem an fein Haus anftoßenden Straßentheile faktiſch in dev worgefchriebe: 
nen Friſt nicht erfüllt, allein er meift nah, daß bie von ihm hiezu ge 
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dungenen Perfonen die von ihnen übernommene Leiftung unerfüllt gelaſſen 
haben. In dieſem Falle ift Strafe gegen ihn nicht gerechtfertigt; allein von 
der Vergütung des Koftenaufiwandes für die von der Polizei angeorönete 
Bornahme der Handlung kann er wicht entbunden werden, da es fih um 
die Kojtenvergütung für eine nothwendige Gejhäftsführung handelt, 

Das Berhältniß des PStGB. Art. 28 und Art. 30 Abi. 4 zu Art. 28 
Abſ. 3 des Einführungsgejeges iſt folgendes: 

Im letzteren Falle ift die Vornahme einer Handlung auf Koften des 
Verpflichteten ein in der polizeilichen Zuftändigkeit enthaltenes Zwangsmittel 
zur Durchführung einer jpezielen an eine beſtimmte Perſon erlaffenen An: 
ordnung, welche die Polizeibehörde im Bollzuge eines Polizeigeſetzes oder 
einer gejeglich giltigen Polizeiverordnung, deren Uebertretung mit gejeßlicher 
Strafe nicht bedroht ift, erlajjen hat, 

Im Art. 28 des PStGB. bezwedt diefelbe Maßregel die zwangs— 
weije Durhführung einer auf Grund eines polizeirichterlihen Strafurtheiles 
ergangenen polizeilichen Inhälivverfügung. 

Im Art.30 Abi. 4 des PStGB. iſt die gleihe, Maßregel ein aus 
Anlaß einer vollendeten PBolizeiübertretung vor ber ftrafrichterlichen Ver— 
folgung und Aburtheilung erlajjenes Proviſorium. 

Abi. 5 enthält ein wichtiges Korrektiv gegen Mißbrauch der in 
Abſ. 1—4 zugeftandenen Befugniſſe. War irgend eine der im diefen Ab— 
fägen zugelajjenen vorläufigen Mapregeln an ſich oder auch mur ihrem 
Umfange nah durch Nichtbeadytung. des. Erforderniſſes „ſo weit nöthig‘ 
nicht gerechtfertigt, und, ift hiedurdy demjenigen, ‚gegen welchen jie gerichtet 
war, ein folder Nachtheil zugegangen, wodurd nad) ciwilrechtlihen Grund: 
jägen ein Anſpruch auf Schadenserjag begründet ift, jo kann der Beſchä— 
bigte diefen Anſpruch bei dem zuftändigen Eivilrichter verfolgen. 

Diefe Anordnung jhafft wicht Jedermann, gegen den eine unge: 
techtfertigte Maßregel ftattgefunden Hat, einen abjoluten Anſpruch auf 
Schadenserſatz, fondern Hält nur jene Anfprücde auf Erſatz des etwa ver: 
urſachten Schadens aufrecht, weldhe nad den einjchlägigen Civilrechtsgrund— 
fägen begründet jind; um dies anzubeuten, wurde im Abſ. 5 nur der „als 
lenfallfige Anjpruh auf Entſchädigung“ vorbehalten. 

In dem zuläfjigen Eivilprozeffe kann die Entſcheidung des Strafrich— 
ters nicht unbedingt als eine bindende Präjudizialentiheidung angejehen werden. 

Hat das jlrafrichterlihe Urtheil jene Thatfahen, aus welchen ſich bie 
vollftändige Rechtfertigung der vorläufigen Einfchreitung ergibt, feftgeftellt, 
fo befigt daffelbe volle Beweiskraft für den Givilprozeß, im welden bier 
felben Thatſachen zur Frage kommen. StGB. v. 1813 Th. II Art. 9; 
Dollmann, Kommentar zum StPG. v. 10. November 1848 ©. 42 fg. 
und die S.44 angeführten oberftrichterlihen Präjudizien. Iſt daher im 
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Falle von Abf. 2 und 3 eine Berurtheilung in ber Hauptfahe verbunden 
mit dem Ausfpruche der betreffenden Straffolgen- vehtöfräftig ergangen, 
oder ift im Falle von. Abf. 4 eine Berurtheilung wegen ber Polizeiübertret⸗ 
ung erfolgt, fo ift dadurch aud der Verfolgung des Eivilanfprudes nad 
Abf. 5 präjubdizirt. 

In anderen Fällen ift e8 lediglich nad civilprozgefjualifchen Grundfägen 
zu bemefjen, in wie weit und mit welcher Kraft das firafrichterliche Urtheil 
als Beweismittel im Eivilprogeffe gebraucht werden kann. 

Die nah Abſ. 5 zuläffige Civilklage bat ihre Richtung nicht gegen die 
Berfon des Bolizeibeamten, der die ungerechtfertigte Einfchreitung verfügt hat; 
ber Unterthan fteht in feinem Verkehre mit den Organen der Staatsöver: 
waltung nicht dem einzelnen Beamten, fondern dem betreffenden Zweige ber 
Staatöverwaltung gegenüber. Er hat nicht mit den einzelnen Polizei, Finanz— 
oder Boftbeamten fich einzulafien, fondern mit ber Bolizeis, Finanz: oder Poſtver⸗ 
waltung des Staates, Diefer hat für den Schaden zu haften, welcher durch ei- 
nen amtlichen Alt feiner Berwaltungsorgane den Unterthanen zugefügt morden 
ift, vorbehaltlich feines Regreſſes gegen den fehlenden Beamten. Die Klage 
ift daher gegen den Fisfus zu richten und bei dem Forum jener fisfatifchen 
Behörde anzubringen, weldye nad ben beftehenden Kompetenzverhältniſſen ben 
Staat gegen berartige Anfprücde zu vertreten hat. Verh. d. K. d. Abg. 
von 1859/61 Beil.:Bv. II ©. 328, 

Ueber die Entftehung des gegenwärtigen Artikels 30 find zu verglet- 
Ken: Verb. d. GEN. d. K. d. Abg. von 1857/58 Bb. HI ©, 13 u. 29; 

Motive zu Art.43—45 des Entw.; Verb. d. K. d. Abg. v. 1859/61 
Bd. I ©. 161, 162, 328, 329; Bd. IU ©. 33, 34, 09 — 218, 


372, 373. \ 
. N Art. 31. 
ar ven Soweit nicht im gegenwärtigen Gejegbuche oder in befouderen 
on geleglihen Beftimmungen eine Ausnahme begründet üt, finden 
— die allgemeinen Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches auch auf Po— 


gen des lizeiübertretungen Anwendung. 
StGB. auf Die Wirkſamkeit dieſer Beſtimmung iſt bei den einzelnen Materien 
Polizeiüber⸗ hereits umfaſſend erläutert. 
tretungen. 


Einleitung zu den Art. 32—39. 


Auf feinem Gebiete der Gefeßgebung ift es im gleicher Weife unmög— 
lich, Alles, was gefihehen fol, in genau formuliete, für lange Dauer brand» 
bare Geſetzesartikel zu faffen, wie auf jenem ber Polizeigeſetzgebung. Wenn 
es aud nicht richtig ift, daß das Material ber Polizei ſich feiner, Natur 
nad) zur gefeglihen Regelung abfolut nicht eigne, ſo iſt es doch hier mehr 
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ald anderswo erforberfih, daß bie Willensmeinung des Geſetzes nur in 
geoßen Umriſſen ausgedrüdt und ed dem Leben überlaffen wird, das mit 
bem gefeglichen Zeichen verfehene Material in Scheidemünze nad) dem täg- 
lihen Bebarfe auszuprägen. 

Jene Ergänzung und Detailentwidelung, welche in Bolizeifahen dem 
geſetzlich Georbneten zu Theil werden joll, kann- in boppelter Weife ver: 
wirklicht werden. Sie kann als eine Funktion der Staatsgewalt, alg ein 
Ausflug der Polizeihoheit von dem Inhaber der Staatögewalt und von 
jenen Organen ausgehen, beren fich derſelbe in Ausübung der Polizeis 
bobeit bedient, ſie kann aber auch von unten aus bem Leben des Boltes 
jelbjt ausgeben und ſich vorzugsweife durch Vermittelung des forporativen 
Elementes ald Gewohnheit oder als autonome Sagung verwirffihen. Pos 
lizeiverordnungen des Regenten und behördliche Anordnungen der von ihm 
aufgeftellten Organe der Bolizeiverwaltung auf der einen und autonome 
Sagungen der beteiligten Körperjchaften, insbefondere der Gemeindekörper⸗ 
ihaften auf der anderen Seite find daher das Material, mit welchem ber 
in ber Rolizeigefeßgebung offen gelafjene Rahmen ausgefüllt werden joll. 

Eine der jhwierigften Aufgaben ift die Herftellung eines richtigen Vers 
bältwifjes zwiſchen dem echte des Geſammtwollens und feines Ausdruckes, 
des Geſetzes und dem Rechte der. handelnden Individualität. 

Das Gefeß erjtrebt Univerfalität und dauerhafte unbedingte Geltung 
feiner Ausſprüche. 

Dagegen ſpricht ber Einzelnmwille, der ald Träger und Organ ber 
Staatögewalt zu handeln berufen ift, für ji das Recht der freien beweg- 
lichen Entſchließung, des vernünftigen Ermefjens. der Verhältniſſe und des 
Handelns nah den DBebürfnifjen der Gegenwart an; ihm ift bad Streben 
natürlich, ſich als gleichberechtigte Macht neben das Geſetz und nach Um— 
fänden über das Geſetz zu ftellen. Darauf beruht der Malte Gegenfat zwi⸗ 
ſchen lex und imperium, Bolfsreht und Königsbann, Gefeß und Berorbnung. 

Das Verordnungsrecht der Krone äußert jich in einer doppelten Rich— 
tung. Es beſchränkt ſich nicht blos darauf, zum Bollzuge eines Geſetzes, 
zur Ausfülung jener Beitimmungen, welche bad Geſetz abjichtlid der Ber 
waltung überlafien hat, die nöthigen Anordnungen zu erlaflen, fondern es 
enthält aud die Berechtigung, neue Regierungsgrumdjäge über jene Mate: 
rien, bie durd die Gefeßgebung: bisher nicht umfaßt waren, und zu deren 
Regelung es verfafjungsmäßig eines Gefeges nicht bedarf, ſelbſtändig aufzus 
ftelten, mit Einfluß der Beredhtigung, die im Verordnungswege aufgeftellten 
Grundfäge einfeitig aufzuheben oder abzuänbern. 

An das Verordnungsreht der Krone fchließt fih die Befugniß ber 
Ianbesherrlihen Behörden an, innerhalb der Gränzen ihres Amtswirtungss 
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kreiſes die nöthigen generellen und fpeziellen Anorbnungen zu treffen, na— 
mentlich die erforberlihen Detailordnungen in jenen Fällen zu erlafjen, wo 
die Gejeße und allgemeinen Verordnungen nur die Aufgabe der Bolizei 
im Allgemeinen bezeichnet oder bejtimmte Grundjäge ausgejproden haben, 
ohne ſelbſt Detailanordnungen zu geben. 

Die Aufgabe der Behörden bejteht nur darin, — der Schranken 
der jeder Behörde eingeräumten Zuſtändigkeit als Organe der Staatsregie— 
rung die Ausführung jener Regierungsgrundſätze zu vermitteln, welche durch 
Geſetz oder allgemeine Verordnung feſtgeſtellt ſind. Das Verordnungsrecht 
der Behörden muß daher in doppelter Richtung begrenzt ſein. Vor Allem 
tann keine Behörde andere Anordnungen erlaſſen, als ſolche, welche ein 
Geſetz oder eine Verordnung zur Grundlage haben, und welche die Aus: 
führung eines dafelbjt ausgefprochenen Regierungsgrundfages betreffen; fo: 
dann kann feine Behörde Anordnungen. über andere Gegenftände erlaffen, 
als über jeme, bezüglidy deren die Handhabung. der beitebenden Gefege und 
‚ Verordnungen in ihre Kompetenz gelegt ift. Innerhalb diefer Schranken 
ift jede Behörde, welche Polizeigewalt unmittelbar- auszuüben hat, beredy- 
tigt, am ihre. Untergebenen jowohl die nöthigen Spezialverfügungen an ein: 
zelne Perſonen und zur Erledigung einzelner bejtimmter Vorkommuiſſe zu 
erlajien, als auch innerhalb ihres Amtsbezirkes generelle Verfügungen zu 
treffen, welche in allen darumterfallenden künftigen Fällen eine gleichmäßige 
Ausführung des Geſetzes oder der Verordnung bezweden. Aber auch jene 
Behörden, welche nicht unmittelbare Bollzugsorgane der Erefutivgewalt find, 
fondern nur die Aufgabe haben, die Thätigfeit der vollziehenden Behörden 
zu Teiten und zu überwachen, die höheren Polizeiftellen und das Minifterium, 
Lönnen an bie ihnen untergebenen Unterbehörden Generalverfügungen, In— 
ftruftionen zur Sicherung gleihmäßiger Anwendung allgemeiner Polizei: 
vorſchriften innerhalb ihrer Zuftändigkeit für den einzelnen Kreis oder das 
ganze Staatsgebiet erlaffen. Keine allgemeine Verfügung einer Behörde 
darf daher einen anderen Charakter haben, als den einer Bollzugsanordnung, 
zu beren Erlafjung die Beredytigung in einem Geſetze oder einer Verordnung 
und in einer Kompetenzvorfchrift, weldye die Handhabung des betreffenden Ge: 
genftandes in die Befugniß der Behörde legt, zu finden ift. 

Das Anordnungsreht der Behörden ift nicht als Ausfluß eimer von 
denfelben hergebrachten Autonomie, fjondern als ein Ausfluß ihrer Kompe⸗ 
tenz, als ein Beſtandtheil der ihnen vom Staatsoberhaupte übertragenen 
Amtsgewalt zu betrachten. Auf dieſem Standpunkte iſt es konſequent, das 
Anordnungsrecht aller Kategorieen von Polizeibehörden innerhalb. ihres amt: 
lichen Wirkungskreiſes anzuerkennen, jedoch das Anordnungsrecht der unter— 
geordneten Behörden nach den allgemeinen Regeln der Dienſteshierarchie 
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durch die höheren Befugnifje der vorgejegten Stellen zu beſchränken, jo daß 
über diejelben Gegenftände, worüber die untere Behörde verordnet hat, auch 
die vorgejegte Stelle, jobald fie es für angemefjen findet, Vorſchriften er: 
theilen fann, und dag die Anordnungen der unteren Behörde jenen der 
höheren weichen müfjen, fobald und joweit diefe über denfelden Gegenjtand 
eine allgemeine Verfügung getroffen hat. 

Der zweite Weg, auf weldem innerhalb der durch die Geſetze gezoge: 
nen Schranken die im Geſetze vorgefehenen ergänzenden und Detailbejtim: 
mungen gejchaffen werden können, ift der Weg von unten, aus dem Volks: 
leben ſelbſt, indem es dem organijhen Gliedern des Ganzen, ben Körper: 
haften der Gemeinden oder der Diftriftsverbände überlafjen wird, aus ſich 
jelbft, je nachdem das Bedürfniß hiezu gefühlt und erkannt worden ift, bie 
nöthigen Normen zu erlaflen, 

Dieſes Anordnungsrecht ift ein Ausflug des von den Gemeinden früher 
genojjenen und denjelben innerhalb vernünftiger Schranken wieder zu ge: 
währenden Rechtes der Selbjtverwaltung, und der hierin wurzelnden Auto: 
nomie für ihre inneren Angelegenheiten. 

Nicht blos in Deutjhland, in dem größten Theile Europa’s erfreuten 
fi die Gemeinden der Vorzeit eines hohen Grades von Selbſtändigkeit. 
Die Autonomie wurde zur Erlaffung und Fortbildung ftatutarifcher Nor: 
men benügt, unter welden ſich eine Reihe ortspolizeiliher Satzungen für 
die Bolizeiverwaltung der Städte und Dörfer befand. 

In dem großartigen Städteleben erſchuf ſich faſt jebe bedeutende Stadt 
ihr eigenes Stadtrecht mit Einfluß der nöthigen Polizeivorfhriften un: 
ter Benützung des bewährten Rechtes einer anderen angefehenen Stadt. 
Zwar erlitt die Selbftändigfeit der Gemeinden im Verlaufe der Zeit viele . 
Beſchränkungen durch die Ausbildung der Iandesherrlihen Gewalt zur 
vollen Staatsgewalt. Die korporative Autonomie wurde in Polizeifachen 
durch das Tandesherrlihe Verordnungsrecht beeinträchtigt, die Vorſtände 
der Korporationen wurden in untergeordnete zum Vollzuge der Staats- 
verordnungen verpflichtete Lokalpolizeibeamte verwandelt, die wichtigiten 
Zweige der Polizei von der Xolalpolizei losgetrennt und an landesherrliche 
Beamte (Polizeidireftionen, Stadttommiffariate, Diftriftspolizeibehörden) 
übertragen. 

Allein ein Reit des alten Selbftverwaltungsredtes ift in vielen Län— 
dern den Gemeinden verblieben, wozu namentlic, die Befugniß zu rechnen 
ift, die Ortspolizei innerhalb beftimmter Gränzen und mit Vorbehalt ber 
Staatsoberaufjiht und des Rechtes der höheren Inftanzen durch Gemeinde: 
organe felbft zu verwalten, und ind Bereih der Ortspolizei einſchlagende 
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Angelegenheiten mit Genehmigung des Landesherrn oder beftimmter Tandes- 
herrlicher Behörden durch ortspolizeilihe Satzungen zu ordnen, - 

An Bayern waren bie Orenzlinien zwijhen Gefeg und Verord— 
nungsrecht, die Anorbnungsbefugnifje der Polizeibehörden und das Gebiet 
der Gemeindeautonomie bisher nicht glücklich geregelt. 

Die Reihspolizeiordnungen von 1530, 1548 und 1577 hatten ben 
Landesherren zur Aufrechthaltung einer guten Polizei ausgedehnte Befug- 
niffe eingeräumt, welde auch in fpäteren Reichsgeſetzen, z. B. Reichsabſchied 
von 1654 8.106 und in der Wahlkapitulation Art. VII $.4 anerkannt wurden, 
und den Landesobrigkeiten Gelegenheit zur Erweiterung ihrer Regierungs- 
rechte darboten. Namentlich wurde von biefen die Behauptung aufgejtellt, 
daß der Landesherr auf Grund der Reichsgeſetze einfeitig ohne Mitwirkung 
der Stände in Polizeifahen Anordnungen und Einrichtungen treffen könne; 
ein, Saß der bei zunehmender Ohnmacht der Stände in vielen Ländern 
leicht praktiſch gemacht werben konnte. 

In Bayern ſelbſt wurde nicht blos im Wege der älteren Landesord⸗ 
nungen, ſondern auch durch landesherrliche Generalverordnungen vielfach 
und in zunehmendem Umfange in das Polizeiweſen eingegriffen und nach 
Aufhebung der landſtändiſchen Verfaſſung im ausgedehnteſten Maßſtabe 
von dem Verordnungsrechte Gebrauch gemacht. 

In der Verfaſſungsurkunde von 1818 fand der Grenzſtreit zwiſchen 
Geſetz und Verordnung keine glückliche Löſung. 

Nah VU. Tit. VII $. 2 kann kein allgemeines neues Geſetz, welches 
die Freiheit der Perſonen oder das Eigenthum der Staatsangehörigen be— 
trifft, ohne Beirath und Zuſtimmung der Stände erlaſſen, noch ein ſchon 
beſtehendes abgeändert, authentiſch erläutert oder aufgehoben werden. 

Dieſe Beſtimmung Hatte einen gefährlichen Zankapfel zwiſchen bie 
Krone und die Stände geworfen, indem ſie, in egtremer Richtung ausgelegt, 
das Verordnungsrecht der Krone entweder vernichten, ober allmächtig machen 
mußte. Geht man von dem Grundjage aus, daß es bei jeder allgemeinen 
Norm, welde in Bezug auf die Freiheit der Perfonen oder über das Ei- 
gentbum der Staantsangehörigen irgend eine befhräntende Beftimmung trifft, 
darauf nicht ankommt, ob man berjelben früher den Namen Gefek ober 
Berorbnung gegeben bat, daß in Bezug auf die Befugniffe der Legislative 
zwiſchen Polizeigefegen und anderen Geſetzen Fein Unterfchied zu machen, 
fondern Lediglih der Inhalt der getroffenen Verfügung maßgebend ift, fo 
hätte feit ber Geltung ber Verfaſſungsurkunde keine neue Polizeiverordnung 
mit Strafandrohung ohne ſtändiſche Mitwirkung giltig erlaſſen, keine ältere 
Polizeiverordnung der Art giltig gbgeändert oder aufgehoben werben können, 
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ba feine Bolizeiitrafvorfchrift ohne ein die perfönliche Freibeitsfphäre befchrän: 
kendes Gebot oder Verbot denkbar ift. 


Würde man dagegen annehmen, es jei zwifhen Geſetz und Verord— 
nung im Sinne des vor 1818 beftandenen Spradhgebraudes zu biftingui« 
ren, und es babe durch Tit. VII $. 2 das Recht der Krone nicht vergeben 
werben wollen, über dieſelben Gegenftände, wofür vor 1818 im Berorb: 
nungswege eingegriffen worden war, namentlih in Polizeiſachen, auch fortan 
unter dem Namen von Berordnungen allgemein verbindlihe Anordnungen 
zu erlaſſen, ſo würde dadurch eine ſchrankenloſe Allmacht der Polizeiver— 
waltung zugeſtanden und jedes RER der bürgerlichen Freiheit auf: 
gegeben werden. 


Die Staatsregierung hat jene BVerfafjungsbeftimmung im Sinne der 
Hortdauer des früheren landesherrlihen VBerordnungsrehtes in Polizeifachen 
ausgelegt und bajjelbe feit 1818 thatſächlich, wiewohl unter vielfachem 
Widerſpruche der Stände ausgeübt, und wenn dies auch im Ganzen mit 
Mäßigung und nad den Anforderungen bed Bebürfnifjes gefhehen ift, fo 
find gleihwohl auch erorbitante Fälle vorgefommen, in welchen hinſichtlich 
bed Umfanges der angedrohten Strafen weit über dasjenige hinausgegan— 
gen wurde, was vor 1818 in Uebung gewejen war. Die auf diefe Weife 
emanirten Berordnungen wurden zwar in ben Xandestheilen dieſſeits des 
Rheines von den mit der Judilatur in Polizeiftraffachen betrauten Polizei 
behörden ohne Bedenken in Anwendung gebracht; allein in der Pfalz, wo bie 
Polizeiftrafgerihtsbarfeit durch Gerichte verwaltet wird, welche nur ſolche 

waltungsverorbnungen mit Strafandrohung als vechtöverbindlid, erachten 
und ihren Urtheilen zu Grunde legen dürfen, welde auf Grund einer ges 
ſetzlichen Ermädtigung erlafjen werden, wurde ein Kronrecht zur Erlajjung 
folder Strafbeſtimmungen nicht anerkannt, jo weit nicht in einem beftimmz“ 
ten Gejege eine Ermächtigung biezu nachweisbar war; es wurden baber 
in einem Landestheile diejelben Verordnungen vollzogen, in einem anderen 
wegen Illegalität ihrer Entſtehung völlig unbeachtet gelajjen. 

Mit den Fortſchritten ber landesherrlihen Gewalt und des landes— 
berrlichen Verordnungsrechtes in Volizeifahen in der Richtung einer ab: 
foluten Infallibilität und einer alle Berhältnifje berührenden Einwirkung 
wurden auch die Anorbnungsbefugniffe der Polizeibehörden, eines wichtigen 
Mittelglieded in der neueren Drdnung der Dinge, unter Vernichtung ober 
enger Begrenzung aller forporativen Gelbjtändigfeit und gemeindlichen 
Autonomie erweitert, womit die Schaffung einer neuen Bolizeigerihtsbars 
keit auf Koften der Rechtspflege in Form der Adminiftrativjuftiz und ber 
polizeilihen Judikatur für Potigeiftraffagen Hand in Hand ging. 

11* 
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Der in den erſten Dezennien dieſes Jahrhunderts gefhaffene Zuftand 
der Dinge, der feine Wirkſamkeit in den Landestheilen diefjeits des Rheines 
in die Gegenwart bis zum Inslebentreten des PStGB. erftredt, iſt folgender: 

Das Gemeindeedift von 1808 vernichtete die gemeinheitlihe Lokalpoli— 
zei. — Die Polizeiverwaltung in den größeren Städten wurde in die Hände 
eigener PBolizeibehörden, der Polizeidiveftionen, gelegt; die Lofalpolizei in 
ben übrigen Städten und Landgemeinden wurde durch $. 5 der Reichsver— 
fafjung von 1808 den Landgerichten übertragen. 

Die Verordnung vom 28. September 1808 beftimmte in $. 87: 
„Die Polizeidirektionen dürfen Leine Verordnungen erlaffen und bie 
bejtehenden Verordnungen nicht abändern, wohl aber die Polizeiver: 
ordnungen für den Fall und Ort erneuern und nad) gejchehener An: 
frage bei den höheren Stellen Reglements erlaffen, welche denjelben 
angemejjen find.’ 

Da nun $. 90 derfelben Verordnung den Polizeidireftionen auch bie 
Beitrafung der Polizetübertretungen überträgt, und in $. 91 als die Stra— 
fen, welche die Polizeidireftionen verorbnen können, die Konfisfation verbo- 
tener Gegenftände, Arreftitrafen bis zu 3 Tagen und Gelditrafen und Ent: 
[hädigungen bis zu 50 fl. angeführt find, fo darf man wohl annehmen, 
dag im Sinne diefer Verordnung die Polizeidireftionen auch berechtigt 
fein follten, in den in ihre Kompetenz gelegten Bolizeifahen mit Genehmig- 
ung der Kreisftelle allgemeine Anordnungen von dauernder Geltung zu er 
laſſen und die Webertreter mit Polizeiftrafen bis zu dem in $. 91 bezeidh: 
neten Marimum zu bedrohen. 

Die gleiche Kompetenz zu reglementären Beftimmungen muß aud für 
bie Landgerichte anerkannt werden, deren polizeiliche Befugniß im Allgemei- 
nen auf der Grundlage der Anftruftion vom 24. September 1808 beruht. 

Erit durd das Gemeindeedift und die Staatsverfafjung von 1818 
wurde eine gemeinheitliche Lokalpolizei wieder hergeitellt ; den größeren Städten 
wurde die früher innegehabte Lokalpolizei im Wefentlihen in ihrem vollen 
Umfange unter Zugrundlage der Verordnung vom 24. September 1808 
durch $. 69 des Gemeindeediktes zurüdgegeben; in ben Eleineren Städten 
und Märkten erhielten die Magiftrate die Ortspolizei durd) $. 68 des Ge 
meinbeediktes nad Maßgabe des F. 88 bis 9O der VI. Verf. Beilage. 

In den Landgemeinden wurde die Ortspolizei der Gemeindebehörde in 
dem $$. 117 bis 119 des revidirten Gemeindeediktes bezeichneten Umfange 
übertragen. Hiedurch wurde die für Bayern wegen des Zufammenhanges 
mit der Gemeindeverfaffung als ein Beitandtheil des Verfafjungsrechtes an: 
zufehende Scheidung der Orts- und Diftriftspolizei vollbradyt, indem nur 
die niederen ortspolizeilichen Befugnifje den einem Landgerichte untergeorb: 
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neten Gemeinden übergeben find, während bie höheren und wichtigeren 
ortspolizeilihen Befugniffe für ſämmtliche Gemeinden des Bezirkes zentra- 
lifirt und unter dem Namen ber Diftriftspolizei in der Zuftäindigfeit der 
Diftriftspolizeibehörde verblieben find. Die Diftriftspolizei felbft hat einen 
verfchiedenen Umfang, einen größeren gegenüber den Landgemeinden, denen 
die Ortspolizei gemäß $$. 117—119 des Gemeinbeediftes zukommt, 
einen Mleineren in jenen Städten und Märkten, welche bie Lofalpolizei 
nah $. 68 des Gemeindeediftes ausüben. 


Aus diefem Hiftorifchen Hergange erflärt fih, daß ben einer Kreisre— 
gierung unmittelbar untergeordneten Studtmagiftraten aud biefelben Bes 
fugniffe zur Erlaſſung von Reglements innerhalb ihrer Zuſtändigkeit zurüd: 
gegeben worden find, welde die vor ihnen bejtandenen Polizeidireftionen 
befefjien haben, daß dagegen bie Landgerichte als Diftriftspoligeibehörden in 
ben der Diftriftspolizei verbliebenen Polizeiangelegenheiten das Recht zur 
Erlafjung reglementärer Anordnungen zurüdbehalten haben. Für eine ähn— 
lihe Befugniß der übrigen Gemeinden läßt ſich aus den pofitiven Quellen 
bes bisherigen Polizeirehtes kein Beweis führen. Dagegen läßt fi das 
Reht der Diftriktspolizeibehörden zur Erlaffung allgemeiner diftriftspoli= 
zeiliher Anordnungen für einzelne bejtimmte Fälle auch durch ausdrückliche 
Gefegesvorfhriften begründen, namentlih durh $. 90 lit. a und h ber 
VI. Berf.:Beil.; Art. 76 des Forſtgeſetzes vom 28. März 1852; Art. 52 
und 100 des Geſetzes über die Benügung ded Wafjers; Art. 23 und 26 
des Geſetzes über den Uferſchutz. 

Was nun die Befugniß der höheren Bolizeiftellen zur Erlaffung allges 
meiner Anordnungen betrifft, fo bat die allerhödite Verordnung vom 
17. Dezember 1825 folhe Befugniffe der Kreisregierungen, Kammern bes 
Innern, mehrfah anerkannt, 3. B. in $. 52 Abſ. 1, $. 53 Abf. 2, 
$. 56 Abf. 1 und 5, $. 57 Abſ. 1, $. 64, ohne jedoch über die Befug- 
niß zur Strafandrohung oder den Umfang einer folden Befugniß irgend 
etwas zu äußern. Daneben bejtimmt jedoch $. 19 Folgendes: 


„Wir machen e8 dagegen unfern Kreisregierungen zur Pflicht, 
bie Kompetenz der Unterbehörden in feiner Weife zu fchmälern, ben: 
felben unter Vorbehalt der Befchwerde und der amtlichen Rüge ben 
unmittelbaren Vollzug der Gefete und Verordnungen, fowie das 
eigentliche Detail der Verwaltung zu überlaffen, und insbefonderg, 
infoferne die Gefege und Allerhöchften Verorbnungen es für einzelne 
Gegenftände und ihre Kategorien nicht anders bejtimmen, 

a) den Unterbehörben jede örtlihe Anordnung zur felb: 
ftändigen Verhandlung hinzuweiſen 20. 
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Die allerhöchſte Verordnung vom 9. Dezember 1825, die Formation 
ber Minijterien betr., beftimmt in $. 26: 

„Jedem Minifter ſteht der Vorfchlag zu allen auf Gegenftände 
feines befonderen Reſſorts Bezug habenden Gefegen und Berorb: 
nungen zu; nachdem diefe vorfchriftmäßig vorbereitet wurden und 
die allerhöchſte Sanktion erhielten, hat er fie zu fontrafigniren. 

Zu dem Wirkungskreife des Minifteriums des Innern gehört nad 
Urt. 74 die gefammte Staatspolizei; ein hierauf bezügliches Verordnungs⸗ 
recht ijt jebody nirgends berührt. 

Sieht man nun auf die bisherige Praris, fo ergibt fih, baß bie 
Grenzen ber beftehenden Kompetenzverbältniffe bisher in Feiner Richtung 
eingehalten worden find. Das Minifterium bat neue allgemeine Anorb: 
nungen in folden Fällen erlaffen, im denen folhe Anordnungen ausbrüd: 
lich in die Befugniß der SKreisregierungen gelegt find. Man vergleiche 
3. B. die Minifterialverordnung vom 6. Aug. 1839, die Leichenſchau betr., 
gegenüber $. 53 Abf. 2 der allerhöchjften Verordnung vom 17. Dezember 
1825. 

Ebenfowenig wurde von ben Kreisregierungen die Kompetenz der Un 
terbebörden genau beachtet. 

Unter dem Gefihtspunfte der Leitung und Beauffihtigung wurden 
nit allein zahlreihe Anordnungen an fümmtlihe Diftrittspolizeibehörden 
erlaffen, fondern mitunter aud) örtliche Saßungen für eine einzelne Stadt. 
So iſt 3. B. eine Speditionsordnung für die Stadt Münden vom 
29. Januar 1847 unmittelbar von der Kreisregierung erlaffen worden. 
In ähnlicher Weife benimmt ſich die Diftriftspolizei der niederen örtlichen 
Polizei gegenüber; nur im den größeren Städten, insbefondere jenen, in 
welchen fih in Folge früherer reihsftädtifcher*Verfaffung Ueberrefte älterer 
Zofalordnungen erhalten haben, berrfchte ein regfamer Geift; man beſchränkte 
ſich dort nicht damit, die erhaltenen Negierungsrefcripte zu publiziren, fonz 
dern ſuchte aud auf polizeilihem Gebiete dem ntereffe und dem Bedürf— 
niffe der Gemeinde entfprehende Anordnungen und Einrichtungen zu ſchaf— 
fen. Diefe erfchöpften nicht allein dasjenige Gebiet, welches im Sinne des 
PStGB. aud künftig ber Lofalautonomie zunächſt überlafjen bleiben fol, 
jondern behandelten zum Theil auch folhe Angelegenheiten, welche jet dem 
oberpolizeilihen Anordnungsrehte vorbehalten find. 

Von einer anordnenden Wirkfamkeit der Lofalpolizei in den Landge— 
meinden werden ſich außer den hin und wieder vorkommenden Feldpolizei— 
beihlüffen faum Spuren nachweifen laſſen. 

Auch in Bezug auf den Umfang ber in den verjchievenen Polizeian: 
ordnungen gebrauchten Strafdrohungen läßt fid) weder eine geſetzliche noch 
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eine durch feften Gebraud begründete Grenze nachweiſen. So wie man 
in einzelnen fgl. Verordnungen zu höheren Strafandrohungen gelangte ale 
früher üblich gewefen war, fo würden auch in anderen polizeilichen Vor: 
fhriften die Strafandrohungen jtrenger und felbit in lokalpolizeilichen find 
bie durch $- 90 der Verordnung vom 24. September 1808 gezogenen 
Grenzen nicht immer eingehalten worden. 

Anders waren die Zuftände, welche in ber Pfalz während ber polis 
tifhen Verbindung mit Franfreih eingeführt worben find und im Wefent: 
fihen unverändert fortbeftanden haben. 

In Frankreich, dem Heimathslande der meiften modernen Bolizeiein- 
rihtungen, bat bie fonjtituirende Nationalverfammlung dur Geſetz vom 
14. Dezember 1789 eine Gemeindeverfafjung geſchaffen, welche die Idee ber 
ausgedehnteſten Selbftverwaltung zu verwirklichen ftrebte. Diefelbe ſchuf 
in jeder Gemeinde zwei Gemeinbefollegien; dem verwaltenden Kollegium 
(corps municipal) wurde die gefammte Zofalpolizei übertragen. 

Das Geſetz vom 16.24 Auguft 1790 über die Gerichtöverfaffung bes 
handelt in Titel XI die polizeilihen Befugniffe der Munizipalbehörden; 
befonders enthält Art. 3 die Aufzählung der Gegenjtände der Lokalpolizei 
unter ſechs fehr allgemein gehaltenen Kategorieen; Art. 5 handelt von ben 
Strafen ber Polizeiübertreter. 

Ein Dekret vom 19./22. Juli 1791 ſchuf im Art. 2 befondere Poli: 
jeigerihte und enthält im Art. 46 folgende, die Hauptgrundblagen- des 
polizeilichen Verordnungsredhtes in Frankreich bildende Beitimmungen: 

„Kein Munizipalpolizeigeriht noch irgend ein Munizipalforps foll Ber: 
ordnungen machen dürfen, doch foll e8 unter dem Namen und Titel „Berath: 
ſchlagung“ (deliberations) und mit Vorbehalt der Abänderung, falls es 
nöthig wäre, durch die Departementsverwaltung über folgende Gegenjtände 
Beichlüffe machen dürfen: 

1) wenn es lokale Vorfihtsmaßregeln wegen ber feiner Gewalt durch 
den 3. und 4. Artikel des Dekretes über bie Einrihtung bed Ges 
richtsweſens anvertrauten Gegenftände anordnen muß; 

2) wenn es nöthig ift, die Polizeigefeße und Berordnungen auf's Neue 
befaunt zu machen, oder die Bürger an ihre Beobadhtung und 
Befolgung zu erinnern. 

Das unter dem Direktorium erlaffene Geſetz vom 21. Fructidor III. 
brachte eine neue Drganifation der Departementals und Munizipalverfafjung 
und übertrug den Gejhäftsfreis der früheren Munizipalförper an die ftäbti- 
jhen und Kantonsmunizipalititen. Das Gefeß vom 28. Pluviöse VIIL, 
eine Folge ber Konfularverfafjung, übertrug im Art. 13 bie Verwaltungs: 
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amtsverrichtungen biefer Körperfchaften an bie Maires (Bürgermeifter) und 
beren Adjunkten. 

Die Idee eines gemeinheitlihen Selbſtverwaltungsrechtes, ausgeübt 
durch freierwählte Organe ber Gemeinde in Follegialer Organifation, war 
aufgegeben; ber Maire, ein von bem Chef der Erefutivgewalt ernannter 
und völlig abhängiger Verwaltungsagent, hatte die Befugniß zur Erlaffung 
der Iofalpolizeilihen Verordnungen überfommen. 

Dur das Strafgeſetzbuch vom 3. Brum. IV. traten bie Strafbeftim: 
mungen bes Art. 600 und 606 biefes Gefebbudhes an die Stelle jener bes 
Titel XI Art. 5 des Gefeßes vom 16./24. Auguft 1790. 

In der Pfalz bleiben die Strafen bes Brumaire:Gefeßes für Ueber: 
tretungen ber Ortspolizeibefchlüffe in Geltung, in Frankreich find biefelben 
durh Art. 471 3. 15 ber Redaktion des Code pénal von 1832 erfekt. 

Durd bie Erlaffung des Code penal wurde das Bereich ber Lokal— 
“ polizeibefchlüffe infomweit beſchränkt, als das Gefekbuh eine Reihe von 
Uebertretungen, deren Verbot bisher der Lofalpolizei überlaffen war, in 
das Strafgefeßbuh aufnahm und durch genaue Bezeihnung des Thatbe— 
ftandes und der Strafe-der örtlichen Anordnung in ber Art entrüdte, daß 
die Lofalpolizei in Bezug auf bie im Geſetzbuche behandelten Materien Feine 
Strafbeftimmungen erlafjen darf, welche über die im Geſetzbuche normirten 
Berbote hinausgehen. 

AS das eigentliche Organ, welches Polizeibefhlüffe mit Strafmirk: 
famfeit zu erlaffen bat, ift nah dem franzöfifhen Syſteme zunächſt ber 
Bürgermeifter anzujeben. Der Gemeinberath nimmt an befjen polizeilichen 
Befugniffen feinen Antheil; jedoch nimmt die Praxis des franzöſiſchen Kaf- 
fationshofe® an, daß Gemeinderathsbefhlüffe in ben ber Kompetenz bes 
Gemeinderathes anvertrauten Gemeindeangelegenheiten, 3. B. über Bertheil- 
ung von Gemeindenugungen, ebenfalls mit wirffamen Strafandrohungen 
verfehen werden fünnen. 

Ungeachtet nad den allgemeinen Beltimmungen des Strafgefehbuches 
Art. 4 Feine Uebertretung ftrafbar fein fol, wenn nicht ein Geſetz die Straf: 
barfeit derjelben feititellt und ungeachtet fein Gefet zu Gunften der De- 
partementalverwaltung biefelben Ausnahmen gemacht hat, wie zu Gunften ber 
Munizipalverwaltung, fo bat doch die franzöfifhe Praris aus dem Rechte 
bes Präfeften, Lokalpolizeibefchlüffe, wenn es nöthig ift, zu reformiren, 
auch die Befugniß bdefjelben abgeleitet, Lofalpolizeibefhlüffe über diefelben 
Materien, die im Geſetze von 1790 "genannt find, felbft zu erlaffen. Die 
Praris des franzöfifhen Kaffationshofes hat dieſe Ufurpation gebuldet und 
es wird von biefer Befugniß fomohl in Franfreih als in der Pfalz ein 
reiher Gebraud gemacht, in ber Regel jedoch nur in ſolchen Fällen, wenn 
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allgemeine, die Geſammtheit ber Gemeinden bes Kreifes gleichmäßig be 
rührende Anordnungen erforderlich jcheinen. Die franzöfifhe Praris nimmt 
an, daß, wo ein Beſchluß des Präfekten in Mitte Liegt, Fein Bürgermeifter 
fpäter demfelben wiberfprechende Lokalbeſchlüſſe erlaffen darf. 

Nachdem einmal die Schranfe zu Gunften der Präfekten gebrochen war, 
Tagen weiter gehende Schritte nahe; man nahm an, daß auch ber Bolizeiminifter 
in 2ofalpolizeifahen allgemeine Anordnungen erlafjen bürfe, ja es murben 
durch Faiferlihe und Föniglihe Dekrete und Orbonnanzen Iofalpolizeiliche 
Anordnungen von allgemeiner Wirkfamfeit erlaffen. So enthält 3. B. das 
wichtige Faiferlihe Dekret vom 15. Dftober 1810 über die Manufafturen 
und MWerkftätten, welche einen ungefunden oder einen üblen Gerud von 
fih geben, gar feine Strafbeftimmung und befjen Hebertretung wirb in ber 
Praris blos wie bie Lebertretung eines Lofalpolizeilichen Beſchluſſes behandelt, 

Dagegen bat fi die franzöfifhe Praris konſtant dafür ausgefprochen, 
baß bie Unterpräfeften, an beren Stelle in der Pfalz die Landkommiſſäre 
getreten find, nicht berechtigt feien, Lofalpolizeibefhlüffe mit Strafwirffam: 
feit zu erlaffen. In ber Wirflichfeit unterliegt es jedoch feinem Zweifel, 
daß die meiften Rofalpolizeibefchlüffe ber Bürgermeifter auf Infpiration ber 
Unterpräfeften und nad mitgetbeilten Formularien erlaffen werben. 

Was nun den Gegenftand der Lofalpolizeibefhlüffe betrifft, fo find 
die in dem Gefeße von 1790 Titel XI Art. 3 3. 1—6 aufgeftellten Ka- 
tenorieen fo allgemein, daß fie alle mwefentlichen Aufgaben ber Sicherheits: 
polizei umfaffen; dagegen find Anforderungen ber Wohlfahrts:, Sitten: 
und Unterrichtöpolizei ausgefhloffen. Man kann baber annehmen, daß 
alle im Intereſſe der öffentlihen Sicherheit nothiwendigen Anordnungen, 
foweit e8 zur Ergänzung ber beftehenden Strafgefeße fuppletorifch erforder: 
lich ift, durch Rofalpolizeibefchlüffe non jenen Organen erlaffen werden kön— 
nen, benen bie Praris das Recht hiezu anerkennt. Da nun überdieß bie 
Bürgermeifter auch das Recht haben, - ältere, aber außer Anwendung ge: 
fommene Gefeße und polizeiliche Verordnungen auf's Neue zu publiziren 
und beren Beobachtung einzufhärfen, fo kann in Frankreich nicht leicht der 
Fall vorfommen, daß man in Bezug auf irgend eine Sicherheitsgefährbung 
nicht eine Norm zu ſchaffen oder zu finden weiß. Will man ſich überzeu: 
gen, in welchem Umfange das Recht der Erlafjung Iofalpolizeiliher Anorb- 
nungen ausgebeutet worden ift, jo muß man bie hierüber beftehenden Spe- 
zialwerke vergleihen, namentlih das Werk von Medikus über die ben 
- Bürgermeiftern ber bayeriſchen Pfalz zuftehende Befugniß, Lokalpolizeibefchlüffe 
mit Strafwirkfamkeit zu erlaffen und das Wert von Ehampagny, 
„IraitE de la police municipale, ou de l’autorit€ des maires, de 
l’administration et du gouvernement en matiöres reglementaires.‘* 
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Mebrigens ift es in ber franzöfifchen Praris und namentlich aud vom 
Kaffationshofe anerkannt, daß in den unter Titel XI Art. III des Geſetzes 
vom 16./24. Auguſt 1790 zu ſubſumirenden Fällen nicht allein allgemeine 
Anordnungen, fondern auch befondere Auflagen (injonetions partieuli&res) 
an einzelne bejtimmte Perfonen mit der Wirkung erlaffen werben können, 
baß jelbe im Falle der Nichtbefolgung in die Polizeiftrafe verurtheilt wer: 
ben können. Die allgemeine Polizeiüibertretungsftrafe in ber durch die Ge: 
fege normirten Größe ift daher in Frankreich und in der Pfalz eine Orb: 
nungsftrafe, welcher die Uebertreter allgemeiner ober fpezieller Anordnungen 
der Bolizeibehörben unterworfen werben können; fie ift daher aud ein Sur 
rogat für die in bem Entwurfe des PStGB. Art. 44 enthaltenen Beftim: 
mungen. Ein Reht zur Anwendung anderer Ordnungsftrafen gegen fpes 
ziellen Ungehorfam haben die Polizeibehörden aller Grabe in Frankreich 
nicht, aber auch die Anwendung bdiefer Orbnungsftrafe fett voraus, daß 
ein innerhalb ber Zuftändigkeit der Behörde gelegener Lokalpolizeibeſchluß 
ergangen und dem Betheiligten gehörig infinuirt worden ift, und baß bie 
verwirfte Polizeiftrafe durch den Polizeirichter ausgefprodyen wird, der uns 
beftreitbar aud die Befugniß beſitzt, die Zuſtändigkeitsfrage in Bezug auf 
bie Erlafjung des Beſchluſſes zu prüfen. 

Die allgemeine Bolizeiftrafe ift in der Pfalz zur Zeit noch die in bem 
Geſetzbuche vom 3. Brumaire des Jahres IV Art, 600 und 606 vorge: 
fehene. Diefelbe befteht in einer Geldftrafe von dem Werthe einer Tages: 
arbeit bis zu dem Werthe dreier Arbeitstage oder in Gefängniß von 
1—3 Tagen. Die in der Pfalz üblihe Schäßung bes Werthes eines Tag: 
lohnes ift gleich 18 fr. Es find daher Geldftrafen von 18—54 fr. ober 
Arreſt von 1 bis zu 3 Tagen üblich. Bei Rüdfall kann nad Art. 607 
und 608 bes Brumaire:Gefeßes nur die Geldftrafe verdoppelt werben, nicht 
aber die Arreftitrafe, 

Konfisfationen einzelner Sachen find nad; Art. 407 des Code penal 
nur in geſetzlich beftimmten Fällen zuläffig, find daher bei Uebertretung 
von Lofalpolizeibefhlüffen nicht anwendbar, da ba Brumaire-Geſetzbuch 
ſolche nicht vorgefehen hat. Die Praris Hilft ſich jedoch häufig dadurch, 
daß fie die Wegnahme und Vernichtung ſchädlicher Sachen als eine einfache 
Derwaltungsmaßregel erklärt, welche zur nothwendigen Sicherung bes 
Bublitums vorgenommen werben bürfe, 

Eine Beftätigung Iofalpolizeiliher Beſchlüſſe durch den Unterpräfeften 
oder Präfeften war in dem Gefege nicht vorgefehen und wurde urſprünglich 
in ber franzöfifchen Praris nicht gefordert. Die Praris der Pfalz fordert 
Beftätigung des Landlommiffärs. Für Frankreich ift diefe Angelegenheit 
in neuerer Zeit durch eine, wie allgemein angenommen wird, zwedmäßige 
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geiehliche Verfügung vom 18. Juli 1837 geregelt, welche folgenden In 
balt bat: 
‚Der Maire faßt Befchlüffe zu dem Endzwecke: 

1) örtliche Maßregeln über die dur die Gefege feiner Wachſam⸗ 
feit und feiner Amtsgewalt anvertrauten Gegenftände anzus 
ordnen; 

2) Die Polizeigefeße und Polizeiverordnungen von Neuem befannt 
zu maden und den Bürgern deren Beobachtung einzufhärfen. 

Die von dem Maire gefaßten Beſchlüſſe find unverweilt dem Un: 
terpräfeften vorzulegen. — Der Präfekt kann fie aufheben und deren 

Bollzug einftellen. Diejenigen von biefen Bejchlüffen, melde eine 

fortwährend gültige Verordnung enthalten, find erft einen Monat 

nah ber durch die Empfangsbefheinigung bes Unterpräfeften nad: 
gewiefenen Vorlage bes Duplifates vollziehbar.‘ 

Das Rekursreht der Betheiligten gegen unzwedmäßige und materiell 
verletzende Rokalpolizeibefchlüffe ift in der franzöfifhen und pfälziſchen Pragis 
anerfannt. In der Pfalz ift der Rekurs gegen Lokalpolizeibeſchlüſſe an bie 
Kreisregierung und an das Minifterium jedem Betheiligten zugelafen; eine 
Rekursfrift befteht nicht; der Rekurs bat in der Regel keinen Sufpenfiv- 
effekt, fo lange nicht eine höhere Verfügung den Auffchub ber angegriffenen 
Verfügung beftimmt. Die Polizeigerihte haben nur die fompetenzmäßige 
Erlaffung, nicht die Zwedmäßigfeit oder Unzweckmäßigkeit des Beſchluſſes 
zu prüfen, fie find an den materiellen Inhalt des Beſchluſſes gebunden 
und bürfen feine in diefem nicht zugelaffene Entſchuldigung anerfennen, 
Der Kaffationshof berüdjihtigt nur die Einrede des Nothitandes (force 
majeure). 

Ueber Dasjenige, was zur Regulirung biefer Frage in anderen beut- 
ihen Staaten durch bie neuere Gefeßgebung gefchehen ift, namentlich im 
Preußen durch das Gefeß über die Bolizeiverwaltung von 11. März 1850, 
find die in ben Verh. d. K. d. Abg. v. 185%,, Beil.-Bb. II ©. 100-108 
gegebenen Nachweiſungen zu vergleichen. 

Der im Jahre 1856 vorgelegte Entwurf eines PStGB. fuchte bie 
Frage in einem bie Allgewalt der Bureaufratie legalifirenden Sinne zu 
löjen. 

Der Entwurf Hatte nicht blos für Erweiterung bes Bereiches ber Po- 
lizeiübertretungen überreichlich geſorgt, und ſchon in feinen firirten Straf 
beftimmungen bie ber Polizeiftrafgewalt vernünftiger Weife zu feßenden 
Aufgaben und Grenzen weit überfhritten, fondern er wollte außerdem das 
bisher geübte königliche Verordnungsrecht in Polizeifahen ohne alle Be: 
ihräntung ſtillſchweigend forterhalten, mithin die ganze Kontroverfe über 
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bie Anwendbarkeit der Verf.“Urk. Tit. VII $.2 auf polizeiliche Strafbeftim: 
mungen fortbauern lafjen. 


Der Entwurf hatte im fehr zahlreihen Fällen bes befonderen Theiles 
Strafbeftimmungen unter Verweiſung auf polizeiliche Vorſchriften erlaffen. 
In allen diefen Fällen jollten die Polizeibehörden nad Art. 247 zur Er: 
laffung ber betreffenden Vorſchriften beredytigt fein; die Kompetenz ber Be: 
börden follte auch in diefer Beziehung nad Art. 252 nur durch königl. 
Verordnung geregelt werden. 


Daß jedoch hiebei nur das bureaukratiſch-hierarchiſche Spitem in's 
Auge gefaßt werben wollte und von einem der Autonomie geitatteten freien 
Spielraume feine Rebe war, ergab fid aus Art. 250, wonach jede polizei: 
liche Vorſchrift außer Wirkſamkeit treten follte, fobald eine höhere Behörde 
über benfelben Gegenſtand verfügt. 


Zu allem Ueberfluffe jollte den Polizeibehörben aller Grade durch 
Art. 248 und 249 die Befugniß eingeräumt werden, auch über folhe Ge— 
genftände, worüber bisher weber durch Geſetz noch durch Verordnung Be 
ftimmungen erlaffen worden waren, polizeiliche Gebote und Verbote zu 
erlaffen und. deren Uebertreter mit Bolizeiftrafen zu bedrohen, deren Höhe, 
wenn die Vorfhrift von einer Kreisregierung oder einem Minifterium er: 
lafien war, bis auf das damals beabfidytigte Marimum der Polizeiftrafe, 
zu 3 Monaten Arreft und 300 fl. Gelditrafe, gefteigert werben konnte. 

Gegen bie Erlaffung ſolcher Vorſchriften mit dem abgefchmadteften 
Inhalte war Ffeinerlei Schußmittel vorgefehen, ja nah Art. 253 war bie 
bloße Eriftenz einer ſolchen Borferift genügend, um den Uebertreter unwi— 
berruflih der angebrohten Strafe zu unterwerfen, indem bei der Abur: 
theilung jede Prüfung der gefeglihen Zuläffigkeit der Vorſchrift ausdrücklich 
unterjagt war. 

Wäre dasjenige verwirklicht worben, was jener Entwurf beabfichtigte, 
fo wäre Bayern wirflid das gelobte Land der Bureaufratie und bed Polis 
zeibespotismus geworben. Neben einem allmächtigen Kronverorbnungsredte 
hätte das Land fo viele Gefeßgeber als Polizeibehörden erhalten. 

Jeder biefer Gefeßgeber dürfte beliebig neue Polizeiübertretungen er: 
finden und an bie ſchwierigſten ragen ber Polizeigefeggebung Hand ans 
legen, bei welchen es oft ſchwer ift, fi fhlüffig zu madhen, ob ben Er: 
eigniffen noch zuzuſehen oder einzufchreiten fei, und bei welchen ein weifer 
Geſetzgeber fih abfihtlih der Verfügung enthält, weil er bie bisherigen 
Erfahrungen noch nicht als zureihend zur fpruchreifen Entfheidung erachtet. 

Bayern wäre mit einer Sündfluth fonderbarer Polizeivorſchriften bebroht 
gemwefen, welche möglicher Weife von Drt zu Drt wechfelnd, eine wahrhaft ba= 
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byloniſche Begriffsverwirrung herbeiführen und alles geſunde Leben erftidlen 
konnten. 

Diefe Gejegesvorjhläge konnten in meinem VBortrage, der am 15. Mai 
1857 an ben Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der Abgeordneten erjtattet, 
wurde, nur eine jtrenge Beurtheilung zur Folge haben, welche Niemand, 
der den Zweck und die Tragweite ber gemachten Vorſchläge überblidt, als 
zu jtrenge finden wird. Jedoch wurde nicht auf dem Standpunkte der Ne: 
gation ftehen geblieben, fondern es wurden Gegenvorſchläge gemacht und 
begründet, um die Frage in einem anderen Sinne zu löfen. Verh. d. 
GGa. d. K. d. Abg. v. 18°7/,,, Bd. HI ©. 6—13, 25—28, 

Jene Kritit der damaligen Regierungsporlage ift von der Mehrheit 
der Kammer der Abgeordneten in den Sitzungen v. 14. und 15. Februar 
1859 (Verh. d. 8. d. Abg. I ©. 17 u. folg.) beftätigt worden, 

Die Grundfäge, auf welchen die Gegenvorjchläge beruhen, und dieſe jelbft 
wurden in dem neuejten Entwurfe vielfach berüdjichtigt, wiewohl man ſich 
auch bier von dem alten Standpunfte einer jubjidiären Gejeßgebungsgewalt 
der Polizeibehörden und einer kuratelen Vorſorge für den Fall der Nichter- 
füllung der Pflihten der LXofalpolizei in den Art. 29, 33, 34 bes Entw, 
nit ganz zu trennen vermochte. 

Die Grundfäge, welde zu einer Berftändigung in ig Materie ge 
führt haben, find in der Hauptſache folgende: 

I. Man war in der II. Abtheilung des PStGB. darauf bedadt, alle 
Materien, welche für die Gefeggebung als bereift erfdienen, bei welden 
es nad) dem Standpunkte der bisherigen Erfahrungen ald möglich erachtet 
wurde, genaue Beitimmungen über den Thatbeftand der betreffenden Ueber: 
tretungen zu erlaſſen und bei welden es wahrfcheinlid, jhien, baß die ge 
feglihe Borjchrift auf längere Dauer in Geltung belafjen werden könne, 
im Geſetzbuche felbjt definitiv zu regeln. So ift in dem Geſetzbuche eine 
größere Zahl von Polizeiübertretungen vollitändig behandelt, als in ben 
Geſetzbüchern größerer Staaten, namentli im Code pénal und im preußis 
fhen Strafgefegbude. Aud wurden die das Geſetzbuch ergänzenden Spe— 
zialgefeße polizeilichen Inhalts theils im Geſetzbuche ſelbſt theild im Einf. 
Gef. eingereibt. 

U. Wurde darauf Bedacht genommen, alle jene Fälle auszufondern, 
welche ſich zu einer bleibenden geſetzlichen Feſtſtellung nicht eignen, weil 
die Verhältniffe,. auf welche fie fich beziehen, der Veränderung, dem Wechfel 
nah Zeit und Ortsverhältniffen unterworfen oder die zu erlaffenden Ge: 
bote oder Verbote durch noch nicht abgefchkoffene Ergebnifje der Erfahrung, 
durch Fortfchritte der Technik und Wifjenfchaft bedingt find. Für alle Fälle 
ber Art, in welden bie Nothwendigkeit polizeiliher Gebote und Verbote 
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vorausfehbar war, wurde bie Möglichkeit der Erlaffung geſetzlich vorbe— 
halten, die Strafe der Uebertretung gejeglich regulirt und auf dieſe Weife 
die Ergänzung des Geſetzbuches durd, die auf Grund deſſelben zu erlafjen- 
den Anordnungen angejtrebt. 

Zwar haben aud andere Geſetzbücher dieſen Weg bereits eingefchlagen. 
Allein in wefentlihen Punkten bat das PStGB. zum erftenmale die Durd- 
führung eines neuen Prinzipes verſucht. 

Während man fi in anderen Gefeßgebungen, namentlih im franz. 
‚Gef. vom 16/24. Auguft 1790 Tit. XI Art. 3 und im preußifchen Gefeße 
vom 11. Mai 1850 $. 6 begnügt bat, die Gegenftände, welche die Auf: 
gabe bejonderer polizeiliher Borfchriften bilden, in einer Reihe fehr allge: 
meiner Rubriten zu bezeichnen, welche jo weit greifend ſind, daß faſt alle 
Aufgaben der Siherheitspolizei darunter jubjumirt werden können, bat 
man im PGStG. die Gegenftände der zuläffigen Anordnungen fpezialifirt 
und dadurch ungeachtet der ſcheinbar großen Zahl der aufgeftellten Spezial: 
fälle vem Anordnungsrechte engere Schranken gezogen ald ed durch jene ges 
neralifirenden Geſetze gejhehen ift. 

Während nad den anderen genannten Geſetzgebungen regelmäßig alle 
nöthigen Ergänzungsvorſchriften von der Ortspolizei erlaſſen werden jollen 
und ben höheren Verwaltungsorganen nur das eventuelle Recht zu Anord: 
nungen gleiher Art vorbehalten ift, hat man mit Rüdjicht auf die Natur, 
bie Wichtigkeit und das Anwendungsgebiet ber zu erlaffenden Normen von 
vornherein verjhiedene Arten derjelben zugelaffen und die Kompetenz zur 
Erlaſſung derjelben gefeßlih aufs Genauefte regulirt. Hienach zerfallen die 
geſetzlich als zuläfiig erklärten Normen 

1) in königliche Verordnungen. Es wurde in feiner Weife beabfichtigt, 
das k. Berorbnungsredyt zu negiren, fondern nur dasſelbe zu firiren und 
auf gefeglichen Boden zu ftelen und damit auch deſſen Anwendbarkeit und 
Anerkennung vor dem Forum ber Gerichte in den geeigneten Fällen außer 
Zweifel zu ſetzen. In vielen Fällen wurde in dem Erforderniſſe einer 
k. Verordnung eine Garantie gegen unmotivirten Erlaß oder gegen nach— 
theiligen Wechjel der Grundfäge erblidt, die man in einer anderen Art 
polizeiliher Borfhriften in genügendem Maße vorzufinden glaubte, Dem 
k. Berorbnungsrehte wurde vorzugsweife die Ordnung jener AUngelegen: 
beiten vorbehalten, bei welchen bie Wichtigkeit des Gegenftandes eine höchſt 
forgfältige Vorberathung und einen Schuß gegen Ungleidförmigfeit und 
allzu häufigen Wechſel der polizeilichen Mafregeln zu erfordern ſchien und 
bei welden die ergebenden Vorſchriften erfahrungsgemäß nicht zu häufig 
einer Abänderung unterworfen werben müffen. 

2) In Berüdjihtigung der Erfahrungen ber bisher in Bayern bes 


Art. 32—39. Cinleitung. 175 


ftandenen Praris und in Folge der Beachtung deſſen, was bie Praris 
anderer Yänder an die Hand gibt, ſchien es angemejjen, audy ben Organen 
der Oberpolizei, der polizeilihen eutraljtele, dem Minifterium und den 
Provinzialbehörden (Kreisverwaltungsitellen) eine angemefjene Kompetenz 
zur Erlafjung polizeiliher VBorfhriften einzuräumen. Aus dem umfafjenben 
Gebiete der ald möglich vorbehaltenen PBolizeivorfchriften läßt ſich eine Zahl 
herausfinden, die nur eine Bedeutung für den einzelnen Ort oder Bezirk 
haben, und eine andere Reihe von Fällen, wo die Ausdehnung und Gleich: 
artigkeit des Bedürfnifjes, die Erhebung und Würdigung jchwieriger tech— 
nifher Borfragen, die Berüdjihtigung rechtlicher, abminiftrativer und poli- 
tiſcher Momente e8 wünſchenswerth macht, daß hierüber nicht verjchiedene 
eigentbümlihe und originelle Anordnungen neben einander bejteben, fondern 
eine gemeinfame Anordnung für das ganze Yand oder größere Gebietstheile. 
In diefer Richtung haben bisher au in der Pfalz die Kreisregierung, in 
Frankreich die Präfelten und Minifter thatjählich durchgegriffen; ſelbſt kai— 
ferlihe und Löniglihe Drdonnanzen find über ſolche Materien erfolgt, ob» 
ſchon nad dem Buchſtaben des Gefeged nur Ortspolizeibefhlüffe hierüber 
erlafjen werden ſollten. Wo man aber jcheinbar auf folden Beſchlüſſen 
allein beharrt, hat man biefelben nicht felten zur Fiktion gemadt, und bie 
gewünjchten Bejchlüffe durch Infpiration oder Befehl bei den Lofalpoliyeis 
organen hervorgerufen. 

3) Bei den in Bayern bejtehenden bijtorifchen Berhältniffen, nach wel: 
Ken die Zuftändigfeit der Diftriktspolizeibehörden in den eigentlihen Poli: 
zeibezirfen theils al8 ein Ausbruch wichtigerer Bejtandtheile aus der Lokal—⸗ 
polizei, theils als eine organifche Verbindung der Diftriftsgemeinden zur 
Erzielung gewiſſer gemeinfamer Einrihtungen und Anftalten anzuſehen iſt, 
konnte aud die Ausjheidung einer Kompetenziphäre zur Erlaſſung gewifler 
diftriftöpolizeiliher Anordnungen mit Strafwirkfamfeit nicht entbehrt wer 
den, ungeachtet in anderen Staaten, 3.B. in Frankreich und Preußen, eine 
ähnliche Einrihtung nicht befteht. In bdiefen Staaten ift der gejammte 
Wirkungskreis einer Polizeibehörde erjter Inſtanz der Drtspolizeibehörbe- 
übertragen; der franzöfifhe Unterpräfeft ift ein Organ bes Präfekten zur 
Leitung und Ueberwadhung der Lokalbehörden, zur Vermittlung der nöthigen 
Kommunikation; er ift nicht erefutiver Poligeibeamter. Ebenfowenig bejigt ber 
preußifche Landrath eine felbjtändige Exekutivpolizeigewalt; er iſt ein Berwal- 
tungsbeamter, gemeinſchaftlich mit den Kreiständen berufen, das Vermögen 
der Kreisforporation zu verwalten, deren Angelegenheiten zu bejorgen, 
Daneben ift er Organ und Kommiffarius der Bezirksregierung zur Voll: 
ziehung ihrer Verfügungen. Nach ber in ber vorausgegangenen biftorifchen 
Einleitung gegebenen Darftellung enthält aber die bayeriſche Diftriftspolizei 
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die wichtigeren Beſtandtheile der Lofalpolizei in fih, nur die minderwichti— 
gen Angelegenheiten find unter dem Namen der Ortspolizei der Lofalpolis 
zeibehörde überlajjen worden. Soweit aber der Diftriftspoligei eine uns 
mittelbare erekutive Polizeigewalt gegeben ift, kann fie auch für diefen Be: 
reih das Necht der unmittelbaren allgemeinen Anordnung nicht entbehren. 
Außerdem muß fi ein praftifches Bedürfniß für diftriftspolizeiliche Anord— 
nungen infoweit berausftellen, als bejtimmte Einrichtungen und Anjtalten 
für den ganzen Diftrift eriftiren und gleihmäßige Verfügnngen für alle 
zum Dijtriftöverbande gehörigen Gemeinden erforderlich find. Ein Beifpiel 
bilden nicht allein die Diftriftsftraßen, fundern aud die im Diftriktsver: 
bande jtehenden Feuerlöfchanftalten. Die Erlafjung befonderer Feuerlöſch— 
ordnungen kann nur da als Lokalſache angejehen werden, wo jede Ge— 
meinde ihren eigenthümlichen Löſchapparat für ſich befigt und zunächſt auf 
ihre eigenen Kräfte zur Unterdrüdung ausgebrochener Feuersgefahren an: 
gewiejen ift. Wo dagegen die wichtigſten Löfchmittel und Requifiten aus 
Diftrittsmitteln angefchafft werden, um dem Bedürfniſſe des ganzen Diftriktes 
zu ‚dienen, wo ein georbnetes Zuſammenwirken verſchiedener Diſtriktsge— 
meinden zur Unterdbrüdung der Yeuersgefahr erforderlid ift, wo mithin ein 
biftriktiver Feuerlöſchverband bejteht, da find auch diftriktive Feuerlöſchord⸗— 
nungen an ber Stelle, wie dies in $. 90 lit. h der VI. Verf.Beil. ſchon 
geſetzlich vorgeſehen iſt. 

4) In allen jenen Fällen, in welchen zweckmäßige Gebote und Ver— 
bote nur mit ſpezieller Berückſichtigung der an einzelnen Orten obwalten: 
den Verhältniſſe, Bedürfniffe und Gewohnheiten erlafjen werden können, 
wurben ortspolizeiliche Vorfchriften vorbehalten: In jenen größeren Städten, 
welche ohne Unterordnung unter eine Diftriftspoligeibehörde der betreffenden 
Kreisftelle unmittelbar untergeordnet find, welche daher ohne Ausſcheidung 
ber biftriftspolizeilihen Befugnifje die Ortspolizei in ihrem möglichen Ge: 
fammtumfange verwalten, erweitert ji das Tofalpolizeilihe Anorbnungs- 
recht in ber Art, daß aud jene Vorfchriften, deren Erlafjung außerdem der 
Diftrittspolizei vorbehalten ift, von ber Drtspolizei für ben Stadtbezirk 
ausgehen dürfen. 

Für jene Angelegenheiten, bei denen die lofale Bedeutung vorherrſcht, 
wurben nur ortspolizeilihe Vorjhriften ohne Konkurrenz höherer Anord— 
nungen zugelafjen; in jenen Fällen, wo ein allgemeineres Intereffe mit dem 
Tofalen zufammentrifft, kommt die Zuläfjigkeit ortspolizeiliher Vorſchriften 
neben Verordnungen oder oberpolizeilihen VBorfchriften vor. Hier befteht bie 
Aufgabe der ortspolizeilichen Vorfchriften darin, die dburdy Verordnung oder 
oberpolizeiliche Vorfchrift in allgemeinen Orundzügen feitgeftellten Verwal: 
tungsgrundfäge unter Berüdjihtigung beachtungswerther örtlicher Verhält— 
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niffe in ihrem Detail zu entwideln, oder in Ermangelung allgemeinerer Bor: 
friften vom örtlihen Standpunkte aus das Nöthige zu fchaffen. 

Der Hauptzwed der Zulafjung ſolcher ortspolizeilicher Vorſchriften lag 
in der Ueberzeugung von der politiihen Nothwendigfeit, das Volt zu einer 
größeren Selbjtthätigfeit für feine eigenen Angelegenheiten beranzubilden. 

Namentlid in jenen Fällen, wo das Gefeß nur ortspolizeilihe Vor: 
fhriften zuläßt, follte dev Gemeindeautonomie ein freies Gebiet der Selbft- 
thätigfeit eröffnet werden, wobei man fich der Ueberzeugung hingab, daß, 
wenn man dem beutjchen VBolfsgeifte freien Spielraum gewährt, wenn bie 
Befugniß unverfümmert ift, aus eigener Kraft zu handeln, jedem wirklichen 
Bedürfniſſe feine fichere Befriedigung zu Theil werde, und daß jelbft Läffige 
Gemeinden, wenn fie an anderen Orten gute und als zwedmäßig bewährte 
Einrichtungen vorfinden, durch deren Vorbild mit der Zeit zu Ähnlichen Ein: 
rihtungen bejtimmt werben. 

Zwar ift das Feld diefer neuen Autonomie noch fein fehr weites; allein 
der Anfang mußte gemadt werden, der es nicht ausſchließt, bei günftiger 
Erfahrung jenes Feld mit der Zeit zu erweitern. 

II. Das Gebiet der Sicherheitspolizei ift fein unbekanntes Feld. 
Dafjelbe ift feit Langer Zeit in Bayern kultivirt, die wichtigiten Fragen find 
vom Standpunkte der Gefeßgebungspolitit und der Wiffenfchaft vielfach er: 
örtert, und es ftehen zahlreihe Erfahrungen der Gefepgebung und Praris 
auswärtiger Staaten zu Gebote, welche bei der Gefeggebungsarbeit feines: 
wegs ignorirt worden find. Bei der im Geſetzbuche erjtrebten Vollſtändig— 
feit und bei der Vorfiht, mit der man Ergänzungsvorfhriften zugelafjen 
bat, ift e8 kaum zu erwarten, daß auf längere Zeit hinaus ſich ein prafti- 
ſches Bedürfniß für die Polizeiverwaltung berausjtellen werde, das nicht 
durch das Gefegbucd oder am der Hand deſſelben befriedigt werden ann, 
Indeſſen ift jede menſchliche Arbeit nicht frei von Mängeln und Unvollfom: 
menbeiten, fein Gejeßgeber kann alle Bedürfnifje der Zukunft im Voraus 
ermefien; bei dem Wechjel der Zeiten und Bedürfniſſe ift es denkbar, daß 
mit der Zeit ein im Geſetzbuche nicht vorgefehenes Bedürfniß neuer po: 
Iizeiliher Anordnungen mit Strafwirkſamkeit ſich herausjtellt. In dieſem 
Falle ift es Sache der Gejeßgebung, auf geſetzlichem Wege nachzuhelfen. 
Der Zujammentritt der Stände findet nicht mehr fo felten jtatt, daß man 
denfjelben nicht in der Negel zur gefeßlihen Ordnung der Sache wird ab: 
warten können, auch bleibt e8 der Staatsregierung unbenommen, den Landtag 
nad) Bedürfniß in außerordentlicher Weife zufammenzuberufen. Indeſſen bleibt 
e8 möglich, daß außerordentlihe Zeitumjtinde eintreten, in welden ein 
dringender Nothfall e8 erfordert, ohne die Zufammenkunft der Stände ab: 
zuwarten, im Intereſſe der Sicherheit des Staates oder der Staatsbürger 
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eine im Geſetzbuche vermißte polizeilihe Anoronung fofort in das Leben 
treten zu laſſen. Für jolhe Fälle konnte die proviſoriſche Erweiterung der 
bejtehenden Gejege nicht in die Kompetenz irgend einer polizeilichen Behörde, 
fondern nur in die Hand der Krone gelegt werden. Es wurde ein außer: 
ordentliches Verordnungsrecht der Krone unter beftimmter Begrenzung vor: 
gejehen, um auch folde Nothmaßregeln im Voraus geſetzlich zu regeln. Da 
das Nichteintreten außerordentlicher Zuftände von Niemanden verbürgt wer 
den kann, jo wurde es der Gefeßgebungspolitit angemefjener erachtet, hiefür 
auf legislativem Wege Vorkehrung zu treffen, als durd) Verjagung eines legalen 
Auskunftsmittels die Staatögewalt zu MUeberfchreitung der geſetzlichen 
Schranken zu. provoziren, 

IV. Bar man darauf bedacht, gegen illegalen ober unzwedmäßigen 
Gebraud) des Rechtes zur Erlafjung ergänzender Vorſchriften alle möglichen 
Garantien zu ſchaffen und zur VBefeitigung ungeeigneter oder unpaſſend ge: 
wordener Anordnungen die dem Oberauffichtsrehte der Staatsgewalt ent: 
Iprechenden Einrichtungen zu treffen. 


Art. 32. 
ar. en Wo die Gejege ortöpoligeilibe Vorſchriften zulaffen, find zur 
oe Erlaffung für den Ortspolizeibezirk verbindlicher Vorfchriften in 
föriften. nerhalb der. Gränzen ihrer Zuftändigkeit berechtigt: 


1) in der Pfalz die Bürgermeiter; 

2) in den Zandeötheilen dieffeitd des. Rheins die Verwaltungen 
der Landgemeinden, die Magiftrate. der Städte und Märkte, 
die Polizeidireftion Münden und die Lofalbaufommifflen 
Münden. 

In jenen Gemeinden, in welchen das Inſtitut der Siebener 
oder Feldgejhworenen oder ein. die Grundbeflger der Markung 
vertretender Ausſchuß beſteht, find diefe vor der Erlaffung folder 
ortöpoligeilicher Vorichriften zu vernehmen, welche über Gegen: 
ftände der landwirthſchaftlichen Polizei, eine fortdauernd geltende 
Anordnung. treffen. 

In der Pfalz ift vor der Erlaffung aller ortspolizeilichen Bor: 
ſchriften, welche eine fortdauernd geltende Anordnung enthalten, 
der betreffende Gemeinderath zu vernehmen. 


Art. 3. 
Wo die Gefege dijtriftspoligeilihe Vorſchriften zulaffen, find 
die Dijtriftöpoligeibehörden berechtigt, ſolche für den Verwaltungs: 
bezirk zu erlaffen. 
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Die Magiftrate der unmittelbar den Kreidverwaltungsftellen 
untergeordneten Städte und die Poligeidireftion Münden find 
berechtigt, innerhalb ihrer Zuftändigfeit in denfelben Fällen orts— 
polizeilide Vorſchriften zu erlaffen. 

Art. 34. 

Orts- oder diſtriktspolizeiliche Vorſchriften, welde eine fort- 
dauernd geltende Anordnung enthalten, find der vorgefegten Kreis: 
verwaltungsftelle vorzulegen. Die einer Diftriftöpolizeibehörde 
untergeordneten Ortspolizeibehörden haben durch Vermittlung der 
vorgefegten Diftriftspolizeibehörde, die übrigen Polizeibehörden 
unmittelbar die Einjendung zu bewirken. 

Ueberdies find die desfallfigen Beichlüffe der Ortsbehörden in 
Städten und Märkten mit magiftratifcher Verfaſſung dem Kolles 
gium der Gemeindebevollmädtigten, jene der Diftriftöpolizeibe- 
hörden der nächſten Diſtriktsrathsverſammlung mitzutheilen. 

Solche Anordnungen find erft nah Ablauf von 30 Tagen 
nady der durh Empfangsbeitätigung nadyemwiefenen Vorlage an 
die vorgejegte Verwaltungsbehörde vollziehbar, foferne nicht die 
betreffende Kreidregierung diejelben früher als vollziehbar er— 


Härt hat. 
Art. 35. 


Wo die Gefege auf vberpolizeilihe Vorſchriften verweiſen, 
können ſolche Vorſchriften von der Kreidverwaltungöftelle für den 
betreffenden Regierungsbezirk, fowie von den zuftändigen Staats: 
minifterien für einzelne Regierungsbezirfe oder für den Gejammt: 
umfang des Staatögebieted erlaſſen werden. 


Art. 36. 

Wo die Gefege auf Verordnungen Bezug nehmen, find dar—⸗ 
unter die in jedem Gebietötheile dermalen geltenden landesherr— 
lihen Verordnungen, fowie die fünftighin zu erlaffenden koͤnig— 
- lihen Berordnungen zu verftehen. 


Art. 37. 

Enthält eine in den 'gefeglich zuläffigen Fällen erlaffene Ber: 
ordnung oder polizeiliche WBorfchrift eine Mehrheit von Anords 
nungen und iſt in der betreffenden Verordnung oder Bolizeivors 
Schrift ausdrüdlih nur die Uebertretung eines Theile der getrof- 
fenen Anordnungen unter Strafe geftellt, fo bleibt die Webertret- 
ung jener Beftimmungen ſtraflos, in Bezug auf welche eine 
Strafandrohung nicht befteht. 
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Art. 38. 


Außer den Fällen, in weldhen die Gefege auf Polizeivors 
fchriften oder Verordnungen verweifen, fönnen polizeiliche Bor: 
fhriften mit Strafandrobung nur durch kgl. Verordnung und 
nur unter der Vorausfegung erlaffen werden: 

1) daß der Landtag nicht verjammelt ift; 

2) dab die Abwendung einer dringenden Gefahr für die Si- 
cherheit des Staates oder für Leben, Geſundheit oder Der: 
mögen der Staatdangehörigen eine folhe Vorſchrift fordert ; 

3) daß in feinem Gejege eine anwendbare Vorſchrift oder die 
Befugniß zur Erlaffung derfelben vorgejehen ift; 

4) daß die Uebertretung nur mit PBolizeiftrafe bid zu 100 fl. 
an Geld oder 30 Tagen einfahen Arreſtes im hoͤchſten 
Maße bedroht wird. 

Solche Verordnungen find der nädjten Landtagsverfammlung 
zur Zuftimmung vorzulegen und treten außer Wirkfamfeit, wenn 
diefe Zuftimmung vor dem Scluffe oder der Bertagung des 
Landtages nicht erfolgt ift. 


Art. 39. 

Soweit dad gegenwärtige Geſetzbuch nicht etwwa8 Anderes aus: 
drücdlich zuläßt, darf Feine Verordnung mit Gefegen, feine orts-, 
diftrift8= oder oberpolizeilihe Vorſchrift mit Gefegen, mit den 
über denſelben Gegenjtand zuläffigen Verordnungen oder mit 
fompetenzmäßigen Vorſchriften einer höheren Behörde im Wider: 
fpruche ftehen. 


* 


In den Art. 32—39 find die verſchiedenen Arten der vorbehaltenen 
Polizeivorfchriften, die Regeln über die Kompetenz zu deren Erlaffung, die 
Formen und Bedingungen ihrer Wirkſamkeit behandelt. 

Allgemeine Bemerfungen zu dieſen Artikeln. 

1) In allen Fällen, wo die Gefege ſolche Vorſchriften zulaffen, können 
folde von jenem Organe, dem das Anordnungsrecht eingeräumt ift, erlaſſen 
werden. Die Anordnung jelbft ift aber feine Nothwendigkeit. Die Straf: 
androhung des Geſetzes ift nur eine eventuelle, welche erft durch die wirf: 
liche Erlafjung der betreffenden Vorſchrift in Wirkjamfeit tritt. Selbft wenn 
über denſelben Gegenjtand bisher Anordnungen beftanden haben, welde 
innerhalb der Schranfen des Art. 45 vorläufig aufrecht erhalten bleiben, 
können biefelben von jenem Organe, welchem das Recht der betreffenden 
Anordnung zufteht, ohne Erſatz dur eine neue auf denfelben Gegenjtand 
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bezüglihe Anordnung außer Wirffamkeit gefegt werben. Wo aber bie Or- 
gane der Polizeiverwaltung von ihrem Anordnungsrehte Gebrauch machen, 
können fie vorbehaltlih deffen, was zu Art. 38 Ziff. 4 zu bemerken jein 
wird, an ber burd das Geſetz jelbit feitgeitellten Straffanttion nichts än— 
dern, und weber in Bezug auf das Marimum noch auf das Minimum des 
gejeglihen Strafmaßes das Ermeffen des Bolizeirichters beſchränken. Wo 
übrigens die Geſetze die Uebertretung einer bejtimmten Vorſchrift mit einer 
Bolizeiftrafe bedroht haben, genügt die Eriftenz einer ſolchen Vorſchrift um 
bie Strafbeftimmung in Anwendbarkeit treten zu laffen, und es ift nicht er- 
forberlih, daß in der Vorfchrift felbjt die Strafbeſtimmung des Geſetzes 
wiederholt oder auf biejelbe ausdrücklich verwieſen worden ift, wiewohl die 
Zwedmäßigkeit hiefür fpricht, eine folhe Verweifung nicht zu unterlaffen. 


2) Die verfchiedenen Arten polizeiliher Vorſchriften kommen im 
PStGB. nit immer in der Art vor, daß in einem Artikel blos auf eine 
Art derfelben hingewieſen ift, fondern es ift häufig auf verſchiedene Arten 
berfelben verwiefen, 3. B. auf Verordnungen und oberpolizeilihe Vorſchrif— 
ten, auf Verordnungen und ortspolizeiliche Vorfchriften, auf Verordnungen, 
oberpolizeilihe und ortspolizeiliche Vorfchriften, auf diſtrikts- und ortspolizei— 
liche Vorſchriften. 

In dieſen Fällen hat in der Regel jede Kategorie von Verwaltungs— 
organen, deren Vorſchriften im Geſetze genannt ſind, das Recht, für ihren 
Wirkungskreis Vorſchriften dieſer Art zu erlaſſen, ohne Rückſicht darauf, ob 
die höheren Verwaltungsorgane von ihrem Anordnungsrechte Gebrauch ge— 
macht haben oder nicht; nur darf ſie, inſoweit Vorſchriften höherer Ord— 
nung beſtehen, durch ihre Anordnungen mit dieſen nicht in Widerſpruch 
treten. Wo aber das Geſetz das Beſtehen einer allgemeineren Anordnung, 
z. B. einer Verordnung, vorausſetzt und eine untere Behörde nur zur Er: 
laffjung ber durch diefe veranlaßten Detail» oder Vollzugsbeftimmungen er: 
mädtigt, muß bie erftere Anordnung vorhanden fein, wenn von dem Anz 
ordnungsrechte der unteren Ordnung Gebraud gemacht werben fol. So 
fönnen 3. B. gemäß Art. 105 nur auf Grund einer bejtehenden Verord— 
nung, gemäß Art. 130 Abſ. 1, aud wenn eine folde nicht bejteht, ortspo— 
lizeiliche Vorſchriften erlaffen werben. 

3) Nah ber franzöfifhen und pfälziſchen Praris können polizeiliche 
Vorſchriften in Fällen, wo fie überhaupt gefeglich zuläffig find, nicht blos 
generell, fondern auch fpeziell an einzelne beftimmte Perfonen mit Straf: 
wirkſamkeit erlafjen werben. 

Eine ähnliche Beftimmung ift für alle Arten polizeiliher Vorfchriften 
zwar in Vorſchlag gebradt, allein nad) Verb. d. 8. db. Abg. von 185%,, 
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Beil.-Bb. I ©. 331 und Bob. II ©. 374 aus folgenden Gründen abge 
lehnt worden: 

Wo die Gefeße auf orts- und diſtriktspolizeiliche ober auf oberpolizei- 
liche Vorfchriften Bezug nehmen, haben biefelben allgemeine Anorbnungen 
im Sinne, weldye unter gleichen Vorausſetzungen Jeden verpflichten, ber von 
ber Anordnung getroffen ift. Beſteht eine ſolche allgemeine Anordnung 
z. B. für alle Wirthe eines Polizeibezirkes, jo kann bdiefelbe auch jebem 
einzelnen Wirthe eröffnet, und jede Spezialverfügung erlaffen werben, melde 
in der beftehenden allgemeinen Vorjchrift ihren Grund hat. Dagegen würde 
in Ermangelung einer folgen allgemeinen Vorſchrift die Erlaffung einer fpeziellen 
Anordnung an eine einzelne beftimmte Perfon auf Grund des Gefeßes nur 
dann zuläffig fein, wenn fid nur eine einzelne Perfon im Bolizeibezirke 
befindet, auf welche bie Vorfchrift angewendet werben Fönnte, z. B. wenn 
nur ein einziger Wirth ober ein einziger Müller in einem Ortspoli— 
zeibezirfe vorhanden if. In einem folden Yalle ift nun bie betreffende 
Polizeibehörde durch nichts verhindert, ihrer Anordnung eine generelle Faſ— 
fung zu geben und biefelbe nicht bloß in ihrem Ortsbezirke gehörig ber 
fannt zu machen, fondern auch bem betreffenden Gewerbsmanne fpeziell zu 
infinuiren. in praktiſches Bebürfniß zur Annahme bes vorgefchlagenen 
Artikels befteht daher nit. Dagegen wäre es höchſt bebenklih, wenn ein 
ſolcher Artikel der Polizei Gelegenheit gewähren würde, durch Spezialver- 
fügungen, die fie bei gleichen Borausfegungen an verfchiedene Perfonen, 
in verfchiedenem Sinne erläßt, eine Rechtsungleichheit herbeizuführen. Wenn 
3. B. in einer Gemeinde, wo ſich mehrere Gewerbsleute der gleichen Art 
befinden, ortspolizeilihe Verbote an ben Einen erlafjen werden bürften, die 
nicht in-gleiher Weife an den Anderen ergingen. 

4) Die Beftimmungen des PStGB. Art.32—37, 39—44 find nicht blos 
dba anwendbar, wo das PStGB., fondern au dba, wo das StGB. ober 
ein fonftiges Gefeb auf Verordnungen und polizeilihe Vorfchriften, deren 
Uebertretung mit Strafe bedroht ift, verweift. Verh. d. K. d. Abg. von 
185%,, Bd. IT ©. 239. 

5) Ueber die Frage, ob eine Delegirung bed Verordnungsrechtes in 
ber Art zuläfig fei, daß in Fällen, wo das Geſetz auf königliche Verorb- 
nungen oder auf oberpolizeiliche Vorſchriften verweift, durch eine derartige 
Verordnung oder Vorſchrift die Erlafjung von Detailvorfchriften einer Bes 
börde niederer Ordnung überlaflen werden bürfe, wurden in ber Sitzung 
bes GEN. d. K. d. Abg. v. 30. Dt. 1860 (Verb. Beil.Bd. II ©. 145) 
verſchiedene Anfichten geäußert. 

Im Sinne und Geifte des Gefehes Liegt eine ſolche Delegationsbefug- 
niß nidt. 
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Dieſes Hat fich den Zweck vorgefeßt, bei jeder Kategorie polizeilicher 
Materien die Kompetenz zur Erlaffung ſtrafpolizeilicher Ansrdnungen mit | 
geſetzlicher Beſtimmtheit zu firiren. 

Deßhalb wurde in allen Fällen, wo neben ben Vorjchriften höherer 
Ordnung auch Detailvorfögriften einer oder mehrerer Behörden nieberer Orb: 
mung zugelaffen merben wollten, verjchiedene Arten zuläffiger Vorſchriften 
neben einander genannt; dur bie Beſchränkung der zuläfjigen polizeilichen 
Vorfhriften auf beftimmte Arten berjelben follte die Auläffigkeit von 
Vorfhriften anderer Art geradezu ausgefchlofien werden. Aus ben bifpo: 
fitiven Worten der Art. 32, 33 und 35 ergibt ſich vielmehr, daß orte 
oder biftriftspolizeiliche Vorfchriften nur da mit Wirkjamfeit erlaflen wer: 
ben können, wo bie Geſetze ausdrücklich auf Vorſchriften der betreffenden 
Urt verweifen. 

Wo daher das Gefeg nur auf Verordnungen verweift, muß bie ganze 
Materie auf diefem Wege geregelt, und kann nicht theilweife die Erlafjung 
ber nöthigen Borfchriften den Ober-, Diftritts: oder Lofalpolizeibehörben 
übetragen werden. Wo das Gefek neben ben Verordnungen auch oberpo- 
fizeiliche VBorfchriften zuläßt, kann an der Verordnung nur bem Anord⸗ 
nungsrechte der Dberpolizeibehörben ein Spielraum offen gelaffen werben. 
Wo dagegen neben den Verordnungen nur ortöpolizeilihe Vorſchriften vor: 
behalten find, Lönnen im Verordnungswege die nöthigen Detailvorfcriften 
nicht den Ober- oder Diftriftspolizeibehörden zugeftanden werden, fondern 
find lediglih den Drtspolizeibehörden zu überlaffen. Dagegen kann ohne 
Zweifel in einer Verordnung oder oberpolizeilihen Vorfchrift der Vollzug 
in entſprechender Weife geregelt und ben Vollzugsbehörden ein angemeſſe— 
ner Spielraum bes Ermeſſens in den einzelnen Fällen, 3. B. aud die Bes 
fugniß zur Difpenfation von einzelnen Borfchriften eingeräumt wurden. 


Bemerkungen zu einzelnen Artikeln. 


Zu Art. 32 Abſ. 1. 

Statt „Ortsbezirk“ wurbe Ortspolizeibezirk gefeßt, weil ber Ortsbe: 
ziel und ber Gemeindebezirk nicht überall derfelbe ift und weil e8 im Sinne 
bes Geſetzes blos auf den Bezirk der örtlichen Polizeiverwaltung anzukom— 
men bat (Berh. d. K. d. Abg. v. 18°%,, Beil.-Bb. II ©. 330). Die 
Verbindungskraft der ortSpolizeilichen Vorfchriften erſtreckt ſich nothwendig auf 
ben ganzen Bezirk der örtlichen Polizeiverwaltung; biefelben find innerhalb 
dieſes Bezirkes unter gleicher Borausfeßung für Jedermann gleich verpflich— 
tend. Siehe die vorſtehende Bemerkung 3. 

Bei der geſetzlichen Regulirung der Kompetenz zur Erlaſſung ortspoli⸗ 
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zeilicher Vorſchriften ift auf die fonftigen Unterſchiede, welche zwiſchen ber 
polizeilichen Kompetenz der Ortsbehörden beftehen, keine Rüdficht ges 
nommen. 

Ungeachtet ein wefentlicher Unterfhieb befteht je nachdem eine Ge— 
meinbebehörbe die Lofalpolizei nad $. 69 ober nad $. 68 oder nad $$. 
117 — 119 des revibirten Gemeindeediktes verwaltet, kann jede Gemein- 
bebehörbe alle zuläffigen ortspolizeilihen Vorfhriften erlafen, wo bie Ge— 
feße überhaupt auf ſolche verwiefen haben. 

Eine Ausnahme bezüglich der Kompetenzverhältnifje befteht nur in der 
Haupt: und Nefidenzftabt Münden, in welder nad) $. 67 bes revidirten 
Semeinbeediftes und allerh. Verordnung vom 15. Sept. 1818, das Ber: 
bältnig zwiſchen der Polizeidirektion und dem Magiftrate der Haupt- und 
Refidenzftadt Münden betr., nur ein Theil ber gefammten Zofalpolizei dem 
Magiftrate übertragen ift, während bie übrigen Beitandtheile theild zu ben 
Zuftändigfeiten der Polizeidirektion gehören, theils der befonders gebildeten 
Lokalbaufommiffion zugetheilt find. 

Die Kompetenz zur Erlaffung ortspolizeilicher Vorfhriften für Mün- 
hen vertheilt fidy daher in. folgender Weife: 

4) Für jene Gegenftände, wofür die Polizeidirektion allein zuftändig 
ift, bat diefe die einſchlägigen ortspolizeilichen Vorfchriften zu erlaffen. 

2) Für jene Gegenftände, wofür der Magiftrat allein zuftändig ift, bat 
diefer die zuläſſigen Vorfhriften zu erlaffen. 

3) Bei jenen Materien, welche nad verſchiedenen Richtungen ſowohl 
in die Zuftändigfeit der Polizeidirektion al® in jene des Magiftrates ein: 
ſchlagen, hat jede Behörde in der Richtung, für melde fie zuftändig ift, bie 
einschlägigen Beſchlüſſe felbjtändig zu faffen. 

4) Da die gefammte egefutive Baupolizei für München der Lokalbau— 
fommiffion übertragen ift, Hat biefe innerhalb ihres dur $$. 66—69 ber 
angeführten Verordnung beftimmten Wirkungskreiſes die zuläffigen lokal— 
baupolizeiliben Vorſchriften zu erlafien. 

Die Handhabung der Biktualienpolizei gehört jett zum ausſchließenden 
Wirkungstreife des Magiftrates, nachdem die G$.41—46 und 48 ber Ber: 
ordnung vom 15. Sept. 1818 durdy Verordnung vom 16. Aug. 1829 aufge: 
hoben find und die Biktualienpolizei dem Magiftrate zugemwiefen worden ift?). 


9 Tudwig König ꝛc. 


Wir haben auf ben von euch in dem Berichte vom 30. September 1828, bie 
Brod- und Fleiſchtaxen betr., geftellten Antrag binfichtlih der Verwaltung ber 
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Zu Abf. 2. 

Diefer Abf. bezwedt, den wichtigen Lokalbeſchlüſſen über Gegenftände 
der landwirtbichaftlihen Polizei eine gründliche vorgängige Information 
durch Einvernehmung ſachkundiger Männer oder ermwählter Vertreter ber 
Grundbefiger der Markung zu fichern. 

Zu Abf. 3. 

Die Verwaltungen ber Landgemeinden und die Magiftrate ber Stäbte 
und Märkte in den Ranbestheilen dieffeits des Rheines, denen das Geſetz 
die Erlafjung der Drtspolizeibefhlüffe anvertraut hat, find aus freier Wahl 
ber Gemeindemitglieber bervorgegangene Organe ber Gemeinden, biefe find 
daher in ber befchhlußfaffenden Behörde felbft repräfentirt. Der Bürger: 
meifter in der Pfalz, welchem biefelbe Funktion zukommt, iſt dagegen ein 
aus der Mitte des Gemeinderathes von der Kreisverwaltungsftelle erwähl⸗ 
ter, nach deren Gutdünken entfernbarer Agent der Staatsverwaltung. Die 
Beftimmung des Abf.3 bezweckt die Herbeiführung eines Ueberganges, und 
will dem Gemeinderathe, dem von ben Gemeindegliebern felbft gewählten 
fontrollirenden Organe, eine gewifje Einwirkung auf die Erlaffung der mid: 


Biktualienpolizei in Unferer Haupt: und Refidenzftabt Münden beicloffen, 
und verordnen, wie folgt: 

I. Die Verwaltung ber Viftualienpolizei in Unferer Haupt: und Mefibenz- 
ftadbt Münden ift von nun an dem Stadbtmagiftrate ausſchließlich übers 
tragen ; 

Il. Die über die Mitwirfung Unferer Polizeidireftion bei ber Ausübung 
bes benannten Zweiges ber Ortspolizei in den $$. 41, 42, 43, 44, 45, 46 
und 48 ber Verordnung vom 15. September 1818, das Verhältniß zwiſchen 
der Polizeidireftion und dem Magiftrate der Haupt: und Refidenzftadt Mün— 
dyen betr., enthaltenen Beftimmungen find aufgehoben; 

11. Die Beftimmung bes $. 47 ber erwähnten — hat ihre 
Giltigkeit zu behalten; 
IV. Wir behalten Uns jebod ausdrüdli vor, biefe Verordnung zurüd: 
nehmen, jobald Wir es wollen. 
Ihr habt hienach ſofort das Weitere zu verfügen. 
Bad Brücenau am 16. Aug. 1829. 


Tudwig. v. Schenk. 
An bie k. Regrg. des Iſarkreiſes Auf Königl. allerh. Befehl 
Ked. J. Der k. General-Sckretär 
Das Verhältniß zwiſchen ber Polizei— Fr. v. Kobell. 


direktion und dem Magiſtrate ber Haupt: 
und Reſidenzſtadt Münden, insbeſondere 
die Verwaltung ber Viktualienpolizei betr. 
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tigeren ortspolizeilichen Vorſchriften einräumen, indem bei jenen Anorbnun: 
gen, welche die Natur eines örtlichen Statutarredhtes annehmen follen, die 
vorgängige Einvernahme bes Gemeinderathes angeorbnet ift. 

Zu Abi. 2 und 3. 

Den Organen, deren Einvernehmung Abſ. 2 und 3 erfordert, kommt 
hiedurch nur eine berathende nicht eine entfcheidende Stimme oder ein Veto 
zu. Wie weit benfelben für den Fall der Nichtbeachtung ihrer Anſicht ein 
Beſchwerderecht zufteht, ift nach Art. 43 zu bemeflen. Verh. d. GGA. d. 
K. d. RR. von 18%%,, Brot. Bd. I ©. 173. 

Zu Art. 33 Abf. 2. 

In den größeren, ben Kreisregierungen unmittelbar untergeordneten 
Städten, welchen die Boligeiverwaltung in dem vollen Umfange der Inſtruktion 
für die Polizeidirektionen vom 24. Sept. 1808 anvertraut ift, gewinnt bie 
Gemeindeautonomie dadurch einen vergrößerten Umfang, daß auch alle jene 
Polizeivorfchriften, welche für bie Verwaltungsbezirfe ber Polizeidiſtrikte 
von ber Diftriktspolizeibehörbe erlajjen werden können, in Form lokalpoli⸗ 
zeilicher Vorſchriften für den Stabtbezirf erlaffen werben dürfen. 

In Münden ift die Kompetenz zur Erlafjung ber betreffenden Bor: 
fhriften wieder nach den bei Artikel 32 beſprochenen Grundſätzen zu be: 
meffen. 

Zu Art. 34. 

Hinfichtlich der Kontrole und Beftätigung ortSpolizeilicher Vorfchriften durch 
höhere VBerwaltungsftellen hat man im Wefentlihen das franzöfifhe Syftem 
aboptirt, weilman der Anſicht war, daß es zur ßeit nicht rathſam fei, allge: 
meine Lofalpolizeibefchlüffe der Ortsbehörben ohne bie Möglichkeit irgend einer 
Kontrole in das Leben treten zu laſſen. In Frankreich und in der Pfalz 
find die Bürgermeifter Organe ber Staatsregierung, beren Wahl und Ent- 
lafjung in ihrer Hand liegt, bei deren Anftellung auf beftimmte Dualififa 
tionen gefehen werben kann und welche unter einer geſicherten Einwirkung 
ber Verwaltungsorgane ftehen. Gleichwohl hat die Erfahrung ergeben, daß 
höchſt eigenthümliche, in das Privatrecht tief einfchneidende, oft widerfinnige 
Bürgermeiftereibefchlüffe feine Seltenheit waren, deren Anwendung den Ge: 
richten die größte Verlegenheit bereitete und welche zu einer Menge kaſſa— 
torifcher Urtheile Anlaß gaben. Deßhalb hat man in Franfreih im Ges 
feße vom 18. Juli 1837 einen Mittelweg eingefchlagen. Nach diefem Ge 
feße find vorübergehende und bleibende Anordnungen zu unterſcheiden. 
Proviforifhe und tranfitorifhe Verfügungen der Bürgermeijter, bejondere 
Anordnungen in einzelnen Fällen, und jene Anordnungen, welche jährlich 
bei beftimmten Veranlafjungen neu erlafjen werden, z. B. über den Schluß 
der Weinlefe, find hienach fofort vollziehbar und Feiner weiteren Kon: 
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trole unterworfen; jedoch ift auch bier das Kafjationsrecht des Präfelten 
vorbehalten. Jene Beſchlüſſe dagegen, melde eine fortwährend geltende 
Verordnung enthalten, find erft einen Monat nad ber Vorlage bes Dupli- 
lates an ben Unterpräfeften vollziehbar. Hiedurch ift es mit Vermeidung 
der Form einer ausbrüdlichen Betätigung den höheren VBerwaltungsbehörben 
möglid gemacht, alle wichtigeren und prinzipiellen lokalpolizeilichen Beſchlüſſe 
zu prüfen und das Inslebentreten berfelben zu verhindern, wenn fie gejeß- 
widrige oder unzwedmäßige Beitimmungen enthalten. Hat auf Berichts: 
erftattung des Unterpräfeften ber Präfelt gegen die Anordnung nichts zu 
erinnern, ſo läßt er fie ftillfehweigenb nad) Ablauf der dreißigtägigen Frift in 
Wirkfamkeit übergehen; im entgegengefehten Falle liegt es in feiner Macht, 
eine gefebwibrige oder ungeeignete Verfügung fofort als kraftlos zu erflären 
oder wenigftens ben Vollzug berfelben fo lange zu fuspenbiren, bis bie fi 
ergebenden Bedenken befeitigt find. Ein Bebürfniß korrektoriſcher Nachhilfe 
tritt aber in Bayern in den Kreifen biesfeits bes Rheins um fo bringenber 
hervor, als die Organe der Drtspolizei aus freier Wahl ber Gemeinbeglie: 
ber hervorgegangene Bürger und Landleute find, bei welchen ein häufiger 
Perſonalwechſel eintritt. 

Es liegt: aud im Intereſſe der Sache und ber betreffenden Behörben 
jelbft, befonders fo lange die Hebung bes Berorbnungsredhtes noch neu ift, 
vor dem Beginne der Ausführung ſolcher Beichlüffe das Fehlerhafte auszus 
fheidven. Zu häufige Aufhebung berfelben im Wege bed Berwaltungs: 
refurfes, ober durch richterlihen Ausſpruch ber Inkompetenz, ober durch 
kaſſatoriſche Urtheile würde die Behörden entmuthigen und deren Anfehen 
ſchaden. 

Dieſelben Beſtimmungen wurden auch auf diſtriktspolizeiliche Vorſchrif⸗ 
ten ausgedehnt; jedoch hat man dieſe Kontrolmaßregeln nur bei jenen orts⸗ 
oder diſtriktspolizeilichen Borfchriften für angemefjen erachtet, melde bie 
Natur eines Statutarrechtes für ben Ort ober Bezirk erhalten follen, indem 
fie bis zur erfolgten Wiederaufhebung ihre Giltigkeit bewahren. Bei ben 
oft durch befondere Ereignifie hervorgerufenen vorübergehenden Anordnungen, 
wie bei ben periodiſch in gleicher Weife vorkommenden Beftimmungen, welche 
wegen ihrer dringlichen Ratur die Abwartung einerrift für die Prüfung durch 
eine höhere Behörbe regelmäßig ausschließen, wurde im Intereſſe ber Gefchäft: 
erfparung aud von ber bloßen Borlage an eine höhere Behörde Umgang 
genommen, indem es genügt, daß foldhe Verfügungen aus Anlaß der ba- 
gegen etwa erhobenen Bejhwerden zur Kenntniß der höheren Behörben 
gelangen und daß fi diefe bei ber im lebendigen Verkehre geführten Ueber: 
wachung der orts- und biftriftöpolizeilihen Thätigkeit oder durch fpeziell 
angeorbnete Abjhriftsvorlage über die Art und Weife der Behandlung 
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folder Geſchäfte orientiren fünnen. Verb. d. K. d. Abg. v. 1859,, Beil.- 
Bb. II ©. 28. . 

ALS Anordnungen von fortdauernder Geltung find alle jene anzufehen, 
welche bis zur erfolgten Wiederaufhebung fortzubeftehen haben, und bei de— 
nen ber Charakter einer vorübergehenden Anordnung nicht durch Befchrän: 
fung auf eime beftimmte Zeitdauer ober durch bie vorübergehende Natur 
bes Gegenftandes, auf den fie fid) beziehen, ausgeprägt ift, wie 3. B. bei ben 
Anordnungen, bie in Bezug auf eine beftimmte Volksverſammlung oder in Bes 
zug auf den Ausbruch einer beftimmten Krankheit oder in Bezug auf ben 
Schluß der Weinberge in einem beftimmten Jahre erlaffen worben find, 
Berh. d. K. d. Abg. Beil.-Bb. U ©. 374. 

Abſ. 2 ift durch die Rüdficht auf die im Art. 43 Abſ. 2 begründeten 
Beſchwerderechte motibirt. ‘ 

Zu Art. 35. 

Oberpolizeiliche Borfhriften der Staatsminifterien werben ohne Aus: 
nahme in ben Wirkungskreis des Staatsminifteriums des Innern fallen, 
Da jedoch das frühere Staatsminifterium des Innern jetzt unter 3 Staats: 
minifterien vertheilt ift, und auch ferner Nenderungen in ber Organifation 
der Minifterien möglih find, jo könnten aud Fälle vorkommen, wo eins 
zelne folder Vorfchriften zur Kompetenz eines anderen Minifteriums gehören 
könnten. Die Zuftändigfeitsfrage ift nach ben in Mitte liegenden Verord— 
nungen über die Formation und ben Wirkungskreis ber k. Staatsminifterien, 
jest nach DVerorbn. v. 9. Dez. 1825 zu bemeffen. 

Zu Art. 36. 

Unter Iandesherrlihen Verordnungen find für die ältere Zeit nur bie 
in jedem Gebietstheile publizirten Anordnungen zu verftehen, melde von 
bem thatfächlihen Inhaber der Staatsgewalt ober von dem Inhaber 
der Territorialgewalt zur Zeit des deutſchen Reichs ſelbſt oder in Folge 
außerordentliher Bollmaht von dem Stellvertreter ber Lanbesobrigkeit 
erlaffen worden find. Namentlich gehören bieher in den Gebieten ber media: 
tifirten Reichsſtände und der früher reihsunmittelbaren Städte die von 
dem Territorialherrn, beziehungsweife ber ftädtifchen Behörde erlaffenen Anz 
norbnungen; in der Pfalz die zur Zeit der franzöfifchen Beherrſchung unter 
bem Namen von Defreten, Senatusfonfulten verfündeten Anordnungen, bie 
nah der franzöfiihen Befignahme von dem Regierungstommiffär in bem 
4 neuen Departementen des linken Rheinufers erlaffenen Verordnungen, 
ferner die nad; der Dffupation des Landes durch die allitrten Mächte durch 
das von biefen niebergefegte proviforifhe Gouvernement, in einem Theile 
der Pfalz von der öfterreihiihen Landesverwaltung vor der Beſitznahme 
bes Landes durch die Krone Bayern erlafjenen Verordnungen. Verb. d. 8, 
d. Abg. von 1859%,, Beil.:Bb. II ©. 29. 
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Unter k. Berorbnungen können nur foldye Regierungsanordnungen ver: 
ftanden werden, welche mit der Unterjcyrift des Königs und mit der Ge 
genzeihnung jenes Staatsminifters, in deſſen Gejchäftsfreis die Sache ein 
ſchlägt oder feines Stellvertreterd verjehen find. (Geſ., die Minifterverant: 
wortlichleit betr., vom 4. Juni 1848 Art. IV; Verordn. v. 9. Dezember 
1825, die Formation der Minifterien betr. $. 26.) 


Zweifel können fid) ergeben, ob jene Verordnungen, melde zu feiner 
Zeit in den neuerworbenen Gebietstheilen von den mit aufßerordentlichen 
Vollmachten verfehenen Provinzialregierungsbehörben, 3. B. von der furfürftl. 
bayeriſchen Landesdirektion für die fränfifhen Fürſtenthümer, von der Lan— 
besdireftion für Schwaben erlaffen worden find, desgleihen, ob jene Mi- 
niftertalausfhhreibungen, weldye vielfah auf den Grund einer in benfelben an— 
geführten königlichen Entihliegung ergangen find, ald Berordnungen im 
Sinne des Art. 36 anzuerkennen jeien. 

Die Frage dürfte für die Vergangenheit Hinjichtlih jener Verordnungen 
der bezeichneten Art, weldye zu feiner Zeit durch das Regierungsblatt verfündet 
worden find, zu bejaben fein, weil im erjteren Falle eine außerordentliche 
Bollmaht des damals unbefhränften Staatsoberhauptes in Mitte liegt, 
im leßteren Falle wenigftens die wejentlihen Erfordernifje einer königlichen 
Anordnung vorliegen. 

Bei entgegengeſetzter Annahme würden ſich praftifh bedeutende Lücken 
ergeben, die nur durch wiederholte Publikation mander älteren Anordnung 
in einer dem Art. 36 genügenden Form befeitigt werden könnten. 


Zu Art. 37. 


Ueber die Entjtehung dieſes Artikels find zu vergleihen bie Verb. d. 
K. d. Abg. v. 18°%,, Bd. II ©. 237—239. 

Bei polizeilichen Verordnungen und Vorjchriften, welche eine größere 
Zahl von Beitimmungen enthalten, war es bisher fon zuweilen üblich, 
daß ausdrüdlic die Uebertretung eines Theiles dieſer Beftimmungen unter 
Strafe geftellt war, während bei den übrigen jede Strafandrohung unter 
lafien war. Die betreffenden Vorſchriften hatten hiemit jelbft einen Unter: 
ſchied zwiſchen wejentlihen und außermwejentlihen Bejtimmungen gemacht, 
und eine Zuwiderhandlung gegen letztere, welde größtentheils rein inſtruk— 
tiver Natur waren, nit als Objekt des PBolizeiftrafrechtes behandelt. Die 
Beitimmung des Artikels macht es möglih, daß es aud in Zukunft im 
gleicher Weife gehalten werden kann, Es wird dadurch jene Verſchärfung 
der beftehenden Einrihtungen vermieden, welche entitehen würde, wenn 
auch bie Verlegung der unbedeutendſten injtrultiven oder formellen Vor: 
ſchriften als Uebertretung behandelt werden müßte. Daß ſolche Beitand: 
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tbeile einer Verorbnung oder polizeilichen Vorſchrift auch nicht durch An 
wendung von DOrbnungsftrafen zwangsweife durchgeführt werden Bönnen, 
ergibt fih aus dem Einf.“Geſ. Art. 30 Abſ. 2. 

Wo aber eine Verordnung oder polizeiliche Vorfhrift nicht ausdrücklich 
zwifchen jenen Beftimmungen, deren Uebertretung ftrafbar ift, und ben übrigen 
Beftimmungen unterfcheidet, ift die Gefammtheit der erlaffenen Anorbnun- 
gen als der gefeglihen Strafbeftimmung im Falle der Uebertretung unter: 
liegend zu erachten. 

Zu Art, 38, er 

Man vergleihe über die Entjtehung bes Art. Verb. d. K. d. Abg. 
v. 185%,, Bb. I ©. 158 und 159, II ©. 29—32. 

Der Artikel enthält eine Erweiterung des vielfach angemenbeten Grund: 
ſatzes, neben dem Geſetzbuche auf ergänzende Berorbnungen zu verweijen 
und deren Uebertretung mit gefegliher Strafe zu bedrohen, zu einer gemes 
rellen Formel, welche alle im Geſetzbuche nicht fpeziell gegriffenen Gefährd⸗ 
ungen der Staats: und Privatfiherheit umfaßt, deren Anwendung jedoch 
an die in den Ziff. 1—4 aufgeftellten Bedingungen geknüpft ift, deren ku— 
mulatives Vorhandenfein den Gebraud des hier vorgejehenen Verordnungs⸗ 
rechtes bebingt. 

Der Richter, welcher die Uebertretung einer foldyen Verordnung zu bes 
urtheilen und zu biefem Behufe auch die geſetzliche Giltigkeit derfelben ge— 
mäß Art. 44 zu prüfen bat, ift bemgemäß verpflichtet, feine Prüfung auch 
barauf zu erftreden, ob die Erlafjung ber Verordnung allen im Art. 38 
aufgeftellten Anforderungen entſpricht, ob namentlich eine dringende Gefahr 
für den Staat oder für Leben, Gefundheit oder Eigenthum der Staatsan— 
gehörigen vorhanden war, wie Ziff. 2 vorausfegt, wobei jedoch im Falle 
der Bejahung diefer Frage die konkrete Nothwendigkeit oder Zweckmäßig— 
feit ber Berordnung, wie fie erlaffen wurbe, nicht in Frage gezogen werben 
barf-(a.a.D. Bd. UI ©. 32). Auch der Mangel einer geſetzlichen Strafvor: 
ſchrift für die in der Verordnung gebotenen oder verbotenen Handlungen, und 
der Mangel einer gefeglichen Ermächtigung zur Erlaffung der entfpredhenden 
Vorſchrift ift unter Berückſichtigung des gefammten gefeglid geordneten Polizeis 
ſtrafrechtes in Erwägung zu ziehen, weil der Art. 38 nicht dazu gebraudt 
werden darf, um ftatt der geſetzlich zuläffigen Strafe, wenn deren Art oder 
Umfang von der Staatsverwaltung als ungenügend angefehen wird, Strafen 
mit höheren Marimalbeträgen zu fubjtituiren, oder das Verordnungsrecht 
in folhen Fällen eintreten zu laſſen, melde das Gefeß der Fürforge bes 
ftimmter Organe, 3. B. ber Drtspolizeibehörden, zugewieſen bat. 

Im Abſ. A ift nur die Ueberfchreitung des‘ Marimum vorn 100 fl. an 
Geld oder 30 Tagen einfahen Arreft bei ber in der Verordnung auszu⸗ 
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ſprechenden Strafandrohung unterſagt. Es iſt daher hier die Androhung 
eines geringeren Maximum, jedoch ohne Feſtſetzung eines beſonderen Mini— 
mum, was dem Syſteme des PStGB. völlig fremd wäre, zuläſſig. In 
der Strafſanktion können Geld- oder Arreſtſtrafe jede allein oder auch beide 
in alternativer Verbindung, nicht aber konjunktiv, angedroht werden. Daß 
auf Grund des Art. ſowohl gebietende als verbietende Vorſchriften erlaſſen, 
mithin ſowohl Unterlaſſungen als Handlungen verboten werben können, un: 
terliegt feinem Zweifel. (Berb. d. K. d. Abg. a. a. DO. ©. 32.) 

In Ziff. 2 wurde nah den Worten „Sicherheit des Staates” das 
Wort „oder‘‘ ftatt bed Wortes „und“ eingefegt, um zweifello® zu ftellen, 
daß nicht eine Gefahr für den Staat und außerdem noch eine Gefahr für 
Leben, Geſundheit oder Vermögen der Staatsangehörigen (nicht blos ber 
Staatsbürger) vorausgefegt werde, fondern daß ſchon das Vorhandenſein 
bed einen ober bes anderen Falles genüge (a. a. D. ©. 35). 

In Abſ. 2- ift der von dem Richter gemäß Art. 44 gleichfalls zu be 
rückſichtigende gefeßlihe Endpunkt folder außerordentliher Berordnungen 
feftgefeßt, welche weder von berjelben Stelle, von der fie ausgegangen find, 
wieder aufgehoben, nod während des Laufes der nächſten Lanbtagsvers 
fammlung, welde nad Erlaß der Verordnung zufammengetreten ift, durch 
ftändifche Zuftimmung zum Geſetze beveift worden find. 

Zu Art. 39. 

Im Allgemeinen darf fein Geſetz im Verordnungswege oder durch 
Verfügung einer Staatsbehörde abgeändert oder aufgehoben werben. 
Jede Verordnung oder polizeiliche Vorſchrift, welche im Widerfpruche mit 
einem Geſetze fteht, ift daher, jo weit das der Fall ift, in der Regel uns 
gültig. Allein das PStGB. felbft läßt mande Ausnahmen von diefer 
Regel zu, indem cd von dem Grundfage ausgeht, daß mande ältere Ge: 
feße, deren augenblidlihe Beifeitigung nicht zuläffig ſchien, nad) reiferer 
Erwägung der Berhältniffe durd neue Verordnungen und theilweiſe ſelbſt 
durch oberpolizeilihe Vorſchriften erjegt oder aufgehoben werben bürfen. 
Die betreffenden Ermähtigungen find im Art. 45 Abſ. 2 generell ausges 
fprochen, fpezielle Ermächtigungen enthält der befondere Theil an verfchiebe- 
nen Orten, 3. B. Art. 197 Abſ. 2, Art. 206 Abf.2. Im ähnlicher Weife 
können aud ältere Verordnungen über Gegenftände, hinſichtlich deren es 
das PStGB. künftig bei oberpolizeilihen Vorſchriften bewenden laſſen will, 
durch ſolche nah Art. 45 Abſ. 2 aufgehoben oder abgeändert werben. 

Die eben befprodyene Regel ift aud auf die gemäß Art. 38 zu er 
laffenden außerordentlihen Berordnungen anwendbar. Diejelben find. von 
der gewöhnlichen Regel des Rechtes nur infoweit erimirt, daß bier Hands 
lungen oder Unterlafjungen geftraft werben bürfen, deren Verbot durch ein 
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Geſetz nicht einmal in den Hauptumriffen vorgefehen ift, fondern unter den 
geſetzlichen Vorausjegungen durdy Verordnung regulirt werden darf. Abge— 
jehben von der dem Art. 38 zu Grunde liegenden theilweifen Difpenjation 
von dem Saße: „nulla poena sine lege‘ darf der Inhalt der Verorb: 
nung mit feiner geltenden Gejegesbeftimmung in Widerfpruch treten. So darf 
z. B. dadurch Feine Beitimmung des Preßediftes vom 4. Juni 1848 ver: 
legt oder die im Art. 209 Abf. 2 des PStGB. proflamirte Freiheit des 
Handels mit Vieh, Getraide, inländifchen Bodenerzeugnifien und Robftoffen 
beeinträchtigt werden. 

Der Art. 39 unterjcheidet ſich übrigens in jeiner Tendenz weſentlich 
von dem urjprünglicen Art, 35 des Entwurfes, an deſſen Stelle er ge 
treten iſt. 

Nach diefem follten keine orts⸗ oder oberpolizeiliche Vorſchriften mit Ge: 
ſetzen, königlichen Erlafjen oder fompetenzmäßigen Anordnungen einer höhe: 
ren Inſtanz im Widerjpruge jtehen. Hier war ganz dem centraliftifch-bu: 
reaufratijhen Prinzipe Rechnung getragen, wonad) jede Unterbehörde ſich 
akkommodiren muß, joweit eine vorgejegte Stelle angegronet hat. In ben 
Motiven zu Art. 283—42 Ziff. 6 war bemerkt worden, daß bei der den ver: 
ſchiedenen Klafjen von Bolizeibehörden bewilligten Anordnungsbefugniß die 
Einheit der Berwaltungsgrundfäge und das Anjehen der höheren Inftanzen 
gewahrt bleiben müfje, und daß auch außer den Fällen, wo das Geſetzbuch 
die Regelung einer Materie dem Berordnungsgebiete zuweiſt, der Krone das 
Recht verbleiben müfje, durch königliche Erlaſſe die Verwaltungsgrundſätze 
fejtzuftellen, weldye bei Erlafjung der orts- oder oberpolizeilihen Vorſchriften 
zur Richtſchnur genommen werden müfjen. 

Bei der Feſtſtellung des Artikels wurde freilich von anderen Anfchaus 
ungen ausgegangen. Das in der Materie von dem DVerorbnungsrechte der 
Krone und der verjchiedenen Organe ber Polizeiverwaltung befolgte Spitem 
beruht auf der Ausſcheidung der Kompetenzen für jede Art polizeilidyer Bor: 
fhriften und auf dem Orundgebanfen, neben dem Verordnungsrechte ber 
Krone und der. von ihr aufgejtellten Staatsbehörden einen angemefjenen 
Raum für die Gemeindeautonemie zu gewinnen; deßhalb dürfen die nad) 
dem Geſetzbuche zuläfjigen orts-, diſtrikts- oder oberpolizeilihen Vorſchriften 
nur infoweit mit Verordnungen oder Tompetenzmäßigen Vorjchriften einer 
höheren Behörde nicht im Widerjpruche jtehen, als derartige höhere Anord— 
nungen über denfelben Gegenitand nad dem Geſetze zuläffig find, 

In allen jenen Fällen, wo ausſchließlich ortspolizeilihe Vorjähriften 
zugelafien jind, kann weder durch eine Diftriktspolizeibehörde noch durch die 
Drgane ber Dberpolizei eine Eompetenzmäßige Beftimmung über benfelben 
Gegenſtand erlafjen, nod) von ber Krone im Verordnungswege rechtswirkſam 
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verfügt werben. Es it zwar dem Juhaber ber. Polizeihoheit das Recht 
nicht zu bejtreiten, auch außer ben Fällen, bie nur durch das königl. Ver— 
ordnungsrecht geregelt werben bürfen, Direktiven über die Handhabung der 
Polizeiverwaltung an die Löniglihen Stellen und Behörden zu erlaffen. 
Allein jolhe Erlajje jind nur Anordnungen der Krone an bie Behörden, 
welhe im PBolizeiftrafrehte nur dann eine für die Unterthanen und bie 
Strafgeridhte verbindende Rechtsform erhalten, wenn auf Grund berjelben 
von den Organen der Staatspolizei die in ihren gejeglihen Wirkungstreis 
fallenden Vorſchriften wirklich erlaflen worden find. Die ertheilten Direktiven 
gehen die Staatsunterthanen und die Strafgerichte nichts an, und wenn fid) 
allenfalls ein Widerſpruch zwiſchen diefen ohnedies für die Veröffentlichung 
nicht beftimmten Direktiven und der Vorjchrift der kompetenten Behörde er: 
geben follte, jo haben die Gerichte, welche lediglich die geſetzliche Giltigkeit 
der ihnen vorliegenden Norm zu beurtheilen haben, diefen Widerſpruch nicht 
zu beachten. Verordnungen im Sinne des Art. 36, welche durch ihre Pu— 
blifation die Unterthanen zur Befolgung und die Gerichte zur Anwendung 
bei ihrer Rechtsprechung verpflichten, können außer ben Fällen, wo das 
PStGB. auf Verordnungen Bezug nimmt, nicht erlafjen werden, 

Die Entjheidung der Frage, ob die über denſelben Gegenftand ergan- 
gene Vorſchrift einer höheren Behörde kompetenzmäßig erlafjen fei oder nicht, 
jteht jedenfalls auf Grund des Art. 44 dem Bolizeirichter zu. 

Die Richtigkeit diefer Anfichten ergibt ſich insbefondere aus den Ver: 
bandlungen über den Abftridy des Art. 29 des Entwurfed und des an 
deſſen Stelle bei der erſten Lejung im Geſetzgebungsausſchuſſe ber K. b. 
Abg. angenommenen Art. 80. Verh. d. 8. d. Abg. von 189%, Bb. U 
©. 207, 208, 209, 265. 


Art. 40. 


Jede orts- oder diſtriktspolizeiliche Vorfchrift ift in dem Ber 
zirfe, in weldem fie zur Anwendung gebracht werben foll, ges 
börig. befannt zu machen und mit dem Nachweiſe der geichehenen 
Bekanntmachung in amtlich beglaubigter Fertigung den Gerichten 
mitzutheilen, welche die bedrohten Liebertretungen in erfter und 
zweiter Inſtanz abzuurtheilen haben. 

Oberpolizeilihe Worfchriften der Kreisregierungen find durch 
die Kreisamtöblätter, oberpolizeilihe Vorjchriften der Staatsmis 
nifterien und föniglihe Verordnungen durch das Regierungöblatt 
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und, foferne fie für die Pfalz in Wirffamfelt treten follen, durch 
das Kreisamtsblatt zu verfünben.. 

Das Staatöminifterium des Innern iſt ermächtigt, über die 
Form der Verfündung ortd= und diftriftöpoligeilicher Vorſchriften 
Anordnungen zu erlaffen. 


Auch die Verbindungsfraft der Verordnungen und polizeilichen Vor: 
fhriften ift durdy deren legale Publikation bedingt, über deren Form ber 
Artikel verfügt. 

In Abſatz 1 wurde ftatt der Worte „amtlich beglaubigter Abſchrift“ 
gefagt: „amtlich beglaubigter Fertigung‘, weil bei gedrudten Polizeibefhlüf- 
fen die Zufendung eines amtlich beglaubigten Druderemplares genügt. Verh. 
d. 8. d. Abg. v. 185%,, Beil.-Bb. IT ©. 160. 

Die im Abſ. 2 vorbehaltene Anordnung ift nunmehr erfolgt). 


2) Bekanntmachung, die Form ber Verfündung ortd: und bifiriftspoligeilicher 
Borichriften betreffend. 
Staatsminifteriiim des Innern. 

Auf Grund des Art. 40 Abj.3 des PStGB. wurden über die Form ber 
Verkündung orts- und biftriftspolizeilicher Vorſchriften nachſtehende Anord⸗ 
nungen erlaſſen: 

S. J. 
Die ortspolizeilichen Vorſchriften werben bekannt gemacht: 
1) durch Einrückung in das im Gemeindebezirke erſcheinende Lokalamteblatt; 
2) durch Anſchlag an dem Gemeinde⸗oder Schulhauſe oder an ſonſtigen 
geeigneten, im Allgemeinen ober in beſonderen Fällen hiezu beſtimmten 
Etellen im Ortspolizeibezirfe; 

3) durch Ausruf auf Ortsfirafen und Pläßen unter Anwendung ber 
Schelle, bes Trommelſchlags oder eines fonftigen geeigneten Eignales; 

4) durch perjönlihes Umfagen oder durch Zuftellung vom Abfchriften oder 
Abdrüden in den einzelnen Häufern; 

5) durch Verlefung in den Gemeindeverſammlungen. 


8. 2. 
Die Ortspoligeibehörden haben unter den Im $. 4 angeführten Formen 
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Art. 41. 

Die Kreidverwaltungäftellen find berechtigt, orts- und diſtrikts⸗ 
polizeiliche Vorſchriften wegen Mangeld der gejeglihen Beding⸗ 
ungen ihrer Erlafjung oder wegen Nachtheils für das öffentliche 
Wohl oder wegen Berlegung der Rechte Dritter außer Kraft zu 
fegen oder deren Vollzug einzuftellen. 





der Berfündung jederzeit die nad ben örtlihen Verhältniſſen und dem Ge: 
genftande ber jeweilig befannt zu madenden Vorſchrift als die zweckmäßigſte 
ſich darftellende :zu wählen. und nad Umſtänden mehrere Formen ber Ber: 
fündung zugleih in Anwendung zu bringen. 

Die Form der Borlefung in den : Gemeindeverfammlungen kann jedoch 
nur in ben Landgemeinden ber Lanbestheile biesfeits bes Rheins angewendet 
werben. . 


$. 3. 

Die biftriftspoligeilichen Worfcriften werben in der Regel von ben Dis 
firiftspoligeibehörben den Ortspolizeibehörden, in beren Bezirken. fie zur Anz 
wenbung gebracht werden follen, in Abſchrift oder Abbrud, mitgetheilt und 
von ben Ortspolizeibehörben nad Art der ortspolizeilihen Vorſchriften be: 
kannt gemadit, 

Den Ortspolizeibehörben ſteht hiebei die Wahl ber Form ber Berfündung 
frei, infoferne hierüber nicht in ber befannt zu machenden biftriftspoligeilichen 
Vorſchrift eine ausdrüdliche Anordnung getroffen ift. 

Wird eine biftriftspoligeiliche Vorſchrift im einem Diftriftsamtsblatte be- 
kannt gemacht, fo ift deren befondere Mittheilung an diejenigen Ortspolizeis 
behörden, welche basjelbe halten, nicht erforderlich. 

Lehztere haben die Verpflichtung, ſofort nad Empfang der beireffenben 
Nummer des Diftriftsamtsblattes zur Örtlihen Verkündung zu ſchreiten. 


S. 4. 

Gegenwärtige Anordnungen treten mit bem Tage der Verfünbung durch 
das Regierungsblatt, beziehungsmweife durch das Amtsblatt ber Pfalz für ben 
ganzen Umfang des Königreihs in Wirkſamkeit. 

Münden ben 28. Mai 1862. 

Auf Seiner Majeftät des Königs Allerhöchſten Befehl 
v. Heumayr. 
durch den Minijter 
der Gencralfefretär 
Minifterialratb v. Epplen. 
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Art. 42, 


Die Staatdminifterien find nah Maßgabe ihrer Zuftändigfeit 
berechtigt, aus denfelben Gründen Borfchriften der Orts- und 
Diftriftspolizeibehörden und der Kreisverwaltungsftellen außer 
Kraft zu fegen oder deren Vollzug einzuftellen. 


Art. 43. 


Wer fih durch Erlaffung einer polizeilihen Vorſchrift für be— 
fhwert erachtet, kann innerhalb des für Verwaltungsſachen be: 
ftebenden gejeglihen Inſtanzenzuges biegegen Abhilfe nach— 
fuchen. 

Gleiches Beſchwerderecht fteht gegen ortöpolizeiliche Vorſchriften 
in Städten und Märkten mit magiftratifher Berfaffung den Ges: 
meindebevollmädhtigten und in den Gemeinden der Pfalz dem 
Semeinderathe, gegen diftriftöpoligeiliche Vorfchriften dem Diftrifts- 
rathe, gegen von der Kreidregierung auf Grund des Art. 41 
erlaffene Verfügungen den betreffenden Gemeindebehörden zu. 

Die an feine Rekursfrift gebundene Einlegung der Beſchwerde 
hat auf die Vollziehbung der Anordnung nur dann eine Wirfung, 
wenn die zur Enticheidung berechtigte höhere Stelle die Einjtel: 
lung des Vollzuges angeordnet hat. 


Art. 44, 

"Bei Aburtbeilung der durch polizeilihe Vorfchriften in Gemäß: 
heit der Art. 32, 33, 34, 35 und 38 bedrohten Poligeiübertret: 
ungen darf nur die gefegliche Giltigkeit, nicht aber die Nothwendig: 
feit oder Zmwedmäßigfeit der Vorfhrift von dem Polizeirichter 
in Erwägung gezogen werden. 


In den Art. 414 und 42 ift die Aufhebung polizeiliher Vorfchriften 


ber einer höheren Stelle untergeordneten Polizeiverwaltungsorgane be: 


handelt. 
Jene Gründe der Aufhebung oder Erlöſchung, welche polizeiliche Vor— 


ſchriften mit Rechtsvorfchriften nah allgemeinen Rechtsgrundſätzen gemeinſam 
haben, find nicht beſonders erörtert, ſondern vorausgeſetzt. 
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Diefelbe Duelle, welhe das Recht bat, eine Vorfhrift zu fchaffen. 
kann biefelbe aud; wieder aufheben, oder dur neue Normen von entgegen: 
gejegtem Inhalte befeitigen. Anordnungen, welche ihrem Inhalte nad nur 
für eine bejtimmte Zeit oder für die Dauer eines vorübergehenden Ereig: 
nifjes erlaffen worden find, erlöſchen mit Ablauf der feſtgeſetzten Zeit oder 
mit dem Creigniffe, das fie veranlaßt hat. Bei der einfachen Wiederauf— 
bebung orts- oder biftriftspolizeilicher Vorfchriften find die bei deren Ent: 
ftehung nad Art. 32 Abf.2 und 3 und Art. 34 zu beobadytenden Bejtim- 
mungen nicht auch als für die Zurüdnahme derſelben erlaffen zu erachten. 
Doch müſſen diefelben eingehalten werden, wenn bie bisherige Anordnung 
durch eine neue erſetzt werden ſoll. 


Die Art. 41 u. 42 geftatten ben höheren PBolizeiftellen die Kaſſation 
ort8s und biftriftspolizeilidher, beziehungsmeife freispolizeiliher Vorſchriften, 
ſowie bie einftweilige Einftelung des Vollzuges besfelben. Der Gebraud) 
biefer Befugniß von Seite der Kreisverwaltungsftelle wird dadurch nicht 
ausgefchloffen, daß dieſelbe Stelle früher die Bollziehbarkeit berfelben Bor: 
fhrift nah Art. 34 ausdrüdlic oder ftillfchweigend anerfannt hatte, fon: 
dern kann zur Anwendung gebracht werden, fobald fi ein Kaflationsgrund 
berausgeftellt hat. 


Diefe Beftimmung fihert gegen die Fortdauer folder Vorſchriften, von 
benen ſich die Dberbehörben überzeugen, daß die gefeglihen Vorausſetzungen 
ihrer Erlafjung nicht vorhanden waren, oder baf fie eine nadytheilige Wirk: 
ung im Leben äußern. Die Kaffationsbefugniß ber zuftändigen Oberbehör: 
ben ift jedod auf 3 Kaffationsgründe befhränft: Mangel ber gefeßlichen 
Borausfegungen bei Erlaffung der Vorſchrift, Benachtheiligung des öffent: 
lichen Wohles und Verletzung der Rechte dritter Perfonen. Der 2. Kaffa: 
tionsgrund (Nachtheil für das öffentliche Wohl) ift auch dann anwendbar, 
wenn eine Vorfhrift abfolut zwedwidrige oder die Betheiligten ohne Noth 
beläftigende Mafregeln enthält. Verb. d. K. d. Abg. v. 185%,, Beil.:Bb 
I ©. 160. Wo feiner biefer Gründe vorliegt, kann die Aufhebung nur 
durch jene Organe erfolgen, welche bie betreffenden Vorſchriften kraft ihrer 
gejeglihen Berehtigung erlaffen haben. Durch die Kafjation kann jedoch 
nur bie ganze Vorſchrift, nicht der eine oder anbere Theil berjelben, befeitigt 
werben. Verh. d. 8. d. Abg. v. 1859,, Bb. II ©. 33. 

Art. 43 gewährt in möglichſt umfafjender Weife die Mittel zur Ab— 
hilfe gegen benachtheiligende polizeiliche Vorjchriften durch Eröffnung eines 
ausgebehnten Beſchwerderechtes. Im Abf. 1 ift dieſes jedermann gewährt, 
ber ſich felbft für beſchwert erachtet, alfo jedem einzelnen Betheiligten ober 
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den einzelnen Klaſſen berjelben. - Durdy Abf. 2 ift dasfelbe aud ben Ge— 
meindebevollmäghtigten in Städten und Märkten mit magiftratifcher Verfaf: 
fung, dem Gemeinberathe in ben Gemeinden ber Pfalz und dem Diftrifte: 
rathe eingeräumt, wenn fie durch eine in Mitte liegende orts-, beziehunge: 
weiſe biftriftspolizeifiche Entſchließung das Intereſſe ber von ihnen vertre: 
tenen Körperſchaft als verlegt erachten. Zwifhen Vorſchriften von dauern: 
ber oder vorübergehender Geltung ift hiebei nicht ünterſchieden, da ſich aud) 
an letztere wichtige Intereffen nicht blos der zunädyft Betheiligten, ſondern 
auch der Gemeinde oder Diftrifte knüpfen können. 

Als Grund der Beſchwerde Fann nicht allein der Mangel ser gefetz⸗ 
fihen Bedingungen ber Erlafjung ober "die Nichteinhaltung der geſetzlichen 
Formen geltend gemacht, ſondern es kann auch hier die Nothweudigleit oder 
Zweckmäßigkeit der Vorſchrift angegriffen und der höheren adminiſtrativen 
Erwägung unterſtellt werden. 

Das Geſetz geſtattet die Erſchöpfung des ganzen für Verwaltungsſachen 
beſtehenden geſetzlichen Inſtanzenzuges. Es kann daher gegen Vorſchriften 
der Orts- und Diſtriktspolizeibehörden, welche die nächſte gemeinſame In— 
ſtanz bei ber vorgeſetzten Kreisftelle haben, zuerſt bei dieſer und wenn 
bier nicht Abhilfe gewährt wird, bei dem zuſtändigen Staatominiſterium als 
II. Inſtanz die Beſchwerde angebracht werden. 

Gegen Vorſchriften der Kreisregierungen. fteht die Beſchwerde an das 
Miniſterium als nächte Inſtanz offen, ja es ſollte auch der Rekurs an 
den Staatsrath nicht ausgeſchloſſen werden, wenn ein ſolcher nad Tit. I 
8. 7 Nr. 11 der allerh. Verordn. vom 28. November 1825, die Formation 
des f, Staatsraths betr., begründet werben kann. Außer dem erwähnten 
Valle kann gegen oberpolizeilihe Vorſchriften eines Staatsminijteriums zwar 
feine Bejchwerde ergriffen werben, allein dadurch iſt den Betheiligten der 
Weg der Vorſtellung und die Bitte um Abhilfe bei dem betreffenden Mi— 
niſterium ſelbſt nicht abgeſchnitten. 

Das Geſetz gewährt dieſes Beſchwerderecht im Allgemeinen nur zum 
Zwecke der Beſeitigung erlaſſener nachtheiliger Vorſchriften. Gegen die 
Aufhebung einer beſtehenden Vorſchrift iſt nur für einen einzigen Fall ein 
Beſchwerderecht im Abſ. 2 gewährt, nämlich das Beſchwerderecht der be— 
treffenden Gemeindebehörde (derjenigen, welche die aufgehobene Vorſchrift 
erlaſſen hat), wenn eine ortspolizeiliche Vorſchrift auf Grund des Art. 41 
von der Kreisverwaltungsſtelle kaſſirt oder deren Vollzug eingeſtellt worden 
iſt. Außer dieſem Falle wird daher ein Beſchwerderecht gegen Kaſſation 
oder Aufhebung polizeilicher Vorſchriften nicht anzuerkennen ſein. 

Wegen Nichterlaffungjeiner polizeilichen Vorſchrift, die ein Betheiligter 
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für mwünfchenswerth oder nothwendig erachtet, ift kein Rekursrecht einge: 
räumt und ben höheren Inſtanzen durch Abſtrich bes Art. 29 des Ent: 
wurfes die Möglichkeit einer Abhilfe bei derartigen Beſchwerden entzogen. 

Das Beſchwerderecht ift nah Abf. 3 an Feine Rekursfrift gebunden. 
Dagegen erſchien es auch nicht wohl thunlich, der Beſchwerde unter beftimm: 
ten geſetzlich fixirten Borausfegungen den Sufpenfiveffeft einzuräumen, Bei 
ber Dringlichkeit des Bollzuges vieler polizeiliher Vorfhriften mußte man 
fid) darauf befchränfen, die Einftellung bes Bollzuges der angegriffenen Bor: 
fhrift nur dann eintreten zu laffen, wenn bie zuftändige höhere Inftanz 
biefelbe angeorbnet hat. Im folhen Fällen, mo ber einftweilige Aufſchub 
bes Vollzuges ſehr wünſchenswerth ift, hat baher der Betheiligte mit feiner Be: 
ſchwerde den Antrag auf Erlaffung einer Inhibitivverfügung zu verbin- 
ben, ober in beſonderer Vorftellung die Erlafjung einer vorläufigen Verfüg— 
ung nachzuſuchen. Doch kann hiedurch nicht ausgefchloffen werben, daß in 
dringenden Fällen bie Vollſtreckbarkeit der Vorſchrift gehandhabt wird. 

Das wichtigſte Schußmittel gegen Mißbrauch des Verordnungsrechtes 
gewährt die im Art. 44 zugeſtandene richterlihe Beurtheilung ber gefeglichen 
Giltigkeit jeber polizeilichen Vorſchrift, wegen deren Uebertretung eine Abur: 
tbeilung durch den. Richter ftatt zu finden hat. Da gegen bie richterliche Ent: 
fheibung biefer Frage aud die Nichtigkeitsbeſchwerde bei dem Kaffationshofe 
geltend gemacht werben Fann, fo ift biemit die Möglichkeit gegeben, durch 
ben Einfluß der Präjudizien bes Kaffationshofes die richtige und gleichför- 
mige Anwenbung bes Geſetzes zu fichern. 

Wenn die Krone und die Drgane ber Polizeiverwaltung nur auf Grunb 
eines Geſetzes berechtigt find, Vorfchriften mit Strafwirkſamkeit zu erlaffen, 
fo ift das Vorhandenfein der gejeglihen Ermächtigung ein Beitandtheil der 
Kompetenzfrage. Dagegen ift die Frage, ob eine geſetzlich zuläffige polizei- 
liche Vorſchrift materiell zwedmäßig oder nothwendig ift, oder nicht, eine 
Sadje der abminiftrativen Erwägung, welde nur auf dem im Art. 43 be 
zeichneten Wege zu erörtern und zu entfcheiden iſt. 

Zu der geſetzlichen Giltigkeit einer polizeilichen Vorſchrift gehört aber 
nicht blos das Vorhandenfein eines eine folhe Vorſchrift geitattenden Ge: 
jeßes, fondern aud die Einhaltung ber in den Art. 32, 33, 35, 36 und 
38 im Allgemeinen feitgeftellten und in den einzelnen Artikeln des PStGB. 
ober in Spezialgefegen näher geregelten Kompetenzverhältniffe, die Beobacht— 
ung ber in Art. 37 Abf. 2 und 3, Art. 34 und 38 feitgefegten Beding- 
ungen unb Formen, bie Einhaltung ber im Art. 39 aufgejtellten Regel 
und die bem Art, 40 entſprechende Publikation, 
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Art. 35. 
XVI. Ueber⸗ In Bezug auf jene Gegenſtände, wofür das gegenwärtige Ge— 
gangs: und ſetzbuch Verordnungen oder polizeiliche Vorſchriften ald zuläffig 
Schlußbe⸗ erflärt, fommen, bis nach Maßgabe des Geſetzbuches neue An: 


—— ordnungen erlaſſen worden ſind, die dermalen geltenden Beſtim— 


mungen in nachſtehender Weiſe zur Anwendung: 

1) wo das Geſetzbuch nur auf Verordnungen verweiſt, ſind 
nur die in Geſetzen oder Verordnungen — Be⸗ 
ſtimmungen anwendbar; 

2) wo das Geſetzbuch auf Verordnungen oder — 

Vorſchriften oder nur auf oberpolizeiliche Vorſchriften ver: 

weift, bleiben die dermalen beftehenden in Gefegen, Verord⸗ 

nungen oder oberpolizeilihen Vorſchriften enthaltenen Be: 
ftimmungen anwendbar; 

wo das Gefegbuh auf Verordnungen und diſtrikts- oder 
ort3polizeilihe Vorſchriften verweift, find neben den in Ge— 
fegen oder Verordnungen enthaltenen Beitimmungen auch 
die befi.henden diſtrikts- beziehungsweiſe ortöpolizeilichen 

Vorfchriften anwendbar; 

4) wo dad Gefegbuh auf ober» oder diftriftöpoligeilihe Vor— 
fchriften oder auf ober- oder ortspolizeiliche Vorſchriften verweiit, 
bleiben neben den in Gefegen, Berordnungen oder oberpoli: 
zeilihenVorfchriften enthaltenen auch die dermalen beftehenden 
diftriftö= beziehungsmweife ortöpoligeilihen Beftimmungen ans 
wendbar; 

5) wo das Geſetzbuch nur auf diftriftöpoligeiliche Vorſchriften 
verweiſt, bleiben nur die dermalen beſtehenden diſtriktspoli—⸗ 
zeilichen Beſtimmungen, und wo das Geſetzbuch nur auf 
ortspolizeiliche Vorſchriften verweiſt, lediglich die dermalen 
beſtehenden ortspolizeilichen Vorſchriften in Geltung; wo 
aber das Geſetzbuch nur diſtrikts- oder ortspolizeiliche Bor: 
ſchriften zuläßt, bleiben lediglich die dermalen beſtehenden 
diſtrikts- und ortspolizeilichen Vorſchriften anwendbar. 

Soweit das Geſetzbuch nicht für einzelne Fälle Beſonderes be— 

ſtimmt, fönnen dermalen beſtehende Geſetze, welche Gegenſtände 
betreffen, wofür das gegenwärtige Geſetzbuch Berordnungen oder 
polizeiliche Vorſchriften als zuläffig erflärt, ohne auf Gefege zu 
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verweifen, im Verordnungswege aufgehoben oder abgeändert 
werden. Daffelbe kann in Bezug auf dermalen beitehende Ge— 
fege der eben bezeichneten Art und auf Verordnungen durch das 
betreffende Staatöminifterium gefchehen, wenn das Geſetzbuch le= 
diglih auf oberpolizeilihe Worfchriften oder neben ſolchen auf 
diſtrikts- oder ortspolizeilihe Vorichriften Bezug nimmt. 

Sn allen Fällen, in welhen gemäß vorftchender Beftimmungen 
die dermalen beftehenden polizeilihen Vorſchriften in Kraft blei- 
ben, find an der Stelle der in denfelben angedrohten Strafen 
bei Aburtheilung der betreffenden Uebertretungen die Strafbeftim: 
mungen ded gegenwärtigen Gefegbubes in Anwendung zu 
bringen. 

Die dermalen bejtehenden diftriftd= und ortäpolizeilihen Bor: 
fchriften find innerhalb zweier Jahre nah Verfündung ded Ge: 
fegbuches nah Maßgabe desfelben zu revidiren und auf's Neue 
zu verfünden, widrigenfalld deren Anwentbarfeit erlifcht. 


Der gegenwärtige Artikel behandelt das Verhältniß des Geſetzbuches 
zu dem bisher beftanden Polizeirehte. Es wurde als eine Unmöglichkeit 
erfannt, die Revifion des gefammten Polizeirechtes, jo weit daſſelbe auf 
Verordnungen und polizeilichen Vorfchriften beruht, bis zum Inslebentreten 
des Geſetzbuches zu beendigen. Andererſeits wurde e8 als eben fo unthun- 
li befunden, die ganze Mafle des Bejtehenden bis zur Aufhebung oder 
Abänderung defjelben nah Mafgabe des Geſetzbuches zu beftätigen, indem 
dadurch den Polizeirihtern in der erften Zeit ihrer Thätigkeit eine fat un: 
lösbare Aufgabe gejtellt worden wäre. Es wurde daher darauf gefehen, 
eine angemeffene Grenzlinie zwifhen dem zu Erhaltenden und dem fofort 
Aufzugebenden zu ziehen, und mit möglichiter Rüdficht auf Verminderung 
des maffenhaften Materiales jene Arten von Anordnungen zu erhalten, durd) 
welhe die Sache in Zukunft nah Maßgabe des Geſetzes geregelt werben 
fol. In Abſ. 1 Ziff. 1—5 ift aufgezählt, was von den verfchiebenartigen 
Beitimmungen vorläufig allein erhalten bleiben foll, wodurch fich die Folge 
ergibt, daß alle anderen Arten von Vorſchriften, welche nicht fpeziell ge: 
nannt find, bei ben betreffenden Materien fofort ihre Anwendbarkeit verlie: 
ven. So fällt im Falle von Ziff. 1 Alles hinweg, was über bie ein: 
ſchlägigen Materien bisher auf Miniſterial- oder Regierungserlaſſe, durch 
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diſtrikts⸗ oder ortspolizeilihe Beitimmungen generell angeordnet war; bei 


Ziff. 2 verlieren alle über ſolche Materien beſtehenden orts- oder diſtrikts— 
polizeilichen Vorfchriften ihre Geltung; bei Ziff. 3 werben alle beitehenden 
Regierungsausfchreibungen unanwendbar; bei Ziff. 5 tritt Alles ſofort außer 
Wirkſamkeit, was über ſolche Materien bisher durch Gefeße, Verordnungen, 
oder oberpolizeilihe VBorfchriften angeordnet war, und wo nur ortspolizei- 
liche Vorſchriften nad) dem neueren Rechte bejtehen jollen, verlieren auch bie 
bisher bejtandenen bijtriktspolizeilichen Vorſchriften ihre Geltung. 

Auch in Bezug auf die aufrecht erhaltenen älteren Verordnungen und poli 
zeilichen Vorfchriften jteht dem Richter die Beurtheilung der gefeglichen Gil- 
tigkeit nad) Urt. 43 zu; wobei derfelbe jedoch nur die Zuläſſigkeit der Vor: 
fchrift nah Maßgabe einer gefeglihen Beftimmung, die Erlaffung der Vor: 
fhrift von einem nad) Maßgabe der Art. 32, 33, 35 und 36 hiezu beredy: 
tigten Organe, die Beobachtung der Vorſchrift des Art. 39 und die gehö- 
rige Publikation ber Vorfhrift in's Auge zu faſſen hat, ohne daß bie be: 
jonderen Formvorſchriften, welche im Art. 32 Abſ. 2 und 3, Art. ‘34, 
Art. 40 Abſ. 3 vorgezeichnet oder vorbehalten find, rüdwirkende Kraft 
äußern Fönnten, 

Bei jenen Materien, welche das Geſetzbuch Fünftig vorzugsweiſe durch 
f. Verordnungen geordnet wiffen will (indem das Geſetzbuch auf Berorb: 
nungen allein ober in Konkurrenz mit anderen Arten polizeiliher Borfchrif: 
ten verweift), können alle dermalen beitehenden älteren Landesgeſetze im Ber: 
ordnungswege aufgehoben werden. Bei jenen Materien, deren Regelung 
der Gejeßgeber für die Zukunft zunächſt ber oberpolizeilihen Anorbnung 
anheim gejtellt hat (indem das Geſetzbuch nur auf oberpolizeilihe Vor: 
ſchriften oder neben ſolchen auf orts- oder biftriftspolizeiliche Vorſchriften 
verweilt), können jowohl Ältere Gejege als ältere Verordnungen durch ober: 
polizeiliche Vorſchriften des betreffenden Staatsminifteriums außer Wirkſam— 
feit treten. 

Abſ. 4 enthält eine durch Gründe der Zwedmäßigkeit gebotene Bor: 
ſchrift, ohne welche nicht leicht Ordnung und Redytsficherheit in bie vielfach 
verworrene Materie der ortö= und biftriftspolizeilihen Vorſchriften gebracht 
werben könnte. Die feitgefeßte zweijährige Friſt läuft nicht von dem Ein: 
tritte der Wirkfamkeit, fondern von der Verkündung des PStGB. an, 
weßhalb es wichtig ift, den Tag der Verkündung für die verſchiedenen Ge: 
meinden und Polizeibezirfe zu ermitteln, weil bievon in Zukunft die Be: 
urtheilung ber geſetzlichen Giltigkeit folder Normen abhängen kann. 
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Zum Schluſſe der Grörterungen über die allgemeinen Beitimmungen 
des PStGB. fügen wir noch einige Bemerkungen von allgemeinerer Ra: 
tur bei: 

1) Aus den Beitimmungen ber zweiten Abtheilung des PStGB. in 
Verbindung mit den Strafbeftimmungen jener Spezialgefege, welche ſich auf 
"Bolizerübertretungen beziehen und durd das PStGB. oder durd das Einf.: 
Geſ. aufrecht erhalten worden find, ergibt ſich, welche Handlungen als Po: 
(izetübertretungen verfolgt und beftraft werden Fönnen. Daraus folgt aber 
nicht, daß jede wirklich verübte Polizetübertretung, deren Verfolgung möglid) 
it, auch verfolgt werden muß. 

Die Potizeibehörden find nicht verpflichtet, alle zu ihrer Kenntniß ge: 
langten Polizeiübertretungen der Staatsanmwaltfchaft anzuzeigen, ſondern 
haben dies nur dann zu thun, wenn die Verfolgung im Intereſſe der po: 
Tizeilihen Aufgabe als angemefjen oder nothwendig erſcheint; wobei fie einer: 
jeits den Schein der Rechtsungleichheit, andererfeits unnöthige Vexationen 
zu vermeiden haben. Sind geringfügige Webertretungen auf die erſte Ab- 
mahnung abgeftellt worden, hat die Polizei durdy die ihr unabhängig von 
ber‘ Strafverfolgung geitattete vorläufige Einſchreitung ihren Zweck erreicht, 
überzeugt ſich die Polizei, daß dem Uebertreter ſolche Entſchuldigungsgründe 
"zur Seite ftehen, welche muthmaßlich von dem Polizeirichter als Grund ‘der 
Straflofigkeit erachtet werden würden, fo ift die Anzeige an’die Staatsbe— 
hörde feine Nothwenbdigkeit. In diefem Sinne hat der f. Staatsminifter 
des Innern die Erklärung abgegeben, daß die Frage, ob im einzelnen Falle 
für die Polizeibehörde Beranlaffung zur Anzeige gegeben fei, und -an- wen 
die polizeilichen Hilfsorgane ihre Anzeige zu erftatten haben, der Inftruftion 
von Seite der Oberbehörden ımd einer vernünftigen Praris überlaflen wer: 
den müſſe. Verh. d. 8. d. Abg. v. 1859,, Beil.-Bd. III S. 289. Hiebei 
ift nur zu bemerken, daß, joweit es geſetzlich feftgeftellt it, an wen be 
ftimmte Hifsorgane der Polizei ihre Anzeigen zu erjtatten haben, wie dies 
3. B. nah der pfälziihen Strafprozeßordnung Art. 15 und 20 bezüglich 
ber Hilfsorgane der Gerichtspolizei der Fall ift, hieran im Inſtruktionswege 
nichts geändert werden kann. 

Auch die Staatsbehörde ift nicht gemöthigt, jede durch amtliche oder 
Privatanzeige zu ihrer Kenntniß gelangte Polizeiübertretung zu verfolgen. 
Die im Art. 23 Abi. 1 des Strafprogeßgefeges vom 10. November 1848 
den Staatsanwälten an dem Bezirfögerichte eingeräumte disfretionäre Ge: 
walt in Bezug auf die Verfolgung der öffentlihen Klage iſt in Folge bes 
Art. 67 des Einführungsgefeßes auch den Vertretern der Staatsbehörde am 
Bolizeigerichte gewährt; auch dieſe find daher berechtigt; das ihnen zukom— 
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mende Material zu fichten, unbrauchbare Anzeigen unbeachtet zu laffen 
und alle vorausfichtlich zweck- und refultatlofen Berfolgungen zu unterlaffen, 
unbefchadet des Rechtes der jtaatsanmwaltichaftlihen Oberbehörden, Verfolg— 
ungen anzuorbnen, deren Beantragung der Vertreter der Staatsbehörde am 
Polizeigerihte aus irgend einem Grunde unterlaſſen hatte, Insbeſondere 
wird bei dem Zufammentveffen geringfügiger Polizetübertretungen mit Ver: 
breden oder anderen jhwerer ftrafbaren Handlungen das Verjährenlaffen 
ber Bolizeiübertretungen oft fehr zu empfehlen jein. ⸗ 

2) Zur entſprechenden Durchführung des in den Art. 32—36 für das 
polizeiliche Verordnungsredit angenommenen Syſtemes war man im bejon: 
deren Theile des PStGB. bemüht, die Kompetenz der Polizeibehörden in 
allen Fällen, wo es fih um das Redt zur Erlafjung allgemeiner Vor: 
ſchriften mit Strafwirkſamkeit handelt, gefeglich zu normiren. Dasfelbe ijt 
jebody in ber Regel weber im allgemeinen noch im bejonderen Theile ge: 
ſchehen, wenn blos von einzelnen polizeilichen Handlungen, 3. B. von vor: 
läufiger polizeiliher Einſchreitung (Art. 30), von Erlaſſung fpezieller An: 
ordnungen, DBerbote, Aufforderungen, polizeiliher Verwarnungen, Ertheilung 
von Konzejlionen oder polizeilihen Bewilligungen die Rede iſt (3. B. 
Art. 47, 51, 52, 56, 61, 63, 64, 65 Abi. 2, 69, 73, 75, 88, 92 u. f.w.). 
In allen diefen Fällen, wo fchlechthin von der Polizeibehörde oder von ber 
zuftändigen Polizeibehörbe, von der Obrigkeit, von polizeiliher Bewilligung 
u. dgl. gefprochen wird, muß die Zuftändigfeitöfrage nad; dem in ben Lan: 
bestheilen dieſſeits des Rheins wie in der Pfalz geltenden Berwaltungsrechte 
bemefjen werben. Gleiches gilt, wo in einzelnen Artikeln die Zuftändigkeit 
anderer Staatöbehörben, z. B. im Art. 46 der Militärbehörden, im Art. 49 
der Auffichtsbeamten für Gefängniffe, im Art. 116 Abſ. 2 der Medizinalbe- 
hörden, im Art. 107 der Schulbehörden in Frage kommt. 
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Zweite Abtheilung. 
Beiondere Beitimmungen über die einzelnen Webertretungen. 


Erftes Hauptftüd. 


Uebertretungen in Bezug auf Sicherheit des Staates, ein— 
zelne Staatseinrichtungen, Regierungsregte und öffentliche 
. VBerpflidtungen. 


Art. 46. 


Wer ohne Bewilligung der zuftändigen Behörde Riſſe oder Uebertret— 
Pläne von Feitungen, Feftungswerfen, militärifhen Lagern oder ungen in 
anderen für die Landedvertheidigung wichtigen Oertlichkeiten auf: Bezug auf 
nimmt, wer fi unbefugt im dienftlihen Beſitze befindliche Riſſe die Landes— 
und Pläne diefer Art oder Nahbildungen derjelben oder militä= — 
riſche Operationspläne verſchafft oder zu verſchaffen ſucht, wer . 
wijfentlih zu folhen Handlungen mitwirft oder Beihilfe leiftet, 
wird an Geld bis zu 150 fl. oder mit Arreft bis zu 42 Tagen 
geftraft. 

Die Riſſe und Pläne unterliegen der Konfiäfation. 


Der Artikel bezwedt die Verhütung ber im StGB. Art. 112 Ziff. 3 
u. Art. 113 Ziff. 3 vorgefehenen ftaatsgefährlihen Handlungen. Bei den 
im StGB. Art. 47 angenommenen Beichränfungen des Verſuches und bei 
ben engen Gränzen, welche dem Thatbeftande der Staatsverbredhen in dem 
I. Hauptjtüde der II. Abtheilung des StGB. gezogen find, Fünnen Hands 
Jungen von hoher Gefährlichkeit für ben Staat dem Art. anheimfallen, 
3. B. wenn die im StGB. Art. 112 Ziff. 3 bedrohte Handlung nicht 
während eines gegen Bayern ausgebrochenen Krieges, fondern in jener kri⸗ 
tifhen Zeit, welde der Kriegserflärung gewöhnlich vorbergeht, verübt wor⸗ 
ben wäre, 

Der Artikel umfaßt 3 Fälle: 

4) Die unbefugte Anfertigung von Riffen oder Plänen von Feftungen, 
Feftungswerken, militärtfhen Lagern ober anderen für die Randesvertheibis 
gung wichtigen Oertlichkeiten; 

2) unbefugte Handlungen, wodurch Jemand ſich in dienſtlichem Beſitze 
befindliche Riſſe, Pläne der bezeichneten Art oder militäriſche Operations— 
pläne verfchafft, oder zu verihaffen jucht; 
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3) bie wiſſentliche Beihilfe zu ben unter Ziff, 1 u. 2 bezeichneten 
Handlungen. 

Unter militärifchen Lagern können nur jene begriffen werben, welde 
im Intereſſe dev. Landesvertheidigung errichtet worben find, nicht bloße 
Mebungslager, wie fih aus den unmittelbar darauf folgenden Worten: 
„oder anderen für bie Randesvertheidigung wichtigen Dertlichkeiten‘‘ er: 
gibt; unter den letzteren können nur ſolche Lokalitäten verftanden werben, 
welche ber Benüßung für Zwecke ber Landesvertheibigung ein beſonderes 
Intereſſe darbieten, wobei die entſchuldbare Unwiffenheit über die milttärtfche 
Bedeutung einer ſolchen Oertlichkeit nach PStGB. Art. 31 u. StGB! 
Art. 69 als ein die Strafbarkeit ansfchließender Grund berüdfichtigt wer: 
den müßte. Jedenfalls fpricht der Artikel nicht von Landſchaftszeichnungen, 
fondern von Riffen und Plänen, von Situations- und Terrainaufnahmen, 
die militärisch benutzt, zu militärtfchen Difpofitionen gebraucht werben 
fönnten. 

Der Art. ift nur dann anwendbar, wenn die That nicht nad ihrer, 
fonftigen Qualififation einer ftrengeren Strafe nad Mafgabe bes StGB. 
verfällt, 3. B. wenn die unter Ziff; 2- erwähnten Handlungen durch Dieb: 
ſtahl oder Beſtechung verübt oder verfucht wurben. In joferne bei den im 
zweiten Sabe behandelten Fällen auch der bloße Verſuch zur Berfchaffung 
der bafelbft genannten Gegenftände geftraft wird, ift die im StGB. Art. 47 
enthaltene gefeßlihe Begränzung ber ftrafbaren VBerjuhshandlungen maß: 
gebend. Das Vorhandenſein einer Beihilfshandlung ift nad StGB. Art. 54 
Ziff: 2—4) zu bemefjen, Das Erforderniß, daß bie Miswirfung oder Beihilfe 
wiffentlich. geleiftet worden fein müſſe, folgt aus der allgemeinen Eharak: 
teriſtik jeder. ftrafbaren Theilnahme in. StGB. Art. 52 u. 53, und ift über: 
dies, im Geſetze ausdrücklich betont, weßhalb jede unmwifjentliche Mitwirkung, 
ober Beihilfe zu der Uebertretung eines Dritten, felbft wenn biefelbe durch 
einen unentſchuldbaren thatfächlihen Irrthum veranlaßt fein follte, ber. 
Strafbeftimmung nicht anheim fällt. 

Unter der im Art, erwähnten zuftändigen Behörde kann nur die Mis 
Jitärbehörbe verftanden werden. Die Zuftändigkeit zur Ertheilung berartis 
ger Bewilligung wird in Friedenszeiten ber einfchlägigen Stadt: ober 
Feſtungskommandantſchaft zufommen, jedoch Tann eine ſolche Ermädtigung 
auch von höheren Militärautoritäten, 3.8. vom Kriegsminifterium, ertheilt 
werden. U!) IS. 212, 332; MI ©. 111—113, 375. 





1) Zur Abkürzung der Eitationen werben Künftig bie im IL und III. Beilagen: 
Band der Kammerverbandlungen von 189%/,, enthaltenen Verhandlungen bes 
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Art. 9. 


Wer heimlich oder wider dad Verbot der PVolizeibehörbe größere 
Vorräthe von Waffen oder Munition auffammelt, wird an Geld 
bis zu 100 fl. oder mit Arreft bis zu 30 Tagen nebft Konfisfa= 
tion der Waffen» oder Munitionsvorräthe geftraft. 


Der Artikel bezwedt die Befeitigung: jener Gefahren, womit bie öf- 
fentlihe Sicherheit oder die Neutralität des Staates in feinem Verhältniſſe 
zu auswärtigen Staaten durch den Privatbefig größerer Waffen: und Mu: 
nitionsvorräthe bedroht werben fann. Soll ein folder Beſitz nad dem 
Artikel beftraft werden, fo muß die Anfammlung der Vorräthe heimlich oder 
gegen fpezielles Verbot der zuftändigen Polizeibehörde ftattfinden, wobei 
vorauszufeßen ift, daß die Polizeibehörde Fein den Gewerbsbetrieb jener 
Gewerbsmeifter und Fabrikanten, welche zur Verfertigung oder zum Ber: 
kaufe folder Gegenftände berechtigt find, beeinträchtigendes Verbot erlafjen 
werde und daß jebe heimliche oder gegen Verbot jtattfindende Waffenauffanm: 
lung der Natur der Sache nad; außerhalb des Gewerbebetriebes, d.h. außer: 
halb der Gewerbslofalitäten und mit Ueberſchreitung der Gränzen des Ge: 
werbsbetriebes geſchehe. Im Intereſſe vernünftiger Beſchränkung des Art. 
wurde das Wort „größere vor dem Worte „Vorräthe“ abfichtlich beigefügt. 
Ob ein vorhandener Waffen: oder Mimitionsvorrath als ein „größerer an: 
zuſehen ift oder nicht, ift eine von dem Richter zu entjcheidende Thatfrage, Die 
Beihränkfung des Beſitzes antiquariiher Waffenfammlungen oder der Samm: 
lungen von Jagbwaffen war nicht beabfihtigt. Die Zuftändigfeit zur Er: 
laſſung der im Art. vorgefehenen fpeziellen Verbote fteht zunächſt der Orts: 
polizeibehörde zu, welcher die fpeziellen Anordnungen für die Erhaltung ber 
Öffentlihen Ruhe und Sicherheit in der Gemeinde nad dem revidirten Ge: 
meinbeebifte $. 108 zufonmten. 

Mot. z. Entw. Art. 59-80, Ziff. 4, Abf. 8. A. Bb. II ©. 219; II, 
123, 124. 


Geſetzgebungsausſchufſes ber Kammer ber Abgeordneten nur mit 9. itnter 
Beifügung ber Zahl des Bandes und ber Seitenzahl allegirt werben. Die 
Verhandlungen des Geſetzgebungsaueſchuſſes der Kammer der Reichsräthe von 
18°°/,, werden mit RRi., PB. (Protofolband) oder BB. (Beilagenband) unter 
Beifügung der Zahl bes Bandes und ber Seitenzahl citirt werben. 





Verbotenes 
Auffam: 
meln von 

Waffen oder 

Munition. 
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Art. 48. 
Unbefugter Wer von Soldaten oder Unteroffizieren Montirungs:, Muni- 
Erwerb von - tiond= oder Armaturftüde erwirbt oder als Pfand nimmt, ohne 
Montir-: . ; £ ß — 
unge, Mu: daß ihm die bezeichneten Perfonen ihre Ermächtigung zur Ber: 
ER äußerung oder Verpfändung durch ein ſchriftliches Zeugniß ihres 
Armatur: vorgefegten Kommandanten nachgewieſen haben, foll an Geld bis 
ftüden. zu 50 fl., womit im Rüdfalle Arreft bis zu 14 Tagen verbunden 


werden fann, geftraft werden. 
Gleicher Strafe unterliegt, wer zu einem foldhen verbotenen 
Geſchäfte wiſſentlich mitwirft. 


Der Art. bezweckt die Verhinderung des Verkehres mit entfremdeten 
Militäreffekten durch das Verbot ſolcher Handlungen, wodurch ber Entwen— 
dung Vorſchub geleiſtet werden kann. Derſelbe iſt auch dann anwendbar, 
wenn ein im Heerverbande ſtehender Soldat oder Unteroffizier durch Löhn— 
ungsabzüge erworbene Monturſtücke veräußern oder verpfänden will. Der 
Erwerber oder Pfandnehmer muß ſich vor dem Abſchluſſe des Geſchäftes 
durch das ihm vorgelegte ſchriftliche Zeugniß verſichern, daß die Handlung 
zuläſſig iſt. 

Nach Abſ. 2 ift Hier auch Beihilfe ſtrafbar. Mot. zu Art, 224—32 
Ziff. 1U. II ©. 248, 302, 332. I ©. 175, 214, 15, 375. RR. PB. U 


©. 176. 
Art. 49. 
Unerlaubter Wer ohne Erlaubniß der Auffichtsbeamten mit Gefangenen in . 
Verkehr mit Verkehr tritt oder denfelben etwas zubringt, unterliegt einer Geld⸗ 
Gefangenen‘ ftrafe bis zu 10 fl. oder einer Arreftftrafe bis zu 3 Tagen. 


Die unbefugte Eröffnung fhriftlihen oder perſönlichen Verkehres mit 
Unterfuhungs: ober Strafgefangenen, das Zubringen von Gegenftänden mit 
Verlegung ber Gefängnißorbnung ift an fih ein Eingriff in ein in ber 
Juſtizhoheit des Staates begründetes Recht. Daß durch die That bie Vers 
wahrung eines Gefangenen oder das Mefultat der Unterfuhung gefährdet 
wurde, ift zum Ihatbeftande nicht erforderlih, Die Uebergabe eined an ben 
Gefangenen adrejfirten Briefes an die Poft fällt nicht unter ben Artikel, 
da folhe Briefe nach den beſtehenden Gefängnißordnungen ohnedies nicht 
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unmittelbar an ben Adrefjaten abgegeben werben bürfen, fondern ben Auf- 
fihtsbeamten zu behändigen find. 
Mot. zu Art. 59—80 Ziff. 10 A. U ©. 220, 332, UI ©. 125, 375. 


Art. 50. 


Wer es unterläßt, Öffentliche Siegel oder Stempel, weldye ihn 
zu Handen gefommen find, der zujtändigen Behörde audzuliefern, 
wer im Namen einer öÖffentlihen Behörde beftellte Siegel und 
Stempel nit gegen Verfchleppung und Mißbraud verwahrt oder 
an eine andere Perſon als die beftellende Behörde oder deren bes 
fannte Diener abliefert, wird, injoferne nicht dißziplinäre Ahn— 
dung ftattfindet, an Geld bis zu 25 fl. geftraft. 


Der Art. bezwedt Befeitigung jener Nachtheile, welche durch unbefugten 
Befig und Mifbraud öffentlicher Siegel und Stempel entftehen können. 

Unter öffentlihen Siegeln find die f. Staats: und Kabinetsfiegel, die 
Amtsfiegel öffentliher Behörden und öffentliher Beamten und die Siegel, 
zu deren Führung eine Gemeinde oder andere öffentliche Korporation be: 
rechtigt ift, im Hinblide auf StGB. Art. 187 und 188 zu verftehen; unter 
öffentliden Stempeln folde, welche zur Verfertigung von Geld, Stempel: 
papier und Briefmarken beftimmt find, oder welche zur Beglaubigung be: 
ftimmter Gegenftände für den öffentlihen Verkehr dienen, 3. B. jene, wo: 
mit die vorfhriftsmäßigen Proben und Aichen von Maaßen, Gewidten und 
Waagen beglaubigt werben. 

Aus dem erften Sape bed Art. ergibt ji, daß Jedermann, ber zu: 
fällig in den Befig folder Siegel oder Stempel gelangt ift, verpflichtet ift, 
biefe der zur Führung berfelben berechtigten Behörde zurüdzugeben. Eine Zeit: 
frift, innerhalb welcher diefe Obliegenheit erfüllt werden müffe, ift im Geſetze 
nicht fixirt, e8 ift daher Sache des Richters, in billiger Weife zu ermeffen, 
ob nad erlangtem Beſitze eine folde Zeit verftrichen ift, binnen deren ber 
Berpflichtung hätte entjprodyen werben können und follen. Nach dem im Art. 
19 ausgefprodenen Grundjage fällt ſowohl die vorfäglihe wie die fahr: 
fäffige Unterlaffung der im erjten Sage geforderten Handlung ber Straf: 
beflimmung des Art. anheim. Gegen Perſonen, welche fih den Befig der 
in diefem Sage bezeichneten Gegenjtände vorſätzlich verfchafft haben, find je 
nad Umftänden Art. 17& und 175 ober Art. 187—191 des StGB. anwendbar. 

Entfhuldbare Unwifjenheit über das öffentlihe Eigentum an ſolchen 
Siegeln und Stempeln ift nah StGB. Art. 69 zu beurtbeilen. 
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Aus dem zweiten Satze ergibt ſich, daß Gewerbsleute, welche von ber 
zuftändigen Behörde die Beftellung zur Anfertigung oder Abänderung fol- 
her Siegel sder Stempel übernommen Haben, verpflichtet find, biefelben 
forgfältig gegen Verſchleppung und Mißbraud zu verwahren und nur an 
die bejtellende Behörde oder an deren bekannte Diener abzuliefern. ine 
Verpflichtung zur perſönlichen Ablieferung ift nicht ausgefprocdhen, dieſelbe 
fann durch Benügung öffentlicher Verkehrsanftalten ober durch zuverläffige 
Dienftleute bewirkt werden. 

Wird die Mebertretung von einer amtlich verpflichteten Perſon verübt, 
z. B. von einem Beamten, der ein Kommifjionsfiegel nad gemachten Ges 
brauche in feiner Wohnung zurüdbehält oder von den in ber Münzanitalt 
oder einem jonjtigen Staatsetablifjement angeftellten Bebienfteten, fo findet 
nur disziplinäre Einſchreitung ftatt. 

Mot. zu Art. 47—58 Ziff. 3. A. S, 213; 332; I S. 112- 114, 375 


Art. 51. 


An Geld bis zu 100 fl. wird geftraft, wer ohne die nad Ver: 
ordnung erforderliche polizeiliche Bewilligung Auswanderungdges 
fbäfte betreibt oder eine Ausmwanderungsagentur errichtet oder 
nad entzogener Bewilligung die Geſchäfte einer ſolchen fortfegt. 

Gleicher Strafe unterliegt, wer unbefugt ald Zwiſchenhändler 
(Unteragent) ſolche Geſchäfte abichließt oder vermittelt. 

In dem Strafurtheile ift zugleih die Schließung folder unbe: 
rechtigter Agenturen audzujprecden. 

Geldſtrafe bis zu 50 fl. teifft berechtigte Agenten, welche den 
für ihre Gefchäftsführung erlaffenen Verordnungen oder oberpo= 
lizeilichen Norjchriften zumwiderhandeln. 


Das Geſetz bezweckt nicht die Sicherung ber Staatsinterefien gegen 
unerlaubte Auswanderungen, fondern- die Sicherung ber auswanbernden 
Unterthanen gegen jene Nachtheile, weldhe ihnen von Seite gewinnjüchtiger 
Spekulanten drohen. 

Für jene Unterthanen, welche unbefugt auswandern, wurden bie im 
$. 67 und f. des Heerergänzungsgefeges vom 15. Auguft 1828 enthaltenen 
Strafbeitimmungen für Konjfriptionspflichtige, welche fi durch Auswanbder: 
ung ihrer Militärdienftpflicht entziehen, fo wie ber im $. 10 Ziff. 2 der 
I. Verf.:Beilage als Folge der Erwerbung eines fremden Indigenates ohne 


Art. 51. Unerlaubte Beförderung der Auswanderung. 211 


königliche Erlaubniß eintretende Verluft des bayerifchen Indigenates als hin— 
reihendes Repreffiomittel erachtet. 

Schon jeit Fängerer Zeit wurde eine Kontrole der mit der Beförber: 
ung von Auswanderern jich befaffenden Handelsleute und Gejellfhaften an: 
geordnet. Durch Minifterialausfchreiben vom 14. Mai 1840, 11. Juli 1847, 
19. Februar 1849 (Döllinger, BES. Br. XXU ©. 15 f.) wurbe das 
Inſtitut der obrigkeitlich aufgeftellten Auswanderungsagenturen eingeführt 
und geregelt. Diejelben beziehen fi nur auf überfeeifche Auswanderungen, 
fpeziell nach Amerika. 

Die Beftimmung des Artikels erftredt fih nur auf Geſchäfte zur Be: 
förderung von Auswanderern nah jenen Ländern, in Bezug auf welche es 
dur Verordnung verboten ift, ſolche Geſchäfte ohne polizeilihe Bewilligung 
zu betreiben. Die Staatsregierung ift jedod nicht gehindert, nad Bedürf— 
nig ähnliche Verbote au in Bezug auf bie Vefoͤrberung von Auswanderern 
in andere Weltgegenden, z. B. nad Afrika oder ſelbſt in europäiſche Staaten, 
z. B. nach Rußland, Ungarn zu erlaſſen. 

Inſoweit ein verordnungsmäßiges Verbot beſteht, darf Niemand ohne 
Erlaubniß der zuſtändigen Polizeibehörde eine Auswanderungsagentur er— 
richten oder auch, ohne ein derartiges Etabliſſement zu begründen, einzelne 
Auswanderungsgeſchäfte betreiben; die Bewilligung iſt widerruflich, die Fort— 
ſetzung der Geſchäftsführung nad entzogener Bewilligung ſteht dem unbe: 
fugten Gefchäftsbetriebe gleih. Das Zuftindigkeitöverhältnig der Behörden 
zur Ertheilung und Wiedereinziehung dieſer widerruflihen Bewilligung richtet 
fi nad) den beftehenden befonderen Vorſchriften. $. 79 Abf. 2 und $.80 
der Vollzugsinftruftion vom 21. April 1862 zum Gewerbsgefege vom 
11. September 1825. 

Unter Auswanderungsgefhäften find jedoch nicht alle Geſchäfte zu ver: 
ftehen, welche zur Realifirung einer Auswanderung abgefchloffen werden 
können, namentlidy nicht einfache Speditionsgeſchäfte oder Frachtverträge zur 
Beförderung der Effekten eines Auswanderers, Lieferungsverträge für Ma: 
terialien, die ein Auswanderer mit fi nehmen will, jondern jene Geſchäfte, 
welche die Vermittelung der Reifegelegenheit nad) entfernten Ländern be 
zwecken. So wenig ed ben Bolt: und Eijenbahnanftalten des Staates 
verwehrt ift, Auswanderer und beren Güter zu befördern, ebenjowenig 
ann e8 anderen Gewerbsleuten, z. B. Lohnkutſchern, Frachtfahrern, Scif: 
fern verwehrt fein, die in ihren gewöhnlihen Gewerbsbetrieb einſchlagenden 
Geſchäfte für einen Auswanderer zu unternehmen. 

Unter der gleichen Vorausfegung darf auch Niemand als Zwifchenhänd: 
ler (Unteragent) ohne polizeilihe Erlaubniß Auswanderungsgefchäfte ab: 
Schließen oder vermitteln. Das Wort „unbefugt‘ wurde im Abſ. 2 abficht: 
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lic) eingejtellt, um die Zuläffigkeit beredjtigter Unteragenten auszudrüden. 
Im Falle der Zuwiderhandlung gegen Abf. 2 wird in ber Regel nicht 
allein der unbefugte Unteragent jtrafbar, ſondern ed wird aud der Ge 
ſchäftsherr, ber ihn beauftragt bat, nad Art. 18 Abſ. 1 die Strafe ver: 
wirfen, 

Die im Geſchäfte eines unbefugten Auswanderungsagenten arbeitenden 
Hanbelsfommis und. jonitige Gejhäftsgehilfen können nicht unter Abi. 2 
gejtellt werden, jondern werden nad Art. 18 Abi. 5 zu beurtheilen jein. 

Mot. zum Entw. Art. 47—58 Ziff. 2 und zu Art. 32 des Entw. 
von 1855 X. U, 213; UL, 112. 


Art. 52. 
Verbotene Ein bayerifher Staatdangeböriger aus den Landestheilen dies: 
Eheſchließ⸗ ſeits des Rheines, welcher ohne die geſetzlich erforderliche Bewil— 
ung im ligung der zuftändigen Behörde eine Ehe im Auslande eingeht, 
Auslande. wird an Geld bis zu 100 fl. oder mit Arreſt bis zu 30 Tagen 


geitraft. 

Die Verjährung dieſer Uebertretung beginnt von dem Tage, 
an welchem die im Auslande Getrauten ihren Wohnftg im In—⸗ 
lande genommen baben. 

Eine Strafverfolgung findet nicht ftatt, wenn vor Eröffnung 
eined Verfahrens die Ehe wieder aufgelöft worden ift. 


Der Artikel hat keine Wirkfamkeit für Ehen von Staatsangehörigen 
in ber Pfalz, 

Unter der im Abſ. 1 angeführten gefeglich erforderlihen Bewilligung 
der zuftindigen Behörde ift die nach dem Gef. v. 11. September 1825, 
die Anſäſſigmachung und Verehelihung betr., $.8 erforderte polizeiliche Be: 
willigung zu veritehen, Staatsdiener, welde ohne die nad) den Dienjtregu: 
lativen vorgejchriebene dienitlihe Bewilligung eine Ehe in oder außer Lan— 
des abſchließen, machen ſich eines Disziplinarvergehens jchuldig. 

Eine Ausdehnung auf im Inlande ohne polizeiliche Erlaubniß abge— 
ſchloſſene Ehen wurde nicht als nothwendig und wünſchenswerth erachtet, 
weil ſolche Fälle ſelten vorkommen, und im Allgemeinen die im angeführten 
Geſetze F. 8 Ziff. 6 ausgeſprochene Haftung der die Trauung vornehmen: 
den Religionsdiener zur Verhinderung folder Ehen zureidt, aud bie ber: 
malige Beichaffenheit der Geſetzgebung über das Recht zur Anſäſſigmachung 
und Verehelihung eine Verfhärfung der bisherigen Gefeßgebung in dieſer 
Richtung nicht räthlich erjcheinen läßt. 

Ueber die ciwilrechtlichen und jtaatsrechtlihen Wirkungen einer im Aus: 
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lande gejchlofjenen Ehe enthält das Geſetz nichts; in der Abſicht, es hierin 
bei dem bisher bejtandenen Nechte zu belaffen. In der Verordnung vom 
12. Juni 1808 Reg.Bl. ©. 1509 Ziff. 17 iſt die Umgiltigkeit einer ſolchen 
Ehe ausgefprohen, und in $. 8 Ziff. 4 des Gef. v. 11. September. 1825, 
die Anſäſſigmachung und Verebelihung betr., ift das Verbot der unerlaubten 
Berebelihung außer Landes einfach bejtätigt worden. Bei der neuen Geſetz— 
gebung hat die Abjicht bejtanden, die ciwilrechtlichen Beitimmungen ber Ver: 
ordnung v. 1808, ald durch Art. 2 des Einf.Geſ. nicht berührt, aufrecht 
zu erhalten. 

Wo daher die Verorbn. vom 12. Juni 1808 Legal publizirt ift, wird: 
bie bürgerlihe Giltigkeit ſolcher Ehen nach derfelben zu beurtheilen fein, 
wodurch jedod bei Katholiten fein Präjubiz für die kirchliche Giltigfeit ber 
Ehe erwachſen ann. 

Wo dagegen jene Berordbnung nicht publizirt iſt, kann diefe Frage nur 
nah ber an jedem Drte geltenden Civilgefeßgebung beurtheilt werben. 

Die Beurtheilung der bürgerlichen Giltigfeit der Ehe und der dadurch 
bedingten privatredhtlihen Wirkungen für eheliches Güterrecht, Erbrecht, Yas 
milienredht u. bergl. ift Sache des Eivilrichters, für welchen die polizeiliche 
Beitrafung auf Grund des Art. 52 ebenfowenig ein Präjudiz bildet, als 
bie Unterlaffung ber Verfolgung wegen Verjährung oder eines fonftigen 
Grundes. 

Die ſtaatsrechtlichen Wirkungen einer ſolchen Ehe find nach Berwalts 
ungsrecht, insbefondere die Wirkungen berfelben für das Heimathsrecht ber 
Ehegatten und der in der Ehe erzeugten oder durch diefelbe Tegitimirten Kin: 
ber nad dem Heimathögejege vom 11. Septbr. 1825 durd die hiefür zu: 
ftändigen Verwaltungsbehörden jelbitändig zu beurtheilen, für deren Be 
Ichlußfaffung ebenfowerig die Verfolgung der Uebertretung auf Grund des 
Art. 52 und die polizeirichterliche Aburtheilung ber Sache, als eine civil- 
rihterliche Entſcheidung über die Ungiltigkeit der Ehe präjubiziell ift, ober 
als Entfcheidung einer nothwendigen Präjubizialfrage abgemartet wer: 
ben muß. 

Daß ſolche Eben, fo lange nicht die Ungiltigfeit ber Ehe von bem 
nad dem Gerichtöverfaffungsgejeße Art. 74 zuitändigen Ehegerihte ausge: 
fprohen wurde, von der Polizei nidyt als Konkubinate zu behandeln find, 
wurde in den Verhandlungen anerkannt und ift bei ber im Urt. 95 des 
PStGB. aufgeitellten Definition des Konfubinates nicht zu beanftanden, 

Der im Abf. 2 beftimmte Beginn der Verjährungsfrift ift, wenn beide 
Getraute nicht gleichzeitig ins Inland zurüdkehren, nad dem Zeitpunfte zu 
bemefien, in welchem beide zurüdgefehrt find, und, fei es mit oder ohne 
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ortöpolizeiliche Genehmigung, ihren ehelichen Wohnfig im Inlande genom: 
men haben. 

Mot. zu Art. 47—58 Ziff. 8. A. Bo. U, ©. 215, 216, 2327, I, 115, 
116, 376, 377. 


Art. 53. 
Unterlafiene Wer von einer Entbindung oder von einem Zodesfalle bie 
wer ihm nach Gefeg oder Verordnung obliegende Anzeige nicht inner: 
—** halb der vorgeſchriebenen Friſt macht, wird, inſoferne nicht Dies 


ziplinäre Ahndung ftattfindet, an Geld bis zu 25 fl. geftraft. 


Am beiten ift diefe Materie durch bie in ber Pfalz geltende Civilge— 
feßgebung geordnet. 

An Bezug auf Entbindungen beitimmt code eivil Art. 55 und 56 
genau, von wem, an wen und binnen welcher Friſt die Anzeige zum 
Zwecke der Aufnahme der Geburtsurkunde erftattet werben muß. Die Er: 
richtung der Sterbeurfunden ift’ im Art. 77—87 behandelt, jedoch ift die 
Berpflihtung zur Anzeige von ZTodesfällen nur unter beftimmten Voraus: 
fegungen in Art. 80, 83, 84 geſetzlich ausgeſprochen. 

Weder das gemeine Recht noch das baverifhe Landrecht hat die Ber: 
pflichtung bejtimmter Perfonen zur Erjtattung von Geburts: oder Todes: 
anzeigen zum Zwecke ber Sicherſtellung der Civilſtandsrechte geſetzlich ge: 
regelt. 

Bon ben bejtchenden Bartitulargefegen hat das preußiſche Landrecht 
Thl. U Tit. XI $. 469—73 die Verpflichtung ausgeſprochen, jeden Todes: 
fall dem Pfarrer bes Kirchſpiels, in welchem er erfolgt ift, anzuzeigen, und 
die Pflicht hiezu der Hinterlaffenen Familie, in deren Ermangelung bem 
Wirthe des Haufes, in welchem er erfolgt ift, auferlegt. 

. Außerdem find nah Thl. I Tit. XI $. 478 und Tit. XVII $. 98 
bie Pfarrer verpflichtet, von jedem in ber Pfarrei vorfallenden Todesfalle, 
welher die Anordnung einer Vormundſchaft nöthig macht, der Obrigkeit 
Anzeige zu erjtatten, 

Nah $. 114 des revidirten Gemeindeebiftes hat der Gemeinbevoriteher 
Todesfälle unter den Gemeindemitglievern fogleih dem kompetenten Unter: 
gerichte anzuzeigen und, bejonders wenn fein Erbe im Haufe it, Sorge zu 
tragen, bamit bis zur gerichtlichen Verfiegelung von dem Nachlaſſe nichts 
entwendet werde. 

Nah der Injtruftion für die Hebammen (Beilage zur Verordnung 
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vom 7. Januar 1816, die Einrichtung des Hebammenwefens betr.) Abfchn. III 
$. 3 haben die Hebammen über die von ihnen behandelten Geburtsfälle 
Monatsrapporte an den Gerichtsarzt zu eritatten. Wenn bie Gerichte: 
ober Polizeijtellen, fowie die Pfarrämter, eine befondere Anzeige der vorge: 
fallenen Geburten nadı beren Beendigung verlangen, jo bat diefem bie Heb: 
amme ebenfalls entweder unntittelbar oder durch den Ortsvoriteher fchrift: 
fih zu entiprechen. 

Soviel ift über dieſe Materie gefehlih und im Verordnungswege bis 
jest beftimmt gemefen. 

Daß von Todesfällen zur Erlangung des vorfchriftsmäßigen Todten: 
fheines eine Anzeige an den Todtenbeſchauer, und in der Pfalz zur Er: 
langung bes erforberlihen Crlaubnißfcheines zur Beerdigung eine Anzeige 
an ben Givilftandsbeamten erftattet werden muß, ergibt fih aus Art. 109, 
eine Zuwiderhandlung gegen die besfalligen Vorfchriften fällt aber nicht 
unter die Strafbeftimmungen bes Art.53, jondern unter jene des Art. 109. 

Der Artifel bat es nun dem Verordnungswege überlaffen, fomweit ge: 
jegliche Beftimmungen, deren Aufrechterhaltung nicht zu bezweifeln ift, hier: 
über nicht eriftiren, über die Verpflichtung zur Eritattung von Anzeigen 
über Geburts: und Todesfälle jene Beitimmungen zu treffen, welche zur 
Sicherſtellung der Eivilftandsrechte und zur Evidenthaltung ber bei den Po: 
fizeibehörben zu führenden Einwohnerverzeichniffe erforderlich fcheinen. 

Durch ſolche Verordnungen darf, foweit nicht geſetzliche Beſtimmungen 
hierüber beftehen, deren Abänderung im Berorbnungsmege nicht zuläffig 
ift, feftgefegt werben von wen, an welde Behörde und binnen welcher 
Friſt derartige Anzeigen bei Vermeidung ber Strafen des Art. 53 zu er: 
ftatten find. 

Ehe foldye Verordnungen erlaffen find, fallen unter die Strafbeitim: 
mungen bes Art. in der Pfalz Zuwiberhandlungen gegen Code civil 
Art. 55, 56, 80, 83, 84, in ben Gebietötheilen, wo preußifches Recht 
gilt, Zumiderhandlungen gegen Thl. II Tit. XI $. 469—73, in jümmt- 
lichen Landestheilen Zumiderhandlungen von Hebammen gegen Abjchn. IH 
$. 3 der Inftruftion. 

Dagegen eignen fid die im revidirten Gemeindeedikte $. 114 und im 
preuß. Landrechte Thl. II Tit. XI $. 478 und Tit. XVII $. 93 behan- 
beiten Fälle nur zur disziplinären Einfchreitung. 

Mot, zu Art. 47—58 Ziff. 9. U. Bdo. II ©. 316; II 116, 117 RR. 
PBd. J, ©. 458. 
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Aenberung 
bes Ge 
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Art. 54. 


— 


Wer ohne Bewilligung der Staatsregierung feinen Geſchlechts⸗ 
namen Ändert, wird an Geld bis zu 25 fl. geſtraft. 

Derjelben Strafe unterliegen Eltern, Pflegeeltern und Bors 
münder, welde ohne folhe Bewilligung den Geſchlechtsnamen 
ihrer Kinder, Pflegefinder oder Muͤndel ändern. 


Die Aenderung bed Geſchlechts- oder Familiennamens erfordert in ben 
Lanbestheilen diesſeits des Rheins königl. Bewilligung (Döllinger, 
Bd. DI ©. 391). In der Pfalz find Geſuche um den Wechſel des Ge: 
ſchlechtsnamens nad Gef. vom 11. Germinal XI auf Bericht bed General: 
profurators am Appellationsgerichte durch den Juſtizminiſter zu befcheiden 
(Siebenpfeiffer, Bb. III ©. 184, 185). Wer ohne bie erforderliche Be: 
willigung feinen Namen unter Umftänden ändert, welche auf bleibende Bei— 
behaltung des geänderten Namens fließen laffen, unterliegt der Strafbe: 
ftimmung des Ab. 1. Aud im Falle des Abſ. 2 wird nur die bleibend 
beabfichtigte Namensänderung zu berüdfichtigen fein. Borübergehende Na: 
mensänderungen können allenfall® nah PStGB. Art. 55 oder Art. 83 
ftrafbar werden, wenn die Thatbeftandsmomente diefer Artikel vorliegen. 

Pfeudonymität eines Schriftftellers kann unter Abſ. 1 nicht begriffen 
werben, 

Namensveränderungen, welche zum Zwecke ber Anmaßung eines frem: 
den YFamilienftandes vorgenommen werden, fallen unter StGB. Art 267. 

Mot. zu Art. 47—58 Ziff. 10. RR. PB. 1 S. 464. 


Art. 9. 
Anmaßung Wer fich fälfchlih den Namen einer anderen Perſon oder ihm 
von Namen, nicht zufommende Titel, Standes: oder Ehrenvorzüge beilegt, wer 
Titeln, Or⸗ ohne Berechtigung Orden, Ehrenzeihen, ausländifche Uniformen 


ben. 


oder Dienftzeichen öffentlich trägt, wird neben Konfisfation der 
getragenen Orden‘, Ehrenzeihen, Uniformen oder Dienftzeihen 
an Geld bis zu 50 fl. oder mit Arreit bis zu 14 Zagen geftraft. 

Gleicher Strafe unterliegt, wer ohne Bewilligung die Namen 
des Königs, der Königin oder anderer Mitglieder des Eöniglichen 
Haufes irgend einer Unternehmung beilegt oder fich hierauf be: 
zügliher Firmen oder Wappen bedient, fowie wer feiner Diener: 
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fchaft gleiche Livree wie jene des königlichen Hauſes gibt, und 
wer legtere Livree unbefugt trägt. 


Die Anmaßung inländifcher Uniformen, wozu nicht nur die Uniformen 
bes Militärs und der Staatsdiener® fondern auch jene der k. Hofchargen 
gehören, oder inländifcher Dienfteszeihen fällt unter StGB. Art. 131; 
die Anmaßung von Nbelspräbifaten ift in ber fälſchlichen Beilegung von 
Standesvorzügen begriffen. 

Die im legten Satze des 2. Abſatzes bezeichnete Anmaßung wird nur 
dann begangen, wenn Jemand bie eigentliche Hoflivree, welche aud bie 
Prinzen bes k. Haufes ihre Dienerfhaft tragen zu laſſen berechtigt find, 
unbefugt trägt oder feiner Dienerfchaft gibt, dagegen die Nahahmung 
ber von einem Mitgliebe bes k. Haufes jelbft gewählten Livree nicht unter 
den Artikel fällt. 

Mot. zu Art. 47—58 Ziff. 10. A. II ©. 216, 117; IT ©. 116—118. 
Ueber den Gebraud der k. Hoflivree: Döllinger Bb. II ©. 140, 141. 


Art. 56. 


Wer feine Hilfe oder Dienftleiftung bei Unglüdäfällen, bei Berweiger: 
drohender oder bereits eingetretener Feuers- oder anderer öffent: Uns ber 
liher Gefahr oder Noth auf obrigfeitlihe Aufforderung ohne ge— RO. 
nügende Entfhuldigung verweigert, dedgleichen wer Anbere in 
folder Hilfes oder Dienftleiftung vorfäglic ftört oder ohne hin 
reihenden Grund davon abhält, wird an Geld bis zu 100 fl. 
oder mit Arreft bis zu 30 Tagen geftraft. 


Die Verweigerung ber von ber Obrigkeit geforderten Hilfe oder Dienft- 
leiftung zur Abwendung drohender oder bereits eingetretener Waffergefahr 
ift bereit dur Art. 17 u. 26 bes Gef. vom 28. Mai 1852, ben Ufer: 
fhuß und den Schub gegen Ueberſchwemmungen betr., mit Strafe bebroßt. 
Außer der Wafler: und Feuersnoth bürfen die Staatsangebörigen nur dann 
zur Leiftung perfönlicher Dienftleiftungen von der Obrigkeit entboten werben, 
wenn ein in ähnlicher Weife gefährlicher öffentlicher Notbftand eingetreten 
ft. Die Analogie des Gefeßes vom 17. November 1837, die Zwangsab: 
tretung von Grundeigenthum für öffentliche Zwecke betr., Art. I lit. B.!) 


1) B. in Fällen dffentlihen Notbftandes, nämlich bei Feuers: und Waflers: 
gefahr, Erdbeben und Erbfällen, fo wie in Kriegs: und anderer bringenber 
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ift Hier anwendbar, jedoch ift ein Anfpruch auf Entſchädigung für die ge 
leifteten Dienfte im gegenwärtigen Gefeße nit begründet. 

Die Störung Dritter in der Hilfe oder Dienftleiftung wurbe nur bei 
dem Borhandenfein des Vorſatzes ala er erachtet, weil bei foldyen Un 
fällen oft die Befonnenheit abhanden fommt, und ber übel geleitete gute 
Wille und übertriebene Dienfteifer der Dienftleiftenden ſich oft gegenfeitig 
im Wege ftehen, weßhalb es hier fehr umbillig wäre, jede aus Verfehen 
bewirkte Störung Anderer zu beftrafen. 

Bei der Abhaltung Anderer von ſolchen Hilfeleiftungen wurben bie 
Worte „ohne hinreihenden Grund‘ beigefügt, weil es denkbar ift, daß Jes 
mand eine von ihm abhängige Perfon aus guten Gründen hievon abhal- 
ten kann. 

Mot. zu Art. 118—177 Ziff. 2. A. 1 ©. 146, 377. RR PB. 
I ©. 177. 





Art. 67. 
Uebertret⸗ An Geld bis zu 10 fl. werden Gemeindeglieder oder deren 
ungen in Stellvertreter geftraft, melde die nach Feitfegung der Gemeindes 
Bezug auf verwaltung fie treffenden Dienjte zur Uebernahme der Sicherheits: 
rag wache jomwie zur Erhaltung der Fahrbarfeit der Gemeindewege 


und Diftriftöftraßen ohne genügende Entihuldigung nicht oder 
nicht in gehöriger Weife leiften. 

Sn der Pfalz wird die Verpflichtung zur Leiftung folder 
Dienfte durch ortöpolizeiliche Vorſchrift geregelt. 


Im Entwurfe der Staatsregierung war ein Artikel von weit auds 
giebigerem Umfange verlangt worden, ſchließlich kam Bereinigung über ben 
vorftehenden Inhalt zu Stande. 

Die Anwendbarkeit des Artikels befhränft fih auf die Nichterfüllung 
ober nicht in gehöriger Weife bewirkte Leiftung jener Dienfte, welde im 
Artikel fpegiell benannt find, nämlich der Dienſte zur Uebernahme ber Sicher: 
heitswache, und der Dienfte zur Erhaltung der Fahrbarkeit der Gemeinde: 
und Diftriftöftraßen. 

Unter den Sicherheitswachen find nicht blos die zur Nachtszeit ober 
zur Zeit des ſonn- und feiertägigen Gottesbienftes, jonbern auch ber bei 


Notb, ohne vorgängiges fürmliches Verfahren und ohne Aufbalt, jedoch gegen 
nachträgliche volle Entſchãdigung. 
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außerorbentlihen Ereigniſſen, 3. B. Volköfeften, Märkten, Feuersbrünſten, 
zur Verwahrung feftgenommener Perſonen u. f. w. im Intereſſe ber öffent: 
lichen Sicherheit erforberten Wachdienſte zu verftehen; unter ber Erhaltung 
der Fahrbarkeit der Gemeindewege ift nicht der Neubau, fondern die⸗Mffen⸗ 
haltung folder Wege, wozu jedenfalls aud die Herftellung ber jene Fahr⸗ 
barkeit bebingenden Nothwege gehört, begriffen. : 

Eine Abänderung des Gemeindeediktes bat Abf. 1 des Artikels nicht 
bezwedt. Die Regulirung des treffenden Dienftes fteht zwar der Gemeinde: 
verwaltung zu, aber in ben Landestheilen biesfeits bes Nheins nach Maß— 
gabe der Beftimmungen des Gemeindeebiftes, Die Herftellung ber Ge 
meinbewege und Brüden, die Mafregeln zur Handhabung ber öffentlichen 
Sicherheit, fo weit foldye der Gemeinde obliegen, gehören nad) bem rev. 
Gemeinbeebifte $. 27 ohne Zweifel zu jenen Ameden, für deren Erfüllung 
bie Gemeinbeglieber Frohnden ober Gemeinbedienfte zu Teiften haben. Bei 
der Regulirung biefer Gemeindebienfte müffen aber bie Beftimmungen ber 
88. 29 — 31 bezüglich der Verpflichtung und ber Vertheilung ber Laſt eins 
gehalten werden. Die Regulirung und Vertheilung felbft fteht nad $. 33 
in ben Städten dem Magiftrate in ben Landgemeinden bem Gemeinde: 
ausfchuffe zu; und zwar muß biebei, wenn es fi um Regulirung unftän- 
diger Gemeinbebienfte handelt, in Stäbten nah $. 82 Hit. g bie Zuſtim— 
mung ber Gemeindebevollmädhtigten erholt, in Landgemeinden bei Regulirung 
neuer Gemeinbedienfte nach $. 104 Ziff. 2 lit. a, die Erflärung ber Ge: 
fammtgemeinde veranlaßt werben. 

Für Erhaltung der Fahrbarkeit der Diftriktsftraßen find ſolche Dienfte 
nur dann zu leiften, menn ber Diftriftsrath die in Gelb angeſchla⸗ 
genen Naturaldienfte der betreffenden Gemeinde gegen Abrechnung an ben 
fie treffenden Gelbleiftungen gemäß Art. 32 des Gefeßes vom 28. Mai 
1852, die Diftriftsräthe betr., zugetheilt hat, Die Repartition unter bie Ges 
meindeglieber ift dann wieder Sache ber Gemeinbeverwaltung und richtet 
fi nad gleihen Grundſätzen wie bie Vertheilung der Gemeindebienfte. 

In der Pfalz beftehen dagegen gefetliche Beitimmungen über die Pflicht 
zur Leiftung und über die Nepartition der im Abf. 1 vorgefehenen Dienfte 
nit; den Drtspolizeibehörbden der Pfalz ift daher die Befugniß eingeräumt 
worden, auf Grund des Art. 57 auch die Verpflichtung zur Leiftung folder 
Dienfte mit Einfhluß des Mafftabes ber Laftvertheilung durch ort8polis 
zeifihe Vorfchrift zu reguliren. 

Mot. zu Art. 59—80 Ziff. 8. A. II. S. 220, 296, 334; IT. ©. 124, 
125, 382, 418—420, 482. 

Für die Durdführung fompetenzmäßiger Iofalpolizeilicher Anordnungen, 
in Bezug auf welche der Ungehorfam geſetzlich nicht mit Polizeiftrafe bes 
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droht ift, beſitzen die Ortspolizeibehörden bie gefeßlichen Zwangsbefugnifie 
ber Polizeibehörden, namentlih die im Einf.-Gef. Art. 23—30 begründeten, 
Die Erekutionsbefugniffe der Gemeindebehörden zur Realifirung fonftiger 
Leiftungen für Gemeindezwede find nad den zur Negelung bed Gemeinbde- 
haushaltes erlaffenen Geſetzen zu bemefjen. 


Bweites Hauptftüd. 


Debertretungen in Bezug auf öffentlihe Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit. 


Art. 58. 
Störungber Wer vorfäglic durch falſchen Nothruf oder falihe Nothfignale, 
durch Mißbrauch von Gloden, Trommeln oder andern Lärm ers 


regenden Werkzeugen, duch öffentlichen Aufruf, durch aufreigende 
Reden, Gefänge oder Mufifftüte oder durch den Gebrauh von 
Partei: oder ZLofungszeihen Beforgniffe von Gefahren, Noth oder 
Unglüdsfällen unter den Bewohnern eined Ortes verbreitet oder 
zu verbreiten fucht oder an Öffentlihen Orten einen Zufammen- 
lauf oder eine Bewegung der bewaffneten Macht verurjacht oder 
zu verurfahen fucht, wird mit Arreft bis zu 30 Tagen, in leich- 
teren Fällen an Geld bis zu 50 fl. geftraft. 


1. Die Uebertretung des Artikels fegt eine vorſätzliche Handlung vor: 
aus, bei welder der Vorſatz darin befteht, eine der dafelbft fpezialifirten 
Handlungen vorzunehmen, um dadurch Beforgniffe von Gefahren, Noth 
ober Unglüdsfällen unter den Bewohnern eines Ortes zu verbreiten, ober 
einen Zufammenlauf an öffentlihen Orten oder eine Bewegung ber bewaff: 
neten Macht zu verurfahen. Bei dem Abſchießen eines Alarmſchuſſes ift 
es z. B. einerlei, ob die Abfidht vorhanden war, daburd einen Zuſammen— 
lauf an öffentlihen Orten, oder zur Zeit des Eisganges Beforgniffe bei 
den abwärts am Fluſſe Wohnenden zu erregen. 

2. Der objektive Thatbeftand ber Uebertretung erfordert nur die Vor: 
nahme einer der im Art. bezeichneten Handlungen, nit die Erreihung des 
Zweckes; aud wenn der beabfichtigte Alarm oder Zufammenlauf nicht ent: 
ftanden ift, tritt die Strafbarkeit ein. 


3. Der objektive Thatbeftand erforbert nit, daß eine ber bezeich- 
neten Handlungen an einem öffentlihen Orte vorgenommen wurbe, es ge 
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nügt, wenn die That ihre Wirkſamkeit zu dem im Art. bezeichneten Zwecke 
auf die Einwohner des Ortes zu äußern vermochte; es ift 3.8. gleichviel, 
ob ein aufreizender Aufruf oder eine aufreizende Rede von dem Fenſter 
einer Privatwohnung aus oder auf der Straße gehalten wird, ob falſche 
Nothfignale in einem Haufe oder Hofraume oder auf einem öffentlichen 
Platze gegeben werden. 

Dagegen muß der bezwedte Zufammenlauf an einem öffentlihen Orte 
ftattgefunden haben, oder wenigjtens bejjen Herbeiführung an einem ſolchen 
Orte beabjihtigt gewejen fein. Auch iſt es felbitverftändlih, daß ein Zus 
fammenlauf von ruheftörendem Charakter in Frage ftehen müſſe. Ein 
Ausrufer, der fi der Trommel bedient, um ſich für feinen Ausruf Zuhörer 
zu verfchaffen, fällt, wenn der Aufruf felbjt nicht einen aufreizenden Inhalt 
bat, nicht unter den Art. Bei der Verbreitung von Beforgniffen unter 
der Einwohnerſchaft eines Ortes genügt es wieder, daß die Erregung fol: 
her Beforgnifje bewirkt oder verfucht worden ift; eine Aeußerung berjelben 
an öffentlihen Drten, z. B. ein dadurch veranlaßter Zufammenlauf, ift nicht 
erfordert. 

4. Im Geſetze find einzelne lärmerregende Werkzeuge, 3.8. Gloden, 
Trommeln, ausdrüdlih genannt, jedoch ift auch die Strafbarfeit des Gebraus 
ches anderer lärmerregender Werkzeuge ausbrüdlic ausgefprodyen; es wurde 
angeführt, daß es gleichgiltig ift, ob derjenige, ber einen foldyen Teuer: 
lärm erregt, fi einer Trommel oder eines Hornes oder eines Tamtam 
bebient. 

5. Die Frage, ob bie Aufführung von Mufifftüden ald Mittel zur 
Herbeiführung des im Art. vorausgefegen ftrafbaren Zwedes benußt wor; 
ben fei, ob hierin der Grund eines entftandenen Zufammenlaufes oder ber 
Berfud zur Bewirkung eines folhen liege, ift eine Thatfrage, welche ber 
Richter nach den Umftänden des alles zu beurtheilen hat. 

6. Das Geſetz Hat zunächft den Zwed, dem Anfange jeder Ruheftör: 
ung genügend entgegenzutreten und der vorfüglichen Veranlaffung ſtrafrechts— 
wibriger Zufammenrottungen unb anderer fchwerer Unordnungen vorzu: 
beugen. Auch wird es in ber Regel Bosheit und böfer Wille fein, der zu 
folhen Handlungen führt. 

Die mit einem verhältnißmäßigen Strafmarimum angedrohte Arreft: 
firafe ift daher die orbentlihe Strafe der Uebertretung. 

Da jedoch folde Handlungen mitunter aud in minder ftrafbarer Form 
vorfommen, 3. B. in Folge von Muthwillen oder übel angebrachten 
Scherze, fo ift der Richter ermächtigt, wenn er bas Borhandenfein eines 
leichteren Falles als Lonftatirt erachtet, blos auf die Geldftrafe zu er: 
kennen. 
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Dot. zu Art.59-80 Ziff.t. A. DB. ©.217, 298; IT ©.118, 119, 
215, 377, 378. 


Art. 59. 


Wer bejtimmte durch Verordnung verbotene Berbindungs: oder 
Vereinigungs-Zeichen Öffentlich trägt oder ausftellt, und wer dies 
felben -feilbietet oder verbreitet, wird an Geld bis zu 25 fl. oder 
mit Arreft bis zu 8 Tagen geſtraft. Gegen diejenigen, mweldye mit 
folhen Abzeichen bei Zufammenläufen betroffen werden, fann Arreft 
bi8 zu 1% Tagen oder Geldftrafe bis zu 50fl. erfannt werden. 

Die gedachten Abzeichen unterliegen der Konfldfation. 


Wiewohl die Bedeutung der bemagogifhen Symbolif und deren Ein: 
fluß auf die Erregung und Unterhaltung innerer Unruhen nicht zu unter: 
fhägen ift, wurde gleihwohl dahin getrachtet, dem Artikel eine Re: 
baftion zu geben, welche es der Polizei unmöglich macht, durch ängftliche 
Geifterfeherei in Lächerlichkeit zu verfallen und Dinge, die nichts bedeuten, 
mit einem gewifjen Eclat zu umgeben; deßhalb wurde 

1) abgelehnt, die Befugniß zur Erlafjung der einfchlägigen Verbote 
auch ber Oberpolizei einzuräumen, woraus ehr leicht eine überflüffige 
Mannidyfaltigkeit von Verboten und eine Ausdehnung bderfelben auf ganz 
unfhuldige Dinge zu erwarten, und nad der Erfahrung einer noch nicht 
jehr fernen Zeit aud) wohl Ueberſchreitungen der Grenzlinie des Komifchen 
zu beforgen gewejen wären. 

Dagegen wurde vorausgefegt, daß bei dem Gebrauche des k. Verord⸗ 
nungsrechtes mit der nöthigen Umſicht und Beſonnenheit verfahren, und 
kein albernes Verbot mit königlicher Unterſchrift verſehen werde. 

Daß hiemit alle bisher ergangenen oberpolizeilichen Verbote der Vers 
gangenheit anheimfallen, folgt aus Art. 45 Ziff. 1. 

2) Bor dem Worte „Verbote“ wurde das Wort „beſtimmte“ beigefügt, 
um bamit auszubrüden, daß durch Verordnung nit ein= für allemal alle 
Berbindungs- und Bereinigungszeichen überhaupt, fondern immer nur be 
ftimmte ald Verbindungs- und Vereinigungszeichen bereits anerkannte Sym— 
bole verboten werden dürfen. in Berbot des Gebraudes ber National: 
farben ſowohl des engeren als bed weiteren Baterlandes läßt fi) durch den 
Art. nicht begründen. 

A. Bd. II ©. 119, 215. 
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Art. 60. 


An Geld bis zu 10 fl. oder mit Arreft bis zu 3 Tagen wird 
geitraft, wer ungebührlicher Weife ruheftörenden Lärm erregt oder 
groben Unfug an öffentlihen Orten verübt. 

Werden jolhe Handlungen in Verbindung mit Mehreren vers: 
übt oder nad polizeiliher Abmahnung fortgefegt oder zur Ber: 
höhnung oder Beängftigung einer Perſon unternommen, fo fann 
auf Arreft bis zu 14 Tagen oder auf Geldfirafe bis zu 50 fl. 
erfannt werden. 


Die Erregung eines ruheftörenden Lärmens in ungebührlicher Weife, 
b. 5. in einer Weife, welche die Grenzen des Schidlihen und dejjen, was 
Andere fi gefallen lafjen müſſen, überfteigt, ift nad Abf. 1 ftrafbar, ohne 
Rückſicht darauf, ob dieſes zur Tages: oder zur Nachtzeit gefchieht, wiewohl 
in der letzteren Zeit der Anſpruch auf Unterlafjung befjen, was die Ruhe 
Anderer ftört, größer ift als zur Tageszeit. Ob der ruheftörende Lärm 
an einem öffentlihen Orte ober innerhalb des Privateigenthumes erregt 
wird, ift für dem Thatbeitand ber Uebertretung gleichgiltig, denn es ift 
Niemand zu gejtatten, von feinem oder fremdem Privateigentfume aus bie 
Ruhe Anderer in ungebührlicher Weife zu ftören. Selbſt die Vornahme 
lärmerregender Gewerbsverrihtungen zu einer ungewöhnlihen Zeit auf 
Koften der Nachtruhe Dritter fann unter Umftänden darunter fallen. 

Die Verübung fonftigen Unfuges verfällt nur dann der Strafbeftimm- 
ung bes Art., wenn ber Unfug an einem öffentlihen Drte ftattfindet und 
nicht eine ſtrengere Strafbeftimmung nah Beihaffenheit des verübten Un: 
fuges Plab greift. 

Die im Abi. 2 behandelten fchwereren Fälle werben häufig ftreitgeren 
Strafbeftimmungen anheim fallen, namentlih wenn fie von einer Men: 
fhenmenge verübt werden, welde ber gefegmäßigen Aufforderung, ſich zu 
entfernen, nicht Folge leiftet. 

A. Bd. TI ©. 120, 379, 483. 


Art. 61. 


An Geld bis zu 10 fl. werden Wirthe geftraft, wenn fie Per: 
fonen, welchen in Folge der Stellung unter Polizeiaufficht der 
Beſuch ihrer Wirthöhäufer unterfagt ift, diefen Befuch ungeachtet 
des ihnen von der Polizeibehörde befannt gegebenen Berbotes 
wiſſentlich geftatten. | 


Verbotene 
Geftattung 
bes Wirths⸗ 

bausbefu: 
ches. 
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1. Nur Perſonen, welche wirklich unter Polizeiaufficht geftellt find, 
fann ber Wirthshausbeſuch polizeilih unterfagt werden. Dies Verbot kann 
nah StGB. Art. 39 nicht generell auf den Beſuch aller Wirthshäufer 
erjtredt, fondern muß fpeziel in Bezug auf bejtimmte Wirthshäufer erlafjen 
werben. 

2. Der Wirth wird nur dann nach dem Art. verantwortlid, wenn ihm 
bas an eine beftimmte Perſon erlaffene Verbot des Wirthshausbeſuches, in 
welhem aud dad Verbot des dem Wirthe gehörigen Wirthshaufes begrif- 
fen ift, von ber Polizeibehörde fpeziell befannt gemacht worden ift, und 
wenn er gleihwohl dem Verbote wifjentlih, d. h. ungeachtet ihm die Per: 
fon des Snterdizirten befannt war, zumibergehandelt hat. Eine Verpflich— 
tung, bie interdizirten Perſonen kennen zu lernen und ſich deren Phyſiog— 
nomieen zu merken, wird dem Wirthe nicht zugemuthet. Aud) ergibt ſich 
aus der Faſſung der Vorſchrift, namentlih aus dem Worte „wifjentlidy‘‘, daß 
ber Wirth nicht verantwortlih ift, wenn in feiner Abwefenheit und ohne 
fein Wiſſen einem foldyen Individuum von dem Gefinde des Wirthes der 
Aufenthalt geftattet wurde. 

3. Daß dem Interdizirten Speife oder Trank verabreiht wurde, ift 
nicht erforderlih; e8 genügt eine Geftattung des Aufenthaltes, weldhe auch 
ſtillſchweigend durch Zulafjung der Anmefenheit ohne den Verſuch, den In: 
terdizirten zur Entfernung zu bejtimmen, bewirkt werben kann. 

4. Die Fernehaltung folder Perfonen, denen durd bie bejtehenden 
Schul: und Difziplinarvorfchriften der Wirthshausbeſuch unterfagt ift, z. B. 
der Schulpflichtigen, die Kontrole des Alters, ber Schulpflichtigkeit und der 
gehörigen Beauffihtigung der feine Wirthſchaft befuchenden jungen Leute 
ift nicht Sache des Wirthes, fondern der Schul: und Polizeibehörden. 

Mot. zu Art. 100—109 Ziff. 7. U. 3. I 227; II ©. 143, 379. 


Art. 62, 
Wegen Uebertretung der durch Verordnung oder nah Maß: 


—— gabe dieſer durch ortspolizeiliche Verfügung feſtgeſtellten nächt: 
nn lichen Polizeiftunde find zu firafen: 


1) Wirthe, welche nad dem Eintritt der Polizeiftunde die 
Gäſte nicht zum Weggehen auffordern oder denfelben 
Speifen oder Getränfe verabreihen, an Geld bis zu 10fl.; 

2) Wirthe, melde ihre Säfte nad der Polizeiftunde dem Po: 
ligeiperfonal verheimlichen oder dem legteren den Eintritt 
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in das Wirthshaus zum Zwede der Kontrole verweigern, 
an Geld big zu 25 fl.; 

3) Gäfte, welche nad der Polizeiftunde auf Mahnung des 
Wirthes, feines Stellvertreterd oder des Polizeiperſonals 
ſich nicht entfernen, an Geld bis zu 3 fl. 

Die Beitimmungen ded gegenwärtigen Wrtifeld finden feine 

Anwendung auf auswärtige Gäfte, welche in einem Gaſthauſe 
übernachten oder bei demjelben auf der Durchreife anhalten. 


1) Im Sinne des Art. follen die allgemeinen Grundjäte über Ein: 
haltung der Polizeiftunde mit Dffenlafjung eines angemejjenen Rahmens 
"für Berüdfihtigung örtlicher Verhältniſſe durch Verordnung feſtgeſtellt, und 
innerhalb befjelben die nöthigen Detailbeftimmungen durch ortspelizeiliche 
Vorſchriften ausgefüllt werden. Die Regelung diefer Materie gänzlich, der 
Drtspolizei zu überlafjen, wurde nicht für angemefjen erachtet, weil zu be 
fürchten war, ed könnte hieburh an einzelnen Orten zu viel, an anderen 
zu wenig gefhehen, und es ſei dies in manchen Gegenden Bayerns einer 
volftändigen Aufhebung der Volizeiftunde gleichzuachten, woraus fi Miß— 
bräude ergeben Lönnten, gegen welche eine Abhilfe nicht möglich wäre, 

Zur Zeit gelten im diefer Materie die BD. v. 20. April 1848 
Reg.-BL ©. 409. Hienach ift die Polizeiftunde 

a) in allen Stäbten bes Reiches auf 12 Uhr Mitternacht, 

b) in Märkten mit magiftratifcher Verfaffung auf 11 Uhr vor Mitter: 
nacht, 

c) in den Landgemeinden vom 1. April bis 30. September auf Abends 
11 Uhr, während der übrigen 6 Monate auf Abends 10 Uhr feſtgeſetzt. 

Eine Berordn. vom 24. Novbr. 1851 (Reg-Bl. ©. 1297) ermächtigte 
jedoch die Kreisregierungen K. d. Innern, bei wahrgenommenen Nachtheilen 
für die Erhaltung ber öffentlichen Ruhe und Drbnung und für die Sittlich— 
keit bie Boligeiftunde für einzelne Orte für eine beftimmte Zeit herabzufeßen. 

2) Die Zuftändigkeit der Polizeibehörbe, gegen bie nad ber Polizei- 
ftunde im Wirthshauſe Betroffenen nicht blos die Strafverfolgung zu bean- 
tragen, jondern aud bie jofortige Wegweiſung zu verfügen, ift nad) Art. 30 
Abſ. 1 zu bemefjen. Soweit e8 zur Verhütung von Erzejien nothwendig 
ift, muß ber Polizei die Befugniß zur Hinausſchaffung zuftehen, während 
bie einfache Uebertretung weder dieſe vorſorgliche Mafregel noch die Anz 
wendung des Art. 44 bes Einf.:&ef. rechtfertigt. S. oben ©. 153. 

3) Die f. g. abomnirten Gefellipaften fallen jedenfalls unter den 
Artikel, wenn die Geſellſchaft in öffentlichen Wirthſchaftslokalitäten zuſam— 
menkommt; ed war auch nicht beabjichtigt, für ſolche Geſellſchaften ein Pri— 
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vilegium dann zu ſchaffen, wenn biejelben ein Separatlofal innerhalb bes 
Betriebes einer Wirthſchaft zu miethen vermögen. 

U. Bl. III S.121, Meußerungen von Weis und Lerdenfelb. Eine 
andere Anficht jcheint im Ausſchuſſe der K. d. AR. obgewaltet zu haben. 
P. B. J S. 464, 65. 

4) Unter der Ausnahmsbeſtimmung des Abſ. 2 ift nicht nur ber 
Aufenthalt übernachtender Neifender in Gafthäufern, fondern jeder burd) 
die Reife veranlaßte Aufenthalt derfelben in Gaſt- oder anderen Wirth: 
Ihaftslofalitäten begriffen, 3. B. die Einkehr von Reifenden, mweldye mit ber 
Poſt oder Eifenbahn ankommen, in einer benachbarten Reftauration, um 
etwas zu genießen oder die Zeit zur Weiterreife abzuwarten. Andere Aus: 
nahmen für befondere Vorkommniſſe, 3. B. das Dffenhalten von Wirth: 
haften in der Nähe folder Orte, wo dringende Nadhtarbeiten vorgenom— 
men werben müfjen, wurben zwar nicht zur Aufnahme in das Geſetz ge 
eignet befunden, können aber durch Verordnung oder ortspolizeiliche Bor: 
fhrift vorgefehen werden, foferne man es nicht vorzieht, die Ertbeilung 
ber nöthigen Ausnahmsbewilligungen dem Vollzuge zu überlafjen. 

5) Eine Uebertretung des Art. findet nicht ftatt, wenn von ber zu: 
ftändigen Polizeibehörde eine Ausnahmsbewilligung, f. g. Freinacht, gewährt 
worben ift, und biebei feine Ueberſchreitung der bei der Bewilligung feitge: 
fegten Gränzen ftattgefunden bat. Die Gewährung folder Bewilligung 
gehört in den Landestheilen dieſſeits des Rheines zur Zuftändigfeit ber 
Diftriftspolizeibehörben und ber Magiftrate der größeren Stäbte, welche 
die Polizei nad der Inſtruktion vom 24, September 1808 verwalten. 


Art. 6. 
Unbereätig- An Geld bis zu 25 fl. wird geftraft: 
tes Unter: 1) wer ohne polizeilihe Erlaubniß oͤffentliche Luſtbarkeiten, 
nehmen df- wie Tanzmuſiken, Masferaden, Schießen, Preisfegelfchieben, 
— — Feuerwerke, theatraliſche Aufführungen, Vorſtellungen aus 
— dem Gebiete der Kunſtreiterei, Gymnaſtik oder ähnlicher 
und Borfkel: Kunftfertigfeiten veranftaltet; 
fungen. 2) wer ohne polizeilie Erlaubniß Menagerien, Wachsfiguren— 


fabinete, Sammlungen von Kunft= oder Naturmerfwürdig- 
feiten, Panoramen, Karouffele oder Ähnliche Vorrichtungen 
aufjtellt und dafür Eintrittögeld erhebt; 

3) wer die bei Ertheilung der Erlaubniß zu folhen Unterneh: 
mungen von der Bolizeibehörde ihm aufgelegten Bedings 
ungen verlegt. 
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Unabhängig von der Strafverfolgung fönnen foldye Unter: 
nehmungen von der Polizeibehörde jederzeit eingeftellt werden. 

Auf Scheibenſchießen, welche von anerkannten Schügengefell- 
haften in ihrem gewöhnlichen Xofale oder von Eleineren Geſell— 
haften an erlaubten Schießftätten abgehalten werden, findet die 
Beftimmung der Ziff. 1 feine Anwendung. 


Art. 64. 


An Geld bis zu 10 fl. wird geftraft, wer ohne polizeiliche Er: 
laubniß oder mit Ueberjchreitung der ihm ertheilten Bewilligung 
gegen Bezahlung in Wirthſchaftslokalitäten oder an anderen öffent: 
lihen Orten Mufifftüde, Gefänge, Deflamationen, Marionettens 
fpiele, Zafchenfpielerfünfte oder ähnliche Kunftfertigfeiten aufführt 
oder Thiere, Kunſt-- oder Naturmerfwürdigfeiten oder ähnliche 
Gegenftände vorzeigt. 

Unabhängig von der Strafverfolgung ift die Polizeibehörde 
berechtigt, folhe Unternehmungen fofort einzuftellen. 

Die Abhaltung mufifalifcher Vorträge in Wirthichaftslofalitäten 
durch hiezu berechtigte Mufifgefellihaften ift an eine polizeiliche 
Bewilligung nicht gebunden. 


1) Im Art. 63 find jene auf Unterhaltung und Beluftigung bes 
Publikums gerichteten Produktionen und Unternehmungen begriffen, weldye 
ein befonderes Lokal oder eine größere Vorrichtung erfordern und gewöhn- 
fih aud einen bedeutenderen Andrang bes Publikums veranlaffen. Diefen 
größeren Unternehmungen gegenüber find im Art. 64 jene kleineren Pro— 
duktionen behandelt, die feine ftehende Vorrichtung, fein feftes Lokal haben, - 
fondern ambulatorifh auf Straßen, öffentlihen Plägen oder in Wirths- 
bäufern ſich herumtreiben. 

2) Wer die nad Art. 63 Ziff. 1, 2 und nah Art. 64 Abſ. 1 erfor: 
derlihe Erlaubniß zu ertheilen hat, ift nad) den die Kompetenz der Polizei 
behörden überhaupt und mit Rüdficht auf die Ausfheidung lokal- und diſtrikts— 
polizeiliher Befugniffe regulirenden Beitimmungen zu bemeſſen. $. 79 
Abi. 3—5 und $. 80 der Bollzugsinftruftion vom 21. April 1862 zum 
Gewerbsgejebe vom 11. September 1825. 

3) Die Beftimmung des Art. 63 Ziff. 1 beſchränkt fid) nicht auf bie 
bier fpeziel genannten öffentlichen Luftbarkeiten, fondern erftredt fih auf 
andere Luſtbarkeiten ähnlicher Art, die befonders genannten Arten find nur 
bemonftrativ beigefügt. Daß man öffentlihe Konzerte nicht zu denjenigen 
Zuftbarkeiten zählen könne, welche das Geſetz im Auge hat, geht daraus 
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hervor, daß ber Antrag bes k. Staatsminiſters des Innern auf Einfhalt: 
ung ber Worte: „öffentliche Konzerte“ in Folge der Erwägung abgelehnt 
wurde, daß es ſich Hier niht um Volksbeluſtigungen handle, bei welchen 
Störungen der öffentlichen Sicherheit zu beforgen wären, fondern um einen 
reineren Kunſtgenuß, bei welchem ſich im ber Regel nur ein gewählteres 
Publitum zu betheiligen pflegt. 

4) Im Art. 63 Ziff. 1 wurde das Wort „Schießen“ ftatt „Schei⸗ 
benſchießen“ gebraucht, um anzuzeigen, daß die Beftimmung nicht blos dann 
anmwenbbar ift, wenn eine Scheibe im gewöhnlichen Wortfinne das Ziel der 
Shießenden bildet, fondern auch bann, wenn ein anderer Gegenfland, 3. B. 
ein Thier, als Ziel benußt wird. Dagegen wurbe im Wirt. 63 Abſ. 4 ber 
Ausdrud „Scheibenfchießen” abfichtlic beibehalten, um biefe Ausnahme auf 
jene Schiegübungen nad) der Scheibe, welche auf Schießftätten üblich find, 
zu beſchränken. i 

5) Im Art. 63 Abf. 1 wurden „Preisfegelfchieben” eingeftellt, weil 
man bdiefelben nicht blos als heilfame Leibesübungen, ſondern als Volle: 
luftbarfeiten betrachtete, welche oft auf eine übermäßige Dauer ausgebehnt 
werben, zur Arbeitöverfäumniß, zu Erzeffen verfehiebener Art, namentlich 
zu maßlofen Wetten und zu Betrügereien, Anlaß geben. 

6) Aud Ziff. 2 des Art. 63 enthält nur eime beiſpielsweiſe, nicht 
eine erſchöpfende Aufzählung der eimer pokizeilihen Erlaubniß bedürfenden 
Schauſtellungen. Durd den Zufag „und dafür Eintrittsgeld erhebt wer: 
den gemeinnüßige zum Vortheile des Puhlikums vorgenommene Schauftel 
lungen von dem gewöhnlichen erwerbsmäßigen Betriebe unterſchieden. 
Künftler und Befiger von Kunftgegenftänden, Naturforfher und Reifenbe 
Können nit nah dem Art, behandelt werden, wenn fie dem Publikum 
ihre Kunftfchäge oder Sammlungen unentgeltlich zugängig mahen. Wird 
jedoch hiebei Eintrittsgelb, wenn auch nur zu irgend einem wohlthätigen 
Zwecke erhoben, fo ift der Art. anwendbar. 

7) Die Polizei kann die Ertheilung ber Bewilligung an beftimmte 
Bedingungen 3. DB, binfihtlig ber Zeit, des Ortes, ber Aufrehthaltung 
ber Ordnung u, dgl. knüpfen. Die Verlegung biefer Bedingungen ift nah 
Art. 63 Ziff. 3 ſtrafbar. 

8) Die polizeiliche Einſchreitung zur Einftellung ber Unternehmung ift 
nad Art. 63 Abf. 2 und Art. 64 Abſ. 2 felbft dann ftatthaft, wenn bie 
Bolizei eine frafrehtliche Verfolgung des Falles nicht für angemefjen 
erachtet. 

9) Der Ausdrud „gegen Bezahlung“ bezieht ſich auf alle im Art. 64 
Hbf. 1 genannten Handlungen. Wer folde Handlungen, wenn auch im Wirth: 
baufe zur Unterhaltung ber Anweſenden unentgeltlich vornimmt, verfällt 
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nicht der Beftimmung bes Artikelo. Die Uebertretung wirb nicht erft durch 
bas Geldeinfammeln vollendet, ſondern es genügt, wenn bie Handlung in 
der Abficht, dafür Geld einzufammeln ober in der Erwartung der von ben 
Aufhauern ober Zuhörern zu leiftenden Bezahlung vorgenommen wurde. 

10) Art. 64 dat nicht mufilalifhe Kümftler von höherer Dualififation 
im Auge, fondern fprit mur von folden Muſikern, welche die Muſik als 
ein gemöhnliches Ermerbögefchäft betreiben. Im Abſ. 3 ift vorausgeſetzt, 
ba jeder einzelne Muſiker zur Betreibung dieſes Erwerbszweiges einer 
befonderen Berechtigung bebürfe, melde in ben Lanbestheilen dieſſeits bes 
Rheines durch einen Lizenzfhein, in ber Pfalz durch ein Gewerbspatent 
erworben wird. Der Inhaber einer folhen Berehtigung muß regelmäßig 
für feine fpeziellen Produktionen an beftimmten Orten nad Art. 64 Abf. 1 
eine befonbere polizeilihe Bewilligung erholen, bievon find jedoch Geſell⸗ 
haften entbunden, welche die Befugnig erlangt haben, in ihrer Eigenfchaft 
als Geſellſchaft mufitalifge Probufionen zu veranftalten. Vorausgeſetzt wurde 
biebei, daß bie Anerkennung ſolcher Muſikgeſellſchaften von Seite ber Polizei 
nur dann erfolgen werbe, wenn ber Leiter und die Mitglieber ber Gefell: 
haft eine genügende Gewähr gebiegenerer künſtleriſcher Leiftungen geben 
und ſich über die Stufe gemöhnliher Mufitanten erheben. 

9. I 218, 233; II 121, 122, 216, 379, 380, 483. 





Art, 65. 


Ber gegen ortöpoligeiliche Vorſchrift mufifalifhe Aufführungen, 
Kegelipiele oder fonftige geräufchvolle Unterhaltungen, welche im 
Innern der Ortſchaften in Wirthſchafts- oder Privatgärten oder 
in fonftigen nicht geſchloſſenen Räumlichkeiten abgehalten werben, 
über die von der Polizeibehörde beftimmte Nachtſtunde verlängert, 
wird an Geld bis zu 10 fl. geftraft. 

Die Poligeibehörde ift berechtigt, ſolche Störungen der Nacht— 
ruhe unabhängig von der Strafverfolgung fofort abzuftellen. 


Diefer Artikel fteht einerfeits mit Art. 60 Abſ. 1, andererfeits mit Art. 
62 in Berbindung. Geräuſchvolle Unterhaltungen, welde zur Nachtözeit in 
Wirthſchaftsgärten oder in einer fonftigen nicht geſchloſſenen, jedoch im Ins 
nern der Drtfchaften gelegenen Lolalität, z. B. in einem Privatgarten, in 
der Art abgehalten werben, daß durch den ruheftörenden Lärm bie nächt— 
liche Ruhe anderer Perfonen in ungebührlicher Weife geftört wirb, würden 
an fih unter Art. 61 fallen Auch ift es evident, bag ſolche Unterhaltun: 
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gen in Wirthſchaftsgärten nicht über bie Polizeiftunde verlängert werben 
bürfen,, foferne nicht eine befondere Ausnahmsbewilligung erwirkt if. Um 
nun einen feiten Anhaltspunkt dafür zu gewinnen, wie lange foldye Unter: 
baltungen zu gejtatten find, und von welder Zeit an barin eine ungebühr: 
lihe Störung der nädtlihen Ruhe zu erbliden ift, wurde es der Orts 
polizeibehörde geftattet, die Nachtſtunde zu beftimmen, bis zu welcher ſolche 
Unterhaltungen zu dulden find, wobei die Drtspolizei durhaus nicht gehin: 
dert ift, für den Schluß berfelben aud eine frühere Nachtſtunde als die 
gewöhnliche Polizeiſtunde feftzufegen. 
A. U 219; III 122, 380. 


Art. 66. 
Tanzmufi⸗ Vorſteher oder Mitglieder von geſelligen Vereinen und geſchloſ— 
fen in Ber jenen Gefellihaften, welche Tanzmuſiken an jenen Tagen veran: 
einen zu ftalten, an welchen die Öffentliche Abhaltung derfelben durch Ber: 
verbotenen ordnung unterfagt ift, werden an Geld bis zu 25 fl. geftraft. 


Zeiten. 

Die Strafe trifft die Perfon jener PVorftände oder Mitglieder ber 
Borftandfhaft, welche die Anordnung zur Unterhaltung getroffen haben, 
ober jener Gejellihaftsmitglieder, welche gegen Wiffen oder Willen ber Vor: 
fteher die verbotene Tanzunterhaltung veranftaltet haben, und zwar jeben 
einzelnen Mitfehuldigen na dem im Art. 18 Abf. 2 aufgeftellten Grunbfage; 
der Inhaber des Tanzlokales Kann in. diefer Eigenfhaft nicht für die Strafe 
verantwortlicd gemacht werben, wie fid) aus dem Abſtriche des Abf. 2 des 
Art. 67 des Entwurfes ergibt. 

Die für öffentlihe Tanzunterhaltungen verbotenen Zeiten find zur Zeit 
für die Landestheile dieſſeits des Rheines nach Verordn. v. 3. September 
1843 (Döllinger, Bd. XXIX ©. 730), für die Pfalz nad Verorbn. v. 
11. März 1844 zu bemefjen. 

Mot. zu Art. 59— 80 d. Entm. Ziff. 2, Abf. 2; A. IT 122, 380. 


Art. 67. 
nebertretun⸗ An Geld bis zu 10 fl. wird geftraft: 
gen in Be: 1) wer obne ortöpolizeiliche Erlaubniß auf Öffentlihen Straßen 
zug auf oder Plägen eine Nachtmufif veranftaltet oder ausführt ; 
Nachtmuſi⸗ 2) wer zu einer durch oberpolizeiliche Vorſchrift verbotenen 
ten, Maslke— Zeit auf öffentlichen Straßen oder Plägen mastirt erſcheint; 


raben 3) wer bei erlaubten Maskeraden der durch die Ortspolizeibe⸗ 


hörde feftgefegten Ordnung zuwiderhandelt. 
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1) Wer ohne polizeiliche Erlaubnig Verfammlungen oder Aufzüge auf 
öffentlihen Plägen, Straßen der Städte oder Ortſchaften veranftaltet oder 
ausführt, it nach dem Gef. v. 26. Februar 1850, die Berfammlungen und 
Bereine betr., Art. 4 und 21 (©. 42 u. 45), zu beftrafen. Unter biefe 
Beftimmung fallen ohne Zweifel auch öffentlich veranftaltete Maskenzüge. 
Ziff. 2 bezieht fi nur auf das Erfcheinen einzelner Masken. 

2) In Ziff. 2 wurde das urfprünglich beigefügt gewejene Wort „vers 
mummt‘ als gleihbebeutend mit „maskirt“ weggelaffen; der Gebraud von 
Geſichtsmasken ift daher bei folden Verkleidungen, die ber gewöhnliche 
Sprahgebraud zum Maskiren zählt, nicht wefentlih. Dur Befanntmahung 
des Minifteriums des Innern v. 28. Mai 1862 (Reg.:Bl. ©. 928) wurden 
auf Grund des PStGB. Art. 45 Abf. 2 alle bisher erlafenen Gefege, 
Berorbnungen und Minifterialanordnungen über das Masfirterfcheinen auf 
öffentlihen Straßen und Pläten zu einer polizeilich verbotenen Zeit in ber 
Abfiht aufgehoben, die Regelung diefer Angelegenheit den oberpolizeilichen 
Vorſchriften der Kreisregierungen zu überlafien. 

3) Weil das Treiben der Masfenwelt in Deutſchland nicht die Bes 
deutung bat, wie 3. B. in Rom und Benedig, wurde bie Erlafjung der 
nöthigen Ordnungen für geftattete Maskenzüge als Aufgabe ortspolizeilicher 
Vorſchriften betrachtet; jedoch kann ohne Zweifel, ſoweit es die Aufrechthal— 
tung der öffentlihen Ruhe, Ordnung und Sicherheit bei einer zu erwars 
tenden außerordentlihen Anfammlung größerer Menfchenmafjen erfordert, 
von Art. 76 des PStGB. Gebrauch gemacht werben, 

A. N ©. 219; M ©. 122, 123, 216. 
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Art. 68. 


An Geld bis zu 3 fl. wird geftraft: Uebertretun: 
1) wer gegen ortöpolizeiliches Verbot Ankündigungen oder gen in Be 
Bekanntmachungen auf öffentlihen Straßen oder Plägen 313 aufPri- 
ausruft; vatbekannt⸗ 
2) wer gegen ortspolizeiliches Verbot oder gegen Verbot des ae 
Eigenthümers an fremdem Eigenthume Privatanfündigun: 
gen anſchlägt oder anbeftet; 
3) wer fremde Anfchläge unbefugt aus Bosheit oder Muth: 
willen vernichtet, wegnimmt oder unledbar madıt. 
Wird im Falle der Ziff. 2 die Uebertretung gegen Verbot des 
Eigenthümerd an fremdem Privateigenthbume begangen, fo ift dies 
felbe nur auf Antrag des Eigenthümerd oder feined Stellvertres 
ters verfolgbar. 
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1) Wer ohne obrigkeitliche Erlaubnig Preßerzeugniffe auf Straßen 
oder öffentlichen Plätzen ausftreut, anbietet oder anheftet, und mer foldhe 
Handlungen durch Dritte vornehmen läßt, fällt unter die Beftimmungen 
des Preßgeſetzes vom 17. März 1850 Art. 38. Mündlicher Ausruf von 
Ankündigungen, Anbieten von Verfaufsgegenftänden u. ſ. w. tft, foweit 
leßteres nicht dem Haufirverbote anheimfällt, nur dann ftrafbar, wenn ein 
in Mitte liegendes ortspolizeiliches Verbot verlegt wird. Hienach wird 
nicht Jedem, ber Erdbeeren oder ähnliche Gegenftände ausrufen will, zu: 
gemutbet, vorerjt eine bejondere Erlaubnig dazu zu erholen, body ber Orts— 
polizei die Möglichkeit gegeben, ber befonders in größeren Städten mög: 
lihen Beläftigung der Bewohner nad Erfordernig Schranfen zu jeßen, mo- 
mit bie Beftimmung in PStGB. Art. 202 Abſ. 3 im Verbindung fteht. 
©. Erläut. zu Art. 202. 

2) Nah $. 84 der Inftruftion für die f, Bolizeidireftionen vom 24, 
September 1808 war jede öffentliche Befanntmahung von Privaten und 
jebes Anheften von Anjchlagszetteln ohne Borwiffen und Erlaubniß ber 
Bolizeibehörde unzuläffig. Der Entwurf des Art. 70 wollte das Verbot 
des Anheftens oder Ausſtellens von Anfchlagszetteln oder Plafaten ohne 
ortspolizeilihe Erlaubniß aufrecht erhalten, nahm jedod alle Ankündigun— 
gen über allgemein erlaubte oder mit bejonderer polizeiliher Bewilligung 
ftattfindende öffentliche VBergnügungen, Schau: oder Vorftellungen, über ge 
ftohlene , verlorene oder gefundene Saden, über Wohnungs, Dienft oder 
jonftige Miethen, über Verkäufe oder andere Nachrichten über den ge 
werblichen Verkehr ausdrüdlic) aus. E& wurde jedod angenommen, daß jener 
Fall, der für die Polizei am meiften Bebeutung bat, die Anheftung gebrudter 
Plakate oder Anſchläge im Art. 38 des Preßgeſetzes ſchon gegriffen ift, daß 
es ſchwierig ift, eine entjprechende Kafuiftif für jene Ankündigungen aufzu: 
jtellen, deren öffentlicher Anſchlag ohne befondere Erlaubniß gejtattet fein 
foll; und daß aud bei der freien Zulafjung von Anſchlägen an biezu ge 
ftatteten Orten die Polizei jene, welche einen gefegwibrigen ober ungeeig- 
neten Inhalt haben, fofort unterdrüden darf. Der Ortsbehörde bleibt es 
jedoch unbenommen, die Anbringung derartiger Anfhläge im Allgemeinen 
oder mit Ausnahme ber biefür bejtimmten Lofalttäten zu verbieten, auch 
darf jeder Privateigentbiimer ſich die Befudelung feines Eigenthumes durch 
folhe Anſchläge verbitten, doh muß das Verbot in einer Weiſe (3. B. 
dur öffentlihen Anfchlag an der betreffenden Lokalität) erlaffen werben, 
baß bie Uebertretung beffelben als eine mifjentliche angefehen werden kann. 

3) Die Entfernung veralteter und unbrauchbar geworbener Privatan- 
fündigungen, welde in größeren Städten mitunter einen Meinen Induſtrie— 
zweig bildet, fällt nicht unter Ziff. 3, ebenfowenig das unbefugte Hinmweg- 
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nehmen obrigfeitlicher Bekanntmachungen, welches nah StGB. Art. 131 
zu beftrafen ift. 

Mot. zu Art. 59—80 Ziff. 4. A. N ©. 219; II ©. 133, 216, 
38, 483. RR. PB. I ©. 185. 





Art. 69. 


Geldftrafe bis zu 5 fl. trifft in den Fällen, im welchen die Webertrei- 
Verpflichtung zur Wohnungsräumung nicht ſtreitig ift, die bei gen in 
einer folhen Räumung Berbeiligten, welde den bierauf bezüg- Bezug auf 
: Wohnungs 
lihen Anordnungen der Polizeibehörde nicht nachkommen. — 

Unabhängig von der Strafverfolgung iſt die Polizeibehörde bes 
fugt, die von ihr getroffenen Anordnungen zwangsweiſe zu voll: 
ziehen. 


Der Artikel verleiht den Polizeibehörden die Zuftändigfeit, ungeachtet 
der durch Einf.“Geſ. Art. 37 bewirkten Aufhebung des $. 88 der Inſtruk— 
tion für die k. Bolizeidireftionen vom 24. Sept. 1808, die nöthigen Anorb: 
nungen über die Räumung von Mietbwohnungen in folden Fällen, mo 
die Rechtspfliht zur Räumung nicht ftreitig ift, zu erlaffen und erforder: 
lichen Falles mit den ihr zu Gebote ftehenden polizeilichen Zwangsmitteln 
zur Ausführung zu bringen. Der Grund biefer Beftimmung liegt darin, 
daß durch eine rafche polizeiliche Dazwiſchenkunft bei der oft ſehr dringlichen 
Natur diefer Angelegenheiten nad Ablauf der geſetzlichen oder üblichen 
Riäumungsfrift den Erzefien der Selbfthilfe vorgebeugt werde, die in Er- 
mangelung ſchneller und ficherer richterliher Hilfe nicht felten vorkommen, 

Die im Abf. 2 vorbehaltene zwangsweiſe Durchführung der polizeili- 
hen Anordnung, welde übrigens wie jede andere vorjorglide Maßregel 
der Beftimmung des Art. 30 Abf. 5 unterliegt, bildet die Hauptſache für 
das Intereſſe der öffentlihen Drönung; ob daneben nod eine Strafverfol- 
gung jtattfinden ſoll oder nicht, ift Sache der abminiftrativen Erwägung. 

4. II ©, 129, 380, 381. 


Art. TO. 

Ber Schußwaffen, welche in Stöden, Röhren oder in aͤhn- Verbotene 
licher Weiſe verborgen werden, Abſchraubgewehre, Raufringe oder Waffen. 
Schlageiſen, erplodirende Wurfgeſchoſſe oder andere durch Ber: 
ordnung als gemeingefährlich allgemein verbotene Waffen ohne 
befondere polizeiliche Bewilligung verfertigt, Desgleichen wer 
foldye verbotene Waffen oder Geſchoſſe feilbietet, wirb an Geld 
bis zu 100 fl. oder mit Arreit bis zu 30 Tagen geitraft. 
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Wer folhe verbotene Waffen oder Geſchoſſe ohne bejondere po= 
ligeilihe Bewilligung führt, unterliegt einer Geldſtrafe bis zu 
50 fl. oder einer Arreftjtrafe bi8 zu 14 Zagen. 

Die verfertigten, feilgebotenen oder geführten verbotenen Waf— 
fen oder Geſchoſſe unterliegen der Konfiskation. 


Mährend im Art. 46 jene Anhäufung von Waffen verboten ift, welde 
dem Staate felbit gefährlich werben kann oder deſſen Neutralität und freund- 
ſchaftliche Beziehungen zu anderen Staaten zu gefährden vermag, fucht Art. 70 
den Befit und Gebrauch folder Waffen zu verhüten, welche der Sicherheit 
ber Privatperfonen wegen Leichtigkeit des Mißbrauches oder Gefährlichkeit 
des Gebraudyes in befonderem Grade gefahrbrohend find. 


Im Abſ. 1 ift eine Reihe von Waffen und Geſchoſſen bezeichnet, be 
ren Berfertigung und eilbieten allgemein, d. 5. durch Anordnungen, welche 
für alle Landestheile und alle Staatsunterthanen erlaffen find, als verboten 
erklärt wird. Das „Feilbieten“ erfordert nicht ein fpezielles Anerbieten 
zum Verkaufe, fondern es genügt, wenn folhe Waffen ze. als Verkaufs— 
gegenftände in den Berfaufslofalitäten ausgelegt find. 


Einige Waffen und Geſchoſſe hat das Geſetz felbit allgemein verbo: 
ten, in Bezug auf andere ift es dem Verordnungsrechte vorbehalten, bie 
felben als gemeingefährlich zu verbieten. 


Die urfprünglih in dem Kataloge der abjolut verbotenen Waffen auf: 
geführten Windbüchſen wurden weggelaffen, um der Regierung das Recht 
offen zu laffen, die Fertigung und den Verkauf von Windbüchjfen zu ver: 
bieten oder außer dem Verbote zu belaffen. 

So wie es der Staatsregierung unbenommen bleibt, bei dem Verbote 
bejtimmter Waffenarten beftimmte Ausnahmen unter den in ber Verordnung 
ſelbſt feitzufegenden Vorausfeßungen eintreten zu laffen, fo ift der Polizei: 
verwaltung das Recht vorbehalten, einzelnen Gewerbetreibenden aus befon- 
deren Rüdficyten, 3. B. zum Zwecke des Abſatzes in das Ausland oder für 
Sammlungen eine ausnahmsweife Bewilligung zur Fertigung allgemein ver: 
botener Waffen zu ertheilen. 

Im Abf. 2 ift nicht der bloße Beſitz, fondern die Führung, d. h. das 
Beifihtragen der verbotenen Waffen oder Geſchoſſe verpönt, ſoferne nicht 
jemand in Folge bejonderer polizeilicher Bewilligung, zu deren Ertheilung 
an einzelne Perjonen oder an bejtimmte Gejellihaften oder Einwohner: 
klaſſen die Polizeiverwaltung befugt ift, foldhe Gegenftände bei fich führt. 

Die im Abſ. 3 vorgefehene Konfisfation kann nur als Straffolge bei 
einer gemäß Abſ. 1 oder 2 ftrafbaren Uebertretung bezüglich jener Waffen oder 
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Geſchoſſe verhängt werden, melde den Gegenjtand der betreffenden Ueber: 
tretung gebildet haben. 

Mot. zu Art. 59—80 Ziff. 4; A. I ©. 219; S. 123, 216, 
Aeltere Verbote beftimmier Waffenarten bei Döllinger Bb. XII ©. 774, 
775, Bb. XXIX ©. 361—363. 


% 


Art. 71. 


Ber außer dem Falle des Art. TO den Verordnungen zumi: 
berhandelt, wodurd zur Verhütung von Gefahren für die Sicher: 
heit der Berfonen die Führung beftimmter Waffen beftimmten Klaffen 
von Berfonen oder in beftimmten Zandestheilen verboten ift, wird 
neben Konfiskation der betreffenden Waffen an Geld bis zu 25 fl. 
geftraft, womit im Rücdfalle Arreft bis zu 3 Tagen verbunden 
werden fann. 


Der Befig und die Führung allgemein erlaubter Waffen unterliegt feinen 
weiteren Beſchränkungen als jenen, die ſich aus befonderen gefeglichen Be— 
ftimmungen ergeben; z. B. aus Art. 23 des Gefehes vom 23. März 1850, 
die Ausübung der Jagd betr.; Art. 2 des Gef. v. 25. Juli 1850, die 
Beitrafung der Jagdfrevel betr.; Art. 21 des Gef. v. 26. Januar 1850, 
die Berfammlungen und Vereine betr.; Art. 9 Abſ. 2 des Gef. v. 4. Mai 
1851, das Einfchreiten der bewaffneten Macht betr. Außerdem bildet das 
Führen von Waffen bei verjchiedenen ftrafbaren Handlungen, 3. B. Dieb: 
ftahl, Raub, Landjtreicherei, einen befonderen Erjhwerungsgrund ber Straf: 
barkeit. 


Daneben ift ber Staatsregierung vorbehalten, im Verordnungswege 
die Führung beftimmter Arten von allgemein erlaubten Waffen, '3. B. ber 
im Griffe feftitehenden Mefjer mit Rüdjiht auf herrſchende Volksſitten und 
häufig vortommende Fälle des Mißbrauches für beftimmte Landestheile oder 
für beftimmte Klaſſen der Bevölferung zu verbieten. 

Auf die Berfertigung und YFeilbietung folder Waffen kann das Verbot 
nicht ausgedehnt werden. Auch hat ein für beftimmte Landestheile erlaſſe— 
nes Verbot außerhalb biefer feine Wirkfamteit. 

Mot. zu Art. 58—80 Ziff. 4 Abſ. 3-6; A. IT ©. 219, 298; II 
©. 123, 216. 
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Art. 72, 


Unterlafiene An Geld bis zu 50 fl. wird geftraft, wer ein neugeborene® 
Anzeige der Iebendes Kind findet und hievon nicht fogleich Anzeige bei der 
Auffindung naͤchſten Obrigkeit macht. 


von neuge⸗ 
—— In der Pfalz iſt dieſe Anzeige gemäß Code eivil Art. 58 dem Civil⸗ 
ſtandsbeamten des Ortes zu machen, in den übrigen Lanbestheilen, in denen 
eigene Civilſtandsbeamte nicht betehen, der Polizeibehörde des Ortes. 

Die Verpflichtung, „sogleich Anzeige zu machen, fchließt nicht aus, 
daß der Finder zuerft dasjenige beforgt, was zur Xebensrettung und Ver: 
pflegung bes Kindes erforberlidy ift. 

Die im Entwurfe beabfihtigte Ausdehnung der Strafbeftimmung auf 
denjenigen, ber eine Leiche finbet und hievon nicht fogleih ber nächſten 
Obrigkeit Anzeige erftattet, wurbe abgelehnt, theild wegen Mangels eines 
fühlbaren Bebürfniffes, indem auc bisher ungeachtet bes Mangels einer 
ähnlichen Strafbeftimmung ſolche Vorfälle rechtzeitig zur Gemeinkunde und 
zur Kenntniß der Behörden gelangt find, theil® weil bem {Finder billiger: 
meife nicht mehr zugemuthet werben kann, als die Sade fundbar zu ma: 
hen und die zunächſt aufzufindenden Perſonen oder den nächſten Polizei: 
diener herbeizurufen, insbefondere dann, wenn ber Fund at ganz abgelege: 
nen Orten, 3. B. in Gebirgs- ober Waldgegenden, ftattgefunden hat. 

Mot. zu Art. 59—80 Ziff. 65; AU. I S. 298; I ©. 124. 


Art. 73. 
Unberedht: Wer fremde Kinder unter 8 Jahren ohne Bewilligung der 
igte Ans Poligeibehörde gegen Bezahlung in Pflege oder Erziehung nimmt, 
nahme frem- oder nach entzogener Bewilligung behält, wird an Geld bis zu 


ber Kinder. 25 fl. geftraft. 


Der Artikel bezweckt ben Schuß des Lebens und ber Sittlichkeit gegen 
jene Gefahren, welden erfahrungsgemäß Kleine Kinder, dit gegen Bezahlung 
im Koſt und Pflege untergebracht werben, befonders in größeren Städten 
und in der Nähe folder ausgefekt find. 

Für den Schuß ber Gemeindeinterefien in Bezug auf Heimathärechte 
gewährt das Heimathsgeſetz hinreichende Hilfe, 

Bei Knaben und Mädchen von höherem Alter als dem im Art. aus: 
geiprodhenen, welche des Unterrichts wegen in Erziehungsinftituten oder bei 
Koftleuten am Site öffentliher Unterrihtsanftalten untergebradht werben, 
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beftehen gleiche Gefahren nicht mehr, und es Lönnen zur Sicyerung ber fitt- 
lichen Intereffen folher Perfonen 3. B. für Latein oder Gewerbsihüler, die 
nötbigen Beichräntungen durch Disziplinarvorfchriften getroffen werben. 

Die Bewilligung der Polizeibehörde, unter welcher hier nur die Orte 
polizeibehörde zu verftehen ift, kann nad) deren Ermeflen wieder entzogen 
werben. 

An manden Orten, 3. B. in Münden, ift die Ligenzirung bejtimmter 
Perfonen zur Aufnahme von Pflegefindern üblich. 

Es wurde zwar in den Ausfhußverhandlungen bemerkt, daß dieſes 
dem Zwecke nicht genügen bürfte, und zur Aufnahme eines jeden einzelnen 
' Kindes eine befondere Erlaubniß erfordert, und biefe jedesmal nur nad ge 
nauer Erkundung der Verhältniſſe ertheilt und namentlich der unverhältniß— 
mäßigen Anhäufung vieler Kinder in beſchränkten Räumlichkeiten vorgebeugt 
werben ſolle. Allein die Frage, in welcher Form die polizeilihe Erlaubniß 
ertheilt werben follte, und weldhen Gebrauch die Polizei von ihrer desfallji- 
gen Befugnig zu machen babe, ift eine Frage der abminiftrativen Erwäg- 
ung; wer in irgend einer Form, aud) in jener einer generellen Lizenz die 
polizeiliche Bewilligung erlangt hat, kann nicht nah dem Art. geftraft 
werben. 

Ein Antrag, die Worte „gegen Bezahlung‘ zu ftreihen, wurde abge 
lehnt, weil jene Gefahren, deren Abwendung bezwedt wird, erfahrungsge: 
mäß gewöhnlih nur bei jenen Kindern bejtehen, melde als Koft: oder 
Pflegefinder gegen Bezahlung untergebradht werben. 

Mot. zu Art. 118—177 Ziff. 3 Abſ. 53 U. I S.299, 334; II 147, 


221, 381. 


Art. 74, 


An Geid bis zu 25 fl. oder mit Arreft bis zu 8 Lagen wird Unterlaffene 
geftraft, wer verirrte Kinder, wahnfinnige oder fonft hilfloſe Wer: Anzeige der 
fonen, welche er in Verwahrung genommen hat, ohne genügen: Inverwahr⸗ 
den Entfhuldigungsgrund länger ald 24 Stunden in feiner Ge, nahme Hilfe 
walt behält, ohne hievon der Obrigkeit Anzeige zu machen oder loer Perſo— 
nach Beichaffenheit der Umftände den betheiligten Angehörigen 
Nachricht zu geben, 


Der im Art. 116 des Entw. enthaltene Abſ. 2: 
Gleiche Strafe tritt ein, wenn eine Privatperfon eine gefeblich zuläffige Verhaft: 
ung vorgenommen bat und ben Verhafteten länger ald 24 Stunden ohne Anzeige 
bei der Obrigkeit in Verwahrung behält. 
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wurbe geftrichen, weil bie durch eine Privatperfon vorgenommene Feftnahme 
nur. zum Zwecke ber Einleitung der amtlichen Feſtnahme oder Verhaftung 
ftattfinden darf, weßhalb der Feitgenommene in der Regel fofort der näch— 
jten Obrigkeit oder Staatsbehörde vorzuführen ift. Sollte dies nicht ſofort 
ausführbar und eine einftweilige Privatverwahrung nothwenbdig fein, fo ift 
es Sache bes Richters, zu bemefjen, wie lange eine ſolche Detention gerecht: 
fertigt ift und wann fie in eine wibderrechtliche Freiheitsberaubung übergeht. 
Der berührte Fall wird daher entweder ganz ftraflos fein, oder unter StGB, 
Art. 255 fallen. 

Mot. zu Art. 216, 217 des Entw. v. 1855; A. II ©. 228, 229; 
UI. 145. 


Art. 75. 
Unterlaffene An Geld bis zu 50 fl. werden Todtenbefhauer und Perfonen, 
Anzeige ver- welche aus dem Reinigen und Ankleiden der Leihen ein Gewerbe 
bächtiger machen, geftraft, wenn fie bei Ausübung ihred Berufes von To: 
Tobesfälle. desfällen, welche den Verdacht eines gewaltfamen Todes erregen, 


Kenntniß erlangen und hievon nicht ſogleich der Polizeibehörde 
Anzeige machen. 

An Geld bis zu 100 fi. wird geftraft, wer, naddem er bei 
der Deffnung einer Leiche die Spuren eined an dem Verſtorbe— 
nen. verübten Verbrechens entdedt hat, nicht fogleih mit der 
Deffnung einhält und der ‘Bolizeibehörde oder dem Staatdanmalte 
Anzeige erftattet. 


1) Nach dem Entw. Art. 76 follten auch Aerzte und Wundärzte be 
jtraft werben, wenn fie bei Ausübung ihres Berufes von Krankheits- oder 
Tobdesfällen, welche den Verdacht eines begangenen Verbrechens erregen, 
Kenntniß erlangen und hievon nicht fogleid) der Polizeibehörde Anzeige 
machen. 

Diefe Beſtimmung wurbe nad) vielfachen Verhandlungen befeitigt. Es 
wurde mit dem Prinzipe des StGB. Art. 65, welches alle Privatdenun: 
ziationspflichten aufgegeben hat und mur Öffentliche Beamte und Diener, 
welche vermöge ihres Amtes zur Anzeige ftrafbarer Handlungen verpflichtet 
find, wegen unterlajjener Anzeige bejtraft wiffen will, für unvereinbar 
erachtet, gerade Aerzte und Wundärzte mit einer Denunziationspflicht zu be: 
laften, die andere Staatsbürger. nicht haben, während der Arzt hiedurch in eine 
unheilvolle Kollifion mit den Pflichten feines Berufes, der Ehre feines 
Standes und dem Vertrauen feiner Patienten verjegt wird. 
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Auch wurde in Erwägung gezogen, daß die Nothwenbigkeit folder 
ärztlihen Denunziationen von dem Gebrauche ärztliher Hilfe abfchreden, 
manches Menjchenleben gefährden und nur der medizinischen Pfufcherei Vor: 
ſchub leiſten würde, 

Damit iſt nicht ausgeſchloſſen, daß der Arzt von verdächtigen Vorfällen 
keine Anzeige machen dürfe und ſolle, ſondern es wird der gewiſſenhaften 
Erwägung des Arztes wie jedes anderen Staatsbürgers überlaſſen, zu ent- 
fcheiden, ob ein Fall von ber Art ſei, daß er ſich durch feine allgemeine 
ftaatsbürgerliche Pflicht als zur Anzeige verbunden erachtet. 

Gerihtsärzte ſtehen binfichtlich ihrer Privatpraris allen anderen Aerz— 
ten gleich; bezüglich jener Erfahrungen, die fie bei der Ausübung ihres Be 
rufes als Beamte der gerichtlichen Mebizin oder mebdizinifhen Polizei ma: 
hen, gehören fie dagegen zu ben bienjtlih zur Anzeige verpflichteten 
Beamten. 

Herzte, welche die polizeiliche Funktion eines Leichenbeſchauers bekleiden, 
haben bei Ausübung diefer Funktion allen damit verbundenen Pflichten, 
namentlih aud den Vorſchriften des Art. 75, zu entfprechen. 

2) Es iſt nicht Beruf des Todtenbefhkuers oder LXeichenreinigerd, zu 
beurtheilen, ob ein verdächtiger Todesfall als Verbrechen oder Vergehen, als 
Produkt einer dolofen oder fulpofen Handlung, oder eines Unglüdsfalles an- 
zufehen ſei; fobald ein Todesfall vorliegt, der den Verdacht eines gewaltſa— 
men Todes erregt, muß die Anzeige erjtattet werben, jelbjt wenn es glaub: 
baft fein follte, daß derjelbe durch einen Unglüdsfall veranlaßt fei. 

3) Die Verpflihtung des Abſ. 2 trifft jeden, der die Leichenöffnung 
vornimmt, auch Aerzte und Wundärzte, felbjt denjenigen Arzt, der ben 
Verſtorbenen behandelt hat, mit inbegriffen. Erfolgt die Entdedung erjt 
nachdem die Sektion bereitS begonnen war, fo muß die Fortſetzung jofort 
unterlafjen und die geſetzliche Anzeige erjtattet werben. 

Mot. zu Art.59—80 Ziff. 7; U. I ©.220, 298, 334 ; II ©. 124, 
216, 222, 381, 382, 484. 


Art. 76. 


An Geld bis zu 15 fl. oder mit Arreft bis zu 5 Tagen wird Uebertret: 
geftraft, wer den bejonders befannt gemachten polizeilihen Anord= ungen bei 
nungen zur Aufrechterhaltung der öffentlihen Ruhe, Ordnung Anfamm 
und Sicherheit bei Volfsfeften, religiöfen Feierlichkeiten, Truppen: lung größe: 


bewegungen, Eifenbahnbauten und fonjtigen außergewöhnlichen 
Anfammlungen größerer Menſchenmaſſen zuwiderhandelt. 


Uebertret⸗ 
ungen in 
Bezug auf 


das Reiſen. 


240 PSitGB. Art. 76, 77. 


Die in Abf. 1 bezeichneten Anordnungen werden durch ober: 
oder diftriktöpoligeilihe Vorſchrift, in dringenden Fällen durd 
ortöpolizeilihe Vorſchrift erlaffen. 


Die im Artikel erwähnten Anordnungen müfjen bei jedem Anlaffe, bei 
welchem fie zur Anwendung gebracht werben follen, bejonders verkündet 
werden, wobei natürlich auch die Erneuerung ber bei früheren ähnlichen 
Beranlafjungen ergangenen Anordnungen genügt. Außerdem können ältere 
Anordnungen vom Polizeirichter nicht berückſicht werden, 

Mot. zu Art. 59—80 Ziff. 11; A. U ©.220, 298, 335; II ©. 125, 
219, 383. 8. d. RR. PBd. I ©. 481. 

Die in Bezug auf die Gegenftände des Abf. 1 bisher ergangenen Ver: 
ordnungen und Minifterialerlafe wurden durch Minifterialbefanntmachung 
vom 28. Mai 1862 (Reg.Bl. S. 928) aufgehoben, um die nöthigen ober: 
polizeilichen Anordnungen lediglich den oberpofizeilihen Vorſchriften ber 
Kreisregierungen anheim zu geben. 


Drittes Hauptftüd. 


Vebertretungen in Bezug auf Reifen und Fremdenpolizei. 


Art. 77. 

An Geld bis zu 25 fl. oder mit Arreft bis zu 8 Tagen find 
berechtigte Inhaber foldher Gewerbe oder Ermwerbsarten, welde 
herumziehend betrieben werden, zu ftrafen, wenn fte ohne genü— 
gende Entfhuldigung bei Beſuch der Märkte oder bei ihrem Um⸗ 
herziehen auf Verdienft mit den nach Verordnungen oder ober- 
polizeilihen Vorſchriften erforderlichen Nachweiſungen nicht vers 
fehen find oder den in ihren Beglaubigungsurfunden enthaltenen, 
auf Verordnungen oder oberpolizeilihe Vorfchriften gegründeten 
befonderen Anweifungen zumwiderhandeln. 


Die beftehenden Verordnungen über Ausübung der herumziehenden 
Gewerbe und die hiefür erforderlichen Nachweiſungen bei Döllinger, Verordn. 
&. XIV ©. 1319—61; XXVII ©. 579—594. 

Sie beziehen ſich: 

41) auf Scheerenſchleifer und ähnliche Gewerbsleute, welche ihr Ge: 
werbe tur im Herumziehen von einem Orte zum anderen ausüben können, 


- wie Keflel: und geek Drabtgitterflegter, Hafenbinder u. ſ. w. 


Hauptverordnung vom 2, Oltbr. 1816, Reg BE ©. 683. 
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2) Auf Landkramhändler, Berorbn. v. 8. Mai 1811, Reg.Bl. ©. 629, 
das Recht zum Beziehen ber inländifchen Jahrmärkte und die Handelsvor- 
weife betr. Ziff. I Lit. A. Nr. 6; Ziff. U Lit. A Wr. 3. 

3) Auf Lumpen- und Aſchenſammler. Mand. v. 26. Juni 1787, 
Berorbn. v. 15. Januar 1808 R.Bl. ©. 178, und 14. Mai 1809. 
R.Bl. ©. 836 und Vollzugsvorfhriften des Minifterium des Innern vom 
23. Dezember 1835, Döllinger XIV ©. 1333. 

4) Auf die Landmuſikanten umd diejenigen Perfonen, welche Mufit 
auf Erwerb treiben. 

Die Ausftellung der Patente für den Landkramhandel und den Zwi— 
ſchenhandel mit Lumpen liegt in der Kompetenz ber Kreißregierungen, KR. d. 
Innern, die Ausftellung der Nahweifungen für die übrigen genannten Per 
fonen in der Zuftändigfeit der Diftriftspolizeibehörben. 

$. 69, der Inftruftion vom 21. April 1862 zum Gewerbögefebe vom 
11. Sept. 1825 kündigt die Regelung des herumziehenden Gewerböbetriebes 
burd eine befondere Verordnung an, erhält aber bis zu deren Erlaß die 
beſtehenden Vorſchriften Aufredht. 

In der Pfalz beſteht über das Lumpenſammeln —* v. 16.Okt. 1816, 
Amtsbl. S. 363. 

Die Worte „ohne genügende Entſchuldigung“ paſſen auf die erſte wie 
auf die letzte Alternative des Artikels und bezwecken die Strafloſigkeit der 
genannten Gewerbsleute bei entſchuldbaren Verſehen, z. B. wenn ſie aus 
Verſehen ihre Legitimationsurkunden vergeſſen haben. 

Eine Strafbeſtimmung für den Fall, daß ſie ihre Nachweiſungen der 
Obrigkeit oder deren Dienern nicht vorweiſen, wurde nicht für nothwendig 
erachtet, weil fie in dieſem Falle zu erwarten haben, daß fie ebenſo behan- 
belt werben, als ob fie feine Legitimation hätten. 

A. U S. 222; I ©. 126. 


Art. 78. 

Mit Arreft bis zu 5 Tagen oder an Geld bis zu 15 fl. wer: 
den Handwerfögejellen und Gewerbögehilfen geftraft, welche ohne 
genügende Entihuldigung mit den durch Verordnung vorgefchries 
benen Reifeurfunden nicht verfehen find. 

Mit der Aufhebung des Zwanges zur Wanderſchaft, mit den Verän— 
derungen, melde in der Probuftion durch das Ueberwiegen ber Fabrikthä— 
tigkeit entftanden find und mit ber Umgeftaltung ber Neifegelegenheiten haben 
bie Älteren VBorfhriften über befondere Beauffihtigung wandernder Hand: 
werksburſchen ihre frühere Bedeutung verloren. In ben meijten Ländern 
bat man daher auch auf Ausnahmsvorfchriften in Bezug auf das Wars 

16 


242 PStGB. Urt. 78. 


dern der Handwerksgeſellen verzichtet und bie allgemeinen Grundſätze über 
die Behandlung Tegitimationslofer Berfonen, über Bettel, Landftreicherei und 
Arbeitsſcheue für hinreichend gehalten, um ben Mißbräuchen wandernder 
Handwerkögefellen zu feuern. Auch in ben Verhandlungen der Geſetzge—⸗ 
bungsausjchüfje wurde die Frage angeregt, ob nicht auf alle Ausnahmsbe— 
ftimmungen zu verzichten, die Reifelegitimation der Handbwerksgefellen nad 
den allgemeinen Grundſätzen über das Paßweſen zu behandeln, und ben- 
felben daneben gleich den herumziehenden Gewerbsleuten ein befonderes Ar- 
beitsbuch zu ertheilen fei. SHiegegen wurde bemerkt, daß die Trennung ber 
Legitimation zur Reife vom Wanderbude bereits durch $$. 22, 23 ber 
Gewerbsinftruftion von 1853 ausnahmsweife zugelafjen fei, daß man jedoch 
in diefer Materie audy die Einrihtungen anderer Staaten nicht außer Acht 
lafjen dürfe, und daß in manchen Ländern Dandwerkögejellen ohne eigent- 
liches Wanderbud nicht zugelaffen würden; wogegen allerdings in Erwäg— 
ung fommt, daß biefelben in anderen Ländern nicht auf ein Wanderbuch, 
fondern nur, wenn fie fi im Befite eines förmlichen Paſſes befinden, zu- 
gelaſſen werben. 

Don ben bisherigen befonberen Strafbeftimmungen, welche fih auf bas 
Wandern der Handwerksgefellen beziehen, ift nichts aufrecht erhalten, als die 
in den bejtehenden Verordnungen enthaltene Beftimmung, wodurch für 
reifende Handwerkögefellen und Gewerbsgehilfen der Beſitz beftimmter Legi- 
timationsurfunden unter Polizeiftrafe vorgejchrieben ift. 

Diefe Urkunde war in ben Landestheilen biefjeits bes Rheins wie in 
ber Pfalz regelmäßig ein Wanderbuch, foweit nicht ausnahmsweife das 
Führen gewöhnlicher Reifepäfje gejtattet war. 

Ber. v. 16. März 1808, die Handwerkskundſchaften betr, R.:BI. ©. 680, 

B. v. 17. Januar 1837, das Paßweſen betr., Art. IL 

Für die Pfalz V. v. 9 Frimaire XI. 

Dur $. 120 der Vollzugsverordnung vom 19. April 1862 zum Ge: 
werbsgefege vom 11. Sept. 1825 find bie bisherigen Wanderbücher durch 
das Arbeitsbuch erjegt, mit dem ſich jeber Gewerbögehilfe zu verfehen hat, 
und welches bei Reifen im Inlande als Legitimation dient. Die bißheri- 

gen Vorfchriften über Vifirung ber Arbeitsbücher find aufgehoben. Die zum 
Eintritte in fremde Staaten erforderlichen Reifepäffe find den Gemwerbsges 
bilfen auf Verlangen nicht zu verweigern. 

Alle übrigen im Art. 82 und 83 Abſ. 2 des Entwurfes beabſichtigten 
Strafbeftimmungen, namentlid jene für ben Fall einer Abweihung von ber 
vorgefchriebenen Weiferoute oder auffallender Verzögerung der Meife, für 
Nichterholung der vorgefchriebenen Viſa, für Uebernachten außer ber Hands 
werfsherberge wurben befeitigt. Die in den Verb. d. K. d. Abg. v. 1850.61 
Bd, II S. 127 geiußerte Anfiht, daß bie Nichterholung der polizeilichen 
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Viſa unter die Strafbeftimmung des Art. 78 gejtellt werben könne, bedarf 
nad der nunmehr erfolgten Aufhebung ber bisherigen Vorſchriften über bie 
Bifirung der Arbeitsbücher feiner näheren Erörterung mehr. A.II ©. 221; 
II ©. 126, 127. 


Art. 79. 


KHandwerkögefellen, Gewerbögehilfen und Fabrifarbeiter, welche, 
- falls ihnen die Reife in beftimmte ausländifhe Staaten durd 
Verordnung zeitlih unterfagt ift, eine Reife in jolhe Staaten 
ohne erlangte Ausnahmsbewilligung unternehmen, werden an 
Geld bis zu 50 fl. oder mit Arreft bid zu 14 Tagen geiftraft. 
Die Verjährung diefer Uebertretung beginnt mit dem Tage der 
Nüdkehr in das Inland. 


Durch Abſtrich des Art. 83 Abf. 1 des Entwurfes in Verbindung mit 
der derogatorifhen Klaufel des Einf.“Geſ. Art. 2 find die gegen das Wan- 
dern ber Handwerkögefellen ing Ausland bisher beftandenen bejchränfenden 
Beftimmungen ber Verordnung vom 2. Juli 1812 bejeitigt. Damit jebod) 
in Zeiten politifcher und fozialer Gährungen, wo bie Agitation im groß: 
artigften Maßftabe betrieben wird, irgend ein Ausfunfsmittel gegeben jei, 
um junge Leute, welche am meiften ber Verführung ausgefeßt zu fein pfle— 
gen, von bem Heerde folder Umtriebe ferne zu Halten, wurde vorſorglich 
der Staatsregierung die Ermädtigung vorbehalten, den im Artikel ge 
nannten Klaſſen von Arbeitern die Reife nad beftimmten ausländifchen 
Staaten zeitlich zu unterfagen. Für Perfonen, welche nicht zu der im Art, 
genannten Klafje der Bevölkerung gehören, kann ein ähnliches Verbot nicht 
erlaffen werden. Zur Zeit befteht ein ſolches Verbot nicht. 

9. U 221; II 127, 219. 


Art. 8. 


Mit Arreit bis zu 3 Tagen wird geftraft, wer ohne genügende 
Entfuldigung die ihm von der zuftändigen Bolizeibehörde 
zwangsweiſe vorgefchriebene Reiſeroute oder Reiſezeit nicht 
einhält. 


Die Zurüdweifung in die Heimath mittelit Laufpaſſes mit vorgeſchrie— 
bener Reiferoute und Reifezeit, bie Zurüdbifirung des Paſſes eines Aus: 
länders unter gleicher Vorſchrift kann oft als gelinderes Mittel gebraucht 

18* 
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werden, um bie ziwangsweife Fortlieferung mittelft Schubes zu vermeiden, 
Um bdiefem Mittel die nöthige Wirkfamkeit zu ſichern, wurbe ber Artikel 
beibehalten. 


Vebertretuns 
gen in Be 
zug auf bie 
Fremdenpo⸗ 


lizei. 


A. II ©. 127, 219. 


Art. 81, 


Fremde, welche gegen ortspolizeiliche Vorfchrift die Erholung 
einer Aufenthaltsfarte oder deren rechtzeitige Verlängerung ohne 
genügenden Entſchuldigungsgrund unterlaffen, werben an Geld 
bis zu 3 fl. geftraft. 


Der Artikel eröffnet nur die Möglichkeit ortspolizeiliher Vorſchriften 
über den bier behandelten Gegenftand; deren wirkliche Erlafjung ift dem 
Ermefjen der Lokalbehörde überlaffen, und wird nur an größeren Orten 
ein Bebürfniß fein, 

Mot. zu Art. 8I—91 Abf. 4; U. I 221; II 127. 


1. 


hötels 


Art. 8. 


Saftwirthe und Herberggeber, welche den oberpolizeilihen Vor: 
fhriften über Aufzeihnung und Anzeige der Ankunft und Abreife 
der von ihnen aufgenommenen Fremden und beherbergten Perfo: 
nen zumwiderhandeln, die vorgefchriebenen Aufzeichnungen der Bo: 
ligeibehörde oder den obrigfeitlihen Dienern auf Verlangen nicht 
vorzeigen oder dieſelben nicht zu der vorgefchriebenen Zeit vorles 
gen, werden an Geld bis zu 10 fl. aeftraft. 

Andere Perſonen, welche die durch ortöpoligeilihe Vorſchriften 
gebotene Anzeige über Beherbergung von Fremden verabfäumen, 
unterliegen einer Geldftrafe bis zu 3 fl. 


Gaſtwirthe und Herberggeber, wozu namentlich bie Inhaber ber 
garnis, an Babeorten auch jene Einwohner, welche möblirte Logis 


ober Zimmer zur Vermietbung an Kurgäfte bereit halten, gehören, können 
durch oberpoligeilihe Vorſchriften verpflichtet werben 

a) in der ihnen vorgefchriebenen Weife Fremdenbücher zu führen und 
darin alle zum Uebernachten bei ihnen aufgenommenen Berfonen, fie feien 
Fremde oder Einheimische, unter Ausfüllung der vorgefchriebenen Rubriken 
einzuzeichnen ; 

b) von ber Anfunft wie von ber Abreife folher Berfonen in der vor: 


Art. 82, 83. MWebertretungen in Bezug auf bie Fremdenpolizei. 245 


gefchriebenen Weife (gewöhnlih in der Form von Anmeldezetteln für alle 
an demjelben Tage aufgenommenen ober abgegangenen Perfonen) Anzeige 
zu erjtatten. 

Unter Fremden find im Sinne des Art. alle nit an demſelben Orte 
wohnbaften Perfonen zu verftehen. 

Durch Minifterialbefanntmahung vom 28. Mai 1862 Ziff. 3 (Reg.: 
Bl. S. 928 folg.) find die bisher beftandenen Geſetze, Verordnungen und 
Minifterialerlaffe, welche fi auf Gegenftände des Abf. 1 beziehen, aufge: 
hoben und ift die Erlaffung ber nöthigen Anordnungen den oberpolizeilichen 
Vorſchriften der Kreisregierungen anheim gegeben. 

2. Andere Perfonen find nur dann zur Fremdenanzeige verpflichtet, 
wo biefelbe durch ortspolizeiliche Vorſchrift erfordert wird. Durch ſolche 
Vorſchriften kann eine folhe von ber Beherbergung von Fremden gefordert 
werben, nicht aber wenn Einheimifhe über Nacht behalten werben; auch 
kann biefelbe nur für die Ankunft, nicht für die Abreife des Fremden erfor: 
dert werben. Sollte ein Fremder fid längere Zeit aufhalten, fo ift ohnedies 
das ortspolizeilihe Interefje der Kenntnignahme hievon durch Art. 81 ge 
nügend gefichert. 

4. U ©. 221, 299; II ©. 127, 128, 219. 


Art. 83. 


Wer, um die Polizeibehörde zu täufchen, bei Gelegenheit der 
im Art.82 vorgefchriebenen Aufzeichnung oder Anzeige eine falfche 
Namensangabe oder andere unmahre Angabe madht, wird an 
Geld bis zu 25 fl. oder mit Arreft bis zu 8 Tagen geftraft. 


4. Die Falfchmeldung kann nicht blos von dem Fremden, jondern auch 
von dem Wirthe oder einem Dritten begangen werben, 

2. Sie feht einen beftimmten dolus, die Abficht, die Polizei zu täu- 
ſchen, voraus, welcher bei unrichtigen Angaben in ganz unmefentlichen Ne— 
benpunkten, fowie bei handgreiflichen ſchlechten Scherzen, welche viele rem: 
denbücher aufweifen, nicht vorliegt. 

A. US. 222; IT ©. 128. 
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Art. 84. 


Unbefugte gewerbömäßige Beherbergung von Handwerksgeſellen 
oder Dienftboten ohne Legitimationsurfunden, von Landftreichern, 
Bettlern oder anderen ausmeislofen Perſonen wird mit Arreft 
bis zu 14 Tagen oder an Geld bis zu 50fl. geſtraft. Im Rück— 
falle fann die Zuläfftgfeit der Stellung unter Bolizeiaufficht aus: 
geſprochen werden. 


Bei der erſten Beftrafung muß Eonjtatirt werden, daß der Uebertreter 
die Beherbergung der im Art. bezeichneten Pejonen gewerbmäßig betreibe. 
Der Richter hat aus den Umständen zu ermefjen, wann bie Beherbergung 
als eine gewerbsmäßige anzufehen fei, da das Geſetz eine Definition biefes 
Begriffes nicht gegeben hat. Zwar wird es nicht als ein nothwendiges 
Merkmal anzufehen fein, daß ber Uebertreter folhe Handlungen gegen Ent: 
geltung vorgenommen babe, es wird aber wohl eine folhe Zahl von Fällen, 
welche in verhältnißmäßig nicht fehr entfernten Zeiträumen vorgefommen find, 
nachzuweiſen fein, daß man eine gewerbsmäßige Handlungsweife annehmen 
fann; wobei die Analogie folher Fälle zu berüdfichtigen ift, in welchen bie 
Geſetze ſich beftinnmter darüber ausgefprodhen haben, warn das Merkmal ber 
Gewerbsmäßigkeit oder eines Gewohnheitsfrevels anzunehmen ift, namentlich) 
SGB. Art. 244, 285 Ziff. 1; 310, 311 Abf. 4; Forftgefeb v. 28. März 
1852 Art. 103. 

Hiernady wird anzunehmen fein, daß wenigitend 3 in nicht fehr ent: 
fernten Zeiträumen vorgefallene Beherbergungsfälle zum Zwede der erjten 
Beitrafung nachgewiefen werden müfjen. 

Iſt aber der Beweis der Gewerbsmiäßigfeit in einem Falle geliefert, 
jo ift dieſer Beweis auch für jeden weiteren Fall fonftatirt und wenn eine 
neue Uebertretung binnen Jahresfriit vom Tage der Berurtheilung an 
ftattfindet, ift die Beftrafung wegen Rückfalles nad dem Art. zuläffig, 
obne daß 3 neue Fälle konftatirt werden müßten. Die AZuläffigfeit ber 
Tolizeiaufficht für Nüdfälle wurde befonders deßhalb vorgefehen, weil biefe 
Uebertretung häufig in Verbindung mit Hehlerei vorkommt. 

A. U S. 222, 35; UI ©. 128, 383, 485. 


Art. 85. 


Ber von der Aufnahme oder Entlaffung von Handlungsdie— 
nern, Gewerbögebilfen, Geſellen oder LZehrlingen , von Fabrik: 
arbeitern oder Taglöhnern, welche am Orte feinen feiten Wohnftg 
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haben , die durch Verordnung oder ortöpolizeilihe Vorſchrift ge: 
forderte Anzeige nicht erftattet, wird an Geld bis zu 5 fl. 
geftraft. 

1) Die nad Mafgabe des Art. zuläffige Anzeigepflicht kann nur durch 
Berorbnung oder ortspolizeilihe Vorſchrift ausgeſprochen werben, wobei 
möglicherweife die Anzeige blos von der Aufnahme oder blos von ber Ent: 
laffung der genannten Perfonen oder auch von beiden Vorfommniffen gefor- 
dert werben fann. 

Bon den zur Zeit beftehenden Borfchriften bleiben blos jene, welche auf 
Verordnungen oder ort8polizeilihen Vorſchriften beruhen, nad Art. 45 Ziff. 
3 aufreht; die zahlreichen oberpolizeilihen Anordnungen, welche hierüber 
erijtiren, fallen weg. 

Die Pflicht zur Anzeige der Aufnahme von Lehrlingen und Gefellen 
war in 68. 10 und 23 ber Bollzugsinjtruftion vom 17. Dezember 1853 
zum Gewerbsgejege vom 11. September 1825 ausdrüdlih ausgefprocden. 
Die neuefte Inftruftion vom 21. April 1862 enthält Feine ähnliche Beſtim— 
mung, verpflichtet jedody im $. 126 die Gewerbetreibenden und beren Hilfs: 
perjonal, Alles zu beobadhten, was in Gejegen, Verordnungen und Bolizei- 
vorſchriften enthalten ift. 

2) Wer folhe Perfonen aufnimmt, bat mit der Anzeige an die Poli: 
zeibehörde feine Schuldigfeit gethan, es iſt Sache der Behörde, zu prüfen, ob 
der Aufgenommene mit den erforberlihen Nachweiſen verfehen ift, und ob 
deſſen Aufenthalt Hinderniſſe entgegenjtehen oder nicht; der Vorſchlag bes 
Entw. Art. 89, wonady der Dienſt- oder Lehrherr aud dann beftraft wer: 
ben follte, wenn er Perjonen in Dienft oder Lehre nimmt, welche mit ben 
vorgeſchriebenen Zeugniffen oder Arbeitsbüchern nicht verfehen find, ift als 
zu weit gehend abgelehnt worden. 

A. U ©. 222; II 129, 220. 


Art. 86. 
Berfonen, welhe Wohnungsräume in Miethe oder Aftermiethe Nebertret: 
geben, unterliegen einer Geldftrafe bi8 zu 3 fl, wenn fie die ungen in 
durch ortäpolizeiliche Vorſchrift gebotene Anzeige über Ein= und Bezug auf 


Auszug ihrer Miether verabfäumen. Wohnungs: 
miethe. 


Der Art. erſtreckt ſich nicht auf die Vermiethung von Räumlichkeiten, 
welche nicht zur Bewohnung von Menſchen benutzt werben, z. B. Stallun: 
gen, Keller, Schupfen, Niederlagsorte; dagegen ſollten unter dem Ausdrucke 


Arbeits⸗ 
ſcheue. 


PStGB. Art. 87. 


„Wohnungsräume“ alle Lokalitäten begriffen werben, welche entweder zur 

Wohnung von Menſchen beſtimmt, oder ohne ſolche Beſtimmung gleichwohl zum 

Zwecke der Bewohnung verwendet und zu dieſem Behufe vermiethet werden. 
A. I ©. 222; II 129. 


Biertes Hauptftüd. 


Arbeitsiheue, Landftreiherei, Bettel, unerlaubtes Sammeln, 


Gaukelei. 


Art. 87. 


Arbeitsfähige Perſonen, welhe innerhalb Jahresfriſt wegen 
Zandftreicherei, Betteld oder gewerbömäßiger Unzucht geitraft 
worden find oder in Folge Berurtbeilung wegen einer diefer 
Uebertretungen oder wegen einer nach dem XV., XVIL, XVII. 
oder XIX. Hauptftüde des Strafgefegbuches ftrafbaren That 
unter PBolizeiaufficht ftehen oder nad richterlihem Ausfpruche 
geftellt werden fünnen, und welche nicht darzuthun vermögen, 
daß fie fih auf erlaubte Weile ernähren, dedgleihen arbeitd- 
fähige Perfonen, welche von der Armenpflege oder einer fonft: 
igen öffentlichen Wohlthätigfeitsanftalt Unterftügung zur Bes 
ftreitung ihres Lebensunterhaltes beziehen oder innerhalb Jah— 
reöfrift bezogen oder angefprodhen haben, find, wenn fie inner= 
halb einer von der Polizeibehörde vorgefegten angemeffenen Frift 
fih weder einem Dienfte noch einer ihren Kräften angemeffenen 
Arbeit widmen, mit Arreft bis zu 8 Tagen zu ftrafen, infoferne 
fie nicht nachzuweiſen vermögen, daß fie ſolche zu erhalten nicht 
im Stande gewefen find. Gegen Rüdfällige fann auf Arreft 
bi8 zu 30 Tagen erfannt werben. 


1) Der Entwurf hatte ſehr umfafjende Einfhreitungen gegen arbeits: 
ſcheue Perfonen überhaupt fowie insbefondere gegen jene beabfichtigt, deren 
Müffiggang mit Verfhwendung und unfittlicher Lebensweife in Verbindung 
ſteht. Zu diefem Zwecke waren nachſtehende 2 Artikel vorgefchlagen. 


Art. 92. 
Arbeitsfäbige Perfonen, melde fi über hinreichende erlaubte Mittel zur 


Beftreitung ihres Unterhaltes nicht ausweilen können und innerhalb einer 
von ber Polizeibehörbe vorgefegten angemefjenen Frift fich weder einem Dienfte, 
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noch einer fortdbauernden Arbeit widmen, werden mit Arreft bis zu 8 Tagen 
geftraft, infoferne fie nicht nachzumeifen vermögen, daß fie ſolche aller ange: 
wandten Mittel ungeachtet zu erhalten nicht im Stanbe geweſen find. 

Gegen rüdfällige Polizetübertreter diefer Art kann Arreft bis zu 30 Ta- 
gen nebft Stellung unter Polizeiauffiht und, wenn fie während ber letzteren 
neuerdings wegen Arbeitsicheue ftraffällig werden, auf Arrefi bis zu 42 Ta— 
gen und auf Verwahrung in einer Polizeianftalt erfannt werben. 

Der Ausſpruch auf Verwahrung in einer Poligeianftalt ift übrigens auch 
dann zuläffig, wenn eine wegen Arbeitsiheue unter Polizeiaufficht geftellte 
Perſon während ber legteren wegen Landſtreichens oder Bettelns firaffällig 
wirb. 


Art. 105. 


Wer fi) dem Trunfe, Spiele, Müfliggange oder geſchlechtlichen Aus: 
ſchweifungen in einer Reife bingibt, daß er in Folge deſſen durch Bergeubung 
feines Vermögens und durch unterlaffene Benützung der ibm zu Gebote ftehen: 
ben Erwerbsquellen feiner Heimathgemeinde zur Laft zu fallen droht, wird 
nad fruchtlos vorausgegangener polizeilicher Warnung mit Arreft bie zu 14 
Tagen geitraft. 

Beharrt derfelbe nach erfolgter Beftrafung in der bisherigen Lebensweife, 
jo tritt Arreft bis zu 30 Tagen, nad Umftänden mit Schärfung ein und 
fann auf Stellung unter Polizeiauffiht erfannt werben. 

Wird während ber Iegteren eine Berfon wegen folder Handlungen neuer: 
dings rüdfällig, fo kann neben der Strafe zugleih auf Verwahrung in einer 
Polizeianftalt erfannt werben. 


Allein diefe Vorſchläge erregten im Ausfhufje der K. d. Abg. vielfache 
Bedenken. Nach umfafjenden Verhandlungen, über welche die Mot. zum 
Entw. Art. 92—99 Ziff. 1, die Verb. d. K. d. Abg. v. 1859%,, Beil.:Bb, 
1 ©. 222, 223, 335—337; II ©. 129— 33, 383—336, 485 u. 486, 
die Verh. d. K. d. RR. P.Bd. I ©. 482, 435; II ©. 191—193 zu ver: 
gleihen find, wurde das Prinzip des Entwurfes verlaffen, und mit Befeit- 
igung bes Art. 105 der Art. 92 nun 87 auf einen anderen Grundgedanken 
zurüdgeführt. 

Die Differenz der entgegenftehenden Prinzipien und die Motive ber 
adoptirten Grundſätze ergeben fi aus den Verhandlungen. Zur Ueberſicht 
wird es genügen, folgende Stelle aus dem V. Vortrage des Referenten der 
Kammer der Abgeordneten mitzutheilen. 


Es gehört zu den jchwierigften Aufgaben ber Polizeiwiſſenſchaft, bie Grenz 
linie der gerechtfertigten polizeilichen Einſchreitung wegen Arbeitsiheue und Müſ— 
figganges zu beftimmen. Darüber ift man allgemein einverftanden, baß die Po: 
lizei nicht gegen jeden Müffiggänger einfchreiten darf, namentlich nicht gegen ben 
Reihen, deſſen Lebensverluft, in Müffiggang zugebracht, ihm nur felbft einen 
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moralifhen Nachtheil, aber dem Gemeinweſen feinen Schaben verurſacht, daß 
vielmehr der Müſſiggang erſt dann Gegenſtand der polizeilichen Einſchreitung 
werde, wenn er mit einem Nachtheile für die bürgerliche Geſellſchaft begleitet iſt, 
indem entweder der Müſſiggänger für ſeine Perſon oder mit ſeiner Familie der 
offentlichen Unterſtützung anheimfällt, oder in Folge des Müſſigganges zu einer 
gemeingefährlichen Lebensweiſe geführt wird. 

Daß man gegen Müſſiggänger einſchreiten dürfe, bei welchen bereits irgend 
eine gemeinihäbliche Folge des Müfligganges ſich äußert, z. B. durch Inanſpruch⸗ 
nabme öffentlicher Unterftügungen, durch Bettel, oder durch die Ergreifung einer 
unfittlihen Lebensweile, unterliegt wobl feinem Zweifel. 

Allein in der Beziehung geben die Anfichten der Theorie unb bie Beftim: 
mungen ber Polizeigefeßgebung auseinander, ob man jenes Stabium ber Krank— 
beit abwarten müſſe, wo bereits ein entichiedenes Symptom ber gemeinfhäbdfichen 
Wirfungen des Müffigganges eingetreten ift, ob nicht vielmehr bie Polizei berech— 
tigt fei, in einem früheren Stadium einzugreifen und gegen alle jene Perſonen, 
beren entiprechende, ihren Unterhalt fihernde Beihäftigung der Polizei zweifelhaft 
it, ein fogenanntes prophylaktiſches Berfabren einzuleiten, um bem Gintreten 
fhlimmerer, in ber Regel unbeilbarer Folgen rechtzeitig vorzubeugen. Der Regier: 
ungsentwurf und das aus dem Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer ber Reichs: 
räthe bervorgegangene Referat haben ſich auf ben legteren Standpunkt geitellt; fie 
geftatten ber Polizei unbedingt, bei jeder arbeitsfähigen Perfon bie Recherche; 
nad} deren Unterhalt zu pflegen und laflen die in bem Artifel vorgefebenen ſchwe— 
ren Kolgen gegen Jeden eintreten, der fich bei einer ſolchen Recherche nit aus: 
zuweifen vermag, daß er fih im Beſitze binreichender, erlaubier Mittel zur Be— 
fireitung feines Lebensunterhaltes befinde. Man beruft fidh biebei auf die Auto: 
rität des Braunſchweig'ſchen Geſetzbuches, welches bei dem Meinen Umfange bes 
Gebietes, für welches es gegeben it, und bei feiner im Ganzen tiefeingreifenden 
dureaufratifhen Tendenz nit als große Autorität gelten fann, und auf das 
preußiiche Strafgeſetzbuch, welches letztere jeboch eine berartige Recherche feines: 
wegs jo umbedingt geitattet, wie der Beihluß des Gefekgebungsausihufles ber 
Kammer der Reihsräthe und der Regierungsentwurf, ſondern biefelben nur bei 
jenen Perjonen zuläßt, welde ihr bisberiges Unterfommen verloren haben, und 
ih in einer von ber Ortsbebörbe feſtgeſetzten Friſt nicht ein neues Unterfommen 
verſchaffen. Dagegen beichränft das heſſiſche Polizeiftrafgefegbuh Art. 101 bie po: 
lizeilihe Einſchreitung auf ſolche arbeitsfcheue Perfonen, welde bie ihnen zu Ge: 
bote jtchenden Grwerbäquellen unbenugt laffen und die Unterftügung ber Ge 
meinbe: ober Lofalarmenfonds für fi oder ihre Familie in Anſpruch nehmen. 
Das württembergiſche Polizeiftrafgefegbuh Art. 24 beihränft feine Einſchreitung 
auf jene Perfonen, welde fih dem Spiele, Trunfe und Müffiggang ergeben, und 
babei zum Nachtheil von Perionen, deren Unterhaltung ihnen obliegt oder zur Ge 
fährdung der Gemeinde und jonftiger öffentlicher Armenunterftügungskafien ihr 
Vermögen oder das Vermögen ihrer Ehefrau oder Kinder vergeuden. Dagegen 
beiteht in ben meiſten Gejeßgebungen, namentlih in ben Gejeggebungen größerer 
Staaten, z. B. Frankreich, Defterreih, gar feine Strafbefiimmung gegen Müffig- 
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gang allein, wohl aber ftrenge Einſchreitung gegen jene Mebertretungen, welde 
in Folge bes Müffigganges verlibt zu werben pflegen. Es ift biebei bemerfens- 
wertb, daß im jenen Lanbestheilen, wo bie menſchliche Kraft am wenigſten durch 
unnatürlice Staatseinrichtungen gefeflelt ift, wo volle Gewerbsfreiheit, bie mög: 
lichſte Freibeit der Anfäffigmahung und Niederlaffung und größere Theilung bes 
Grunbeigentbums befteht, ein Bedürfniß zu ſtrafpolizeilichen Strafbeftimmungen 
gegen Müffiggang durchaus nicht gefühlt wird. So bat man 3. B. aus ber 
Pfalz kein Verlangen nad einer derartigen Strafvorfchrift vernommen, während 
man in jenen Lanbdestbeilen, wo der fühlbarfte Mangel an Arbeitöfräften, nar 
mentlih an Dienftboten und Taglöhnern befteht, am meiften von der Unenibehr: 
lichkeit der Strafeinichreitung wegen Müffigganges vernebmen muß. Bergleicht 
man ben auf ben Regierungsentwurf geftüßten Beichluß bes Geſetzgebungsaus— 
fchufles der Kammer ber Reichsrätbe mit demjenigen, was bermalen in Bayern 
zu Mecht befteht, fo ergibt fih baraus eine bebeutende Schärfung bes bermalen 
beftebenden Rechtes. Nach ber allerhöchften Verordnung vom 28. November 1816, 
„bie Zwangsarbeitshäuſer betreffend”, ift zwar auch die Ginfchreitung gegen Müſ— 
figgänger vorgefeben, allein es ift biebei vorausgefeßt, daß der Müſſiggang fich 
bereit in einer unzweifelhaft verberblichen Weile geäußert babe, Die erwähnte 
Einfhreitung ift nach Art. 1 Ziff. 1 jener Verordnung nur gegen jene Menſchen 
vorgefehen, die einen fortgefegten ſchlechten Lebenewandel pflegen, die fih dem 
Müffigaange, der Unfittlichkeit und äffentlihen Ausfchweifungen ergeben, unb ba: 
durch, ſowie wegen Wibderfpenftigfeit und Ungehorfam gegen Eltern und Borges 
fegte, Unordnung, Gefahr und Verderben in die Familie und Gemeinde bringen. 
Hier ift eine Reihe von Kriterien aufgeftellt, welche bie bereits offenbar eingetre: 
tenen, gemeingefährlichen Folgen bes Müffigganges befunden, und die Vorbeding— 
ung ber polizeilihen Strafeinfchreitung find. Selbſt die zum Vollzuge ber Ber: 
ordnung vom 17. November 1816 erlafiene Inftruftion vom 24. September 1835 
$. 21 Ziff. 10 gebt nicht fo weit als ber Beichluß des Geſetzgebungsausſchuſſes 
ber Rammer ber Reichsräthe. Sie behandelt nur bie polizeiliche Ginfchreitung ge: 
gen hülfsbedürftige Perfonen, bie ſich weigern, die ihnen ausgemittelte Arbeitsge— 
legenbeit anzutreten. Gegen andere Perjonen, felbft wenn fie bie Armenfafle oder 
fonftige öffentliche Mittel angelproden haben, läßt fi baber auf Grund biefer 
Beitimmung eine Einfchreitung nicht rechtfertigen, jo lange ihnen nit vom Ar» 
menpflegihaftsrathe eine paffende Arbeitsgelegenheit ermittelt worben ift und fie 
durch Berweigerung ber NMebernahme der Arbeit den ‚bandgreiflihen Beweis ber 
Arbeitsfcheue geliefert baben Wohl ift es richtig, daß die bavyerifche Polizei fich 
bisher um dieſe gefeßlihen Beichränfungen wenig befümmert bat und daß fie 
praftifch in jenem Sinne verfahren ift, welcher nad dem Vorſchlage bes Regier: 
ungsentwurfes und nad dem Beſchluſſe des reicherätblihen Ausſchuſſes zum Ge— 
fee erhoben werben fol. Allein die bisherigen Erfahrungen find durchaus nicht 
ermunternd für eine derartige gefepliche Erweiterung ber polizeilichen Zuſtändig— 
feit. Es find in biefer Beziehung bie grellften Mißbräuche vorgefommen. In 
manden Lanbestbeilen und Bolizeibezirfen bat man ohne alle Rüdfidht auf den 
Nahrungsftand der betreffenden Kamilic eingegriffen, Hauskinder, die im elters 
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lien Haufe vollauf zu leben hatten, und bei welchen nicht bie geringfte Befürcht⸗ 
ung einer Verarmung beitand, ihrer Familie entriffen und gendthigt, fih an Orte 
zu begeben, wo fie bei ſchlechterem Auskommen größeren Gefahren für ihre Sitt: 
lichfeit ausgejegt waren, als unter ben Augen ihrer Eltern. 

In manden Gegenden ift man in dem Sinne verfahren, als handle es fid 
um die Schaffung eines neuen Dienflzwanges und ale gäbe es außer dem Eintritte 
in ein Dienftsotenverhältnig feine Art von Arbeit. Namentlich wurde ber freien 
Zaglohnarbeit zu Leibe gegangen, unb größeren Landwirthen oft in ber Zeit, wo 
bie Benutzung von Taglöhnern am meiften Bebürfnig ift, die Möglichkeit ber 
Gewinnung biefer Arbeitsfräfte entzogen. Unter dieſen Umftänden kann Refe— 
rent weber nad allgemeinen wiſſenſchaftlichen Prinzipien noch nad dem Refultate 
ber bisherigen Erfahrungen dafür gutachten, daß man ber Polizei unbedingt ges 
gen Sebermann das Recht der Mecherche feiner Nahrungsverbältniffe und bas 
Recht ber Einfchreitung in allen Fällen einräume, wo nicht ber Befig genügender 
Subfiftenzmittel fofort Mar bewiejen werden kann. Mit bdiefem Rechte kann man 
eine Menge von Familien beunrubigen und gegen die rubigften und unfhädlichften 
Menſchen einfchreiten, denn für die meiften Perſonen aus den Arbeiterflafien ift 
ber Beweis vorhandener Subfiftenzmittel ein fehr ſchwerer. In dem Befige von 
Arbeitskräften, felbit in der Gelegenheit zur Arbeit liegt noch Fein Befig vorhan- 
bener, genügender Mittel zum Lebensunterhalte. Die Polizei wird fi daher bar: 
auf befhränfen müffen, nur gegen jene Perfonen einzuſchreiten, bei welden be 
reits irgend ein Symptom ber Gemeingefährlichfeit ihres Verhaltens eingetreten 
if. Das nähfte Symptom ift gewöhnlich das Anfprechen öffentlicher Unterflügung 
und ber Gefeggebungsausfhuß bat fih auf den am meiften praftiihen Stand: 
punft geftellt, wenn er biefe Anſprache als bie Grenze bezeichnet, von welcher an 
gegen ben Unbeichäftigten eine Einfchreitung wegen Arbeitsfcheue zuläffig wirb. 
Praktiſch knüpft ſich hieran zugleich auch das wichtige Refultat, daß eine joldhe 
Etrafbeftimmung die Waffen bietet, woburd eine Menge unberedtigter Anfprüche 
an bie Öffentlichen Mittel zurüdgewiefen werben kann, und baß man bei genügenber 
Fürſorge für öÖffentlihe Beihäftigungsanftalten einen Probirftein befigt, um den 
Scheinarmen von dem wirflih Armen, ben Müffiggänger von dem Bebrängten 
zu unterjceiben. 

ALS genügende Symptome eines bereits eingetretenen gemeingefähr: 
lihen Verhaltens wurden angenommen: 

1. Wenn bei einer arbeitsfähigen Perfon, bie ſich früher folder ftraf- 
baren Handlungen ſchuldig gemacht hat, melde gewöhnlich in der Arbeits: 
fheue und in der Sudt nad mühelofem aber unredlihem Erwerbe ihren 
Grund haben, die ordentliche Beihäftigung ober redliche Ernährungsmeife 
zweifelhaft wird, und die betreffende Perfon nicht darzuthun vermag, daß 
fie ih auf redliche Weife ernähre. Hierunter werben folgende Fälle ge 
rechnet: - 

a) wenn eine ſolche Berfon innerhalb Jahresfrift wegen Bettels, Land: 
ftreiherei oder gewerbsmäßiger Unzucht geftraft worden ift; 
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b) wenn eine foldhe Perfon in Folge früherer Berurtheilung wegen 
einer diefer Webertretungen unter Bolizeiauffiht fteht oder kraft richterlichen 
Urtheiles darunter gejtellt werden kann; 

c) wenn eine ſolche Perfon in Folge einer Verurtheilung wegen Dieb- 
ftahles, Raubes, Erpreffung, Vergewaltigung, Bedrohung, Hehlerei oder Be: 
truges unter polizeiliher Aufſicht jteht ober darunter geftellt werben kann. 

In beiden Fällen (b und ec) ift es gleichviel, ob die betreffende Per: 
fon wirklich unter Polizeiauffiht fteht, oder ob diefelbe auf Grund richter— 
lihen Ausſpruches dieſer Maßregel unterftellt werden kann. Durch biefe 
Alternative follte vermieden werden, daß die Diftriftspolizeibehörde nicht 
genöthigt wird, gegen Jedermann, gegen weldyen bie Polizeiaufficht zuläffig 
geworben ift, bdiefe fofort verhängen zu müſſen, damit im alle feines 
Uebelverhaltend nad Art. 87 eingefhritten werben könne, vielmehr ſoll dies 
au dann geftattet fein, wenn bie Dijtriftspolizeibehörde verfuhsweije oder 
in Rüdfiht auf das Fortlommen des Betheiligten von der wirklichen Ver: 
bängung der Polizeiauffiht Umgang genommen hat; nur darf im legteren 
Falle der Zeitraum nod nicht abgelaufen fein, auf welchen bie Polizeiauf: 
fiht nah Maßgabe des StGB. Art. 37 und PStGB. Art. 11 Abſ. 3 ver: 
hängt werben konnte. 

II. Wenn eine arbeitsfähige Perfon, weldhe von ber Armenpflege oder 
einer fonftigen öffentlihen Wohlthätigkeitsanftalt Unterftügung zur Beftreit- 
ung ihres Lebensunterhaltes bezieht, oder innerhalb Jahresfrift bezogen 
oder angefprochen hat, ber Arbeitsſcheue verdächtig wirb. 

Diefe Beftimmung wurde zugleih als ein Mittel betrachtet, um Ans 
fprüche von Scheinarmen und fonftige unberechtigte Anfprühe an bie öffent: 
liche Wohlthätigkeit zu verhindern. 

Bei der bezogenen und angefprochenen Unterftügung kommt nur jene 
in Betracht, welche aus Mitteln ber öffentlihen Wohlthätigkeit, nicht von 
ber Brivatwohlthätigkeit oder aus Privatwohlthätigkeitsftiftungen, z. B. aus 
Familienftiftungen, bezogen oder gefordert worden ift, ferner nur jene, 
welche zur Beftreitung bed gewöhnlichen Lebensunterhaltes „gegeben oder 
angefprodyen worden ift, folglih nicht vorübergehende Unterftügung für 
außerordentliche Bebürfnißfälle, z.B. für einen Krankheit: oder Todesfall, 
für Unterbringung eines Kindes in bie Lehre u. dgl, Bei Unterftügungen 
für den gewöhnlidyen Lebensbebarf ift es jedoch gleihviel, ob fie ftändig 
ober momentan bewilligt ober angefprochen worden find, 

2) Der Schlußfag von den Worten „wenn fie innerhalb ꝛc.“ an bes 
giebt fi auf die beiden vorausgegangenen Alternativen des Art. Bor 
dem Worte „Arbeit” wurden die Worte „ihren Kräften angemefienen’ eins 


Land⸗ 
ſtreicherei. 
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gejegt, um eine Humanitätsrüdficht, die zwar ſchon felbitverftänblich einzu: 
treten hätte, im Geſetze ausdrücklich feitzuftellen, 

Im Laufe der Diskuffion wurde erwogen, ob nidht zur Vermeidung 
ber im Schlußfage geforderten negativen Beweisführung die Strafbarfeit 
an bie Borausfegung gefnüpft werben folle, daß die betreffende Perſon fi 
geweigert habe, die ihr übertragene Arbeit zu übernehmen. Es wurbe je: 
doc anerkannt, daß es Sache eines Jeden fei, fi ſelbſt um Arbeitsge— 
legenheit umzufehen, es biezu aud in Bayern, an Gelegenheit nicht Teicht 
fehle, und die geforderte Beweisführung mit Rüdfiht darauf, daß in Straf: 
fahen eine ftrenge Beweistheorie nicht beſtehe, feinem Bedenken unterliege, 


Art. 88, 


Wer ohne beftimmten Wohnfig oder mit Berlaffung feines 
Wohnortes gefhäfts: und arbeitslos umherzieht, ohne fi darüber 
ausweifen zu fönnen, daß er die Mittel zu feinem redlichen Unter: 
halte befige oder eine Gelegenheit hiezu aufjuche, wird als Lands 
ftreicher mit Arreft biß zu 14 Tagen geftraft: Gegen Rüdfällige 
fann auf Arreit bis zu 42 Zagen erfannt werden. 


1) Statt der Worte „Wohn: oder Heimathsortes” wurde nur das 
Wort „Wohnortes“ geſetzt, weil es bei der Tandftreicherei immer nur auf 
das Verlaſſen des Wohnortes anfommt, und es gleichgiltig ift, wo ber 
Zandftreiher feine Heimath im ftantsretlihen Sinne habe. Iſt der Hei— 
mathsort zugleich ber Wohnort, fo it mit dem Verlaſſen bes erfteren zus 
gleih aud der Wohnort verlaffen. Selbft bei Perfonen, melde feinen 
eigentlichen Wohnfig haben und welde an ihren Heimathsort hingewieſen 
worden find, kann man fagen, baß fie den ihnen angewiefenen Wohnort 
verlafien haben. 

2) Der im Art. geforderte Beweis kann bier, wie allenthalben, durch 
ben Beweis folder Umftände geführt werben, aus welchen bie zu erweiſende 
Thatſache erſchloſſen werben kann. 

3) Die Feſtſetzung der Strafe innerhalb bes geſetzlichen höchſten Straf: 
maßes ift auch bier dem Richter ganz überlaffen, welcher alle ſich ergeben⸗ 
ben erfchwerenden oder mildernden Thatumftände zu ermitteln und’ zu 
würdigen hat, wobei namentlih die im Art. 90 Abf. 3 aufgeftellten Ers 
fhwerungsgründe zu berüdfichtigen find, 

A. U 337; IU S. 133, 134, 138, 386. 

Bei Berathung bes Einf.Geſ. N. II S. 368, 369; II ©. 336 
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wurde als gemeinfhaftliche Anficht des Ausſchuſſes und der Staatsregierung 
feftgeftellt, daß die Polizeibehörden die wegen Betteld oder Vagabundirens 
aufgegriffenen Perfonen einfach entlafjen dürfen, wenn jie das Borhandenfein 
eines ftrafbaren Reates nicht annehmen oder eine ftrafrechtliche Verfolgung 
nicht ald angemefjen erachten. Im entgegengefegten Falle haben dieſelben 
die betretene Perſon dem Polizeirichter zur Einleitung des weiteren Ber: 
fahrens zu überantworten. Diefer hat auch über die während der Dauer 
der Unterfuhung etwa anzuorbnende Verwahrung allein zu erkennen, und 
die über die Perfönlicykeit des Aufgegriffenen erforderlihen Erhebungen 
jelbft zu pflegen oder die Polizei um Bornahme derfelben zu requiriren, 
Erft auf Grund des Strafurtheiles können ſolche Mafregeln ausgeführt 
werben, welche als Straffolgen im Sinne des PStGB. anzufehen find. 
Dagegen ift die Polizeibehörde nicht befugt, mit Umgehung ftrafredhtlicyer 
Verfolgung den Aufgegriffenen mitteljt Schubes oder Zwangspaſſes in feine 
Heimath zu verweifen, oder denfelben mit Berwarnung ftraffrei zu entlafjen; 
wohl aber ift diefelbe nach beendigtem Strafverfahren berechtigt, wegen 
Zurückverweiſung des Aufgegriffenen in feine Heimath das dem polizeilichen 
Standpunkte Entjprehende zu verfügen. 


Art. 89. 


Wer bettelt oder Kinder zum Betteln anleitet oder ausſchickt 
oder Perfonen, welche feiner Gewalt und Auffiht untergeben find 
und zu feiner Hausgenoffenihaft gehören, vom Betteln abzuhal: 
ten unterläßt, wird mit Arreft bis zu 8 Tagen geftraft. Gegen 
Rüdfällige kann auf Arreft bis zu 30 Tagen erfannt werden. 


1) Das Anleiten oder Ausihiden von Kindern zum Bettel ift eben 
fo ftrafbar, wenn es mit fremden Kindern, als wenn es mit eigenen 
Kindern oder mit Kindern gejchieht, welche unter der Gewalt der betreffen: 
ben Perfonen jtehen, Dagegen kann eine jtrafbare Unterlafjung der Ab: 
haltung vom Bettel nur bezüglich jener Perfonen begangen werben, welche 
unter ber Gewalt und Auffiht des zu Beftrafenden ftehen und zu beffen 
Hausgenoſſenſchaft gehören. Jedod kann diefe Unterlaffung nur dann ſtraf— 
bar fein, wenn ber betreffenden Perſon irgend ein Verfchulden, fei es Vor: 
ſatz oder Fahrläffigkeit, zur Laſt gelegt werben kann, 

2) Die Beftrafung beffen, der einem Bettler Almofen gibt, kann and 
bem Art. nicht gerechtfertigt werben. 

A. IS. 337; I S. 133, 134 RR PB TS, 484, 
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Art. W. 


Sn den Fällen der Art. 8T—89 ift Schärfung der Arreftftrafe 
zuläffig. 

Gegen Perfonen, welche auf Grund diefer Artikel zweimal ges 
ftraft worden find und binnen Zahresfrift vom Tage der legten 
Verurtheilung an ſich einer neuen Zumwiderhandlung gegen einen 
diefer Artikel fhuldig machen, fann die Zuläffigfeit der Stellung 
unter PBolizerauffiht oder der Verwahrung in einer Polizeianftalt 
ausgeſprochen werden. 

Dasfelbe kann aud gegen jene Perfonen ausgeſprochen werden, 
welche auf Grund der Art. 88 oder 89 einmal geftraft worden find 
und bei einer neuen Zumiderhandlung gegen einen diefer Artikel 
falfhe Reifepäffe, Paßkarten, Arbeits- oder Dienftbücher oder 
fonftige falfhe Legitimationspapiere führen oder fih durch Ber: 
fleidung oder auf andere Weife unfenntlid zu machen ſuchen 
oder fih im Befige von Waffen, Brech- oder Sperrwerfjeugen 
oder anderen für die Sicherheit der Perfonen oder des Eigen 
thums gefährlichen Werkzeugen befinden oder unter Drohungen 
betteln. 

Bei jugendlihen PBerfonen unter 16 Jahren, welde binnen 
Jahresfriſt dreimal wegen Landftreicherei oder Betteld aufge: 
griffen worden find, kann aud in dem Falle, daß wegen Man: 
geld der zur Unterfheidung der Strafbarfeit der Handlung er: 
forderlihen Ausbildung eine Berurtheilung nicht erfolgt, dur 
das Polizeigericht die Unterbringung in einer Erziehungsanftalt 
für verwahrlofte jugendliche Perfonen angeordnet werden. Bes 
züglih des Vollzuges einer folhen Anordnung findet Art. 76 
Abſ. A—T des Strafgefegbuched Anwendung. 

Falſche Paͤſſe oder fonftige falſche Zegitimationspapiere, Waffen 
und andere für die Sicherheit der Perfonen oder des Eigenthums 
gefährlihe Werkzeuge, in deren Befig ein Landftreicher oder 
Bettler betreten wird, unterliegen der Konfiskation. 


1) Am Abſ. 2 ift von ber gewohnheitsmäßigen Webertretung ber 


Art. 87—89 die Rebe. Diefe Uebertretungen find von jo verwandter Natur 
und werben jo häufig von benjelben Perfonen abwechſelnd verjchuldet, daß 
e8 für den Begriff der Gemwohnheitsübertretung als gleichbebeutend erachtet 
wurbe, ob in ben einzelnen Fällen ber eine oder andere ber fraglichen Arti— 
fel übertreten war, Die Beitimmung des Abf, 2 ift anwendbar, wenn eine 
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Perjon, welche bereitö zweimal, wenn aud in größeren Zwifchenräumen, auf 
Grund des Art. 87—89 bejtraft worden ift, binnen Jahresfrift vom Tage 
ber legten Berurtheilung an ſich einer neuen Zuwiderhandlung gegen einen 
diefer Artikel ſchuldig macht, gleichviel, ob durdy die neue Uebertretung dem: 
jelben Artikel wie bei der erjten oder zweiten Uebertretung oder einem an: 
deren biefer 3 Artifel zuwidergehandelt wird, Ein Rüdfall im Sinne des 
Art. 23 ift daher nicht erforderlich. 

2) Abſ. 3 beſchäftigt ſich mit den gefährlichen Bettlern und Land: 
ftreihern. Zu der Anwendung diefer Beitimmung genügt, daß eine Perjon, 
welche wenigjtens einmal wegen Betteld oder Landſtreicherei bejtraft worden 
ift, fih auf's neue eines Bettels oder einer Landſtreicherei unter einem ber 
im Abjage bervorgehobenen erjhwerenden Umjtände ſchuldig macht. Es ift 
nicht erforderlih, daß der neue Straffall binnen Jahresfrift nach der letzten 
Berurtheilung vorgefommen ift, und daß aud der frühere Straffall unter 
einem der erichwerenden Umjtände des Abſ. 3 verübt worden ift. Unter 
„falſchen Reifepäffen, Paßkarten, Arbeits: oder Dienftbüchern oder fonitigen 
Zegitimationspapieren‘‘ find nicht blos gänzlich faljche, fondern auch in wefent: 
lihen Punkten verfälfhte Urkunden der Art zu verftehen, nicht aber Urs 
kunden, in welchen fi nur eine außerwefentlihe Fälſchung, 3. B. an dem 
Datum einer Bifirung oder Arbeitsbeftätigung, vorfindet. Unter Waffen find 
nur Waffen in dem Sinne, in weldem Art. 70 u. 71 von Waffen fpricht, 
nicht auch Taſchenmeſſer, Werkzeuge oder ähnliche Gebrauhsgegenitände, 
welche auch zu einer Verlegung dienen können, zu verjtehen, auch iſt nicht 
jede Zubringlichkeit al8 eine Drohung zu erachten. 

3) In den Fällen von Abſ. 2 u. 3 hat der Nichter die Wahl, fofort 
auf Bolizeiauffiht oder auf Verwahrung in einer Polizeianftalt zu erkennen; 
die letztere Mafregel ijt nicht von vorgängiger Stellung unter Polizeiaufficht 
abhängig. 

4) Abſ. 4 bezieht fid) nur auf den Fall, wenn die wegen Betteld oder 
Zandftreicherei aufgegriffenen Perſonen unter 16 Jahren als unzurehnungs: 
fähig erkannt werden; find diefelben als zurehnungsfähig befunden worden, 
fo bat der Richter, jobald die Vorausjegungen des Abi. 2 oder 3 vorliegen, 
die Befugniß, gegen biejelben auf Stellung unter Polizeiauffiht oder Ber: 
wahrung zu erkennen; jedoch bat im legteren Yale an die Stelle ber 
Berwahrung in einer Polizeianftalt die Unterbringung in einer Erziehungs: 
anſtalt für verwahrloſte jugendliche Perſonen nach StGB. Art. 78 Abſ. 2 
zu treten. A. II ©. 135—137. 
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Art. 91. 
Verbotwibd⸗ Wer gegen ortspolizeiliches Verbot zu Weihnachten, Neujahr 
rige Ein⸗ oder zu anderen Feſtzeiten zum Zwecke der Erlangung herkömm⸗— 
a liher Gefchenfe in Wirths- oder PBrivathäufern oder auf öffent: 
zu Feſtzei⸗ fihen Straßen oder Plägen herumzieht, ift an Geld bis zu 10fl. 
ten. oder mit Arreſt bis zu 3 Tagen zu ftrafen. 


Der Artikel behandelt die in manden Landestheilen herkömmliche Ein - 
jammlung Meiner Gefchente zu Weihnachten, Neujahr oder an anderen Feit: 
zeiten, welde in ber verjchiedenften Weife vorfommt. An einzelnen Orten 
find es Stadtthürmer, Nachtwächter, Laternenanzünder, Mefner, welde zur 
Einjammlung der Gabe herumgehen, anderwärts fommt dies bei den Ge: 
jellen gewiffer Gewerbsleute, 3. B. der Kaminkehrer, vor, anderwärts find 
es Miniftranten, Schulfinder und jelbft kleinere Kinder, die auf ſolche Weiſe 
berumziehen. 

Die bisherige Praris hat folde Herkommen theils gebuldet, theild deren 
Fortfegung von fpezieller polizeilidher Genehmigung abhängig gemacht, teils 
diefelben abzuftellen gejucht und mit übertriebener Strenge geradezu ald Bettel 
ertlärt, während Leute, die nur einmal im Jahre etwas anfprechen, wozu 
fie ein gewifjes Recht zu haben glauben, unmöglid den Bettlern gleichge- 
achtet werden dürfen. 

Das Geſetz überläßt es der Ortspoligei, ſolche Gebräuche, foferne fie 
für das Publikum beläftigend werden oder in Bettelei ausarten, durch orts- 
polizeiliches Verbot abzuftellen. Wo aber ein folhes nicht in Mitte liegt, 
iſt die Handlung erlaubt. Wird ein derartiges Verbot erlaffen, jo ſoll das: 
felbe im Sinne des Gefeges generell für Einheimische wie für Fremde er: 
laſſen werden. Die Beſchränkung des Verbotes auf Perſonen, welche außer: 
halb des Gemeindebezirkes ihren Wohnfig haben, könnte in manden Fällen 
bem Grunde des Geſetzes zuwiderlaufen, da für mande Gaben die Ein- 
jammlung in einem anderen als dem Gemeindebezirke, z. B. in dem Bezirke 
einer Pfarrei, in einem Kaminfehrerdiftrikte, üblich ift. Jedoch kann jede 
Ortspolizeibehörde für den örtlichen Polizeibezirt foldye Handlungen verbieten, 
ohne Rüdjiht darauf, ob in den Nachbargemeinden ein ähnliches Verbot 
erlaſſen wurde oder nicht. 

Das Wort „herkömmlicher“ vor „Geſchenke“ wurde beigefügt, um aus: 
zubrüden, daß bier nur von den dem Herfommen oder der Volksfitte ent- 
Iprehenden Gaben die Rede, nicht aber der gewöhnlidye Vettel an ſolchen 
Feitzeiten freigegeben iſt. 

Unter dem Worte „Privathäufern‘ find nidyt blos die im Privatbefige 
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befindlichen Häufer, jondern auch Privatwohnungen und Berkaufsläben, 
welche fich in einem Staats: oder Gemeindegebäude befinden, begriffen. 

Das Gefep erfordert ein Herumziehen an den im Artikel bezeichneten 
Drten, um auszudrüden, daß nicht eine vereinzelte Anforderung einer ber: 
fömmlichen Gabe, fondern ein gewerbsmäßiges Herumziehen von einem Orte 
an den anderen zu dem im Artikel bezeichneten Zwecke unter die Strafbe— 
ftimmung fällt. 

Die Verabreihung berfömmlicher Geſchenke von Gewerbetreibenden an 
die Dienftboten ihrer Kunden oder an diefe ſelbſt ift unter dem Artikel nicht 
begriffen. 

4. US. 223; II ©. 137, 220, 387. RR. BB. ©. 339. PB. 1 
©. 468, 487. 


Art. 92, h 


Mer obne die erforderliche polizeiliche Bewilligung eine Samm: Unerlaubte 
fung von Geld oder fonftigen Beiträgen oder von Unterfhriften Samm: 
hiezu unternimmt oder die erwirfte Bewilligung überſchreitet, lungen. 
wird vorbehaltlih deffen, was in Anfehung von Sammlungen 
für befondere Zwede gefeglich beftimmt ijt, an Geld bis zu 25 fl. 
geftraft. 

Eine polizeilihe Bewilligung ift nicht erforderlih für Samm— 
lungen zu erlaubten Zweden, weldhe Semand bei Gelegenheit 
einer gefelligen Zufammenfunft oder in einem DBereine, weldyem 
er angehört, oder im Kreife von Perfonen veranjtaltet, mit wel: 
chen er in gefelliger oder in Gefchäftsberührung, in freundfchaft: 
lihen oder verwandticaftlihen Verhältniffen ftebt. 

Sit eine unbefugte Sammlung theilweife oder ausichließlic 
zum eigenen Bortheile unternommen worden, jo richtet fich Die 
Beitrafung nah Art. 89. 

Das unbefugt Gefammelte wird zum Bejten der Armenkaffe 
des Ortes der Betretung konfiszirt. War jedodh der Zwed der 
Sammlung ein angemefjener, jo ift der Richter berechtigt, bie 
Berwendung für diefen Zweck vorbehaltlih der Zuftimmung jener 
Behörde oder Stelle, deren Erlaubniß für die Vornahme der 
Sammlung erforderlich geweſen wäre, als zuläffig zu erklären. 


1) Im Allgemeinen erfordert die Bornahme einer Sammlung (Kollekte) 
an Geld oder fonjtigen Beiträgen, mit Einfluß der in Kirchen für kirch— 
lihe Zwede vorgenommenen Sammlungen, königliche Bewilligung. 

11” 
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Nach Verord. v. 15. Dezbr. 1825, die Formation ber k. Kreisregierungen 
betr., $. 59 Ab. 2, it jedoch die Bewilligung der Kolleften innerhalb des 
Kreifes für verunglüdte Gemeinden und Bezirke desjelben, mit Ausnahme 
der Brandfolleften, in die Zuftändigkeit der Kreisregierungen gelegt. Durch 
Berord. v. 10. Auguft 1848 über die Gejchäftsvereinfahung, Ziff. I zu $. 59 
ift die Geftattung des Einſammelns von Naturalien bei Brandunglüden 
innerhalb der Gränzen des Negierungsbezirfes ebenfalls den Kreisregierungen 
zugewieſen. 

In der Pfalz iſt durch Dekret des Präfekten des Departement Don— 
nersberg vom 3. Februar 1809 jedes Kollektiren ohne Erlaubniß des Prä- 
fekten (Regierungspräfidenten) verboten. (Siebenpfeiffer B.IV ©. 332.) 

2) Im Abſ. 2 find jene Sammlungen bezeichnet, welche ohne die Er: 
forderniß polizeilicher Bewilligung allgemein gejtattet find. 

3) Die Schlußbeftimmung des Abj. 4 wurde beigefügt, um die In— 
tereffen der Humanität unbejchadet des Anjehens der Gejebe zu befriedigen. 
In dringenden Nothfällen fommt es leiht vor, daß wohlgejinnte Menfchen 
im Eifer der Menſchenliebe die polizeilichen Erforderniffe ihrer Handlungs: 
weife überjehen, und für einen höchſt wohlthätigen Zweck thätig werden, 
ohne fich eine polizeilihe Ermädtigung erwirft zu haben. 

In vielen Fällen fünnte das Wohlthätigkeitsgefühl der Geber, melde 
von dem Befugnipmangel des Sammlers Feine Kenntniß haben, ſchwer ver: 
lest werden. 

Der Bolizetrichter Fan, wenn er fih von ſolchen Thatumftäinden über: 
zeugt, von der im Abf. 4 ihm eingeräumten Befugnig Gebraud machen. 
Eine rechtliche Wirkung bat diefer Ausſpruch nur dann, wenn jene Stelle 
oder Behörde, deren Erlaubniß zur Vornahme der Sammlung nöthig ge: 
wejen wäre, ihre Zuſtimmung biezu ertheilt. mtgegengefegten Falles muß 
die gejeglid angeordnete Konfisfation der Summlungsgegenftinde zum 
Beiten der Armenpflege. des Ortes der Betretung nachträglich ausgefprochen 
werben. 

Die Polizeibehörde jelbjt wird, wenn fie fi von dem Vorhandenſein 
der im Abi. 4 vorausgeſetzten Verhältniſſe überzeugt, beffer thun, jtatt die 
Verfolgung einzuleiten, den Sammler auf feine mangelnde Befugnig auf: 
merkſam zu machen, und ihn zur Nachſuchung einer nachträglichen Bewillig— 
ung zu veranlafjen, 

4) Daß die Polizeibehörde unbefugt eröffnete Sammlungen auf Grund 
des Art. 30 Abſ. 1 vorläufig einjtellen darf, unterliegt feinem Zweifel. 

A. US. 224; DI ©. 137, 387. 
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Art. 9. 


Die Beftimmungen des Art. 92 finden aud dann Anwendung, 
wenn obne polizeilihe Bewilligung ein Aufruf zu Gaben oder 
Geldbeiträgen mit dem Erbieten zur Empfangnahme derfelben in 
Öffentlichen Blättern oder Anſchlägen erlaffen wird. 

In diefom Falle trifft die geſetzliche Strafe den Verfaſſer des 
Aufrufes fowie den Redakteur oder, foferne diefer für Anfündig: 
ungen nicht verantwortlich ift, den Verleger des Blattes, welches 
den Aufruf veröffentlicht bat. 


1) Ein Antrag, die Beranftaltung von Sammlungen für mildthätige 
Zwede durd öffentliche Blätter auszunehmen, wurde abgelehnt, weil hiebei 
viele Betrügereien unterlaufen und durch zu vieles Kollektiven bie Armen: 
pflegen verkürzt werden. 

2) Nach der Praris tragen bie Redakteure größerer Blätter für den 
bie Inferate enthaltenden Theil des Blattes feine VBerantwortlichfeit, was 
dadurch ausgebrüdt werden muß, daß der Name des verantwortlichen Re— 
dafteurs vor bie Inferate gefeßt wird. In diefem Falle haftet der Verleger 
für den ftrafbaren Inhalt der legteren. 

AT 6. 220; U ©. 137, 138. 


Art. 9. 


Wer gegen Lohn oder zur Erreihung eines fonftigen Vortheiled Gaufelei. 
fi) mit angeblihen Zaubereien oder Geifterbeihwörungen, mit 
Bahrfagen, Kartenfchlagen, Schaggraben, Zeichen: und Traum— 
deuten oder anderen dergleihen Gaufeleien abgibt, wird mit 
Arreft bis zu 14 Tagen oder an Geld bis zu 50 fl. geftraft. 

Sm Rüdfalle fann auf Arreft bis zu 30 Tagen, deſſen Schärf— 
ung zuläfftg ift, erfannt werden. 

Die zur VBerübung folcher Uebertretungen beftimmten befonderen 
Werkzeuge, Anzüge und Geräthichaften unterliegen der Konfis— 
fation. 


1) Die im Abf. 1 bezeichneten Handlungen werben in ben am ſchwerſten 
ftrafbaren Fällen als Mittel zur Verübung eines Betruges vorkommen, und 
daher nur ein Merkmal bes nad; StGB. Art. 316 Ziff. 2 zu behandeln- 
den Betruges bilden. 
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2) Aus dem Zufammenhange ergibt ih, daß zum Thatbeftande ber 
Uebertretung die Erlangung eines Lohnes oder fonftigen Vortheiles von brit- 
ten Berfonen erforderlich ift, umd daß jener Vortheil nicht in Anfchlag kommt, 
welchen eine abergläubifche oder felbftbethörte Perfon unmittelbar aus ihrer 
Handlung für fi zu gewinnen hofft. 

3) Aus der jeßigen Faflung des Abf. 3 ergibt fih, daß nicht jebes 
Werkzeug, jeder Anzug, deflen fi der Thäter während ber Verübung ber 
Uebertretung bedient hat, fondern nur foldhe Gegenftände, welche zur Aus: 
übung des Gewerbes eines Gauflers ausſchließend beitimmt find und zur 
Verübung der Uebertretung gedient haben, Fonfiszirt werden müſſen. 

A. I ©. 224; II ©. 138. 


Fünftes Hauptftüd. 


Uebertretungen in Bezug auf Sittenpolizei. 


Art. 9. 


Konfubinat. Perfonen, melde in fortaefegter außerehelicher Geſchlechtsver⸗ 
bindung in einer Wohnung zufammenteben, find an Geld bi8 zu 
25 fl. oder mit Arreft bis zu 8 Tagen zu firafen und von ein: 
ander zu trennen. 


1) Einfahes Konkubinat gehörte bisher in Bayern nicht zu den jtrafs 
baren Handlungen. Das Strafgefeßbud von 1813 ſchweigt davon, viel 
mehr fällt dafjelbe nah dem Syſteme dieſes Geſetzbuches und nah $. 9 
der Einleitung zu den Anmerkungen (Anmert. Th. I S. 25) in die Reihe 
jener Jmmoralitäten, welche, fo lange damit feine Verlegung der Rechte bes 
Staates oder eines Privaten verbunden ift, außer der Sphäre eines Straf: 
aefeßbuches Liegen. Zwar ift die Polizei hin und wieder faktifh gegen 
Konfubinate mit Strafmaßregeln eingefhritten und hat aus fittenpolizei- 
lihen Gründen die Trennung der Konkubinate durchzuſetzen gefucht, allein 
ein gejeglicher Anhaltspunkt hat biefür nicht beftanden. Auch in der Pfalz 
bat bisher Feine Strafbeftimmung gegen das einfache Konkubinat beftanden. 

Die Frage, ob Strafbeftimmungen über das Konfubinat überhaupt als 
zweckmäßig zu erachten jeien, ob deren gerechte und gleihmäßige Durhführ: 
ung ohne Rüdjiht auf Stand der Perfon zu erwarten und ob nicht ber 
Nachtheil Hervorgerufener jandalöfer Unterfuhungen höher in Anfchlag zu 
bringen jei, als die Ignorirung folder Verhältnifje, wurde vielfach erörtert. 
Allein die Rüdfiht auf die fittlihen Aergerniffe, welches die abfolute Dul— 


Art. 9. Konkubinat. 263 


dung offenkundiger Konkubinate erregen würbe, murbe als ein übeniegen- 
ber Grund erachtet, um nicht jede Möglichkeit der Einfhreitimg gegen Kon- 
tubinate fallen zu lafjen. 

A. I ©. 224, 225; IT ©. 139, 140, 386. 

2) Nicht minder war ber Umfang ber Strafeinfhreitung gegen Kon: 
kubinate Gegenftand umfafjender Erörterungen‘; der Entwurf Art. 100 hatte 
diefelbe auf die Konkubinate jener PBerfonen befhränft, die in einer Woh— 
nung zufammenleben. Damit ift ein Theil der Konkubinate freigegeben, 
bie ſtandalöſe Maitreſſenwirthſchaft ift ftraflos. Wer feiner Konkubine eine 
befondere Wohnung ober einen befonberen Palaſt zu verfchaffen weiß, ber 
kann ungenirt Verbältniffe fortfegen , welche ftabt= und landkundig werben, 
während arbeitfame Perfonen, beren redlicher Berehelihungsabfiht vom ber 
engberzigen Gemeinde beharrliche Hinderniffe entgegerigefeßt werben, geftraft 
und von einander gewiefen werben müffen, wenn fie zufammenwohnen, um 
die vorhandenen Kinder reblich ernähren und erziehen zu können. Der 
Gegenfag zwifhen reih und arm und bie Privilegirung der vornehmen 
Sünder tritt biebei in erfchredender Weije in Ausfiht. Von dem Referen- 
ten db. 8. d. U. war daher die Streihung der Worte „in eirier Wohnung” 
beantragt worben; allein vergebens, indem ſowohl von Seite der Staatd- 
regierung als der Ausichußmehrheit das Zufammenleben in einer Wohnung 
al8 das greifbarfte und offenkundigſte Merkmal einer ilkegitimen Geſchlechts⸗ 
verbindung angejehen und der Meinung gehufdigt wurde, daß nur anf biefe 
Weife einer übermäßigen Ausdehnung ärgernißgebender und veratorifdher 
Unterfuchungen vorgebeugt werden könne. A. II 224,235; THIS. 139, 140. 

3) Das Wort „fortgeſetzte““ vor „außerehelicher Geſchlechtsverbindung“ 
wurbe als ein unentbehrliches Begriffsmerkmial des Kontubinates beigefügt; 
denn wenn eine außerehelihe Gefchlehtsverbindung nicht mit gegenfeitiger 
Uebereinftimmung fortgefeßt wird, jo ift nicht ber Begriff des Konfubinates, 
fondern jener der außerehelichen Schwächung (einfaches stuprum) gegeben, 
melde zur Strafbarkeit herbeizuziehen das Geſetz nicht bezweckt. WU. U 
©. 338. 

4) Die Worte: „in einer Wohnung‘ find mit ben Worten „in einem 
Haufe” nicht ibentifh. Auf Perfonen, welche nicht in bderfelben Wohnung 
und Familiengemeinfhaft, fondern in verfchiedenen Wohnungen oder Yami- 
lienfreifen oder in verfchiedenen Stockwerken in bemfelben Haufe wohnen, ift 
ber Art. nicht anwendbar. A. I ©. 339. 

5) Das im Entwurfe vorgefhlagene Erforderniß einer vorgängigen 
polizeilihen Warnung wurde nicht gebilligt, um nicht ein ungleichartiges 
polizeiliche® Verfahren mit Rüdfiht auf Standes: und Perſonalverhältniſſe 
berbeizuführen und dadurch das Nechtögefühl des Volkes zu gefährden. 
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6) Die Beftimmung des Art. 95 ift auf die im Art. 52 berüßrten 
Fälle nit anwendbar. Wenn auch die Bolizeibehörbe über die ftaatsrecht: 
lihen Folgen einer im Auslande abgejchloffenen Ehe, namentlid in Bezug 
auf Heimathsrechte, zu entſcheiden berechtigt ift, fo ift biefelbe doch nicht bes 
fugt, eine ſolche Ehe als nichtig oder ungiltig und das Zufammenleben ber 
Getrauten als Konkubinat zu erflären. Ueber die Giltigfeit einer Ehe 
fann nur jener Richter entjcheiden, welcher nach den allgemeinen gejeßlichen 
Beftimmungen die im Gerihtsorganifationsgefege vom 20. November 1861 
Art. 74 aufrecht erhaltene Zuftändigkeit in Ehefachen befist. Das Zufam- 
menleben von Perfonen, welche in einer formell giltigen und ridhterli nicht 
als ungiltig erklärten Ehe leben, kann nicht unter Art. 95 geftellt werben, 
deſſen innerer Grund ein ganz anderer ift als jener bes Art. 52. 

A. I ©. 338; II ©. 387. 

7) Die allgemeine Beftimmung des Art. 3O Abf. 1 ift auch in Bezug 
auf die proviforifhe Trennung von Konfubinaten, ſoweit foldhe als nöthig 
anzuſehen ift, anwendbar. 

Die von dem Referenten ber Kammer ber Abgeordneten in feinem 
Bortrage A. I S. 225 geftellte Interpellation darüber, ob die Staats: 
regierung einen vollftindigen und gleichmäßigen Vollzug des Art. für 
möglich eracdhte, welde vom k. Staatsminifter des Innern in der Sigung 
vom 30. Oktober 1860 X. IT ©. 139 beantwortet wurde, hatte nur Be 
deutung für die vom Referenten beantragte Faffung, welche jedes Konfubinat 
ohne Rüdfiht auf das Zufammenleben in einer Wohnung als ftrafbar er: 
klären wollte. Die Geltendmahung eines Einfluffes der Polizei auf die Ver: 
folgung der Konfubinate läßt ſich aber thatſächlich nicht vermeiden, da bie: 
jelbe bier wie allenthalben die Uebertretung in ber Regel durch ihre Organe 
entdeden wird, und es von ihrem Ermefjen abhängt, ob fie eine Anzeige 
an den Staatsanwalt erftatten will oder nicht. ebenfalls darf diefer ver: 
folgen, wenn er auf anderem Wege Kenntniß von ber Uebertretung erlangt. 


Art. 96. 
Oeffentliche Wer an öÖffentlihen Orten durch Handlungen, welche die Sitt— 
Verlegung lichfeit und Schambaftigfeit verlegen, Aergerniß gibt, unfittliche 
der Sittlich⸗ Vorträge hält oder unzüchtige Lieder abfingt, wird an Geld bis 
feit und zu 25 fl. oder mit Arreft bis zu 8 Tagen geftraft. 
Echambaf: 
tigkeit. 1) Der Art. ift nur dann anwendbar, wenn nicht die höhere Strafbe: 


ftimmung des StGB. Art. 223 Plag greift. 
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2) Das Nebeneinanderitehen der Worte: „Sittlihkeit und Schambaf: 
tigkeit” wurde nicht als ein Pleonasmus betrachtet, weil damit ausgedrückt 
ift, daß die Verlegung der Schamhaftigkeit allein für den Thatbeitand nicht 
genüge, fondern zugleich auch das Sittlichkeitsgefühl gefränft fein müſſe. 

4. TI ©. 221. 

3) Bei der erjten Alternative des Art., der Vornahme von Handlun— 
gen, welche die Sittlichkeit und Schambaftigkeit an äffentlihen Orten ver: 
legen, ift die Erregung von Aergerniß ein Thatbeitandsmoment der Ueber: 
tretung; bei der 2. Alternative genügt das Abhalten der unfittlichen Vor: 
träge, das Abfingen der unfittlihen Lieder, joferne dafjelbe an öffentlichen 
Orten erfolgt ift, ohne daß ber Nachweis eines hiedurch entitandenen Aerger: 
nifjes erforderlich wäre. 

9. I ©. 388. 

4) Die weiter im Entwurfe beabfichtigte Strafbeftimmung ‚gegen bas 
Zurjhautragen unfittliher bildlicher Darftellungen an öffentlihen Orten 
wurde gejtrichen, weil alle erheblichen Fälle der Art unter StGB. Art. 223 
Abi. 2 fallen, und was hier nidht getroffen ift, feinen ftrafbaren Charak: 
ter bat. 

A. I ©. 220. 


Art. 9. 

Weiböperjonen, welche mit ihrem Körper unzüchtiges Gemerbe 
treiben, werden mit Arreft bis zu 30 Tagen, deffen Schärfung 
zuläffig ift, geitraft. 

Sm Rüdfalle fann zugleich die Zuläffigfeit der Stellung unter 
Polizeiauffiht und in weiteren Rüdfällen die Zuläffigfeit der 
Verwahrung in einer Bolizeianftalt im Strafurtheile ausgeſpro— 
den werden. 


1) Der Art. hat es nicht mit ber einfachen aufßerehelihen Wolluftbe: 
friedigung (stuprum) zu thun, jonbern mit ber Projtitution, der Lohn: 
hurerei, welche barin bejteht, daß eine Weibsperfon ihren Körper gegen 
Lohn gewerbsmäßig der Wollujtbefriedigung männlicher Perſonen Preis 
gibt. Ob die Weibsperfon ledig oder verheirathat ift, macht feinen Unter: 
ſchied; auch Ehefrauen, deren Ehemann den Strafantrag wegen Ehebruches 
unterläßt, können wegen Zumwiderhandlung gegen Art. 97 geftraft werben. 

2) Die im Entwurfe beabfichtigte zweite Alternative des Abf. 1 „oder 
die Gelegenheit hiezu auf Straßen oder an anderen öffentlichen Orten in 
unzüchtiger Weiſe auffuchen‘‘, wurde als zu weit gehend befeitigt, bamit 


Gewerbs: 
mäßige Uns 
zucht. 
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nicht auf eine vage Vermuthung eine unfchulbige Perſon aufgegriffen, fon: 
bern ber volle Nachweis des ungzüchtigen Gewerbes voramsgefegt werde. 
A. II ©. 141. 


Art. M. 


Trunlenheit. Betrunkene, welche öffentliches Aergerniß erregen oder Unfug 
treiben und Störungen verurfadhen, können von Öffentlihen Wer 
gen, Plägen und Verfammlungsorten, fowie aus Wirthſchafts— 
Iofalitäten entfernt werden. 

Gefährden diefelben die Sicherheit dritter Perfonen oder frem— 
den Gigenthumd oder verüben fie Störungen der öffentlichen 
Ruhe, fo können fie, fomweit e8 zur Verhütung weiteren Unfugs 
erforderlich ift, bis auf höchſtens 24 Stunden in polizeilihen 
Gewahrfam genommen werden. 

Mer binnen Jahresfriſt zum dritten oder öfteren Male gemäß 
Abſ. 2 betreten wird, ift mit Arreft bis zu 8 Tagen zu ftrafen, 
welcher auch gefchärft werden Fann. 


1) Die Abf. 1 und 2 enthalten feine Strafbeitimmungen, fondern eine 
einfache polizeiliche Maßregel, welche daher auch Feine Unterfuhung und 
Aburtheilung zur Folge hat, und gegen deren Mißbrauch wohl auch Art. 30 
Abſ. 5 angerufen werben könnte. 

2) Die im Abf. 1 vorgefehene Wegweifung ift nicht gegen Perjonen, 
die einen gemüthlichen Rauſch haben, ſondern gegen jene, welde wirklich 
Unfug treiben oder Rubeftörungen verüben, anmwenbbäar. 

A. I ©. 339. 

3) Die im Abf. 2 zugelafiene Detention ift eine Sicherungshaft, welche 
nur fo lange geredhtfertigt ift, al® die daburch abzumendende Gefaßr fort: 
dauert. Das Gefek firirt nur das höchſte zuläffige Maß biefer Maßregel, 
wodurch nicht ausgeſchloſſen tit, daß Betrunfene, welche früher ſoweit zur 
Befinnung gekommen find, daß ihr Zuftand Feine Gefahr für Dritte ehr 
darbietet, auch früher entlaffen werden dürfen. A. II ©. 339, 40. 

4) Bei der im Abſ. 3 zugelafienen Straffhärfung tft jene durch Koft: 
ſchmälerung im Allgemeinen mehr angezeigt, als jene durd Dunfelarreit. 
A. TI ©. 141. 

5) Die Befugnig der Polizeibehörde, einen im hilflofen Zuftande be: 
findlichen Betrunfenen, welcher ſich nicht im Falle von Abſ. 2 befindet, be 
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hufs Vorkehrung der nöthigen Hilfe in Verwahrung zu nehmen, ift durch 
den Urt. nicht beeinträchtigt. A. TE ©. 141. 


Art. M. 


Eltern, Pflegeeltern, Bormünder, Dienft: und Lehrherren, welche Verbotener 


ihren fhulpflichtigen Kindern , Pflegefindern, Mündeln, Dienft 
boten oder Lehrlingen den Befuh von Wirthshäuſern ohne ge: 
börige Auffiht oder die Theilnahme an öffentlihen Tanzunter— 
haltungen geftatten, werden an Geld bis zu 10 fl. geftraft, wo— 
mit im Rüdfalle Arreft bis zu 3 Tagen verbunden werden fann. 
Mit Arreft bis zu 3 Tagen find auf Antrag der betreffenden 
Schulbehörde Sonntagsfhulpflichtige zu ftrafen, welche gegen das 
Verbot ihrer Eltern, Pflegeeltern, Vormünder, Dienſt- oder 
Lehrherren Wirthöhäufer oder öffentliche Tanzpläge beſuchen. 


1) Im Abf. 1 ift unter Schulpflichtigkfeit jede Form derfelben begriffen, 
ber Artikel erſtreckt fich daher auf werktags-, wie auf fonntagsihulpflichtige Kin: 
der, nicht aber auf Zöglinge höherer Bildungsanftakten, für welche der Bor: 
behalt der in den beftehenden Disziplinarvorſchriften worgefehenen Ahndung 
beabſichtigt iſt. Mot. zu Art. 100—109 Ziff. 6; A. I 340. 

2) Die Werftagsfchulpflicht ift im Verordnungswege nah Miniſterial— 
audfchreiben vom 23. Juli 1856 zur Zeit auf das vollendete 13., die Somn- 
tagsfhulpfliht auf das vollendete 16. Lebensjahr normirt; jedoch können 
Werktagsſchüler, welhe in ber Schlußprüfung nicht als gehörig unterrichtet 
befunden werben, nod; auf ein Jahr länger zum Beſuche der Werkftagsfchule 
angehalten werben. Der Antrag, bie Strafbeftimmung auf „ſchul- und 
riftenlehrpflichtige”‘ auszubehnen, wurde abgelehnt, weil die Dauer ber 
Chriſtenlehrpflicht durch Anordnungen der firhlihen Behörden fehr ungleich 
normirt it, und durch beliebige Ausdehnung derjelben die gefammte Jugend 
vom Wirthshaufe und der Tanzunterhaltung entfernt werben könnte, während 
ein praktiſches Bedürfniß für die Erjtredung der Vorfchrift des Art. über 
bas 16. Jahr hinaus nicht beſteht. A. IT ©. 115, 389. 

3) Der Beſuch von Wirthshäuſern ift den im Abſ. 1 genannten Per: 
ſonen nur bedingt, wenn berfelbe „ohne gehörige Aufficht‘’ jtattfindet, bie 
Theilnahme an Tanzunterhaltungen dagegen unbedingt verboten, mithin aud) 
dann nicht geftattet, wenn jene Perfonen hiebei unter Aufficht ſtehen. Die 
entiprechende Auffiht kann nicht blos von den Eltern, Pflegeeltern ober Bor: 
münbern felbft, fondern auch von Verwandten und fonftigen hiezu geeigneten 


Wirtha⸗ 


hausbeſuch. 


Thierquã⸗ 
lerei. 
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Perfonen übernommen werben. Das Mitnehmen fhulpflichtiger, jedoch ge: 
börig beaufſichtigter Perfonen in Wirthshäufer, in welchen Tanzunterhaltung 
ftattfindet, hat jedenfalld dann feinen Anftand, wenn biefelben nur foldhe 
Lofalitäten befuchen, an weldhen die Tanzunterhaltung nicht ftattfindet. Da- 
gegen ift die „Theilnahme an öffentlihen Tanzunterhaltungen‘ nicht als 
identifch mit „Theilnahme am Tanze“ zu erachten, fondern nach dem Grunde 
des Geſetzes ift es nicht zu dulden, daß ſolche jugendliche Perſonen fi auch 
ohne Theilnahme am Tanze auf dem Tanzplatze herumtreiben, indem weder 
die Unterhaltung noch das Gefährliche folder Beluftigungen im Tanzen 
allein beiteht. 

Unter „öffentlihen Tanzunterhaltungen‘ hatte man nur ſolche im Auge, 
mweldye für erwachſene Berfonen veranitaltet werden; aus dem Präbikate 
„Öffentliche folgt aber weiter, daß biebei eine Publizität jtattfinden muß, 
indem entweder bem ganzen Publitum oder wenigſtens gewiſſen Kreifen bes: 
felben der Zutritt geftattet it. Tanzunterhaltungen in Privatzirkeln find 
bierunter ebenfowenig zu verftehen, als Tanzunterhaltungen, welche nur für 
Kinder, wenn aud in Anmwefenheit von Erwachſenen, welche nicht am Tanze 
theilnehmen, veranftaltet werden. A. II ©. 142, 146. 

4) Durch die Beitimmung des Abf. 2 it die allenfalljige bisziplinäre 
Beftrafung der fich verfehlenden Schulpflidtigen im Hinblide auf Einf.-Gef. 
Art. 3 Ziff. 3 in keiner Weife ausgefhlofien. A. IT ©. 340. 

5) Schulpflitige, welche nit einem ausdrüdlichen Verbote der im 
Abf. 2 genannten Perfonen zumiderhandeln, ſondern nur heimlich, ohne 
Borwiffen diefer Perfonen, folhe Pläte befuchen, fallen unter die dermalige 
Faſſung des Abſ. 2 niht. A. TI ©. 486. 


Art. 100. 

Wer Thiere roh mißhandelt oder boshaft quält, wer den zur 
Verhütung einzelner Arten von Thierquälerei durdy Verordnung 
erlaffenen Beftimmungen zumiderhandelt, wird an Geld bis zu 
25 fl. oder mit Arreſt bis zu 8 Tagen geitraft. 

Mer Vögel, deren Einfangen, Tödten und Berfauf dur 
Verordnung verboten ift, einfängt, tödtet oder verfauft, wer 
Nefter, Eier oder Nejtbrut folher Vogelarten außerhalb feiner 
Anwefendgebäude und umſchloſſenen Gärten ausnimmt oder zer: 
ftört, ift an Geld bis zu 15 fl. oder mit Arreft bis zu 5 Tagen 
zu ftrafen. 

In ausgebehnterer Weife als in anderen Gefeßgebungen ift bie Be 
ftrafung ber Thierquälerei zugelaffen worden, da weder die Deffentlichfeit 
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ber Berübung noch die Erregung eines Aergernifjes als Thatbeſtandsmerk— 
mal erfordert iſt; womit allerdings des Guten zuviel gethan fein dürfte, 
und leicht bedeutungslofe Unterfuhungen veranlaßt werden können. Jedoch 
ift jedenfalls die Verübung der Handlung in Folge von Bosheit oder Rob: 
beit als Thatbeftandsmoment anzufehen, eine blos kulpoſe Dandlungsweife 
daber nicht unter die Strafbeftimmung zu ziehen. 

Die Erlafjung von Beftimmungen zur Verhütung einzelner Arten ber 
Thierquälerei wurde dem Berorbnungsrechte überlaffen mit Berüdfihtigung 
der Nachtheile, weldhe ſich, abgeſehen von der Thierquälerei, dur unge: 
eigneten Transport von Schlachtvieh für die Gefundheit der Menſchen durch 
verderblihe Befchaffenheit von Nahrungsmitteln ergeben könnten. 

A. II ©. 143. 

Die bisherigen oberpolizeilihen Beftimmungen, weldye vorzüglid dar: 
auf abzielten, zur Verhütung der Thierquälerei bejonders in Bezug auf 
Schlachtvieh diſtrikts- und Lokalpolizeilihe Anordnungen bervorzurufen, f. in 
Döllinger XXIX ©. 746—758. 


Nah dem Entwurfe follten im Interefje der Sittenpolizei noch fol: 
gende Artikel eingereiht werden: 

Art. 102. 

Inhaber von Leihbibliothefen oder öffentlichen Lejefabineten, welche Schrif: 
ten unzüchtigen Inhaltes wiffentlih führen, werden nebft Konfisfation ber 
betrefienden Schriften an Gelb bis zu 100 fl. geftraft. 

Eine vorgängige Warnung ber Polizeibehörbe fließt die Berufung auf 
Unwifienbeit aus. 

Die genannten Inhaber find behufs der Ueberwachung ihrer Anftalten in 
biefer Beziebung verbunden, vollftändige Kataloge zu halten und dieſe auf 
jedesmaliges Verlangen der Polizeibehörde vorzulegen. 

Zumwiderhandlungen gegen biefe Anordnungen werden an Geld bis zu 
25 fl. geftraft. 

Diefer Artikel wurde in Folge der Verhandlungen im Gefeßgebungsaus: 
fchuffe der Abgeordnetenfammer A. II ©. 225, UI 141 geftridhen, weil 
das Erforderliche im StGB. Art. 223 Abſ. 2 berüdfichtigt ift. 

Art. 106. 

Mer ben durch oberpolizeilihe Borfchriften erlaffenen Verboten über das 
Kammerfenjtergeben, die Beranftaltung und den Beſuch nächtlier Zufanı: 
menfünfte lediger Perfonen in Spinn-, Rocken- und Kunfelftuben zuwider: 
banbelt, wird an Geld bis zu 25 fl. oder mit Arreft bis zu 3 Tagen ge: 
ftraft. 

Diefer Artikel wurde aus den im Ausfhußreferate entwidelten Grün: 
den abgelehnt. A. II ©. 226, 339; II ©. 142. 
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PEGB. Art. 101-103. 


Sechſtes Hauptſtück. 
Unerlaubte Glüdsfpiele. 
Art. 101. 


An Geld bis zu 100 fl. wird geftraft: 

1) wer ohne polizeilibe Bewilligung eine öffentlihe Lotterie 
oder Ausjpielung unternimmt oder eine Glücksbude an öffent: 
lihen Orten aufitellt oder bei poligeilih bemilligten Unter: 
nehmungen der Art den feitgejegten Ausjpielungsplan nicht 
einhält; 

2) wer ein Bettfomptoir auf Ziehungen von Lotterien oder 
Ausipielungen errichtet; 

3) wer für nit erlaubte Zotterien oder Ausjpielungen Looje 
verkauft oder Theilnehmer fammelt; 

4) wer mit Bromefjen auf Prämien in» oder ausländiſcher Lot: 
terieanlehen Handel treibt. 


Art. 102. 


Wer in einer ausländifhen in Bayern nicht zugelaffenen Lot: 
terie fpielt, wird an Geld bis zu 50 fl. geitraft. 


Art. 103. 


Wer in öffentlihen Blättern oder Anſchlägen unerlaubte Lot: 
terien oder Ausfpielungen anfündigt, Looſe oder Promeſſen hiezu 
oder Promeffen auf Prämien in= oder ausländifher Lotteriean— 
lehen ausbietet oder zur Theilnahme an ſolchen Unternehmungen 
einladet, wird an Geld bis zu 50 fl. geftraft. 

Bleiher Strafe unterliegt Der Redakteur oder, ſoferne dieſer 
für Ankündigungen nicht verantwortlich ift, der Verleger des öf— 
fentlihen Blatted, welches die betreffende Anfündigung aufgenom— 
men bat. 


Zu Art. 101 Ziff. 1. 
Die Bezeichnung „öffentliche Lotterie” wurde gebraucht, damit der Aus: 


dehnung der Strafbeftimmung über ihren Zweck auf derartige Spiele in 
geſchloſſenen gefellihaftlihen Kreifen vorgebeugt werde. Aus gleihen Grün: 
ben ift auch das Berbot der Aufitellung von Glüdsbuden ohne polizeiliche 
Erlaubniß auf jene beſchränkt, welde an öffentlihen Orten aufgejtellt wer: 


ben. 


Mot. zum Entw. von 1855 Art. 208—215 Abi. 7. 


Zu Art. 101 Ziff. 4. 
Der Beſitz, Kauf und Verkauf von Lotterieanlehensobligationen unter: 
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liegt keiner Beſchränkung, dagegen ift der Handel mit Promeſſen auf Prä- 
mien in: oder ausländiicher Xotterieanleben ald eine Art von Lotteriefpiel 
verboten. Ueber den Promeſſenſchwindel enthält der Nürnberger Korrefpon: 
dent (1862 Nr. 160 u. 162) interefjante Aufſchlüſſe. Das einfahe Pro: 
mefjengefhäft (Heuergeſchäft) bejteht darin, daß der Beſitzer eines Anlehens: 
looſes diefes für eine einzige Ziehung einem andern gegen eine bejtimmte Ver: 
gütung überläßt, fo daß, wenn das 2008 gezogen wird, der Gewinn demje- 
nigen zufält, der das Heuergeld gezahlt hat. Meiftens geht es aber ohne 
betrügerijhe Manipulationen nit ab, indem ftatt wirklicher Anlebensloofe, 
weldhe an der Ziehung Theil nehmen, unter dem Titel von Driginalcerti- 
fitaten Papiere, denen fein Gewinn oder nur ein noch nicht gezogenes Loos 
zufallen kann, wie Promeſſen eines Driginalloofes verheuert oder über bie 
Möglichkeit und Chancen des Gemwinnes die übertriebenften Borfpiegelungen 
verbreitet werben. 

Zu Art. 102. 

Nah Berord. vom 14. Aug. 1810 Regbl. ©. 674 1), das Verbot des 
auswärtigen Lottoſpieles betr., deren wiederholte Bublifation für das ganze 
Reich durch Verord. vom 7. Sept. 1818 angeordnet wurde, ift das Spielen 
in allen auswärtigen Lotterien verboten; die Strafbeftimmungen diefer 
Berord. find durh jene des PStGB. erfegt. Für die Pfalz beteht das: 
felbe Verbot durch Berord. vom 22. September 1816 Amtsbl. ©. 317. 

Zu Art. 103 Ab. 2. 

Siehe Bemerf. 2 zu Art. 93. 


Art. 104. 

Wer außer dem Falle des Strafgeſetzbuches Art. 333 und des 
Art. 101 ein durch Verordnung verbotenes Glücksſpiel an öffent 
fihen Orten veranftaltet oder daran theilnimmt, wird neben 
Konfiskation des zum Spiel audgelegten Geldes und der Spiel: 
geräthichaften an Geld bis zu 25 fl. geftraft. 

Gleiher Strafe unterliegen Wirthe und Inhaber anderer öf— 
fentliher Xofalitäten, welche ſolche Spiele wiſſentlich in Ihren 
Rofalen dulden. 

Die in Gemäßheit des gegenwärtigen Artifeld erfannten Geld: 





1) Auszug aus der allerh. Verordnung vom 14. Auguſt 1810. 

I. Das Spiel in ausländifchen Lotterien, das Kolleftiren für diefelbe, bas 
Unternehmen einer Privatlottoanjtalt oder eines jog. Wettfomptoirs und bas 
Ausipielen von Gütern oder Effeften durch irgend eine Lotterie ift und bleibt 
ohne Unfere allerhöchſte Bewilligung in Unferem Reihe Jedermann verboten. 
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fteafen jowie das konfiszirte Spielgeld und der Erlös aus den 
fonfigzirten Spielgerätbichaften fließen zu zwei — in 
die Armenkaſſe des Ortes der Uebertretung. 


1) Der Artikel beſchränkt ſich auf jene verbotenen Glücksſpiele, welche 
weder im StGB. Art. 333 noch im Art. 101 des PStGB. vorgeſehen find. 


Art. 333. 


Der eine Spielbank als Unternehmer oder Bankfhalter zur allgemeinen 
Theilnahme, — fei es, daß Jedermann Zutritt hat oder ber Zutritt von ge: 
wiſſen Bedingungen oder von der Beobachtung befonberer Formen abhängt, 
— eröffnet, besgleihen wer bei einem foldyen Unternehmen durch Ginräum: 
ung bes Spiellofales ober fonjt auf irgend eine Weiſe Beibilfe oder Dienfte 
leifiet, ift mit Gefängniß bis zu fehs Monaten oder an Gelb bis zu fünf: 
hundert Gulden zu beitrafen. 

Die Mitjpieler trifft Geldftrafe bis zu fünfzig Gulden. 

Sämmtlihe Gelder und geldwerthe Gegenftände, bie bei der Betretung 
zum Spiele ausgelegt waren, unterliegen nebjt den vorhandenen Spielge— 
rätben der Konfisfation. » 


2) Ein allgemeines Berbot aller übrigen Glüdsfpiele außer den in den 
gebadhten Art. genannten wurde weder ald Bedürfniß erfannt, noch mit 
Rüdfiht auf die Ausführbarkeit als räthlich eradhtet. Dagegen fol dem 
Treiben von Glüdsjpielern an öffentlichen Orten wegen ber hierin liegenden 
ſchädlichen Anreizung und ber oft verderblichen folgen der Verführung durch 
Strafmittel entgegengewirft werden. Mot. 5. Entw. v. 1855 Art. 208— 
215 Abſ. 4. Unter „öffentlichen Orten” jind dem Publikum geöffnete Lo: 
falitäten zu verjtehen, und zwar nicht blos Wirthſchafts- oder ähnliche dem 
Publikum geöffnete Tokalitäten, fondern nad) Analogie des StGB. Art. 333 
auch Lokalitäten in Privathäufern, in welchen der Zutritt Jedermann un: 
bedingt ober gegen Erfüllung beftimmter Bedingungen gejtattet ift. 

3) Da ber Begriff von Glüdsfpielen fehr unbeſtimmt ift, und es in 
ber Abficht des Geſetzes Liegt, nur die ſchädlichen zu verbieten, fo ift die 
nähere Bezeihnung der verbotenen Glüdsfpiele dem Verordnungsrechte vor: 
behalten, Mot. z. Entw. v. 1855 Art. 208—215 Abf. 5; die in den ein: 
zelnen Gebietstheilen diesfeits des Rheins bejtehenden älteren Spielverbote 
f. bei Döllinger XII ©. 1355—77. 

In der Pfalz waren bisher Hazardfpiele und Hazarbfpielhäufer nad 
Gef. v. 1%25. Jul. 1791 Tit. I Art. 7, 36, 37 und Dekret v. 24. Juni 
1806 Art. 1—4 generell verboten, eine fpezielle Aufzählung beftimmter 
verbotener Spielarten befteht nicht. 
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Siebentes Hauptſtück. 


Uebertretungen in Bezug auf religiöfe Einridgtungen, Er: 
ziehung und Bildung, 


Art. 105. 


An Geld bis zu 25 fl. wird geftraft, wer außer dringenden 
Fällen den gegen Störung der Feier der Sonn= und TFeittage, 
und zwar für gemijchte Drte nah Maßgabe des $.82 der I. Ber: 
faffungöbeilage, erlafenen Berordnungen oder den auf Grund 
berjelben ergangenen ortöpolizeilihen Vorſchriften zumwiderhandelt. 


1) Es ſchien unthunlid, die ganze Materie von der Strafbarkeit der 
Störung ber Feier der Sonn- und Feittage im Geſetze felbft zwedentipredy: 
end. zu ‚behandeln, ohne in eine weitläufige und doch nicht immer zutref: 
fende Kafuiftif zu verfallen, Ebenfowenig konnte man es pafjend finden, Alles 
bem Verordnungsrechte zu überlaffen, weil bier gar viele örtliche. Verhält: 
niffe und Bebürfnifje zu berüdjichtigen find. Auch der ortspolizeilihen Re: 
gelung Fonnte nit Alles ohne Zulafjung eines Korrektives zugeitanden 
werben, ba zu erwarten war, baß hiebei je nach der Stärfe der ſich geltend 
machenden verfhiedenartigen Einflüffe bald zu viel bald zu wenig gejchehen 
werde. Das Geſetz hat daher den Grundfaß aboptirt, daß durch Verord— 
nung bejtimmte allgemeine Grundzüge für das ganze Land feitgejtellt und 
bie Regelung bed Detaild der örtlihen Vorſchrift zu überlafjen fei. 

A. II ©. 229, 299; II ©. 390. | 

2) Es ift zwar zunädft dem Verordnungsrechte und ben nad Maß— 
gabe ber ergangenen Verordnungen erlaffenen ortspolizeilihen Vorſchriften 
überlafien, die geeigneten Beftimmungen gegen Störung der Sonn- und 
Veittagsfeier zu treffen, jedoch mit der Beſchränkung, daß das Arbeiten in 
dringenden Fällen weder dburd Verordnung noch durch ortspolizeilihe Bor: 
fhrift unterfagt werden kann. Bielmehr bat der Richter ſtets freizufprechen, 
wenn nad feinem Ermefjen ein dringender Fall vorgelegen. 

Zu den dringenden Fällen (ber Ausdruck Notbfäle wurde abſichtlich 
vermieden) gehören alle Arbeiten, deren Unterlafjung einen namhaften 
Schaden verurfahen würde. Sollten aud die wichtigſten und gemöhn: 
lichſten Fälle der Art durch Verordnung oder ortspolizeiliche Vorſchrift erem- 
plifizirt werden, jo könnte hiedurch dem Rechte des Richters, auch andere 


Fälle als dringlih zu erachten, nicht vorgegriffen werden. Ausdrücklich 


wurde anerkannt, daß nicht blo8 Arbeiten während ber Nerntezeit unter be: 
fonderen Witterungsverhältnifjen, fondern aud die Fortfeßung anderer Ar: 


Störung 
ber Eonns 
tagsfeier. 


274 PSiGB. Art. 105, 106. 


beiten, welche Feine Unterbregung erlauben, 3. B. beim Brauweſen, bei 
dem Betriebe von Hochöfen und Gasfabriten, zu den bringlihen Fällen ge: 
bören, 

A. ITS. 3A RR. PBb. I ©. 488, 

3) Das Gef. bezwedt nur den Schuß ber religiöfen Feier der Sonn: 
und Feſttage gegen Störung, kann daher auf die eier politifher Fefttage 
nicht ausgedehnt werben. 

4) Weber durch Verordnung noch durch ortspolizeiliche Vorſchrift barf 
für gemiſchte Orte eine den Beftimmungen der II. Berf.:Beil. $. 82 zumi- 
derlaufende Anordnung getroffen werben. 

5) Die bisherigen Beftimmungen über biefe Materie f. bei Döllinger 
3b. VII ©. 1075—1099, XXI ©. 341 f., XXVII ©. 452, 453; die 
Hauptbeftimmungen enthält bas Minifterialausfchreiben vom 8. Yebruar 
1845. 

In der Pfalz Fonnte bisher nad Gef. v. 7. Therm. VII art. 2 u. 3 
fein Verbot gegen Störung der Sonntagsfeier mit Strafwirffamfeit erlafs 
fen werben, 


Art. 106. 
Störung Wer den zur Aufrechthaltung der Ordnung und Fernehaltung 
gottesdienft- von Störungen an religiöfen Berfammlungsorten oder bei got: 
teödienjtlihen Handlungen einer vom Staate anerkannten Reli- 


gionsgeſellſchaft erlaffenen ortöpolizeilihen Votſchriften zumiders 
handelt, wird an Geld bis zu 15 fl. geftraft. 


Störungen bed Gottesdienftes und religiöfer Feierlichkeiten werden in 
ber Regel ben Beitimmungen des StGB. Art. 158—160 anheimfallen, in 
anderen Fällen werben bagegen die Beitimmungen des PStGB. Art. 60 
u. 76 in Anwendung zu bringen fein. Der Art. 106 bat folde ortspoli⸗ 
zeilihe Vorſchriften im Auge, welde die Verhütung von Unordnungen im 
Innern religiöfer Verfammlungsorte, oder die Verhinderung von Unglücks— 
fällen und fonftiger Störungen bei Prozeſſionen und anderen außerhalb ber 
religiöfen VBerfammlungsorte vorgenommenen gottesbienftlihen Handlungen 
bezwecken. 

Vorſchriften der Art können nicht blos im Intereſſe jener Religions: 
geſellſchaften erlaffen werben, welche zu ben im Staate geſetzlich aufgenom⸗ 
menen oder beftätigten Religionsgefellfchaften gehören, und welche bie in ber 
UI, Verf:Beit, $. 2849 bezeichneten Rechte genießen, fondern auch zu Gim ⸗ 
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ften der vom Staate blos anerkannten Neligionsgefellihaften, deren Ver— 
bältnifje nah $. 25 der U. Berf.:Beil, zu bemefjen find. 

Die im Entwurfe beabfihtigte Ausdehnung des Art. zur Fernehaltung 
von Störungen bes öffentlichen Unterricgtes und ber Sigungen ber Gerichte- 
behörben und anderer mit öffentlihen Funktionen befleideten Kollegien wurde 
theils als durch Art. 60 des PStGB. entbehrlich, theild als zu weitgehend 
erachtet. 
A. I S. 228; II ©. 145. 


Art. 107. 


Mit Arreit bis zu 3 Tagen oder an Geld bi8 zu 10 fl. wer: 
den Eltern, Pflegeeltern, Bormünder, Dienft= und Lehrherren 
geftraft, welche ohne genügende Entſchuldigung beharrlich unter: 
laffen, ihre ſchulpflichtigen Kinder, Pflegefinder, Mündel, Dienfte 
boten oder Lehrlinge zum Schulbeſuche anzuhalten, ohngeadhtet 
fie von der Schulbehörde wegen ſchuldbarer Schulverfäumniffe 
auf Grund der beftehenden Schulordnung wiederholt mit Geld: 
ftrafe belegt und von der Polizeibehörde vor weiteren Schulver: 
fäumniffen gewarnt worden find. 

Arreft bis zu 3 Tagen kann auf Antrag der betreffenden Schul: 
behörde gegen diejenigen erfannt werden, melde aus eigenem 
Berfhulden den Beſuch der Sonntagdfhule oder während ihrer 
allgemeinen Sonntagsſchulpflicht den Beſuch des öffentlichen Re— 
ligiondunterriht3 fortgefegt verfäumen und hiewegen von der 
Volizeibehörde verwarnt worden find. 


Der Artikel bezwedt der feit einer Reihe von Jahren aus verjchiedenen 
Zandestheilen vernommenen Klage über das Weberhandnehmen jdhulbbarer 
Schulverfäumnifie abzuhelfen. Bisher wurden diejenigen, welde mit Ber: 
letzung ihrer Obliegenheiten Schulpflichtige nicht zum Schulbefuche anbielten, 
mit ben nad ber Schulorbnung zuläffigen Meinen Gelbbußen belegt; allein 
ohne den gewünfchten Erfolg. Bon den Schulbigen konnten, wenn fie arm 
waren, auch biefe Fleinen Strafbeträge oft nicht beigetrieben werden; waren 
biefelben in günftigen Vermögensverhältniffen, jo waren derartige Strafen 
wirkungslos. Der Entwurf beabfihtigte daher gegen dieſe Lebertretung 
lebiglih mit angemeffenen Arreititrafen vorzufchreiten (Mot. zu Entw. v. 
1855 Art. 87). Allein es wurde für zwedmäßiger erachtet, dem Richter 
die Wahl zwiſchen mäßigen Arreft: oder Gelbftrafen zu laſſen, weil Schuls 

18* 


Vernach⸗ 
läſſigung 
bes Schul⸗ 
beſuches. 
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verfäumniffe nicht blos bei Eltern vorfommen, welche die Erziehung ihrer 
Kinder vernachläſſigen, jondern aud) bei foldyen, welde ihre Kinder aus 
Nenitenz, wenn auch mitunter aus guter Abſicht, nicht zur Schule fhiden, 
in welden Fällen die Gelditrafe zur Wahrung der Autorität den Behörden 
genügend fi. A. II ©. 115. 

Die Strafbeftimmung ift nicht blos für mangelhaften durch einzelne 
Berfäumniffe unterbrodyenen Schulbeſuch bemefjen, fondern auch für abficht- 
liche Fernhaltung jchulpflichtiger Kinder von der Schule. Auch für letztere 
Fälle wurde eine Erhöhung des zuläffigen höchſten Strafbetrages nicht für 
nothwendig erachtet, weil auch eine ſolche prinzipielle Renitenz in einzelne 
Schulverfäumnifje fi auflöft und nad fruchtlos verhängter erjter Beſtraf— 
ung wegen fortgefegter Uebertretung jo lange auf's Neue gejtraft werden 
fann, bis die Uebertretung aufhört. A. III ©. 115. 

Auch dürfte der Polizei auf Grund des Art. 30 Abſ. 1 die Befugniß 
nicht zu bejtreiten fein, jo weit der fortgejegte Ungehorfam es nöthig macht, 
zur Sicherung der Autorität des Gefeges ſonſtige Einfhreitungen, 3. B. 
Borführung der Schulpflichtigen zur Schule, anzuordnen, 

2) Unter Dienſt- oder Lehrherren find aud Yabrifinhaber begriffen. 
4. I ©. 392. 

3) Das Vorhandenfein eines genügenden Entfhuldigungsgrundes iſt 
von dem Richter wie jeder andere Beitandtheil der Thatfrage zu beurtheilen; 
jedenfalls find in der Land» und Hauswirtbichaft vorfommende Notbfälle 
als ein folder zu erachten. Ein Antrag, wonad eine ausdrüdlide Aus: 
nahme von den Beltimmungen bes Art. zu Gunjten jener Gegenden gemacht 
werden jollte, in weldyen Alpenwirthichaft betrieben wird, wurde in der Er: 
mwägung abgelehnt, daß nad; dem Ermefjen eines jeden vernünftigen Richters 
die Verhältnifje der Alpenwirtbichaft, wo während des ganzen Sommers 
Hirtenknaben auf entlegenen Alpen verwendet werden müſſen, als vollgiltige 
Entihuldigung erachtet werden würden und daß bei dem Hervorheben eines 
jpeziellen Ausnahmsfalles im Geſetze andere ähnliche Ausnahmsfälle als 
ausgejchlojien erachtet werden könnten. A. U ©. 341; II ©. 391. 

4) Die Bedingung der Strafanwendung im Falle des Abſ. 1 befteht 
darin, daß „ſie“ d. h. die im diefem Abjage genannten Eltern, Pflegeeltern 
u. ſ. w. wegen unentſchuldbarer Schulverfäumnifje der betreffenden Kinder 
wenigitens zweimal mit den nad der Schulorbnung zuläffigen Geldftrafen 
belegt worden jind, und daß überdies noch eine vorgängige Warnung durch 
die Polizeibehörde jtattgefunden hat. Daß die verjchiedenen Schulftrafen in 
bemjelben Jahre vorgekommen find, ift nicht erfordert, es ift vorzugsweije 
das Gejammtverhalten der Eltern ꝛc. in Erfüllung ihrer Pflichten bezüglich 
des Schulbeſuches der Kinder in's Auge zu faſſen. Auch iſt es gleichviel, 
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ob die polizeilihe Warnung, deren gehörige Gröffnung oder Infinuation 
erforderlichen Falles erwiejen werben muß, auf Antrag der Schulbehörde 
oder von Amtswegen erfolgt it. War jedoch gegen die im Abf. 1 genann— 
ten Perjonen die Anwendung der gejeßlichen Strafe einmal veranlaßt und 
wird bie Uebertretung gleihwohl fortgejegt, fo muß nicht jeder weiteren 
Beitrafung eine neue Wiederholung von Schulordnungsitrafen und polizeis 
licher Verwarnung vorhergeben, jondern es genügt die bei der erften Be 
ftrafung bewirkte Konjtatirung der gewohnheitsmäßigen Vernadläffigung der 
Erziehungspflidten. | 

5) If der Grund der Schulverfäumniffe in dem Verſchulden der 
Eltern, Pflegeeltern und der übrigen im Abf. 1 genannten Perfonen zu 
fuchen, jo ift Abf. 1 gegen diefe anwendbar ; liegt der Grund in dem Ber: 
ſchulden der Kinder allein, oder wirft mit dem Verſchulden der Eitern u.f.w. 
noch das eigene Verſchulden ber legteren zufammen, jo iſt Abf. 2 gegen bie: 
felben anwendbar. 

Jedoch kann hier ur auf Antrag der Schulbehörde verfahren werben, 
welche zu ermefjen hat, ob man durch päbagogijche Wirkfamfeit und bie 
Mittel der Schul-Difziplin zum Ziele gelangen könne, oder ob fidy die An: 
fprache ber bei jungen Leuten in dieſer Altersperiobe immerhin bebenflichen 
ftrafpolizeilihen Einfhreitung nicht entbehren laſſe. Ebenſo muß auch hier 
wieder eine ausdrückliche polizeiliche Verwarnung vorhergegangen und frudht: 
[08 geblieben fein. Dur jede von dem Richter ald für die betreffenden 
Kinder genügend befundene Entihuldigung wird die Strafe ausgefchlofien, 
namentlid auch durch eine ſolche, wodurch ſich herausjtellt, daß nicht auf ihrer 
Seite, fondern auf Seite der Eltern ꝛc. das Verſchulden liegt. Auf Ber: 
fäumnifje des Religionsunterrihts während ber in einzelnen Lanbestheilen 
über das 16. Lebensjahr erjtredten Chrijtenlehrpflichtigkeit ift Abf. 2 nicht 
anwendbar, vielmehr fann ſolchen Verſäumniſſen nur mit ben zuläffigen 
Mitteln der Kirchenzudt entgegengewirft werben. Bem. 2 zu Art. 99. 


Art. 108. 
An Geld bis zu 5SOfl. wird geftraft: 


1) wer ohne die nady Verordnung erforderliche polizeiliche Be: igte Privat: 
willigung eine Erziehungs: oder Unterrihtsanftalt gründet nn 
oder leitet; = — 

2) wer ohne polizeiliche Bewilligung Tanzunterricht, an wel⸗ Brivat- 


chem Perſonen männlihen und weiblihen Geſchlechts gleiche unterriät. 
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zeitig theilnehmen, oder eine Anftalt für Fecht-, Turn⸗ 
oder Schwimmunterricht eröffnet. 
Zugleih ift in dem Strafurtheile die Schließung foldher Ans 
ftalten auszufprechen. 


1) In den Landestheilen diesjeits des Rheins war bisher nad) Verord. 
v. 20. Oktbr. 1813 die Ertheilung von Privatunterricht, foferne biefelbe 
als Gewerbe betrieben wird, von polizeiliher Bewilligung abhängig. Die: 
felbe follte nur an Inländer nad vorfhriftsmäßiger Prüfung erfheilt wer: 
den, an Ausländer nur rückſichtlich des Unterrrichtes in lebenden Spraden, 
jedoch follte auch hiefür jedesmal die höhere Genehmigung erholt werden. 
Die Ertheilung diefer Erlaubniß ift nad) Verord. vom 17. Dezbr. 1825, die 
Formation der F. Kreisregierungen betr., $. 45 den Unterbehörben über: 
laſſen. Schon ber Entwurf hatte im $. 51 u. 52 anerkannt, daß ein un— 
bedingtes Verbot des Privatunterrihtes ohne polizeilihe Bewilligung nicht 
aufredht zu halten fei, und wollte daher diefes Verbot nur für Privatimter: 
richts- und Erziehungsanftalten unbedingt beibehalten und außerdem ber 
Krone vorbehalten, im Verordnungswege zu beftimmen, für welche Gattungen 
von Privatunterricht eine ſolche Erlaubniß erholt werben müſſe. 

Bei ber Feitfegung des Art. 108 behielt die Anſicht die Oberhand, 
daß die Ertheilung von Privatunterricht im Prinzipe freizugeben fei, mit 
Vorbehalt jener Beſchränkungen, welche die Aufrechthaltung der Staateinter: 
effen an ber Bolfserziehung und Volksbildung und die Abwendung von 
Gefahren für perfönlihe Sicherheit und Sittlichkeit ber zu Unterrichtenden 
erfordert. Die Motive biefür f. befonders in A. ©. 214, 215. 

2) Die erfte Ausnahme wurde in Bezug auf jene Art bes Privat: 
unterrichtes gemacht, der fi im Allgemeinen die Aufgabe ftellt, bie Leiftum: 
gen der Öffentlichen Unterricdhtsanftalten gänzlich zu fuppliven, und fih an 
die Stelle der betreffenden öffentlihen Anftalten, der beftehenben Volks: und 
Gelehrtenſchulen zu ftellen; auf die unter Zugrundlegung eines bejtimmten 
Erziehungs- und Unterrihtsplanes organifirten Privatunterrihts- und Er: 
ziehungsanftalten. Indeſſen ift auch für die Gründung und Leitung folder 
Anftalten eine polizeilidhe Bewilligung nur fo weit nöthig, als fie durch eine 
beſtehende Verordnung erfordert wird. Zur Zeit ift dies für alle Anftalten 
der Art der Fall; die Staatsregierung ift jedoch hiedurch nidyt gehindert, 
jo lange überhaupt ein dieſe Angelegenheit regelndes Unterrichtsgefeb noch 
nicht erlaffen ift, in Zukunft dem Syſteme ber Freiheit des Privatunterrichtes 
im böberen Grade zu buldigen, und für alle oder gewifje Arten von Privat: 
bildungsanftalten von dem Erforbernifje der Erlaubnißerholung Umgang zu 
nehmen. 
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Die Beftimmung ber Ziff. 1 trifft jene Perfonen, weldye eine der be: 
zeichneten Anftalten gründen, oder die Leitung derſelben, ſei es bei ber erſten 
Errichtung oder bei eintretendem Perſonalwechſel in der Direktion, überneh- 
men. Für jene Perfonen, welche an folhen Anftalten blos Unterricht er: 
theilen, find die Beftimmungen des Abf. 1 nicht anwendbar. A.II ©. 214. 

3) Die zweite in Ziff. 2 aufgeftellte Ausnahme bezieht fih auf bie 
Ertheilung des Tanzunterrihtes. Die Beweggründe hiefür find fittlicher 
Natur, fie beftehen aber nur bei der Eröffnung fogenannter Tanzkurſe, an 
denen ſich Perfonen beiberlei Geſchlechtes betheiligen; während fein Grund 
befteht, die Ertheilung von Tanzunterriht an die Glieder einzelner Familien 
ober im engeren häuslichen Kreiſe oder auch an Perfonen besjelben Ge: 
ſchlechtes mit Ausfhluß von Perfonen des anderen Geſchlechtes weiter als 
ben übrigen Privatunterricht zu beſchränken. A. II ©. 341. 

5) Die dritte in Ziff. 2 enthaltene Ausnahme bezieht ſich auf die Er: 
Öffnung von Anftalten für Fecht:, Turn: und Schwimmunterridt. Die po: 
lizeiliche Infpizienz folder Anftalten ift ſchon durch Rückſicht auf die perſön— 
liche Sicherheit derjenigen, bie fi derfelben bedienen wollen, geboten; wozu 
bei Schwimmunterridhtsanftalten, namentlih jenen für weibliche Perjonen, 
auch Rüdfihten auf Anftand und Sittlichkeit hinzukommen. Allein im Ge: 
fee ift mehr als eine polizeilihe Erlaubniß zur Eröffnung folder Anftalten 
wicht erfordert, um der Polizei die Mögfichkeit offen zu halten, die Anftalt 
felbft und beren den Anforderungen der perſönlichen Sicherheit entjprechenbe 
Eintihtung zu prüfen. Im Uebrigen wurbe anerkannt, daß ber Unterricht in 
örperlihen Uebungen, welde das Ganze der perfönlichen Erziehung und 
Ausbildung etgängen, nicht durch beſchränkende Maßregeln zu beeinträchtigen 
ſeien. Es ift baher vom einer polizeilichen Erlaubniß zur Ertheilung bes 
Fecht⸗/ Turn: oder Schwimmunterrichtes in den genehmigten Anftalten eben: 
fowenig bie Rebe, als gegenfeitiger Unterricht in Turnvereinen, gegenfeitige 
Uebung im Fechten unter ben Art. gejtellt werben kann. A. III ©.487, 488. 

6) Außer den im Geſetze ſpeziell benannten Fällen bildet die Ertheil: 
ung von Privatunterricht eine unbedingt freie Ermwerbsart. Ob und in 
welcher Weife zur gewerbsmäßigen Ausübung biefer freien Erwerbsart ein 
Lizenzſchein zu erwirken tft, muß tach der beftehenden Gewerbsgejeßgebung 
und ben hiezu ergangenen Vollzugsvorſchriften bemeffen werben; insbefon- 
dere nah $. 83 u. folg. der Inftruftion vom 19. April 1862 zum Ge 
werbögefege vom 11. September 1825. 
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Achtes Hauptftüd. 
Uebertretungen in Bezug auf Leben und Gefundheit. 


Art. 109. 
nebertret. An Geld bis zu 100 fl. oder mit Arreſt bis zu 30 Tagen 
OBERE wird geftraft: | 
— 1) wer in den Landestheilen diesſeits des Rheins vor Aus: 


fertigung des durch oberpolizeiliche Vorfchrift angeordneten 
Todtenfcheined, in der Pfalz vor Ausfertigung des gefeß: 
li erforderlihen Erlaubnißfheines durch den Civilſtands— 
beamten, eine Leiche beerdigt oder beerdigen Täßt; 

2) mer zu einer LZeichenöffnung fchreitet, ehe die erfte Leichen— 
hau ftattgefunden hat und Kennzeichen des erfolgten Todes 
eingetreten find. 

An Geld bis zu 10 fl. ift zu ftrafen, wer über die Zeit des 

eingetretenen Todes bei der Todtenbefchau wiffentlih falſche An: 
gaben madıt. 


Zu Abf. 1 Ziff. 1. 

Es handelt fih hier um Aufrehthaltung einer Maßregel zur Verhütung 
vor Gefahren für das Menfchenleben durch allzu frühzeitige Beerbigungen. 
Zu dieſem Zwecke ift das Inſtitut der Leichenbefhau eingeführt. Die Kom— 
petenzverorbnung vom 17. Dezbr. 1825 $. 53 legt bie allgemeinen Anorb- 
nungen zur Handhabung der Leichenbefhau in bie Zuftänbigfeit ber Kreis: 
regierungen; indeffen hat das Staatsminiftertum des Innern zur Erzielung 
ber Gleichförmigkeit eine allgemeine Anorbnung nebſt beigefügter Inſtruktion 
für die Leichenbefhauer unterm 6. Auguft 1839 erlaffen (Döllinger XXX 
&.239f.). Nach Art. XVII diefer Inftruftion fertigt der Leichenbefchauer, wenn 
die Gewißheit des Todes gemäß Art. XV u. XVI konſtatirt ift, den Tobdten- 
fhein nad dem vorgefchriebenen Formulare und übergibt benjelben ben An: 
gehörigen des Veritorbenen zur Behänbigung an ben betreffenden Seelforger, 
ober wo es vorgejchrieben ift, an die Polizeibehörbe zur Beurkundung ber 
Thatjache, daß der Beerdigung ein weiteres Hinderniß nicht mehr im Wege 
ſteht. 

In der Pfalz iſt die Leichenſchau durch Regierungsentſchließung vom 
5. Januar 1832 (Amtsbl. S.29) geregelt. Die Beerdigungserlaubnig muß 
nad) Art. 77 des Civilgeſetzbuches durch den Eivilftandsbeamten jchriftlich 
ausgefertigt werden, welder auf den vom Leichenbeſchauer ausgeftellten 
Todtenjchein diefe Erlaubniß ertheilt. 
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Als die Perfon, welche bie Beerdigung vornimmt, ift bei kirchlichen 
PBeerbigungen ber betreffende Seelforger zu erachten. In ber allegirten 
Minift.-Entihl. vom 6. Aug. 1839 VII u. IX ift diefer für verantwortlid, 
erflärt, baß feine Beerdigung vor erfolgter Ausftellung des Todtenſcheines 
vollzogen werde; auch find ihm bie Todtenfheine zu übergeben. Die Straf: 
barkeit des Tobtengräbers ift nad Art. 18 Abſ. 5 zu bemefjen. Bei Be: 
erdigungen, welche ohne Leitung und Mitwirkung eines Seelforgers vorge: 
nommen werben, ift dagegen ber Todtengräber als bie verantwortliche Perſon 
zu betrachten. 

Die Beftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes gelten übrigens nur 
für öffentlich vollzogene Beerbigungen. 

Bei Verheimlihung und heimlicher Beftattung einer Leid " Art. 249 
bes StGB. anwendbar. 

Zu Abf. 2 

Der bier behandelte Fall ift minder ftrafbar als die im Abf. 1 be 
banbelten, da falfhe Vorfpiegelungen über früheren Eintritt des Todes Feine 
Gefahr einer vworeiligen Beerbigung begründen fönnen, wenn ber ZTobten- 
beſchauer feine Schulbigkeit thut und ben Todtenfchein nicht eher ausftellt, 
al® er gemäß feiner Inſtruktion hiezu berechtigt ift. Die Uebertretung kann 
nur dolos, durch wiffentlich falfche Angaben verübt werben. 


Art. 110. 
An Geld bis zu 25 fl. wird geftraft: 

1) wer ohne Bewilligung der zuftändigen Behörde eine Leiche 
von dem Sterbeorte an einen anderen ald den ordnungs—⸗ 
gemäßen Ort der Beerdigung verbringt oder verbringen 
läßt oder den bei Ertheilung der Bewilligung getroffenen 
polizeilihen Anordnungen zuwiderhandelt; 

2) wer ohne Bewilligung der zuftändigen Behörde eine Leiche 
an einem anderen Orte ald auf einem öffentlichen Kirch: 
hofe oder in einer befonderen gefeglich zuläffigen oder po: 
ligeilih genehmigten Gruft oder Begräbnißftätte beerdigt 
oder beerdigen läßt; 

3) wer den Beftimmungen der dur ortöpolizeilihe Vorſchrift 
erlaffenen Leichenordnung oder den oberpolizeilihen Vor—⸗ 
fchriften über Zeit, Ort und Art der Beerdigung zuwider: 
handelt. 

Zodtengräber, welde eine ſolche Uebertretung ausführen oder 
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dazu Beihilfe leiften, oder welche den gefeglichen Vorſchriften oder 
den ihnen beſonders befannt gemachten Anordnungen der Polizei 
behörde über Anlage, Tiefe, Ordnung und Deffnung der Gräber 
zumwiderhandeln, find an Geld bis zu 25 fl. oder mit Arreft bis 
zu 8 Tagen zu beftrafen. Bei wiederholtem Rüdfalle kann ber 
Polizeirihter aussprechen, daß der Verurtheilte für die Verricht⸗ 
ung eined Zodtengräberd nicht mehr verwendet werben barf. 


Zu Ziff. i. | 

Wer eine Leiche nicht an bem orbnungsmäßigen Begräbnißplatze bes 
Sterbeortes beerdigen, fondern zum Zwecke ber Beerdigung in einem öffent: 
lichen oder Privatbegräbnißplage an einen anderen Ort fortihaffen will, 
bat hiezu eine beſondere polizeilihe Erlaubni zu erholen, bei deren Ertheil- 
ung zugleid im gefundheitspolizeilicyen Intereſſe die nöthigen Anorbnungen 
über bie Urt und Weiſe des Transportes und der babei zu beobachtenden 
Vorſichtsmaßregeln ertheilt werden können. 

Ohne eine folhe polizeiliche Erlaubniß bürfen Leichen auf den k. bayeri⸗ 
fhen Eifenbahnen nicht zur Beförderung übernommen werben. 

Die Ertheilung dieſer Erlaubniß fteht in den Landestheilen biesfeits 
des Rheins der Polizeidirektion München und den Polizeibehörben mit bi- 
ſtriktspolizeilichen Befugniffen zu, da es ſich bier um eine fanitätspolizeiliche, 
bem rein lokalen Wirkfungstreife gemäß $. 90 lit. k der VI. Berf.: Beil. 
entzogene Maßregel handelt. 

Im MUebertretungsfalle trifft die Strafe ſowohl denjenigen, der bie 
Handlung ausführt oder durch feine Dienftleute ausführen läßt, als aud 
denjenigen, welcher den Transport durch einen Dritten vornehmen läßt. 

Zu Ziff. 2. 

Eine Reihe Älterer Verordnungen enthält ein allgemeines Verbot, Leichen 
außerhalb der allgemeinen öffentlichen Begräbnißorte in Kirchen, Grüften, 
Kreuzgängen, Kapellen ober fonftigen gefhlofienen Räumen zu beerdigen. 

Döllinger XV ©. 819—822; XXX 252, 253; VII ©. 1160 ff. 

Ein ähnliches Verbot der Beerdigung in allen gefchlofjenen Gebäuden, 
worin man fi) zum Gottesdienfte verfammelt, ſowie im Innern der Städte 
und Ortichaften, bejteht auch für die Pfalz nah Art. 1 bes Defretes vom 
23. Prair. XD. 

Die Bewilligung von Ausnahmen durch Geftattung befonberer Begräb: 
nißpläße, fei e8 im Freien oder in den Grüften von Kirchen, Klöſtern, Ka: 
pellen oder fonftigen Gebäuden, erfordert eine fpezielle oberpolizeilihe Ge: 
nehmigung, deren Ertheilung nad) Verord. über die Gejhäftsvereinfahung vom 
10. Auguft 1848 Ziff. I in die Kompetenz der Kreisregierungen gelegt ift. 
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Die Nothwenbigkeit einer folchen Genehmigung fällt weg, fo weit bie 
Beerdigung außerhalb des ordnungsmäßigen Begräbnißplages in ber Pfalz 
geſetzlich geftattet ift. 

Nah Art. 14 des Dekretes vom 23. Prair. XII kann Jebermann auf 
feinem Eigenthum begraben werben, foferne dies in vorgefchriebener Ent: 
fernung von Städten ober Dörfern liegt. Diefe beträgt nach Art. 2 des⸗ 
jelben Detretes 35—40 Meter vom Umfange der Städte und Dörfer. 

An diefen Beftimmungen ift dur den Art. nichts geändert, A. II 
©. 230. 

Zu Ziff. 3. 

Der Oberpolizei ift geftattet, Vorfchriften über Zeit, Ort und Art ber 
Beerdigungen zu erlaffen. 

Nachdem das Wichtigſte in Bezug auf die Zeit der Beerdigung im 
Art. 109, in Bezug auf den Ort derfelben in dem gegenwärtigen Artikel 
Ziff. 1 u. 2 feitgefeßt ift, wird ber Oberpolizei in biefer Beziehung nicht 
mebr ſehr Wefentliches zu ordnen bleiben; doch kann die Verhütung 'der 
Beerdigungen zu unpaffenden Tageszeiten, insbefondere während der Som: 
merbige, die Beſchleunigung ber Beerdigung während der Dauer anfteden- 
ber Krankheiten, die Verhütung des zu frühen Aufbrehens und der Wieder: 
benugung bereits gebrauchter Gräber, die Anlage und Benügung von Grab: 
gewölben und Yamiliengrüften auf öffentlichen Leichenäckern zu derartigen 
Verfügungen Anlaß geben. In Bezug auf die Beerdigumgsart wird bie 
Anlage, Tiefe und Breite der Gräber, die Entfernung derjelben von einan: 
der, die Verſenkung der ausgegrabenen Todtenrefte, die Bedeckung derſelben 
entſprechend zu regeln jein. 

Außerdem ift den Ortspolizeibehörben geftattet, Leichenordnungen zu er: 
laſſen. 

Dieſe dürfen, ſoferne oberpolizeiliche Vorſchriften über Zeit, Ort und 
Art der Beerdigung vorhanden ſind, mit dieſen nicht im Widerſpruche ſtehen. 
In Ermangelung oberpolizeilicher Vorſchriften oder zur Ergänzung dieſer 
können jedoch über dieſelben Gegenſtände Vorſchriften ertheilt werben; außer: 
dem können hiedurch für die Aufrechthaltung der Ordnung bei Leichenzügen, 
die Art des Leichentransportes durch Leichenwagen, oder durch aufgeſtellte 
Leichenträger, die Ordnung, Reihenfolge und Numerirung ber Gräber, die 
Aufftelung von Grabdenkmalen, die Bepflanzung ber Gräber, die Wieder: 
ausgrabung von Leichen, die Bekleidung der Leihen, die Beichaffenheit ber 
Särge, die Eröffnung der Särge auf dem Begräbnißplate, die Aufitellung 
von Tobtengrädern, bie Anfertigung von Grabregiftern entfprehende Bor: 
fehrungen getroffen werben. 

In ber Pfalz beftehen über die Art der Beerdigung geſetzliche Be: 
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ſtimmungen im Defrete vom 23. Prair. XII, aus welchem bie Art. 2, 3, 4, 
5, 6, 8, 9 u. 16 hieher einjchlagen. 

Eine von ber dKurfürftlihen Landesdireftion am 27. Juni 1805 er: 
laffene allgemeine Leihen» und Trauerorbnung für die Städte des Für— 
ftentfums Würzburg (Döllinger VII ©. 1162 f.) kann bei ihrem 
lofalen Zwecke nicht als eine oberpolizeilihe Vorſchrift im Sinne bes 
Art, 35 des Geſetzbuches gelten. Da bdiefelbe ebenfowenig als eine orte: 
polizeiliche Vorſchrift zu erachten ift, fällt deren Anwendbarkeit, melde 
nur in Bezug auf die darin enthaltenen Beftimmungen über Zeit, Ort 
und Art der Beerdigungen in Frage kommen könnte, hinweg. — Für 
die Erlafjung von Trauerordnungen zur Beſchränkung bed Aufwandes bei 
Reichenfeierlicgkeiten und bei der Trauer um Verjtorbene, wie überhaupt 
für Aufwandsbefhränktungen, gewährt das PStGB. den Polizeibehörden 
feine Berechtigung. 


Art. 111. 


Einer Gelditrafe bis zu 10 fl. unterliegt, wer gegen ortöpolis 
zeiliches Verbot Zeichen öffentlih zur Schau ftellt. 


Wo ein ortspolizeiliches Verbot nicht vorliegt, ift die Schauftellung von 
Leihen erlaubt. An manden Orten ift es Sitte, Perjonen gewiffer Stände 
Öffentlich auszuftellen; diefe Sitte jollte nicht abſolut abgeftellt, ſondern der 
Drtspolizei überlaffen werden, diefelbe ganz zu verbieten oder bie Vornahme 
jeder einzelnen Ausitellung von befonderer polizeiliher Erlaubnig abhängig 
zu machen. A. HI ©. 148. 

Zur Zeit des Ausbruches anjtedender Krankheiten kann jede öffentliche 
Leihenausftellung tranfitorifh nicht blos von der Ortspolizei, fondern aud 
durch Verordnung, diſtrikts- oder oberpolizeiliche Vorſchrift auf Grund bes 
SGB. 248 verboten werben. 

Das im Entwurfe beabfichtigte Verbot des Leichenſchmauſes, Leichen: 
trunfes® und ber Theilnahme hieran wurde als undurchführbar erachtet, 
weil e8 bei Vornahme von Beerdigungen in einfam gelegenen Eleinen Orten, 
Schlöffern, Weilern, den Hinterbliebenen oft moraliſch unmöglid it, die aus 
weiter Ferne zugereiften Verwandten und Befreundeten ohne Speife und 
Trank zu entlafjen. In Fällen, wo die Sitte gefährlich werben könnte, nemlich 
wenn eine Perfon an einer anjtedenden Krankheit gejtorben ijt oder wäh: 
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rend der Dauer folher Krankheiten Mann die Polizei auf Grund bes StGB, 
Art. 248 die nöthigen Verbote erlafien. A. I S. 231. 


Art. 112. 


Wer ohne Berechtigung gegen Belohnung oder einem befons Mebizini- 
deren an ihn erlaffenen polizeilichen Verbote zuwider die Heilung ſche Pfufge: 
einer äußeren oder inneren Kranfheit oder eine geburtähilfliche rei. 
oder thierärztliche Handlung unternimmt, wird an Geld bis zu 
50 fl., womit im Rüdfalle Arreft bi8 zu 8 Tagen verbunden 
werden kann, und wenn durch die That Leben oder Gefundheit 
eined Menfchen gefährdet worden iſt, mit Arreft bis zu 42 Ta— 
gen oder an Geld bis zu 150 fl. geftraft. 

Diefe Beftimmung findet feine Anwendung, wenn eine folche 
Handlung in einem Nothfalle vorgenommen worden ift. 

Nach den vorftehenden Beitimmungen find aud berechtigte Mes 
dizinalperfonen zu behandeln, wenn fie mit Ueberfchreitung ihrer 
dur Verordnung beftimmten Befugniffe eine der in Abf. 1 be: 
zeichneten Handlungen vornehmen. 


Zu Abi. 1. 

1) Der Thatbeitand der mebizinifhen Pfufcherei erfordert, daß eine 
Perfon, welche zur Ausübung der Heillunde oder eines bejtimmten Zweiges 
derfelben nicht berechtigt ift, oder eine berechtigte Perſon mit Ueberfchrei- 
tung ber Gränzen ihrer Befugniffe außerhalb eines Nothfalles die Heilung 
einer inneren oder Äußeren Krankheit oder eine geburtshilflihe Handlung an 
Menfhen oder eine thierärztlihe Handlung unternimmt, und daß dies ent- 
weder gegen Belohnung gejchieht, oder, wenn umentgeltlih, einem an bie 
betreffende Perſon ergangenen fpeziellen Verbote zuwider. Für ‘die erfte 
Alternative ift es gleichviel, ob die Belohnung bereitS gegeben oder nur zuge: 
fihert ift, oder ob in der Vorausjeßung der nad beendigtem Heilverfuche 
zu gewährenden Belohnung gehandelt wurde. Die Annahme eines nad 
beendigter Heilung aus Dankbarkeit gegebenen, weder geforderten noch bei 
Bornahme des Heilverſuches bezwedten Gefchenkes kann nicht hieher bezogen 
werben. Gewerbsmäßiger Betrieb der medizinischen Pfufcherei ift nicht erfor— 
berfih, es genügt ein Fall, im weldem gegen Belohnung furirt wurde. 
Spezielle Verbote an Perfonen, welche zwar die mediziniſche Pfufcherei nicht 
gegen Belohnung betreiben, aber ſich mit ihren unentgeltlihen Dienjtleiftun: 
gen bei dem Mangel der nöthigen Kenntniffe und Erfahrungen als gefähr- 
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lich erwiejen haben, können auf Grund des $. 56 der Kompetenzverorbnung 
vom 25. Dezember 1825 von der Kreisverwaltungsitele und auf Grund 
des $. 54 der Inſtruktion für die k. Polizeidirektion vom 8. September 
1808 von jenen Polizeibehörden, welche die Befugnifje der Polizeidirektionen 
befigen, unzweifelhaft erlaffen werden. In der Pfalz iſt die Einfchreitung 
der Ortöpolizei nad Tit. XI Art. 3 Ziff. 5 des Gerichtöverfafjungsgefekes 
vom 16./24. Auguft 1790 gerechtfertigt. 

Ohne die Beſchränkung des Thatbeftandes der Uebertretung durch bie 
bezeichneten beiden Merkmale würde das Gebiet der mebdizinifchen Pfufcherei 
eine Ausdehnung erhalten, wonach wohlgemeinte und unſchädliche Rathichläge 
in das Bereih der Strafbarkeit gezogen werben könnten, bie Verfolgung 
aller unter den erweiterten Begriff zu fubfumirenden Fälle würde undurd: 
führbar und damit aud die Verfolgung der wirklich ftrafbaren Fälle illu- 
forifch werden. Es ift zwar nicht zu bezweifeln, daß bei biefer Beſchränk— 
ung mande gefährlihe Heilverjuhe, weldhe ohne Belohnung und nicht ge 
gen fpezielles Verbot unternommen werden, namentlich frivole Unternehmun: 
gen von jüngeren Perſonen, Kandidaten der Medizin, Babergefellen, traf: 
108 bleiben. Allein bei eingetretenem ſchädlichen Erfolge bieten die Geſetze 
gegen kulpoſe Tödtungen oder Gefundheitsbefhädigungen genügende Mittel 
zur ſtrafrechtlichen Einjhreitung ; in anderen Fällen kann der Polizei nicht 
zugemutbhet werden, Perfonen, melde fih ſolchen Heilverjuhen hingeben, 
gegen ihren eigenen Unfinn zu ſchützen. 

Mot. zu Art. 118—177 Ziff. 6; U. II ©. 342. 

Für Charlatanerien, weldye Tediglidy die Dummheit der Menge zu be 
trügerifchen Zweden auszubeuten ſuchen, ftehen die Strafbeftimmungen ge 
gen Betrug zur Seite, namentlich SGB. Art. 316 Ziff. 2, welcher gegen 
Berübung des Betruges mittels der Bewirkung von Wunderfuren und ber: 
gleichen Vorfpiegelungen gerichtet ift. 

2) Es ift Sade der Mebizinalorganifation, zu beitimmen, durch wen 
und unter welhen Borausjeßungen bie Berechtigung zur Ausübung ber 
ärztlichen ober thierärztlihen Praris zu ertheilen ſei. Wenn biebei aud 
für die Regel der Grundſatz feitzubalten ift, daß bie Prarisligenz nur fol 
den Berfonen zu verleihen fei, welche jih auf dem biefür vorgefchriebenen 
Wege bie erforderliche theoretifhe und praktiſche Vorbildung angeeignet und 
fih den verfhriftsmäßigen Prüfungen ihrer Befähigung unterzogen haben, 
fo ift hiemit der Staatsregierung bie Befugniß nicht entzogen, auch 
Empiritern, welche fih im Befige erprobter Erfahrungen und zweck— 
mäßiger Mittel für bejtimmte Krankheiten befinden, eine auf bie Heil- 
ung biefer Kranfheitsformen befchränfte Berechtigung zu ertheilen. Der 
Geſetzgebungsauoſchuß der Kammer ber Meichsräthe Kat einen hierauf bes 
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züglihen ausdrücklichen Wunfh in fein Protofol aufgenommen. RR. B. 
I ©. 496. 

In Bezug auf thierärztlihe Praris wurde von ber Staatsregierung 
felbft anerkannt, daß es ein beachtungswerthes Poftulat der Landwirthſchaft 
fei, neben bem in vorfchriftsmäßiger Weife gebildeten Xhierärzten, ſoweit 
biefe dem Bebürfniffe nicht genügen können, auch an Empirifer, welche ihre 
praftiihe Befähigung zur Ausübung der gefammten Thierheillunde oder 
für einzelne thierärztlihe Handlungen in zweifellofer Weife dargethan haben, 
eine ihrer Befähigung entjprechende Berechtigung zur Ausübung thierärzt- 
licher Praris zu ertheilen. Es wurbe nicht blos von allen Seiten aner- 
fannt, daß bie Staatöregierung die Berechtigung habe, in diefem Sinne zu 
handeln, ſondern auch vielfad als höchſt wünſchenswerth anerfannt, daß 
durch eine hierauf bezügliche Medizinalverordnung den Kreisverwaltungsſtellen 
und Diſtriktspolizeibehörden die nöthigen Direktiven und Ermächtigungen hiezu 
ertheilt werden möchten. A. I ©. 488—490. Eine f. Verordnung vom 
24. Februar 1862 (RB.S. 415) Hat die Zuläffigfeit einer in widerruflicher 
Weife zu ertheilenden Prarislizenz an biezu geeignete Berjonen und die Be 
fugnifje derfelben bereit regulirt, und bie Beſcheidung der hierüber von ben 
Diftriftsräthen und ben Bezirkskomité's des landwirthſchaftlichen Vereins zu 
ftellenden Anträge in die Kompetenz der Kreisregierungen K. d. Innern gelegt. 

3) Auch im Sinne des Abf. 1 gehört zu dem Weſen der mebizinifchen 
Pfufcherei ein Heilverfuh an anderen Perſonen oder an fremden Viehſtücken. 
Wer ſich jelbft in einer Äußeren oder inneren Krankheit Heilmittel anords 
net und biefe zur Anwendung bringt, kann nicht unter die Strafbeftimmung 
geftellt werben. Dafjelbe gilt von Viehbefigern, welche an ihren erkrankten 
Biehftüden den Heilverſuch ſelbſt unternehmen oder dieſen durch ihre eigenen 
Hirten, Schweizer oder jonftige Dienftleute unternehmen laſſen, ſoweit dadurch 
nicht ſolche Vorſchriften verlegt werden, welche in Bezug auf anſteckende 
Thierkrankheiten gemäß StGB. Art. 363 Abf. 2 Iegal erlafjen worben ſind. 

A. II ©. 492 Berorbn. v. 24. Februar 1862 $. 8. 

4) Sehr lebhaft wurde die Frage erörtert, ob fi) überhaupt bie Strafe 
einſchreitung gegen tbierärztliche Pfufcherei und deren Gleihftellung mit un: 
befugten Heilverfuhen an Menſchen rechtfertigen laſſe. Es wurde geltend 
gemacht, daß ein praftifches Bedürfniß zu einer folden Einſchreitung nur 
bei anftedenden Thierkrankheiten beftehe, in welchen bie BPolizeibehörben 
ohnedies nah StGB, Art 363 Abf. 2 die nöthigen Maßregeln zum Schube 
gegen Berbreitung und Verſchlimmerung ber Seuche anorbnen dürfen, wos 
zu unftreitig auch bie Aborbnung von approbirten Thierärzten zur Beobach⸗ 
tung unb Heilung ber erkrankten Thiere gehöre, Die Verhinderung ber 
Pfuſcherei bei nicht anſteckenden Thierfrankheiten ſei Tein Gegenftand, bei 
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bem ſich eine ficherheitspolizeilihe Einfchreitung nad allgemeinen Grund: 
fägen rechtfertigen lafje, weil ber Eigenthümer des kranken Viehes dag 
Reht habe, darüber wie über jedes andere Vermögensobjekt zu verfügen 
und er nur zu feinem Schaden handle, wenn er ſich zur Heilung feiner 
Thiere unfundiger Berfonen bediene. Auch wurde geltend gemacht, daß bie 
Geſetzgebung der meiften Staaten, namentlid jener, in denen fich die Vieh: 
zucht auf der höchſten Stufe befindet, ſolche Maßregeln für entbehrlich halte. 
Allein die Rüdjiht auf den Nahrungsftand ber vorhandenen Thierärzte 
und auf die fünftige Gewinnung befjer gebildeter Thierärzte gab den Aus: 
flag, daß mit ſchwacher Mehrheit (5 gegen 4 Stimmen im Ausſchuſſe d. 
K. d, A.) die Strafbarkeit der unberehtigten Vornahme thierärztlicher 
Handlungen beibehalten wurde. 

A. U ©. 231, 299, 341; II ©. 148, 149, 222, 392—394. 

Zu Abi. 2. 

Der Entwurf hatte nah den Worten: „in einem Notbfalle‘ be: 
ſchränkend beigefügt: „in weldem der Beiſtand einer berechtigten Medi: 
- zinalperfon nicht zu erlangen war. Außerdem hatte der Ausſchuß d. 
K. d. N. die Ausnahme des Abſ. 2 nicht blos für den Notbfall, jondern 
auch für den weiteren Fall beſchloſſen: „oder wenn die Krankheit ärztlich 
für unbeilbar erflärt worden ift.“ Der legtere von Dr. Arnheim vorge 
ſchlagene Beifag, welcher allerdings zu Mißverftändnifjen Anlaß geben und 
zum Dedmantel von Mißbräuchen benugt werben fonnte, gab der Zeitungs: 
prefje und der Ylugigriftenliteratur zu zablreihen Erörterungen Anlaß. 
Schließlih wurden beide Zuſätze befeitigt, lediglich die Ausnahme des 
Notbfalles zugelafien und die Beurtheilung der Erijtenz und ber Beding— 
ungen eines Nothfalles dem Richter eben jo unbeſchränkt eingeräumt, wie er 
bie Eriftenz eines Nothwehrfalles und eines Nothſtandes nach StGB. Art. 
72 und 67 Abſ. 2 und das Dafein eines Nothfalles bei allen jenen 
Uebertretungen, bei welden das PStGB. das Handeln im Nothfalle aus: 
genommen bat, aus den Thatumftänden zu ermitteln und feitzuftellen bat. 

Ber Heilungsverfuhen an Menfhen wird die Annahme eines Noth: 
falles allerdings vorausfeßen, daß ber Kranke fich in einer Lage befindet, 
wo zur Rettung des Lebens augenblidlih ober in fürzefter Frift etwas 
gefchehen muß. Iſt aber diefes Requifit vorhanden, jo jchließt die Mög: 
lichkeit, eine berechtigte Mebizinalperjon herbeizurufen, die Annahme bes 
Notbfalles nicht abfolut aus, wie aus dem Abſtriche der angeführten bes 
ſchränkenden Klaufel hervorgeht. Ein Notbfall kann aber für den Kranken 
nicht blos dann eriftiren, wenn er bie Hilfe, deren er augenblidlid bedarf, 
nicht von einer berechtigten Mebizinalperfon erhalten kann, fondern aud 
bann, wenn ber Arzt, welcher zu haben ift, nicht die richtige Diagnoſe hat, 
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wenn er ben Patienten vernachläſſigt, hilflos läßt, oder im abſolut ſchäd— 
licher Weife behandelt. Bei der Unternehmung von Heilungsverfuhen an Thie- 
ven wird ber Richter berechtigt fein, den Nothfall noch in weiterem Um: 
fange anzuerkennen, 3. B. wenn die Herbeirufung des Thierarztes im Ber: 
bältnifje zu dem Werthe des Thieres unverbältnigmäßige Koften verurfadhen 
würde. 

a. II ©. 394, 491, 492. 

Zu Abf. 3. 

In Bezug auf die Befugniffe inländifcher Medizinalperfonen gelten fol- 
gende Grundſätze: 

1) Allen Arten von Medizinalperfonen wird nach Erjtehung ber vor: 
gejchriebenen Befähigungsproben die Erlaubniß zur Ausübung der Praris 
von einem beftimmten Wohnorte oder Bezirke aus ertheilt. Die Zulaffung 
geprüfter Aerzte zur Praris liegt nad Verord. vom 6. Juli 1835 (Reg.Bl. 
©. 683) in der Zuſtändigkeit der Kreisregierungen. Die Aufitellung ge 
prüfter Hebammen und Thierärzte ift durch die Kommpetenzverordnung für 
bie Kreisregierungen vom 17. Dezember 1825 $. 55 Abj. 2 den Unterbe- 
börden überlaſſen. Die Regulirung der Badergerechtigkeiten liegt nach der: 
jelben Verordnung in der Kompetenz der Dijtriktspolizeibehörden, die Aus: 
übung des Badergewerbes jest nach $. 10 und 11 der Baderordnung vom 
21. Juni 1843 eine förmliche Konzejfionsverleifung durch die zujtändige 
Gewerbspolizeibehörde voraus, 

Aud, quieszirte oder aus dem Staatsdienfte entlaffene Gerichtsärzte bes 
dürfen einer neuen Prarisbewilligung, wenn fie von ihrem früheren Amts: 
fige oder einem neuen Wohnorte aus äÄrztlihe Praris ausüben wollen. 
Minift.:Entih. v. 13. Januar 1854 (bei Döllinger XXX ©. 26). 

2) Eine beredtigte Medizinalperfon darf von dem ihr angewiejenen 
MWohnorte oder Bezirfe aus die Praris nicht bloß innerhalb jondern auch 
außerhalb bdesjelben ausüben, foweit dies ohne Verſäumniß ihrer Berufs: 
pfliht in ihrem eigentlihen Wirkungskreiſe möglich ift. Ausjchreiben vom 
7. Juni 1808 Reg.:Bl. ©. 1389. 

3) Die Prarisbefugnig der zur Praris zugelafjenen Aerzte erjtredt ſich 
auf das Gefammtgebiet' der Heilkunde. 

4) Die Befugnifje der gemäß Berord. vom 29. Juni 1803 Art. 3 
Reg.:Bl. ©. 1701 zur landärztlichen Praris zugelafjenen Landärzte ift nad) 
ber Inſtruktion vom 10. Februar 1810 (Döllinger Bd.XV ©.87—99) 
zu bemefjen. Die Befugnig zur Bornahme von Privatimpfungen iſt den: 
jelben jedoh mit Abänderung des $. 18 Abſchn. I ihrer Inftruftion durch 
$. 14 der Verordn. v. 22. Dez. 1830, die Schußpodenimpfung betr., ent: 
zogen. M.:Entih. v. 23. Juni 1833 (Döllinger XV ©. 739). Das 
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Inftitut der Lanbärzte, welde Aerzte einer unteren Stufe ohne ftrengmwif- 
ſenſchaftliche Bildung fein jollten, ift längft aufgegeben. Die landärztlichen 
Befugniffe fönnen daher nur bei jenen Perjonen zur Sprache fommen, welche 
zur Zeit der Geltung der obigen Verordnung als Landärzte aufgeftellt wor- 
ben find. 

5) Die Drganifation des Berfonals für die niederen wundärztlichen VBerridht- 
ungen bat in Bayern eine Reihe von Erperimenten durchlaufen. Durch Berord. 
vom 25. Jan. 1823 (Reg.:Bl. ©. 107) wurden die bisher bejtandenen land: 
ärztlihen Schulen in dirurgifhe Schulen verwandelt. Die Befugniffe der 
nach diefer Verordnung gebildeten und angeftellten Chirurgen und der älteren 
beredytigten Chirurgen ift nad der Inſtruktion für die neugebildeten Ehirur: 
gen vom 25. Januar 1823 (Döllinger XV ©.107—116) zu bemefjen. 
Durd) Verord. vom 28. Januar 1836 (Reg. Bl. ©. 385) wurden die di: 
rurgifhen Schulen in Baderjhulen verwandelt. Die Befugnifje jener Babder, 
welche nach Abjolbirung der Baderfchule den Grad eines Magister chirur- 
giae eriworben hatten, wurden durch Minift.-Entihl. vom 25. Dftober 1836 
zum Bollzuge des Art. V und VI der Verord. vom 28. Juni 1836 geregelt, 
bie Befugnifje der übrigen Bader durch Minift. Entſch. vom 25. Dftober 
1837 zum Bollzuge des Art. VI derjelben Verordnung (Döllinger XV 
&.73—81). Endlich wurden durd die Baderordnung vom 21. Juni 1843 
(Reg. Bl. ©. 489) die Baderfchulen aufgeboben, und die handwerksmäßige 
Borbildung und Konzefjionirung der Bader eingeführt. Die Befugnifle der 
nad) diefer Einrichtung konzefjionirten Bader richten fih nah $. 2—7 ber 
angeführten Verordnung. 

6) Die Befugniffe der Hebammen ergeben ſich aus $. 22 der Verord. 
vom 7. Januar 1816, die Einrichtung des Hebammenwejens betr. und der 
Inſtruktion für die Hebammen vom 7. Januar 1816 (Döllinger XV 
&. 186—196 und 211—228). 

7) Die Befugnijie der Thierärzte find durch $.29 der Verord. über das 
Veterinärweſen vom 1. Februar 1810 (Reg. Bl. S. 113) beftimmt. 

8) Die Befugnifje der Empirifer, welde mur für bejtimmte Zweige 
ber Heilkunde, 3. D. für Augenheiltunde, Zahnheilkunde, für die Heilung 
bejtimmter innerer oder äußerer Krankheiten, für die Thierheiltunde oder für 
bejtimmte Zweige derjelben die Berechtigung zur Praris erlangt haben, find 
nach ber bejonderen Berechtigungsurfunde zu bemeſſen. DB. v. 24. Februar 
1862 $. 2. 

In Bezug auf die Prarisbefugniffe ausländifcher Aerzte, Chirurgen, 
Augen: und Zahnärzte gelten folgende Grundfäge: 

a) Nach der Kompetenzverordnung vom 17. Dezember 1825 gehört 
die Zulaffung fremder durch den Kreis reifender Aerzte und Operateurs 
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zur Kompetenz der Kreisregierungen, Diefelbe joll nad) Berord. v. 19. Sep: 
tember 1805 (Reg.Bl. ©. 1012) bei ausländifchen Operateurs, weldye nicht 
ald große Operateurs im allgemeinen Rufe ftehen, desgleichen bei Augen: 
und Zahnärzten nur nad vorgängiger Prüfung und Nachweiſung ber ge: 
nofjenen VBorbildung ertheilt werden. Dieje Grundfäge können nur bei jenen 
ausländiichen Heiltünftlern in Anwendung gebracht werden, melde auf der 
Durdreife oder bei längerem Aufenthalte dem Publitum ihre Dienfte an- 
bieten wollen, nicht aber auf berühmte ausländifche Aerzte, welche zu ein: 
zelnen bejtimmten Berjonen zu Konjultationen oder zur Vornahme eimer be- 
jtimmten Operation berufen worden find, 

b) Merzte und Wundärzte aus dem Königreihe Würtemberg, weldye 
in ihrem Baterlande nad erjtandener Prüfung zur Praris zugelafien find, 
und ſich hierüber legitimiren, find aud auf bayeriſchem Gebiete, die Wund— 
ärzte jedoch nur innerhalb der Gränzen ihrer jpeziellen Befugnifje zur Praxis 
zugelajin (Döllinger XV ©. 43—45). Diejelben Grundjäge dürften 
auch für die in anderen Nachbarländern wohnhaften Medizinalperjonen analog 
anwendbar jein. 


Art. 113. 


Nerzte, Wundärzte, Bader, Hebammen und Thierärzte trifft: Uebertretum: 


1) Geldſtrafe bis zu 25 fl., wenn fie ohne Bewilligung der 
zuftändigen PBolizeibehörde den ihnen angewieſenen Wohnftg 
verändern ; 

2) Gelditrafe bis zu 100 fl., wenn fie in dringenden Fällen 


die angeſprochene Hilfe ohne genügende Entſchuldigung vers’ 


weigern. 


Die in dem Art. benannten Medizinalperjonen find, wie zu Art. 112 
Abi. 3 unter Ziff. 3 dargethan wurde, berechtigt, ihren Beruf von dem bei 
der Zulafjung zur Praris ihnen angewiejenen Wohnfige aus auszuüben. 
Eine Interpellation über die Bedeutung des Wortes „Wohnſitz“ wurde von 
den Organen der Staatsregierung dahin beantwortet, daß da, wo der an- 
gewiejene Diftrift größer it als der Wohnort, der leßtere, wo aber ein be: 
ftimmter Diftrift innerhalb einer größeren Stadt angemwiejen ift, der betref- 
fende Stabttheil als der angemiejene Wohnfit zu betrachten je. A. II 
©. 149. 

Eme Veränderung des Wohnfibes, zu dem Zwecke, um von einem an- 
deren Wohnorte aus ihre Befugniſſe auszuüben, erfordert die Berilligung 
jener Behörde, zu deren Kompetenz die Bewilligung der Praris an dem 

19? 


gen ber 
Mebizinal: 
perjonen. 
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neugewählten Wohnorte gehört. Bei Baderkonzeſſionen fällt diefe Uebertra- 
gung unter ben Gejihtspunft der Transferirung einer Gewerbskonzeſſion. 

Auf Wohnfigverinderungen, welche nad vorgängiger Berzichtleiftung 
auf die Prarislizenz oder nah Erlöfchung bderjelben erfolgen, ift der Art. 
nicht anwendbar. 

Zu Ziff. 2. 

Die im Art. benannten Medizinalperjonen betreiben, foweit fie nicht 
im Dienjte des Staates für beftimmte Amtsverrihtungen angejtellt find, 
ein Berufsgewerbe; fie bieten dem Publikum ihre Dienfte an, die Leiftung 
berfelben iſt jedoch im jedem einzelnen Falle durch die Uebereinfunft der Be— 
theiligten, dur das Begehren besjenigen, welcher diefe Dienfte in Anſpruch 
nimmt, und durch die Zuftimmung ber angerufenen Medizinalperjon bedingt. 
Eine Verpflichtung diefer Berfonen, ihre Dienfte Jedermann, der fie verlangt, 
zu leijten, bejteht, abgejehen von in Mitte liegenden Verträgen, welche 3.2. 
‚ jwifchen einer Gemeinde oder einer Diſtriktskörperſchaft und einer Medizinal- 
perfon beſtehen können, oder von befonderen Berufspflicdhten befoldeter Mebi- 
zinalperfonen , nicht. 

Eine jehr weitgreifende Ausnahme von diefem civilrechtlichen Grundfaße 
macht Art. 113 in Ziff. 2, indem er die im Eingange des Art. genannten 
Perjonen verpflichtet, in dringenden Fällen bei Vermeidung der angebrohten 
erheblichen Strafe die angejprohene Hilfe zu leiten, wenn ihrer Verweiger— 
ung derſelben nicht ein genügender Entſchuldigungsgrund zur Seite jteht. 
In den Motiven zum Entw. Art. 148—177 war bemerft worden: Die 
Strafbeitimmung des Art. 131 (woraus die betreffende Beltimmung ent: 
nommen iſt) erjcheint notbiwendig, weil die Verweigerung der ärztlichen Hilfe 
mit Gefahren für die Gejundheit und das Leben des Hilfsbebürftigen ver: 
nüpft fein kann. 

Da ber Ausdrud ‚in dringenden Fällen” höchſt unfihere Merkmale 
für ben Anfang der Strafbarkeit darbietet, jo war vorgefchlagen worden, 
nad dem Borgange des preußifhen StGB. Art. 200 die Strafbarkeit ber 
Hiüfeverweigerung auf Fälle einer dringenden Gefahr zu beſchränken. 

Allein fhlieflih wurden die im Entwurfe enthaltenen Worte: „in drin: 
genden Fällen‘ angenommen und zwar mit dem Bemwußtfein, daß zwiſchen 
diefen Worten und den Worten „im Falle dringender Gefahr‘ ein wefent: 
liher Unterſchied bejtehe, daß vielmehr das Borhandenfein eines dringenden 
Falles durch das Borhandenfein einer Gefahr nicht bedingt ſei, und daß 
man auch die verweigerte Hilfeleiftung in zwar dringlihen aber mit Gefahr 
auf dem Verzuge nicht begleiteten Fällen unter der Strafbeftimmung be: 
greifen wolle. A. IT ©. 149, 222, 223. 

Dieje Beftimmung, in Verbindung mit der Interpretation, welche ihr 
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in ben Ausjhußverhandlungen gegeben wurbe, ift feine glüdlihe. Hat 
fhon die Beitimmung des preußifhen StGB. Art. 200 ernfte Beſchwerden 
des Ärztlihen Standes veraulaßt, fo ift Art. 113 Ziff, 2 geradezu geeignet, 
die achtbarſten Glieder diefes Standes der Laune, der Kaprice und Bos— 
beit des Publitums faft hilflos Preis zu geben. Der Art. ftellt eine fehr 
weitgreifende Zmwangspflicht für Medizinalperfonen auf; das Vorhandenſein 
irgend eine® dringenden Falles genügt, um jede angefprodyene Medizinals 
perjon, weldye nicht einen nad richterlihem Ermeſſen zulänglichen Entſchul— 
digungsgrund für ſich hat, zur Leiftung ber geforderten Hilfe ohne Rück— 
fiht auf alle fonftige Umftände des Falles zu verpflihten. Daß der Arzt 
für feine Mühewaltung keine Entſchädigung zu hoffen habe, daß der Hilfe 
ſuchende bisher ſtets fich eines anderen Arztes bedient, daß er ben ange: 
fprochenen Arzt perſönlich beleidigt und vielleiht vor Kurzem mit Grobheit 
verabfchiedet habe, daß dem Hilfefuhenden eine Auswahl unter mehreren 
Herzten möglich geweſen, daß derſelbe zunächſt auf die Hilfe einer anderen 
Medizinalperfon hingewieſen geweſen, 3. B. in Entbindungsfällen nicht an 
einen Arzt, der ſich in der Regel nur mit der Heilung innerer Krankheiten 
befhäftigt, fondern an einen Geburtshelfer oder eine Hebamme; dieſes 
und Aehnliches ändert an der gejeplihen Zwangspflicht des Arztes nichts. 
Die Aufitellung einer fo ausgedehnten Zwangspflicht entbehrt wohl der ins 
neren Beredtigung. Beſteht Gefahr auf dem Verzuge, fteht ein Menſchen— 
leben auf dem Spiele, fo muß bie allgemeine Verpflichtung bes ärztlichen 
Berufes dem Arzte über Alles geben, er muß in dieſem Falle, Eofte es ihn 
auch noch fo viele Ueberwindung, dem Aermften wie dem Reihen, bem 
Todfeinde und Beleidiger wie feinem Freunde die Hilfe bieten, und er kann 
nicht blos moraliſch verurtheilt, fondern auch rechtlich als ftrafbar befunden 
werben, wenn er dies ohne abjoluten Abhaltungsgrund unterläßt. Allein 
aud für ungefährlihe Fälle, wenn fie irgend eine dbringlidye Natur zu haben 
feinen, einen folben Zwang aufzulegen, ift ſchwer zu rechtfertigen. Gerade jene 
Herzte, welche am meiften Ruf befiten und am wenigiten in ber Lage find, 
allen an fie geitellten Anforderungen zu entſprechen, können dabei am 
leichteſten das Dpfer der Ehifane oder fortgefegter Verationen werden, ba 
gewöhnlich jeder, der den Arzt anfpricht, feinen Yal für ben dringendſten 
hält, und ber Nahmeis genügender Entjhuldigungsgründe nicht immer fo 
leicht zu Gebote ſteht. 

Da nun vollends ber Artikel auch auf Thierärzte ausgedehnt ift, ftreift 
es an das Lächerliche, wenn ein Thierarzt als ftrafbar befunden werden 
fol, weil er fih in einem bringenben aber ganz ungefährlihen Falle, z. B. 
bei der Entbindung einer Stute, geweigert hat, bie von ihm geforberten 
Handlungen vorzunehmen. 
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Es ift zu wünſchen, daß die Gerichte die Worte „in dringenden Fäl— 
len“ nicht in dem allgemeinen Sinne, den ber Ausdrud zuläßt, fonbern 
in einer MWeife interpretiren, wonad die Vorjchrift einen vernünftigen Sinn 
und Zweck behält. Bernünftiger Weife kann man bei einem mebizinifchen, 
geburtshilflichen oder thierärztlichen Falle nit von einem dringlichen Falle 
jprehen, wenn die Unterlaffung befien, mas zu geſchehen hat, nicht eine 
erhebliche Gefahr zur Folge haben kann. Andere Fälle als ſolche fcheinen 
aud die Motive zu Art. 131 nicht im Auge gehabt zu haben. ebenfalls 
bat der Richter die Macht, chikanöſe Verfolgungen wegen nicht geleifteter 
Hilfe bei ungefährlihen Vorkommniſſen dadurch nieberzufhlagen, daß er 
in diefen Umftänden felbft eine genügende Entichuldigung annimmt. 


Art. 114. 


er ohne Berechtigung Gift zubereitet, verkauft oder fonft 
Andern überläßt, wird neben Konfisfation des Giftes an Geld 
bis zu 100 fl., womit im Rüdfalle Arreft. bis zu 14 Tagen ver: 
bunden werden fann, geftraft. 

Befindet ſich Jemand im rechtmäßigen Befige von Gift, fo ift 
vorjtehende Beitimmung nur dann anwendbar, wenn er dafjelbe 
an andere ald zu folhem Befige berechtigte Perfonen verkauft 
oder überläßt. 

Wer außer dem Falle des Abf. 1 den Verordnungen über Zus 
bereitung, Verarbeitung, Aufbewahrung, Berfendung, Verkauf 
und Berwendung von Giftitoffen zumiderhandelt, wird an Geld 
bis zu 150 fl., mwoneben auf Konftsfation, der Giftitoffe erkannt 
werden fann, geftraft. 

Auf welhe Stoffe vorftehende Beitimmungen anwendbar find, 
ift nad den beftehenden Berordnungen zu bemeſſen 


Der Art. bezwedt bie Berhütung von Verbreden und Unglüdsfällen 
durch den Mißbrauch von Gift. 

Zu Abi. 1. 

1) Für die Gewinnung von Gift ift nur infoferne eine bejondere Be: 
rechtigung erforderlich, al® zur Hervorbringung des Giftes bejondere Zube 
reitungsarbeiten nothwendig find, wic z. B. bei der Fabrikation von Blei: 
weiß, Schwefelfäure u. dgl. Dagegen unterliegt die Gewinnung von Roh: 
jtoffen, welche Gift find, oder aus denen Gift gewonnen werben Eann, 
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keiner Beſchränkung. Dies gilt namentlih für das Einſammeln von Gift: 
pflanzen. In der Pfalz iſt jedoch nach Gef. vom 21. Germ. IX Ziff. 37 
der Berfauf von Heilpflanzen und die Ausübung des Gewerbes eines Kräu- 
terfammlers nur folhen Perſonen gejtattet, weldye dazu unterrichtet und ge: 
prüft find. Der Befiger eines Bergbaues und eines Hüttenwerfes darf 
jene Gifte gewinnen, welche fich durdy den berg= oder hüttenmänniſchen Bes 
trieb als Haupt: oder Nebenprodukte ergeben. Jedoch find aud) diefe Per: 
fonen bei dem Berfaufe der von ihnen gewonnenen Robitoffe oder Produfte, 
welche unter Abf. 4 fallen, den Beſchränkungen des Abſ. 2 unterworfen. 

2) Die Fabrikation von Giften, weldye eine befondere Zubereitung er: 
fordern, ift unbedingt, ſohin nicht blos zum Zwede des gewerbsmäßigen 
Abſatzes, fondern auch zu eigenem Gebrauche unterfagt. Cine Beichränfung 
wiffenfhaftliher Forſchungen durch chemiſche Verſuche iſt biemit nicht 
bezweckt. 

3) Nicht blos der Verkauf, ſondern auch die unentgeltliche Abgabe 
von Gift an zu deſſen Erwerb nicht berechtigte Perſonen unterliegt der 
Strafbeſtimmung. 

4) Der gewerbsmäßige Verkauf von Gift, namentlich im Kleinen, darf 
nur von den mit einer beſonderen Konzeſſion zum Arzneiwaaren- und Gift— 
handel verſehenen Materialiſten und Spezereiwaarenhändlern und von be 
rechtigten Apothekern ausgeübt werden. Verord. vom 17. Aug. 1834, den 
Gift- und Arzneiwaarenverkauf durch Materialiſten und Spezereiwaarenhändler 
betreffend. Apothekerordnung vom 27. Januar 1842 8. 31, dann $. 65 
und 8.16 Abſ. 2 der Injtruftion vom 21. April 1862 zum Gewerbsge: 
fege vom 11. September 1825. 

Zu Abi. 2. 

Diefe Beftimmung ift nicht nur auf Perfonen anwendbar, welche zu: 
fällig, 3. B. durch Erbidaft, in den Befik von Giften gelangen (A. IU 
S. 395), fondern aud auf jene, welche Gifte, die Feiner Bereitung bedür— 
fen, durch Urproduftion gewinnen. 

Zu Abf. 3. 

Diefer Abſatz behandelt Uebertretungen, welche gewöhnlich nur von ben 
zum Gifthandel und zur Verwendung von Giftjtoffen berechtigten Perjonen 
durch Nichtbeachtung der für ihre Gejhäftsbehandlung erlafienen Vorſchriften 
begangen werben. Deßhalb ift bier nur Geldftrafe zuläffig, wobei jedoch 
wegen großer Berfchiedenartigkeit des möglichen Verſchuldens felbit das Ma- 
ximum ber polizeilichen Geldjtrafe als anwendbar erachtet worden ift. Die 
Konfisfation der Stoffe ift hier nicht wie im Abſ. 1 abjolut, jondern nur 
fafultativ, joferne der Richter diefe Mafregel als nothwendig erachtet, 
angedroht, 
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Für die Zukunft fann die Staatsregierung zur Verhütung von Ge 
fundheitsgefahren durch Giftitoffe in allen im Abf. 3 bezeichneten Richtungen 
im Verordnungswege Borfchriften erlaffen. Die in ben beitehenden Berorb: 
nungen enthaltenen erjtreden fih auf folgende Richtungen: 


I. In Bezug auf den Verkauf von Gift. 


Nah der oben angeführten Verord. v. 17. Aug. 1834 $.4 bürfen 
die zum Giftwaarenhandel beredytigten Materialiften und Spezereihändler 
im inlänbdifchen Verkehre die in Beilage II diefer Verord. aufgezählten 
Gifte und draftifc wirkenden Stoffe, welchen durch Verord. v. 10. Novbr. 
1844 (Regbl. ©. 373) Schwefelfäure, durch Verord. vom 6. Juni 1847 
(Regbl. ©. 653) Scwefeläther (Hofmännifche Tropfen), durch Verord. v. 
22, Januar 1848 (Regbl. S. 33) Chloroform hinzugefügt worden ift, an 
Niemand verkaufen, als 

a) an Aerzte, Apotheker und Materialiften unbedingt, 

b) an Künftler, Gewerbsleute, Yabrikanten, 

e) an Thierärzte. 

Im Falle von b und ce muß der Abnehmer bei ben in Beil. U mit 
Ziff. I bezeichneten arſenik- und merfurhaltigen Stoffen durch einen für 
jeden einzelnen Fall ausgeftellten, bei den in Beil. II mit Ziff. II bezeidy: 
neten Stoffen durch einen jährlich zu ermeuernden allgemeinen Erlaubniß: 
ichein der Dijtriftspolizeibehörde feine Berechtigung zur Abnahme folder 
Stoffe nachmeifen. 

Außerdem muß der Verkäufer die Abgabe nah $. 5 in einem biefür 
angelegten Bude in der vorgefchriebenen Weife vormerken und darf bie 
Gegenftände nur an folde zur Abholung beitimmte Perfonen verabfolgen, 
deren Zuverläffigfeit befannt oder ausreichend nachgewieſen iſt. 

Apotheker dürfen die in ärztlichen Rezepten verorbneten Giftftoffe abge: 
ben, im Handverkaufe von Giften und braftifhen Stoffen haben fie fih nad 
der Berord. v. 17. Aug. 1834 zu richten und das vorgefchriebene Giftbuch 
zu führen. Apotheferordnung vom 27. Januar 1842 $. 64, 65 Ziff. 3. 


I. In Bezug auf die Aufbewahrung von Gift, und die Verwendung 
von Geräthichaften bei der Giftabgabe. 


Materialiften haben biebei die Vorfchriften der Verord. v. 17. Auguft 
1834 8.5; Apotheker jene der Apotheferordnung $. 53 zu beobadyten. Der 
Berord. vom 26. April 1856, die Erlaffung einer neuen bayr. Pharmakopoe 
betr., ift als Beil. II ein Verzeichniß derjenigen giftigen oder heftig wirken: 
ben Arzneiftoffe beigefügt, welche oberhalb der Auffchrift mit einem F be 
zeichnet und in einem verjchloffenen Giftſchranke verwahrt fein müffen, un: 
ter Ziff. III ein Verzeichniß derjenigen’ heftig wirkenden Arzneimittel, welche 
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in gleicher Weife bezeichnet, aber nicht unter beſonderem Berfchluffe aufbe— 
wahrt werben müſſen. 
II. In Bezug auf die Verwendung von Giftftoffen. 

Hieher gehören bie beftehenden Verbote der Verwendung von Giften 
zur BVertilgung von Felbmäufen. Reffr. v. 25. Dft. 1802. (Regbl. ©.762.) 

Zu Ab. 4. 

Bis jebt ift es der Wiſſenſchaft noch nicht geglüdt, einen erſchöpfenden 
und allgemein anerfannten Begriff von Gift zu finden. Gewöhnlich bes 
zeichnet man als Gifte folhe Stoffe, welche in verhältnigmäßig geringen 
Mengenverbältnifien in ben menfhlihen Körper aufgenommen, ohne fidhtbare 
mehanifhe Wirkung auf ben förperlihen Organismus eine zerftörende 
Rirfung ausüben, indem fie entweder bie für die Funktionen bes Lebens 
unentbehrlihen Organe biefür unbraudbar machen, oder in bie Säftemaffe 
aufgenommen biefe verderben. Noch weniger hat man ſich über bie Stoffe 
geeinigt, welche einzeln den Giften beizuzählen find. In ftrafredhtlichen 
Fällen thut die Gefegebung am beften, die Frage über den Gebraud 
und die Wirkungen von Giften mie jede andere Thatfrage zu behandeln, 
und ſich biebei vorzugsmweife auf bie Rebenserfahrungen und bie gejunde 
Vernunft der Gefhmworenen zu verlaffen. Allein bei den polizeilichen Be— 
ihränfungen, welde zur Verhütung von Lebens= und Gefundheitsgefähr: 
dungen in Bezug auf Fabrikation, Aufbewahrung, Verkauf und Verwendung 
von Giftitoffen getroffen werden follen, ift e8 notbwendig, daß man ben 
Fabrifanten, Hüttenwerksbefigern, Apothekern, Materialiften und fonftigen 
Gewerbsleuten, deren Gemwerbsbetrieb bejchränft werden fol, Mar und beut- 
ih fagt, welde Stoffe von ber Mebizinalpolizei als Gifte angefehen 
werben. Wollte man eine ausdrüdliche und erfchöpfende Bezeichnung ber 
Stoffe, weldhe vor der Polizei und vor dem Forum des Polizeirichters als 
Gifte zu behandeln find, unterlaffen und an dem unbefinirbaren Begriffe 
von Gift fefthaltend jeden Verkauf einer Subjtanz, welde von Sachver— 
ftändigen als Gift befunden werden fann, unter das Strafgefek ftellen, fo 
würde man dem Materialhandel und dem Apothekergewerbe Fallſtricke legen, 
deren fih auch ein gemwiffenhafter Gefhäftsmann nicht zu entziehen ver: 
möchte. Der Beariff von Gift ift fehr relativ, zum Theile nur durch fehr 
willfürlihe Annahmen in Bezug auf das Mengenverbältnig bebingt, eine 
abfolute Gränzlinie zwiſchen Giften und Heilftoffen läßt ſich nicht ziehen, 
aud find die Entdedungen und Erfahrungen in Bezug auf die Natur und 
bie Arten der Gifte nicht abgefchloffen. Bon einfachen Gefchäftsleuten, wie 
es Apotheker und Materialiften Häufig find, kann eine fo umfaffenbe 
Kenntniß ber Chemie nicht vorausgefegt werden, daß fie Stoffe, melde 
in ber Medizinalgefeßgebung ihres Landes nicht als Gifte behandelt 
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find, richtiger beurtheilen jollten, als die höchſten Organe der Mebizinal- 
polizei. 

Der als Beil. II der VBerord. vom 17. Aug. 1834 beigefügte Giftkatalog. 
welcher mit dem in ber Berord. v. 26. April 1856 enthaltenen keineswegs 
identisch ift, dürfte jetzt ſchon der Nevifion dringend bedürfen. 

Auf Stoffe, welhe in den beftehenden Verordnungen nur als heftig 
(draſtiſch) wirkende Mittel bezeichnet find, läßt ſich nicht Art. 114, fon: 
bern nur Art. 115 anwenden, da biefer Begriff mit jenem des Giftes 
nicht identiſch ift. 


Art. 115. 


An Geld bis zu 100 fl., womit im Rüdfalle Arreſt bis zu 
14 Tagen verbunden werden fann, wird geftraft: 

1) wer unbefugt oder mit Weberjchreitung feiner Befugniffe 
Arzneien, deren Berfauf befchränfenden Verordnungen uns 
terliegt, zubereitet, verfauft oder ſonſt an Andere überläßt; 

2) wer den Berordnungen über den Berfauf von fosmetiichen 
oder Geheimmitteln zumiderhandelt. 

Wer den in der Apotbeferordnung oder in fonftigen Berords 
nungen enthaltenen Borfchriften über Führung, Zubereitung, 
Aufbewahrung und Verfauf der Arzneien zumiderhandelt, wird 
auf Antrag der zuftändigen Medizinalbehörde an Geld bis zu 
100 fl. geftraft. 

Die in Abf. 1 bezeichneten Arzneien, kosmetiſchen oder Ge— 
heimmittel, desgleihen unbraudbare oder verdorbene Arzneiwaas 
ren, vorfchriftswidrige Maße, Gewichte und Waagen, welche in 
den Geichäftslofalitäten der zum Berfaufe von Arzneien berech— 
tigten Perſonen gefunden werden, unterliegen der Konftöfation. 

Die Abgabe von Heilmitteln für Hausthiere an Viehbeſitzer 
oder deren Stellvertreter durch berechtigte Verkäufer ohne thier: 
ärztliche Anweiſung ift nicht ftrafbar, infoferne hiebei nicht die 
durch Verordnung zur Verhütung von Mißbrauch erlaffenen Vor: 
fchriften übertreten werden. 


Zu Abi. 1 Ziff 1. 

1) In Bezug auf die Urproduftion von Rohſtoffen, aus denen Arz 
neien bereitet werben können, 3. B. bas Einfammeln von Kräutern, bie 
Kultur von Medizinalpflanzen, gilt die Bemerkung zu Art. 114 Abſ. 1 


Ziff. 1 auch hieher. 
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2) Der Begriff einer Arzneiwaare ift ein fehr weiter. Arzneiwaare 
‚oder Arzneiftoff ift jeder Körper aus dem Pflangen:, Thier- oder Mineral 
ei, der nah dem wiflenfchaftlichen Standpunkte der Heilmittellehre (ma- 
teria medica) zu Heilzweden angewendet wird. 

Diele Stoffe haben diefe Eigenſchaft, werden deßhalb in ben Phar: 
mafopöden aufgeführt und in den Apotheken geführt, welche nicht blos zu 
mediziniſchem, fondern auch zu diätetiſchem, techniſchem, ökonomiſchem oder 
luxuriöſem Gebrauche dienen und von denen man nicht behaupten kann, 
daß der Verkauf derſelben allein den Apothekern und anderen Arzneiwaaren⸗ 
Berechtigten zuſtehe, z. B. mineraliſche Waſſer, verſchiedene Arten von 
Alkalien und Salzen, verſchiedene Sorten von Oelen, Fetten, Seifen, Theen, 
Weinen, Spirituoſen, Syrupen u. dgl. 

Die Zubereitung und der Verkauf folder Waaren, welche ſowohl zu 
Heilzweden, ald aud) zu fonftigen Bebürfniffen des gewöhnlichen Lebens dienen, 
unterliegt feinen befchränfenden Verordnungen. Die Apotheker find hierin 
wicht blos der Konkurrenz der Argneiwaarenhändler, jondern aud jener 
der Produzenten, Spezereimaarenbändler und fonftigen Gewerbtreibenden 
ausgejegt, welche diefelben Waaren zu erzeugen oder zu verlaufen bered= 
tigt find. 

Beichräntenden Beitimmungen unterliegen: 

a) jene Stoffe, welde ausjhlieglib nur zu Seilzweden verwendet 
werden, die pharmazeutiihen Waaren und Präparate im ftrengiten Sinne; 

b) jene Stoffe, welche zwar nicht allein zu Heilgweden, fondern aud) 
zu anderen techniſchen oder ökonomiſchen Zwecken verwendet werden, aber 
wegen ihrer gefährlihen Wirkungen als Gifte oder heftig wirkende Mittel 
befondere Anordnungen erfordern. 

Bon den hier angeführten Stoffen hat das Gefeg die Gifte im 
Art. 114 behandelt, die reinen Heilmittel und die heftig wirkenden Mittel 
follen unter Art. 115. 

Eine abfolute Gränzlinie zwifchen ausjchliegenden Heilmitteln und 
beftig wirkenden Mitteln einerfeit8 und den übrigen Mitteln, welde zu— 
gleich für fonftige Lebensbebürfnifje dienen, läßt ſich nicht ziehen, es können 
daher nur jene Mittel, welche in den betreffenden Verordnungen fpeziell 
aufgezählt find, als folhe behandelt werden, deren Berfertigung und Ber: 
auf beijhränfenden Beftimmungen unterliegt. 

3) Ueber die Befugniß zur Anfertigung und zum Verkauf der unter 
Art. 115 Abi. 1 Ziff. 1 fallenden Arzneien gelten zur Zeit folgende 
Grundſätze: 

I. Inhaber chemiſcher oder pharmazeutiſcher Fabriken beſitzen die Be— 
fugniß zur Fertigung jener Präparate, welche von ihrer Konzeſſion umfaßt 
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find,  bürfen ſolche aber nur an bie zum Detailverkaufe berechtigten Apo: . 
thefer oder Arzneiwaarenhändler im inländifchen Verkehre oder in's Aus: 
land abjegen. VO. v. 17. Auguft 1834 $. 7. Minift.: Ausfhr. vom 
25. Mai 1850 (Regbl. ©. 428, 429 Abi. 4). 

I. Wpothefeninhaber befigen die umfaffendften Befugniffe zur Verfer: 
tigung wie zum Verkaufe im Großen wie im Kleinen; insbejondere find 
fie ausſchließend berechtigt, Arzneien und pharmazeutifhe Präparate im 
Sinne der $$. 6 u. 7 der BD. v. 17. Auguft 1834 zu bereiten und im 
Großen wie im Kleinen zu verkaufen. Apotheferordnung vom 27. Januar 
1842 $. 31. 

I. Zum Arzneimwaarenhandel berechtigte Materialiften oder Spezereis 
waarenhändler bürfen: 

a) Gegenftände, welche nicht blos zu arzneilihen, fondern aud zu 
biätetifchen , öfonomifchen, technifchen und lururiöfen Zwecken verwendbar, 
nicht giftig und nicht heftig (draſtiſch) wirkend find und nicht zu den phars 
mazeutifchen Präparaten im engeren Sinne ($.6 der Verorbn. v. 17. Auguft 
1834) gehören, im Großen wie im Kleinen verkaufen , insbefondere ift 
ihnen ber Verkauf ber in Beil. I jener Verordnung aufgeführten Waaren 
geftattet. F. 2 ber angef. Berord. 

b) Stoffe, welche nur zum arzneilihen Gebraudhe dienen, dürfen im 
Inlande nur abgegeben werben: 

aa) an bie zur Führung einer Handapotheke berechtigten promovirten 
Herzte, 

bb) an Apothefer, an die Materialiften und Yabrifanten von Arznei 
präparaten, 

ce) an Thierärzte. 

$. 3 der angef. Verord. Für den Abſatz ins Ausland fallen diefe Be: 
fhränfungen weg nad $. 8 der angef. Verord. 

e) Der Berkauf von Giften und draſtiſch wirkenden Mitteln unterliegt 
ben bei Art. 114 dargeftellten Beſchränkungen. 

d) Der Verkauf der rein pharmazeutifhen Präparate, im Sinne des 
$. 6 der Berord. v. 17. Aug. 1834, welde in dem Minifterialausfchreiben 
v. 25. Mai 1850 (Reg.-Bl. ©. 428 und 429) näher fpezifizirt find, ift 
ihnen für ben in= wie für ben ausländiſchen Verkehr unterfagt, ausgenom: 
men, wenn fie für den Verkauf eines einzelnen Präparates eine Konzeflion 
erlangt haben, oder wenn basjelbe von hiezu berechtigten Fabrikanten im 
Großen bereitet und im Großen abgenommen wird. 

IV. Merzte, Landärzte, Chirurgen oder Bader, welden nad $. 4 ber 
Apothekerorbnung die Führung einer Handapotheke unter den im $. 8, 
32, 55, 56 und 68 ber Apotheferordnung getroffenen näheren Beftimmuns 
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gen gejtattet ift, find imnerhalb der ihrer Befugniß gezogenen Schranten 
zum Verkaufe der von ihnen felbft verordneten Arzneien berechtigt. Die 
Bewilligung hiezu kann nur von ber betreffenden Kreisregierung ertheilt 
werben. Ueber bie Führung ber Handapotheken homöopathiſcher Aerzte, in 
welchen allopathiſche Mittel nicht geführt werden dürfen, ſ. Minifterialreftript 
v. 23. Juni 1842 $. 3—5 (Döllinger XXX ©. 66, 67). 

Die unentgeltliche Abgabe homöopathiſcher Heilmittel durch homöopathi⸗ 
ſche Aerzte unterliegt nah Min.:Rejfr. v. 30. November 1834 (Döllin: 
ger XV ©. 48, 49) feiner Beſchränkung. 

V. Das gefammte ärztlihe Perfonal (mit Einfhluß ber Ehirurgen 
und Bader) darf die im Minift.-Ausfchr. vom 28. September 1847 (Döl 
linger XXX ©. 79 und 80) aufgeführten, für Nothfälle unentbehrlichen 
Mittel führen, jedod müſſen diefelben in einer inländiſchen Apotheke abge: 
nommen werden, auch dürfen praftifche Aerzte diefelbe .an die von ihnen 
behandelten Kranken nur dann dispenfiren, wenn ſich am Aufentbhaltsorte 
der Kranken eine Apotheke nicht befindet und wenn der Arzt das Mittel im 
Augenblide des Berarfes mit fih führt. Minift.:Reft. v. 26. September 
1846 (Döllinger XXX ©. 79). 

Perſonen, welde hienach nur eine befhränfte Befugniß zur Bereitung 
und zum Verkaufe von Arzneien befigen, können ſich durd Nichteinhaltung 
der ihnen gezogenen Gränzen einer nad Ziff. 1 ftrafbaren Befugniüber: 
ſchreitung ſchuldig machen. N 

Zu Abi. 1 Ziff. 2. 

Ueber den Berfauf und die Anpreifung von kosmetiſchen Mitteln (d. h. 
Zahn:, Haut: und Haarmitteln) und den zum inneren ober äußeren Ge: 
braude für Heilzwede bejtimmten Geheimmitteln j. Döllinger XV ©. 
865—870; XXX ©. 263— 275, insbefondere Minift.-Ausih. v. 30. Mai 
1838 (Döllinger XV ©. 867, 868). Nah $. 79 der Inſtruktion vom 
21. April 1862 zum Gemerbsgefege vom 11. September 1825 gehört bie 
Bereitung und der Berfauf von fosmetifhen oder Geheimmitteln einſchlüß— 
li der Erzeugung fünftliher Mineralwäfjer zu jenen freien Erwerbsarten, 
beren Betrieb von einer widerruflihen Bewilligung der zuftäudigen Behörde 
abhängig iſt. Für die Pfalz j. Dekret vom 10. Auguft 1810. Sieben: 
pfeiffer II ©. 481. 

Zu Abf. 2. 

Der Abſ. behandelt die Webertretung der im Berorbnungsmege 
feftgeftellten Verpflichtungen der zum Arzneimaarenhandel berechtigten Perjo: 
nen, insbefondere der Apotheker, joweit nicht eine Uebertretung bes Art. 114 
Abf. 3 in Frage fteht. 

Bon ben für die Aufrechthaltung der Gejhäftsordnung in den Apothe— 
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ten beſtehenden oder zu erlafjenden Borfchriften fönnen nur jene unter 
Strafe geftellt werden, welche ſich auf Führung, Zubereitung, Aufbewahr: 
ung und ben Verkauf der Arzneien beziehen. A. II ©. 343. 

Zur Zeit bejteben in diefer Richtung Beftimmungen über die Anfchaffung 
ber Arzneivorräthe, welche der Apotheker zu führen, in brauchbarem Zuftande 
zu erhalten und in entſprechenden Zeiträumen zu erneuern verpflichtet ift, fo 
wie über die Ordnung und Aufbewahrung biefer Waaren, Apotheferordnung 
$. 50—56, über die Zubereitung (Rezeptur) der Arzneien, dafelbit $. 61, 
62, über Abgabe und Verkauf der Arzneien, daſelbſt $. 34 Ziff. 6. In 
Bezug auf die Verpflichtung zur Ereditweifen Ablafjung von Arzneien wurde 
bie Anſicht ausgefprocdhen, daß der Richter die Verpflichtung der Apotheker 
zur freditweifen Abgabe an Unbemittelte nicht weiter ausdehnen werde, als 
die anerkannte Haftungspfliht der Armenpflege für die Zahlung folder 
Arzneien reiht, da man dem mebdizinifch:polizeilihen Verordnungsrecht die 
Befugniß nicht zufhreiben Fann, zu Gunften unbemittelter Berfonen Ein: 
griffe in das BPrivateigenthum der Apotheker zu machen. A. 11 343, 

Zu ben Vorſchriften, welche jih auf den Verkauf der Arzneien beziehen, 
gehören die Beftimmungen über den Handverfauf (d, 5. den Verkauf ohne 
fhriftlihe Ordination eines Arztes) im $. 64 der Apotheferordnung, fer: 
ner die Verordnungen, welche die Apotheker zur Einhaltung der Apotheter: 
tarordnung und ber barin feftgefeßten Preiſe verpflichten. Apothefertarerd: 
nung vom 27. Januar 1842, RB. ©. 317 —22, und bie dazu erlafjene 
Verordnung vom 21. Auguft 1848 (RB. ©. 828, 829). Ferner bie 
Berord. vom 30. Januar 1811, die Einführung eines neuen Apothekerge— 
wichtes im Königreihe betr. (Reg.Bl. ©. 194). 

4) Die Uebertretung des Abſ. 2 ift nicht von Amtswegen, fondern 
nur auf Antrag ber zuftändigen Medizinalbehörde verfolgbar. Die beitehen: 
ben Medizinalverorbnungen, insbejondere die Apotheferordnung, enthalten eine 
Mannicfaltigkeit von Beftimmungen, von denen viele nur inftruftiver Na: 
tur find, und deren Zwedmäßigkeit und Anwendbarkeit mehrfach durch Zeit: 
und Ortsverhältniſſe bedingt ift. Bei Erlafjung diefer Bejtimmungen wurde 
nit daran gedadyt, daß jede Lebertretung eine Polizeiftrafe zur Folge ba: 
ben jolle. Eine zweckmäßige Ausfheidung jener Beitimmungen, welche 
unter PBolizeiftrafe geftellt werden follen, läßt ſich weder durch Geſetz noch 
durh Verordnung genügend bewirken, da biebei nicht blos Ortsverhältniſſe, 
Abſatz und Frequenz der Apotheke, jondern felbit Berjonalverhältniffe zu 
berüdjichtigen find, und beijpielsweife aus dem Ergebniffe einer Apothefen: 
vifitation nicht nach der Zahl der vorgefommenen formellen Verſehen gegen 
die Apothekerordnung, fondern nad dem Gefammtzuftande ber Apothele, 
nah der Befriedigung oder Richtbefriebigung der nad) den drtlihen Umjtäns 
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den zuläffigen Anſprüche die Frage zu beantworten fein wird, ob die Vor: 
gerichtftellung des Apothefers zu veranlafjen jei oder nicht; die einzige Art 
und Weife, um eine vernünftige Ausfheidung zwiſchen den zur Verfolgung 
und den zum Stilfhweigen oder zu einer blojen Warnung und Belehrung 
von Seite ber Medizinalbehörde geeigneten Verfehlungen zu machen, fchien 
darin zu Tiegen, daß man die Entiheidung diefer Frage dem Ermefjen der 
betreffenden Mebdizinalbehörde überläßt. ; 

Das Gefeß ſpricht nur von der zuftändigen Medizinalbehörbe, ohne zu 
bezeichnen, welche diefelbe ift. Die Feſtſetzung der Zuftändigfeit ift daher 
der Mebdizinalorganifation überlafjen, welde bisher im Verordnungswege 
geregelt worden ift und aud künftig diefem Wege vorbehalten bleibt. Das 
Recht der Beauffichtigung der Apotheken fteht jetzt dem Gerichtsarzte in 
feinem Bezirke, das Net der Oberauffiht nad $. 56 Abi. 4—5 der Kom: 
petenzverordbnung vom 17. November 1825 der Kreisverwaltungsftelle zu; 
da die Kreißmedizinalbeamten Feine felbftändige Behörde bilden, fondern 
der Kreisregierung inkorporirte techniſche Mitglieder find, kann der im Abf. 2 
erwähnte Antrag von dem einjhlägigen Gerichtsarzte oder von der Kreis: 
verwaltungsftelle auf Anregung des Kreismedizinalrathed ausgeben. Der Me: 
bizinalbehörbe ift hier nicht eine Anklagerolle, ftatt ber Staatsbehörde oder 
neben berjelben, zugedacht, ſondern jie fol lediglid; in jedem hiezu geeigneten 
Falle bei der Staatsbehörde den fhriftlihden Antrag auf Verfolgung jtellen, 
wodurch dieſe zur Verfolgung der Sache beim Polizeirichter ermädtigt wird. 

U. II 494, 495. 

Zu Ab. 3. 

Im Falle der Beitrafung auf Grund des Abf. 1 ift nur die Konfis— 
fation der Arzneien, fosmetifchen oder Geheimmittel, welche den Gegenſtand 
der Uebertretung bilden, nicht der hiezu gebraudten Werkzeuge, Apparate 
oder der hiezu bejtimmten Rohſtoffe zuläfjig. 

A. U 231. 

Zu Abf. 4. 

Im Sinne des Art. 112 ift e8 jedem Viehbeſitzer gejtattet, feine Thiere 
felbft zu kuriren oder ſich hiezu feiner Dienftleute zu bedienen, es ift ferner 
in Notbfällen die Vornahme der nöthigen thierärztlihen Handlungen aud 
blofen Empirikern geftattet. Diefe Befugniffe könnten zum Schaden der Rand» 
wirthſchaft illuſoriſch gemacht werden, wenn nad) den bisherigen Medizinal- 
vorſchriften Heilmittel für Thiere, ſoweit fidy foldye nicht zum Handverkaufe 
eignen, nicht ohne ein von einem approbirten Thierarzte ausgeftelltes oder 
genehmigtes Rezept abgegeben werben dürften. Deßhalb die Beitimmung 
bes Abf. 4. 

Um fih Gifte zu verfchaffen, kann diefe Beftimmung nicht mißbraudt 


Uebertret: 
ungen in 

Bezug auf 
Schutz⸗ 


podenimpf: 


ung. 
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werden, dba Abf. 4 nur eine Einfhränkung des Art. 115, dem er angehört, 
nit aber des Art. 114 enthält. Um jedoh auch die Verhütung weiterer 
Mißbräuche, namentlih in Bezug auf fehr energiſch wirkende (draſtiſche) 
Mittel mögli zu machen, ift der Staatsregierung das Recht vorbehalten, 
im Berorbnungswege die nöthigen Borfihtsmaßregeln und Beihränfungen 
anzuordnen, deren Uebertretung wieder der Strafbeitimmung des Abſ. 2 
anbeim fallen würde. So lange aber folche Vorſchriften nicht erlafjen find, 
ift die Abgabe der betreffenden Heilmittel unbedingt geſtattet. A. IH 
©. 396, 493. 


Art. 116. 

An Geld bis zu 25 fl. wird geftraft, wer in öffentlichen Blät— 
tern oder Anjchlägen fosmetiihe Mittel, Geheim- oder andere 
Heilmittel, deren Berfauf von der zuftändigen Behörde nicht er: 
laubt iſt, anzeigt oder bei der Ankündigung folder Mittel den 
Bedingungen zumwiderhandelt, unter welchen der Verkauf von der 
zuftändigen Behörde geftattet worden ift. 

Gleicher Strafe unterliegt der Redakteur oder, joferne dieſer für 
Ankündigungen nicht verantwortlich iſt, der Berleger des öffentlichen 
DBlatted, welches eine folbe Ankündigung aufgenommen hat. 


Zu Abf. 1. 

Die nah dem Worte „ankündigt” im Entwurfe enthaltenen Worte 
„oder anpreift” wurden geftrihen, weil ein Anpreifen an fih, wenn es 
nicht eine Ankündigung enthalte, nicht gegriffen werden wollte, 3. B. An: 
preifung in einer Zeitfchrift, in einem Zeitungsartifel, der nicht feinem In: 
halte nach eine Ankündigung enthält. A. II S.150. Zu Abſ. 2. Siehe 
Anm. 2 zu Art. 93. 


Art. 117. 


Eltern, Pflegeeltern und Vormünder, welche weder ihre impf- 
pflichtigen Kinder, Pflegefinder oder Mündel auf ergangene obrig- 
feitlihe Bekanntmachung zur öffentlichen Impfung und Impf— 
fontrole bringen, noch innerhalb der von der Bolizeibehörde feſt— 
gejegten Friſt die gänzliche oder zeitliche Befreiung der betreffen: 
den Kinder von der Impfpflichtigkeit nachweiſen, werden beim 
erften Uebertretungsfalle an Geld bis zu 5 fl. und bei fortgefegter 
Säumniß an Geld bis zu 25 fl. geitraft. 
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1) Die beftehenden Beftimmungen über Schubpodenimpfung bei Döl: 
linger XV ©. 716—777; XXX ©. 207—210. 

2) Das Gefep hält an der Aufftellung einer allgemeinen Impfpflicht 
feit und überläßt deren mähere Regulirung dem Verordnungsrechte. U. U 
&. 343. Jetzt iſt diefelbe zu bemefjen nah Verord. v. 22. Dezember 
1830 (RB. ©. 1326) vom 12. Auguft 1834 und 17. Dezember 1852 
(RB. ©. 1261). 

Die Impfpflicht enthält : 

a) die Verpflichtung die zur Impfung geeigneten Kinder zur Vornahme 
ber öffentlihen Schußpodenimpfung- zu ftellen. Die Impfpflit tritt mit 
bem 1. April jeden Jahres für alle im vorhergegangenen Jahre geborenen 
Kinder ein, melde zur ordentlichen öffentlihen Impfung zu bringen find, 
wenn nit ein Grund der gänzlihen oder zeitlihen Befreiung bejtebt. 
Gänzliche Befreiung tritt nad Verord. v. 17. Dezember 1852 $. 4 ein: 

aa) wenn bas Kind mit Erfolg geimpft, 

bb) wenn bie Impfung an demfelben in drei nad) einander folgenden 
Jahren ohne Erfolg vorgenommen worben ift, oder 

ce) wenn basjelbe die natürlihen Blattern erjtanden hat. 

Beitlihe Befreiung findet bei großer Schwäche des Kindes oder in 
Folge der in der allegirten Verordnung fpezifizirten Krankheitserſcheinungen 
ftatt und bat die Zurüdjtellung zur nächſten ordentlihen oder außerordents 
lihen Impfung zur Folge. 

Drehen in einem Orte die natürlichen Blattern oder Varioliden aus, 
fo find alle Kinder jeden Alters, auch die im ſelben Jahre geborenen, foferne 
benfelben weder eine gänzliche noch theilmeije Befreiung nad) obigen Grund— 
fügen zufommt, zur außerordentlihen Impfung zu jtellen. 

b) Die Berpflihtung, die geimpften Kinder am 8. Tage nad ber 
Impfung zur Impfkontrole vorzuftellen. Cine 2. Kontrole zwiſchen dem 
20. und 32. Tage ift durd DBerord. v. 12. Auguft 1834 nachgelaffen, 
Eine Berehtigung des Jmpfarztes, ohne Zuftimmung der Aeltern die Puſteln 
des Impflinges zur Gewinnung von Impfitoff zu öffnen, läßt fih aus 
ber Impfpflicht nicht ableiten, die Aufitelung einer ſolchen Befugniß ſchien 
auch nicht nöthig, da ed nit an Müttern fehlen wird, welche umſonſt oder 
gegen geringe Vergütung dieſe für den Impfling unſchädliche Operation ge: 
ftatten. A. II ©. 397. 

3) Die Bolizeibehörde, welche die öffentliche Ausfchreibung der vorzuneh: 
menden ordentlichen oder außerordentlihen Impfung erfäßt, bat auch bie 
Friſt zu beſtimmen, innerhalb welcher die gänzliche oder theilweife Befreiung der 
nicht zur Impfung gebrachten impfpflichtigen Kinder nachzuweiſen ift. Diefe 
Beftimmung muß nit nothwendig in der erften Bekanntmachung erfolgen, auch 

20 
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ift e8 nicht nothwendig, ben Tag ber öffentliben Impfung auch zur Kiefer: 
ung biefer Nachweiſe zu bejtimmen, vielmehr kann ein jpäterer Termin 
biefür feitgefebt werden, weil die in Städten zahlreich vortommenden Pri— 
patimpfungen nit immer am Tage ber öffentlihen Impfung in der Art 
beendigt jind, daß über deren Erfolg Zeugnifje ausgeftellt werden fünnen. 
Der geforderte Nachweis kann nicht blos durch fchriftliche Zengniffe, ſondern 
auch in anderer Weiſe geliefert werden. A. I ©. 232; II ©. 150, 223, 

4) Im Falle fortgefehter Renitenz ift die Polizeibehörde berechtigt, 
auf Grund des Art. 30 Abſ. 1 die impfpflichtigen Kinder zur Vornahme 
ber Handlung abholen zu lafien. U. IT ©. 223. 


Art. 118. 


An Geld bis zu 10 fl. werden Vorfteher von Privatunter- 
richts- oder Erziehungdanftalten geftraft, welche Kinder aufneh- 
men, ohne durd vorſchriftsmäßige Zeugniffe verfiert zu fein, 
daß diefelben den Verordnungen über die Schugpodenimpfung 
Genüge geleiftet haben. 


Borfteher öffentliher Unterrichts- oder Erziehungsanftalten, welde 
Kinder ohne bie vorjchriftsmäßigen Zeugniffe aufnehmen, unterliegen die: 
ziplinärer Ahndung. 

Nad den Morten „Genüge geleiftet”” wurden die im Entmwurfe ent- 
halten gemwejenen Worte „oder bie natürlihen DBlattern überftanden” ge: 
frihen, weil auch hierdurch nach den beftehenden VBerorbnungen (V. v. 
17. Dezember 1852 $. 4) der Impfpflicht Genüge geleiftet wird, A. II 
©. 232; 11 ©. 223. 


Art. 119, 
Uebertretun: Familienhäupter und deren Stellvertreter, in deren Wohnung 
gen in Be: die natürliben Blattern audgebrohen find, und welde nicht 
—* innerhalb 12 Stunden, nachdem fie von der Natur der Krank—⸗ 
— heit Kenntniß erlangt haben, der Polizeibehörde Anzeige machen 
7 oder einen zur Praxis berechtigten Arzt zu Hilfe rufen, werden 


an Geld bis zu 10 fl. beſtraft. 


Art. 119, 120. MWebertretungen in Bezug auf anjtedende Krankheiten. 307 


4) Die Ausdehnung der Anzeigepflicht auf Dienftboten wurde abge 
lehnt, weil man einem Dienftboten, joferne er nicht als Stellvertreter eines 
abweienden oder erkrankten Familienhauptes anzufehen ift, die Anzeigepflicht 
nicht zumutben zu dürfen glaubte. A. I ©. 343. 

2) Berfonen, welde medizinische Kenntnifje nicht befigen, kann man 
nicht zumuthen, die natürlichen Blattern von Krankheiten ähnlicher Art, 
3. B. Varioliden, Varizellen oder Wafjerblattern zu unterfcheiden; die Ueber: 
tretung fann daher nur von jenen Perfonen begangen werden, welde bie 
Natur der aufgetretenen Krankheit gefannt oder in Erfahrung gebracht 
haben. A. U ©. 232. 

3) Die Anzeige ift an die Drtspolizeibehörde zu erftatten, welche nad) 
Erforderniß die Dijtriktspolizeibehörde zum Zwede der Ergreifung der gegen 
die Weiterverbreitung der Krankheit nöthigen Maßregeln zu benachrichtigen 
bat. Iſt ein Arzt beigezogen, jo gebt die Berpflihtung zur Erſtattung der 
Anzeige nady Art. 126 auf diefen über. U. III ©. 150. 


Art. 120, 


Wer wiffentlih an einem anſteckenden Uebel leidet und mit 
BVerheimlihung defjelben ſich ald Dienftbote, Amme, Gefelle, Ge: 
werbsgehilfe, Lehrling oder Fabrifarbeiter verdingt, desgleichen 
wer im Dienfte von einem jolhen Uebel befallen wird und fol: 
ches der Dienftherrfchaft, dem Meijter oder dem Fabrikherrn ver: 
heimlidyt, wird mit Arrejt bi8 zu 8 Tagen oder an Geld bis 
zu 10 fl. geftraft. 

Die Befugniß der WPolizeibehörde, die erforderliben Maß: 
regeln wegen Abfonderung und Heilung folder Perfonen zu tref: 
fen, bleibt vorbehalten. 


1) Das Wort „wiſſentlich“ ift auf alle im Abſ. 1 enthaltenen that- 
ſächlichen Umftände, auf das Vorhandenſein eines Uebels, auf deſſen an: 
jtedende Natur und auf die Verheimlichung defjelben zu beziehen, und 
gilt nicht nur für den erjten, jondern auch für den zweiten mit den Worten 
„besgleichen wer’ beginnenden Satz. A. II ©. 223. 

2) Unter dem „Fabrikherrn“ ift bei auf Aktien gegründeten Yabrifen 
der Direktor oder Gerant der Yabrif zu verftehen A. II ©. 151. 

3) Wiewohl im Abf. 4 nad den Worten „ber Dienftherrihaft, dem 
Meifter oder dem Fabrikherrn“ der in anderen Artikeln gewöhnlich beige: 
fügte Zufaß „oder deren Gtellvertreter nicht ausdrücklich beigefügt ift, 

20 * 
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kann es feinem Zweifel unterliegen, daß im Falle der Abweſenheit jener 
Perſonen die dem Stellvertreter derjelben gegenüber ftattgefundene Verheimlich— 
ung eines anftedenden Uebels durch die im Art. genannten Perſonen der 
gleihen Strafbeftimmung unterliegt. 


Art. 121. 


Ber Kleidungsftüde, Zeinenzeug, Betten oder andere zur Ver: 
breitung von Anjtefung geeignete Gegenftände, welche von einem 
an einer anſteckenden Krankheit Xeidenden während derjelben ge— 
braucht worden find, bei polizeilicher Nachfrage verheimlicht oder 
nicht in der von der Polizeibehörde vorgefchriebenen Weiſe rei: 
nigt oder der polizeilih angeordneten Vernichtung entzieht, des— 
gleihen wer wiſſentlich foldhe zur Vernichtung geeignete Gegen: 
fände verfauft, in Umlauf fegt oder an ſich bringt, wird an 
Geld bis zu 50 fl. oder mit Arreft bis zu 14 Tagen geftraft. 

Die zur Vernichtung beftimmten Gegenftände werden fonfiszirt. 


Die Befiger von Kleidungsjtüden, Leinenzeug, Betten ober anderen 
in ähnliher Weife zur Verbreitung von Anftedungen geeigneten Gegen: 
ftänden, welde während einer anjtedenden Krankheit von dem Leidenden 
gebraudt worden find, werden nad Maßgabe diefes Artikels ftrafbar: 

1) wenn fie folhe Gegenftände auf Nachfrage der Polizei, welde 
nicht blos von einem Polizeibeamten, jondern auch von einem hiezu beauf- 
tragten oder injtruftionsmäßig handelnden untergeordneten Bebdienfteten 
vorgenommen werden fann, verheimlichen, A. III ©. 223 und 224; 

2) wenn fie jolhe Gegenftände nicht in der von der zujtändigen Po— 
lizeibehörde vorgejchriebenen Weife reinigen, — wobei e8 gleichgiltig ift, ob 
hierüber eine bejondere Anordnung an den betreffenden Bejiger ergangen 
ift, oder ob eine bei dem Auftreten einer anjtedenden Krankheit von ber 
zuftändigen Behörde nad) Art. 248 des StGB. befonders befannt gemachte 
Anordnung von allgemeiner Geltung hierüber ergangen ift; 

3) wenn fie ſolche Gegenftände, deren Vernichtung von ber zuftändigen 
Polizeibehörde angeordnet ift, der Vernichtung entziehen durch Verheim— 
lihung, Wegihaffung und dergl, Die Vornahme der angeordneten Vernidye 
tung fann zwar dem Inhaber unter Aufjiht und Leitung der Bolizeibe: 
hörde geftattet werben, fann ihm aber nicht anbefohlen werben, wohl aber 
muß er die Vornahme berfelben in der von ber Polizeibehörbe angeorbne 
ten Weife geſchehen lafjen. 


! 


Art. 121. Mebertretungen in Bezug auf anftedende Krankheiten. 309 


Es wurde hiebei die Erwartung ausgeſprochen, daß ſolche Vernidt: 
ungsmaßregelu nur auf Grund zuverläffiger tehnifher Gutachten und nur 
im Falle der Nothwendigkeit verhängt werden, und daß erforberlichen Fal- 
les das den Betheiligten unzweifelhaft zuftehbende Rekursrecht den erforder: 
lihen Schuß gewähren werde. In älterer Zeit bat die Polizei bei an— 
ftedenden Krankheiten Mafjen von Gütern vernichten laffen, und es ift als 
ein Triumph der neueren Medizin zu erachten, daß man ohne ſolche Zer: 
ftörungen an Boltsvermögen ben anftedenden Kranfheiten raſcher und ficherer 
als früher ein Ziel zu fegen vermag. Die Zerftörung ber Betten, Kleib- 
ungsftüde der DVerftorbenen ift thatfächlich faft ganz außer Uebung gefom: 
men und durch wirffame Reinigungen erfest, A. II ©. 300; II ©. 223. 

4) Wenn fie ſolche Grgenftände, von denen fie wiffen, daß deren 
Vernichtung im gefundheitspolizeilihen Intereſſe erfordert jei, verkaufen 
ober in anderer Weife in den Verfehr bringen; wobei es nicht erforberlid) 
ift, daß bereits eine polizeilibe Dazmwifchenfunft oder eine die Vernichtung 
anordnende Verfügung erfolgt fein müſſe. A. TI ©. 223. 

Dritte Perfonen werden ftrafbar, wenn fie jolde Gegenftände, von 
denen fie wiffen, daß beren Vernichtung polizeilidh angeordnet oder im ſa— 
nitätspolizeilihen Intereſſe erforderlich ift, entweder für ſich felbjt erwerben 
oder als Mittelsperfonen verfaufen oder jonft in Umlauf fegen. 

Das Verhältnig des gegenwärtigen Artikels zu StGB. Art. 248 ift 
folgendes: 

Dffenbar fällt das Material des Art. 121 unter bie im StGB. 
Art. 248 vorbehaltenen Schuß: und Sicherungsmaßregeln gegen anftedende 
Krankheiten. 

Die Vorſorge für gehörige Reinigung der von den Kranken gebrauchten 
Effekten, für Vernichtung derjenigen Gegenſtände, welche geeignet ſind, den 
Anſteckungsſtoff in ſich aufzunehmen, und welche nicht gereinigt werden kön— 
nen, iſt ein Vorbeugungsmittel gegen Verbreitung ſolcher Krankheiten, und 
es werden auch in den medizinalpolizeilichen Vorſchriften, welche aus Anlaß 
des Auftretens ſolcher Krankheiten erlaſſen werden, gewöhnlich Anordnungen 
in dieſer Beziehung getroffen. 

Allein ſelbſt in dieſem Falle iſt die Uebertretung der auf Grund des 
StGB. Art. 248 erlaſſenen Vorſchriften, welche zugleich unter PStGB. 
Art. 121 fällt, nicht nach StGB. Art. 248, ſondern nach PStGB. 
Art. 121 zu beſtrafen. 

Dieſer iſt Spezialgeſetz für die in ihm behandelten Fälle, deſſen beſondere 
Vorſchrift der allgemeinen des StGB. Art. 248 vorgeht. 

Bezüglich der Kompetenz zur Erlaſſung der im Art. 248 des StGB. 


vorgejehenen Vorſchriften wird bemerft: 
\ 
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In Sachen der Medizinalpolizei fteht ber Ortspolizeibehörde nad 
$. 90 lit. k der VI. Verfafjungsbeilage die Befugniß zu, im dringenden 
Fällen augenblickliche Vorkehrungen zu erlaffen; die Handhabung der Me: 
dizinalpolizei in den einzelnen Vorkommniſſen fteht der Diftriftspolizei, in 
Münden nah $. 40 ber allerh. Verordn. vom 15. Septbr. 1818 der Po: 
lizeidireftion zu. Dagegen ift die Erlaſſung allgemeiner Anordnungen gegen 
anſteckende Krankheiten und Seuchen oberpoligeilih und durch die Kompetenz» 


verordnung vom 17. Dezbr. 1825 $. 52 in die Befugniffe der Kreigregier- 
ungen gelegt. 


Dei der Redaktion des Art. 248 des SGB. wurde unter Vor: 
behalt des kgl. Verorbnungsredites mit Rückſicht auf die Wichtigkeit bes 
Gegenftandes darauf Werth gelegt, daß Strafeinfhreitungen wegen Nicht: 
beachtung der mebdizinalpolizeilihen Schugmaßregeln gegen anftedende Krank: 
heiten nur dann ftatthaft fein, wenn aus Anlaß des Auftretens folder 
Kranfheitserfheinungen eine neue Befanntmadhung der nad den Verord— 
nungen und oberpolizeilihen Vorfchriften nunmehr ins Leben tretenden Po— 
lizeimaßregeln ftattgefunden hat, ober wenn fpezielle Anordnungen ber zu: 
fändigen Diftrifts- oder Lokalpolizeibehörde an diejenigen Betheiligten er: 
gangen find, welche ſich darnach zu achten haben. 


Die Maßregeln gegen anftedende Krankheiten find ihrer Natur nad 
außerordentlihe und vorübergehende Mafregeln, welche nur unter beftimm- 
ten Borausfegungen in das Leben, und wenn ihr Beranlaffungsgrund be: 
jeitigt ift, wieder außer Wirkſamkeit treten. Diefe Maßregeln beruhen auf 
wiffenfhaftlih techniſchen Vorausfeßungen, welche bei dem Fortſchritte der 
medizinischen Wifenfhaften und Erfahrungen einem fteten Wechſel unter: 
worfen find. Deßhalb enthalten die älteren Verordnungen und oberpoligets 
lihen Vorſchriften eine Mafje von veraltetetem und unbrauchbarem Mate: 
vial, defjen Anwendung einer vernünftigen Medizinalpolizei heute nicht mehr 
in den Sinn kommen kann. 

Demnach wurde es als nothwendig erachtet, daß die Unterthanen auf 
das Inslebentreten ſolcher Ausnahmsvorſchriften durch eine neue Publika— 
tion derſelben aufmerkſam gemacht und daß hiebei nur dasjenige, was noch 
als brauchbar erachtet wird, eingeſchärft, das Veraltete aber durch entſprech⸗ 
ende neue Vorſchriften erſetzt werde. Es wurde jedoch als unzweifelhaft 
erachtet, daß auch die Diſtriktspolizeibehörden berechtigt ſind, ſobald ſich 
ein Bedürfniß hiezu ergibt, vorbehaltlich der zu veranlaſſenden oberpolizei- 
lichen Anordnungen in ihrem Bezirke bie zur Zeit in Geltung ftehenden 
Verordnungen und oberpolizeilichen Vorſchriften wiederholt zu publiziren 
und die zu deren Bollzuge erforderlichen befonderen Anordnungen zu er: 
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laffen, und daß auch die Ortsbehörden die augenblicklich erforderlihen Maß— 
regeln anzuordnen beredtigt bleiben; wobei die Zuwiderhandlungen gegen 
joldye orts⸗ oder bdiftriftSpolizeilihe Anordnungen nidyt minder ber Strafbe: 
ftimmung des Art. 248 anbeimfallen, als die Uebertretung ber bejonders 
publizirten Berorduungen und oberpolizeilihen Vorſchriften. 


Art. 122, 


An Geld bis zu 10 fl. wird geftraft, wer Schafe oder andere Nebertretun: 
Hausthiere der zur Verhütung der Echafräude oder fonjtiger gen in Be: 
Viehſeuchen oberpolizeilich angeordneten Beſchau entzieht oder MS auf 


er he Thierfranf: 
nicht rechtzeitig unterjtellt. heiten und 


Bei der überhandnehmenden Ausbreitung der Räudefranfheit unter den gefallene 
Schafen, befonders bei den zwiſchen ben Baverifchen, würtembergiſchen und ur: Thiere. 
heffifhen Gränzgebieten bin: und herzichenden Heerden, wurde eine ähnliche 
Mapregel, wie im Königreihe Würtemberg, für nöthig erachtet und durd 
Minifterialausfchreiben vom 27. Aprit 1835, welcher eine Inſtruktion von 
demfelben Tage beigefügt ift, für die Landestheile dieſſeits des Rheines ein= 
geführt (Döllinger XV ©. 699). 

Diefe Anordnung ift durch Minifterialbefanntmahung vom 28. Mai 
1862 Ziff. 4 (Reggobl. S. 928.) in der Abficht aufgehoben worden, bie 
Erlafiung der gemäß des Artikels zuläffigen Maßregeln lediglich ben ober: 
polizeilichen Borfhriften der Kreisverwaltungsitellen anheimzugeben. 

Die in dem Minifteriaferlaffe vom 27. April 1835 angeordneten Be: 
ihaumaßregeln hatten die Natur einer ftändigen Mafregel zur Verhütung 
der Schafräube; und es können in ähnlicher Weife auch fünftig über die 
im Art. aufgeführten Gegenftände ftändige Mafregeln durch oberpolizei: 
liche Vorſchriften neu eingeführt werben, während StGB, Art. 363 Abf. 2 
nur folde Anordnungen gegen Thierfrankheiten im Auge bat, meldye bei 
jedem Erfcheinen einer anſteckenden Thierkrankheit befonders erlaffen oder 
wenigſtens aufs Neue publizirt werben, 

Zu dem allegirten Art. 363 Abſ. 2 fteht der gegenwärtige Artikel in 
dem Berbältniffe eined Spezialgefeges gegenüber einer generellen Vorſchrift. 
Für die Gegenftände, auf welche fi derfelbe bezieht, hat berfelbe daher 
vor dem Art. 363 Abſ. 2 des StGB. den Vorzug. 
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Art. 123, 


Un Geld bis zu 25 fl. wird geftraft, wer, nachdem er Kenn— 
zeihen einer anjtedenden Kranfheit an einem ihm zugehörigen 
oder feiner Hut oder Aufficht anvertrauten Thiere wahrgenom— 
men hat, nicht fofort dad Thier von Orten, wo die Gefahr der 
Anftekung fremder Thiere befteht, ferne hält und der Ortspoli— 
zeibehörde Anzeige macht oder einen zur Praxis berechtigten 
Thierarzt zur Behandlung des erkrankten Thieres beizieht. 

Eriheinen an einem Thiere Kennzeichen der Muth, fo muß 
dafjelbe fogleich getödtet oder auf andere Weife unſchädlich gemacht 
werden, widrigenfald die Eingangs beftimmte Strafe einzus 
treten bat. 


Art. 123 dient zur Ergänzung des StGB. Art. 363 Abf. 2. Der 
leßtere fichert den Organen ber Rolizeiverwaltung das Recht, die nöthigen 
Einfuhrverbote, Abjperrungs:, Aufſichts- und jonftige Maßregeln, welche 
zum Schuße gegen Eintritt, VBerfhlimmerung, Verbreitung ober Wiederkehr 
anſteckender Viehkrankheiten erforderlih find, zu erlaffen. Allein bie Ans 
wendbarkeit des Art. 363 Abſ. 2 jest voraus, daß aus Anlaß bejtimmter 
Ereigniffe, z. B. des Ausbruches einer anftedenden Viehfranfheit in benach— 
barten Staaten oder in anderen Landestheilen, oder in Folge des ſpora— 
diſchen Vorkommens einzelner Krankheitsfäle entweder die älteren Anord: 
nungen aufs Neue publizirt, oder neue Anordnungen für, den in Frage 
ftehenden Ausbruch der Krankheit erlaffen oder wenigſtens vorſorgliche Ans 
ordnungen von ber zuftändigen Orts: oder Diftriftspolizeibehörde getroffen 
worden find. Gobald aber die im StGB. Art. 363 Abf. 2 vorgefehenen 
Anordnungen verkündet find, tritt die Beftimmung dieſes Art, in Ans 
wendung. 

Im Intereſſe der Polizeiverwaltung war daher nur noch erforderlich, 
Borjehung dafür zu treffen, daß bei einzelnen ſporadiſch vorkommenden 
Erfranfungsfällen augenblicklich das Nothwendigſte gefchehe, um dem 
Umjichgreifen der Krankheit vorzubeugen, und daß die Polizei fofort von 
dem Auftreten folder Erfdeinungen unterrichtet werde, um gemäß Art. 363 
Abf.8 des StGB. das weiter Erforderliche vorkehren zu können. 

Das Geſetz fordert daher von jedem Eigenthümer eines Viehftüdes 
und von „Jedermann, dem die Hut oder Aufficht fremder Thiere anvertraut 
ift, daß er im Falle der Wahrnehmung von Kennzeichen einer anftedenden 
Thierfranfheit an einem ihm angehörigen oder ihm zur Hut oder Aufficht 
. anvertrauten Thiere 
1) das Thier von folden Drten entfernt hält, wo dadurd fremde 
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Thiere angejtedt werben fünnen, insbefondere von gemeinſchaftlichen Wei- 
den, Stallungen u. dgl. Dagegen ift die oft wegen Xofalitätenmangels 
nicht durhführbare Abjonderung dieſes Viehftüdes von anderen ihm eigen: 
thümlihen Thieren nicht erfordert, A. II ©. 398; 

2) daß er entweder fofort der Ortspolizeibehörde Anzeige madıt ober 
einen zur Praxis berechtigten Thierarzt zur Behandlung des Thieres ber: 
beiruft, auf welden alsdann nah Art. 126 die Pflicht zur Erftattung ber 
erforderlihen Anzeige übergeht. 

Es wurde erwartet, daß nad Empfang einer ſolchen Anzeige die Orts: 
polizeibehörde nicht blos für die fofortige Benahrichtigung der höheren Po: 
lizeibehörde ſorgen, fondern daß fie auch auf Grund des Art. 363 Abf. 2 
des StGB. die momentan erforderlihen Maßregeln fofort anordnen werde, 

Sobald aber von den Befugniffen diefes Artikels Gebrauch gemadt 
ift, fällt die Uebertretung der hierauf gebauten Anordnungen burd den 
Eigenthümer oder Hirten des zuerit erkrankten Thieres, wie burd Jeder⸗ 
mann, für welchen fie gegeben worden jind, den Strafbeftimmungen biejes 
Art. anheim. 

Deßhalb wurden alle weiteren Anordnungen befonderer Borfidhtsmaß- 
regeln in ſolchen ſporadiſchen Fällen, deren Uebertretung nad Art. 143 
des Entwurfes unter Strafe geftellt werden follte, als entbehrlich bejeitigt; 
A. II ©. 152, 398. 

Die bisher ergangenen Verordnungen und oberpolizeilichen Vorſchriften 
über Vichfeuchen f. bei Döllinger XV ©. 560—698; XXX ©. 187—197. 


Art. 124. 


Zumiderhandlungen gegen die oberpolizeilihen Vorſchriften über 
das Wegihaffen, den Traneport und das Bergraben gefallener 
Thiere, fowie über das Ausgraben verfharrter Thiere und Thier: 
fnoden werden an Geld bis zu ‘10 fl., und wenn diefelben 
wiffentlih in Anſehung eines an einer anftedenden Kranfheit ge 
fallenen oder wegen derjelben ygetödteten Thiered begangen wer: 
den, an Geld bis zu 25 fl. gefiraft. 


Die polizeilihen Vorſchriften über die Behandlung des Viehfalles be: 
zwecken die Befeitigung von Gefahren für die menſchliche Gejundheit durch 
die Berwefung unbeerdigter oder nicht gehörig beerdigter Thierförper. Bei 
dem in Folge einer anſteckenden Krankheit gefallenen oder wegen derſelben 
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getödteten Viche wird zugleich die Verhütung weiterer Verbreitung der Seuche 
bezwedt. 

Aeltere bayer. Verordnungen hierüber f. bet Döllinger XV ©, 281 f. 

Nah der in den Landestheilen diesjeits des Rheins beftehenden Ein- 
richtung fol der Tramsport und das Vergraben gefallener Thiere aus: 
ſchließlich durch Wafenmeifter beforgt werden, denen entfpredyende Bezirke 
anzumeifen find, und welche außerdem zum Vollzuge ber ficherheitspolizei- 
lihen Anordnungen gegen Hundswuth fowie zu ähnlichen Verrichtungen 
verwendet werben jollen. 

Die Wafenmeifterei ift ein Gewerbe, welches in ber Eigenfchaft eines 
perfönlihen Gewerbsrechtes wie als Nealreht vortommen kann, deſſen Aus: 
übung jedenfalls eine Konzeffionsverleifung erfordert. 

Die Bildung der Wufenmeiftereibezirfe und bie Konzeffionsverleihung 
fteht nach F. 44 ber Inftruftion vom 21. April 1862 zum Gewerbsgeſetze 
vom 11. September 1825 den Diftriftspolizeibehörden und den Magiftraten 
jener Städte zu, welche den Kreisregierungen unmittelbar untergeorbnet find. 

Wie jedem Gewerbsinhaber gebührt dem Wafenmeifter Schuß in ber 
Ausübung feiner Gewerbsbefugniffe gegen die Konkurrenz unberechtigter 
Perfonen; auch war in ben bisher beftandenen Verordnungen die Beforgung 
des Falles durch Schäfer oder andere Viehhirten oder durch den Vieheigen— 
thümer jelbft, oder durch ausländiſche Wafenmeifter verboten, Jedoch war 
bereitd durch Minift.-Entfchl. vom 31. Auguft 1836 (Döllinger Bd. XV 
S. 293) anerkannt, daß fich diefe ausjchließlihe Berechtigung nur auf ge 
fallenes Vieh beziehe, und daß dem Eigenthümer das Recht nicht beftritten 
werben fönne, feine Thiere felbit zu tödten oder töbten zu laffen, und ein: 
zelne Theile, jo weit fie braudbar find und das Thier nicht mit einer ans 
ftedenden Krankheit behaftet war, zu öfonomifhen Zwecken, 3. B. zum 
Schweinefutter, zu verwenden ober Anderen zu überlafien, da dem Wafen: 
meifter nur bie Wegräumung des gefallenen Viehes zukomme. 

Der Grund, warum man bie fünftige Regulirung biefer Angelegenheit 
unbedingt ber Dberpolizei anheim gab, beftand darin, dag man die Zweck— 
mäßigfeit der bisherigen Einrichtungen bezmeifelte und ber Oberpolizei eine 
neue Erwägung biefer Frage unter gleihmäßiger Berückſichtigung aller be: 
achtungswerthen gefundheitspolizeilihen und wirthſchaftlichen Rüdfichten 
anheim geben wollte. 

Namentlih ſchien ein unbebingtes geſetzliches Gebot bes Verſchar⸗ 
rens aller gefallenen Thierförper auf dem Waſen nicht ratbfam, weil 
es möglich ift, ſolchen Thierreiten unbeſchadet aller geſundheitspolizeilichen 
Anforderungen eine werthvollere öfonomifhe Verwendung zu geben, 3. B. 
zur Salmiaffabrifation, wie dies ſchon in einem Theile ber Pfalz üblich if. 
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Durch Minifterialbefauntmahung v. 28. Mat 1862 Ziff. 5 (Reg.Bl. 
&.928) find auf Grund des PStGB. Art. 45 Abf. 2 alle bisher beftan- 
denen Geſetze, Verordnungen und Minijterialerlaffe über das Wegfchaffen, 
den Transport und das Bergraben gefallener Thiere, fowie das Ausgraben 
verſcharrter Thiere und Thierfnochen aufgehoben worden, in der Abficht, 
die Etlaſſung der erforderlihen Anordnungen den oberpolizeilihen Bor: 
hriften der Kreisverwaltungsitellen anheim zu geben. 

Dieje Aufhebung bezieht ſich matürlich nur auf die in den betreffenden 
Verordnungen und Minifterialerlaffen enthaltenen fiherheits: und gefundheits- 
pofizeilihen Anordnungen, foweit fie fib auf die Gegenftände des Art. 124 
beziehen, nicht auf die das Waſenmeiſtergewerbe betreffenden gemwerbspolizet: 
then Vorſchriften, an welchen die neuefte Inftruftion zum Bollzuge des 
Gewerbsgeſetzes nichts Weſentliches geändert hat. 

In der Pfalz war dieſer Gegenftand bisher dur die nunmehr aufs 
gehobenen Beftimmungen bes Art. 18 und 23 des Feldpolizeigeſetzes vom 
28. September 1791, durd Art. 459, 460 u. 461 des Code penal und 
ein Arret& du Directoire ex&cutif vom 27. Messid. V, fowie dur‘ ober: 
polizeilihe Vorfchriften der Kreisregierung v. 1. Dftober u. 12. November 
1817 (Siebenpfeiffer II ©. 533 u. 534) geregelt. Diefe Vorſchriften 
find durch die Minift.:Entihl. vom 28. Mai 1862 nicht berührt. 

Durch die Entſchließung vom 1. Oktober 1817 ift in Ziff. 1 und 2 
unter Einfhärfung der beftehenden Gefege die im Art. 13 des Geſetzes 
vom 28. September 1791 jedem Viehbefiger zugeitandene Befugniß, das 
Vieh in fein Eigentbum zu begraben, aufgehoben worden. Dabei wurde 
unter Ziff. 3 u. 4 verfügt: 

3) Daß für jede Gemeinde ein befonderer, ober für mehrere nahe ge: 
legene Gemeinden ein gemeinfdhaftliher, nad Berhältnig des Viehſtandes 
berechneter, wenigitend 300 Schritte von allen Gebäulichkeiten, 100 Schritte 
von jedem Fahrwege (fei e8 Hauptſtraße oder Berbindungsweg), eben fo 
weit von den gemeinfhaftlihen Weidepläßen entfernt, wo möglich gegen 
Nordoſt Tiegender, mit einem drei Schub breiten und eben fo tiefen, mit 
ſcharf abgeftochenen, fenfredht Hinunter gehenden Rändern verfehenen Graben 
umgebener, weder mit Bäumen nod mit Gefträuchen bepflanzter Wafenplat 
eingerichtet werde, auf welchem alles frepirte Vieh während der erjten 24 
Stunden nad dem Tode in eine wenigftens 4 Schub tiefe Grube verfcharrt 
werden muß. 

4) Daß in jeder oder in mehreren Gemeinden eine Perſon ſich befinde, 
melde auf Begehren des PVieheigenthümers das frepirte Vieh desfelben auf 
dem beftimmten Wafenplage gegen eine billige Entihädigung verfcharre, 
jebod ohne daß leßterer gezwungen fei, fi) desfelben zu bedienen, und 
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dabei zu berüdfichtigen, daß keines biefer Subjelte weiter als 2 Stunben 
von ben entfernteften unter den Orten, an welden er bdieje Verpflichtung 
übernommen bat, wohne. 

Ueber das Ausgraben verfharrter Thiere und Thierfnochen ift durch 
Reftript vom 23. Februar 1838 Amtsbl. S. 96 beftimmt: 

1) Das Knochenſammeln von verjharrten Thieren darf nur mit Er: 
mächtigung des Bürgermeifters oder Adjunkten der betreffenden Gemeinde 
und nur an ben biefür fpeziell beftimmten Orten jtattfinden. 

2) Bei dem Ausgraben ift ein von dem Ortsvorftande zu bezeichnen: 
ber Sachverſtändiger beizuziehen, welcher darüber zu wachen hat, baß feine 
Kuohen herausgenommen werden, an welchen ſich noch Reſte von Fleiſch 
befinden. Derfelbe hat für diefe Bemühung an den Unternehmer der Nach— 
grabung eine vom Ortsvorftande vorher feitzufegende Entſchädigung anzus 
ſprechen. 

3) Gruben, in welchen an anſteckenden Krankheiten gefallenes Vieh 
vergraben iſt, dürfen in keinem Falle wieder geöffnet werden. 

Schließlich wird bemerkt, daß der gegenwärtige Artikel dem Art. 363 
Abſ. 2 des StGB. gegenüber die ſpeziellere Beſtimmung enthält, daß da— 
ber die hier behandelten Zumiderhandlungen, ſelbſt wenn fie während ber 
Dauer einer Viehſeuche im Widerfprudhe gegen befannt gemachte fanitäte- 
polizeilihe Anordnungen verübt werden, immerhin nur nad Art. 124 bes 
PStGB. zu ftrafen find. | 


Art. 125. 


Wajenmeifter, welche den ihre Berrihtungen betreffenden ober: 
polizeiliden Vorjchriften zuwiderhandeln, unterliegen einer Geld: 
jtrafe bis zu 50 fl. 


Nach dem Minifterialausfchreiben vom 20. Juli 1829 (Döllinger 
XV ©. 289 u. 290) Ziff. 3 follte jedem aufgeftellten Wafenmeijter von 
der vorgeſetzten Polizeibehörde eine Inſtruktion ertheilt werden, worin der 
Umfang der Dienftobliegenheiten genau bezeichnet und der Betrag ber für 
die einzelnen Berrihtungen zu entrichtenden Gebühren feftgefegt werden joll. 

Durch Minifterialbetanntmahung vom 28. Mai 1862 Ziff. 6 (Negbl. 
&.928) find auf Grund des PStGB. Art. 45 Abf. 2 alle auf den Ge 
genitand des Art. Bezug habende ältere Gefete und Verordnungen aufge: 
hoben und follen die nöthigen Anordnungen künftig lediglih im Weg: 
oberpolizeiliher Vorſchriften der Kreisverwaltungsftellen erfolgen. In dieſen 
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Borjhriften können für die Wafenmeifter auch Anordnungen über die im 
Art. 124 behandelten Gegenftände, fo weit fie in deren Gemwerbsobliegen: 
beiten einſchlagen, getroffen werden, deren Uebertretung unter die ſtrengere 
Strafbeftimmung des Art. 125 mit Recht zu ftellen ift, weil derjenige, 
weldher die Wegihaffung und Beerdigung gefallener Thiere zu feinem be: 
fonderen Berufe gemacht und hiefür eine ausſchließende Berechtigung erlangt 
bat, mehr verfchuldet, als ein Dritter, der gegen Art. 124 verftößt. 

In der Pfalz ift in Ermangelung des Inſtitutes der Wafenmeifterei 
der Art. nicht anwendbar. Die von der Gemeindebehörde nah Ziff. 4 
des Reſtr. vom 1. Oktbr. 1817 (ſ. die Bemerkungen zu Art. 124) auf: 
geftellten Perfonen werden im Falle der Zumwiderhandlung gegen Art. 124 
nad diefem bejtraft. 


Art. 126. 


Herzte, Wundärzte und Thierärzte, welche die ihnen nad Ver: 
ordnung obliegende Anzeige von dem Ausbruche einer anjtedenden 
Krankheit unter Menichen oder Thieren nicht ſofort der Polizei— 
behörde erſtatten, werden an Geld bis zu 50 fl. geftraft. 


Der Art. bezwedt, die rechtzeitige Benachrichtigung der Medizinalpolizei- 
behörden von dem Ausbrude anftedender Krankheiten unter Menſchen und 
Thieren zu ſichern; damit die nöthigen Gegenmaßregeln ergriffen, namentlich 
auf Grund des StGB. Art. 248 und 363 Abſ. 2 die geeigneten Anord- 
nungen erlafjen werden können. Der Umfang der Anzeigepfliht in Bezug 
auf die Kranfheitsformen, bei welchen fie bejteht, fol durch Verordnung 
pofitiv geregelt werden. Das ift nicht blos deßhalb nothwendig, weil der 
Streit über die anſteckende Natur vieler Krankheiten zur Stunde noch nicht 
gelöft ift, fondern aud aus dem Grunde, weil man fid) nicht bei allen als 
anſteckend erachteten Krankheiten im Befige von Mitteln befindet, um bie 
Anitedungsgefahr zu befeitigen oder zu bejchränfen. 

Das bisherige Polizeirecht Löft diefe Frage fehr unvollkommen. 

Gerichtsärzte jollen nah F. 11 lit. f des Ediktes über das Mebdizinal: 
weſen von 1808 von dem Ausbrudye von Epidemicen oder Epizootieen an 


Gemein: 
ſchaftliche 
Beſtim⸗ 
mung. 


den Gränzen oder innerhalb ihres Bezirks der Kreisregierung Anzeige madyen. . 


Die Außerachtlaſſung dieſer Beitimmung würde jedoch lediglich als Sache 
der dienſtlichen Diſziplin anzuſehen ſein. Die Anzeigepflicht anderer prakti— 
ſcher Aerzte iſt durch Verordnungen nicht geregelt. 
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Die Anzeigepflicht der Landärzte ijt nah $. 9 der Inftruftion für die: 
jelben vom 10. Februar 1812 zu bemefjen, die Anzeigepflict der nach ber 
Berord. v. W. Oktober 1836 aufgeitellten Chirurgen nach $.3 der Jnſtruk⸗ 
tion vom 25. Dftober 1836; die Anzeigepflicht der nad Verordnung vom 
21. Juni 1843 angejtellten Bader nah $. 8 Ab. 2 diefer Verordnung; 
die Anzeigepflicht der TIhierärzte nad) $.31 der Inſtruktion vom 1. Februar 
1820. — Soweit jedod, in diefen Verordirungen nicht bejtimmte Krankheiten 
fpeztalijirt find, ift der Art. 126 nicht anwendbar, 


Art. 127. 
Vebertret- Wer ohne Genehmigung der zuftändigen Behörde eine Privat: 
ungen in heile oder Entbindungd: Anftalt oder eine Bade-Anſtalt eröffnet 
Bezug auf oder den bezüglich der Einrichtung und des Betriebs einer foldyen 
er Anftalt von der zuftändigen Behörde im Intereſſe der Gefund: 
Re heitöpflege, der Sittlihfeit und der perfönlihen Sicherheit feit: 


gejegten Bedingungen zuwiderhandelt, wird an Geld bis zu 100 |. 
geftraft. i 

In dem Straferfenntniffe iſt die Schließung folder nicht ge 
nehmigter Anftalten ausjufpreben. Im Falle des Zuwiderhans 
delns gegen die für die Einrichtung und den Betrieb polizeilich 
feftgefegten Bedingungen Fann bis zur Abänderung der ordnungs— 
widrigen Einrihtung oder des ordnungswidrigen Betriebes auf 
Schließung erfannt werden, 


1) Unter Privatbeilanftalten find alle Anftalten für Heilung von Krank— 
beiten ohne Unterjchied der Krankpeitsformen begriffen, namentlid) ‘Privat: 
irrenanftalten, Augenbeilanjtalten, orthopädiſche Anftalten, Anjtalten für 
Heilgymnaftit, Kaltwajferheilanitalten. Das im Entwurfe noch enthaltene 
Wort „Gejundbrunnen‘ wurde gejtrihen, weil die Eröffnung jolder 
Brunnen nur dann Bedeutung für die Medizinalpolizei hat, wenn diejelben 
Bejtandtheile einer Heilanjtalt bilden, nicdyt aber, wenn blos eine Mineral: 
quelle gefaßt und dem Publiftum benugbar gemacht wird. Rüdfichten auf 
die Nachtheile, welche durd Eröffnung einer neuen Heilquelle einer anderen 
in der Nähe befindlichen venommirten und patentifirten Heilquelle zugehen 
könnten, wurden nicht als auf polizeilihdem Gebiete beachtungswerth erachtet, 
fondern es müßten die depfallfigen Eigenthumsbeſchränkungen auf dem Ges 
biete des Civilrechtes geordnet werden. Die Unterftellung aller für den Ges 
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brauch des Publikums zu eröffnenden Badeanſtalten unter den Art. war 
vorzugsweiſe durch ſittenpolizeiliche Rückſichten motivirt. A. I ©. 234; 
II ©. 153, 154, 498. 

Die Erridytung der in Abſ. 1 bezeichneten Anjtalten ift nah $. 79 
Abi. 9 der Injtruftion vom 21. April 1862 zum Gewerbsgejeße vom 
41. September 1825 als eine freie Erwerbsart erklärt, deren Ausübung 
von einer widerruflihen Bewilligung der zuftändigen Behörde abhängig ift. 
Bezüglih der Zuftändigfeitsverhältniffe der Behörden zur Ertheilung und 
Wiedereinziehung folder Bewilligungen iſt auf die bejtehenden bejonderen 
Vorſchriften verwiefen, welche für die im Abſ. 1 angeführten Anjtalten zur 
Zeit noch nicht erijtiren. 

2) Die Behörde, weldhe die Genehmigung joldher Anftalten zu ertheilen 
bat, it auch befugt, die Ertheilung derjelben an Bedingungen bezüglich der 
Einrichtung und des Betriebes zu fnüpfen. Dod dürfen folde Bedingungen 
nur im Intereſſe der Gefundheitspflege, der Sittlicyfeit und der perſönlichen 
Sicherheit aufgeftelt, nicht aber Anforderungen in Bezug auf Comfort, 
Eleganz und Verfchönerung geltend gemadt werden. A. II ©. 343; IU 
©. 398, 399. 


Art. 128. 


er den oberpolizeilihen Vorſchriften zur Verhütung von Ges Webertret- 
fahren für die Gejumppeit bei dem Arbeitäbetriebe in Fabriken Und geſund⸗ 
und bei Gewerben zuwiderhandelt, wird an Geld bis zu 50 gi. beitspolizei— 


liher Bor: 
geitraft. ſchriften in 


Für den Schuß der menjchlihen Gefundheit gegen ſchädliche Einflüfje Fabriken 
des Arbeitsbetriebes in Fabrifen und Gewerben bleibt der Medizinatpolizei und bei 
noch viel zu thun. Indeſſen erfordern auch die Intereſſen der Produktion else 
und Induſtrie die gebührende Berüdjichtigung und es find zwangsweiſe 
durchzuführende Anordnungen nur dann gerechtfertigt, wenn einerjeits über 
das DVorhandenjein erhebliher Gefundheitsgefahren, amdererjeits über die 
Zuverläjfigkeit der angeordneten Sicderungsmittel Fein Zweifel bejteht. 

A. U ©. 234. Hieher gehören die zur Verhütung der in Phosphorzünd: 
bolzfabrifen vorkommenden Kieferfnochenfrankpeit durch Miniſt.-Reſkr. vom 
41. Oktober 1849 (Döllinger XXX ©. 294) getroffenen Anordnungen, 
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Art. 129. 


An Geld bis zu 100 fl. wird geſtraft, wer Fabriken oder Werk— 
ftätten, welche eine ſchädliche oder beläftigende Ausdünſtung ver— 
breiten oder ſonſt für die Nachbarn oder das Publikum erhebliche 
Gefahren, Nachtheile oder Beläftigungen herbeiführen können, 
ohne Genehmigung der zuftändigen Behörde errichtet oder weſent— 
lih verändert oder den bei Ertheilung diefer Genehmigung bes 
züglich der Lage, Einrihtung und ded Betriebs folder Fabriken 
oder Werkſtätten erlaffenen polizeilihen Anordnungen zumider: 
handelt. 

Das Berzeihniß der unter Abſ. 1 begriffenen Fabrifen und 
Werkftätten wird durch Verordnung feftaefegt. 

Sm Strafurtheile ift die Schließung der unbefugt errichteten 
oder veränderten Fabrik oder Werfftätte auszuſprechen. Bei eigen— 
mächtiger Abweihung von den bei Ertheilung der Genehmigung 
erlaffenen polizeilihen Anordnungen fann auf Schließung bis 
zur Abänderung der vorſchriftswidrigen Einrihtung erfannt wer: 
den. Ueberdies hat der Polizeirichter auszuſprechen, daß die Po: 
lizeibehörde befugt ift, die Abänderung, den Abbruch oder die 
Entfernung der ordnungdwidrigen Vorrichtungen zu verfügen. 


Zu Abſ. 1u2. 

Der Art. bezwedt die Verhütung der Gejundheitsgefihrdungen und 
fonftiger erheblicher Benachtheiligungen und Beläftigungen, welde den Be 
wohnern der Städte und Ortſchaften durch ſchädliche und beläftigende Aus: 
bünftungen, Lärmen, Rauch, hohe Feuergefährlichkeit, Erplofionsgefahr u. dgl. 
von Fabrik: und Gewerbsetablifjements zugehen können. 

Bisher war es lediglih Sache der Gewerbspolizei, bei Anlegung neuer 
Gewerbe oder Transferirung beftehender, deren Betrieb in hohem Grabe 
lärmenerregend, übelriehend, bie Luft verderbend, das Waſſer verunreinigend 
oder fenergefährlih it, dafür zu forgen, daß biefelben nur in gehöriger 
Entfernung von öffentlichen und Wohngebäuden, nöthigenfall® nur außer: 
balb der Städte und Ortfhaften, an Plätzen zugelaffen werben, wo jene 
Ungemädlichkeiten, Nachtheile und Gefahren möglichſt vermieden werben 
fönnen. Es mußten daher in jedem einzelnen Falle die zu beforgenden 
Nachtheile erwogen und konſtatirt und das Geeignete verfügt werden. 
$. 89 der Inſtruktion vom 17. Dezember 1853, zum VBollzuge des Ge: 
werbsgefeßes (Reg.:Bl. ©. 1927). 

In ber Pfalz war dieſe Angelegenheit durch kaiſ. Dekret v. 15. Oft. 
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4810 näher geregelt. Hienach dürfen Manufafturen und Gewerbe, welde 
einen ungefunden ober wibrigen Geruch von fi geben, nicht mehr ohne 
Erlaubniß der DVerwaltungsbehörden angelegt werden. Diefe Anftalten 
find in 3 Klaſſen getheilt. 

In die erfte Klafje find jene Anftalten eingereift, welche abfolut von 
Privatbehaufungen entfernt werben follen; die Erlaubniß zur Errichtung 
folder fol nur durch ein im Ötaatsrathe ergangenes® Dekret bewilligt 
werben. 

In die zweite Klaffe find jene Anjtalten geftellt, welche nicht fireng 
nothwendig abgelegen fein müfjen, deren Anlage jedoch nur infoferne zu 
erlauben ift, ald man bavon Gewißheit erlangt, daß die darin unternom: 
menen Arbeiten in einer Weife ausgeführt werben, wobei den benachbarten 
Eigenthümern eine Beſchwerde noch irgend ein Schaden erwachſen Fann. 
Die Genehmigung wird vom Präfekten (Regierungspräfidenten) auf Gut: 
achten des Unterpräfeften (Bezirksamtmannes) ertheilt. 

In die dritte Klaffe fallen jene Anftalten, welche ohne Unfüglichkeit 
bei den Wohnungen bleiben können, aber der Auffiht der Polizei unter: 
worfen bleiben müſſen. Die Erlaubniß ertheilt der Unterpräfett (Bezirkes 
amtmarnn) auf Gutachten der Bürgermeifter. Beigefügt ift ein Verzeich: 
niß ber in diefe 3 Klaffen eingereihten Gewerbe und Fabritunternehmungen, 
welches durch eine von dem Minifter bes Innern vom 22. November 1811 
erlaffene Inſtruktion ergänzt worden ift. 

Reg.Entſchl. v. 25. Juli 1835, Amtsbl. ©. 351. 

Für die Zukunft ift durch Verordnung das DVerzeihniß jener Fabriken 
und Werkſtätten feitzufegen, welche nicht ohne befonbere polizeilihe Ge: 
nehmigung neu errichtet oder wefentlich verändert, und für welche von ber bie 
Genehmigung ertheilenden Behörde bie notäwendigen Vorſchriften bezüglich 
ber Lage, Einrichtung und bes Betriebes als Bedingungen ber ertheilten Ges 
nehmigung vorgezeichnet werben bürfen. Hiebei wurbe vorausgefegt, daß 
in der zu erlaffenden Verordnung mit nöthiger Umficht verfahren und baf 
die erforberlihen Revifionen der Verordnung mit Rüdfiht auf den Fort: 
ſchritt der Betriebsverhältniffe rechtzeitig vorgenommen werben, ba einerfeits 
neue beläftigende Fabrikationszweige auflommen, andererſeits durch Ver: 
befferung ber Betriebsverhältniffe bisher beſtandene Nachtheile vermeiblich 
werben können. Mot. zum Entw. Art. 118-177 Ziff. 13. A. I ©.234, 

Bor Erlafjung ber im Abf. 2 bezeichneten Verordnung bleibt der Art. 
in den Landestheilen biesfeits bes Rheins unanmwendbar, während in ber 
Pfalz das Dekret von 1810 Geltung behält. 

Selbſtverſtändlich kann die zu erlafiende Verordnung auf vor beren 
Wirkſamkeit beftandene Etabliffements Feine rückwirkende Kraft äußern, bie 

21 
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Regelung der Kompetenz zur Ertheilung ber im Abf. 1 vorbehaltenen Ge— 
nehmigung ift Sache der Verwaltungsorganifation. Zur Zeit fällt dieſelbe 
in den Landestheilen biesfeits des Rheins in bie Zuftändigfeit jener Bes 
hörden, welchen bie Ertheilung der betreffenden Gewerbskonzeſſion, nunmehr 
gemäß $. 41—44 der Inftruftion vom 21. April 1862 zum Gewerbs⸗ 
geſetze vom 11. Septbr. 1825, zuſteht, — und ſoweit es ſich um Bauführ⸗ 
ungen handelt, wofür eine Genehmigung des Bauplaues erforderlich ift, in 
die Kompetenz jener Baupolizeibehörben, welchen die Ertheilung diefer Ge: 
nehmigung zufteht. Wenn dieſelbe Behörde nicht zugleich Gewerbs- und 
Baupolizeibehörde ift, inftruirt jede Behörde ben fie betreffenden Theil der 
Sache und ertheilt ihre Bewilligung nur mit Vorbehalt ber Bewilligung 
der anderen Behörde gemäß $. 55 berfelben Injtruftion. | 
Zu Abf. 3. 

Im Abf. 3 wurden nah den Worten „der vorſchriftswidrigen Einrich⸗ 
tung“ die weiter beantragten Worte „oder Betriebsweiſe“ weggelaſſen, weil 
die Schließung einer Werkſtätte oder Fabrik nur dann nothwendig ſei, 
wenn eine Aenderung in der Einrichtung vorgenommen werden ſolle. Um 
die Betriebsweiſe ändern zu können, müſſe die Fabrik im Gange ſein; hier 
genügten bei wiederholtem Ungehorſam wiederholte Strafen. A. II ©. 154. 
Daß im Falle der Fortjegung einer ſolchen Webertretung, befonderd wenn 
die fehlerhafte Betriebsweiſe einen gefährlihen Charakter hat, aud von 
Art. 30 Abf. 1 Gebraud; gemacht werden darf, unterliegt feinem Zweifel. 

Die Volzugsbefugniffe der Polizeibehörden bei vorliegendem polizeis 
richterlichen Urtheile richten fih nah Art. 28. 


Art. 130. 

Uebertret: Mer den Verordnungen oder ortöpolizeilihen Vorſchriften über 
ung gefund- Anlage und Einrichtung von Abtritten, Düng- und Berfiggruben 
beitspolizeis in Wohngebäuden oder in unmittelbarer Nähe von Wohnungen, 
licher Bor: Brunnen oder Brunnquellen zumiderhandelt, wirb an Gelb bis 
en \ 5.2.5. SE u | 

Gebäude, Gleiher Strafe unterliegt, wer den ortöpolizeilihen Vorſchrif⸗ 


ten über dad Beziehen neuhergeftellter Wohnungen oder Mob: 
nungdräume zuwiderhandelt. 

Im Falle des Abi. 1 hat der Poligeirichter zu erfennen, daß 
die Polizeibehörde berechtigt ift, die Entfernung oder Abänderung 
der vorfhriftäwidrigen Vorrichtungen zu verfügen. 

Die nad) Maßgabe des gegenwärtigen Artifeld erkannten Geld⸗ 
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ftrafen fließen zu zwei Dritttheilen in die Armenkafje des Ortes 
der Uebertretung. 


Verordnungen in ber im Abf. 1 bezeichneten Richtung bejtehen zur 
Zeit nicht. Im Sinne des Gefeßes können folde Verordnungen nur im 
gefundheitspolizeilihen Interefje zu erlafjende Vorſchriften enthalten. 

Die Benugung der im Gemeindeeigenthum befindlichen Straßen und 
Kanäle zur Anlage und Entleerung von Abtritten und Verſitzgruben ift 
vorbehaltlich der Einhaltung deſſen, was im gefundheitspolizeilichen Intereſſe 
bierüber verordnet iſt, Gemeindeſache, und foweit hierüber in Stadt: oder 
Ortsrechten civilrehtlihe Beſtimmungen eriftiren, können biefelben auf 
Grund des Abf. 1 nicht aufgehoben werben, 


Art. 131. 


An Geld bis zu 25 fl. wird geftraft: Uebertret⸗ 
1) wer den ober= oder ortspolizeilichen Vorſchriften über Be: er 
ſchau des zur menſchlichen Nahrung bejtimmten Viehes vor ae *5 

und nach der Schlachtung zuwiderhandelt; ſchriften in 

2) wer andere verkäufliche Nahrungsmittel, Eßwaaren oder Bezug auf 
Getränke "der durch ober= oder ortspolizeiliche Vorſchrift Nahrungs— 
angeordneten Beſchau entzieht. a 

Die nad Maßgabe des gegenwärtigen Artifeld erkannten Geld: draugege 
ftrafen fließen zu zwei Dritttheilen in die Armenkaſſe des Ortes genftänbe. 


der Uebertretung. 


Die Art. 131133 bezwecken, die unſchädliche Beſchaffenheit nicht nur 
ber gewöhnlichen Nahrungsmittel, fondern auch ber Eßwaaren aller Art 
und der Getränke zu fihern. Mot. z. Entw. v. 1855 Art. 124—131. 

Der Art. 131 befaßt fi) mit Uebertretung der auf bie Viktualienbefchau 
bezüglichen Vorſchriften. 

Die wichtigſte und im gewöhnlichſten Gebrauche ſtehende Maßregel 
iſt die Fleiſchbeſchau, welche ſich auf eine Unterſuchung des Schlachtviehes 
vor dem Schlachten, und auf die Unterſuchung des Thieres im geſchlachteten 
Zuſtande erſtreckt, und auch auf jenes Vieh auszudehnen iſt, welches wegen 
Krankheit oder äußerer Verletzung geſchlagen werden muß, ſoferne das 
Fleiſch ſolcher Thiere als menſchliches Nahrungsmittel verwendet werden 
ſoll. Die Handhabung der Fleiſchbeſchau war bisher anerkannt Sache der 
Lokalpolizei (Döllinger XIII ©. 897 u. XXIX ©. 422), Im Sinne 

21* 
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bes Geſetzes follen die allgemeinen Grundſätze diefer Maßregel durch ober 
polizeiliche Vorfchrift, das nähere Detail durch ortspolizeiliche Vorſchrift res 
gulirt werden. Doc ift in Ermangelung oberpolizeiliher Beftimmungen bie 
ortspolizeilihe Kompetenz zur prinzipiellen und Detailanorbnung nicht zu 
beanftanben, 

Bei Erlaffung der betreffenden Vorſchriften muß die Mafregel nicht 
auf das zum Verkaufe beftimmte Fleiſch beſchränkt werden, fondern es ift 
bie Ausdehnung auf das zum Hausbebarfe beftimmte Schlachtvieh zuläffig, 
ba das Geſetz von dem zur menſchlichen Nahrung beftimmten Viehe ſpricht. 

Im Verwaltungswege ift bisher ber Grundſatz feitgehalten worden, 
daß bie Fleiſchbeſchau eine im Intereſſe der öffentlihen Gefundheitspflege 
erforderliche ortspolizeilihe Maßregel ift, beren Koften die betreffende Po: 
lizei- beziehungsweiſe Gemeindekaſſe zu tragen bat und nicht durch Erheb: 
ung eines Beijhaugeldes auf den Mebger oder andere Drtseinwohner, weldye 
Vieh ſchlachten, überbürden darf (Döllinger XII ©. 896 folg.; XXIX 
©. 422). Der Art. 131 würbe feine Berechtigung gewähren, die Koften 
berartiger Befhaumaßregeln in anderer Weife zu reguliven. 

Sonftige Beihaumaßregeln in Bezug auf Viktualien fommen felten 
vor, örtlich ift wohl auch die Brobbefhau üblih. Auf Grund bes Art. 131 
fönnten folhe in Bezug auf alle Nahrungsmittel und Getränke, fogar auf 
Nafhwaaren (3. B. Konbitoreimaaren) ausgebehnt werden, jebod nur für 
jene Gegenftände, bie zum Verkaufe, nicht zum Hausbedarf beftimmt find. 
4. II ©. 224. 

Nah Minifterialbefanntmahung vom 28. Mai 1862 Ziff. 7 (Regbl. 
&. 928) find bie bisher beftandenen Verorbnungen und Minifterialerlafje 
über die Beſchau des zur menfhligen Nahrung beftimmten Viehes vor und 
nah ber Schlachtung aufgehoben und follen bie fünftig erforderlichen ober: 
polizeilihen Anorbnungen von den Kreisverwaltungsftellen erlaffen werben. 


Art. 132, 


Wer ben zur Verhütung von Gefahren für die Gefundheit bei 
der Zubereitung und Aufbewahrung, dem Ausmeljen und Auss 
wägen verfäufliher Nahrungsmittel, Efmwaaren und Getränfe ers 
gangenen ober= oder ortöpolizeilihen Vorfchriften zuwiderhandelt, 
deögleihen wer efelhafte, verdorbene oder der Geſundheit ſchaͤd⸗ 
liche Gegenftände dieſer Art feilbietet oder verkauft, wird an Geld 
bis zu 25 fl. geftraft, womit im Rüdfalle Arreſt bis zu 3 Tagen 
verbunden werden fann, 


Art. 132. Uebertret. gefundheitspol. Vorfhr. in Bezug auf Nahrungsmittel sc. 325 


An Geld bis zu 10 fl. wird geftraft, wer die ortöpolizeilichen 
Anordnungen über Reinlichkeit in Mühlen, Schlahthäufern, 
Fleifhbänfen und auf Märkten übertritt. 

Im Strafurtheile ift zugleich die Konfisfation der in Abf. 1 
bezeichneten ſchaͤdlichen Gegenftände auszuſprechen. 

Für die Landedtheile dieſſeits des Rheines bleiben die beftehen- 
ben Beitimmungen über Erzeugung und Berleitgabe von Bier 
vorbehalten. 


1) Dem Art. 132 ftehen die Beftimmungen bes StGB, Art. 316 
Ziff. 8 und Art. 325 ergänzend zur Seite, wodurd jede vorfägliche zum 
Zwede bes Berkaufes unternommene Fälſchung von Nahrungsmitteln und 
Getränken, jeder mwifjentliche Verkauf, jelbft jedes wifjentliche Feilbieten ſolcher 
gefälſchten Gegenftände mit ernfter Strafe bedroht ift. Diefe ift, wenn 
die gefälſchten Gegenftände ber Gefundheit ſchädlich find, eine Vergebene: 
firafe, im entgegengefegten Falle eine Uebertretungsftrafe. Auch die im 
Leben fo häufig vorfommenden unfhädlihen Fälfhungen der Lebensmittel, 
3 B. ber Milch durch Wafferzuguß, fallen der Strafbeitimmung bes Art. 325 
anheim. 

2) Abſ. 1 zerfällt in 2 Beſtimmungen. Nah dem erſten Satze dieſes 
Abf. wird Jebermann ftrafbar, welcher einer zur Verhütung von Gefahren 
für bie Gefundheit erlafjenen ober: oder ortspolizeilihen Vorſchrift über bie 
Zubereitung und Aufbewahrung, über da8 Ausmefjen oder Ausmwägen zum 
Berkaufe beftimmter Nahrungsmittel, Eßwaaren oder Getränke zuwider: 
handelt. Das Zuwiderhandeln gegen bie Borfchrift genügt zum Thatbes 
ftande der Uebertretung; daß hiedurch eine Gefundheitsgefahr entitanden, 
daß die fraglichen Verzehrungsgegenftände dadurch eine gefunbheitsnachtheilige 
Beichaffenheit erhalten haben, ift nicht erfordert. 

Der 2. Sa von den Worten „begleichen wer” an febt jedoch bas 
objektive Vorhandenſein der Thatfache voraus, daß edelhafte ober verborbene 
ober ber Geſundheit nachtheilige Gegenftände ber Art wirklich feilgeboten 
oder verfauft worben find. Würbe der Grund ber nadhtheiligen Befchaffenheit 
in einer Fälfhung jener Gegenftände liegen, fo würde gegen ben vorfäß- 
lihen Fälſcher und den wiffentlihen Berfäufer StGB. Art. 316 Ziff. 8 
ober 325 anwendbar fein. In Fällen, wo ber für die Anwendung bes 
StGB. erforderliche dolus nicht erweisbar ift, fo wie bei blos kulpoſem 
Feilbieten oder Verkaufe folder gefälſchten Gegenftände bleibt Art. 132 des 
PStGB. anwendbar. 

3) In Bezug auf den erften Fall des Abf. 1 beftehen zur Zeit bereits 
verſchiedene oberpolizeilihe Vorſchriften, namentlih über die Verwendung 
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ſchädlicher Stoffe zum Färben der Konditoreiwanren (Döllinger XV 
©. 894, 895; XXX ©. 281— 284) ; über Verlauf von in Metallfolien ge: 
widelter Chofolade (Döllinger XXIX ©, 280); über das Auswägen 
von Kirſchen in meſſingenen Wagſchalen (Döllinger XV ©. 901). 


4) Bei dem 2. Falle des Abſ. 1 kommt es nur auf die Thatfache, 
nicht auf die Urſache der Thatſache an; e8 genügt, daß die verkauften ober 
feilgebotenen Gegenftände edelhaft, verborben oder geſundheitsſchädlich find, 
und es iſt für die Uebertretung einerlei, ob die Urſache diefer Thatſache in 
der Beſchaffenheit oder in der Mifchung der Rohftoffe oder in der Zuberei— 
tung, Aufbewahrung oder Behandlung ber betreffenden Viktualien zu fuchen 
it. Daß jedoch die Strafbarkeit des Webertreters irgend ein Verſchulden, 
wenigftens Fahrläffigkeit erfordert, und daß jede Strafe ausgeſchloſſen ift, 
wenn bloßer Zufall, 3. B. ungewöhnliche Hite oder fonftige Elementarer: 
eigniffe, da8 Verderben veranlaßt haben, folgt aus Art. 19 wie aus den 
allgemeinen Grundfägen jeder Zurechnung. 

Dagegen wurde abweichend vom Entwurfe feine Uebertretung ange: 
nommen, wenn bie verfäuflichen Gegenftände in der That noch nicht der 
Gefundheit gefährlid find, aber möglicyerweife nachtheilig werden können. 
Auf folhe Möglichkeiten läßt fi Feine geredhtfertigte Strafeinjchreitung 
bauen. Ueberdieß kann bie Polizeibehörde auf Grund des erften Sabes 
des Abf. 1 jene Handlungen verbieten, welche erfahrungsgemäß bie Folge 
haben, daß Piltualien Teiht eine nachtheilige Befchaffenheit annehmen. 
X. II 235. 

5) Die edelhafte und ungefunde Bejchaffenheit der Nahrungsmittel 
wird oft durch bie Unreinlichfeit bei Bereitung, Aufbewahrung und Be: 
handlung berjelben erzeugt; deßhalb jteht die Sicherung der erforderlichen 
Reinlichkeit bei der Bereitung und dem Verkaufe der wichtigften Nahrungsmittel 
im Zufammenhange mit ben gefunbheitspolizeilihen Maßregeln. — Abi. 3 
überläßt die betreffenden Anordnungen in Bezug auf bie daſelbſt ausdrück— 
lich benannten Dertlichkeiten der Drtspolizei; dagegen wurde bie beantragte 
Ausdehnung diefer Beftimmung auf alle Lokalitäten, in denen Lebensmittel 
bereitet oder verkauft werben, al® zu weit gebenb erachtet. A. II 
©. 156, 227. 


6) Die im Abf. 3 ausgefprochene Straffolge der Konfisfation ift 
nicht bei jenen Webertretungen, welche unter die erfte Alternative bes Abj. 1 
fallen, wohl aber bei allen unter den 2. Sab fallenden Uebertretungen ans 
wendbar; auch edelhafte und verborbene Biktualien gehören zu ben ſchäd— 
lihen Gegenftänden, welche im fanitätspolizeilihen Intereſſe bem Verkehre 
entrüdt werben müſſen. Hiebei kann es allerdings oft vorkommen, daß 


Art. 133. Webertret. geſundheitspol. Vorfähr. in Bezug auf Nahrungsmittel ꝛc. 527 


von dem Art. 10 Abf. 3 Gebraud zu machen und die Konfisfation als al 
leinige Strafe auszufpreden if. A. II ©. 156. 

7) Bezüglich der im Abf. 4 allegirten Beftimmungen über Erzeugung 
und Berleitgabe von Bier fiehe die Bemerkungen zu Art. 197. 


Art. 133. 


An Geld bis zu 25 fl., womit im Rüdfalle Arreft bis zu 
3 Tagen verbunden werben fann, wird geftraft, wer den ober: 
polizeilihen Borfchriften zur Verhütung von Gefahren für die 
Gejundheit 

1) bei Berfertigung, Aufbewahrung oder Berpadung von 

Zabaf oder bei Berfertigung von Koch, Eß- oder Trinf: 
geihirren, Kleidungsſtoffen, Kinderfpielmaaren, Tapeten 
oder fonftigen Gegenftänden des menfhlichen Gebrau: 
ched, oder 

2) beim Anftreihen oder Bemalen von Wohnungdräumen 
zuwiderhanbelt. 

Gleicher Strafe unterliegt, wer gegen oberpolizeilihed Verbot 
folhe für die Gefundheit gefährliche Gegenftände feilbietet oder 
verfauft. 

Zugleih fann auf Konfiskation folder Gegenftände erkannt 
werden. 


1) Zahlreiche hieher einfchlagende oberpolizeilihe Vorſchriften, welche 
theild nur Warnung des Publitums bezweden, theils Verbote beftimmter 
Hanbeldwaaren und Gebrauchsgegenſtände enthalten f. bei Döllinger XV 
©. 887—903; XXX ©. 279—292. 

Sie beziehen fih auf: 

1) Verwendung von Argenton zu Gefhirren, Tellern, Löffeln ; 

2) Verwendung fhäbliher Mineralftoffe zum Färben ber Kinder: 
fpielgeuge; 

3) mit Kupferorydhybrat grün gefärbtes Garn; 

4) kupferne mit ſchlechtem Zinn überzogene Gefäße; 

5) mit Arſenik gebeizte Tabakſorten; 

6) Berkauf von Rauchtabak in grünen giftfarbigen Hüllen; 

7) Verwahrung von Schnupftabat in unverzinnten bleiernen Büchfen ; 

8) Gebrauch des arſenikſauten Kupfers zum Färben des Papieres 
und der Tapeten; 
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9) Verkauf gefärbter Griffel; 
10) Beimifhung ſchädlicher Subftanzen zu Stearinferzen. 

2) Die Beftimmung des Abf. 3 erftredt fih auf die beiden voran: 
ftehenden Abſätze. 

3) Die Konfisfation wurde nur fafultativ zugelaffen, um übertriebene 
Härte in manchen Fällen zu vermeiden. Insbefondere wurde es für billig 
gefunden, wenn eine Fabrifationsweife, bie bisher für ungefährlich galt, in 
Folge neuerer Erfahrungen als ſchädlich befunden und verboten wird, ben 
durch eine folhe Maßregel ſchwer getroffenen Produzenten die Umarbeitung 
ihrer Borräthe oder bie Verwerthung der Materialien, jo weit folde in un: 
gefährlicher Weife möglich ift, zu geftatten. A. II ©. 236. 


Art. 134. 


Die in Gemäßheit der Art. 132 und 133 erkannten Geld: 
ftrafen fowie der Erlöß der gemäß diefer Artikel konfidzirten und 
nicht zur Vernichtung beftimmten Gegenftände fließen zu zwei 
Dritttheilen in die Armenkafle des Ortes der Betretung. 


Wo das Gefeh den Ortsarmenkaſſen beftimmte Strafantheile bewilligt, 
fließen dieſelben in der Regel in die Kafje der Armenpflege des Ortes der verübten 
That, fo weit nicht ausnahmsweife aus bejtimmten Gründen die Zuweifung 
an die Armenkaffe des Drtes der Betretung ausgefprochen ift. Dies war bier 
der Fall, weil in ben Art. 132 u. 133 nicht blos die Verfertigung, fon= 
dern au das Feilbieten und der Verkauf der daſelbſt bezeichneten Gegen: 
ftände ftrafbar iſt. Diefelbe Perſon kann fi daher in Bezug auf diefelbe 
Sade in verfhhiedenen Richtungen als Produzent und Verkäufer ftrafbar 
machen, aber die Strafe und Straffolge nur einmal vermwirfen. A. II 236. 


Art. 135. 
Unbefugte Einer Geldftrafe bis zu 25 fl. unterliegt, wer ohne polizeiliche 
Errichtung Bewilligung eine Schießftätte errichtet oder den hiebei von der 
von Schieh · Polizeibehörde ertheilten Anordnungen zuwiderhandelt. 


ätten. 

Unter Schießſtätte iſt ſowohl ein auf die Dauer als ein nur vorüber: 
gehend durch hiezu geeignete Vorrichtungen zum Scheibenſchießen hergerich— 
teter Drt zu verfiehen. A. III ©. 156. Die Aufftellung von Buben, 
in welchen mit Bolzbüchfen, Zimmerftugen, der Armbruft u. dgl. geſchoſſen 
wird, fällt unter Art. 63 Ziff. 2. 
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Art. 136, 


An Geld bis zu 3 fl. wird geftraft, wer an einem durch Berbotenes 
ortöpoligeilihe Vorſchrift verbotenen Orte badet oder gegen orts- Baden und 


treten eis 
polizeilihe8 Verbot fih auf eine Eisdecke begibt. — 


Art 137. 


Wer mit Gefahr für Perſonen oder Eigenthum oder für die Vernachläſ— 
Öffentliche Sittlihfeit Blödfinnige oder Geiſteskranke, deren Auf: figung ber 
j i — Aufficht auf 

fiht ihm obliegt, frei auf Straßen oder an öffentlihen Orten 


£ R Blödfinnige 
herumgehen läßt, wird an Geld bis zu 25 fl. geitraft. und Geiftes: 


Hat eine folhe Perfon einen Angriff gegen Perfonen oder 
fremdes Gigenthum verübt und ift wegen Unzurechnungsfähigfeit 
des Beichuldigten ein freifprechendes oder ein das Strafverfahren 
einjtellendes Erfenntniß erfolgt, fo ift die Polizeibehörde berech— 
tigt, auf den Grund gerichtäärztlihen Gutachtens deren Unter: 
bringung in einer Srrenanftalt oder deren fonftige genügende 
DBerwahrung anzuordnen. 


Zu Art. 137. * 
Die meiften bisherigen Gefepgebungen haben den Thatbeftand dieſer 


Uebertretung auf den Fall vernadläffigter Aufficht auf Rajende und Wahn: ' 


finnige befhräntt. Der Art. greift weiter, indem er fih auf Blödfinnige 
und Geiftesfranke jeder Art erftredt. Der Grund bievon lag darin, daß 
nit blos Rafende und Wahnfinnige, fondern auch Blödfinnige und Geiſtes— 
Eranfe anderer Art in Folge des bei ihnen häufig vorfommenden Branbdftif- 
tungstriebes gefährlich fein Fünnten, und daß es zwedmäßig fei, die im 
Strafgefegbudy vermiedenen Streitfragen über die Begriffe von Wahnfinn 
und Raferei auh im PStGB. nicht Hervorzurufen; zugleih wurde auf 
die fittlihen Wergerniffe hingewieſen, welde befonders von blödſinnigen 
Perfonen durch fhamlofes Benehmen verurſacht werden können. 

Das nöthige Korrektiv findet diefe Erweiterung des Thatbeftandes 
durch bie weiter beigefügten Erfordernifje, daß diejenigen Perfonen, welden 
die Aufficht obliegt, nur dann geftraft werden können, wenn die unbeauf: 
fichtigten Geiftestranfen nicht blos „mit Gefahr für Perfonen oder Eigen: 
thum“, fondern auch „auf Straßen und öffentlihen Plägen“ fi herum: 
treiben. Das Ausgehenlafen jener Blödfinnigen, Verrückten, Melandoliter 
und anderer Geiſteskranken, deren KRrankheitserfcheinungen feine erkennbare 
Gefahr für Perfonen oder Eigenthum darbieten, kann daher eben fo wenig 
unter ben Art. geftellt werden, als das Herumgehenlaffen diefer Perfonen 


franfe. 


Bernadhläf: 
figung ber 
ſchuldigen 

Pflege. 
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an ſolchen Lokalitäten, die nicht zu den Straßen und öffentlichen Orten ges 
bören. A. II S. 237, 156, 157, 399. 

Das Recht, VBorfihts: und Sicherungsmaßregeln gegen Gelbftmords: 
verfuche melancholiſcher und anderer geifteskranfer Perfonen zu treffen, fteht 
der Polizei Eraft ihrer allgemeinen Befugniß, Unglücksfälle nad) Möglichkeit 
zu verhüten, zu, — nicht auf Grund des Art. 137 in Verbindung mit Art. 30 
Abf. 1, da letzterer nur bei ftrafbaren Handlungen anwendbar ift, wäh— 
rend ein Selbftmorbverfuch weder unter Art. 137 nod unter irgend einen 
Strafartifel fubfumirt werben kann. 

Die im Abf. 2 zugelaffene Unterbringung in einer Irrenanſtalt ift 
zwar eine Maßregel im Interefje der öffentlichen Sicherheit, allein zugleich: 
eine Kuratelmaßregel für die Perfon des Jrren, wofür die Staatsfafje in 
Ermangelung einer ähnlichen Beftimmung wie jene des StGB. Art. 76 
Abſ. 7 nicht in Mitleidenschaft zu ziehen iftz vielmehr ift hiedurch am ber 
nach allgemeinen Grundſätzen zu bemefjenden Alimentationspfliht nicht ge 
ändert. A. I ©. 157. Eine Ausdehnung der Strafbeftimmung auf alle 
Fälle, wo der Irre eine in den Gefegen als ftrafbar bezeichnete That voll: 
bracht habe, wurde als zu weit gehend erachtet, weil viele für einen Zu: 
rehnungsfähigen ftrafbare Handlungen, namentlich die meiften Polizetüber: 
tretungen, die Nichterfüllung beftimmter Bürgerpflichten noch durchaus 
feinen Beweis der Gemeingefährlichkeit des Irren bilden könnten. 

Der vorgefchlagene Zuſatz: „in dringenden Fällen kann das auch ber 
gerichtlichen Verhandlung vorgängig geſchehen“ wurde im Hinblicke auf 
Art. 30 Abſ. 1, welcher die nothwendige vorläufige Einfhreitung auch in 
der Richtung gegen den gefährlichen Irren möglich gemacht habe, als ents 
behrlich erachtet. A. II ©. 399. 


Art. 138. 


Wer ihm angehörige oder anvertraute Kinder, Kranke, Ge: 
brechliche, Blödſinnige oder andere dergleichen bilflofe Perfonen in 
Bezug auf Schug, Aufficht, Verpflegung oder ärztlichen Beiftand 
in einer öffentliches Aergerniß erregenden Weife verwahrloft, wird 
auf Antrag der betreffenden Gemeindeverwaltung an Geld bie 
zu 50 fl. oder mit Arreft bis zu 14 Tagen geftraft. 


Der Art. vertritt die Stelle der im Entwurfe enthaltenen Art. 122 
und 123, in welhen die Staatsregierung aus den in ben Motiven zum 
Entw. Art. 118—177 Ziff. 3 entwidelten Gründen ein ſehr tief greifendes 
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polizeiliches Einwirkungsrecht zur Verhütung und Abſtellung der Verwahr⸗ 
lofung hilfloſer Perſonen angeſprochen hatte. Die Gründe, warum dieſer 
Art. anfänglich ganz abgelehnt, ſpäter aber in dem modifizirten jetzigen 
Umfange angenommen wurde, ergeben ſich aus A. II 229, 344; IT ©. 
146, 147, 399; RRP. I ©. 503. 

Die Momente, welhe den nunmehrigen Artikel in ber Art beſchränken, 
daß nicht fo leicht ein unmotivirter oder chikanöſer Eingriff in das Innere 
bes Privathaushaltes, eine polizeiliche Bevormundung aller Staatsangehöri- 
gen, welchen die Dbforge für Kranke, Gebrehlice, Blödfinnige und andere 
bilflofe Berfonen obliegt, als Folge mißbräuchlicher Anwendung des Geſetzes 
beforgt werben muß, liegen darin, daß jeht der Nachweis eines entſtande— 
nen öffentlichen Aergerniffes zu den Thatbeftandserforderniffen gehört, daß bie 
Uebertretung nicht von Amtswegen, fondern nur auf Antrag ber betreffenden 
Gemeindeverwaltung verfolgt werben darf, daß die im Entwurfe Art. 123 
vorgeſchlagenen polizeilihen und polizeirichterlihen Verfügungen über bie 
fünftige Sicherftellung der verwahrloften Perſonen auf Koften des Verurtheilten, 
welche von tief einfchneidender Wirkung auf Eivilrechtsverhältniffe hätten fein 
können, gänzlich weggelaffen worden find. Diefer Artikel jollte lauten: 

In den Fällen des Art. 122 kann nad Umftänden in dem Gtrafur: 
theile ausgefprochen werben, daß bie betreffenden Perfonen gegen fernere 
Gefährdung ficher zu ftellen find. 

Die Art und Weife des Bollzuges liegt ber zuftändigen Polizeibebörbe ob, 
welche in dringenden Fällen aud unabhängig von ber Strafverfolgung vors 
läufige Siherungsmaßregeln treffen Fann. 

Die Koften fallen dem Polizeiübertreter zur Laft, joweit fie nicht nach ben 
beftehenden Givilgejegen von den Alimentationspflichtigen zu tragen find. 

Ueber die Trennung der verwahrloften bilflofen Berfonen von demjenigen, 
der feine Pflichten gegen diefelben nicht erfüllt hat, ift Daher lediglich von dem 
Eivilrichter nach allgemeinen Civilrechtsgrundſätzen zu entſcheiden, foferne nicht 
ber Polizeibehörde aus irgend einem geſetzlichen Grunde die Befugniß zufteht, aus 
eigener Zuftänbdigkeit eine foldye Trennung anzuordnen, wie dies gemäß Art. 73 
der Falk ift, wenn die Verwahrloſung von folhen Perſonen verübt worden ift, 
welche fremde Kinder unter 8 Jahren gegen Bezahlung in Pflege oder Er: 
ziehung nehmen, indem denfelben die ertheilte polizeiliche Bewilligung auf 
Grund des Art. 73 zu jeder Zeit wieder entzogen werden kann. 

Ebenso ift die Frage, auf weſſen Koften die Unterbringung verwahr: 
lofter Perfonen an einem anderen Orte zu bewirken fei, eine von dem 
Civilrichter nad Eivilrechtsgrundfägen zu entſcheidende Eivilfrage. 

Die Befugniffe der Polizei, wegen Uebertretung des Art. 138 foweit 
nöthig vorforglice Maßregeln zu treffen, ift nach Art. 30 Abf. 1, 4, 5 zu 
bemefjen. Inter Gemeindeverwaltung find nur die abminiftrirenden, nicht 
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bie kontrolirenden Organe ber Gemeinde zu verftehen. Die Stellung bes 
Strafantrages fteht daher in Städten dem Magiftrate mit Ausfhluß ber 
Gemeindebevollmädhtigten, auf dem Lande der Gemeindeverwaltung, in ber 
Pfalz den Bürgermeiftern zu. A. TI ©. 399. 


Art. 139. 
Trunkenheit Wer bei Verrichtungen, welche zur Verhütung von Gefahr für 
bei gefähr⸗ Leben und Gefundheit Dritter befondere Vorſicht erfordern , fi 
lien Ber betrinft, wer betrunfen ſolche Verrichtungen außer Rothfällen 
richtungen. vornimmt, wird an Geld bis zu 25 fl. oder mit Arreſt bis zu 


8 Tagen geftraft. 


In der 2. Alternative bes Artikels „wer betrunfen foldhe Berrichtun: 
gen außer Nothfällen vornimmt’ wurden bie Worte „außer Nothfällen‘ ein: 
gefaltet, weil Fälle vorfommen fönnen, in welchen außer einer betrunfenen 
Perfon Niemand zu haben wäre, ber eine zur Rettung eines Menſchen un: 
verſchieblich nothwendige Handlung vornehmen könnte und bürfte. Hiebei 
würde ber Schaden größer fein als bei ber Bornahme der Handlung durch 
einen Betrunfenen, ba es notorifch ift, daß viele Leute gewöhnliche Verrich: 
tungen ihres Berufes in Folge längerer Uebung fo medanifh vornehmen, 
baß die Sicherheit ihrer Manipulation durch leichtere Raufhzuftände nicht 
viel beeinträchtigt wird. A. III 400. Im höchſten Grade Betrunfene könnten 
ohnedies wegen Webertretung der 2. Alternative bes Art. 139 im Hinblicke 
auf StGB. 67 wegen Mangeld ber Zurehnungsfähigfeit nicht beftraft 
werben, 


Art. 140. 
Nebertretun: An Geld bis zu 25 fl. wird geftraft, wer ohne polizeiliche Be: 
gen in Anfe: willigung gefährliche wilde Thiere hält, wer bezüglich derfelben die 
hung ber zur Verhütung von Beihädigungen ihm polizeilich aufgetragenen 
gr oder fonft erforderlihen Maßregeln vernachläfftgt oder nicht augens 


bliklich der Polizeibehörde Anzeige erftattet, fobald ihm ein ſolches 
Thier aus der Verwahrung entkommen ift. 

Die Polizeibehörde ift befugt, die Thiere, rüdfichtlich welder 
die Uebertretung begangen worden ift, tödten zu laffen. 

Ein ausgebrochened Thier folder Art darf von Jedermann ges 
tödtet werden. 


Der Art. 140 gehört fuftematifch zum VII. Hauptftüde, welches bie 
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Uebertretungen gegen Leben und Gefunbheit der Menſchen behandelt; unter 
„gefährliche wilde Thiere‘ können daher nur ſolche wilde Thiere verftanden 
werben, welche für den Menſchen gefährlih find und gemwöhnlih nur in ' 
Menagerien gehalten werben dürfen, nicht ſolche, welche nur für gewiſſe 
Eigenthumsftüde der Nachbarn, z. B. für deren Federvieh, für Obſt in ben 
Hausgärten gefährlich werben können, wie 5. B. Füchſe, Geier, Affen von 
Heineren Sorten. U. II ©. 157. 


Art. 141. 

Wer in Anfehung ihm angehöriger zahmer Thiere, welche be: 
fondere bösartige Eigenfchaften haben oder font Schaden verurs 
ſachen fönnen, die zur Verhütung von Beihädigungen von Ber: 
fonen oder fremden Sachen erforderlichen Vorſichtsmaßregeln nicht 
anwendet, wird an Geld bis zu 10 fl. geſtraft. 


Der Art. iſt nicht blos dann anwendbar, wenn bie erforderlichen Vor: 
ſichtsmaßregeln zur Verhütung von Schaden bei einem zahmen Thiere, wel⸗ 
ches beſondere bösartige Eigenſchaften hat, unterlaſſen werden, ſondern auch 
dann, wenn dies bei einem Thiere geſchieht, welches ohne beſondere bös— 
artige Eigenſchaften Schaden verurſachen kann, z. B. bei einem Stiere, der 
ohne die nöthigen Vorſichtsmaßregeln durch eine Stadt geführt und ſcheu 
wird. A. II ©. 157. 

Aus den Worten „ihm angehöriger“ ergibt fi, daß bie Uebertretung 
nur von bem Eigenthümer des zahmen Thieres begangen werben fann. 
Wird die Handlung von einem Dritten, 3. B. von einem Dienftboten des 
Eigenthümers, ausgeführt, fo ift eine Einfhreitung auf Grund des Art. 141 
nur infomweit möglid, al® eine Einſchreitung gegen ben Eigenthümer gemäß 
Art. 18 Abf. 1 und 5 Platz greifen Fann. 


Art. 142, 

An Geld bis zu 10 fl. wird geftraft: 

1) wer Hunde der durch ober= oder ortöpolizeiliche Vorſchrift 
angeordneten und öffentlih bekannt gemachten Viſitation 
entzieht oder nicht rechtzeitig unterftellt oder die von der 
Ortspolizeibehörde vorgefchriebenen Zeichen für diefelben nicht 
löst; 

2) wer Hunde in Kirchen oder zu Pferderennen mitnimmt ; 

3) wer gegen ortöpoligeilihes Verbot Kunde auf Leichenhöfe, 
in öffentliche Wirthſchaftslokale, in Theater, Fleiſchbaͤnke, auf 
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Märkte oder zu öffentlichen Feierlichkeiten mitnimmt, folche 
während der Nachtzeit auf Öffentlihen Straßen frei herum: 
laufen läßt, läufige Hündinnen nicht gehörig verwahrt oder 
freilaufende Hunde größerer Gattungen nicht mit einem 
wohldefeftigten Maulkorbe verfteht. 

Unabhängig von der Strafverfolgung fteht der Poligeibehörde 
die Befugniß zu, die ohne vorgefchriebenes Zeichen oder gegen 
Verbot frei oder ohne Maulforb herumlaufenden Hunde einfan= 
gen und nad) Ablauf eines feftgefegten und öffentlich befannt ges 
machten Zeitraumes tödten zu laffen, wenn fi der Beftger inner: 
halb dieſes Zeitraumes nicht gemeldet hat. 

Zumwiderhandlungen gegen die oberpolizeilihen Worfchriften, 
weldye gegen den Ausbruch oder die Verbreitung der Wuthfranf: 
heit unter den Hunden gerichtet find und aus Anlaß vorfommen= 
der mwuthfranfer oder wuthverdächtiger Hunde befonders befannt 
gemacht oder den Hunbebefigern eröffnet worden find, unterliegen 
einer Geldftrafe biß zu 100 fl. oder einer Arreftitrafe bis zu 
30 Tagen. 

Die nad) Maßgabe des gegenwärtigen Artifeld erfannten Geld: 
ftrafen fließen zu zwei Dritttheilen in die Armenfaffe de Ortes 
der Uebertretung. 


1) Der Urt. bezwedt Verhütung der Wuthkrankheit der Hunde und 
der durch den Ausbruch diefer Krankheit veranlaßten Gefahren, fo wie 
Sicherung gegen Gefährdung ber Perfonen und gegen bie Beläftigung bes 
Publitums, welde das Freilaufen der Hunde veranlaffen kann. 

2) Die Anordnung der Hundeviſitation und bie Regulirung biefer 
Mafregel kann durch ober- wie durch ortspolizeilihe Vorſchriften erfolgen. 
Die nötbigen oberpolizeilihen Vorſchriften find durch Minifterialbefannt- 
mahung vom 28. Mai 1862 Ziff. 8 (Reg.:Bl. ©. 928) den Kreisver: 
waltungsftellen anbeimgegeben und bie bisher beftandenen Verordnungen 
und Minifterialerlaffe über diefen Gegenftand aufgehoben worden, 

3) Die Vorſchrift des Abſ. 1 Ziff. 2 ift eine abfolute, deren Anwen: 
dung Feine befondere polizeiliche Anordnung vorausfekt. 

4) Die Anwendbarkeit von Abf. 1 Ziff. 3 ſetzt das Vorhandenſein 
befonderer ortspolizeilicher Vorfhriften voraus, welden es vorbehalten ift, 
diefe Maßregeln nad dem Bebürfniffe zu reguliven, und aud im In— 
tereffe der Landwirthſchaft, des Gewerbsbetriebes, der Sicherheit einfam ge: 
legener Gehöfte die angemeffenen Ausnahmen in Bezug auf Schäferhunde, 
Mepgerhunde, Hanshunde m, dgl, zu geftatten. A. II S. 400, 
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5) Die Worte „auf Leichenhöfe” wurden aus Ziff. 2 in Ziff. 3 ver: 
fegt, weil zwar an vielen Orten, namentlid in größeren Städten, Hunde 
mit Recht vom Friedhofe ausgefhloffen werden, dagegen in Meineren Orten, 
wo häufig ein Durchgang durch benfelben führt, die Maßregel undurdführ: 
bar wäre. RRP. I ©. 503. 

6) Deffentlihe Wirtbihaftslofale find nicht blos die Wirthozimmer, 
fondern auch öffentliche Wirthſchaftsgärten. Nur der Gaft, ber den Hund 
mitnimmt, nicht der Wirth, in deſſen Lokal die Hunde gebracht werben, 
kann geftraft werben. Die in der Richtung gegen den Wirth vorgeichla- 
gene Strafbeftimmung wurde bejeitigt, weil Wirthe oft gegen ihren Willen 
nicht im der Lage find, die Hauspolizei gegen ihre Gäfte in dem Umfange 
üben zu können, den eine ſolche Vorſchrift vorausfegt. Auch ift das Ber: 
bot auf Hunde nicht anwendbar, welde der Wirth ſelbſt befigt. A. I 
©. 157; I ©. 344. 

7) Die Worte „in Theater, Fleiſchbänke“ wurden aus Ziff. 2 in 
Ziff. 3 verfeßt, weil die Ausnahmslofigkeit eines ſolchen Verbotes Schwie— 
rigfeiten veranlafien fönnte; an Orten, wo das Mitnehmen von Hunden 
in Wirthfhaftsgärten nicht unterfagt ſei, würde es nicht angehen, basjelbe 
bezüglid der Sommertheater unbedingt zu verbieten; ebenjo fünne ba, wo 
die Fleiſchbänke mit den Schladhthäufern vereinigt feien, das Mitnehmen 
von Hunden nicht ausnahmslos verboten werden. A. II ©. 225. 

8). Freifaufend ift jeder Hund, ber nicht an ber Leine geführt wird. 
A. I ©. 400. 

Auf Hunde größerer Gattungen wurbe bie Zuläffigfeit der allgemeinen 
Anordnung bes Berfehend mit Maulförben beſchränkt, weil bei Eleineren 
Hunden ein allgemeineres Bedürfniß biefür nicht befteht, und wenn foldhe 
Thiere befondere bösartige Eigenfchaften haben, bie Beftimmung des Art, 
144 zur Feſtſtellung der desfallſigen Berpflichtung des Befigers genügt. 
A. U ©. 400. 

9) Die Zulafjung allgemeiner Anorbnungen gegen Ausbruch und Ver— 
breitung der Wuthkrankheit ift Sache ber Oberpolizei, die Anwendung ber: 
felben auf einzelne Vorkommniſſe fest jebod aus denfelben Gründen, mie 
im Falle des StGB. Art. 248 und 363 Abf. 2 und bes PStGB. Art. 76 
bie befondere Verkündung bei dem Auftreten ber Krankheit voraus, wobei 
als unzweifelhaft angenommen wurde, daß aud die Diftrifts- und Orte: 
polizeibehörde berechtigt ift, ſobald fie Kenntniß von einzelnen Krankheits- 
fällen erlangt, die beftehenden Vorfchriften zu republiziren oder den Hunde: 
befigern befonderd zu eröffnen A. II S. 237; II ©. 225. 


336 PEIGB. Art. 143, 144. 


Art. 143. 


Wer an Orten, wo Perfonen oder fremded Eigenthum be— 
Ihädigt werden können, Thiere gefliffentlich reizt, fcheu oder wild 
macht, wer Hunde auf Perfonen oder mißbräudhlih auf Thiere 
hegt, wer feinen Hund vom Angriffe auf Perfonen oder Thiere 
nicht zurüdhält, wird an Geld bis zu 50 fl. oder mit Arreft 
bis zu 14 Tagen geftraft. 


Durh den Artikel wird ben Beftimmungen über Nothwehr nicht dero: 
girt; es ift daher zuläffig, feinen Hund gegen Perfonen zu beten, welche 
einen rechtswidrigen Angriff gegen die Perfon oder einen rechtswidrigen 
Einfall in fremdes Eigentbum verüben. A. II ©, 158. Die Strafbar: 
feit defjen, der feinen Hund vom Angriffe auf Berfonen oder Thiere nicht 
zurüdhält, jegt dolus oder culpa nad den allgemeinen Grundfägen über 
Zurehnung voraus, 


Art. 144. 
Vebertretun: An Geld bis zu 25 fl. oder mit Arreft bis zu 8 Tagen wird 
gen in Bezug geſtraft: 
auf Reiten 1) wer durch ſchnelles oder unbehutſames Reiten oder Fahren 
und Fahren. Menſchen oder fremdes Eigenthum in Gefahr ſetzt; 


2) wer auf öffentlichen Straßen oder Plaͤtzen der Ortſchaften 
mit gemeiner Gefahr Pferde zureitet oder einfährt ; 
3) wer auf öffentlihen Straßen oder Wegen dad Vorbeifahren 
Anderer muthwillig verhindert. 
Derfelben Strafe unterliegt der Dienjtherr, welcher die Webers 
tretung vorftehender Beftimmungen von Seite feiner Kutſcher 
oder Diener wahrnimmt, ohne diefelbe zu verbieten. 


Der Art. enthält die gefährlicheren und ſchwerer ftrafbaren Uebertre— 
tungen, welde durch ungeeignetes Reiten und Fahren begangen werben. 
Wo eines ber Thatbeftandsmerfmale mangelt, z. B. im Falle von Ziff. 1 
und 2 das Vorbandenfein der Gefahr für Menfhen oder fremdes Eigen: 
thum, im Falle von Ziff. 3 das Merkmal bes Muthwillens, bleibt die That 
nicht abjolut ftraflos, fondern kann nad Umftänden gemäß Art. 144 ge: 
ftraft werben, wenn fie unter eine ber Rubriken befjelben fällt. 


— 
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Art. 145. 


An Geld bis zu 10 fl. wird geftraft: 

1) wer auf Brüden, die ganz oder theilweife aus Holz oder 
Eifen hergeſtellt find, anders ald im Schritte fährt oder 
reitet; 

2) wer den ortspolizeilichen Fahrordnungen oder fonftigen ortö= 
polizeilichen Borjcriften über das Reiten und Fahren im 
Innern der Ortſchaften zumwiderhandelt; 

3) wer den oberpolizeilihen Borfjchriften über dad Ausweichen 
der Reiter, Fuhrwerke und Vieheerden auf öffentlichen 
Straßen, Wegen und Plägen zumwiderhandelt; 

4) wer den oberpolizeilihen WBorjchriften über die Art der Bes 
fpannung und den Gebrauch beftimmter Fuhrmwerfe zumiders 
handelt; 

5) wer ohne Bewilligung der zuftändigen Behörde auf öffent: 
lihen Straßen oder Wegen mit mehreren aneinander ger 
hängten Wägen fährt, wobei jedoch bei landwirthfchaftlichen 
Fuhrwerfen das Aneinanderhängen zweier Wägen geftattet ift; 

6) wer — mit Ausnahme von Nothfällen und infoweit durd 
oberpolizeilihe Vorſchriften für beftimmte Gegenden eine 
Ausnahme nicht zugelaffen ift, — auf öffentlihen Straßen 
oder Wegen mehr ald zwei Schlitten an dem Haupt: oder 
Vorſchlitten anbringt oder nicht jeden angebradten Schlitten 
jo befejtigt, daß derjelbe das Geleije des vorhergehenden 
Sclittens, einhalten muß; 

T) wer bei dem Bergabfahren an jenen Stellm, wo foldyes 

durch obrigfeitlihen Anfchlag geboten ift, fein Fuhrwerk 

durh Einlegung des Radihuhes, durch Anmwendung von 

Radicleifiperren oder Bremsvorrichtungen und bei Glatteis 

durch Anbringung von Eisfetten zu hemmen unterläßt; 

wer bei übernommener Zeitung eined Fuhrmwerfes fih durch 

Schlafen oder fonjtiges Verſchulden in eine Lage gebracht 

hat, daß er fein Geipann nicht mehr gehörig zu leiten im 

Stande ift; 

9) wer Reitpferde oder Geipann an bewohnten oder befuchten 
Orten, auf öffentlihen Straßen oder Plägen ohne Aufficht 
oder mit Vernadhläffigung der erforderlihen Sicherheitsmaß⸗ 
regeln ſich felbft überläßt; 

10) wer ſcheue oder mit gefährlichen Fehlern behaftetete Pferde 

22 
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mit Kenntniß dieſes Umſtandes einem Anderen ohne War: 
nung und Belehrung zum Gebraude überläßt oder an bes 
ftellte Fuhren fpannt. 

An den Fällen der Ziff. 4 bis 6 fann der Eigenthümer des 
Fuhrmerfes für die von feinen Dienftboten, Kindern oder ſonſti— 
gen unfelbftitändigen Hausgenoſſen verwirkten Geldftrafen haft: 
bar gemacht werden. 


1) Zu Ziff. 4. Auf Grund biefer Beftimmung fönnen die Ober: 
polizeibehörden auch mit Rüdficht auf die Breite der Fahrbahn vorfchreiben, 
auf welhen Staats: umd Diftriftsjtraßen ein Verbot bes Nebeneinander: 
fpannens von mehr als 2 Pferden einzutreten hat. A. II ©. 238. 


2) Zu Ziff. 5. Die Frage, welche Polizeibehörde im Yale von 
Ziff. 5 zur Ertheilung einer Ausnahmsbewilligung zuftändig ift, wird durch 
die Analogie bes Art. 153 Abſ. 5 zu beantworten fein. Das Wort 
„leerer“ vor „Wägen“ wurbe im Jutereſſe der Landwirthſchaft gejtrichen, 
weil zur Erntezeit das Aneinanderjpannen mehrerer geladener Wägen oft 
unentbehrli if. RPr. I ©. 508. 


3) Zu Ziff. 6. Nach Minifterialbefanntmagung vom 28. Mai 1862 
Ziff. 9 fol die in Ziff. 6 vorgefehene Zulafjung von Ausnahmen für be 
ftimmte Gegenden durch eberpolizeilihe Vorſchriften der Kreisregierungen 
regulirt werben. Was biewegen bisher durch Verordnungen oder Mini: 
fterialerlaffe angeorbnet war, ift aufgehoben. 


4) Zu Ziff. 9. Welde Sicherheitsmaßregeln beim Stehenlaffen von 
Pferden oder Geſpann auf öffentlichen Plätzen erforderlich feien, ift eine 
Thatfrage, worüber Leute, welche viel mit Pferden umgeben, am beiten 
Beicheid wiſſen. Nah Erforderniß hat ber Polizeirichter ſich die nöthigen 
Aufklärungen von Sachkundigen zu verfhaffen. U. II ©. 345. 


5) In ber Regel können bie in Ziff. 4—6 behandelten Uebertretungen 
von Kindern, Dienftboten oder fonjtigen unfelbftftändigen Hausgenofien nur 
dann begangen werben, wenn ihnen das Familienhaupt das Geſchirr über: 
laffen hat, weßhalb im Allgemeinen anzunehmen ift, daß bie Uebertretung 
auf defjen Anordnung oder mit feiner Zuftimmung verübt wurde. Da je 
body auch Fälle vorfommen können, wo bafjelbe nicht in der Lage war, bie 
Mebertretung zu Bindern, fo wurde die Beftimmung des Abf. 2 nur falul- 
tativ gefaßt. 

Die Haftbarkeit des Eigenthümers des Fuhrwerkes kann nur durch den 
Polizeirichter und nur unter der Vorausfegung ausgefprodhen werben, baß 
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der als haftbar zu Erklärende zur Hauptverbandlung gehörig geladen wurde 
und biedurd Gelegenheit hatte, fi) zu verantworten. 
A. I ©. 345; II ©. 225, 401. 
6) Nachſtehende Beftimmungen des Entw. Art. 169 wurden als uns 
praftifch befeitigt: 
9) Wer Pferde oder Fuhrwerke Perfonen anvertraut, welche zu deren Leir 
tung untauglic find. 
10) Wer bei übernommener Führung von Thieren nicht die zur Abwenb- 
ung von Gefährdungen erforderlihe Vorſicht anwendet; 
13) wer zu beftellten Fuhren jchadhaftes oder fehlerhaft eingerichtetes Zeug 
ober Geſchirr, wodurd Gefährdungen entjtehen können, liefert. 
A. 1 ©. 238; II ©. 158. 


Art. 146, , 


An Geld bis zu 10 fl. wird geftraft, wer mit Gefahr für Ber: Sonftige 
fonen oder fremdes Eigenthum Gegenftände auf Straßen, öffent: Gefährd— 
liche Pläge, in Höfe oder andere gefchloffene Räume, auf fremre Ungen. 
Grundftüde oder unter Menfchen wirft oder von Gebäuden herab: 
fallen läßt, wer Saden auf eine Weife ausgießt, daß dadurch 
die Vorübergehenden befhädigt oder verunreinigt werden fünnen, 
und wer Gegenjtände, dur deren Umſturz oder Fall Perſonen 
auf Öffentliher Straße oder an anderen von Menſchen befuchten 
Orten befhädigt werden können, ohne gehörige Vefeftigung auf: 
ftellt oder aufhängt. 

Kann der Thäter nicht ermittelt werden, fo haftet der Inhaber 
des Gebäudetheiled, wofelbft die Ucbertretung verübt worden ift, 
für die Strafe, wenn er nicht nachweift, daß er die Hebertretung 
nicht zu verhindern vermochte. 


1) Der Abf. 1 zerfällt in 3 Site. Im Falle des erſten Satzes 
wird bie Uebertretung verwirkt, wenn durch das Werfen oder Fallenlafjen 
von Gegenftänden Gefahr für Perfonen „oder fremdes Eigenthum“ verur: 
ſacht wird; im Falle des zweiten Satzes wird die Uebertretung durch Aus: 
gießen von Flüffigfeiten nur dann begangen, wenn babei eine Beſchädigung 
oder Verunreinigung von Perfonen möglid war; im Falle des dritten Satzes 
wird erfordert, daß durch das Aufitellen oder Aufhängen ſchwerer Gegen: 
ftände die Gefahr einer Beſchädigung von Perfonen erzeugt worden ift. 

Im zweiten und britten Satze find die Worte „oder fremdes Eigen: 
thum“ mit Abſicht weggelaffen worden, weil hier nur die Gefährdung von 
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Berfonen belangreich, für die Beihädigung von Sachen aber die ciwilrecht- 
liche Entfhädigungsflage ausreihend ſchien. A. III ©. 159. 

Dagegen wird im erften und zweiten Sape ein Werfen, Yallenlaffen 
ober Ausgießen der betreffenden Gegenftände erfordert, während im britten 
das bloße Aufftelen oder Ausbängen und die Möglichkeit des Umfturzes 
ober Falles mit Gefahr für Perfonen genügt. 

2) Die Beitimmung des Abſ. 2 beruht nicht auf ftreng juriftifchen 
Prinzipien, fondern auf Zweckmäßigkeitsgründen. Indeſſen wurde fie beibe: 
balten, weil außerdem aud die Beitimmung des Abf. 1 illuforifh werden 
und allen praftiidhen Werth verlieren würde. Gewöhnlich kann man aus: 
mitteln, aus weldhem Fenſter oder Stodwerke etwas gefallen oder gegoffen 
worden ift, nicht aber, wer es gethan bat. Der Inhaber des Gebäudetheiles 
fann in der Regel den Thäter am leichteften ermitteln und durch befjen 
Nennung fih von der Haftung befreien. Auch foll derfelbe durch das Geſetz 
veranlaßt werden, feine Angehörigen zur gehörigen Vorfiht anzubalten. 

Unter dem Inhaber des Gebäubetheiles ift der aktuelle Inhaber, wel: 
. Ger denjelben bewohnt ober darüber disponirt, zu verftehen, er fei Eigen: 
thümer, Miether, Aftermiether oder aus irgend einem anderen Rechtstitel 
zur Dispofition darüber berechtigt; eine primäre Haftungspflicht des Eigen: 
thümers befteht nicht. 

Iſt der Thäter befannt, aber eine unzurehnungsfähige Perſon, jo ift 
eine Strafe nicht verwirkt, es kann daher aud eine Haftung biefür nicht 
Plag greifen. Ein Antrag der Staatsregierung, die Strafbeflimmung aud 
auf folhe Fälle auszudehnen, wurde abgelehnt. 

Die in Frage ftehende Haftung ift eine ftrafrechtlide für die verwirkte 
Geldſtrafe, nicht aber eine Civilverantwortlichkeit, welche Tediglih nad) den 
allgemeinen Civilrechtsgrundſätzen zu bemefjen ift. 

a. I ©. 345; II ©. 159, 225, 226, 401. RB. I S. 509, 510. 


Art. 147. 


An Geld bis zu 25 fl. wird geftraft: 

1) wer gegen die ihm beſonders eröffnete Anordnung der Pos 
lizeibehörde verabfäumt, in feinem Eigenthume befindliche 
Abhänge, Abgründe oder andere gefährlihe Stellen an 
Orten, welde häufig von Menſchen betreten werden, mit 
feiten Geländern oder anderen zureihenden Sicherungs— 
mitteln zu umgeben ; 

2) wer ohne vorgängige Anzeige bei der Bolizeibehörde Stein- 
brüdhe, Lehm-⸗, Sands, Kied:, Mergels oder fonftige durch 
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ihre Tiefe für Vorüberaehende Gefahr verurfahende Grus 
ben an Straßen oder gemeinzugänglichen Orten anlegt, 
wer alte Brücde oder Gruben der bezeichneten Art wieder 
eröffnet und mer den Anordnungen zumiderbandelt, welche 
von der Polizeibehörde zur Verhütung von Unglüdsfällen 
über Entfernung folder Anlagen von Straßen und Wohns 
gebäuden, über deren Einfriedung und die Art und Weife 
ihred Betriebs erlaffen worden find; 

3) wer Brunnen, Zifternen, Kellerzugänge, Lehm-, Kalfs, 
Abtritt- Gruben, Jauchenbehälter oder andere gefährliche 
Bertiefungen an gemeinzugänglihen Orten, in Häufern, 
Hofräumen oder KHaudgärten nicht gehörig bededt, ums 
friedet oder verwahrt hält; 

4) wer Fallthüren an gemeinzugänglihen Orten ohne die ges 
hörigen Borfihtsmaßregeln offen jtehen läßt. 

Die nach Maßgabe des gegenwärtigen Artifeld erfannten Geld: 

ftrafen fließen zu zwei Dritttheilen in die Armenkaſſe ded Ortes 
der Uebertretung. 


1) Neben dem Art. 147 Abf. 1 Ziff. 1 ift Art. 154 zum Bmede bes 
richtigen BVerftändniffes beider Beftimmungen ins Auge zu faflen. 

Art. 147 Abf. 1 Ziff. 1 ift nur dann gegen Privatgrundbbefiger ans 
jumenden, wenn ſich bie gefährliche Stelle innerhalb des Eigenthums bes 
findet und wenn es fih um Schuß gegen Gefahren handelt, melde ſich 
durch die Benugung dieſes Eigentums ergeben, z. B. wenn ein Privatiweg 
durch dasſelbe zieht, oder wenn fi Arbeitspläge bafelbft befinden. Gränzt 
dagegen eine Staats: oder Diftriktsftraße oder ein öffentlicher Gemeindeweg 
an das Ufer eines Sees oder an ben Rand eines Fluffes und handelt es 
fih darum, gegen Unglüdsfälle zu ſchützen, die ſich durch Benügung der 
öffentlihen Straße in ber Nähe folder gefährlichen Stellen ergeben können, 
fo kann nicht der Eigenthümer des Sees oder bes abhängigen Grundftüdes 
zur Herftellung der erforderlihen Schußmittel angehalten werden, fondern 
der Eigenthümer ber Straße hat diefe durch Anlage der entſprechenden 
Borrihtungen zu fichern. 

Wird dagegen in ber Nähe einer beftehenden Straße ein neuer Stein: 
brud oder eine ähnliche Vorrichtung eröffnet, woburd Gefahr für jene 
Perfonen erzeugt wird, welche die Straße benugen, fo tritt Art. 147 gegen 
denjenigen, ber bie Borrihtung eröffnet, in Anwendbarkeit. A. II ©. 301; 
II ©. 402. 

2) Die Anwendbarkeit des Abf. 1 Ziff. 1 fest eine fpezielle an ben 
Eigenthümer ergangene Berfügung voraus, welder innerhalb der zur Auss 
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führung der Mafregel nad den Umftänden erforberlihen Zeit nicht ent— 
ſprochen worden ift. Dagegen fest die Erlafjung diefer Verfügung nicht 
voraus, daß eine civilrechtlihe Verpflihtung des Grundeigenthümers zur 
Anbringung folder Sicherheitsvorrihtungen eriftire; das Geſetz febt die 
Berechtigung der Polizeibehörde voraus, die Abſtellung des gefährlichen Zu: 
ftandes zu verlangen und ſich biewegen an den Eigenthümer des Grund: 
ſtückes, innerhalb deffen die Gefahr eriftirt, zu halten, — vorbehaltlid des 
Rechtes des Eigenthümers, feinen civilrechtlichen Regreß gegen einen Dritten 
zu nehmen, der aus irgend einem Givilrehhtsgrunde hiefür angefproden 
werden kann, 3. B. den Gervitutberehtigten, dem der Grundeigenthümer 
die Benützung eines Pritvatweges auf feinem Grundftüde geftatten muß. 

4. II ©. 159. 

3) In allen unter Ziff. 1 zu fublumirenden Fällen muß eine Gefahr 
für Berfonen vorhanden fein, welche nidyt blos durch bie Beſchaffenheit der 
Dertlichkeit gegeben ift, fondern dadurd) an Ausdehnung gewinnt, daß bie 
gefährliche Stelle fi in einem frequenten menſchlichen Verkehre befindet und 
daß deßhalb, um die Fortdauer einer in zahlreichen Fällen ſich geltend 
machenden Gefahr zu bejeitigen, bejondere Maßregeln zur Sicherung des 
Ortes ald nothwendig befunden werden. Ein Anhaltspunkt fann aud darin 
gefunden werden, daß der Drt auch bisher ſchon als einer befonberen Ber: 
fiherung bebürftig befunden wurde. Zu diefem Zwede wurde die Faſſung 
„an Orten, welde bäufig von Menſchen betreten werben‘ gewählt. Der 
Befiger einer umfangreihen Alpe, eines fteilen Felsberges kann daher nicht 
zur Derwahrung aller gefährlihen Stellen angehalten werden, wenn aud) 
der Drt zuweilen von Hirten, Jägern, Touriften befucht werben follte, 

A. III ©. 159. 

4) Zu Ziff. 2. Statt der Worte des Entwurfes „Torf ober fonftige 
Gruben,” wurde gefegt „jonftige durch ihre Tiefe für Vorübergehende Ges 
fahr verurfahende Gruben‘, um ben gewöhnlichen Torfftich, foferne derſelbe 
nicht die Anlage tiefer Gruben erfordert, nicht unter Art. 147 Ziff. 2 zu 
ſtellen. Auch wurde durch die beigefügte nähere Bezeihnung auszubrüden 
gefucht, daß überhaupt nur ſolche Gruben gemeint find, welche durch ihre 
Anlage und Tiefe jo bejchaffen find, daß Vorübergehende dburd dem Sturz 
in diefelben Schaden nehmen fünnen. A. I ©. 238. Daß in ben: Worten 
des Gefeßestertes „über Entfernung folder Anlagen an Straßen und Wohn: 
gebäuden‘ das Wort an durch von, wie oben gefhehen, erjegt werben 
muß, ergibt der Sinn, So hatte diefe Stelle auh im Entwurf Art. 172 
Ziff. 2 gelautet, und fo iſt fie nah Sikungsprotofoll vom 5. November 
1860 X. IT ©. 159, 160 angenommen worden. Bei Zufammenftellung: 
der Ausſchußbeſchlüſſe kam das Wörthen „an durch ein Verſehen, deſſen 
Wirkung ſich bis auf die Schlußrebaktion des Geſetzes erftredt hat, in ben Tert. 
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5) Der zweite Saß ber Ziff. 2, „mer alte Brühe — zuwiderhans 
beit,‘ will fein abſolutes Verbot der Wiedereröffnung alter Brühe oder 
Gruben ausfprehen, fondern es find biebei aus ben erften Sape die Worte 
„ohne vorgängige Anzeige an die Polizeibehörde‘ herkeizuziehen. 

6) In Ziff. 3 wurden die Worte „in Häufern, Hofräumen oder Haus: 
gärten” nur deßhalb nicht geftrichen, weil bei Häufern m größeren Stäbten, 
weldhe von vielen Miethsleuten bewohnt werden, eine jolde Beitimmung 
nicht entbehrlich fei. Dabei wurde von dem f. Staatsminifter des Innern 
anerkannt, daß dies eine jener Beftimmungen fei, welche bei vernünftiger 
Anwendung fehr wohlthätig wirken, bei ungefchicdter allerdings chikanös 
werben könnten. Der Richter wird daher auf die Worte „gefährliche 
Bertiefungen‘‘ ein befonderes Gewicht legen, und das Borbandenfein ber 
Gefahr nicht blos nach der Beſchaffenheit der Vertiefung, fondern auch nad 
ber Frequenz von Menſchen, welche mit der Lokalität nicht genau befannt 
find, und deßhalb gefährdet werben können, bemeſſen. A.U ©. 159, 160. 


Art. 148. 


Ber ohne Beobachtung der erforderlihen Vorſichtsmaßregeln 
mit Gefahr für Perfonen oder fremdes Eigenthum Sprengungen 
durch erplodirende Stoffe vornimmt, wird an Geld bis zu 25 fl. 
geftraft. 


Die Einholung vorgängiger polizeiliher Bewilligung ift nicht erfordert. 
Es genügt, wenn bei folhen Sprengungen: bie nöthigen Vorfichtsmaßregeln 
vorgefehrt, erforberlihen Yalles benachbarte Wege gefperrt, in die Nähe 
kommende Berfonen gewarnt werben. Wer thatfählih die nöthigen und 
üblichen Vorfihtsmaßregeln zur Sicherung der Arbeiter ober dritter Perſonen 
unterläßt, der foll aud dann, wenn ein Schaben nicht entftanden ift, nad 
den Beitimmungen des Art. behandelt werden. Die Frage, wer im Sinne 
des Geſetzes als ber Uebertreter anzufehen ift, wird nah Art.18 Abi. 5 
zu beurtheilen fein. A. II ©. 238. 


Art. 149. 

Wer ohne Bewilligung der Volizeibehörde oder ohne Beachtung 
der von berjelben angeordneten Vorfihtämaßregeln Selbſtgeſchoſſe, 
Schlageiſen oder Fußangeln an bewohnten oder von Menſchen 
befuchten Drten legt oder ohne Wiffen und Willen des Befigerd 
in fremdem Eigenthume anbringt, wird an Geld bis zu 50 fl., 
in ſchwereren Fällen mit Arreft bis zu 30 Tagen geftraft. 
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Statt der Worte des Entwurfes „an Orten, wo Menſchen gefährbet 
werben können“, wurben die Worte „an Orten, weldye häufig von Men- 
hen betreten werden’’ vorgefchlagen, fchließlih aber die Worte „an be 
wohnten oder von Menſchen befuchten Orten‘ gewählt; woraus fidy ergibt, 
daß bie Beſchränkung des Artikels auf frequente Drte, an welchen ein häu— 
figer Befuh von Menſchen ftattfindet, hier nicht, wie bei Art. 147 Ziff. 1, 
beabficytigt war. A. IT ©. 160. 


Art. 150. 


Mit Arreft bis zu 14 Tagen oder an Geld bis zu 50 fl. wird 
geftraft, wer vorfäglic und unbefugt: 

1) die zur Verhütung. von Unglüdsfällen angebrachten Schuß: 
mittel, Sperrungs- oder Warnungszeihen entfernt oder 
für ihren Zweck unbrauchbar macht, oder 

2) die zur öffentliben Beleuchtung beftimmten 2aternen von 
ihrer Stelle entfernt oder auslöſcht, oder 

3) die zur Hilfe bei öÖffentlihen Nothfällen beftimmten Ges 
rätbichaften entfernt, für ihren Zwed unbrauchbar macht 
oder deren Gebrauch verhindert. 

Ber Gegenftände der in Ziff. 1—3 bezeichneten Art aus Fahr: 
läffigfeit befchädigt oder für ihren Zweck unbrauhbar gemacht 
bat und nicht fofort für angemeffene Wiederherftellung Sorge 
trägt, wird an Geld bis zu 10 fl. geftraft. 


1) Der Artifel bezweckt die Sicherung jener Vorrichtungen, welche zur 
Abwendung von Unglüdsfillen oder zur Hilfe in Notbfällen hergeftellt 
worden find. Ergänzend ftehen verſchiedene Beftimmungen bed StGB. 
zur Seite. Werben die im Art. bezeichneten Gegenftände aus gewinnſüch— 
tiger Abfiht entfremdet, fo treten die Strafbeftimmungen gegen Diebftahl 
StGB. Art. 771 folg. in Wirkfamkeit; werben folde Sachen durch vorfägliche 
Zerftörung oder Befhädigung unbrauhbar gemacht, jo werden die Strafbe: 
Rimmungen gegen igenthumsbefhädigung Art. 342—44 in ber Regel 
anwendbar fein. Es bleiben daher für die Wirkfamkeit des Art. jene Fälle 
übrig, wo ſolche Vorrichtungen ohne Entwendung, Vernichtung oder Beſchädi— 
gung bes Eigenthums an benjelben vorfäßliher und unbefugter Weife durch 
bloße Verrüdung, Entfernung vom Orte, durch Verbergen oder burdy eine fon: 
itige, deren Wirkſamkeit verhindernde Handlung für ihren Zweck unbraudbar 
gemacht oder nur in Folge von Fahrläffigfeit befhädigt werben. 
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2) Statt der im Entwurfe enthaltenen Spezialifirung beftimmter 
Schugmittel wurben in Ziff. 1 „die zur Verhütung von Unglüdsfällen ans 
gebraten Schukmittel” in einer generalifirenden Ausbrudsweife er: 
wähnt, um die allgemeine Natur jener Handlungen, weldhe ben Thatbes 
ftand ber Uebertretung bilden fönnen, zu greifen unb nicht in folge ber 
Spezialifirung einzelne glei ftrafbare Fälle zu überfehen. Unter bie ange: 
führten Schugmittel fallen z. B. nicht blos die an ſchadhaften Gebäuden, 
fondern aud die an Mauern, Brüden, an Einfturz drohenden Felswänden 
oder Bergabhängen angebradten Notbftügen, bie auf Grund des Art. 147 
an Abbängen, Abgründen, Flüffen, Seen, Steinbrühen, Kiesgruben u. bgl. 
angebradten Geländer oder fonftigen Sicherungsmittel, bie Bebedungen 
und Umfriebungen der im Art. 147 Ziff. 3 bezeichneten Gegenftänbe, bie 
gemäß Art. 153 Abſ. 4 angebrachten Verwahrungen, Bedeckungen, Beleuch— 
tungen, die gemäß Art. 154 an Wegen, Brüden, Stegen, bie zur Verhü— 
tung ber Gefahr von Erplofionen gemäß Art. 151 angebrachten Sicher: 
ungsmittel u. dgl. 


Art. 151. 


Wer den Verordnungen über Prüfung, Aufftellung und Ges Hebertrets 
brauch von Dampf- und anderen fiherheitägefährlichen Maſchinen a . 
und dazu gehörigen Vorrihtungen und Leitungsröhren zuwider: — 


handelt, wird an Geld bis zu 150 fl. geſtraft. 


1) Zur Zeit befteht hiefür die k. Verordnung vom 9. September 
1852 (Regbl. S. 1073—1106), welche ſich Tediglih auf die Prüfung, 
Aufftelung und den Gebrauh von Dampfmafchinen mit feftftehendem 
Dampfkeſſel beſchränkt. Im Sinne des Gefehes können ähnliche DVerorb- 
nungen aud dann erlaffen werben, wenn in Zukunft bei anderen Mafchinen 
aus allgemeinen Sicherheitsrückſichten polizeiliche Anordnungen als nöthig 
befunden werben follten. Mot. 3. Entw. Art. 118—177 Ziff. 23. 

Gemäß Art. 5 ber befagten Verordnung find in ber Pfalz bezüglich 
ber Errichtung feititehender Dampfleffel die Beftimmungen bes Faiferlidhen 
Defretes vom 15. Dftober 1810 aufrecht erhalten. 

Die ben Älteren Strafbeftimmungen berogirende geltende Strafbeftim: 
mung ift für fämmtliche Randestheile nunmehr im Art. 151 enthalten. 

2) Dem Bolizeirihter wurde die Ermädtigung nicht ertheilt, bis zur 
Erfüllung der verorbnungsmäßigen Vorfchriften ben ferneren Gebraud 
folder Maſchinen zu verbieten, weil Art. 30 Abf. 1 und Art. 28 zur Wah— 
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rımg ber ficherheitöpofizeilichen Intereſſen zureichend ſchienen. Handelt es 
mand bei Aufftellung einer Majchine den Vorjchriften der Verorbnung zu: 
wider, fo fann bie Polizeibehörde nad) Art. 30 Abf. 4 vorläufig einfchreiten 
und den Gebrauch der Maſchine einftellen; erfolgt eine Verurtheilung, fo 
kann die Polizeibehörde aus eigener Kompetenz nad Art. 28 auf Grund 
des polizeirichterlichen Urtheiles jene polizeilichen Anordnungen erlaffen, 
welche durch die im Urtheile konftatirten Thatſachen veranlagt find. A. II 


©. 401. 
Art. 152, 

—— An Geld bis zu 50 fl. oder mit Arreſt bis zu 14 Tagen wird 
— anf geftraft, wer den oberpolizeilihen Vorferiften über Schug der 
Eiſenbah⸗ Eiſenbahnen und des Eiſenbahnbetriebes zuwiderhandelt, ins⸗ 
nen und beſondere: 

Dampf: 1) wer die Bahn an anderen ald an Hebergangäftellen oder 

ſchiffe. eher, als die Schranken von den Bahnbedienſteten geöffnet 


worden find, ald Fußgänger, Reiter oder mit Wägen oder 
Schubfarren überfchreitet; 
wer fonft die Bahn oder die dazu gehörigen Gräben, Bös 
fhungen, Dämme, Brüden oder Tunnels oder das dazu 
gehörige und mit Steinen abgegrängte Borland unbefugt 
an verbotenen Stellen oder gegen ausdrüdlihes Verbot 
eined Bahnbedienjteten betritt, wer dafelbft reitet, mit Wär 
gen oder Schubfarren fährt, Vieh treibt oder Gegenftände, 
wenn auch nur für furze Zeit, niederlegt; 
3) wer an den erlaubten Uebergängen Vieh anderd als mit 
fliegender Geißel über die Bahn treibt oder mit Wägen 
anders ala im Schritte und ohne Anhalten darüberfährt; 
wer ald Reiter oder mit Fuhrwerf, Laftthieren oder Vieh— 
beerden bei geiperrten Schranfen ankommt und von dens 
felben bis zu deren Deffnung durch einen Bahnbedien⸗ 
fteten nicht mindeftend 20 Schritte fich entfernt hält; 

5) wer in dem Falle, daß zwei oder mehrere Fuhrwerfe gleich: 
zeitig an einer Vebergangsftelle anfommen oder ſich begeg⸗ 
nen, der Beftimmung ded Bahnbedienfteten über die Reihen: 
folge der Ueberſchreitung der Bahn fih nicht fügt; 

6) wer geichlojfene Schranfen eigenmächtig öffnet, unbefugt 
Wächterhütten oder Einfriedungen der Bahn oder ber 


2 


— 


4 


— 
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Stationahöfe befteigt, infriedungen oder fonftige Ber: 
fhlußanftalten überfteigt oder unter dergleichen Abiper: 
rungen durchſchluͤpft. 
Uebertretungen der oberpolizeilihen Vorfchriften über Aufrechts 
haltung der Ordnung auf der Bahn, in den Bahnhöfen und 
auf Dampfihiffen unterliegen einer Geldftrafe bis zu 10 fl. 


Der Art. tritt an die Stelle der in ben proviforifhen Polizeivor⸗ 
fchriften für ben Schuß ber Eiſenbahnen und bes Bahnbetriebes vom 
5. Aug. 1844 und 26. Februar 1845 enthaltenen Strafbeftimmungen. 

In Riff. 2 wurde ein allgemeines Verbot eines jeden Betretend ber 
Eifenbahn und der Zugehörungen derfelben für unausführbar erachtet. Es 
‚ genügt, wenn bie Eifenbahnverwaltung berechtigt ift, jebe® Betreten ber 
Bahn an Stellen, wo es für gefährlich erachtet wird, zu verbieten, und 
wenn gegen jene eingefchritten werben kann, welche gegen fpezielles Verbot 
eines Bahnbedienfteten fi auf die Bahn begeben. A. I ©. 239. 


Nah dem Entwurfe follten in diefes Hauptftüc noch folgende Artikel 
aufgenommen werben: 


Art. 118. 


Wer ohne eigene Gefahr einen im dringender Lebensgefahr befindlichen 
Menſchen zu retten im Stande ift und es ohne genügende Entihuldigung 
unterläßt, wirb, wenn der Andere darüber das Leben verloren ober einen 
bleibenden Nachtheil an feiner Gejumdheit erlitten Kat, mit Arreft Bis zu 
30 Tagen geftraft. 


Art. 119. _ 


Wer außer dem Falle des Artikels 418 Perjonen in einen lebens: oder 
gelundheitsgefährlichen, ſchleuniger Hilfe bebürfenden Zuftande findet und ohne 
genügende Entſchuldigung es unterläßt, denfelben bis zur obrigkeitlichen Ver: 
fügung ober bis zu anderer Fürforge bie erſte nothwenbige Hilfe nach Mög: 
Iihfeit zu verſchaffen, wind an Geld bis zu 25 fl. gejtraft. 


Diefelben wurden geftrihen, weil die Verletzung einer Liebespflicht, in 
weicher weder bie Urſache noch die Beranlafjung der Gefahr für das Men- 
ihenleben liegt, nit dem Richterſtuhle des Bolizeiftrafrechtes, fondern 
jenem bed Gewifjens und ber öffentlihen Moral anheimfalle. Weberdies 
wurde auf ben in greifbaren Notbfällen möglicherweife anwendbaren Art. 56 
verwiefen. WM II ©. 229. 
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Art. 121. 
Wer außer dem alle des Artikels 204 bie ihm obliegende Anichaffung 

‘ oder Unterhaltung von Hilfs: ober Rettungsapparaten ober Geräthſchaften 

vernacdläffigt, wirb an Geld bis zu 25 fl. geftraft. 

Diefer Artikel wurde geftrihen, weil der wichtigfte Kal (die Anſchaf— 
fung und Unterhaltung von Feuerlöfhgeräthfhaften) im Art. 175 fpeziell 
vorgefehen iſt. PVerfehlungen bei Anfhaffung oder Unterhaltung folder 
Rettungsapparate, welche von den Gemeinden zu ftellen find, können durch 
bisziplinäre Einfhreitung gegen bie fi) verfehlenden Gemeindebebienfteten 
gerügt werden. A. I ©. 229. 


Art. 125. 

Mit Arreft bis zu 30 Tagen wirb eine Perfon geftraft, welche, während 
fie zu ihrer Entbindung geeigneten Beiftanb zu erlangen vermochte, gleich 
wohl gefliffentli heimlich oder nur in Gegenwart folder Perfonen geboren 
bat, welche mit ihr über die Verheimlichung ber Nieberkunft einverftanben 
waren. 

Gleiche Strafe trifft die mit einer ſolchen Frauensperfon in bem ers 
wähnten Einverftändniffe ftehenden Perſonen. 

Auch diefe Beftimmung wurde nicht angenommen; bie im StGB. v. 
1813 Art. 164—170 enthaltenen ftrengen Strafbeftimmungen gegen ver: 
beimlichte Niederkunft und Schmangerfhaft haben eine vorbeugende Wirk: 
famteit nicht bewährt und wurden durch Geſetz vom 29. Auguft 1848 
Art. 8 Abſ. 2 aus guten Gründen aufgehoben. 

Tritt in Folge ber im Art. bebrobten Unterlaffung eine kulpoſe Töd— 
tung ein, fo find bie Beftimmungen bed StGB. Art. 232 anwendbar ; 
außerdem ift ein haltbarer Grund zu einer Strafeinfhreitung nicht gegeben. 
A. I ©. 230. 

Art. 159. 

Wer Feuer: ober anderes Gewehr Kindern ober ſolchen Berfonen, von welchen 
bie ndtbige Kenntniß oder BVorficht bei deſſen Gebrauche nicht vorausgefeßt 
werben fann, anvertraut, wer von Feuer: ober anderem Gewehre unvorfich- 
tigen ober muthmwilligen Gebraud macht, wer in Bezug auf ſichere Verwahr⸗ 
ung ober das Losſchießen gelabener Gewehre bie zur Verhütung von Unglüde> 
fällen durch oberpolizeiliche Borfchriften angeorbneten ober fonft durch bie Um: 
fände gebotenen Borfichtsmaßregeln vernachläſſigt, wer mit fonfligen Waffen 
unter Umftänden, unter benen Anderer Leben ober Gefundheit dadurch in 
Gefahr geräth, unvorfichtig umgeht, wirb an Gelb bis zu 25 fl. ober mit 
Arreft bis zu 8 Tagen geitraft. 


Die vorgejchlagene Beftimmung wurde als nicht allgemein ausführbar 
erachtet, während bei dem Eintritte einer fulpofen Tödtung oder Gefunb: 
heitsbeſchädigung die Beftimmungen des StGB. genügen. A. II ©. 236. 
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Neuntes Hauptftüd, 


Uebertretungen in Bezug auf Straßen:, Reinlichkeits- und 
Baffer: Polizei. 


Art. 153. 


An Geld bis zu 10 fl. wird geftraft, wer außer Nothfällen Webertret- 
auf öffentlichen Plägen, Straßen oder Wegen Fuhrwerfe, Baus ung ſtraßen- 
oder Arbeitöftoffe, Geräthe, Waaren, Schutt, Dünger oder an: era 
dere den Verkehr ftörende Gegenftände aufitellt oder niederlegt — 
oder daſelbſt Buden errichtet, Gruben oder andere Vertiefungen 
oder ſonſtige den Verkehr ſtörende Vorrichtungen anbringt, ohne 
daß er hiezu die polizeiliche Bewilligung erlangt hat und ohne 
daß eine ſolche im Allgemeinen für Vornahme derartiger Hand: 
lungen unter gewiſſen Vorausſetzungen ertheilt ift. 

Sleiher Strafe unterliegt, wer den bei Ertheilung der Bewil- 
ligung ergangenen polizeilihden Anordnungen zuwiderhandelt. 

Werden folhe Handlungen zur Zeit der Dunfelheit vorgenoms 
men, oder werden Gegenftände, welche mit polizeiliher Bewillig— 
ung auf öffentlihen Straßen, Wegen oder Plägen über Nadıt 
fteben oder liegen bleiben und woran die Vorübergehenden Scha— 
den nehmen fönnen, oder die an foldhen Orten angebradten Ber: 
tiefungen nicht nah Anordnung der Polizeibehörde geordnet, ver: 
wahrt und beleuchtet, jo tritt Geldftrafe bid zu 25 fl. ein. 

Bleiben gegen vorftehende Beftimmungen Wägen von Reifen 
den oder fremden Fuhrleuten auf öffentliben Plägen, Straßen 
oder Wegen ftehen, fo trifft die Strafe die Wirthe, bei welchen 
die Reifenden eingefehrt find oder die Fuhrleute eingeftellt haben. 

Die in Abf. 1 vorgefehene Ausnahmsbewilligung ift, wenn 
ed fih um Vornahme folder Handlungen auf einer Staatd= oder 
Diſtriktsſtraße handelt, von der Dijtriftspoligeibehörde, außerdem 
fowie in dringenden Fällen von der betreffenden Ortspolizeibe— 
hörde zu ertheilen. 


4) Diefer Artikel bezwedt die Verhütung folder Handlungen, welde 
den Gebraud öffentliher Straßen und ben Verkehr auf denfelben ftören 
und nicht felten die Entftehungsurjadhe von Unglüdsfällen find. Es wird 
biebei von dem Grundjage ausgegangen, daß öffentliche Straßen zunädft 
für den allgemeinen Verkehr bejtimmt find, und daß derjenige, ber bie 
Straße in einer ben Verkehr hemmenden Weife in Anſpruch ninmt, foferne 
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nicht ein vorübergehender Notbfall vorliegt, hiezu eine Bewilligung erlangt 
haben müffe, die für beftimmte Vorkommniſſe auch generell erteilt werden 
kann. U. II ©. 345. 

2) Das Vorhandenfein eines augenblidlihen Nothfalles begründet eine 
unbebingte gejeglihe Entfhuldigung, wonach es hier der vorgängigen Er: 
bolung einer befonderen polizeilichen Erlaubnig nit bedarf. A. I ©. 239, 

3) Ausnahmsbewilligungen gegenüber den allgemeinen Bejtimmungen 
des Abi. 1 können ſowohl für einzelne Fälle, als aud für alle Vorkomm— 
nijje ähnlicher Art von den nah Abj. 5 zuftindigen Polizeibehörden (dur 
orts- oder bijtriftspolizeilihe Vorſchrift) generell ertheilt werden. Es 
wurde biebei vorausgejeßt, daß von diefer Befugniß ein dem Iofalen Be: 
bürfnifje der verſchiedenen Drte entjpredyender Gebrauch gemadyt werde. 
Den bienad zu erlaffenden Vorſchriften bleibt e8 z. B. anheim gegeben, 
über die Benußung der Straßen an Wochen-, Schrannen-, Jahrmarkts- 
zeiten das Erforderliche zu beftimmen, oder näher zu bezeichnen, an welden 
Orten, auf wie lange und unter welchen jonftigen Bedingungen Wägen 
ftehen bleiben dürfen, Dünger, Baumateriale, Holz abgeladen werden darf. 
9. I ©. 403. 

4) Unter den in Abſ. 1 bezeichneten Vertiefungen ijt jelbjtverjtändlich 
au die Eröffnung von Kanälen und Abtrittsgewölben zu verftehen. A. U 
©. 239. 

5) Die Polizeibehörde hat bei Ertheilung gemereller oder fpezieller 
Ausnahmsbewilligungen die zur Sicherung des Publitums geeigneten An: 
orbnungen, jo weit ſolche nöthig find, zu treffen, die Zuwiderhandlung ge: 
gen biefe Anorbnungen wird je nah der Sadlage gemäß Abi. 1 oder 3 
beitraft. Hiebei wurde anerfannt, daß bei Belafjung mehrerer Wägen auf 
ber Straße während der Zeit der Dunkelheit nicht das Verſehen jedes eins 
zelnen Wagens mit einer befonderen Laterne zu erfordern ſei, joferne eine 
Laterne zur genügenden Beleuchtung mehrerer Wägen hinreicht. A. IU 
©. 403. 

6) Im Falle von Abſ. 4 trifft die Strafe nicht den Inhaber des 
Fuhrwerkes, fondern den Wirth, jedoch nur unter der Vorausſetzung, daß 
eine nah Maßgabe der Abſ. 1—3 ftrafbare Uebertretung vorliegt. A. II 
S. 403. 

In demfelben Abſ. wurden die Worte „oder Frachtwagen“ geſtrichen, 
weil diefe in dem Gattungsbegriffe „Wägen“ enthalten find. X. II S. 162. 

7) Als Staats: und Diftriktsftraßen find nur jene ÖStraßenftreden 
zu erachten, mweldye aus Staats oder Diftriftsmitteln gebaut ober unter 
halten werden, was namentlich für bie Fortfegung der Straßen im Innern 
ber Städte und Dörfer wichtig it. A. II ©, 402. 
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Dagegen kann ber Umjtand, daß für eine Straße Bau- oder Unter: 
baltungsfoftenzufhüfle aus Staats-, Kreis: oder Diftriftsmitteln geleitet 
worben find, an ber Qualität der Straße nidhts ändern. 

8) Auf den Grund des Abf. 5 kann die Ortspolizeibehörbe in dringen: 
ben Fällen, welche feine eigentlihen Notbfälle find — denn für diefe ift nad 
Abf. 1 eine Bewilligung überhaupt nicht nöthig, — die vorübergehende Bes 
nußung von Staats» und Diftriftsftragen für bie im Abf. 1 bezeichneten 
Zwecke geftatten, wenn es eine zu große Beläftigung wäre, erft die Be 
willigung der Diftriktspolizeibehörde erholen zu müſſen; jedoch Tann bie 
Ortsbehörde nur fpezielle Bewilligungen in einzelnen Fällen biefür ertheilen, 
nicht eine generelle Dispenfation dur ortspolizeilihe Vorſchrift. A. IU 
©. 404. | 


Art. 154. 


Ber ungeachtet polizeiliher Aufforderung die ihm obliegende 
Verpflichtung vernadläffigt, Wege, Brüden und Stege, melde 
» dem öÖffentlihen Verkehre gewidmet find, oder die zur Verhütung 
von Unglüdsfällen erforderlihen Geländer und jonftigen Sicher— 
ungsmittel an folhen Wegen, Brüden und Stegen in ficherem 
Zujtande zu erhalten, und wer bei eingetretenen Beichädigungen 
folher Wege, Brüden und Stege oder bei Hemmungen des 
Verkehres auf denfelben es unterläßt, die von der Polizeibehörbe 
angeordneten oder ſonſt nöthigen Warnungs = und Leitungäzeichen 
audzuftefen, wird an Geld bis zu 25 fl. geitraft. 


Ueber das Verhältniß dieſes Art. zu Art. 147 Ziff. 1 fiehe Bemerk— 
ung 1 zu Art. 147. 


Art. 155. 


Uebertretungen des Gejeges vom 25. Juli 1850, die Einrich: 
tung des die Kunftitraßen befahrenden Fuhrwerfes betr., und 
des durd den Landtagsabſchied vom 1. Juli 1856 Abfchnitt II 
$. 33 verfündeten Zufages werden nad den Beftimmungen des 
genannten Geſetzes geftraft. 
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Gefeh, 


bie Einridtung des die Kunſtſtraßen im Königreiche Bayern befah— 
renden Fuhrwerkes betr. 


Art. 1. 


Auf ſämmtlichen Staatsftraßen und auf denjenigen Kreis- und Bezirks: 
firaßen, welde bereits funftmäßig ober doch vollfommen fahrbar herge— 
ftellt find, muß alles Fuhrwerk, weldes bem Handels: und Gewerbsjwede 
bient oder Gegenftände verführt, die zum Verkaufe oder zur Verarbeitung 
für ben Verkauf beftimmt find, nah Maßgabe ber Anzahl der angeipannten 
Zugthiere mit Rabfelgen verjehen fein, welche minbeftens nachbezeichnete Breite 
baben: 








Breite der Felgen im 








theinifchen | bayerifchen | p fälzischen 
Bezeichnung __Mafe | Maße J— Maße 
bes - — unbe L WU” 
uobezimal:| & 
Fuhrwerkes und Anfpannes dueben.... 28 
malzoll Zoll Linie 








Zweiraͤdriges Fuhrwerk mit zwei Pferden 





beipannt . . 4 | 31, 1015 
II. Zweirädriges Fuhrwert mit drei oder vier 

Pferden beipannt . . 6 6 152,115 | 7 
III. Bierrädriges Fuhrwerk mit zwei Pferden 

beipannt . . 21, 2 | 81, 6| 6 
IV,  Bierräbriges Fuhrwert mit drei oder vier | 

Pferden beipannt . . 4! 81.1 10| 5 
V. Bierrädriges Fuhrwerk mit fünf © bie act | | 

Pferden beipannt . 6 6 |, 5! 7 


Art. 2. 


Wenn an einem Fuhrwerke Räder von verſchiedener Felgenbreite ange: 
bracht find, darf jedenfalls die Felge feines Rades eine geringere, als bie ber 
Beipannung des Fuhrwerkes entjprechende Breite haben, ben Fall einer augen: 
blidfihen Aushilfe in Folge eines Radbruches ausgenommen. 


Art. 3. 
Bezüglich der Beipannung werben zwei Ochſen, Stiere, Kühe oder Eſel 
einem Pferde gleich gerechnet. 
Art. 4, 


Zweirädriges Fuhrwerk mit mehr als vier, und vierrädriges mit mehr 
als acht Zugthieren zu beipannen, ift verboten, außer wenn bie Ladung aus 
“ 
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einer untheilbaren Lat, 3. B. großen Baufteinen u. dgl., weldhe eine zahl: 
reichere Beſpannung erfordert, beſteht. Solcher Transport mit mehr als acht 
Zugthieren darf unter den von ber einfchlägigen k. Kreisregierung, Kammer 
beö Innern, für jeden einzelnen Fall zu beflimmenden Borfehrungen ge: 
ſchehen. 


Art. 5. 


Unter die im Art. 1 angeführte Beſpannung ſind jene Zugthiere nicht 
zu rechnen, welche als Vorſpann angewendet werden, wenn 


a) die Straße eine Steigung hat, für welche bei dem Abwärtsfahren bas 
Einlegen bes Radſchuhes vorgeichrieben ift; 

b) eine Straßenftrede in einem Zuſtande fich befindet, welcher bie Um⸗ 
bauung erfordert; 

c) wenn außerordentlich ſtarker Schneefall ober plötzlich eingetretenes 
Thaumetter eine Vermehrung ber Beipannung unumgänglid nöthig 
mad. 

Die königl. Kreisregierungen, Kammern des Innern, baben dergleichen 
unter lit. a und b begriffene Straßenftreden durch ortliche Kundmachung 
und durch Anfchlag zu bezeichnen und find ermächtigt, aus Rückſicht auf die 
in kurzen Abftänden fi wiederholenden Straßenfteigungen diefe Ausnahmsbe— 
fimmung bezüglich bes Vorjpannes auch noch auf andere Wegfireden aus- 
zudehnen. 


Art. 6. 


Bon den in Art. 1 über bie MRabfelgenbreite enthaltenen Vorſchriften find 

ganz befreit: 

8) das landwirthſchaftliche Fuhrwerk im engeren Sinne, weldes zum 
Betriebe der Ianbwirtbichaftlichen Arbeiten und Verrichtungen, bann 
zur Beifuhr ber für den eigenen ökonomiſchen Bedarf des Landwirthes 
als jolchen erforderlichen Materialien dient, ſodann das vierräberige zwei: 
fpännige Fuhrwerk, durch welches jelbfterzeugte Tanbwirthichaftliche 
Produkte mit eigenem Geſchirre zu Markt gebracht werben; 

b) das Fuhrwerk, welches bei bem Wieberaufbau ber durch bie Elemente 
zerfiörten Bauwerke im dringenden Fällen zur Beibringung von Baus 
materialien ohne Lohnanſpruch geleiftet wird (fogenannte Pitt: 
fuhren) ; 

c) Luxus⸗ und Neifewägen, ſowie bas bloß zum Perfonentransport bie: 
nende Fuhrwerk, vorbehaltlich ber — bes nachſtehenden Ar: 
tifels 8. 


Art. 7. 


Ebenſo findet bie Vorfchrift ber Felgenbreite auf dasjenige Fuhrwerk 
feine Anwendung, weldes, zunächft für bloße Berbindungs:, dann Feld: und 
23 


PELEB, Art. 190. 


Waldwege beftimmt, nur eine ganz kurze Stuede auf Stanter, Buie: und 
Bezirköftraßen (Art, 1) zu fahren veranlagt if. 

Die koniglichen Regierungen, Kammern des Innern, haben. bieje kurzen 
Etreden, wo eine ſolche Augnahmsbeſtimmung .zuläffig, iu durch ‚Örtliche 
Kundmahungen in Anſchlag zu bezeichnen. 


Art, & 

Die Breite der Felgen aller Poftwägen (zum Perſonen- unb Waaren- 
transporte), bann aller zum gewerbsmäßigen Perfonentransporte gebrauchten 
Wägen wird bei einer Bejpannung von drei oder mehr Pferden zu mindeſtens 
zwei und ein balb Zoll rheimifch (zwei Zoll acht und eine Kalbe Linie 
bayeriſch oder ſechs Eentimeter und fechs Millimeter pfälziſch) feftgeiegt. 


Art. 9. 


Auf allen Staats-, Kreis: und Bezirköftraßen ift für alles Fuhrwerf 
ohne Unterfhieb, mit einziger Ausnahme bes Militär:, Transport» und 
Geſchützfuhrweſens, verboten, mit Rabfelgen zu fahren, an welchen 

a) die Köpfe der Radnägel oder Schrauben nicht eingelaſſen ſind, ſondern 

vorfteben, oder 

b) deren Rabbeichlag, das ift ber auf die Radfelge aufgelegte Metallreif, 

jo Fonftruirt ift, daß er feine gerade Oberfläche bildet; die burch Abs 
nüßung bewirfte Abrunbung ber Reifränber wird jedoch als biefer 
Vorſchrift nicht zumiderlaufend erachtet. 

Bei vierräberigem zweiſpännigen Fuhrwerke ift es hinreichend, wenn 
die Köpfe der Nägel auf dem Reife plattgefhlagen find, fo daß biefel- 
ben keine kopfähnliche kamtige Erhöhung bilden. 


Urt. 10. 

Der Gebrauch der Vorrichtungen, welche zum Schutze bes Fuhrwerkes 
gegen das Abgleiten auf abhängigen: Wegftiichen bei, dem Glatteiſe oder bei 
glatter Schneebahn angebracht; werben, wie bie ſogenannten Gisnägel, wird 
nur für bie Dauer bes: veranlafjenden Zuſtandes, im ber Regel für die Zeit 
dom 1. November bis: legten. März, geftattet. Ä 

Die Diftriftspofigeibehörbe ift jedoch ermächtigt, nach 1 Mafgske bejonderer 
Berhältniffe hierin Modiflkationen eintretem zu laſſen. 


Art. 11, 


Die Breite der Ladung auf Frachtwägen darf — mit: Auénahme einer 
untbeilbaren Laft — neun Fuß bayerifch oder zwei Meter brei= und fechzig 
Eentimeter nicht überfchreiten. 

Bei Ladungen, die aus Wolle, Federn, Hopfen, Tabakshlättern in offe— 
nen Büſcheln und derartigen Gegenfkinden beftehen, welche fi beim Fahren 
duch ihr natürliches Gewicht und. bas Rütteln des Wagens auszubehnen 
pflegen, wird eine Weberfchreitung der Labungsbreite nicht beftraft, wenn ber 
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Fuhrmann dur ein polizeiliches oder zollamtliches Atteft fi ausweift, baf 
bie Ladung früher die normalmäßige Breite gehabt habe; er ift jedoch anzu: 
balten, ar dem nächſten hiezu geeigneten Orte feine Ladung auf bie vor: 
Fhriftsmäßige Breite zurädzubringen. 

' Das Anbringer von Seitenfigen an dem. Wägen (mittelt eingeftedter 


- Better u: ſ. w.) if allgemein unterfagt. 


Art. 12. 
Für den Grenzverkehr mit benachbarten Staaten Finnen hinſichtlich der 
Breite ber Radfelgen erleichternde Modifikationen im Verordnungewege be⸗ 
kimmt werben. 


Art. 13. 

Uebertretungen werben beftraft, wie,folgt: 

a) jene ber Borfchriften in Art. 1, 2, 4 und 8 über bie Felgenbreite 
and Beſpannung mit drei bis zwanzig Gulden; 

by jene der Vorſchriften in Art. 9 und 10 * den — mit drei 
bis fünfzehn Gulben; 

ec) jene der Vorſchriften im Art. 14 Über bie’ Breite der Ladung und 
das Anbringen von Stitenfigen mit drei bis flnfunbzwanzig Gulden. 


Art. 14. 

Die Zumefiung ber Strafe innerhalb ber im Art. 13 angegebenen Gren« 
zen iſt der Beurtheilung‘ des. Gerichtes anheimgegeben,. weiches babei nament: 
ih den Grad, bes Abweichens von ber Normalbeftimmung;. die ‚zum Schaden 
zurüdgelegte: Wegſtrecke und den etweigen Rüdfall au ‚berüdfihtigen: bat. 

Art ib. 

— — von‘ 1 Geldfirafen in Arref findem nady' den im 

RN — Vorausſetzungen und Normen ſtatt. 
Art. 16. 
Die: Strafe trifft zunuchſt den bei dem Fuhrwerke betretenen Führer, wel 


chem der Regreß 'gegen den Eigenthürmer vorbehalten: bleibt. 


Zugleih bat aber auch der Eigenthümer zw haften, umb Tann nad Be: 
Ihaffenheit des Falles nebft dem Führer — bei dem Vorhandenſein ber all: 
gemeinen Bedingungen ftrafrechtlider Zurehnung — zur Strafe gezogen 
werben. 


Art. 17. 

Bon ber wirklich erhobenen Geldftrafe fällt die eine Hälfte an bie Lofals 
armenfafje jener Gemeinde, in deren Bezirk die Mebertretung entdedt worben 
ift, die andere Hälfte wird zur Bildung eines Unterftägungsfondes für 
das zur Beaufſichtigung der Straßen verpflichtete Unterperfonal verwendet. 
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Art. 18. 


Die Ueberſchreitungen der vorftehenden Beftimmungen werben als Poll: 
zeiübertretungen nach ben für bie Behandlung von Bolizeiftrafiachen beftchen: 
den Vorſchriften dur die Stadt- und Landgerichte (in der Pfalz durch bie 
Polizeigerichte), im beren Sprengel bie Uebertretung entbedit wirb, abge: 
urtheilt. 

Gegen bie Ausfprüde berjelben ift eine Berufung binnen 14 Tagen 
von Verkündigung bes Erfenntniffes an gerechnet an das nächſtvorgeſetzte 
Gericht zuläffig. 

Die in der Pfalz über die Rechtsmittel des Einfpruches und der Beruf: 
ung, namentlich ber Friften und ihres Laufes geltenden Vorſchriften erleiden 
feine Abänderung. 


Art. 19. 


Wird bie Anzeige einer Uebertretung gegenwärtigen Gefeges durch einen 
MWegmeifter, Straßenwärter, Genbarmen ober anderen Öffentlichen Diener 
unter Berufung auf feinen Dienfteid und eigene Wahrnehmung gemacht, fo 
gilt bie Uebertretung als erwielen. 

Dem Angefhuldigten ftehen jedoch in jebem Falle Einwendungen gegen 
die Gliaubwürbigfeit des Anzeigers, ſowie ber Gegenbeweis zu. 


Art. 20. 


Eine Uebertretung, welde mit bemfelben Fuhrwerke an bemfelben Tage 
begangen wurbe, kann nur einmal zur Strafe gezogen werben. 

Der wegen einer in ben Art. 1 bis 9 inel. vorgejehenen Webertretung 
während einer Fahrt ober Reife in Unterfuhung genommen ober beftraft wird, 
barf, ohne wegen berjelben Uebertretung einer weiteren Beftrafung zu unter: 
liegen, bie Reife ober Fahrt fortfegen und wieber an feinen Heimathsort zu: 
zurüdfehren. 

Zum Nachweiſe ſolchen Falles hat berfelbe bei einer ber nächfigelegenen 
Gerichts: oder Ortsbehörden, in deren Bezirk bie Uebertretung entbedt warb, 
ein ben Gegenfland ber Uebertretung, bie muthmaßliche Dauer und bie 
Richtung ber Hin- und Herreife enthaltendes Zeugniß zu erholen und bei wie: 
berholter Beanftanbung vorzuzeigen. 


Art. 21. 


Segenwärtiges Geſetz tritt am Tage ber Verkündigung durch bas Geſetz⸗ 
blatt in Wirkſamkeit, womit bie allerhöchfte Verordnung vom 16. Juli 1840 
nebft den fpäteren Zufagbefimmungen außer Kraft geſetzt wirb. 

Für bie Befiger von vierräderigem zweifpännigen Fuhrwerke und von 
Wägen zum gewerbsmäßigen Perjonentransporte bei einer Beipannung von 
brei umd mehr Pferden wirb zur Herſtellung ihrer Wägen in normalen 
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Stand (Art. 1 Ziff. 3; Art. 8) eine Nahfiht auf ein Jahr vom Tage ber 
Geſetzverkündigung geftattet. | 


Art. 22. 
Unfere Staatsminifter bes Handels und ber äffentlichen Arbeiten ber 
Zufiz und bes Innern find mit dem Vollzuge biefes Geſetzes beauftragt. 
Gegeben Aachen, ben 25. Juli 1850. 
Mar. 


Abſchied 


für ben Landtag bes Rönigreihs Bayern. 


$. 33. 

Dem an Uns gebradten Antrage entfprehend, genehmigen Wir, mit 
Geſetzeokraft, daß dem Art. 5 bes Gefehes vom 25. Juli 1850, bie Einrid- 
tung bes bie Kunſtſtraßen befahrenden Fuhrwerkes betreffend, am Schluſſe 
bie weitere Beftimmung beigefügt werbe: 

„ingleihen dem regelmäßigen Botenfuhrwerke für bie Zeit vom 1. No: 

„vember bis letzten März, fowie bei neuer Befiefung bie Beipannung 

„ber mit vierzölligen Rabfelgen verjehenen Wägen bis zu ſechs Pferden 

„geftattet”. 

Gegeben Münden 1. Juli 1856. 


Bemerfungen. 

Zu Art. 15. 

Siehe bie Erläuterungen zu Art. 7—9 ©. 85 Biff. 4. 

Zu Art. 16. 

Die Beftimmung des Art. 18 Abſ. 5 ift zu Gunften bes bei bem 
Fuhrwerke betretenen Führers felbft dann nicht anwendbar, wenn er ein 
Dienftbote oder Hauskind bes Eigenthümers ift, da im Sinne des Geſetzes 
die Verpflihtung zur Beobachtung der Vorſchrift zunächft ben Führer bes 
Fuhrwerkes trifft, 

Zu Art. 17. 

Die Verwendung der Hälfte ber Gelbftrafe zum Beften des Unter: 
ftüßungsfondes für das Straßenauflichtsperfonal ift Sache bes abminiftra= 
tiven Vollzuges, zu welchem Behufe die zur Perzeption ber Geldftrafe auf- 
geftellten Beamten mit den erforberlihen Inftruftionen zu verfehen find. 

Zu Art. 18. 

Die Aburtheilung und das Verfahren richtet fich jeßt nach dem Einf.- 
Gef. Art. 31 Abſ. 3 und 5 und Art. 66—78. 
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Art. 156. 


An Geld bis zu 10 fl. wird geftraft, wer außer Nothfällen: 


1) Straßen oder Wegitreden benügt, welche von der zuftändigen 
Behörde durch aufgeworfene Gräben, aufgeftellte Tafeln 
oder fonftige Zeichen als gefperrt nder verboten erflärt find, 
oder 

2) auf den abgegränzgten Fußbänfen öffentliher Straßen, auf 
den Trottoird der Straßen in Städten, Märften oder Dör- 
fern oder auf Fußwegen, auf welchen ſolches durch ortöpolis 
zeilihe Anordnung verboten ift, reitet, fährt oder größere 
Laften fortbewegt, oder 

3), in. den Gräben öffentliher Straßen reitet oder fährt, oder 

2) in ‚den Gräben, auf den Böſchungen oder Dämmen einer 

Staats-⸗, Diſtrikts- oder funftmäßtg gebauten Gemeindeftraße 

Vieh treibt oder abſichtlich meiden läßt, infoferne nicht von 
Seite der Oberpolizei Ausnahmen zugelaffen find. 

Wer Vieh über die Straße und, deren Zugehörungen treibt, 
um auf Grundftüde zu gelangen, auf welchen er Trieb⸗ oder 
Weidereht hat und bei: melchen beſondere Mebergänge nicht 
vorhanden find, unterliegt feiner Strafe, 

Obige Strafe wird au dann verwirkt, wenn die in Ziff. 2 
bis 4 bezeichneten Handlungen außer Nothfällen gegen Verbot 
des Berechtigten‘ auf einer kunſtmäßig gebauten Privatftraße ver⸗ 
übt werden. 


1) Zu Ziff. 2. Dieſe Beſtimmungen find Fir Fahrſtraßen nur dann 
anwendbar, wenn die Fahrbahn und die Fußbänke durch gehörig geſetzte Rabatt: 
fteine von einander abgegränzt find, und nicht, wie es oft der Fall fit, un: 
verfennbar in einander verlaufen. 

Die Worte „auf melden ſolches durch ortspolizeilihe Anordnungen 
verboten ift” beziehen fih hur auf die unmittelbar vorausgehenden Worte 
„oder auf Fußwegen“; in Bezug auf die abgegränzten Fußbänke ber öffent: 
lihen Straßen und die Trottoir6 der Straßen in ben Stäbten und Dör: 
fern iſt das Verbot. ein abfolutes. In Bezug auf gemeine im allgemeinen 
Gebrauche jtehende Fußwege wurde jedod ein allgemeines Verbot ded Rei: 
tens und der Beförderung von Laſten für unthunfih erachtet, jedody der 
Ortspolizei überlafjen, bei ſolchen Gehwegen, welche lediglich für Fußgänger 
beftimmt find, die geeigneten Verbote zu erlafien. A. U ©. 240. Die 
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ünbefugte Benugung frember Privatwege ift an fi nur eine Civilrechtsſache, 
fomweit nicht in ben Feldpolizeiordnungen gemäß Art. 227 Vorkehrungen 
dagegen getroffen find; doch kann der Eigenthümer wohl auch ein ortspoli: 
zeiliches Verbot des Reitens, Fahrens und ver Fortſchaffung größerer Laſten 
auf denfelben auf Grund der Ziff. 2 erwirken. 


2) An Ziff. 3. Düs Verbot des Vichtriebes tft nicht auf größere Vieh: 
ftüde beſchränkt, jondern erftredt ſich auch auf Meinere z. B. Schaafe, Ziegen, 
Gänfe. 4 IT ©. 162. 

Bei den Worten „Vieh treibt” wurde die Beifügung des Wortes „ab: 
ſichtlich“ nicht als nothwendig erachtet, weil das Wort „Treiben“ fhon nad) 
dem allgemeinen Sprächgebrauche eine abſichtliche Thätigkeit vorausſetzt; ba: 
gegen wurde vor ben Worten „meiber läßt“ das Wort „abſichtlich“ beige: 
fügt, um außer Zweifel zu ſetzen, daß auch hier nur die abſichtliche Ueber: 
tretung geftraft werden joll, nicht aber ber Fall, wenn fi das Vieh, um 
Nahrung zu fuchen, in Gräben oder auf Böſchungen verläuft und fo bald 
als möglid wieder abgetrieben wird. U. IT ©. 240; II ©. 405. 

Nah Minift. -Refkr. v. 10 Juli 1837 (Döllinger XIV ©. 1601) 
war zu. Guniten ber Zudt verebelter Schaafe folgende ‚Ausnahme 
getroffen: 


„Den Wegmachern ift der ernfigemefiene Befehl zugegangen, inlänbifche, vers 
ebelte Schaafe an dem Abweiden bes Grafes ber Straßengräben und Banquetten 
nut bei naſſem Boden und auch dann nur dort, wo bie Tritte der Schaafe we: 
fentlihe Beihädigungen erzeugen fönnen, und zwar nur mittelft höflichen Anfins 
nens an bie Heerbeführer, nicht aber via facti zu hinbern.“ 


Die Oberpolizei ift nunmehr durch das Geſetz ermächtigt, ohne Be: 
ſchränkung auf beftimmte Thiergattungen ähnliche Ausnahmen zu geftatten. 
A. I ©. 405. Durch Minifterialbetanntmahung vom 28. Mai 1862 
Ziff. 10 (Reg.:BL ©. 928) find die bisher durd Verordnung oder Minijte: 
rialerlaffe begründeten Ausnahmen aufgehoben worden, in der Abficht, daß 
bie nöthigen Ausnahmsbeftimmungen entfprechend den Berhältniffen ber ver: 
fhiedenen Regierungsbezirfe durch oberpolizeiliche Vorfchrift der Kreisverwalt⸗ 
ungsftellen erlaſſen werben ſollen. 


3) Ziff. 4 Abſ. 1 bezweckt keine Beſchränkung des Viehtriebes auf 
den Staats- oder Diſtriktsſtraßen, ſondern ſoll lediglich das Abweichen von 
dem Straßenkörper auf Böſchungen und in Gräben, das Quertreiben über 
bie Straße beſchränken. Wo dieſer Quertrieb geſtattet wird, weil er erforder⸗ 
lich iſt, um auf Grundſtücke zu gelangen, auf welchen man Trieb- oder 
Weiderecht beſitzt, iſt es gleichviel, ob die zu beweidenden Grundſtücke neben 
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ber Straße ober in Entfernung von berfelben liegen, und ob jemand: kraft 
des Eigenthumes oder einer Servitutberechtigung zum Treiben: oder Weiden: 
laſſen des Viehes berechtigt ift. Dagegen wird durch dieſen Ausnahmsfall 
nur der Quertrieb über die Straße, deren Fußbänfe, Gräben und fonftige 
Zugehörungen gerechtfertigt, nicht aber ein länger fortgefehtes Weidenlaſſen 
bed Viehes in Gräben oder auf Böſchungen. A. II ©. 301; II 404, 405. 


Art. 157. 


An Geld bis zu 15 fl. wird geftraft, wer außer Nothfällen 
Baumftämme, geladene Faſchinen oder andere zur Befhädigung 
des Straßenförpers geeignete Gegenftände auf Staatd- oder Dis 
ftriftöftraßen gegen oberpolizeiliches, auf Gemeindewegen gegen 
ortöpolizeiliches Verbot jchleift. 


Unter die zur Beſchädigung des Straßenförpers geeigneten Gegenftände 
fallen auch Pflüge, Eggen, bezüglid deren das Schleifen über Straßen ge 
genüber dem Bebürfnifje und ber Gewohnheit des Landvolfes nicht wohl ab: 
geftellt werden fann. Zur Verhütung von Kollifionen mit den Intereſſen 
der Landwirthſchaft wurde jede abfolute Vorfhrift im Art. vermieden und 
es ben zu erlaffenden Polizeivorfhriften vorbehalten, die nad Maßgabe ber 
Lofalitäten zwedmäßigen und durchführbaren Verbote zu erlafien. A. IU 
©, 227. 

Für den Thatbeitand ber Uebertretung genügt das Schleifen der im 
Art. bezeichneten Gegenftände; eine wirkliche Beſchädigung bes REIHE 
wird nicht erfordert. A. II ©. 346; TI ©. 405. 

Die Erlaffung ber nöthigen oberpolizeilihen Anordnungen ift unter 
Aufhebung deffen, was durch Verordnung oder Minifterialerlaffe bisher in 
der Sache verfügt war, den oberpolizeilihen Vorfhriften der Kreisregierungen 
nad Minifterialbefanntmahung vom 28. Mai 1862 Ziff. 157 (Reg: Bl. 
©. 928) anheim gegeben. 


Art. 158. 


Wer außer den im gegenwärtigen Gefegbuche befonderd vorge: 
fehenen Fällen den Anordnungen zumwiderhandelt, welche über bie 
Sicherheit und Bequemlichkeit des Verkehrs auf öffentlihen Straßen, 
Wegen, Plägen, Brüden, Stegen und in öffentlichen Anlagen, 
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fowie zur Sicherftellung derfelben gegen Beihädigungen durch 
polizeiliche Vorſchriften erlaffen find, wird an Geld bis zu 10 fl. 
geſtraft. | 
Dieje Anordnungen werden in Bezug auf Staatöftraßen und 
deren Zugehörungen durch oberpolizeilihe, in Bezug auf Diftrifts- 
ftraßen und deren Zugehörungen durch diftriftöpoligeiliche, in den 
übrigen Fällen durch ortöpolizeilihe Vorſchriften erlaffen. 


Mafregeln, welche durch Strafzwang durchgeführt werben, find im All⸗ 
gemeinen nur im Intereſſe ver Sicherheit, nicht der Bequemlichkeit gerecht: 
fertigt; allein bei den Anjtalten im Intereſſe des volfswirthichaftlihen Ver— 
fehres laſſen ſich Sicherheit und Bequemlichkeit oft nicht trennen, insbejon- 
dere wurde von den Organen der Stautsregierung bemerkt, daß in größe: 
ren Städten die Polizei in der Lage fein müſſe, dem Verkehre gewifje Regeln 
porzuzeichnen, die ſich allerdings zunächſt nur auf Bequemlichfeit bezögen, 
aber unter gewiffen Umftänden zum Schutze der Sicherheit geeignet * 
A. II ©. 227. 


Art. 159. 


Die auf Grund der Art.153, 154, 156, 157 und 158 erfann- 
ten Geldftrafen werden zur Bildung eines Unterftügungfondes 
für das zur Beauffihtigung der Staats- und Diftriftöftraßen ver: 
pflihtete Unterperfonal verwendet, wenn die Uebertretung in Be: 
zug auf eine Staatd- oder Diftriftöftraße oder deren Zugehöruns 
gen verübt worden iſt; in den übrigen Fällen fließen fie zu zwei 
Dritttheilen in die Armenfaffe ded Ortes der Uebertretung- 


Sache des Polizeirichters iſt es, die Polizeiftrafe auszufprechen; bie 
Verwendung der erkannten Geldftrafen zu einem im Geſetze bezeichneten 
Zwecke ift Sache ber Verwaltung, worüber jener Beamte, welcher die Geld: 
ftrafe perzipirt mit jener Verwaltungsbehörde, welcher die Verwendung ob- 
liegt, fi zu benehmen hat. Ein Objekt des richterlichen Urtheils bildet dieſe 
Verwendung nicht. 

Wo jedoch beſtimmte Strafantheile anderen nicht ber Staatsverwaltung an: 
gehörigen Kaffen nad gefeglicher Beftimmung zuzufließen haben, wie die in 
zahlreichen Fällen der Armentaffe des Ortes der Uebertretung ober ber Be: 
tretung bewilligten zwei Dritttheile der Geldftrafe, hat der Polizeirichter bie 
Zuwendung im Strafurtheile auszufpredhen. 
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Art. 160. 


gen Ber das zum Genuffe für Menfcher oder Thiere beftimmte 
zug auf dr Baffer in Brunnen, Zifternen, Leitungen oder in zum Öffentlichen 
fentliche Gebrauche beftimmten Quellen oder Bähen unbefuyt Verunreinigt 


Reinlichkeit. oder verdirbt, wird an Geld bis zu 25fl. oder mit Arreſt bis zu 


8 Tagen geftraft. 


Der Artikel ift in Bezug auf Quellen und Bäche nur unter ben beiden 
Boransfehungen anwendbar, baf deren Waller zum Genuſſe für Menſchen 
ober Thiere, und daß die felbit zum öffentlichen Gebrauche beftinnmt ſinb. 
Die Bäche wurden hiebei befonbers in ber Rüdficht mit aufgenommen, daß 
an manchen Orten bie Brauer darauf angemiejen feien, Bachwaſſer zum 
Brauen zu benupen. 

Die Frage, ob eine Verunreinigung ober ein BVerberben von Waſſer 
umbefugt vorgenommen worben jet, oder nicht, it nach den Veftimmungen 
bes Gejehes vom 28. Mai 1852 über die Benukung des Waſſers zu be 
antworten. A. IT ©. 163. 


x 
Art. 161. 


An Geld bis zu 10fl. wird geftraft, wer Unrath, Bauſchutt, Schnee 
oder Ei8 an anderen ald den von der Ortöpoligeibehörde biefür be: 
ftimmten Plägen, und wer foldhe Gegenftände an fremde Gebäude, 
in oder auf ſolche oder auf fremde Grundftüde unbefugt) ableert. 

Bleiher Strafe unterliegt, wer den ortöpolizeilihen Vorſchriften 
über öffentliche Reinlickeit in Städten, Märkten und Dörfern 
zumiderhanbelt. 


Die Uebertretung des Art. 161 kann in doppelter Richtung bewirkt 
werben: 

1) durch unbefugte Ablagerung von Unrath, Baufhutt, Schnee ober 
Eis an anderen öffentlihen Plägen, als jenen, welche von ber Ortspolizei: 
behörde hiefür bejtimmt worden find; 

2) durch Mblagerung auf Privateigentbum mit Gefährdung frember 
Gebäude oder mit Eingriff in fremdes Cigenthumsredt. 

In der erjten Richtung geht das Geſetz von der Vorausfegung aus, 
jede orbentlihe Ortspolizeibehörde werde zur Ablagerung der im Art. be 
zeichneten Gegenftände pafjende im öffentlichen Eigenthume ftehende Plätze 
bezeichnen und allen Ortsangehörigen die Benußung diefer Pläbe zum ent: 
ſprechenden Gebrauche geftatten. 


Art. 161. Webertretungen in ‚Bezug auf Öffentliche Reinlichkeit. 863 


Mer an anderen Plägen, als jenen, welche bie Drtspofizeibehörbe dazu 
beftimmt bat, ſolche Gegenjtände ablagert, madt jih nah dem — Satze 
des Abſ. 1 ſtrafbar. 

Wo alſo ſolche öffentliche Plätze zum gemeinſamen Gebrauche der Orts: 
einwohner nicht auserſehen ſind, darf man nicht etwa beliebig an jedem im 
öffentlichen Eigenthume ſtehenden Orte ſeinen Unrath hinwerfen oder ab» 
leeren, ſondern man muß denſelben entweder auf ſein Privateigenthum ver: 
bringen, oder die Ortsbehörde zu veranlaſſen ſuchen, daß fie geeignete öffent: 
fiche Plätze hiezu anweilt. Der in ber Berathung des Gefebgebungsaus: 
ſchuſſes der Kammer der Abgeordneten A. TI S. 405 angeblid «ls jelbit- 
verftändlich aufgeftellte Sag, daß nah der Faſſung des Art. das Abladen 
von Schutt auf äffentlihen Plätzen fo lange nicht geftraft werden fönne, 
als nicht die Drtsbehörbe beitimmte Plätze dafür bezeichnet habe, kann nicht 
aufrecht erhalten werben, Der Art. 461 jelbit fagt richtig verftanden das 
Gegentheil, indem feine Borfchrift nicht bedingungsmweife: „mer, falls von 
ber Drtspolizeibebörde Plätze hiefür beftimmt find, an anderen als biefen 
Unrath ableert“, jondern abfolut gefaßt ift; noch klarer fagt Art. 153 Abf.1 
das Gegentheil. 

Auch Tpricht die Natur der Sache dagegen. Denn einer Täffigen Orte: 
polizeivertwalfung gegenüber würde eine unerträgliche Unorbnung und eine mit 
der öffentlichen Gefundheitspflege unverträgliche Unreinlichleit entjtehen, wenn 
Jedermann Unrath aller Art an jedem öffentlihen Plage, wo es ihm ein: 
fällt, ohne Rüdfiht auf deſſen fonftige Gebrauchsbeſtimmung abladen dürfte; 
höchſtens bei unbenugten im Gemeindeeigenthum ftehenben Oedungen ließe 
ſich ein derartiger Grundſatz ohne Verlegung aller Regeln einer gefunben 
Bolizeiverwaltung vertheidigen. Auch kann es feinem Zweifel unterliegen, 
daß, wenn ſich im öffentlichen Eigenthume unkultivirte Pläbe befinden, bie 
bisher herfünmlih von Jedermann zur Ablagerung folder Gegenſtände be: 
nutzt werden durften, hieraus eine mit ſtillſchweigender Juftimmung der Orte: 
polizeibehörbe erfolgte Gebrauchsbeſtimmung gefolgert werden Tann. 

Unter dem Werte „Plätze“ find bier alle nicht im Privateigenthume 
ſtehende Oertlichkeiten mit Einſchluß öffentlicher Gewäſſer zu verftehen. 

A. TI ©. 405 und 406. 


In ber zweiten Richtung wird die Uebertretung begangen: 

&) wenn Jemand Unratb und zwar. auf feinem Eigenthume, aber in 
der Urt ablagert, daß dieſe Gegenftände an die Umfafjungswände fremder 
Gebäude angelehnt find; hier wird wegen Gefährdung des fremden Gebäu: 
des bie Strafbarfeit der That angenommen. 

b) Wenn die Ablagerung unbefugt im Innern eines fremden Gebäu— 
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bes oder auf basfelbe, 3. B. durch Herabwerfen oder Schlitten auf bas 
fremde Dachwerk, bewirkt worden ift. 

c) Wenn diefelbe unbefugt auf fremden Grunbdftüden vorgenommen 
worden ift. 


Art. 162, 


Wer öffentlihe Denfmale, Statuen, Gemälde oder andere 
öffentlich aufgeftellte Kunftgegenftände, wer öffentliche Spazier⸗ 
gänge oder Anlagen, Friedhöfe, Stadtthore, Öffentliche oder Pris 
vatgebäude, öffentlihe Brunnen, Waſſerleitungen, im Freien bes 
findlihe und für den öffentlichen Gebrauch beftimmte Sigbänte, 
Tiſche oder dergleihen Gegenftände aus Bosheit oder Muth: 
willen bejudelt, wird an Geld bis zu 25 fl. oder mit Arreft bie 
zu 8 Zagen, deffen Schärfung zuläffig iſt, geftraft. 


Art. 163. 


Die nah Maßgabe der Art. 160 —162 erfannten Geldftrafen 
fließen zu zwei Dritttheilen in die Armenkaſſe des Ortes ber 
Uebertretung. 


Der Artikel enthält eine Ergänzung zum StGB. Art. 342 und 343. 
Wer fremdes, öffentliches oder Privateigentfum vorfäglich zerftärt oder bes 
ſchädigt, fällt den ftrengeren Strafbeftimmungen biefer Art. anheim. Für 
die Mirkfamkeit des Art. 162 bleiben daher nur jene Rohheiten und Un- 
gezogenheiten übrig, wodurch bie im Art. benannten Gegenftände ohne 
wirkliche Befhädigung und Schadenszufügung in einer ben öffentlichen Un: 
willen hervorrufenden oder edelerregenden Weife beſchmutzt werden. Der That: 
beftand wurde auf durch Bosheit oder Muthwillen veranlaßte Handlungen 
beſchränkt, um die in Notbfällen erfolgte Befriedigung natürlicher Bedürfniffe 
nicht unbedingt zu Polizeiübertretungen zu machen; jedoch kann auch bier 
aus den Umftänden Bosheit oder Muthwillen erfchloffen werben, 3.8. wenn 
jemand in einem foldhen Falle auf einem üffentlihen Spaziergange ſich 
gerade ein Öffentliches Kunftdenfmal als Ort biefür ausſucht und bafjelbe 
befubelt. Werben berartige Handlungen ohne Bosheit oder Muthwillen 
verübt, fo können gleihwohl nad Umftänden andere Strafbeftimmungen, 
z. DB. jene bes Art. 96 ober Art. 161 Abf. 2 anwendbar fein. A. I 
©. 241; I ©. 163, 164, 227; RRP. I ©. 513. 


Art. 164. Uebertretung wafjerpolizeilicher Beftimmungen. 365 


Daß Befudelungen,, welhe im Innern eines Privatgebäubes oder an 
deſſen Außenfeite, aber von bem Eigenthümer felbjt verübt werden, nad bem 
Sinne des Geſetzes nicht unter die Strafbeftimmung fallen, wurbe in den 
Verhandlungen anerfannt. A. III ©. 406. 

Die im Entwurfe enthaltene Beitimmung, wonach die Webertretung, 
falls diefelbe an Privateigentfum verübt wird, nur auf Antrag des Eigen: 
thümers geftraft werden follte, wurde befeitigt, weil die Verfolgung folder 
Fälle im Intereſſe des Publikums und der öffentlihen Reinlichleit auch 
dann wünfchenswerth fei, wenn ber Eigenthümer nicht Luſt haben follte, 
mit Strafanträgen bervorzutreten. A. II ©. 346; II ©. 406. 


Art. 164. 


Uebertretungen der Gefege vom 28. Mai 1852 über die Bes Webertret- 
nügung des Waffers, dann über den Uferfhug und den Schuß ung wafler: 
gegen Ueberſchwemmungen, fowie der auf Grund diefer Gejege polizeilicher 
erlaffenen Verordnungen und polizeilihen WBorfchriften werden Beltimmuns 
nah Maßgabe diefer Gefege, Verordnungen und Borfchriften IM 


geitraft. 


Die Strafbeftimmungen bes erfteren Geſetzes find im Art. 96—101, 
jene des letzteren in Art. 26 enthalten, laſſen ſich aber, ohne unverſtändlich 
zu werben, von den abminiftrativen Vorſchriften, auf deren Webertretung fie 
fi beziehen, nicht trennen. 

Auf Grund des erfteren Gefeßes wurden folgende Verordnungen er: 
laſſen: 

Verord. v. 14. Januar 1855 (RBl. ©. 65—80), das Verfahren bei 
Aufſtellung der Höhenmaße für Stauvorrichtungen und Triebwerke betr. 

Verord. v. 24. November 1855 (RBl. S. 1261—1265), die Verein: 
barung wegen Abänderung ber polizeilichen Vorſchriften über das Befahren 
bes Mheines von Baſel bis zur See betr, 

Berord. v. 31. März 1858 (RB. S. 426—432), Vorſchriften über 
den Vollzug ber zwiſchen Bayern, Deftreih, der Türkei und Würtemberg 
abgefchlofienen Donaudampfſchiffahrtsakte. 

Berord. v. 31. März 1858 (RB. ©. 433—442), Vorſchriften über 
bie Erlangung der bayerifhen Legitimation zur Floßſchiffahrt oder Flößerei 
auf der Donau, 

Zu beiden Gefegen erfchien ein Kommentar von Dr. J. Pözl, mit 
einem Anhange, die Ordnung ber Schiff: und Floßfahrt auf den bayerifchen 
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Müffen, Seen und Kanälen betreffend in v. Dollmann's Gejekgebung 
des Königreichs Bayern feit Magimilian IE TH. I Bd. IF Heft 23 auch ars 
Separatabdrud in neuer Ausgabe herausgegeben von Palm und Ente in 
Erlangen. 
Geſetz 
über die Benützung des Waſſers. 
Erſte Abtheilung. 
Offentliche Gewäſſer. 


Art. 1. 


Die öffentlichen Gewäſſer bilden ein zur allgemeinen Benützung beftimm: 
tes Staatögut. 

Die Regelung und Leitung diefer-Benügung und bie Feſtſetzung befon: 
berer Beſchränkungen berfelben. ftehen ber Staatsregierung zu. Sie erläßt zu 
dieſem Behufe Sciffahrts: und Floßordnungen, ſowie auch andere zum 
Schutze der öffentlichen Gewäſſer und ihrer Ufer erforderliche polizeiliche An⸗ 
ordnungen. | 


Art 2, 


Als Öffentliche Flüffe werden biejenigen betrachtet, welche und fo: weit fie 
zur Schiffahrt oder zur Floßfahrt mit gebundenen Flößen dienen. 

Die. Nebenarme folder Flüffe gelten, felbft wenn fie nicht der Schiff» und 
Floßfahrt dienen, als öffentliche Gewäſſer, foweit nicht entgegenftehende 
Rechte erworben find und unbeſchadet ber Beſtimmung des Artikels 33 
Ziff. 3. | — 

Flüffe, welche aufhören, zur Schiff: und Floßfahrt zu dienen, verlieren 
baburdh- die Eigenfchaft Öffentlicher Gewäffer nicht. 


Art. 3. 
Jeder Fluß oder jeder Theil eines ſolchen kann durch die Staatsregierung 
oder mit ihrer Bewilligung in einen öffentlihen umgewandelt werben, indem 
berjelbe zur Schiff» oder Floßfahrt eingerichtet wirb. 


Art. 4. 

Die Staatsregierung ift befugt, am und im ben‘ Privatfläffen und Bächen 
auf-ihre. Koſten diejenigen -Borrigtungen zu treffen, welde zur Herftellung 
ober Erhaltung des normalen Zuftandes eines öffentlichen Fluffes, dem bie 
felben zufließen, erforberlich find. 


Art. 5. 


Iſt zur Ausführung ber im Art. 3 und 4 enthaltenen Beflimmungen 
Abtretung unbeweglichen Eigentums oder Beſchwerung deffelben mit einer 
Dienftbarkeit erforderlich, fo findet das Geſetz vom 17. November 1837, bie 
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Bmangsabtretung von Grundeigenthum für öffentliche Jwede betreffend, An- 
wendung. 

Mird außer biefen ZAllen bush Auwendung der Beitimmungen ber er: 
wähnten Artifel bie bisherige Benützung des Waflers zum Nachtheile eines 
Berechtigten geftört ober aufgehoben, fo fann biefür Entihädigung verlangt 
werben. Behufs ber Feſtſtellung berjelben greifen die hierüber im dem ange: 
— Geſetze euthaltenen Vorſchtiften Platz. 


Art. 6. 


Die Entziehung, des, Flußbettes bildet im Keinen Falle einen Gegenftand 
ber Entſchädigung. 
Art. 7. 
Welche Seen und fonſtige ſtehende Gewäſſer als öffentliche zu betrachten 
ſeien, iſt nach den desfalls hierüber beftehenden Rechtsverbältnifien zu bes 


urtbeilen. 
Im Falle eines Streites haben die Gerichte hierüber zu enticheiden. 


Art. 8. 


Bon dem Staate errichtete Kanäle find nur infoweit bem freien Ge— 

brauche eröffnet, als diefes durch die Stantsregierung beftimmt wird. 
Art. 9. 

Der Gebrauch; des; Waſſers aus Öffentlichen. Gewäflern: durch Schöpfen, 
Baden, Waſchen und Tränken it, vorbehaltlich, deu Polizeivorſchriften, — 
unverwehrt. 

Hiebei dürfen jedoch fremde Grundſtücke in Ermangelung einer — 
Berechtigung nicht betueten, und es müflen insbeſondere hinſichtlich des Trän- 
Lens und Schwemmens des Viehes die dazu beſtimmten Plätze benützt 
werden. 

Art. 10. 

Ohne Erlaubniß der Verwaltungsbehörde dürfen innerhalb bes Weber: 
ſchwemmungẽsgebietes eines öffentlichen Fluſſes feine Dämme oder ähnliche 
Anlagen errichtet werben, welche auf dem Lauf des Waflers oder die Höhe 
bes Woafferftandes Einfluß haben fünnen. 

An und in bem Fluſſe ſelbſt dürfen ohne folge Erlaubnig feine Trieb⸗ 
werte, Wafferleitungen, Abzugsgräben, Schöpfwerke, Babe: oder Waſchhäuſer, 
noch fonftige ben freien Wafierlauf flörende Anlagen errichtet werben, 


Art. 11. 
Die Abänderung beftehender Einrichtungen und Anlagen von ber im Art. 
10 bezeichneten Art bedarf ber gleichen Erlaubniß. 
Art 12 
Die Berwaltungsbehörbe beſtimmt bei Ertheilung der Erlaubnig das Maß 


PStGB. Art. 164. 


und bie Art ber Benügung. Sie ift zu jeber Zeit befugt, auf Koſten bes 
Benützenden bie Meberjchreitungen ber ertheilten Erlaubniß unterdrüden und 
die verfäumten Leiftungen vornehmen zu laſſen. 


Art. 13. 


Die ertheilte Erlaubniß kann — unbeſchadet ber Beflimmungen ber Ge 
werbögejeße über Einziehung ber Gewerbsfonzeffion — nur im Wege ber 
Zwangsabtretung nah ben Beftimmungen bed Geſetzes vom 17. Novem- 
ber 1837 zurüdgenommen werben. 

Die Beflimmungen über Zmangsabtretung fommen gleihfale: zur Ans 
wendung: 

1) wenn ber bereits eingeräumte ober nach ber Beſchaffenheit der verwil⸗ 
ligten Einrichtungen erforberlihe Wafjergebraucd durch neue Anlagen, 
welche ihrer überwiegenden Gemeinnügigfeit wegen bewilligt werben 
fönnen, vermindert oder beeinträchtigt werben fol; 

2) wenn ber Waffergebraudh durch Flußkorrektionen oder buch vom 
Staate angeordnete fünftlihe Anlagen in dem Fluſſe bleibend entzogen, 
ober in dem obenbezeichneten Maße vermindert oder beeinträchtigt 
wird. 

Der zeitweife Stilftanb bes — welcher — bie zur Er: 
haltung oder Herftelung des normalen Zuftandes bes Flufjes ober im allge: 
meinen Intereſſe ber Flußbenügung vorzunehmenden Wafferbauten, Reinigung _ 
und dergleichen veranlaßt wird, begründet feinen Aniprud auf Entihäbigung, 
vorbehaltlich erworbener, entgegengefegter Privatrechte. 


Art. 14. 


Nah Erforderniß der Verbältniffe können bei der Ertheilung ber Erlaub: 
niß befondere von dem Inhalte bes vorhergehenden Artifels abweichende Be: 
fiimmungen feftgefeßt werben. 

Insbeſondere können Bewilligungen auf eine beſchränkte Zeit ober in 
wiberrufliher Eigenjhaft ertheilt werden für Werke mit nicht gefpannter 
Waſſerkraft, Anwendung von Schiffmühlen, Schöpfrädern, Rechen, Stegen, 
Einlegung von Fiſchbehältern, Reinigungskäſten und dergleichen. 


Art. 15. 

Das Abführen von Steinen, Sand, Schlamm, Erde und Pflanzen aus 
dem Flußbette iſt nur nach Maßgabe der desfalls zu ertheilenden Erlaubniß 
und an ben hiezu bezeichneten Plätzen geftattet, 

Die Staatsregierung kann biefür die Entrihtung mäßiger Gebühren ans 
ordnen. 

Bereits erworbene Rechte werden durch bie Beſtimmungen des geggmwär: 

tigen Artikels nicht aufgehoben, 


Art, 16. 
Brliden und Stege Über öffentliche Flüſſe dürfen mir mit Bewilligung 
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ber Kreisregierung, und nad der von derfelben feitzufegenden Bauweiſe an⸗ 
gelegt oder abgeändert werben, 


Art. 17. 


Neue Veberfahrtsanftalten über üffentliche Flüffe mittelt Fähren oder 
Nähen (Prahmen) oder fliegenden Brüden können nur in Gemäßheit einer 
Bewilligung ber Kreisregierung und unter den von berfelben feitzujegenben 
Beftimmungen errichtet werben. 


Art. 18. 

Die Ufer ber Öffentlichen Flüffe gehören ben Eigenthümern ber anliegen: 
den Grundftüde. 

Diefe dürfen jedoch den freien Lauf und ben gemeinen Gebraud bes 
Fluſſes nicht hindern, und haben das Begehen der Ufer, durch bas Auffichts: 
perfonal, das Landen und Befeftigen der Schiffe und Flöße und in Notb: 
fällen die Ausfegumg ber Zabung während ber zur Weiterbeförderung erfor: 
derlichen Zeit zu geftatten. 

Auch können: bie Ufer bei ber Ausführung von Waflerbauten zur Ab: 
lagerung und Bereitung von Materialien vorübergehend benützt werben, 

Dem hiedurch Beihäbdigten ift bie Geltendmahung feiner Entihädigungs: 
anfprüche bei Gericht vorbehalten. 


Art. 19. 


Die Uferlinie beftimmt fi nah dem mittleren Wafferftande bes 
Fluſſes. 
Dieſer wird von ber Berwaltungsbehörbe feſtgeſetzt und, wo es nothwen⸗ 
dig iſt, auf angemeſſene Weiſe bezeichnet. 


Art. 20. 


Der Leinpfad iſt von den Eigenthümern der am Ufer und erforderlichen 
Falles felbft der entfernter gelegenen Grundftüde zu geftatten. 

Die näheren Beftimmungen über die Richtung und Breite desſelben hat 
bie Verwaltungsbehörde zu treffen. 

Borbehaltlich beftehender Rechtsverhältniſſe hat bie Geftattung bes Lein- 
pfabes an ben vorhandenen öffentlihen Flüſſen unentgeltlich, zu geſchehen. 

In dem durch Art. 3 bezeichneten Falle, fowie dann, wenn bem Fluſſe 
mittelft Durchftichs ein neues Bett gegeben wird, find die betreffenden Eigen: 
thümer für die Belaftung ber Ufergrundftüde mit bem Leinpfabe zu ent: 
ſchädigen. 

In gleicher Weiſe findet Entſchädigung ſtatt, wenn zur Herſtellung des 
Leinpfades bie Wegräumung von Gebäulichkeiten erforderlich wird. 

Bezüglich ber Feſtſtellung ber Entſchädigung finden bie im Geſetze vom 
17. November 1837, bie Zwangsabtretung von Grundeigenthum fir öffent: 
liche Zwecke betreffend, enthaltenen Beitimmungen Anwendung. 
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Die Erhaltung bes Leinpfades in braudbarem Zuſtande Tiegt dem Staate 
ob, foferne nicht durch beſondere Rechtstitel etwas Anderes feftgefegt if. 


Art. 21. 


Für Beſchädigungen, welde Feine nothwendige Folge ber Benügung bes 
Leinpfades find, fondern durch Mißbrauch ober Nachläſſigkeit der bei ber 
Schiff- oder Floßfahrt befchäftigten Perfonen verurfacht werben, find bie Ur: 
beber und ihre Dienſtherren ſolidariſch erſatzpflichtig. f 

Art. 22. 


Die Pflicht zur Befeftigung des Ufers und zur Herftellung und Erhaltung 
ber gegen ben Andrang bes Waſſers erforberlihen Anlagen richtet fih nad 
den Beitimmungen des Gefeßes über die Regulirung des. Uferfhußes. 


Art. 23. 


Die Ausbreitung des Ufers durch allmähliges Anfpillen fremder Erbtheile 
ober burd; das Zurüdtreten bes Waſſers wächſt ſelbſt in öffentlichen Flüffen 
dem Gigenthümer ber das Ufer bildenden Grundftüde zu, unbeſchadet ber 
Belaftung durch ben Leinpfab (Artikel 20). 

Eine ſolche Alluvion (Anfhütte, Verlandung) wird als beſtehend betradh- 
tet, wenn das angeſetzte Land mit dem. bisherigen Ufer bei mittlerem Wafler: 
ftande zufammenhängt, und wenn fi auf bemfelben Vegetation gebilbet Hat, 

Das in einzelnen Landstheilen dem Staate ohne Rüdfiht auf das Ufer: 
eigentbum zuftehende Recht auf den Anfall ber Alluvion ift für bie Zufunft 
aufgehoben. 

In Betreff folder Flußtheile, hinfictlich welcher biefes Recht von britten 
Perfonen ausgeübt wird, find bie Eigenthümer ber bas Ufer bildenden Grund— 
ftüde befugt, dasſelbe gegen gerichtlich feftzufegende Entſchädigung abzuldfen, 
wenn bie Mehrheit ber Betheiligten (nad Maßgabe der Uferlänge) für bas 
gefammte in der Gemeindemarkung liegende Gebiet bes Fluſſes fih für bie 
Ablöfung erklärt, 


Art, 24, 


Erachtet die Verwaltungsbehörbe das Durcfiehen oder bie Wegräumung 
einer Anfhütte zur Beförderung ber Schiff- oder Floßfahrt, zur Regulirung 
bes Flußlaufes oder zum Uferſchutze für nothwendig, fo fann der Eigen: 
thümer nur alsdann Entfhädigung verlangen, wenn er bas gewonnene Land 
in regelmäßige Kultur gefegt bat. 

In diefem Falle fommen bie Beftimmungen bes Gefekes vom 17. No— 
vernber 1837, die Zmangsabtretung von Grumbeigentbum für öffentliche 
Bwede betreffend, zur Anwendung. 


Art, 25, 


Menn ſich Verlanbungen in Folge Fünftlicher Anlagen, welche zur Mes 
gulirung bes Flußlaufes ober zum Zwecke des Uferſchutzes unternommen 
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werben, im Bereiche biefer Anlagen bilden, fo werben biefelben Eigenthum 
der Unternehmer, 

Dasfelbe gilt von ben Berlandungen, welche in Folge von Durchſtichen 
in dem alten Flußbette gebildet werben. 


Art. 26. 

Die Staatsregierung ift ermächtigt, Über bie gemäß Artikel 25 bem 
Aerar erworbenen Berlanbungen, infoweit nicht die Beibehaltung berjelben 
als Stantsgut für die Zwede der Anlagen oder aus anderen Rüdfihten bes 
öffentlihen Wobles nothwendig erfcheint, zum Vortheile berjenigen Grund» 
eigenthümer zu verfügen, welche durch bie Waffergewalt Nachtheil an ihrem 
Eigenthum erlitten haben oder damit für die Zufunft bedroht find. 

Solde Verfügung darf jeboch nicht eher ftattfinden, als nachdem bie Ver: 
landung zu vollfommen feftem Beſtande gelangt iſt, und nur unter Feſt— 
fegung ber Bedingungen, welche hinſichtlich ber Fünftigen Benügung bes 
Landes zur Sicherung des Erfolges ber Anlage nöthig erſcheinen. 


Art. 27. 


Denn ein Fluß fein Bett von felbft auf die Dauer verläßt, fo foll diefes 
vor Allem auf bie Entihäbigung ber Gigenthümer ber durch ben neuen 
Waſſerlauf befhäbigten Grunbjtüde "verwendet werben, 


Art. 28. 

Erderhöhungen, welde fi, außer Zuſammenhang mit bem feften Lande, 
in einem Öffentlichen Fluſſe über ben mittleren Wafferftand erheben, (Infeln, 
Werber, Wörthe,) find, in Ermangelung entgegenftehenden befonberen Her 
fommens ober ausbrüdlicher Verleihung eines Anrechtes auf biefelben, Eigen: 
tbum bes Staates. 

Die durch Artikel 26 Abſatz 1 der Staatsregierung in Betreff der Ber: 
fügung über Berlandungen erteilte Ermächtigung greift auch bier Plaßz. 


Art. 29. 

Wird ein erfennbares Stüd Land von dem Flußufer durch bie Gewalt 
bes Waſſers an einen anberen Ort verjegt, fo bleibt dasſelbe dem bisherigen 
Eigenthämer, 

Art. 30. 


Hat fi ein folhes Stüd Land an ein fremdes Ufer angelegt, jo wird 
basjelbe Eigenthum bes Uferbefigers, wenn ber bisherige Eigenthümer nicht 
binnen Jabresfrift nach bem Tage ber gefchehenen Verfegung des Landftüdes 
entweber bei ber einfchlägigen Verwaltungsbehörde bie Erflärung abgegeben 
bat, baß er basjelbe als das feinige betrachte oder die Anerkennung feines 
Eigentums oder Entihäbigungsanfpruches von Seite bes Wferbefigers er: 
wirft, ober besfalls gerichtliche Klage erhebt. 
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Art. 31. 


Hat fih das abgeriffene Stüd Land außer Zufammenbang mit einem 
Ufer im Fluffe feftgefegt, fo wird dasſelbe Eigenthum des Staates, wenn ber 
bisherige Eigenthümer nit binnen Jabresfrift nad bem Tage der gefchehenen 
Verfegung bes Landjtüdes die freiwillige Anerkennung feines Eigenthums 
oder Entſchädigungsanſpruches von Seite bes Staates erwirft, oder besfalls 
gerichtliche Klage erhebt. 

ebenfalls kann die Staatsregierung ein ſolches Landftüd als Staats: 
gut erklären. Es finden biebei die Beſtimmungen des Art..5 Abf. 2 An: 
wendung. 


Art. 32. 


Was in den vorhergehenden Artifeln über bie Flußufer beſtimmt ift, 
findet au; Anwendung auf bie Ufer ber im Fluſſe liegenden Infeln, 


Zweite Abtheilung. 
Privat⸗Gewäſſer. 


Erſter Abſchnitt. 
Geſchloſſenes Waſſer, Quellen, Regenwaſſer, Kanäle. 


Art. 33. 


Zum Privateigenthum bes Grundbeſitzers gehören, ſoweit nicht entgegens 
gefepte Rechte erworben find: 
1) das Waffer, welches fih in Teichen, Eifternen, Brunnen und anderen 
Behältern befindet ; 
= 2) das auf einem Grunbftüde entſpringende ober darauf ſich natürlich 
fammelnde Waffer, fo Tange folhes von dem Grunbftüde nit ab: 
gefloffen iſt; 
3) die Fünftlich angelegten Wafferleitungen und Kanäle, 
Hinſichtlich der Salzquellen bleibt e8 bei dem beflehenden Rechte, 


Art. 34. 

Dem Eigenthümer fteht ausſchließlich die Verfügung über ſolches Waſſer 
zu; er ift aber nicht befugt, dem Waffer, welches auf feinem Grundftüde ent: 
ſpringt oder fi darauf natürlich fammelt, zum Abfluffe auf fremdes Eigen: 
thum eine basfelbe beläftigende andere Leitung zu geben, als wohin nah 
Beihaffenheit des Bodens ber natürliche Lauf gebt. 


Art, 35. 


Der Eigenthümer bes niebriger liegenden Grumbftüdes ift nicht befugt, 
ben natürlichen Ablauf des Waſſers von bem höher Tiegenden Grundſtüdce 
zu deſſen Nachtheil zu hindern. 
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Art. 36. 


Erfordert es bas Öffentliche Interefie, insbefonbere für Anlagen und Bau: 
ten zu öffentlichen Zweden, jo kann von ber Staatsregierung oder mit ihrer 
Bewilligung eine ben Verfügungen ber Artikel 34 und 35 wiberfpredhenbe 
AZuleitung, Begleitung ober Abwenbung bes Wafjers vorgenommen werben. 

Es finden biebei die Beflimmungen des Art. 5 Anwendung. 


Art. 37. 


Durh Bertrag ober Verjährung Lönnen von ben Beftimmungen ber 
Art. 34 und 35 abweichende Verhältniſſe feſtgeſetzt werben. 

Zur Verjährung, in fo ferne fie nicht bei dem intritte ber Mirffamfeit 
bed gegenwärtigen Geſetzes bereits nad ben bisherigen Rechtsgrundſätzen 
vollendet ift, wird ein zehmjähriger, ununterbrochener, fehlerlofer Befipftand 
erfordert, von ber Zeit an, wo eine Aenderung bes bisherigen Zuſtandes be 
züglich besjenigen, gegen welden Berjäbrung geltend gemadt wird, durch 
fünftlihe Anlagen zum Abfluffe, zum Bezuge oder zur Abwendung bes Waf: 
fers erkennbar bewirkt worben ift. 

ALS Anlagen, welche hinſichtlich des Bezuges des Waffers die Verjährung 
zu begründen geeignet find, werben nur folche betrachtet, welche ber Eigen: 
thümer bes herrſchenden Grunbftüdes auf bem bienenben errichtet hat. 


Art. 38. 


Quellwaſſer, welches für öffentliche Zwede oder zur Befriedigung eines 
unabweislichen wirtbichaftlihen Bebürfniffes einer Gemeinde erforberlih ift, 
kann unter Anwenbung bes Gefeßes vom 17. November 1837 in Anfprud 
genommen werben. 


Zweiter Abſchnitt. 
Privat: Flüffe. 
A. Rechte auf diefelben. 


Art. 39. 

Flüffe und Bäche, welche weder zur Schifffahrt noch zur Floßfahrt mit 
gebundenen Flößen dienen, werben mit Inbegriff des beftehenden Gefälle als 
Zubehör ber Grundftüde betrachtet, zwiſchen welden fie hindurchfließen, nad) 
Maßgabe ber Uferlänge eines jeden Grunbdftüdes. 

Der Ufereigenthümer darf jedod das Waffer nur mit Rüdfiht auf bie 
Rechte ber Übrigen Ufereigenthümer und ber fonfligen Wafjerberehtigten und 
unter ben nachfolgenden Beijhränfungen benügen. “ 

Gehören bie Ufer verjhiedenen Eigenthümern, fo bildet bie durch bie 
Mitte bes Fluffes nad) Maßgabe des mittleren Waſſerſtandes gezogene Linie 
die Eigenthumsgrenze, fo weit diefe Grenze nicht bereits in anderer Art feſt— 
gefegt iſt. Ä 
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Art. 40. 


Hinſichtlich der nicht zur Schiff» oder Floßfahrt dienenden Flüffe und 
Bäche, melde fich bisher im Eigenthume bes Staates ober britter Perfonen 
befunden haben, wird biefes Berhältniß durch die obige Beſtimmung nicht ab: 
geändert, 

Auf dergleichen im Eigenthume bes Staates befindliche Gewaͤſſer finden 
bie Beflimmungen der Art. 1 Abſ. 2, Art. 4, 9—17, 18 Abf. 1, Art. 19, 
23—29 Anwendung. 

Hinfihtlih ber britten Perfonen gehörigen Gewäſſer verbleiben biefen bie 
ihnen bisher zuftehenden Benügungsrechte. 


Art, 4. 


Hat das Waſſer von felbft fein bisheriges Bett verlaffen, fo find bie Be: 
theiligtert insgefammt und auch einzelne berjelben befugt, ben früheren Zuftand 
Auf ihre Koften wieder berzuftellen. 

IR eine Erflärung hierüber nit in Jahresfrift den Eigenthümern der 
Grundjtüde, durch welche das Wafjer feinen neuen Weg genommen bat, kund 
gegeben worden, fo können biefe die Abänderung bed neuen Zuſtandes ver 
weigern. 

Iſt dagegen die Erklärung rechtzeitig erfolgt, ſo können dieſelben ver— 
langen, daß von der Verwaltungsbehörde eine peremtoriſche Friſt feſtgeſetzt 
werde, binnen welcher der frühere Zuſtand wieder hergeſtellt werden muß. 


Art. 42. 


Die Ausbreitung des Ufers durch allmähliges Anſpülen fremder Erb: 
theile oder durch das Zurücktreten des Waſſers wächſt dem Eigenthümer bes 
Ufers zu. 


Art. 48. 


An Betreff ber Verſezung eines erkennbaren Stüdes Land kommen bie 
Beftimmungen ber Artifel 29 und 30 zur Anwendung. 


Art. 44. 


Inſeln (Werder und MWörthe), welche ſich in Privatflüffen oder Bächen 
erheben, gehören dem Gigenthümer besjenigen Ufers, auf beffen Seite ſich bie 
Inſel gebildet bat, nad Maßgabe ber Uferlänge. 

Reicht bie Infel Über die Mitte des Fluſſes, fo tbeilt fich diefelbe unter 
die Eigenthümer ber beiderfeitigen Ufer nah Maßgabe einer burd bie Mitte 
des Fluſſes bei mittlerem Wafferftande zu ziehenden Linie. 


Art. 45. 
Den Eigenthümern einer Inſel ſtehen in Beziehung auf Anjhütten und 
neuentfichenbe Inſeln biefelben Rechte zu, wie ben Eigenthümern des Flußufers. 
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Art. 46. 


Jeder Ufereigenthümer iſt vorbehaltlich der Beſtimmung des Art. 40 
Abſ. 3 befugt, Pflanzen, Schlamm, Sand, Erde und Steine aus dem Fluß: 
bette zu nehmen bis zu ber im bem Art. 39 Abf. 3 bezeichneten Grenze, jo 
weit ſolches ohne Nachtheil für Andere, befonders in Beziehung auf die Tiefe 
bes Fluſſes und die Sicherheit der Ufer geſchehen kann. 

Die Perlfifherei und Golbwäfcherei ift dem Staate vorbehalten, Bei ber 
Ausübung dieſes Rechtes foll jedoch ſtets Rüdfiht auf die Intereſſen ber 
Landeskultur genommen werden. 


B. Berpflidtungen. 


Art. 47. 


Wo nicht durch Lofalverordnungen, Herkommen, beſondere Nechtstitel 
ober Verjährung etwas Anderes feſtgeſetzt ift, Tiegt jedem Ufereigenthülmer bie 
Pfliht ob, fein Ufer von allen Hinberniffen bes Wafferablaufes frei zu ers 
balten. 

Die Reinigung bes Flußbettes, beffen Erhaltung und Wieberberftellung 
ift unter obiger Vorausſetzung eine gemeinjchaftlihe Laſt ber Eigenthümer 
ber Ufer unb ber zur Benützung bes Waſſers berechtigten ZTriebwerfe und 
Waſſerleitungen. Insbeſondere liegt ben Eigenthümern von Triebwerken und 
Stauvorrigtungen in ber Regel bie Reinigung ausfchlieplih ob, foweit ihr 
Aufftau reicht. Zu biefem Behufe ift ihnen die Betretung ber Ufergrundftüde 
geftattet. Jedoch fteht dem Eigenthümer bed Ufers bas Recht zu, bie Reinigs 
ung felbft zu übernehmen, 


Art. 48, 


Die bei einem Privatfluffe Betheiligten insgefammt ober auch einzelne 
berfelben find befugt, auf ihre Koften an und in ben Nebenzuflüffen biejenis 
gen Borrihtungen zu treffen, weldhe zur Erhaltung bes normalen Zuftandes 
bes Fluſſes erforderlich find. 

Die Beftimmungen des Art. 5 finden aud bier Anwendung. 


Art. 49. 


Die Berwaltungsbehörbe hat erforderlichen Falles auf Antrag eines Bes 
theiligten ober ber Gemeinde, ober jelbft von Amtswegen bie Berpflichteten 
zur Reinigung ber Ufer und zur Ausräumung des Flußbettes anzuhalten. 

Sie kann im Falle der Saumfeligkeit folde Arbeiten unmittelbar auf 
Koften ber Säumigen anorbnen. 

Soweit bie Vertheilung biefer Laft nicht rechtlich feſtgeſetzt ift (Artikel 47 
Abſatz 1), hat bie Verwaltungsbehörde biefelbe feſtzuſetzen und vollziehen 
zu laſſen. 

Die von ber Verwaltungsbehörde beftimmten Beiträge werben nad bem 
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über bie Awangsvollfiredung ber k. Rentämter beſtehenden Vorſchriften durch 
dieſe erhoben. 


Art..50. 


Wenn bie Berpflihtung auf ben Grund civilrechtliher Verhältniſſe be: 
flritten wird, fo find bie Partheien vor Gericht zu verweifen. 

Die Verwaltungsbehörde kann in dringenden Fällen verfügen, baß bie 
von ihr getroffenen Anordnungen vorläufig vollſtreckt werben follen. 


Art. 51. 


Die Berwaltungsbehörbe beftimmt erforderlichen Falles die Plätze, an 
welche das bei ber Ausräumung bes Fluffes ausgemworfene Material gebracht 
werben fol, und bie Zeit ber Ausräumung, fowie die Frift zur Wegführung 
bes ausgeworfenen Materiales. 

Die vorläufige Nieberlegung besjelben auf ben Ufern, und zwar in ber 
Regel auf jeber Seite zur Hälfte, fowie bas Betreten ber Grunbftüde zum 
Zwede ber Ausräumung, haben bie Eigenthümer unentgeltlich zu geftatten. 

Die Verwaltungsbehörbe hat jedoch bie geeigneten Anorbnungen zu treffen, 
bamit biebei mit möglichfter Schonung verfahren werbe. 

Bei ben zu Triebwerfen und Stauanlagen befonders dienenden Gerinnen 
und Kanälen Haben bie Ufereigentbümer für biefe Benügung ihrer Grunb: 
ftüde eine von bem Gerichte feſtzuſetzende Entihädigung anzuſprechen, foweit 
nicht eine befondere Ausnahme (Artikel 47 Abf. 1) feſtgeſetzt ift. 


Art. 52. 


Die Verwaltungsbehörben haben ben Gebraud der Privatflüffe zu über: 
waden; fie fönnen im allgemeinen Intereſſe, namentlich aus gefjunbheitspolis 
zeilihen NRüdfihten, zur Verhütung von Ueberſchwemmungen ober Ber: 
fjumpfungen, zur Offenhaltung des Berfehres u. f. w. polizeiliche Anord⸗ 
nungen erlaſſen. 

Sie haben die Aufficht über die zum Schutze ber Ländereien mehrerer 
Eigenthümer dienenden Deiche und anderer Schupbauten, 


C. Benützung bes Waſſers. 


Art. 53. 

Der Gebraud bes Waſſers ber Privatflüffe und Bäche zum Baden, 
Waſchen, Schöpfen mit Handgefäßen und Tränfen, ſoweit berfelbe ohne rechts: 
wibrige Betretung bes Privateigenthbumes gejchehen Tann, ift einem eben 
geftattet. Die Verwaltungsbehörbe kann polizeilihe Anordnungen über biefen 
Gebrauch treffen. 


Art. 54. 
Soferne nicht Lofalverorbnungen, Herfommen, befondere Rechtstitel ober 
Berjährung eine Ausnahme begründen und unbeſchadet ber Beftimmungen 
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ber Artifel 39 und 40 ift jeber Ufereigenthümer berechtigt, bas an feinem 
Grunbftüde vorüberfließende Waffer zu jebem beliebigen Gebrauche zu be 

nüßen, unter ber Beihränfung: 
4) daß kein einem Anbern fhädliher Rückſtau und Feine Ueberſchwem⸗ 
mung ober Berfumpfung frember Grundftüde verurfacht werben barf; 

0) daß bem Waſſer der Abflug in das urfprüngliche Bett bes Fluſſes 

gegeben werben muß, bevor biefer das Ufer eines fremben Grund: 
fiüdes berührt. 

Zu einer Abweihung von biefer Beitimmung kann nur dann burd bie 
Berwaltungsbehörbe die Grmädtigung ertheilt werben, wenn durch bie Abs 
leitung bes Waflers anderen Betbeiligten Fein Nachtheil verurfacht wird. 

Sind die Eigenthümer mehrerer an einander grenzender Uferftüde über 
eine Anlage oder Waflerbenügung einverftanden, fo werben biefe Grundftüde 
bei Anwendung ber vorftehenden Beihränfungen als ein einziges Grunbftüd 
betrachtet. 


Art. 55. 


Gehören bie gegenüberliegenben Ufer verſchiedenen Eigenthümern, fo bat 
ein jeber von beiben das Recht zur gleichheitlichen Benützung bes Waflers. 


Art. 56. 


Denn bei Ausführung einer Anlage zur Wafferbenügung ber nothwen: 
dige Bebarf an Waffer einer Ortfchaft auf eine Weile entzogen mwürbe, daß 
baraus ein Notbftand für bie Wirtbfchaft der Einwohner zu beforgen wäre, 
jo kann bie Bermwaltungsbehörbe bie Ableitung des Waflers in geeigneter 
Weiſe beſchränken. 


Art. 57. 


Dem Fiſchereiberechtigten lebt Fein Widerfprud gegen Anlagen zur Waf- 
ferbenügung zu, vorbehaltlich der gerichtlichen Geltendmachung ber ihm etwa 
zuſtehenden Gntihäbigungsanfprüde. 


Art. 58. 


Die Benükung des Waſſers zum Betriebe von Gerbereien, chemiſchen 
Fabriken, Bleihen, zu Flachs- und Hanfröften und zu anderen Beftimmungen, 
durch welde bie Eigenſchaften des Waffers auf fhädliche Art verändert werben, 
unterliegt ber befonderen Bewilligung und Beihränfung dur die Verwal: 
tungsbehörbe, wobei jedoch etwaige Entfhäbigungsanfprüde Dritter vorbe— 
balten bleiben. 


Art. 59. 


Die durch Lolalverorbnungen, Herfommen, befondere Rechtstitel ober Ver: 
jährung feftgefepte VBertheilung des Waflers barf außer dem alle ber Ar: 
tifel 62 und 63 ohne Zuftimmung aller Betheiligten nicht abgeändert werben. 
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Ueber Streitigkeiten, welche ſich hinſichtlich der beſtehenden Rechte erheben, 
entſcheiden bie Gerichte. 


Art. 60. 


Wenn wegen Verminderung bes Wofferftandes das vorhandene Wafler 
zu ben Bebürfniffen aller Berechtigten nicht zureicht, jo hat bie Verwaltungs: 
behörbe, foferne für diefen Fall nicht durch Lofalverordnungen, Herkommen, 
befondere Rechtstitel oder Verjährung Vorſehung getroffen ift, die Vertheilung 
mit möglichfter Berüdfichtigung ber beftehenden Rechte zu vermitteln und 
darüber Anordnungen zu erlafien. 

In allen Fällen kann die Verwaltungsbehörbe die bem augenblidlichen 
Grforberniffe entſprechenden proviforifhen Anordnungen treffen und fofort 
vollftreden laſſen. | 


Urt. 61. 


In ben Privatflüffen und Bächen, an welchen ſich Triebwerke befinden, 
darf von dem Bereiche des zu oberſt gelegenen Triebwerkes an (einſchließlich) 
fein Waſſerberechtigter bleibende Anlagen oder Einrichtungen machen, oder an 
ben beftehenden Anlagen und Einrichtungen eine Abänderung treffen, woburd 
der Lauf bes Waſſers gehemmt oder beichleunigt wird, ohne vorgängige An: 
zeige an bie Verwaltungsbehörde, welche zu unterfuchen bat, ob das beabfich« 
figte Werk nicht den im Artikel 52 bezeihneten Anordnungen und Rüdfigten 
zuwiberläuft. 

Hinſichtlich der Errichtung oder Abänderung von Triebwerfen mit ge: 
fpannter Wafferfraft und anderer Stauanlagen find außerdem bie Beſtim⸗ 
mungen ber Artifel 73 bis 84 zu beobachten. 


Art. 62. 


Fremdes Waſſer oder befjen Gefäll kann felbft für bie Grundflüde in 
Anfpruch genommen werben, welde nit an dem Fluſſe Fiegen, foweit bie: 
jenigen, welden ber Gebraud des Waſſers gemäß Artifel 40 oder 54 zus 
fieht, daſſelbe nicht felbit gebrauchen. 

Die Zuweiſung ſolchen Waffers geſchieht durch Beihluß ber Kreisregierung. 

Sie ſetzt voraus: 

1) daß ber bezwedtte Gebrauch des Waſſers einen bebeutenden, unziweis 
felhaften Nugen für bie Landeskultur oder für bie Induſtrie barbietet; 

2) daß ber Berechtigte nicht innerhalb eines Jahres nad einer von ber 
Kreisregierung an ihn erlaffenen Aufforderung das Waffer ober ben 
Waſſerüberſchuß ſelbſt nugbar verwendet, oder befonbere Umftände nad: 
weift, welche ibn an folder Verwendung zur Zeit verhindern; 

3) baß demfelben voller Erſatz für allen aus ber Gefhäftsunterbrehung 
ober in irgend einer anberen Weile in Folge der vorgenommenen Yen: 
derung erwachſenden Schaben geleiftet werde; 

4) daf bie dazu erforderlichen Anlagen in ber burd bie Kreisregierung 
vorgeſchriebenen Weile und in der feſtgeſetzten, nur bei nachgewieſener 
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unverjchulbeter Verhinderung zu verlängernden Friſt ausgeführt 
werben. 
Die dem Wafferberehtigten zu leiftende Entſchädigung (Ziffer 3) if, in 
Grmangelung gütlicher Uebereinfunft, durch die Gerichte feftzufegen. 


Art. 63. 


Wenn durch zeitweife Benitkung bes einem Triebwerksbefitzer zugehörigen 
Waſſers oder eines Theiles deſſelben benachbarten Grundſtücken ein bebeu: 
tender Bortheil verschafft werben kann, ohne daß dadurch für ben Gewerbe: 
betrieb des Berechtigten ein erheblicher Nachtheil erwächſt, fo ſoll die Kreis: 
regierung auf Anrufen ber Grunbdeigentbümer nach forgfältiger Erhebung 
aller Verbältniffe, die Zeiten und die Waffermengen für die Benügung biefer 
legteren feftfeken. 

Die Kreisregierung hat zugleich diejenigen Anordnungen zu erlaflen, 
welche erforberlih find, um fo viel als möglich bas Intereſſe bes Waſſerbe— 
techtigten zu wahren und Streitigkeiten zu verbüten. 

In Betreff ber dem Waſſerberechtigten wegen bes zeitweifen gänzlichen 
oder theilweiſen Stillftandes des Triebwerfes und wegen fonfliger Nachtheile 
zu leiftenden Entſchädigung haben bie Gerichte zu entſcheiden. 

Die Beftimmungen bes Artikels XXI des Geſetzes vom 17. November 
1837, bie Zwangsabtretung von Grundeigentum für öffentliche Zwecke be 


treffend, finden auch auf den gegenwärtigen Fall und jenen bes Artifels 62 
Anwendung. 


Art. 64. 


Die Möglichkeit der Erzielung eines größeren Wafferüberfhuffes durch 
Abänderung der bisherigen Benützungsweiſe und ber dazu dienenden Einrich— 
tungen begründet für einen Dritten feinen Anſpruch auf Ueberlafjung folden 
Ueberſchuſſes. 

Die Beſitzer von Mühlen, Triebwerken und Stauvorrichtungen ſind aber 
verpflichtet, die Mühlgräben, Waſſerherde, Gerinne und ſonſtige Einrichtungen 
in ſolchem Zuſtande zu unterhalten, daß keine nutzloſe Verſchwendung des 
Waſſers zum Nachtheile anderer Betheiligter ſtattfinde. Wird eine ſolche 
nachgewieſen, ſo hat die Verwaltungsbehörde eine angemeſſene Friſt zur Ab— 
ſtellung der Gebrechen vorzuſetzen, und wenn ſolcher Auflage nicht Genüge 
geſchieht, die erforderlichen Arbeiten auf Koſten des Verpflichteten vornehmen 
und ben Betrag derſelben erforderlichen Falles nad; Vorſchrift des Artikels 49 
Abi. 4 erheben zu lafien. 


Art. 65. 


Bei Entſcheidung ber Frage, ob und bis zu welchen Betrage bas Wafler 
bem Nusberehtigten entbehrlich fei, muß auf den Waflerfland in trodenen 
Jahren, und bei Triebwerfen auf eine entiprehende Waſſerreſerve Bedacht ge: 
nommen werben. 


PSISB, Art. 164. 


Dritte Abtheilung. 
Zrift » Gemwäffer. 
Art. 66, 


Triftgewäffer find jene Flüffe und Bäche, welche ber Flößerei mit Bloch» 
und Sceitholz bienen. 

Die Flößerei kann fowohl in öffentlichen Flüffen als in Privatflüfien 
und Bächen (Art. 39 und 40) ausgeübt werben, ohne baf letztere hiedurch 
an ihrer Eigenſchaft als Privatgewäſſer eine Aenderung erleiden. 


Art. 67. 


Bei allen Triftgewäffern find bie Ufereigenthümer verpflichtet: 

1) fid jeden Gebrauches des Waffers zu enthalten, welder bie Tlößerei 
gefährdet, vorbehaltlich ber Beſtimmung bes Artifeld 72; 

2) bie zur Beförderung der Floßhölzer nöthige Betretung bes Ufers und 
ben Flößerpfad in der üblihen Breite ohne Entſchädigung zu dulden, 
infoferne ein Anfpruch hierauf nicht durch ein erworbenes Recht bereits 
begrünbet ift. 


Art. 68. 


Wo nicht durch Lofalverorbnungen, Herfommen, befondere Rechtstitel 
ober Verjährung ausſchließende Rechte zur Benügung ber Triftgewäfjer ober 
beftimmte Beſchränkungen in ber Ausübung ber Flößerei befteben, ift bieje 
Jedermann geftattet, jebod unter Beobachtuug ber zur Regulirung biefes 
Gebrauches beftehenden oder von ber Staatsregierung zu erlaffenden Anord⸗ 
nungen (Artifel 72). 

So weit nicht erworbene Rechte entgegenftchen, können für bie Benükung 
der zur Flößerei dienenden Vorrichtungen entfprechende Gebühren er 
boben werben, 

Art. 69. 


Für Beihädigungen, welche ben fereigenthümern, ben Befigern von 
Triebwerken und anderen Betbeiligten durch die Ausübung ber Flößerei un: 
mittelbar verurfacht werben, find, infoweit bereit8 erworbene Rechte nicht ent⸗ 
gegenftehen, oder bie Beſchädigungen nicht als eine natürliche Folge ver: 
fäumter Unterhaltung der Ufer oder Triebwerke u. ſ. w. erfcheinen, diejenigen _ 
erſatzpflichtig, welche die Flößerei ausüben. 

Die Feſtſetzung der Entſchädigung 'geihieht in Ermangelung gütlicher 
Uebereinkunft burch die Gerichte. 


Art. 70. 


Jeder Fluß oder Bad kann durch bie Staatsregierung ober mit ihrer 
Bewilligung durch Dritte zur Flößerei mit Bloch: oder Scheitholz neu be: 
fimmt und eingerichtet werben. 

Es finden dabei die Beftimmungen bes Artikels 5 Anwendung. 
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Art. 71. 


Wenn bie Flößerei auf einem Privatfluffe wieder aufgegeben wird, jo find 
bie bei dem Fluſſe Betbeiligten berechtigt, die Wegräumung der zur Flößerei 
getroffenen, ben freien Lauf des Waſſers bindernden Einrichtungen auf Koften 
bes Staates, beziehungsweiſe desjenigen, welchem die Ginrichtung ber Flößerei 
bewilligt wurde (Art. 70) zu verlangen. 

Die Berwaltungsbehörbe hat hierüber auf Antrag ber Betheiligten — 
nöthigenfalls unter Anwendung ber Beftimmungen bes Artitels 49 Abf. 2 — 
zu verfügen, vorbehaltlich des Rechtsweges, in jo weit hiebei Privatrechte bes 
rührt werben. 


Art. 72. 


Der Staatsregierung bleibt e8 vorbehalten, zur Regelung und Leitung 
ber Flößerei Triftordnungen zu erlaffen, und insbejondere die Entfhädigungen 
und Gebühren für den Stillftand ber Triebwerke und bie bei benjelben zu 
leiftende Beihülfe, fo wie für die Benügung ber beſtehenden bejonberen Bor: 
richtungen für bie Flößerei feftzufegen. 

Den Betheiligten fteht ber Rechtsweg gegen ben bie Flößerei Betreibenden 
offen, wenn er eine höhere Vergütung anfprechen zu können glaubt. 


Vierte Abtheilung. 
Beſondere Befiimmungen über Triebwerfe ober andere Stau. 
vorridhtungen. 


Art. 73. 


Wer eine Stauvorrihtung an einem öffentlichen Zluffe, oder an einem 
Privatfluffe, an welchem fi Triebwerke befinden, ober wer ein Triebwerk 
mit gefpannter Waſſerkraft an einem öffentlichen oder Privatfluffe errichten 
will, ingleihen wer an beftehenden Vorrichtungen und Werken folder Art 
eine Abänderung vornehmen will, welche auf den Verbrauch bes Waffers ober 
auf die Höhe des Oberwaſſers Einfluß bat, ift gehalten, der Verwaltungsbes 
börbe eine genaue Beſchreibung ber beabfichtigten Einrichtung, jo weit fie fi 
auf die unmittelbare Wafjerbenügung bezieht, nebft ben erforderliden Plänen 
vorzulegen. 

Diefe Aftenftüide werden auf Anordnung ber Behörde unter amtlicher 
Auffiht zur Kenntnißnahme der Beteiligten aufgelegt und Tagsfahrt zur 
Berhandlung angeordnet. 


Art. 74. 


Eine kurze Bezeichnung des Werkes wird auf Anordnung der genannten 
Behörde in der Gemeinde, in beren Bezirke baffelbe liegt, und in den uns 
mittelbar angrenzenden Gemeinden durch Anſchlag an den biezu beflimmten 
Orten, und in ber fonft hergebrachten Vublifationsweife, nah Umftänden 
auch durch Einrüdung in bie hiezu geeigneten Lofalblätter veröffentlicht, 
unter Ankündigung des Rechtenachtheiles, daß die Betheiligten, welche in der 
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angeordneten Tagsfahrt feinen Einſpruch erheben, ihres Widerſpruchrechtes 
verluftig fein würden, und mit ber Aufforderung, von der Beſchreibung und 
ben Plänen Einfiht zu nehmen, s 

Die ber Behörde befannten Betheiligten, namentlich die Eigenthümer ber 
unmittelbar unterhalb oder oberhalb liegenden Xriebwerke und der benachbar— 
ten Grunbdjtüde, find außerdem durch perjönliche Zuftellung zu benachrichtigen 
und vorzulaben. 


Art. 75. 


In ber anberaumten Tagsfahrt, welche erforderlichen Falles mit einer 
DOrtsbefihtigung zu verbinden ift, hat die Behörde vor Allem auf die Erzielung 
einer gütlihen Berftändigung hinzuwirken, in Ermangelung folder Berftän- 
bigung aber über bie erhobenen Einſprüche zu verhandeln. 


Art. 76. 


Nach dem Ergebniffe der Verhandlung und der gemäß Artikel 10, 11 
und 62 von Amtswegen vorzunehmendben Prüfung hat die Verwaltungsbes 
börbe über die Zuläffigfeit der beabfichtigten Einrichtungen Beihluß zu faflen, 
und bie Art der Ausführung, foweit fie auf den Waſſerlauf Einfluß Bat, 
genau fetzufegen. 

Wenn das Unternehmen Hinficgtlic bes öffentlichen Intereſſe Teinem Ans 
ftande unterliegt, aber auf ben Grund beftehender Privatrehtsverhältnifie 
Einjpruc erhoben worben ift, welher nit durch gütliche Verftändigung bes 
feitigt werben Fonnte, jo bat die Verwaltungsbehörbe bei ber Ertheilung ber 
abminiftrativen Erlaubniß den Unternehmer darauf binzumweilen, daß dadurch 
der gerichtlihen Entſcheidung über die privatrechtlichen Verhältniffe nicht vors 
gegtiffen werde. 


Art, 77. 


Bei jedem Triebwerke und jeber anderen Stauvortichtung ber im Art. 73 
bezeichneten Art fol ein 'bleibendes Höhenmaß (Aichpfahl, Pegel) aufgeftellt 
werden, auf welchem bie zuftändige Waſſerhöhe auf eine in bie Augen fallende 
Weife zu bezeichnen ift. 

Bei den bereits beftehenden Werfen und Borrihtungen fol ein ſolches 
Höhenmaß, mo es nicht vorhanden ift, binnen 2 Jahren nah Verkündung 
bes gegenwärtigen Gefeßes auf Koften des Befigers errichtet werben. 

Die Verwaltungsbehörbe kann dieſe Koften erforderlichen Falles zwangs⸗ 
weife erheben laſſen. (Art. 49 Abf. 4.) 

Das Verfahren bei Aufftelung ber Höhenmaße wirb durch Megierungss 
verorbnung beflimmt. 


Art. 78. 
Ueber bie ber Bewilligung entfpreende Ausführung des Waſſerwerkes 
bat die Verwaltungsbehörde unter Zuziehung eines Sachverftändigen eine 
DOrtebefitigung vorzunehmen, wozu bie Betheifigten vorzuladen find. 
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Hiebei iſt eine genaue Beichreibung aller auf ben Waſſerlauf Einfluß 
übenden Vorrichtungen mit Bezugnahme auf das eingefeßte Höhenmaß auf: 
zunehmen. 

Die Ortsbefihtigung kann auf Verlangen ber betheiligten Grund» und 
Triebwerfsbefiger zuerft bei der Legung bes Fach- und Grundbaumes vorge: 
nommen und nad Vollendung des Werkes wieberbolt werben. 

Bei geringfügigen Werfen kann bie Ortsbefihtigung burd die Bebörbe 
umgangen und ‚die Aufnahme einem Sachverſtändigen unter Leitung und 
Auffiht eities Mitgliedes der Gemelndeverwaltung aufgetragen werben. 


’ 


Art. 79 


Die gemäß den vorhergehenden Beftimmungen ftattgehabten Verbandluns 
gen und Beſchlüſſe, fowie die Beſchreibungen und Pläne bleiben bei der Ver: 
waltungsbehörbe hinterlegt. 

Jeder Betheiligte ift befugt, fi Ausfertigungen und Auszüge baraus 
auf feine Koften ertheilen zu laffen. 


Art. 80. 


Die Koften bes Verfahrens hat ber Unternehmer zu tragen. Sind jedoch 
befondere Koſten durch unbegründete Einfprüde veranlaßt worden, fo fönnen 
biefelben nad dem Ermeſſen ber Behörde demjenigen zur Laft gelegt werben, 
welcher ben Einſpruch erhoben bat. 


Art. 81. 


Durch die obigen Beftimmungen werben bie Vorfchriften der beſtehenden 
Geſetze und Verordnungen Hinfichtlich der zu Gewerböunternehmungen erfor: 
berlihen polizeilichen Bewilligung nicht abgeändert, 


Art. 82. 


Zu jeder Abänderung oder Auswecfelung von Haupttheilen an bem 
Waſſerbau beftehender Triebwerke und Stauvorriditungen, felbft wenn baburd 
feine Aenderung in dem Verbrauche bes Wafjers oder in ber Höhe bes Ober: 
waſſers verurfacht wird, ift die vorgängige Genehmigung ber Verwaltungs: 
behörde erforderlich. Diefelbe iſt fofort zu erteilen, wenn bie Behörde findet, 
baß jene Grenze durch bie beabjichtigte Arbeit nicht überjchritten wird; ande: 
ren Falls ift die Sache nah bem in ben Artikeln 73 bis 76 beftimmten 
Verfahren zu behandeln. 


Art. 83. 


Wenn in Folge ber Höhe des Wehtes, wozu eine Stauvorriätung be: 
rechtigt ift, fremdes Eigenthum durch das Waffer befhäbigt wird, fo muß ber 
Befiger jener Vorrichtung die Tieferlegung des Wehres gegen entiprechende 
Säabloshaltung geftatten, foferne ihm ſelbſt nicht dadurch ein Übertwiegenber 
Nachtheil verurfacht würde, 

Ueber die Auläffigfeit eines folchen Begehrens und fiber die zu treffende 
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Einrichtung entſcheidet die Verwaltungsbehörde. Die Entfgädigung if in 
Ermangelung gütlicher Uebereinkunft durch die Gerichte feſtzuſetzen. 


Art. 84. 


Wenn in Folge der Errichtung eines ben beftehenben Berechtigungen ent: 
Iprehenden Staumerfes Ueberſchwemmungen, Rüdftauungen, Verſumpfungen 
ober andere Beſchädigungen entftehen, und dieſe Hebelftände durch Abänderung 
ber Vorrichtung, 3. B. durch Anlage von Grunbabläfien u. bgl., ohne bie 
Triebfraft zu ſchmälern, bejeitigt werden fünnen, jo müffen die Eigenthümer 
folder Werke bie Abänderung auf Koften der Beſchädigten geftatten. 

Ueber bie dem Gigenthümer etwa zufommenbe Entfhädigung, bei welder 
auf bas Verhältniß der Fünftigen zu den bisherigen Unterhaltungstoften Rüd: 
fiht zu nehmen ift, haben, in Ermangelung gütlicher Uebereinkunft, die Ge: 
richte zu entſcheiden. 


Art, 85. 


Wenn in einer Gemeinde zum Vortheile mehrerer Triebwerke oder anderer 
Stauvorrihtungen auf Koften der Gemeinde Wafferbauten errichtet worden 
find, jo bleiben die Hinfichtlih ber Benügung bes Waflers und ber bazu 
bienenden Anftalten, ſowie hinfichtlih ber dafür von ben Einzelnen zu leiften» 
ben Beiträge und Gebühren beftehenden Anordnungen in Kraft. 


Fünfte Abtheilung. 
Zwangsrehte zur Beförberung ber Wafferbenüßung. 


Art, 86. 


Der Ufereigenthümer, welcher zur Benügung des ihm zuftehenden Waffers 
für die Bewäflerung feiner Grundftüde ein Stauwerf errichten will, ift befugt, 
gegen vorgängige volle Entfhädigung von bem Eigenthümer des jenfeitigen 
Ufers die Benügung beffelben zum Anjchluffe des Werkes in Anſpruch zu 
nehmen. 

Triebwerke, Gebäulichkeiten und bie dazu gehörigen Höfe und Gärten 
find foldem Anſpruche nicht unterworfen, auch kann ein folder zu gewerbs 
lihen Zweden nicht geltend gemadt werben. 


Art. 87. 


Der Eigenthümer bes für ben Anſchluß eines Stauwerkes in Anſpruch 
genommenen Ufers kann zu jeder Zeit die Mitbenügung des Staumwerfes 
verlangen gegen Theilnahme an ben Koften ber Errichtung und des Fünftigen 
Unterhaltes des Werkes im Verhältniß der angefprocenen Mitbenügung. 

In diefem Falle ift Feine Entſchädigung für den Anſchluß zu leiften, und 
bie dafür bezahlten Summen find zurüdzugeben. Wird die Mitbenügung erft 
nad bem Beginne oder ber Bollenbung bes Werkes verlangt, jo bat derjenige, 
welcher fie anfpricht , außerdem den Mehrbetrag ber Koften allein zu tragen, 
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welder durch bie für die Mitbenügung erforderlichen Abänderungen veran: 
laßt wird. 


Art. 88. 


Die Über die Anwendung ber Artifel 86 und 87 entſtehenden Streitig: 
feiten unterliegen ber Entſcheidung ber Gerichte. 


Urt. 89. 


Behufs der Bewäflerung und Entwäflerung zum Zwede der Bobenfultur 
kann der Eigenthümer eines fremden Grundftüdes gezwungen werben, bie 
Zuleitung oder Ableitung bes Wafjers über bafjelbe zu geftatten, wenn 

1) bie Anlage einen weſentlichen landwirthſchaftlichen Nuten gewährt, 

2) biefelbe nicht auf andere im Berhältniffe zur Größe und zum Nugen ber 
Unternehmung fiehende, einem Dritten feine ober eine geringere Be: 
läftigung zufügende Weife ausgeführt werben kann, 

3) dem Befiger des in Anſpruch genommenen Grundftüdes ein wefent: 
licher Nachtheil bezüglich der befonderen Benügung befjelben oder feines 
Wirthſchaftsbetriebes überhaupt nicht zugeht, 

4) bie Zuleitung ober Ableitung des Waſſers nicht durch Gebäude oder 
einen Gebäudefompler oder durch zum Umfange berfelben gehörige 
Hofreiten oder Gärten gerichtet werden will, 

5) für die Belaftung vorausgehende Entihäbigung geleitet wird. 

Die Verhandlung und Entſcheidung über bie Zulafjung und über die Art 
und Weife ber Ausführung fteht der Verwaltungsbehörbe zu. 

Die Feftftelung der Entſchädigung geſchieht unter Beobachtung bes in 
bem Gefepe vom 17. Nov. 1837, die Zwangsabtretung von Grundeigenthun 
für öffentlihe Zwede betreffend, hierüber vorgefchriebenen Verfahrens durch 
bie Gerichte. 


Art. 90. 


Kann der Eigenthümer der mit Dienftbarfeit belafteten Grundſtücke wahr: 
ſcheinlich machen, baß aus der Unternehmung Fünftige erhebliche Benachtheili— 
gung für fein Eigenthum oder feine Berechtigungen zu befürchten ſteht, fo ift 
er befugt, zu verlangen, baß den Unternehmern durch das Gericht eine ent: 
ſprechende Sicherheitsleiftung auf eine beftimmte Zeit auferlegt werde. 


Art. 91. 


Unter welchen Vorausſetzungen und in welcher Weije ein Zwang zur 
Theilnahme an Bewäflerungs: und Entwäfjerungsunternehmungen oder 
zur Abtretung unbeweglichen Eigenthums zum Zwede ihrer Ausführung ftatt- 
findet, ift in bem Gefege über Bewäfferungs: und Entwäflerungsunternehm: 
ungen zum Zwede ber Bodenkultur beftimmt. 
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Sechſte Abtheilung. 


Bon ber Zuftändigkfeit und bem Verfahren ber Berwaltungs= 


bebörben. 


Art. 92. 


Wo im gegenwärtigen Geſetze die Zuftänbigfeit ber Verwaltungsbehörbe 
ausgeſprochen ift, enticheibet die nach allgemeinen Kompetenzvorfchriften zus 
Kändige Diftriftsverwaltungsbehörde in I. und bie Kreisregierung Kammer bes 
Innern in II. und Iegter Inftanz. 

Da, wo ber Kreisregierung die Entſcheidung in I. Inſtanz zuſſeht, ent 
ſcheidet das betreffende k. Staatsminifterium in II. und letzter Inftanz. 

Die Tefinitiventfcheidung der Kreiöregierungen find nach kollegialer Berath: 
ung zu faſſen. 


Art. 93. 


Für die Berufung fowohl gegen ben Beſchluß ber Diftriftsverwaltungs- 
behörde als für jene gegen den Beſchluß ber Kreisregierung tft eine Notbfrift 
von 30 Tagen beftimmt. Die Berufung ift bei ber I. Inftanz fhriftlih und 
einfach einzureichen. 

Wenn Gefahr anf Verzug baftet, jo kann durch Beſchluß erfier Inſtanz 
bie einftweilige Vollſtreckung ungeachtet eingelegter Berufung verfügt werden. 


Art: 94. 


In den Fällen, zu deren Beurtheilung ihrer Natur nad befonbere Sad: 
fenntmiffe erforderlich find, bat der Entſcheidung oder Beſchlußfaſſung die Er- 
bolung bes Gutachtens eines ober nach Beihaffenheit des Falles mehrerer 
Sachverftändiger vorauszugehen. 

In jenen Fällen, in welchen das Intereſſe verſchiedener Betheiligter fi 
gegenüberfteht, ift die Wahl berfelben ber Uebereinkunft der ſich entgegenſtehen— 
ben Betheiligten überlaſſen. Es können jedoch nicht mehr als drei Sachver— 
fändige ernannt werben. 

Kommt eine Nebereinfunft innerhalb einer ben Betheiligten feftzufegenben 
Frift nicht zu Stande, jo werben die Sachverftindigen von Amtswegen 
ernannt, 

Mo entgegenftehenbe Intereffen ber Betheiligten nicht vorliegen, ernennt 
bie Verwaltungsbehörbe bie Sachverftändigen. 


Art. 95. 


Sammtliche Verhandlungen find unter Zulaſſung von Rechtsanwälten 
und ſachkundigen Beiftänden mit Ausfhluß jeden Schriftwechſels zu führen. 
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Siebente Abtheilung. 
Strafbefimmungen. 


Art. 96. 


In eine Geldftrafe bis zu zehn Gulden verfällt: s 

1) wer in Öffentlichen Gewäfjern an andern als ben von ber Polizeis 
behörde beftimmten Orten Vieh tränft oder ſchwemmt (Art. 9); 

2) wer ohne Erlaubniß oder an andern als ben biezu bezeichneten Plätzen 
aus dem Bette öffentlicher Flüffe Steine, Sand, Schlamm, Erde 
ober Pflanzen abführt (Art. 15). 


Art. 97. 


Mit einer Geldftrafe bis zu fünfzig Gulden oder mit Arreft bis zu 
14 Tagen ift zu belegen: 

41) wer ohne Grlaubniß ber Berwaltungsbehörbe innerhalb des Leber: 
Ihwemmungsgebietes eines Öffentlichen Fluſſes Dämme ober Ähnliche 
Anlagen, welde auf den Lauf des Waflers ober die Höhe bes Waſ— 
ferftandes Einfluß haben können, Triebwerke, Wafjerleitungen, Ab: 
zugsgräben, Schöpfwerke, Babe: oder Waſchhäuſer oder fonftige den 
freien Wafferlauf flörende Anlagen errichtet, abändert ober das bei ber 
Ertbeilung ber Erlaubniß von ber Verwaltungsbehörde beftimmte Maß 
überfchreitet (Art. 10 und 11); 

2) wer Brüden, Stege ober Ueberfahrtsanftalten über öffentliche Flüſſe 
mittelft Fähren oder Nähen (Prabmen) oder fliegender Brüden ohne 
Bewilligung ber Kreisregierung, ober in anberer als ber bei ber 
Bewilligung beftimmten Weife errichtet oder abändert (Artikel 16 
und 17); 

3) wer an bem Ufer Öffentlicher Flüffe Anlagen macht, welche ben 
freien Lauf ober ben gemeinen Gebrauh bes Flufies hindern 
(Artikel 18); 

4) wer bie von ber PVerwaltungsbehörbe zur Beftimmung ber Ufer: 
linie angebrachten Zeichen abjihtlih entfernt, abändert oder beſchädigt 
(Artifel 19); 

5) wer das Wafler eines Privatfluffes oder Bades zum Betriebe von 
Gerbereien, chemiſchen Fabriken, Bleiben, zu Flachs- und Hanfröften 
ober zu anberen Beflimmungen, burd welche bie Eigenſchaften bes 
Waflers auf jchäblihe Art verändert werben, ohne bejondere Be: 
willigung der Verwaltungsbehörbe benügt ober ben bei der Bewillig: 
ung ihm auferlegten Beſchränkungen zuwiderhandelt (Artikel 58). 


Art. 98. 


Einer Gelbitrafe bis zu einhundert Gulden oder einer Arreſtſtrafe bis zu 
einem Monate unterliegt: 
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4) wer ein zur Sicherung bes richtigen Vollzuges der ertheilten Erlaub: 
niß beftimmtes Höhenmaß oder fonftige Zeichen abfichtlid entfernt, ab» 
ändert oder beſchädigt (Artifel 12); 

2) wer ein nah Wrtifel 77 aufgefielltes Höhenmaß, oder einen Fach— 
ober Grundbaum (Artifel 78) abfichtlich entfernt, abändert ober be— 
ſchädigt. 


Art. 99. 


Die Strafbeſtimmungen bes Art. 97 Ziffer 1 bis 4 (einſchlüſſig) und des 
Artifels 98 Ziffer 1 greifen aud dann Platz, wenn bie erwähnten Handlun— 
gen an ober bezüglich von Privatflüffen oder Bächen vorgenommen wurben, 
welche fi) nad) Artikel 40 im Eigenthume bes Staates befinden. 


Art. 100. 


Die Staatsregierung beziehungsmweife die Verwaltungsftelen und Be 
börden find befugt, in ben Verordnungen und Vorſchriften, welche fie in 
Gemäßbeit des gegenwärtigen Gefeges erlaffen, Polizeiftrafen gegen bie Zu: 
widerhandelnden feftzufeßen. 

Diefe Strafen bürfen jedoch bei ben nad Artikel 1 zu erlaffenden Schiff— 
fahrts= und Floßordnungen einhundert Gulden Geldfirafe und einen Monat 
Arreft, bei den Verordnungen und Vorſchriften, welche in Gemäßbeit ber 
Artikel 52, 56, 68 und 72 erlaffen werben, fünfzig Gulden Geldftrafe und 
vierzehn Tage Arreft, und in allen anderen Fällen zehn Gulden Geldftrafe 
nicht überfteigen. 


Art. 101. 


Die in den Artikeln 96 bis 100 erwähnten ftrafbaren Handlungen find 
Polizeiübertretungen. Die Unterfugung und Aburtheilung fteht denjenigen 
Gerichten beziehungsweife Behörden zu, welche nad allgemeinen Beflimmuns 
gen über Polizeiübertretungen zu erkennen haben, und eben fo richtet fi 
bas Verfahren und ber Inftanzenzug nad ben für Polizeiübertretungen gel: 
tenden Beftimmungen, 


Achte Abtheilung. 
Schlußbeſtimmungen. 


Art. 102. 


Die Rechte und Verpflichtungen, welche das gegenwärtige Geſetz hinfichts 
ih der Eigentümer von Grimdftüden, Triebwerfen und anderen Anlagen 
feitießt, gelten auch für Berfonen, welche ſolche vermdge eines nußgbaren 
dinglichen Rechtes befigen. 

Die Negulirung ber daraus herborgebenden Redisverbältniffe und Ans 
Iprüche zwiſchen dieſen Befipern und Gigenthümern find nad den Beftimmuns 
gen des Civilrechtes, beziehungsweife ber betreffenden Beftimmungen des Ges 


Gef. üb. d. Benügung bes Waſſers. Art. 99-104, Gef. üb. den Uferſchutz. Art.1,2. 389 


jeßes vom 17. November 1837, bie Zwangsabtretung von Grundeigenthum 
für öffentliche Zwecke betreffend, zu beurtheilen. 


Art. 103. 


Wo im gegenwärtigen Geſetze Herfommen und Lofalverordnungen als 
maßgebend bezeichnet find, äußern biefelben eine rechtliche Wirkung nur, in: 
foweit fie nad ben in ben verichiebenen Gebietstheilen geltenden Gefepen 
eine Rechtsquelle bilden , beziehungsweife rechtsgiltig find. 


| Art. 104. 


Alle von dem gegenwärtigen Gefege abweichenden Beitimmungen ber 
beftebenden Geſetze und Verordnungen find aufgehoben. 

Die geltenden Gefege, Berorbnungen, Lofalftatuten und Lofalobfervanzen 
über Eigenthbumsbefhränfungen in dem Nayon beftehender oder in Bau be: 
griffener Feftungen und fefter Plätze, wie auch bie beftehenden Geſetze und 
Verordnungen Hinfihtlid der Benützung des Waffers bei bem Betriebe ber 
Berg: und Hüttenwerfe, beögleihen die in Betreff der Ausübung ber Fi— 
fcherei beftehenden Geſetze, Berorbnungen und Rechteverhältniſſe bleiben in 
Kraft. 

Das gegenwärtige Gefeg tritt 90 Tage nad feiner Berfündigung durch 
das Geſetzblatt, beziehungsweife buch das Amtsblatt der Pfalz in Wirk: 
famfeit. 

Gegeben Münden, ben 28. Mai 1852. 


Geſetz 


über den Uferſchutz und den Schutz gegen Ueberſchwemmungen. 
Erſte Abtheilung. 
Uferſchutz. 
Art. 1. 


Die Herſtellung und Unterhaltung derjenigen Vorrichtungen, welche an 
fließenden Gewäſſern zum Schutze der angrenzenden Ländereien, Gebäude 
oder Anlagen gegen Abriß oder Beſchädigung nothwendig ſind, iſt Sache der 
Eigenthümer der bedrohten Grundſtücke, Gebäude, Triebwerke und Anlagen, 
wenn nicht durch privatrechtliche Verhältniſſe oder Herkommen eine beſondere 
Verpflichtung beſteht, oder im gegenwärtigen Geſetze etwas Anderes be— 
ſtimmt iſt. 

Art. 2. 


An Flüſſen, welche der Schiff- oder Floßfahrt dienen, bildet der Uferſchutz 
vorbehaltlich der nad beſonderen Rechtsverhältniſſen oder Herkommen beſtehen⸗ 
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den Verpflichtungen eine Kreislaft, unter nachfolgenden Beftimmungen 
(Art. 3-12). 


Art. 3, 


Den Landräthen find alljährlich die Voranſchläge über die nothwendigen 
Uferſchutzbauten und deren Koften zugleih mit bem Kreisbudget mitzutheilen. 

Hiebei ſoll ftets ein angemefjener Refervefond für dringende Fälle und 
zur Abwendung größeren Schadens vorgefehen werben, 


Art. 4, 


Nah Maßgabe ber mit Zuftimmung der Landräthe feitgefeßten Mittel 
werden bie Schußvorrichtungen durch Staatsbaubeamte ober unter beren 
Auffiht dur von dem Landrathe gewählte und von ber Kreisregierung be: 
ftätigte Wafferbauverftändige zur Ausführung gebracht. 


Art. 5. 


Den Eigenthümern bedrohter Grundftüde, welche durch ben nad Art. 3 
und 4 vorzunehmenden Uferſchutz nicht oder nicht vollftändig gefichert werben, 
bleibt überlaffen, die nöthige BVerfiherung auf ihre Koften vornehmen zu 
laſſen. 

Art. 6. 


Die zum Schutze der an ben Ufern hinziehenden Straßen und Eiſen— 
bahnen erforberlihen Vorrichtungen find von demjenigen berzuftellen und zu 
unterhalten, weldye die Straßen oder Eijenbahnen zu unterhalten haben. 


Art. 7. 


Der Schub von Anlagen oder Gebäuden, welde einem Triebwerke ober 
einer Bewäfferungs: oder Entwäfjerungsanftalt dienen, Liegt ben Eigenthüümern 
derjelben ob. 

Sie können biezu durch bie Verwaltungsbehörde angehalten werben, 
wenn aus ber Unterlaffung für Andere ober für die Flußbenügung Schaden 
entfteht. 

Bezüglih der etwa in Mitte liegenden Privatrechtsverhältniffe bleibt ber 
Rechtsweg vorbehalten. Der Vollzug der Anordnung ber Verwaltungsbehörbe 
kann jedoch dadurch nicht aufgehalten werben. 


Art. 8. 


Die Ufereigenthümer find verpflichtet, die zum Schuße ihres Eigenthumes 
nöthigen Bauten an und auf ihrem Grundeigenthume ohne Entihäbigungs: 
anipruch vornehmen zu laſſen. 

Sie haben bie zu dieſem Uferſchutze erforderlihen auf den zu ſchützenden 
Grundftüden vorhandenen Materialien an Sand], Lchm, Erbe, Rafen, Fa: 
ſchinen, Steinen, Kies und dergleichen gegen Erſatz bes durch die Fortnahme 
derfelben etwa entſtehenden Schadens abzulaſſen. 
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Die Entfhäbigung wird in GErmangelung gütlihen Webereinfommens 
durch bie Gerichte feſtgeſetzt. 


Art. 9. 


Bird außerdem zur Ausführung folder Uferfhupbauten eine Eigenthums: 
entwährung nothwenbig, jo findet, vorbebaltlih ber Beitimmungen ber Art. 
24 und 31 bes Geſetzes über bie Benützung bed Waflers, das Geſetz vom 
17. November 1837, Zwangsabtretung von Grundeigenthum zu öffentlichen 
Aweden betreffend, Anwendung. 


Art. 10. 


Der zeitweife Stilftand von Mafferbenügungsanftalten, welcher durch 
Uferſchutzbauten veranlaßt wird, begründet feinen Anſpruch auf Entihädigung, 
vorbehaltlich erworbener entgegengefegter Privatrechte. 

Wird folhen Anftalten dur Uferſchutzbauten ber berechtigte Waflerge: 
brauch gänzlich entzogen ober unter bas erforderliche Maß bleibend vermindert, 
fo findet das im vorhergehenden Artikel erwähnte Gejeg vom 17. Nov. 1837 
Anwendung. 


Art. 11. 


Flußkorrektionen, fowie alle Borrihtungen und Arbeiten, welche in öffent: 
lichen Flüffen zur Beförderung ber Schiff: oder Floßfahrt und zur Befeitigung 
ber Hinberniffe derfelben nothwendig werden, find allgemeine Staatslaft. 

Dienen bergleihen Flußforreftionen, Vorrihtungen und Arbeiten zugleich 
zum Uferfhuge, fo find bie Kreisfonds nicht verpflichtet, biezu Beiträge zu 
leiten. 


Art. 12. 


An allen öffentlihen Flüffen, bei weldhen bie Beitimmung des Art. 2 
Platz greift, bat die Staatsbaubehörde alljährlich einmal nach Ablauf der ge: 
wöhnlihen Hochgewäſſer eine allgemeine Uferbefihtigung vorzunehmen, und 
bie nöthigen Schutz- und Unterbaltungsbauten zu erheben. 

Hievon find ſämmtliche betheiligte Gemeindeverwaltungen zur Benad;: 
rihtigung ber Intereffenten in Kenntniß zu ſetzen. 

Jedem betheiligten Grundbefiger ſteht es frei, biefer Befichtigung, foweit 
ſolche feine Grundftüde betrifft, beizumohnen, und bie ihm zum Schuge ber: 
felben zwedmäßig jcheinenden Schutzvorrichtungen zu beantragen. 


Art. 13. 


Der Uferfhug an anderen als den im Art. 2 bezeichneten Gewäſſern ift 
vorbehaltlich bdejien, was das Gejek über die Benügung bes Wajlers hin: 
fihtlih der Erhaltung und Reinigung der Ufer veroromet, Sache der bes 
theiligten Eigenthlümer, 
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Art. 14, 


Bereinigen fi mehr als 3 Grunbeigenthümer zur gemeinfchaftlichen Aus- 
führung des Uferfhußes, fo find die dazwiſchen Tiegenden Ufereigentbümer, 
welche fih dem gemeinſchaftlichen Unternehmen nicht anfchließen, gehalten, 
fi) diejenigen Vorrichtungen an und auf ihrem Wfereigentbume auf Koften 
ber Unternehmer gefallen zu laffen, welche zur Erreihung bes Zwedes bes 
gemeinſchaftlichen Uferſchutzes nothwendig find. 


Art. 15. 


Solde Schutzgenoſſenſchaften haben, wenn bie Zahl ihrer Mitglieder 
mehr als ſechs beträgt, einen Ausihuß, außerdem einen Bevollmädtigten zu 
ihrer Vertretung zu bejtellen, und ihre Saßungen ber unmittelbar vorgejeßten 
Verwaltungsbehörde zur Genehmigung vorzulegen, 

Erfireden ſich diefelben über mehrere Polizeibezirke, fo ift die Genehmig— 
ung der vorgefegten Kreisregierung erforderlich. 


Art. 16. 


Die Vorſchriften der Art. 8, 9 und 10 finden auch bei Uferfhußbauten, 
welche buch Genoffenfhaften ausgeführt werden, Anwendung. 


Zweite Abtheilung. 
Schutz gegen auferordentligde Waflergefahr und Ueberſchwemmungen. 


Art. 17. 


Sind zur Abwendung drobender ober bereit eingetretener Waſſergefahr 
augenblidliche Vorkehrungen nothwendig, fo find ale benachbarten Beſitzer 
und Gemeinden zu Hand« und Spannbienften, ohne Rüdficht darauf, ob fie 
innerhalb des vom Waſſer bedroßten Gebietes liegen oder nicht, verbunden. 

Sebe Polizeibehörbe hat in ſolchem Falle in ihrem Diftrifte die augen— 
blidlich nöthigen Vorkehrungen zu treffen und vollziehen zu Taffen, wogegen 
feine Einſprache, fondern nur nachträgliche Beſchwerde zuläfftg ift. 

Die Gemeindebehörben find verpflichtet, den Polizei» und Baubehörben 
die nöthige Beihilfe zu Ieiften und für bie ſchnellſte Stellung von Mann: 
haften und Lieferung von Materialien zu forgen. 


Art. 18. 


Damm oder Deichbauten zum Schuge von Ortsfluren oder Ortichaften 
gegen Ueberſchwemmungen Tiegen, foferne nicht nach Geſetz, befonderen Rechts: 
verbältniffen oder Herfommen anders beftimmt ift, ben betreffenden Ge— 
meinben ob. 

Die Berpflidteten können bei nachgewiefenem Bebürfniffe zu deren Her: 
ſtellung oder Unterhaltung von ber Verwaltungsbehörbe angehalten werben. 
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Art. 19. 


Außer dem Falle des vorhergehenden Artifels bleibt es den betbeiligten 
Eigenthümern überlaffen, die nöthigen Vorrichtungen allein oder in Gemein: 
{haft berzuftellen und zu unterhalten. 

In Iegterem Falle finden die Beſtimmungen der Artikel 14, 15 und 16 
Anwendung. 


Dritte Abtbeilung. 
Allgemeine Bekimmungen. 
Art. 20. 


Zu allen Uferſchutz, Damm: ober Deihbauten, welde von Gemeinden, 
Privaten oder Genoſſenſchaften ausgeführt werden wollen, ift auch außer bem 
Falle des Art. 10 und Art. 40 Abf. 2 des Geſetzes Über bie Benütung des 
Maffers die vorausgehende polizeiliche Genehmigung erforderlich. 

Ohne ſolche Genehmigung begonnene oder aufgeführte Bauten fönnen 
unbeſchadet der Strafverfolgung auf Koften des Unternehmers von ber Ber: 
waltungsbehörde ſogleich eingeftellt ober entfernt werben. 


Art. 21. 


Der polizeilihen Genehmigung hat die Ginvernahme der betreffenden 
Baubehörde und aller durch das Unternehmen Betheiligten vorauszugeben. 


Art. 22, 


Werden auf den Grund von Privatrechtsverhältnifien Einſprüche erhoben, 
welche nicht durch gütliche Verſtändigung befeitigt werben Fonnten, jo bat 
die Verwaltungsbehörde im Falle der Ertheilung ber polizeilichen Erlaubniß 
den Unternehmer darauf hinzuweiſen, daß dadurch der gerichtlichen Entſchei⸗ 
dung über die privatrechtlichen Verhältniſſe nicht vorgegriffen werde. 


Art. 23. 


Wo im gegenwärtigen Gefege die Zuftändigkeit der Verwaltungsbehörde 
ausgefprochen ift, enticheidet die nach allgemeinen Kompetenzvorichriften zus 
Händige Diftriftaverwaltungsbehörbe in erfter, und bie Kreisregierung, Kam: 
mer bes Innern, in zweiter und letzter Inſtanz. 

Da, wo ber Kreisregierung bie Entſcheidung in erſter Inſtanz zuftebt, 
entſcheidet das betreffende königliche Staatsminifterium in zweiter und lepter 
Inſtanz. 

Die Definitiventſcheidungen der Kreisregierung ſind nach kollegialer Be— 
rathung zu faſſen. Alle Entſcheidungen der Behörden und Stellen ſind mit 
Entſcheidungsgründen zu verſehen. 


Art. 24. 
Für die Berufung ſowohl gegen den Beſchluß der Diſtriktsverwaltungs— 
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behörde, als für jene gegen ben Beſchluß der Kreisregierung ift eine Noth— 
frift von 30 Tagen beftimmt. 

Die Berufung ift bei ber erften Inſtanz ſchriftlich und einfach einzureichen. 
Wenn Gefahr auf Verzug haftet, fo kann durch Beſchluß erfter Inſtanz bie 
einftweilige VBollftrefung ungeachtet eingelegter Berufung verfügt werben. 


Art. 25. 


Sämmtlihe Verhandlungen find unter Zulaffung von Rechtsanwälten 
und jahfundigen Beiſtänden mit Ausihluß jeden Schriftenwechjels zu führen. 


Art. 26. 

Üebertretungen dieſes Geſetzes und der in Anwendung ber Art. 7 Abf. 2, 
Art. 17 und Art. 18 Abf. 2 deſſelben getroffenen polizeilichen Anordnungen 
unterliegen, foferne fie nicht ſchon durch andere Geſetze mit höherer Strafe 
bebroßt find, einer Polizeiftrafe bis zu dreißig Tagen Arreft oder einhundert 
Gulden in Gelb. 

Auch find die Kreisregierungen befugt, zur Verhütung der Beſchädigung 
von Uferſchutz,, Damm: und Deichbauten Polizeiverorbnungen unter Anz: 
drohung von BPolizeiftrafen, welche jedoh 30 Tage Arreft und einhundert 
Gulden in Geld nicht überfteigen fünnen, zu erlaſſen. 

Die Unterfuhung und Aburtheilung dieſer Polizeiübertretungen fteht ben- 
jenigen Gerichten beziehungsweife Behörden zu, welche nach allgemeinen Be: 
fimmungen über Polizeiübertretungen zu erfennen haben, und ebenfo richtet 
fih das Berfahren und der nftanzenzug nah den für Polizetübertretungen 
geltenden allgemeinen Beftimmungen- 


Art. 27. 


Wenn ein Verpflichteter die Herftellung ober Ausbefjerung von Uferfchug: 
oder Dammvorridhtungen in ber angeordneten Zeit und Art unterläßt, jo 
fann unbeſchadet der Strafverfolgung die Herftelung auf feine Koften von 
ber Verwaltungsbehörbe verfügt werben. 

Die Beitreibung der von ber letzteren feftgefeßten Koften gefchieht in 
biefem, jowie im Falle der Artifel 18 und 20 durd bie f. Rentämter nad 
den über die Zwangsvollftredung beſtehenden Vorſchriften. 


Art. 28. 


Das gefammte durd die Beftimmungen bes gegenwärtigen Gefeßes ver: 

anlaßte Abminiftrativverfahren ift in erſter Inſtanz tar= oder flempelfrei. 
Schlußbeſtimmungen. 
Art. 29. 

Wo im gegenwärtigen Geſetze Herfommen und Lofalverordnungen als 
maßgebend bezeichnet find, äußern diejelben eine rechtliche Wirkung nur, in fo 
weit fie nach den in ben verfchiedenen Gebietstbeilen geltenden Geſetzen eine 
Rechtsquelle bilden, beziehungsweiſe rechtsgiltig find. 
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Art. 30. 


Alle von dem gegenwärtigen Gefege abweichenden gefeglihen ober verorb: 
nungsmäßigen Beflimmungen werben hiedurch aufgehoben. 

Die geltenden Gefege, Verordnungen, Lofalftatuten und Lofalobfervanzen 
über Eigentbumsbeihränfungen in dem Rayon beftehender oder im Bau be: 
griffener Feftungen und fejten Plätze bleiben in Kraft. 

BVorftehendes Geſetz tritt nach feiner Verkündigung im Gejepblatte und 
im Amtsblatte der Pfalz gleichzeitig mit dem Gejege über die Benützung des 
Waſſers in Wirffamfeit, 

Gegeben Münden, den 28. Mai 1852. 


Art. 165. 


Die Uebertretung der verordnungsmäßigen Beltimmungen 
über die Schiff und Floßfahrt auf dem Ludwigskanale und 
über die fonftige Benügung der Anlagen diefes Kanaled, fowie 
über Aichung der denfelben befahrenden Schiffe unterliegt einer 
Geldftrafe bis zu 50 fl. oder einer Arreftitrafe bis zu 14 Tagen. 
Die Geldftrafe fließt in die für das Kanalunterperfonal errich- 
tete Unterftügungsfaffe. 

Die Uebertretung der oberpolizeilihen Vorfchriften über die 
Schifffahrt auf dem Frankenthaler Kanale und über die fonjtige 
Benügung der Anlagen dieſes Kanald unterliegt gleicher Geld: 

3 oder Arreitftrafe. Die Geldftrafe wird zu Gunſten des Kanal: 
unterperfonaled verwendet. 

Die Uebertretung der durch oberpolizeiliche Vorſchrift erlaſſe— 
nen Ordnungen für andere Kanäle wird an Geld bid zu 50 fl. 
oder mit Arrejt bis zu 14 Tagen geftraft, wobei die Verwend— 
ung der Geldjtrafen zu unten des aufgejtellten Kanalunter: 
perjonaled durch Verordnung beftimmt werden fann. 


Zu Abi. 1. 

Kanalorbnung für den Ludwigskanal v. 8. Januar 1842, (Regbl. 
©. 161—216.) Berord. v. 29. Dftober 1843 (Regbl. ©. 713 f.), nähere 
Beitimmung des $. 87 der Kanalordnung bezüglich ber polizeilihen Be: 
ftrafung. 

Zu Abi. 2. 

Polizeivorfhriften in Bezug auf den Frankenthaler Kanal enthält die 
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Regierungsentfhließung vom 26. Juni 1823 (Amtsbl. ©. 943; Sieben: 
pfeiffer IV ©. 275). 


Nah dem Entwurfe ſollte diefes Hauptſtück noch folgende Artikel 
enthalten ; 
Art. 179 
Inhaber öffentlicher Wirthichaften, welche bei eingetretener Dunkelheit bie 


zu ficherem Zu: und Abgange nöthige Beleuchtung des Einganges ihrer 
Häufer unterlafjen, werben an Geld bis zu 6 fl. geftraft. 


Diefe Beftimmung wurde als entbehrlich geftrihen. U. II ©. 404. 


Art. 192. 
Einer Geldftrafe bis zu 25 fl. ober einer Arreftitrafe bis zu 8 Tagen 


unterliegen Zuwiderhandlungen gegen die durch oberpolizeilihe Vorſchriften 
feftgefeßten Ordnungen für die Neberfahrtsanftalten an öffentlichen Gewäfjern. 


Auch diefer Artikel wurde als entbehrlich befeitigt. Die unbefugte 
Errihtung von neuen Ueberfahrtsanftalten ift nah Art. 17 u. 97 Ziff. 2 
des Geſetzes vom 28. Mai 1852, die Benützung des Wafjers betreffend, 
ftrafbar. Die nöthigen Ordnungen für jene Perſonen, welche Ueberfahrts: 
anftalten bereit halten, können gemäß Art. 207 erlafen werden. A. U 
©. 2441. 


Behntes Hauptſtück. 


Uebertretungen in Bezug auf Feuerpolizei und Brandver— 


fiherung. 
Art. 166. 
Uebertret⸗ An Geld bis zu 25 fl. oder mit Arreſt bis zu 8 Tagen wird 
= — gejtraft, wer den zur Verhütung von Feuersgefahren für Ge: 
nn * bäude über die Behandlung von Feuer und Licht, über Aufbe— 
orichrif: ——— 
nn wahrung feuergefährliher Gegenftände und über Bornahme 


feuergefährliher Handlungen oder Verrichtungen erlaffenen Ber: 
ordnungen oder ortöpolizeilihen Vorſchriften zuwiderhandelt. 
Gleicher Strafe unterliegen Dienftberrfchaften, Arbeitgeber, 
Familienhäupter, welche feuergefährlibe Handlungen ihrer Dienft: 
leute oder Arbeiter, Familienglieder oder Hausgenoſſen wiſſentlich 
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dulden, desgleihen wer Kindern, Blödfinnigen, Wahnfinnis 
gen oder Betrunfenen Feuer, Licht oder leicht entzündliche Stoffe 
anvertraut. 


In einzelnen Lanbestheilen beftehen bejondere auf Verordnung be 
rubende Feuerordnungen, nämlich: 

1) In Ober: und Niederbayern die allgemeine Feuerordnung vom 
30. März 1791 (Döllinger XII ©. 996). 

2) In den Beftandtheilen der ehemaligen Oberpfalz diefelbe Feuerord— 
nung, ermeuert am 27. März 1800, 2. September 1801 und 4. Juli 
1807 (Regbl. ©. 1143). 

3) In der ehemaligen Provinz Schwaben die allgemeine Feuerord— 
nung für die Provinz Schwaben vom 27. Auguft 1804 (Churpfalzbayer, 
Regbl. f. d. Provinz Schwaben ©. 713). 

4) In den Beftandtheilen der ehemaligen Provinz Bamberg die Feuer: 
ordnung vom 14. Dezember 1797 und bie Verord. v. 13. Mai 1807, das 
Fegen der Kamine betr. (Regbl. 1807 ©. 943). 

5) Im ehemaligen Großherzogtfum Würzburg die Fürſtbiſchöflich 
MWürzburgifche Yeuerordnung vom 5. April 1721, erneuert 2. Januar 1769 
(Sammlung der Würzburgifchen Landesverordnungen Bd. I ©. 164 Bd. II 
©. 885). 

6) Im ehemaligen Fürſtenthum Aſchaffenburg die gedrudte Teuerord: 
nung vom 22. Oftober 1804, erneuert am 22. Juli 1805. 

7) In den Beftandtheilen der ehemaligen Markgraffhaft Ansbach bie 
Feuerordnung von 1760, erneuert 6. Auguft 1796 (Ansbacher Intelli⸗ 
genzzeitung von 1796 ©t.32 Nr. 3). 

8) In denen der mebdiatifirten Fürftlih Löwenſtein'ſchen Lande bie 
Teuerordnung vom 1. Dezember 1805. 

Die Feuerordnungen erftreden ſich auf die Verhütung feuergefährlicher 
Bauführungen, auf Verhütung feuergefährliher Handlungen, auf die Vorbe— 
reitungen zum Löſchen von Feuersbrünften und das Verhalten während des 
Brandes und nah dem Brande. Die Beftimmungen, welde bie Verhütung 
von Feuersgefahren bei der Bauführung betreffen, fallen, foweit fie nicht 
durch neuere baupolizeilihe Vorſchriften erjegt find, unter Art, 180 Abſ. 1 
Biff. 3. 

Dem Art. 166 fallen nur jene Vorfhriften anheim, welche fih auf 
die Behandlung von Feuer und Licht, auf die Aufbewahrung feuergefähr: 
liher Gegenftände und bie Vornahme feuergefährliher Handlungen oder 
Verrihtungen beziehen, und für welde nicht in dem Art. 167—171 eine 
ſpeziellere Strafbeftimmung enthalten if, In Bezug auf das umfafjende 
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— 


und theilweiſe veraltete Material dieſer Feuerordnungen iſt noch zu be— 
merken, daß nur beſtimmte Gebote oder Verbote in Bezug auf die im 
Abſ. 1 bezeichneten Gegenſtände unter den Artikel geſtellt werben können, 
nicht aber Vernachläſſigung der in dieſen Ordnungen enthaltenen Warn— 
ungen, der darin hervorgehobenen Vorſichtsmaßregeln, Nichtbeachtung rein 
inſtruktiver Verfügungen, z. B. im $.39, 43, 48 der bayeriſchen Feuerord⸗ 
nung von 1791. 

In der Pfalz fielen die Vorkehrungen zur Verhütung von Unglücks— 
fällen durch den Ausbruch von Feuer bisher in den Wirkungsfreis der 
DOrtspolizei. Thatſächlich hat aber die Oberpolizei eingegriffen, insbejondere 
enthält das Arreté des Präfekten das Donnersbergdepartements vom 4. Jar 
nuar 1807, eingefhärft durch Regierungsentihliegung vom 6. Januar 1829 
(Amtsbl. S. 9) die Hauptgrumdzüge einer Feuerordnung. Dar biefe Anorb- 
nung nad) dem Syiteme des PStGB. nicht al® Verordnung anzuerkennen 
ift, fondern nur als oberpolizeilihe Vorſchrift gilt, füllt deren Anwendbar— 
keit auf die im Art. 166 behandelten Materien für die Zukunft hinweg, 
nachdem dieſer Artikel nur Verordnungen und ortspolizeiliche Vorjchriften 
zuläßt, woraus ſich die Aufhebung beftehender oberpolizeiliher Vorſchriften 
nad Art. 45 Ziff. 3 ergibt. Es wurde jedody eine Beſtimmung zum 
Zwecke ber Aufrechthaltung jener oberpolizeiljchen Vorſchrift für die Pfalz 
nicht als nothwendig erachtet, weil Art. 166 neben den Verordnungen auch 
ortspolizeiliche Vorſchriften zugelaſſen habe, durch welche dieſe Materie in 
der Pfalz größtentheils geordnet ſei und auch in Zukunft geordnet werden 
könne. A. U S. 350; I ©. 409. 


Art. 167. 


Wer außerhalb der Ortichaften, aber in gefährlicher Nähe von 
Gebäuden, von reifen oder der Reife nahen Getreidefeldern oder 
von leicht entzündlihen im Freien lagernden Gegenftänden Feuer 
anmacht, wer im Freien angemachted Feuer verläßt, ehe ed aus— 
gelöjcht oder vollftändig ungefährlid gemacht worden ift, wird an 
Geld bis zu 25 fl. geftraft. 


Nah dem Worte „ausgelöſcht“ wurden die Worte „oder volljtändig 
unfhädlich gemacht worden” im Intereſſe ber Bodenkultur beigefügt; damit 
nit das in der Oberpfalz übliche f. g. Reuten oder Rindern verboten 
werde, welches darin beitehe, daß man den Raſen abbebe, in Haufen zu« 
fammenlege, in diefe Haufen Feuer Tege und fie nad und nach verfehmelzen 
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lafje, wozu oft 2—3 Tage erforderlich feien. Diefes Feuer fei jedoch, 
wenn man binreihend frifchen Raſen darauf lege, damit das Feuer nicht 
durchſchlagen könne, ganz ungefährlich, und dürfe auch in Abwejenheit von 
Perfonen unterhalten werden. Aud in anderen Landestheilen follen ähn— 
lihe Manipulationen ftattfinden. A. II ©. 406. 


Art. 168. 


Wer mit Ausnahme von Nothfällen ohne ortöpolizeilihe Be— 
willigung im Innern von Gebäuden oder in feuergefährlicher 
Nähe von feldhen oder von feuerfangenden Sachen oder innerhalb 
der Ortſchaften oder auf belebten öffentlihen Wegen Feuergewehre 
abicießt oder an folden Orten Feuerwerkskörper, Böller oder 
Kanonenjhläge abbrennt, wird an Geld bis zu 25 fl. oder mit 
Arreſt bis zu 8 Tagen geitraft. 

Auf die Ausübung des Jagdrechtes in Hofräumen und Haus 
gärten, ſowie auf den innerhalb eined Jagdbezirkes gelegenen 
Wegen finden die vorftehenden Beftimmungen feine Anwendung, 
wenn diefelbe ohne Gefahr für Perfonen oder Gebäude mög 
lich ift. 


1) Das Wort „Feuerwerkskörper“ wurde ftatt „Feuerwerke“ gewählt, 
damit nicht blos das Abbrennen von Feuerwerfen, ſondern auch von ein: 
zelnen Teuerwerksförpern, z. B. einzelnen Rafeten, unter den Art. falle. 

Dagegen wurden die Worte des Entwurfes: „wer ohne polizeiliche 
Bewilligung fogenannte Freudenſchießen unternimmt,” weggelafien, weil 
man biefe Freudenſchießen nicht getroffen wiſſen wollte, foferne folde nicht 
gegen die Beitimmungen des Art. veranjtaltet werden. A. III ©. 164, 165. 

2) Abf. 2 wurde im Hinblide auf Art. 2 Ziff. 1 des Jagdgeſetzes 
vom 30. März 1850 angenommen, damit nicht die Ausübung des gefek- 
lich anerkannten Jagdrechtes an den im Abſ. bezeichneten Orten gänzlich 
ausgefchlofjen werden könne. 

In wie meit bafjelbe hier ohne Gefahr für Berfonen oder Gebäude 
ausgeibt werben kann, ift nad den Umftänben zu bemefien, wobei na: 
mentlih auf die Anmefenheit oder Nähe von Perfonen, auf die Beſchaffen— 
heit der Gebäude, 3. B. deren Bedachung mit Holz oder Stroh, Nüdficht 
zu nehmen if. A. US, 347, 


400 PStGB. Art. 169, 170. 


Art. 169. 


Wer den Verordnungen oder oberpolizeilihen Vorfchriften über 
Verfertigung, Befig, Aufbewahrung, Verkauf und Transport 
von Schießpulver, Scießbaummolle, Feuerwerf und anderen 
erplodirenden Stoffen zumiderhandelt, wird an Gelb bis zu 
100 fl. oder mit Arrejt bis zu 30 Tagen geftraft. 

Auf Konfisfation der bezeichneten Gegenftände ift zu erkennen, 
wenn Jemand ſolche Gegenftände unbefugt feilbietet, verfertigt 
oder gegen bejtehendes Verbot befigt oder in größeren Quantitäs 
ten, als geftattet it, vorräthig hat. 


4) Aeltere Beftimmungen über Aufbewahrung von Schießpulver ent: 
halten mande Yeuerordnnungen, 3. B. jene für Bayern und bie Oberpfalz 
vom 30. März 1791 $. 28. 

Oberpolizeilihe Vorſchriften über Verkauf und Aufbewahrung von 
Schießpulver v. 15. Februar 1829 (Döllinger XII ©. 1048—1050). 

Ueber Schießpulvertransporte. Berordn. vom 1. Mai 1841. Reg.Bl. 
©. 509-513. 

Ueber Militärpulvertransporte: Kriegs-Miniſt.-Reſtr. vom 28. April 
1836. (Dillinger XXIX ©. 496). 

Beftimmungen über Fabrizirung, Verkauf und Befig von Pulver für 
die Pfalz enthält das Gef. v. 13. Fruct. V Art. 24. Reg.Entſchl. vom 
2. November 1833 (Amtsbl. S.485); 17. Febr. 1837 (Amtsbl. ©. 94) 
und 21. Februar 1842 (Amtsbl. ©. 181). 

2) Ob der vorfchriftswidrig geführte Vorrath fih im Haufe oder in 
den Verkaufslofafitäten oder an anderen Orten, z. B. in Magazinen, befin 
bet, ift bei ber generellen Beftimmung bed Gefeges ohne Belang. A. IU 
©. 165. 

3) Die Anlage und Einrihtung von Fabriken und Werfftätten zur 
Berfertigung ber im Abf. 1 bezeichneten Gegenftände fällt unter Art. 129. 


Art. 170. 

Wer den oberpolizeilihen Vorfchriften über Verfertigung, Trans⸗ 
port und Berfauf von Reibfeuerzeugen und anderen leicht ents 
zündlihen Stoffen zuwiderhandelt, wird an Geld bis zu 50 fi. 
oder mit Arreſt bis zu 14 Tagen geitraft. 


DOberpolizeilihe Vorfhriften über Verfendung, Aufbewahrung, Verkauf 
von Reibfeuerwerkzeugen f.im Minift.:Ausfhr. vom 7, April 1863 (Döl: 
finger XXIX ©, 506, 507). 
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Zuwiderbandlung gegen oberpolizeiliche Vorſchriften über die Aufbes 
wahrung ber im Art. bezeichneten Stoffe fällt nur dann unter die Strafs 
beftimmung dieſes Artifel®, wenn die Bewahrung berjelben während bes 
Transportes oder zum Zwecke bes Verkaufes in Frage fteht. Dagegen können 
feuergefährliche Handlungen, welde bei der Aufbewahrung und dem Ge: 
brauche folder Gegenftände außer den Fällen des Art. 170 begangen wer: 
den, nad Umftänden unter Art. 166 fallen. 


Art. 171. 


An Geld bis zu 25 fl. werden geftraft: * 

1) Haudbefiger und deren Stellvertreter, welche ed unterlajjen, 
die in ihren Gebäuden befindlichen Feuerftätten und Kamine 
in gutem und brandfiherem Zuftande zu unterhalten, unges 
achtet fie durch die verpflichteten Feuerbefchauer oder Kamin— 
fehrer oder durd die Polizeibehörde auf das Bebürfniß der 
Ausbeſſerung aufmerffam gemacht worden find, oder welche 
den ihnen befonderd eröffneten polizeilichen Anordnungen zur 
Abftellung feuergefährlicher Zuftände in oder an ihren Ge: 
bäuden in der feitgefegten Frift nicht entiprechen; 

2) Hausbeſitzer, deren Stellvertreter, fowie Inhaber einer 
Miethwohnung, welde die Reinignng der Kamine und 
Rauchrohre innerhalb der polizeilih feitgefegten Zeiträume 
nicht geſchehen laſſen. 


1) In Ziff. 1 wurde eine vorausgegangene Warnung als Bedingung 
ber Strafbarfeit angenommen, weil die Kenntniß der Gefahr in der Regel 
tehnifhe Kenntniffe oder Erfahrungen vorausſetzt, welche bei den meiften 
Hausbefigern nicht vermuthet werben fünnen, während burd bie erfolgte 
Warnung die Einrede der Unwiſſenheit über Thatfahen ausgefchlofien wird, 
A. IC. 242. 

2) Unter feuergefährlihen Zuftänden können nur ſolche Zuſtände ver: 
ftanden werben, in Folge deren in ber Gegenwart bereits eine Feuersge— 
fahr eriftirt, nicht blofe Mißftände, in beren folge eine foldhe möglicher: 
weife entjtehen könnte. A. II S. 165. 

3) Die Worte „in oder an ihren Gebäuden” wurden gewählt, um 
auszudrücken, daß nicht blos feuergefährliche Zuftände im Innern eines 
Sebäudes, fondern auch folhe, welche an der Außenfeite de8 Gebäudes, 
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jedod an Beftandtheilen befjelben, 3. B. an der Bedahung, an Läben vor: 
fommen, unter die Strafbeftimmung fallen. Insbefondere können biezu 
ſchlecht konſtruirte oder nicht in ficherem Zuftande unterhaltene Bligableiter 
gerechnet werden, wenn bdiefelben von einer Beihhaffenheit find, daß fie nicht 
nur dem Gebäude feinen Schuß gewähren, ſondern durch Anziehung ber 
Elektrizität ohne entjpredyende Ableitung Feuergefahr verurfahen. Deßhalb 
wurde aud Art. 198 des Entwurfes als entbehrlich geftrichen. 

Anhäufung von Stroh und fonjtigen brennbaren Materialien neben 
Gebäuden ift nicht nad Art. 171, fondern nah Art. 166 zu beurtheilen. 
U. I ©. 347; II 407. 


Art. 172, 


Kaminkehrer und deren Gejellen, welche in den ihnen ange: 
wiejenen Bezirken die Reinigung der Kamine verfäumen, vernad: 
läffigen oder es unterlaffen, bei der Wahrnehmung feuergefähr: 
liher Zuftände die ihnen obliegende Anzeige bei der Ortöpolizeis 
behörde zu madhen, werden an Geld bis zu 25 fl. oder mit 
Arreſt bis zu 8 Tagen gejtraft. 


Dei den Worten „Kaminkehrer“ und deren Gejellen wurde „und“ 
ftatt „oder gebraudt, um auszudrüden, daß gegebenen Falles nit blos 
einer von beiden, fondern aud beide zugleich geftraft werben können, info: 
ferne bei jedem der Thatbeftanb ber Uebertretung erſchöpft fe. A. II 
©. 228. 

Zu ber in ber zweiten Alternative des Art. geforderten Anzeige find 
die genannten Perjonen kraft des Geſetzes aud dann, wenn fie den Haus: 
befiger oder deſſen Stellvertreter auf die gefährlihen Zuſtände aufmerffam 
gemacht haben, verpflichtet, da die Benachrichtigung der Ortsbehörde für 
nothwendig erachtet wurde, um die allenfalls nah Art. 171 Ziff. 1 geeig: 
neten Anordnungen an ben Hausbeliger erlafien und die Befeitigung ber 
fenergefährlihen Zuftände Eontrolliven zu können. U. II ©. 1685. 





Art. 173. 


An Geld bis zu 25 fl. werden die zur Feuerbeſchau zugezoge⸗ 
nen Sahverjtändigen beftraft, welche die ihnen obliegende Unters 
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fuhung nicht mit der erforderlihen Sorgfalt vornehmen ober 
die wahrgenommenen Mängel nit der Wahrheit gemäß ans 
geben. 


Das Wort „Mängel“ ift weitgreifender al® bie im Art. 171 Abf. 1 
und Art. 172 gebraudten Worte „feuergefährlihe Zuſtände.“ Die ver 
pflichteten Sachverftänbigen haben nicht blos ſolche feuergefährliche Zu 
ftände, melde fie am Gebäude oder an einzelnen Theilen befjelben wahr: 
nehmen, jondern auch fonftige die Handhabung der Feuerpolizei betreffende 
Gebrechen, welde fie bei Gelegenheit der Feuerbefhau wahrnehmen, ber 
Behörde, welche fie abgeorbnet bat, anzuzeigen. A. III ©. 165. 


Art. 174. 


Ber ohne genügende Entſchuldigung e8 unterläßt, bei einem 
in feiner Wohnung oder in einem dazu gehörigen Gebäude oder 
Hofraume ausgebrochenen Brande alsbald die öffentliche Hilfe 
anzurufen, wird an Geld bis zu 25 fl. geftraft. 

Unterläßt eine zur Entdeckung von Feuerdbrünften dienftlich 
verpflichtete Berfon, von einem von ihr wahrgenommenen Brande 
fofort die ihr obliegende Anzeige zu erftatten, oder macht fich 
biefelbe einer Mitwirkung zu der Verheimlihung ded Brandes 
fhuldig, jo wird diefelbe mit Arreft bis zu 14 Tagen oder an 
Geld bis zu 50 fl. geftraft. 


1) Zu Abſ. 1. Ob genügende Entſchuldigung eriftire, hat der Richter 
aus den Umftänden zu beurtheilen. Nach Beichaffenheit der Perjönlichkeit 
kann auch der gehabte Schreden als Entfchuldigungsgrund gelten. 
RR. PB. I ©. 226. 

2) Da ber Abf. 1 von einem ausgebrodhenen Brande fpricht, jo muß 
immer ein bebeutenber, bie Gefahr weiteren Umfichgreifens enthaltender 
Ausbruh von Feuer erfolgt fein. Der in Antrag gebrachte Beifag der 
Worte „der nicht fogleich gelöfht werben kann“ wurde jedoch befeitigt, 
um nicht ein ſehr unficheres Kriterium für bie Strafbarkeit der Uebertret: 
ung aufzuftellen und ben bebenklichen Verſuchen, im erften Augenblide Alles 
jefbft zu löſchen, wodurch bie größten Unglüdsfälle herbeigeführt werben 
Könnten, feinen Vorſchub zu leiſten. A. II ©. 166, 167. 

3) Im Sinne des Abſ. 1 hat derjenige, im deſſen Wohnung, oder. 
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in deſſen zur Wohnung gehörigen Gebäuden oder Hofräumen ber Brand 
ausgebrochen ift, jofort Feuerlärm zu machen und bie öffentliche Hilfe an- 
zurufen. 

It Feuerlärm entjtanden, fo wird bie Obrigkeit durch ihre 
Organe zeitlih genug davon Kunde erhalten. Außer dem Allarmmaden 
wird nicht auch weiter die augenblidliche Anzeige an die Obrigfeit erfordert, 
zu welcher der Inhaber der brennenden Gebäude gewöhnlid am wenigiten 
Zeit dat. A. I S. 243; II ©. 166. 

4) Zu Abſ. 2. An wen die in Abf. 2 bezeichneten bienftlidh ver: 
pflichteten Perfonen die ihnen obliegende Anzeige von dem Ausbruche des 
Brandes zu erftatten haben, ift nad den benjelben ertheilten Dienftesin- 
ftruftionen zu bemefjen. Es muß daher nicht abfolut die Anzeige an bie 
Polizeibehörde erftattet werden. In jenen Städten, wo eine bejonbere 
Feuerwehr organifirt iſt, kann es zwedmäßiger fein, wenn die Anzeige zu: 
nähft auf der Hauptwache ober bejtimmten Stationsorten der Feuerwehr 
erftattet wird. A. II ©. 166. 


Art. 175. 
Uebertret⸗ Wer Feuerloͤſchgeräthſchaften, zu deren Beſchaffung er nach 
ung der orts- oder diſtriktspolizeilichen Vorſchriften verpflichtet iſt, ent— 
— weder nicht oder nicht im brauchbaren Zuſtande hält, wird an 
ordnungen. Geld bis zu 25 fl. geſtraft. 


An Geld bis zu 25 fl. oder mit Arreſt bis zu 8 Tagen wird 
geftraft, wer fonjtigen Beftimmungen der dur orts- oder die 
ftriftöpoligeilihe Vorſchrift erlaffenen Feuerlöfhordnungen zuwi— 
derhanbelt. 


1) Staats:, Gemeinde= und Stiftungsbeamte und öffentliche Diener, 
welche fi in Bezug auf Anfhaffung und Unterhaltung von Feuerfpriken 
inftruftionswidrige Pflihtverlegungen zu Schulden kommen laffen, unter: 
liegen bisziplinärer Einſchreitung, deren Erſetzung durch ftrafpolizeiliche 
Vorſchriften bei der Abfafjung des Art. nicht bezwedt war. A. III ©. 228, 

2) Alle über die im Art. 175 berührten Gegenjtände in ben älteren 
Feuerorbnungen ober jonftigen Verordnungen ober in oberpolizeilihen Vors 
fhriften enthaltenen Anordnungen fallen im Hinblide auf Art. 45 Ziff, 6 
hinweg; weil in biefer Materie generalifirende Vorfhriften nicht als fach 
gemäß erachtet worben find. 

Wo für die Gemeinden eines Polizelbezirkes cin biftriktiver Fenerlöfchs 
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verband eriftirt, find diftriftive Feuerlöſchordnungen am Orte; wo dagegen 
einzelne größere Gemeinden ihren vollitändigen Löſchapparat und eine felb- 
ftändige Organifation ihrer Feuerlöfheinrihtungen befigen, haben bie orte: 
polizeilihen Vorſchriften die Sache zu reguliren. 

In dieſen Vorſchriften darf nicht allein die Verpflichtung ber Orts = 
beziehungsweife Diftriftsangebörigen zur Anſchaffung und Inftandhaltung 
beftimmter Löſchgeräthſchaften gemäß Abf. 1 geregelt, fondern es können aud) 
auf Grund bes Abf. 2 über die Art und Weife der zu bewirfenden Hilfe: 
leiftung, bezüglich deren bie gefeßliche Verpflichtung im PStGB. Art. 56 im 
Allgemeinen firirt ift, die näheren Detailbeftimmungen erlaffen werden. Ins— 
befondere wurde anerkannt, daß bier auch die Berbindlichfeit der Gemeinde: 
angebörigen ausgeiprodhen werben fünne, bei Bränden und Löſchproben zu 
erfcheinen, bie ihnen zugewiefenen Dienfte zu übernehmen und bei ausge: 
brochenem Brande den Anordnungen der Obrigkeit und den zur Zeitung ber 
Löfchoperationen berufenen Perſonen Folge zu leiften, A. IT ©. 167, 407. 


Art. 176. 


Die nah Maßgabe der Art. 166—175 erfannten Geldftrafen Gemein: 
fließen zu zwei Dritttheilen in die Armenfaffe des Ortes der ſchaftliche 
Uebertretung. Beſtim⸗ 

mung. 
Art. 177. 


Uebertretungen des Gefeges vom 28. Mai 1852, die Feuer: Webertretun: 
verfiherungsanftalt für Gebäude in den Gebietötheilen dieſſeits gen in Be— 
des Rheines betr., werden nach den Beftimmungen des genann- 3U9 auf 
ten Gefeges geftraft. — 

Sn der Pfalz wird die Verſicherung von Gebäuden bei einer — 
ausländiihen Immobiliarbrandverſicherungsanſtalt oder Gefell: 
haft mit einer fünf 'vom Hundert der Berfiherungsfumme be- 
tragenden und der Simmobiliarbrandverfiherungsanftalt dieſes 
Kreifed zufließenden Geldftrafe belegt. Hievon macht die Ver: 
fiherung jener Gebäude, welchen die Aufnahme in dieje DVerficher: 
ungsanftalt verweigert ift, eine Ausnahme. 
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Die Strafbeftimmungen des Gef. vom 28. Mai 1852 find enthalten 
im Art. 4, 7 und 1121), 


9 Gifeh, 


bie Yeuerverfiherungsanftalt für Gebäube in den Gebietötheilen dieſſeits 
bes Rheins betr, 


Art. 4. 


Die Verfiherung der Gebäude bei auswärtigen Jmmobiliarbrandverficher: 
ungsanftalten ober Geſellſchaften ift unter dem Nachtheile der Nichtigkeit jedes 
besfallfigen Uebereinkommens und bei Bermeibung einer der bayeriſchen 
Ammobiliarbrandverfiherungsanftalt zufließenben Geldftrafe von fünf vom 
Hundert ber Berfiherungsjumme unterjagt. 

Ausgenommen von bdiefem Verbote find nur biejenigen Gebäude, denen 
die Aufnahme in bie inländiſche Verfiherungsanftalt vermeigert ift, ferner 
biejenigen, bezüglid welder ſchon vor dem gegenwärtigen Gejege mit aus: 
wärtigen Anftalten Verfiherungsverträge in erlaubter Weife abgeſchloſſen wor: 
ben find, bis zum Ablaufe ber urfprünglic in denſelben feftgefegten Berficher: 
ungszeit. 


Art. 7. 


Fabrik- und fonftige derartige Werfe, weldye mit dem Gebäude felbit zus 
jammenbängen, unb aus bemfelben im Augenblide der Gefahr nicht ohne 
Zerflörung oder weſentliche Beihädigung an einen anderen Ort gebracht wer, 
ben Fönnen, ferner Mauern und Zäune von Höfen und Hausgärten, Gloden: 
Thurmubren, Orgeln, Altäre, Kanzeln und feftgemachte Beicht: und Betjtühle 
fönnen gleichfalls Gegenftand ber Verfiherung fein. 

Diefelben unterliegen, wenn fie Jugehörungen ber im Art. 2 bezeichneten 
Gebäude find, hinſichtlich der Verbindlichkeit des Eintrittes in die Anftalt 
und bes Verbleibens in berfelben, ben nämlichen Beflimmungen, wie bie 
Gebäude ſelbſt, — foferne die Betheiligten ſich micht darüber auszumeifen ver: 
mögen, baß dieſe Gegenftände bereits bei einer im Inlande zugelafienen Mo: 
biliarverfiherungsanftalt in genügender Weije (Artifel 15) verfichert find, und 
In ben Fällen bes Artikels 2 Ziffer 5, 6 und 7 von ben Miteigenthümern 
unb Hypotbefgläubigern eine Erinnerung dagegen nicht erhoben wirb. 

Die Verfiherung von berlei Zugehörungen in mehr als einer Verficher: 
ungsanftalt zu gleicher Zeit ift bei Vermeidung einer ber bayerifhen Immo— 
bifiarverfiherungsanftalt zufließenden Geldftrafe von fünf vom Hunbert ber 
Berfiherungsfumme unterfagt. 


Art. 112, 


Veberverfiherungen von Gebäuden und beren Zugehörungen fowohl, als 
von Mobilien, welche wiſſentlich durch unrichtige Wertbsangabe in ber Art 
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Für bie Pfalz befteht eine befondere Branbverfiherungsanftalt gemäß 
Berordn. v. 26. November 1817. (Amtsbl. v. 1818 Nr. 1). 
Die im Art.1 diefer Verord. enthaltene Strafbeftimmung ift durch 
Abf. 2 des gegenwärtigen Art. erſetzt. 


Art. 178. 


An Geld bis zu 100 fl. wird geftraft, wer gegen Verord—⸗ 

nung: 

1) für eine auswärtige zur Ausdehnung ihres Geſchaͤftes auf 
das Königreih Bayern nicht ermächtigte Mobiliarbrandver- 
ſicherungsgeſellſchaft WBerfiberungsvertiäge abichließt oder 
vermittelt, oder 

2) ohne Bewilligung der zuftändigen Behörde eine Agentur für 
Mobiliarbrandverfiherung errichtet oder nach entzogener Bes 
willigung die Geſchaͤfte einer ſolchen fortfegt, oder 

3) unbefugt ald Zwijchenhändler (Unteragent) ſolche Geſchäfte 
abfchließt oder vermittelt. 

An dem Strafurtheile ift zugleich die Schließung foldyer unbes 

rechtigter Agenturen audzufpreden. 

Agenten, welde ungeachtet polizeiliher Warnung ihre Vor: 

merfungsbücher unregelmäßig oder unrichtig führen, werden an 
Geld bis zu 25 fl. geftraft. 


1) Zur Zeit befteht hierüber die Verord. vom 27. Juli 1853, die 
auswärtigen Mobiliarfeuerverfiherungsgefellihaften betr. (Reg.-Bl. ©. 99 
—1003). i 


herbeigeführt wurben, baß biefelben minbeftens ben vierten Theil bes wahren 
Werthes betragen, find gegen ben Gebäude: und Mobiliarbefiger, ſowie bie 
Schätzer mit einer polizeilihen Strafe bis zu breifundert Gulden zu ahnden, 
infoferne nicht eine Strafe wegen Berbrechens ober Bergehens einzu: 
treten bat. 

Die Schätzer haften zugleich gemeinfhaftlih mit bem Gebäude: oder Mo- 
bifiarbefiger für alle durch die allenfalls nothwendig werdende technische Re— 
vifion ber Schätzung fih ergebenden Koften und bleiben von jeder zum Be 
bufe ber Jmmobiliar» und Mobiliarverfiherung vorzunehmenden Schätzung 
für immer ausgefchlofien. 

Gegeben Münden 28. Mai 1852. 
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Nach den Grundfägen bdiefer Verordnung bebürfen auswärtige Mobi- 
liarfeuerverfiherungsgefellihaften zum Gefchäftsbetriebe in Bayern aus: 
drücklicher k. Bewilligung. Sie müffen einen bie Geſellſchaft vertretenden 
Hauptagenten aufftellen. Diefer und bie übrigen Agenten (Unteragenten) 
müſſen bayrijche Staatsangehörige, in Bayern anfäffig, unbeſcholtenen Rufes 
und im Befige ber zu ſolchen Gejhäften erforderlichen Kenntnifje und So: 
Vidität fein. Nach DVerord. vom 24. Juni 1862 $. 19 (Regbl. ©. 1423) 
ift für die Errichtung einer Hauptagentur die Bewilligung des Staats— 
miniſteriums bes Handels und der öffentlihen Arbeiten, für Erridtung 
einer Unteragentur bie Bewilligung ber einfhlägigen Kreisregierung Kammer 
bes Innern erforberlih. Die Bewilligung wird nur in wibderruflicher Weife 
ertheilt, weßhalb es unzweifelhaft ift, daß die Verwaltung nicht blos in 
Straffällen, fondern aud aus jonftigen Gründen die Agentur wieder ein- 
zuziehen berechtigt iſt. Mot. 3. Entw. Art. 193—208 Ziff. 3. 

2) Im Falle von Ab. 1 Ziff. 3 ift die Strafbarfeit des Auftragge 
berd des unbefugten Zwifhenhändlers nad Art. 18 Abf. 1 zu bemeffen. 
Handlungscommis und andere auf Befehl ihrer Prinzipale handelnde Un: 
tergebene können nicht zu dem Zwiſchenhändlern gerechnet werden. AU. I 
©. 243. 

3) Nah $. IX der DVerorbn. vom 27. Juli 1853 ift den berechtigten 
Agenten aud das Ausbieten von Verſicherungen im Wege des Haufirens 
unterfagt, eine befondere Strafbeftimmung biefür wurde aber nit als 
nothiwendig erachtet, weil die Beftimmungen des Art. 204 biefür ausreis 
hen, und für die Verwaltung die Möglichkeit ‚der Einziehung. mißbrauchter 
Agenturen die Hauptfadhe bleibt. A. II ©. 243. 


Art. 179. 

Ueberverfiherungen von Mobilien, welche durch wifjentlih un= 
richtige Werthdangabe in der Art herbeigeführt werden, daß die 
in demfelben Vertrage verfiherte Gefammtjumme den wahren 
Werth der Verfiherungsgegenftände mindeftend um den vierten 
Theil überfteigt, werden an dem Mobilienbefiger ſowie an den 
betheiligten Schägern an Geld bis zu 300 fl. geitraft. 

Gleicher Strafe unterliegen Doppelverfiherungen, mitteld deren 
der bei einer Geſellſchaft oder Anftalt bereits verficherte Werth 
einzelner oder mehrerer Mobilien auch) noch bei einer anderen Ge⸗ 
ſellſchaft oder Anftalt verfichert wird. 


1) Die Worte „durch wifjentlih unrichtige Werthsangabe“ wurden 
gewählt, um auszubrüden, daß derjenige, welcher bie unrichtige Werthsan⸗ 
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gabe machte, blos wiffen muß, daß badurd eine Ueberverſicherung veranlaßt 
wird, nicht aber, daß biefelbe mindeftens den vierten Theil des wahren 
Werthes ber Verfiherungsgegenftände betrage. Auch wurde anerkannt, daß 
in der Redaktion des Art. nichts von Art. 112 des Geſetzes vom 28. Mai 
41852, die Brandverfiherungsanftalt für Gebäude bieffeits des Rheines betr., 
Abweichendes beftimmt, fondern nur die dortige ungenaue Redaktion ver: 
mieden werben wollte. A. II ©. 228. 

2) Der Verfiherungsanftalt ift geftattet, ſich Rückverſicherungen bei _ 
anderen Verſicherungsgeſellſchaften zu verfhaffen. Solche Rüdverfiherungen 
fallen nicht unter den Begriff einer Doppelverfiherung. RR. BB. ©. 348. 

3) Ueber das PVorhandenfein der Vorausfegungen des Art. hat der 
Polizeirichter allenfalls nah Erholung des Gutachtens Sadjverftändiger zu 
entfcheiden. War die Polizetübertretung ein Mittel zur Verübung eines 
anderen Verbrechens und Vergehens, jo kommen die Grundſätze über Zus 
ſammenfluß (Art. 24) zur Anwendung. A. II ©. 407. Mot. z. Entw. 
Art. 193-208 Ziff. 4. 

Nah dem Entwurfe follte dieſes Hauptftüd noch folgenden Artikel 
erhalten: 


Art. 198. 


An Geld bis zu 25 fl. wird geflraft, ‚mer bei Berfertigung,, Aufftellung 
oder Ausbeflerung von Bligableitern Fehler begeht, wodurd bie Leitung bes 
Bliges unficher wirb, oder wer die ihm obliegende Unterhaltung von Blitz— 
ableitern in fiherem Zuſtande unterläßt. 


Diefer Art. wurde im Hinblide auf die zureichenden Beftimmungen des 
Art. 181 Ziff. 1 geftrichen. A. II 241, 347; II ©. 406; RR. P. Bd. 
©. 225. 


Elftes Hanptitüd. 
Uebertretung baupolizeiliher Beftimmungen. 


Art. 180. Orbuung: 


In den Landestheilen dieffeits des Rheines werden Bauherrn, widrige 
Bauunternehmer und Baugewerfäleute an Geld bis zu 50 fl, Bauführ: 
womit im Rüdfalle Arreft bis zu 8 Tagen verbunden werden ung in ben 
fann, geitraft: Landesthei⸗ 
1) wenn ſie einen Neubau oder eine Baureparatur, wozu nach J — 

Verordnung polizeiliche Genehmigung erforderlich iſt, ohne 
dieſe Genehmigung ausführen oder ausführen laſſen; 
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2) wenn fie bei einer folden Bauführung eigenmäctig von dem 
genehmigten Bauplane abweichen und hiebei die feftgejegte 
Baulinie, die Höhe, Länge, Breite oder Bedachung des Ges 
bäudes willfürlih abändern oder fonft einer in den geltens 
den Verordnungen oder ortöpolizeilihen Borfchriften begrüns 
deten baupolizeilihen Anordnung zumwiderhandeln; 

3) wenn fie bei Führung oder Veränderung eined Baues, Er: 
richtung oder Abänderung einer Feuerftätte ohne von der 
zuftändigen Behörde ertheilte Difpenfation von der betreffen= 
den Bauvorfchrift eine Vorrichtung ausführen oder ausfüh— 
ren laffen, welche duch Berordnung oder ortöpoligeiliche 
Vorſchrift wegen Feuersgefahr verboten ift, oder wenn fte 
hiebei den befonderen Anordnungen zuwiderhandeln, melde 
auf Grund der beftehenden Verordnungen oder ortöpoligeis 
lihen Vorſchriften von der Ortspolizeibehörde zur Sicherung 
gegen Feuersgefahr an fie erlajfen worden find. 

Die im Intereſſe der Verſchönerung erlaffenen Beftimmungen 
der beftcehenden Verordnungen und ortspolizeilihen Vorſchriften 
fönnen durch Berordnung beziehungsmweife ortäpolizeilihe Vor: 
fchrift aufgehoben, neue baupolizeilihe Anordnungen in Zukunft 
nur zu dem Zwecke der Feuerfiherheit und Feitigfeit der Baus 
führung durch Verordnung oder ortöpolizeilihe Vorfchrift erlaffen 
werben. 

Für die Städte I. Klaffe können im Intereſſe der Verſchöne— 
rung neue baupolizeilihe Anordnungen durch Berordnung oder 
ortspolizeiliche Vorſchrift getroffen werden. Die hierauf gegrüns 
beten Abänderungen des Bauplaned dürfen jedoh die Koften 
der Bauführung nicht vermehren. 

Der Art. 180 befhäftigt ſich mit einer ber ſchwierigſten Aufgaben bes 
Polizeirechtes, indem er die polizeiliche Einfchreitung in Bezug auf Baufüh- 
rungen zu firiren und zu begränzen fucht. 

Unzweifelbaft ift die Polizei berechtigt, dasjenige anzuordnen, was im 
Interefje der öffentlihen Gefundheitspflege bei ben Bauführungen zu be 
obachten ift. 

Die zu dieſem Zwecke zuläfjigen Anordnungen find in Art. 128—130 
geregelt. Außerdem bat fih nad richtigen Grunbfägen der Polizeiwiffens 
haft die Aufgabe der Baupolizei auf folgende Punkte zu beſchränken: 

1) Auf die Herftellung zwedmäßiger Baulinien in den Straßen ber 
Städte und Dörfer, und für jene Gebäude, welche entlang ber für ben 
Verkehr wichtigen Straße, der Eifenbabnen, Staats: und Diftriftsftraßen 
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erbaut werben follen. Diefe Maßregel ift dur die nothwendige Rüdjicht 
auf Sicherheit und Bequemlichkeit des Verkehrs und auf die durch unge: 
Binderte Luftftrömung in den Straßen und öffentlichen Plägen bedingte 
Geſundheit der Städte und Dörfer gerechtfertigt. 

2) Auf Verhütung von Bauführungen, welche wegen Mangels der 
Feftigfeit und Solibität den Einfturz beforgen laffen und baburd für bie 
Bewohner des Gebäudes, für Anwohner und Vorübergehende jo wie für 
fremdes Eigenthum ficherheitsgefährlich find. 

3) Auf Verhütung feuergefährliher Bauführungen und Vorrihtungen 
im Neußeren wie im Inneren der Gebäube. 

Außerdem darf man noch hinzufügen, daß auch gegen bie Anbringung 
bildlicher und plaftifcher Darftelungen in der äußeren Verzierung ber Ge: 
bäude, welche die Sittlichkeit verlegen, im Hinblide auf StGB. Art. 223 
Abſ. 2 und Art. 8 Abf. 2 ſtrafrechtliche Einfchreitung zuläffig ift, und daß 
gegen folde Darftellungen von injuriöfem Charakter den Verlepten nad) 
StGB. Art. 262-2365 Schub gewährt werden kanũ. 

Damit bat fi aber die bisherige baupolizeilihe Praris in Bayern 
nicht begnügt, fonbern ift theils in Verordnungen, theils in oberpolizeilichen 
Vorſchriften, theils in der praftifchen Handhabung der beftehenden Bor: 
fchriften um ein gutes Stüd weiter gegangen, indem man auch die Bildung 
und Verbreitung eines richtigen Kunftgefhmades und geläuterten Bauftyles 
in die Aufgabe der Baupolizei 309, durd die im Sinne eines beftimmten 
Kunftgeihmades geftellten Anforderungen Bauunternehmungen vertheuerte, 
bie Rentabilität der Gebäude und die Bequemlichkeit für ökonomiſche Zwede 
und tbeilweife jelbft die Dauerhaftigkeit der Gebäude beeinträchtigte. Hie— 
ber gehört das Beftreben, möglichſt flach Konftruirte Dächer in Aufnahme 
zu bringen, das bamit zufammenhängende Verbot der Manfarbwohnungen 
und ber namentlich in größeren Stäbten burdy Verweigerung ber Baus 
erlaubnig auf die Bauluftigen ausgeübte Drud, durch welchen biefelben ge: 
nöthigt wurden, in den Dimenfionen der aufzuführenden Gebäude, in dem 
Bauftyle und in der Herjtellung von Facaden und Dekorationen fih An: 
ordbnungen zu unterwerfen, welde weder ihren Mitteln noch ihren Bebürf- 
niffen oder ihrem Geſchmacke entſprachen. 

Daß bie Fürforge für die Aeſthetik der Privatgebäude nicht zu den Auf: 
gaben ber Staatspolizei gehört, und daß amtliche Vorfchriften über Bauftyl 
und Kunfigefhmad Fein tauglihes Mittel find, einen gefunden Kunſtge— 
ſchmack zu bilden und die Architektur auf den höchſten Standpunkt der Kunft: 
bildung zu erheben, ift in den Ausfchußverhandlungen, A. II ©. 498, 
499 nachgewieſen worden. 

In der That waren die vorhandenen Vorſchriften jo tief eingreifend 
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und ber Vollzug ging fo häufig über die Gränzlinien einer vernünftigen 
Anwendung hinaus, daß man fih auf die Zulafjung zahlreicher Difpen: 
fationen von den vorhandenen Bauvorſchriften einlaffen und von Zeit zu 
Zeit den Vollzugsorganen eine gewiße Mäßigung anempfehlen mußte, und 
baß gleihwohl auf verfhiedenen Landtagen zahlreihe Klagen über bas 
Drüdende der Bauvorfchriften und die Uebergriffe der Baupolizei zur Ver: 
handlung gefommen find, 

In der Gegenwart liegt diefe ganze Materie jehr im Argen und bedarf 
um fo mehr einer gründlichen Nevifion, als der Art. 180 nur Verordnun⸗ 
gen und ortSpolizeiliche Vorfchriften als die zuläffigen Quellen baupolizeis 
liher Vorſchriften zuläßt, wonady alle die zahlreichen oberpolizeilihen Bor: 
fhriften, welche bisher dieſes Gebiet vorzugsweife ausgefüllt haben, in Po— 
Tizeiftraffachen nicht mehr angerufen werden können. 

Eine allgemeine Bauordnung für alle Gebietstheile dieſſeits des Rheines 
beſteht nicht. 

Die wichtigſte Verfchrift ift das mit landesherrlicher Genehmigung 
vom 28. Dezember 1804 von dem hurfürftlihen Generallandfommifjariate 
der Provinz Bayern am 28. Januar 1805 erlafjene Ausjchreiben, bie neue 
Bauordnung für Städte, Märkte und Dörfer betr. (Reg.Bl. ©. 332.) 

Diefe Bauordnung ift in den meiften Gebietstheilen niemals legal 
publizirt worden, gleichwohl hat es die Praris mit der Anwendung derjel: 
ben außerhalb bes Bereiches der Iegalen Publikation fehr leicht genommen, 

Die polizeilihen Vorfchriften für Verhütung feuergefährliher Bauführ: 
ungen find größtentheil® in den Feuerordnungen enthalten, namentlich für 
die Provinz Bayern und die Oberpfalz in der allgemeinen Feuerordnung 
vom 30. März 1791 $. 1—20. 

Außerdem beftehen verſchiedene lokale Bauordnungen für einzelne 
Stäbte, 3. B. Münden, Regensburg, Augsburg, Memmingen, Nürnberg, 
Dinkelsbühl (Döllinger XVI ©. 1109 und 1131—1144). Provinziale 
Anordnungen find enthalten: 

1) für die bambergiſchen Gebietstheile in der Feuerordnung vom 
14. Dezember 1797; 

2) für die bapreuthifchen in der Feuerordbnung vom 21. Februar 1782; 

3) für das vormalige Fürſtenthum Aſchaffenburg in der churmainzis 
jhen Bauordnung von 1805; 

4) für die Stadt Würzburg und die ſämmtlichen Gebietötheile des 
Großherzogthums Würzburg in dem Stabtbaureht vom 25. Februar 1774, 
der Bauordnung vom 22. Auguft 1772 und den Bauordnungen vom 10. 
Oktober 1803, 27. September 1805 und 22. März 1818. 

Döllinger XVI ©. 1109, 1113—1131. 
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Die in den Bereih des Art. 180 einjhlägigen Grundzüge der Baus 
ordnung vom 28. Januar 1805 find: 


I. Die Errihtung der Lofalbaufommifjionen für die Handhabung ber 
ganzen erefutiven Baupolizei. Die bisherige Ausbildung diefer Lokalbau— 
fommiffionen ift folgende: 


1) In Münden befteht eine eigenthümlich organifirte Lokalbaukommiſ— 
fion, deren Organifation, Kompetenz und Verfahren durch befondere Verord— 
nungen geregelt it (Döllinger XVI ©. 1143—1157; XXX ©. 407 — 
419). Die wichtigften Beftimmungen find enthalten in den Inftruftionen vom 
9. März 1805 (Reg.-Bl. ©. 375) und 20. September 1809 (Reg. : Bl. 
v. 1810 ©. 34), in der Verordnung vom 15. September 1818, das Ber: 
bältnig zwiſchen der Polizeidireltion und dem Magiftrate der Haupt: und 
Reſidenzſtadt Münden betr. $. 7, 88. 66—69 und ber Verord. v. 23. Sep: 
tember 1818 (Reg.:Bl. ©. 1088), Verord. v. 27. März 1829 (Döllin 
ger XVI ©. 1156), Verord. v. 23, Dftob. 1845 und 30. März 1852 
(Döllinger XXXI ©. 407—418). 


2) In den Städten I. Klafje und in jenen Städten IL Klaffe, melde 
einer Kreißregierung unmittelbar untergeordnet find, fteht die Handhabung 
ber erefutiven Baupolizei nunmehr im Hinblide auf $. 69 des revidirten 
Gemeindeediktes und $$. 69 und 70 der Inſtruktion für die Bolizeidirektio: 
nen vom 24. Septbr. 1808 dem Magiftrate zu, die Lokalbaukommiſſion bildet 
eine beſondere Gefchäftsabtheilung im Magiftrate und foll aus einem Bürger: 
meifter als Borftand, einem rechtskundigen Rathe, zwei bürgerlichen Räthen 
und dem techniſchen Baurathe gebildet werben, wozu nod ein bis zwei 
Bauverftändige aus der Gemeinde zu berufen find. Verord. v. 21. Sep: 
tember 1818, die Vorfchriften über die Gefhäftsführung der Magiftrate 
betreffend $. 5, 8, 9, 14 (Reg.Bl. ©. 1053). 


3) Für die einer Diſtriktspolizeibehörde untergeorbneten Städte, Märkte 
und Landgemeinden foll die Baufommiffion aus dem Anıtsvorftande unter 
Zuziehung einer verhältnigmäßigen Zahl von Mitgliedern des Magiftrates 
beziehungsmeife der Gemeindeverwaltung gebildet werden, außerdem follen 
zwei gebildete Baumeifter und in beren Ermangelung bie erfahrenften zwei 
Werkmeifter aus dem Bezirke beigezogen werben. 


I. Die Feithaltung bes Grundjages, daß alle Neubauten und größe: 
ren Baureparaturen einer vorgängigen Prüfung und Genehmigung bes 
Bauplanes bedürfen. Für die Prüfung der bei der Baufommiffion vorzus 
legenden Plane find den Baufommiffionen in Städten und Märkten fols 
gende Direftiven ertheilt: 
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Der Plan wird nad, folgenden Anfichten geprüft: 
Bon Außen fommt j 
8) die Bauftellung ober die Rihtung bes Gebäudes zu unterſuchen — fie 
barf die Paffage nicht ſchmälern; 
b) ber äußerliche Anjtand beffelben ift zu beobachten, ſohin alles zu ent- 
fernen, was ibn beleidigen fönnte. 
Bon Innen find die Gebäube 
8) gegen Mangel an Gleichgewicht der bauformirenden Laften zu verwahren, 
mithin möglichſte Sicherheit gegen einftiges Einftürzen zu erzielen, und 
b) alle Feuergefahr zu befeitigen. 

Außerdem ift diefen Kommiffionen die Aufgabe geftellt, Streitigkeiten 
unter den Adjazenten zu verhüten und für jede Stabt oder Markt einen 
die ganze Bauftellung umfaffenden, eine bequeme Eintheilung der Quartiere 
und Straßen bezwedenden Hauptplan zu entwerfen. 


Dagegen joll fih ber Wirkungsfreis der Baupolizei für die Dörfer 
und kleineren Orte bejchränfen: 

1) auf die Bauftellung ; 

2) auf die Vermeidung aller Bauprozefje mit den Nachbarn ; 

3) auf die Wahl der Baumaterialien nah Beitimmung der Feueraſſe— 
furanz und anderer Polizeiverorbnungen ; 

4) auf Feuerſicherheit; 

5) auf Äußere Dezenz; 

6) mittelft Rathſchlägen auf bequeme und der Landwirthſchaft angemef: 
jene Eintheilung im Innern ber Gebäude. 


Auch Hier müfjen alle Pläne vorgelegt, geprüft und genchmigt werben, 


In Bezug auf Genehmigung der Baupläne beftehen befondere mit der 
Drganifation des Staatsbauweſens zufammenhängende Beftimmungen für 
die Genehmigung ber Pläne bei Staatsgebäuden. Für Kuratelbauten gilt 
der Grundjag, daß fümmtlide Pläne der Gemeinde- und Stiftungsneubaus 
ten, namentlih der Kirchen, Kapellen, Pfarr: und Schulhäufer, der Rath: 
und Gemeindehäufer, der Gebäude für Sicherheits:, Sanitäts- und Wohl 
thätigfeitsanftalten, der Stabtthore u. dgl. in größeren Städten im Yalle 
eines Koftenbetrages von minbeftens 1000 fl., in Heineren Städten, Märk— 
ten und Dörfern im Falle eines Koftenbetrages von minbeftens 500 fl. 
fönigliher Genehmigung bedürfen. In anderen Fällen genügt die gewöhn: 
liche baupolizeilihe Genehmigung, wie bei Privatbauten. Für Privatbauten 
gelten folgende Beitimmungen: 

1) In Münden hat die Lofalbaufommifjion für Neubauten und Re— 
paraturen regelmäßig bie Genehmigung zu ertheilen, in ben ausbrüdlich 
ihrer Kompetenz entzogenen Fällen oder bei dem Mangel einer gegebenen 
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oder objervanzmäßigen Bauvorjährift die Pläne mit Bericht an die Regier— 
ung von Oberbayern 8. d. J. zur Verfügung vorzulegen. 

2) In den Städten I. und I. Klafje find die Pläne für Neubauten 
ber Kreidregierung K. d. %. zur Genehmigung vorzulegen. Die Genehms 
igung der Pläne für Baureparaturen und für Neubauten, in Beineren 
Städten, Märkten fowie in Dörfern ift den Bezirkspolizeibehörden überlafjen. 
Berord. v. 17. November 1825, die Formation, den Wirkungsfreis und 
den Gefhäftsgang der oberften Berwaltungsjtellen in den Kreifen betr. $. 60. 

Difpenfationen von einzelnen Vorſchriften auf dem Lande find in Be 
zug auf ijolirt ftehende Gebäude den Bezirkspolizeibehörben überlafien, in 
Hinficht der übrigen gehören fie zur Kompetenz ber Kreisregierungen ($. 60 
Abf. 2 der angeführten Berord. ) 


Bemerkungen zu einzelnen Beftimmungen bes Artikels, 

1) Im Abf. 1 Eingang find die der Strafbeftiimmung unterworfenen 
Perſonen aufgeführt. Bauherr ift berjenige, ber den Bau ausführen läßt, 
um darüber ald Eigenthümer zu difponiren oder ein dingliches Recht, z. B. 
den Niekbrauh an bemfelben, auszuüben. Bei Staatsgebäuden ift ber 
Staat, nit der Beamte oder die Behörde, welche die Bauführung anord— 
net ober leitet, der Bauherr. Bei Gemeinde: und Stiftungsbauten ift bie 
Gemeinde beziehungsweije die Stiftung der Bauherr, nicht der die Baufüh- 
rung veranlafjende Gemeinde- oder Stiftungsbeamte. Bei Staatd= und Kuras 
telbauten werden daher bei Berfehlungen gegen den Inhalt des Art.180 Staats, 
Gemeinde: und Stiftungsbeamte nicht als der Bauherr zu behandeln fein, 
fondern lediglich wegen Verlegung ihrer Dienftpfliht und bienftlihen In— 
firuftionen bifziplinärer Einſchreitung unterliegen. Dagegen erfordert auch bie 
Abftellung der durch die Anordnungen folder Beamten herbeigeführten ordnungs⸗ 
wibrigen Zuftinde fein polizeirichterliches Urtheil gemäß Art. 186, jondern 
tann im Dienftwege von der zuftändigen Amtsbehörbe, beziehungsweife von 
ber zuftändigen Kuratelbehörde verordnet und durchgeführt werben. 

Der Inhaber einer Bfründe, weldyer ein zum Vermögensftode der Pfründe 
gehöriges Gebäude bauen oder repariren läßt, ift dagegen als Bauherr zu 
betrachten, auf welden bie Beftimmungen der Art. 180 anwendbar find, 

Berwalter fremden Vermögens, 5. B. Vormünder, Kuratoren, welde 
Bauführungen für den Inhaber des Vermögens unternehmen, find in biefem 
Falle dem Bauherrn gleichzuachten. 

Bauunternehmer ift, wer in Folge eines mit dem Bauherrn gefchlof: 
fenen Bertrages bie Ausführung des Baues unternimmt; unter ben 
Bauwerfsleuten find jene Gewerbötreibende zu verftehen, welche einzelne 
zum Dane gehörige Bauarbeiten zur Ausführung in felbftändigem Akkord 
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unternehmen ; es follten unter dieſem Ausdrude nicht blos Bau: und 
Handwerksmeifter, jondern auch Paliere, Gejellen oder jonftige Arbeiter 
getroffen werden, welde jelbjtändig und mit Ueberjchreitung ihrer Befug— 
nifje fih den im Art. 180 behandelten Bauarbeiten unterziehen. A. II 
©. 169. Soferne jedoch dieje Perfonen nur auf Anordnung oder unter 
Leitung eines Bau- oder Gewerbsmeifters handeln, ift die Beſtimmung des 
PStGB. Art. 18 Abf. 5 auf diefelben anwendbar. 

Nah den Umftänden ift es zu bemefjen, in wieferne bie verſchiedenen 
im Abſ. 1 genannten Perfonen felbjtändig neben einander die Mebertretung 
begehen und die Strafe verwirken, namentlich find biebei die Beſtimmungen 
des Art. 18 ins Auge zu faſſen. Aud) bei Kuratelbauten, bei welchen gegen 
den auftraggebenden Beamten nur difziplinär zu verfahren ift, können Unter: 
nehmer und Baugewerkleute fidy felbjtändig der Uebertretung ſchuldig maden. 

2) Unter „Bauten find Bauwerke jeder Art, insbefondere auch 
Brüdenbauten zu verftehen, nicht aber Baugerüfte und fonftige Vorrichtun— 
gen zum Zwede ber Bauführung, z. B. Mörtelgruben, — vielmehr ift das 
zur Verhütung von Gefahren und Berkehräftörungen durch ſolche Vorrich— 
tungen Erforderliche in Art. 147 Ziff. 2 und 3 Art. 153 und 182 Abf. 2 
vorgejehen. U. I ©! 247. 

3) Zu welhen Neubauten und Baureparaturen eine polizeiliche Ges 
nehmigung erforderlid ift, muß nad den in Mitte liegenden Verordnungen 
bemefjen werden. Die Bauordnung vom 28. Januar 1805 bezieht ſich lediglich 
auf den Neubau und die Reparatur von Gebäuden und ftellt bezüglich der 
Reparaturen in den Worten „vor jeder größeren Baureparation‘ eine fehr 
unfihere Gränzlinie auf. Die Beitimmung der Behörden, welde die Ge 
nehmigung zu ertheilen haben, ift Sache der Verwaltungsorganifation, Die 
Frage, ob und in wie weit für Gemeinde: und Stiftungsbauten hinſichtlich 
ber Bauführung ober der Dedung des Bauaufwandes Kuratelgenehmigung er: 
forderlich ift, wird biebei nicht berührt, auch ift eine foldhe Kuratelgenehmigung 
nicht mit der in Ziff. 1 erwähnten polizeilichen Genehmigung zu verwechſeln. 

Hiebei wurde vorausgefegt," daß die Bolizeibehörden fich bei Ertheilung 
ober Verweigerung der Genehmigung an bie Schranken ber beftehenden 
Bau: und Feuerordbnungen zu halten haben. X. II ©. 168. 

4) Nah dem Entwurfe follte jede eigenmächtige Abweihung von bem 
durch bie zujtändige Behörde feitgefegten Bauplane der Strafbeftimmung 
bes Art. unterliegen. 

Durd eine folhe Beitimmung würde den Baupolizeibehörden möglich 
gemacht werben, die Genehmigung ber Bauführungen von den willfürs 
lichten Bedingungen abhängig zu machen. Eine ſolche unbeſchränkte Voll: 
macht Fonnte mad den bisherigen Erfahrungen ben Baupolizeibehörden nicht 
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gewährt werden, man fuchte baber zu firiren, in wie weit ben bei Genehmigung 
des Bauplanes getroffenen Anordnungen bei Vermeidung der im Art. 180 
beftimmten Strafen und der im Art. 186 angebrobten Straffolgen ent: 
fprodhen werden muß, wenn ber Bauführer nicht eine befondere Erlaubniß 
zur Abweihung von dem Bauplane erwirkt bat. Hiebei wurde jede eigen- 
mächtige (d. 5. ohne vorgängig erholte Genehmigung bewirkte) Abweihung 
von ber fejtgejegten Baulinie, jede Veränderung der Hanptdimenfionen des 
Gebäudes in Höhe, Länge und Breite, und jede Abänderung der genehmig- 
ten Bedahung als unbedingt ftrafbar erachtet; bei fonftigen im Bauplane 
jelbft oder bei deſſen Genehmigung getroffenen Anordnungen wurde eine 
nicht fpeziell genehmigte Abweihung nur dann als ftrafbar erkannt, wenn 
eine Anordnung übertreten wurde, zu deren Erlaffung die Baupolizeibehörbe 
auf Grund der beftehenden Verordnungen oder der örtlichen Bauordnungen 
ein Recht hatte. Hiedurch follte die Härte vermieden werben, daß jede un: 
bebeutende oder auch verbefjernde Abweihung von dem feitgeftellten Bau- 
plane, deren Nothwenbdigkeit fi oft erit während der Ausführung ergibt 
und wofür man nicht immer die Nacgenehmigung in der erforderlichen 
Zeit erwirken kann, den Beitimmungen der Art. 180 und 186 unterworfen 
werben könne. 

Hieraus kann nicht gefolgert werden, daß bie Baupolizeibehörben bei 
ihren Anordnungen über Baulinie, Höhe, Länge, Breite und Bedachung 
der Gebäude ohne Rüdficht auf baupolizeilihe Vorſchriften nur nad ihrem 
Ermefjen verfügen dürften, und daß bdiefelben nur bei Anordnungen anderer 
Art durch die Vorfchriften der allgemeinen und befonderen Bauordnungen 
beſchränkt feien; vielmehr ift vorauszufegen, daß jede bei Feſtſtellung eines 
Bauplanes erlafjene baupolizeilihe Verfügung in ben Beltimmungen ber 
Baus und Feuerordnungen ihre Rechtfertigung finden jolle. Man fuchte 
im Abi. 1 Ziff. 2 die weſentlichen Abweichungen von einem genehmig- 
ten Bauplane von ben unmejentlihen Abweichungen zu firiren, wobei 
man als wejentlid Alles unbedingt anerkannte, was ſich auf die Baulinie, 
die Höhe, Länge, Breite und bie Bedachung bezieht, und daneben nur 
jene Abweihungen als weſentlich erkannte, wodurd eine beftimmte in Ber: 
ordnungen oder ortspolizeilihen Vorſchriften enthaltene Bauvorfchrift verlegt 
wird. Hiezu find in jenen Gebietstheilen, in welchen die Bauordnung von 
1805 gilt, ohne Zweifel auch die im Intereſſe des öffentlihen Anſtandes 
erlajjenen Anordnungen zu rechnen, Allein die Begriffe von Anftand und 
Schönheit dürfen nicht verwechjelt werden, Daß bei Bauführungen Alles, 
was das Sittlichfeitsgefühl des Volles, den Sinn für das decorum, 
für Anftand und öffentliche Sitte verlegen könnte, befeitigt werben darf, 
kann zugegeben werben; allein zwifchen der Befeitigung des Unanftändigen 
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und ber Vorſchrift deffen, was im Intereſſe der öffentlihen Verfhönerung 
und eines angeblih geläuterten Kunjtgejhmades als wünſchenswerth er: 
fcheint, befteht ein weſentlicher Unterſchied. Auch der arditeftonifche Ge: 
ſchmack ift dem Wechfel der Anfichten und der Mode unterworfen. Den 
Zeiten des klaſſiſchen Bauſtyls folgen Zeiten der Entartung, der Weber: 
ladung und ber vollendeten Gefhmadlojigfeit. So lange es feinen aner: 
Fannten Kanon des Schönen und des richtigen Baugejhmades gibt, Tann 
Niemand gezwungen werben, ſich einer Mode zu fügen, bie er jelbit für 
gefhmadlos Hält. Für die bureaufratifhe Vorzeihnung bejtimmter ardi- 
tektoniſcher Schönheitsregeln enthält daher felbjt die Bauordnung von 1805 
feine Berechtigung, und die in der Zwifchenzeit ergangenen weiter gehenden 
Miniſterialentſchließungen, namentlid jene vom 1. Februar 1830 (Döllin, 
ger XVI ©. 1219) find ebenfowenig im Art, 180 aufrecht erhalten, als 
Anordnungen, welche einen jo tiefen Eingriff in das Privatrecht enthalten, 
im Sabre 1830 durch einfache Minifterialveffripte giltig erlafien werben 
fonnten. A. U ©. 349; TI ©. 499 f. 

Zu den Anordnungen, deren Webertretung unter Ziff. 2 fällt, gehören 
ohne Zweifel alle auf Grund der Bau: und Feuerordnungen oder jonjtiger 
Berordnungen fo wie der örtlihen Bauordnungen erlafenen Vorſchriften, 
weldhe zu dem Zwede der Feuerſicherheit und Yeftigkeit der Bauführung 
erlafien worden find, z.B. über das Aufführen fteinerner Gebäude zu einer 
Jahreszeit, weldhe das folide Austrodnen der Mauern hindert, auf Grund 
der Verord. v. 28. Dezember 1804 und 15. Februar 1805, über das Gleich: 
gewicht der den Bau bildenden Laften und die gehörige Unterftügung ber 
oberen Bautheile, über die Aufführung der Gebäude von Holz und bie 
Verwendung feuerfangender Materialien, 3. B. Stroh, Scindeln zur 
Dachdeckung. Anordnungen über, die Beichaffenheit der Baumaterialien 
fönnen infomeit bieher jubjumirt werden, als die Verwendung feuergefähr: 
liher Materialien den Feuerordnungen wiberftreitet oder die Verwendung 
ſchlechter Materialien die Feitigkeit der Gebäude gefährdet; dagegen kann 
die fonftige Verwendung ber den bisherigen Regulativen und Normalvor: 
fhriften (Döllinger XVI ©. 1190— 1209) nit entfprehenden Bau: 
materialien nicht bieher jubjumirt werden, nachdem der die Aufrehthaltung 
folder Verordnungen bezwedende Art. 219 des Entwurfes abgelehnt wor: 
ben iſt, weil man die beftehenden Vorſchriften der Art. als veraltet und 
entbehrlich, die Erlafjung neuer als bedenklich erachtete. A. ©. 247. 

So meit eine praftifhe Nothwendigkeit befteht, die Bejchaffenheit der 
Baumaterialien in das Bereich polizeiliher Vorſchriften zu ziehen, kann das 
Erforderlihe auf Grund des Abſ. 2 vorgefehrt werden. Daß die Befug- 
nifje der Polizei zur Feſtſetzung der Baulinie nicht blos die Feftftellung 
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biefer Linie in ben Straßen der Städte und Dörfer, fondern auch für Bauführ: 
ungen an bejtehenden Eijenbahnen, Staats: und Diftriftsftraßgen umfaffe, folgt 
jowohl aus der Natur der Sahe ald aus der Analogie des Art. 181 Abf. 1. 

5) Die bejtehenden Bau: und Feuerordnungen fallen unter die Kate: 
gorie der Verordnungen, die beftehenden Lokalbauordnungen unter die orte: 
polizeilihen Vorfhriften. Auf beftehende örtlihe Obfervanzen wurde nicht 
Nüdjiht genommen, weil folde Obfervanzen, foweit deren Inhalt nicht 
privatrechtliher fondern polizeiliher Natur ift, nah Bedürfniß in ortspoli- 
zeilihen Vorſchriften firirt werden können. 

6) Ziff. 3 iſt nicht blos bei jenen Bauführungen, bei welchen die Vor: 
lage des Bauplanes erforderlich ift, fondern unbedingt bei allen Bauführ- 
ungen anwendbar. Wo die Borlage und Genehmigung bed Bauplanes 
ftattfindet, fann die den Plan genehmigende Behörde bei diefer Genehmig— 
ung zugleih aud die in Verordnungen und ortöpolizeilihen Vorſchriften 
begründeten bejonderen Anordnungen zur Sicherung gegen Yeuersgefahren 
nah Ziff. 2 erlafen, im anderen Fällen können folhe befondere Anord— 
nungen gemäß Ziff. 3 nur von ber Drtöpolizeibehörde erlaflen werden. 

7) In Abſ. 2 find zwar die in den beftehenden Verordnungen und 
ortspolizeilihen Vorfchriften enthaltenen Anordnungen, welche im Intereſſe 
ber Berfhönerung erlaffen worden find, zur Zeit aufrecht erhalten; jedoch 
ift ausdrüdlic die Befugnig anerkannt, ſolche Beitimmungen im Wege der 
Berorbnung ober ortspolizeilihen Vorſchrift zu befeitigen, — worin natürlich 
auch die Befugniß begriffen ift, die in ſolchen Beitimmungen enthaltenen 
Anforderungen zu ermäßigen. Namentlih in den oben angeführten Ber: 
ordnungen für die Lofalbaufommiffion Münden find folde Beftimmungen 
für die Haupt: und Refidenzftadt Münden enthalten. Dagegen jtellt der 
Abf. 2 in feinem zweiten Satze bie Regel feft, daß in Zukunft baupolizei- 
lihe Anordnungen nur zum Zwecke der Yeuerficherheit und Feſtigkeit ber 
Bauführung durch Verordnung beziehungsweije ortspolizeiliche Vorſchrift 
erlafjen werden dürfen, woraus fi die Folge ergibt, daß Beitimmungen 
im Intereſſe der öffentlihen Verſchönerung, fo weit nit die Ausnahme 
des Abſ. 3 Pla greift, in Zukunft nur durch Gefeß erlaffen werden dürfen. 
Bei den zu dem Zwecke ber Feuerſicherheit und Feftigkeit zu erlaffenden Anord— 
nungen darf nicht blos das einzelne auszuführende Gebäude, fondern muß 
auch Sicherheit und Feſtigkeit der Nachbargebäude in Betracht gezogen wer: 
den. A. III ©. 229, 408. Auch verſteht es fich von felbft, daß ber ſelb— 
ftändigen Anwendung des Art. 129 in den geeigneten Fällen durd Art. 180 
nicht präjubizirt wird. 

Der Art. 180 hat übrigens allentHalben, insbefondere auch im Abf. 2, 
nur baupolizeiliche Vorſchriften im Auge. An den privatrechtlichen Bes 
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ftimmungen ber beftehenden Bauordnungen und Ortsbaurehte ift dadurch 
nichts geändert, und ebenfomwenig ift der Verwaltung ein Recht eingeräumt, 
unter dem Titel baupolizeiliche Vorſchriften neue civilrehtlihe Beftimmungen 
zu treffen ober neue Beſchränkungen des Privateigenthums einzuführen. 
So kann namentlich auf diefem Wege die Benügung beftehender Baupläge 
in ber Nähe von landesherrlihen Schlöffern, öffentlihen Anlagen, Eifen- 
bahnhöfen, Kanälen und dgl. nicht unterfagt oder von der Uebernahme 
läftiger Servituten abhängig gemacht werben, wenn gleidy bei der Feltfegung 
der Baulinie für die in ber Nähe folcher Lokalitäten aufzuführenden Straßen 
ober einzelnen Gebäude alle durch die Sicherheit des Verkehrs geforberten 
Rüdfihten in das Auge gefaßt, und auch die Beitimmungen bed Art. 129 
zur Geltung gebradyt werben dürfen. 

8) Abſ. 3 beruht auf einem mit ſchwacher Mehrheit angenommenen 
Bermittlungsvorfhlag, welcher eine eigenthümlihe Rechtsungleichheit für 
Städte I. Klafje gegenüber den übrigen Dertlichfeiten zur Folge bat. Einige 
Beihräntung gegen den Mißbraud ber Verfhönerungsfuht gewährt ber 
Zuſatz, daß dutch die aus Verfchönerungsrüdfichten gebotenen Abänderungen 
des Bauplanes die Koften der Bauführung nicht vermehrt werden bürfen, 
wobei freilich nicht zu überfehen ift, daß Verſchönerungsanordnungen nicht 
blos auf den Bauaufwand, fondern aud auf die Bequemlichkeit und Men: 
tabilität der Gebäude von Einfluß fein können. 


Art. 181. 
Ordnung: In der Pfalz wird an Geld bis zu 10 fl. geftraft, wer an 
wibrige einer Öffentlihen Straße einer Stadt oder eined Dorfed oder an 
Bauführ: einer Staats- oder Diftriktöftrafe ein neues Gebäude oder eine 
en neue Maucr aufführt, ohne ſich die Baulinie von der zuftändigen 


Behörde abſtecken zu laffen. 

An Geld bis zu 50 fl. wird geitraft: 

1) wer an einer der in Abf. 1 genannten Straßen mit eigen- 
mächtiger Abweihung von der allgemein feitgefegten oder 
ihm durd die zuftändige Behörde befonderd abgeftedten 
Baulinie ein neues Gebäude oder eine neue Mauer auf: 
führt oder ohne oberpolizeilihe Erlaubniß an einem be— 
ftehenden Gebäude, infomweit diefes der feitgefegten Baus 
linie nicht entipriht, eine zur Verftärfung oder Wieder: 
heritellung desfelben dienende Bauarbeit unternimmt; 

2) wer den oberpolizeilihen Vorſchriften über Feuerficherheit 
und TFeftigfeit der Gebäude oder den auf deren Grund ere 
laffenen ortöpolizeilihen Anordnungen zuwiderhandelt; 
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3) wer ohne Berwilliguug der zuftändigen Behörde in einer 
weniger als 100 Metred betragenden Entfernung von 
einem im Gebrauche ftehenden Keichenader eine Wohnung 
errichtet oder einen Brunnen gräbt oder beſtehende Wohn— 
gebäude erneuert oder vergrößert. 

Denjelben Strafbeftiimmungen unterliegen Bauunternehmer, 
Bau: und Werfmeifter ſowie felbftftändig arbeitende Baliere, Ge: 
fellen und fonjtige Bauarbeiter, weldye die im gegenwärtigen Ar: 
tifel verbotenen Handlungen ausführen. 

Neue Anordnungen über die in Abf. 2 Ziff. 2 bezeichneten 
Gegenjtände können in Zukunft nur durch Verordnung oder orts— 
polizeilihe Borjchrift erlaffen werden. 


Der Art. 181 bat es unternommen, eine der fchwierigften und am 
meiften beftrittenen Materien des pfälziſchen Polizeiftrafrehtes, die Vorſchrif— 
ten über die Einhaltung des Alignement bei Bauführungen in einfacher 
Weife zu ordnen, wobei es feinem Zweifel unterliegt, vielmehr allfeitig aus: 
brüdlic; anerkannt wurde (A. II ©. 332), daß hiedurch in Verbindung 
mit Art. 2 Abf. 1 des Einführungsgefeßes die älteren franzöfiihen Be 
ftimmungen über Alignement, jo weit fie mit Strafbeftimmungen zufanmen: 
hängen, ihre Geltung verlieren. 

Der Art. 181 bat die naturgemäße Begränzung der baupolizeilichen 
Aufgabe weit richtiger eingehalten, als diefes im Art. 180 für die Landes⸗ 
theile diesfeits bes Rheins erreihbar war, ungeachtet die in ber Pfalz ges 
machten Erfahrungen den Nachweis geliefert haben, daß man des im Art. 180 
beibehaltenen großen Apparates nicht bedarf, um die berechtigten Intereſſen 
der öffentlichen Sicherheit bei Bauführungen aufrecht erhalten und die Ver: 
zichtleiftung auf die weiter gehenden Vorforgen des Art. 180 in der Pfalz 
lebhafte Dankesäußerungen hervorgerufen hat. 

Nach einem franzöfifhen Defrete vom 27. Juli 1808 follten die von 
den Bürgermeiltern in den Städten nad) dem Gutachten der Ingenieure 
unter Betätigung der Präfeften angemiefenen Baulinien in jo lange befolgt 
werben, bis bie Pläne im Staatsrathe abgeſchloſſen feien. 

Nah Art. 1 des Geſetzes vom 14. Dftober 1790 gehört das ligne 
ment ber Straßen, Städte, Tleden und Dörfer, welde als Landſtraße 
dienen, zu ben Gegenftänden des großen Straßenmwefens, welches der Kom: 
petenz des Präfekten (jest der Kreisregierung) anheimfällt. Nach Minijte- 
rialreffript vom 31. Januar 1838 und 24. Januar 1839 und Regierungs: 
ausschreiben vom 6. Juli 1339 (Amtsbl. ©. 323) ift die Herjtellung ber 
Hauptitraßenbaupläne und Baulinien in den Landgemeinden ber Pfalz ber 
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dortigen Kreisregierung nach Bernehmung der Lokal: und technifhen Be 
hörden überlaffen, in nadjitehenden Städten ober größeren Orten aber dem 
Staatsminifterrum des Innern unterjtellt worden: 1) Spener, 2) Oggers— 
beim, 3) Germersheim, 4) Landau, 5) Edenkoben, 6) Neuftabt, 7) Deibes- 
beim, 8) Wahenheim, 9) Dürkheim, 10) Frankenthal, 11) Grünftabt, 
12) Bergzabern, 13) Annweiler, 14) Kaiferslautern, 15) Dttenberg, 
16) Kirchheim, 17) Göllheim, 18) Zweibrüden, 19) Blieskaftel, 20) Hom— 
burg, 21) Landſtuhl, 22) St. Ingbert, 23) Eufel, 24) Lautereden, 
25) Birmafens. 

Durch Abſ. 1 it feitgeftellt, daß jeber Bauluftige, welcher an ber 
öffentlihen Straße einer Stabt oder eines Dorfes an einer Staats- ober 
Diftriktsftraße ein neue8 Gebäude oder eine neue Mauer berftellen will, 
fi) vor ber Bauführung die einzuhaltende Baulinie von der zuftändigen 
Behörde abſtecken Laffen muß. Daß auch Staatseifenbahnen zu den Staats: 
ftraßen gehören, Kann nicht bezweifelt werden; allein auch im Privat- 
eigenthum ftehende mit Autorifation ber Staatsregierung erbaute Eifenbahnen 
werden im Geifte des Geſetzes den im Abf. 1 benannten öffentlidhen Straßen 
gleich zu achten fein. Unter einer Mauer ijt nicht blos eine Mauer von 
Stein zu verftehen, fondern auch eine den Zweck einer Mauer erfüllende 
Borrihtung von anderem Materiale, z. B. eine Brettermand, welche in glei- 
her Weife ein Hinderniß des öffentlichen Verkehrs bildet. An der bisherigen 
Kompetenz zur Feſtſetzung der Baulinien im Allgemeinen und zur Abſteckung 
derfelben in einzelnen Baufällen ift durch Abſ. 1 nichts geändert. 

Die Feftfeßung der Hauptpläne und der Baulinien für Städte und 
Dörfer erfolgt für die vorgenannten 25 größeren Gemeinden dur das 
Staatsminifterium des Innern, für die übrigen Gemeinden durch die Kreis: 
regierung. Die Abftekung in einzelnen Baufällen ift bei Neubauten an 
Staats: und Diftriktsftraßen, ſowie an den in das Innere der Stäbte und 
Dörfer fi verlängernden Traverfen diefer Straßen nah Regierungsaus- 
jhreiben vom 7. April 1836 (Amtsbl. S. 207) durch den einfchlägigen 
k. Baubeamten unter Beiziehung des Bürgermeifterd oder des Adjunkten 
ober eines Mitgliedes des Gemeinderathes zu bewirken, wobei nad Re: 
gierungsverfügung vom 13. Dftober 1836 (Amtsbl. ©. 560) fowohl an 
Staats: als Bezirksftraßen die Umfaffungsmauern eines Gebäudes, Hofes 
oder Gartens, auf der äußeren Seite zwei Meter vom äußeren Rande der 
Straßenberinne abjtehen müfjen. In anderen Fällen fteht die Abftedung 
der bejonderen Baulinie dem Bürgermeifter zu. Wo für eine Gemeinde 
ober Straße eine allgemeine Baulinie nody nicht von der fompetenten Stelle 
feftgefeßt ift, hat der Bürgermeiſter mit biefür erwirkter Genehmigung ber 
Kreisregierung bie Baulinie zu bejtimmen, 
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Auf Bauführungen an Gemeindewegen oder Verbindungswegen, meldhe 
nicht als Diftriftsftraßen anerkannt find, findet die Beftimmung bes 
Abf. 1 und Abf. 2 Ziff. 1 ebenfowenig Anwendung al® auf Bauführungen 
an ſolchen Drten, wodurd eine Straße der im Abf. 4 bezeichneten Art 
nicht berüßrt wird. A. II ©. 169. 

Die Uebertretung des Abf. 1 wird einfad durch die Thatſache began- 
gen, daß Jemand, ber jid vor dem PBeginne feiner Bauführung die Bau— 
linie für den einzelnen Bau befonders hätte abfteden laſſen jollen, dieſer 
Berpflihtung nicht genügt hat. Die Strafe ift daher au dann vermirft, 
wenn gegen bie Einhaltung der Baulinie materiell nichts zu erinnern ift. 

Macht ſich jemand zugleich einer Abweihung von ber im Allgemeinen 
feftgejegten Baulinie fhuldig, fo find Abf. 1 und Nbf.2 Ziff. 1 übertreten, 
und es findet nad den Grundſätzen der ibealen Konkurrenz bie ſchwerere 
Strafe des Abf. 2 Anwendung. A. TI ©. 229. 

Die Vorlage eines Bauplanes kann von dem Bauluftigen auf Grund 
des Art. 181 nicht gefordert werden. 

2) Abſ. 2 Ziff. 1 behandelt im erften Theile die eigenmädhtige (d. h. 
ohne vorgängige Ausnahmsbewilligung bewirkte) Abweichung von ber feft- 
geſtellten Baulinie bei neuen Bauführungen, im zweiten Theile die unbe— 
fugte Wiederherſtellung eines beſtehenden Gebäudes, welches in feinem derma— 
ligen Beſtande der feſtgeſetzten Baulinie nicht entſpricht, und nach eingetretener 
Baufälligkeit im Falle der Wiederherſtellung im die Baulinie eingerückt werben ſoll. 
Der Eigenthümer eines foldhen Gebäudes ift verpflichtet, dafjelbe feinem na— 
türlichen Verfalle zu überlaffen; er darf feine Reparatur vornehmen, welche 
die Stelle eines Neubaues erjegt, feine Bauarbeiten ausführen, welche ben 
Beitand des außerhalb der Baulinie ftehenden Gebäubetheiles verftärken, 
namentlich feine Wiederherftellung ber Fundamente und bes Erdgeſchoſſes, 
wiewohl ihm bloße Erhaltungsarbeiten an anderen Beftandtheilen des Ge: 
bäudes nicht unterfagt find. Um bie in vielen Fällen fi ergebende Härte 
diefer Beftimmung zu mildern, wurde jedoch ausdrüdlicd anerkannt‘, daß 
von Seite ber Oberpolizei Dispenfationen ertheilt werden können. 

Die nähere Feitfegung der Kompetenz zur Ertbeilung foldher Aus: 
nabmsbewilligungen ift Sache der Verwaltungsorganifation; nad ben jeßt 
beftehenben VBerhältniffen wäre anzunehmen, daß biefe und fonftige Dispen- 
fationen von der allgemein feftgefeßten Baulinie von jener Stelle ertheilt 
werden können, welcher nad; ber hierüber getroffenen Ausfheidung die Felt: 
fegung der Baulinie in der betreffenden Dertlichkeit zufteht. A. II ©. 246;- 
III 169. 

Die Beftimmungen diefer Geſetzesvorſchrift bürfen jedoch nit in einer 
Weiſe angewendet werden, welche mit ben Beftimmungen des Zwangsabtret- 
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ungsgeſetzes vom 17. November 1837 und mit ber Gleihberechtigung ber 
Bewohner der Pfalz und der übrigen Landestheile unvereinbar wäre. 

Sol eine neue Straße angelegt oder eine betehende erweitert werben, 
fo barf die Abftefung der neuen Baulinie nit dazu benüßt werden, um 
die Befiger beitehender Gebäude, melde in dieſe neue Linie fallen, zur 
bereinftigen unentgeltlihen Abtretung ihres Grundeigenthumes zu nöthigen, 
indem fie gezwungen werden, bie in bie neue Linie fallenden Gebäube 
ober Gebäubetheile dem Berfalle Preis zu geben, um auf biefe Weife ber 
Straße die gewünfchte Breite oder Lichtung zu verfchaffen. Vielmehr muß 
in einem folhen Falle der Unternehmer der Straße, er fei der Staat oder 
ein Diftrift, den Gebäubeeigenthümer entſchädigen, fobald bemfelben fein 
Eigenthumsreht oder das Recht auf die freie Benügung befjelben entzogen 
werben fol. Der juriftifhen Konfequenz entfpricht es, die Publikation bes 
Geſetzes vom 17. November 1837 als die Normalzeit anzufehen, und ben 
älteren Grundſatz des franzöfifhen Verwaltungsrechtes, welches den Ges 
bäubeeigentbümer verpflichtete, einer hergeftellten Straßenbaulinie ohne Ent: 
ſchädigung mit feinem Eigenthumsrechte zu weichen und meldyes deßhalb 
den Eigenthümer ber in die Straßenlinie fallenden Gebäude mit einer fehr 
brüdenden Servitut belaftet hatte, nur zu Gunften jener Straßen und 
Straßenbaulinien anzuwenden, welde vor der Publikation jenes Geſetzes 
bereitö beftanden haben. 

3) Die wichtigfte baupolizeilihe Anordnung zur Verhütung von Feu— 
erögefahren ift das arröte des Präfeften des Donnersbergdepartement vom 
4. Januar 1807, eingefhärft durch Regierungsentichliegung vom 6. Januar 
1829. Zur Aufrehthaltung dieſes Erlafjes, der im Sinne bes Geſetzbuches 
nur eine oberpolizeiliche VBorfchrift ift, wurden, abweichend von dem Syſteme 
des Art. 180, im Art. 181 Abf. 2 Ziff. 2 oberpolizeiliche Vorſchriften zu 
Grunde gelegt, jedoch aud für die Pfalz die künftige neue Regulirung die: 
fer Berhältniffe im Abf. 4 nur dem Verordnungsrechte und ortspolizeilichen 
Ergänzungsvorfchriften vorbehalten. 

4) Auf Xeihenäder, welde von der zuftändigen Behörde gefchloflen, 
außer Gebrauch geſetzt und für andere Zwede verwendbar erflärt worden 
find, findet Abſ. 2 Ziff. 3 feine Anwendung. U. II 246. 

5) Auf Paliere, Gefellen und fonftige Bauarbeiter findet Abf. 3 nur 
dann Anwendung, wenn fie ihr Gewerbe felbftändig ausüben, aud wenn 
fie nicht als Meifter patentifirt find; wenn bagegen ſolche Perfonen im 
Dienfte eines Meifters die ihmen aufgetragenen Arbeiten verrichten, ift 
Art. 18 Abf. 5 anwendbar. 
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Art. 182. 


Wer bei Arbeiten an Gebäuden, Brüden, Brunnen oder Vernachläß— 
fonftigen Bauwerken die vorgefchriebenen oder üblichen Wars ſigung ber 
nungszeichen zur Sicherung Vorübergehender nicht aufftelft, wird bei Bauten 

nöthigen 
an Gelb bis zu 25 fl. geſtraft. Sigerungs- 

Wer bei jolhen Arbeiten, bei Aufitellung und Inftandbaltung maßregein. 
von Baugerüften oder bei Aufftellung von Schaubühnen die zur 
Abwendung von Gefahren für Berfonen und fremdes Eigenthum 
von der Ortspolizeibehörde gebotenen oder fonft erforderlichen 
Sicherungsmaßregeln unterläßt, wird an Geld bis zu 50 fl. oder 
mit Arreft bis zu 14 Jagen geitraft. 


1) Die Uebertretung des Abf. 1 kann nicht blos bei Bauarbeiten, fon: 
dern auch bei fonftigen mit Gefahr für Vorübergehende verbundenen Arbei- 
ten an Bauwerken, 3. B. dur Herabichaufeln des Schnee® von den Dä- 
chern, begangen werben. A. II 170. 

2) Auf die Frage, ob die im Art. angedrohte Strafe gegen ben Bau- 
bern, ben Gemwerbsmeifter oder den Arbeiter auszuſprechen fei, wurde un: 
ter allfeitiger Anerkennung erwidert, daß ber Richter nad ben Umftänben 
bes einzelnen Falles zu prüfen habe, wen das Berfhulden zur Laft Liege. 
4A. MI ©. 170. 

Auch bier, mie im Falle des Art. 180, kann unter Umftänden an: 
genommen werben, daß mehrere der genannten Perſonen fi einer Zuwider— 
handlung gegen den Art ſchuldig gemacht haben; insbefondere find bier 
auch die Beftimmungen des Art. 18 Abf. 1, 2, 4 und 5 zu berüd: 
fihtigen. 


Art. 183. 


Baumeifter und Baubandwerfer, welche die durch ort8poligeiliche Webertretun: 
Vorſchriften feitgefegten befonderen Berpflihtungen ihres Berufes gender Bau: 
über Anzeige unternommener Bauten und Bauarbeiten vernach: meifter und 


läffigen, unterliegen einer Geldftrafe bis zu 25 fl. — 
werker. 


Der Art. wurde im Intereſſe von München beibehalten, wo ähnliche 
Maßregeln bisher beſtanden haben, um die Lokalbaukommiſſion in den 
Stand zu ſetzen, alle Bauführungen in genügender Weiſe zu überwachen. 
Dagegen wurde nicht darauf eingegangen, bie im Art. genannten Ber: 
fonen nad dem Vorſchlage bes Entwurfes aud zur Anzeige ber ihnen be 
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kannt gewordenen gefahrdrohenden Baugebreden zu verpflihten, um nit 
eine auf Gewerbsinterefje begründete, für das Publikum beläftigende De: 
nunziationsfucht zu begünftigen. A. II ©. 169. 


Art. 184. 
Unterlaffene Obrigkeitlich aufgeftellte Sacdjverftändige, welche die ihnen ob: 
Unterſuch⸗ liegende Unterſuchung eines Baues mit Gefahr für Perſonen 
— von oder fremdes Eigenthum fahrläffiger Weiſe verſäumen, werben, 
Eau: infoferne nicht disziplinäre Ahndung ftattfindet, an Geld bis zu 
50 fl. geitraft. 

Sleiher Strafe unterliegen andere Sadhverftändige, welche 
nah übernommenem obrigfeitlihen Auftrage die Unterfuchung 
eined Baues mit Gefahr für PBerfonen oder fremdes Eigenthum 
fahrläffiger Weife verjäumen. 

Art. 185. 
Unterlaf Hauseigenthümer und deren Stellvertreter, welche der polizei- 
hung ber Si⸗ lihen Aufforderung, Gebäude, welhe den Einſturz beforgen 
—— laſſen, zu verſichern, auszubeſſern oder einzulegen, keine Fol 
Entfernung — ’ ge 
gefahrörob: leiften, find an Geld bis zu 50 fl. oder mit Arreft bis zu 
ender Bau: 14 Tagen zu ftrafen. 
ten. 


Die Strafe trifft den Baumeifter oder Bauhandwerfer,, mel: 
cher die Arbeit übernommen und ohne ftatthaften Grund in an— 
gemefjener Zeit nicht ausgeführt hat. 


Zu Art. 185 Abi. 1. 
Es ift bei den Verhandlungen im Gefeßgebungsausfchuffe nicht be: 


zweifelt worden, daß jeder Hauseigenthümer verpflichtet ift, die nöthigen 
Maßregeln zur Abwendung von Gefahren zu treffen, jobald er davon 
Kenntniß erhält, daß fidy fein Gebäude in einem Zuftande befindet, welcher 
den Einfturz beforgen läßt. Würde derfelbe einer ſolchen Kenntniß unge: 
achtet die nöthigen Vorkehrungen ſchuldhafter Weife unterlaffen, fo könnte 
er privatrechtlic für den durch jene Fahrläſſigkeit zum Nuchtheile Dritter 
entftandenen Schaden verantwortlid gemacht werden. 

Gleihwohl wurde die im Art. 269 des Entw. bezwedte Ausdehnung 
der Strafbeftimmung auf ben Fall „wenn er die für bie Bewohner, für bie 
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Vorübergehenden oder für fremde Gebäude erwachfende Gefahr kennt, unb 
aleihwohl unterläßt, behufs ber Vorkehrung geeigneter Gicherheitsmittel 
fhleunig einen Baumeifter oder fahverftändigen Bauhandwerker beizuziehen“ 
im inflange mit der Autorität bes Code penal und der meiften neueren 
Geſetzbücher geftrihen, und die Strafbeftimmung auf den Fall befchräntt’ 
wenn eine polizeiliche Aufforderung fruchtlos vorhergegangen ift. Diefe 
Beihränfung bat ihre guten praftifhen Gründe, meil die meiften Hausbes 
figer al8 Laien in ber Baufunft, felbft dann, wenn fie ein Gebredhen ents 
bedit Haben, den Grab ber Gefährlichfeit nicht zu beurtheifen vermögen. 
Ohne eine folhe Aufforderung würde fih aud das Thatbeftanbsmoment, 
baß der Hauseigenthümer die Gefahr gefannt babe, felten nachweifen laffen. 
Da in ber Regel bie Polizei durch die periodifhe Unterfuhung ber 
Gebäude zum Amede der Teuerbefhau ober dur Mittheilung bes 
forgter Nachbarn rechtzeitig von gefährlichen Baugebrehen unterrichtet wirb, 
ſo Fann der Abſtrich auch nicht wohl einem praftifchen Bedenken unterliegen. 
4. N ©.247; I ©. 171. Die im Abſ. 1 vorgefebene Aufforderung bat 
nad) $. 20 ber Verord. vom 24. Juni 1862 (Regbl. ©. 1423) von ben 
Diftriftspolizeibehörben, beziehumgsmeife den exponirten Bezirksamtsaſſeſſoren, 
in Münden von ber Polizeidirektion auszugehen. 
Zu Abf. 2. 

Diefer Abfak wurde aus dem Grunde angenommen, weil den Haus: 
eigenthümer oder befjen Stellvertreter kein Verſchulden trifft, er daher auch 
init Strafe gänzlih zu verfchonen ift, wenn er die nöthigen Arbeiten einem 
biezu geeigneten Werkmeifter übertragen, und leßterer die übernommene 
Verpflichtung nicht erfüllt hat. In diefer Thatfache Tiegt ein geſetzlich als 
vollfommen ausreihend anerfannter Entfhuldigungsgrund für den Haus: 
eigenthümer oder befjen Stellvertreter. 


Die von einem Mitgliede des Gefehgebungsausfhufles ber K. d. U. 
vorgefhlagene NRebaktionsänderung für Abf. 2 wurde aus dem Grunde ab: 
gelehnt, weil. mit Ausnahme des Antragfteller® alle anderen Ausſchußmit— 
glieber bie beftehende Redaktion als volllommen Har und das befürchtete 
Mipverftändniß derſelben als nicht möglich betrachteten. 


Wenn das Gefek ausſpricht „die Strafe trifft den Baumeifter oder 
Bauhandwerker“ ꝛc., fo bat ed damit zugleich auch zu erfennen gegeben, 
daß die Strafe ben Hauseigenthümer oder deſſen Stellvertreter nicht trifft; 
es ift nur von einer Strafe die Rede, bie nicht gleichzeitig ben Hauseigen: 
thümer oder Stellvertreter und den Baumeifter oder Bauhandwerker nad 
dem Worte wie nah dem Grunde bes Gefekes treffen kann. Wenn bas 
Geſetz in verfchiedenen Abſätzen desjelben Artikels mehrere Berjonen ber: 


428 PStGB. Art, 185, 186. 


felben Strafbeftimmung unterwerfen will, bebient ſich dasſelbe Fonftant in 
bem neuen Abfate der Redaktionsweife: „‚gleiher Strafe unterliegt.” 

Auch darüber hatte Niemand einen Zweifel, daß der im Abf. ? fpe 
ztalifirte Entfchuldigungsarund für den Hauseigenthümer oder deſſen Stell 
vertreter nur dann wirkſam fein kann, wenn berjelbe die Ausführung ber 
nötbigen Arbeiten einem Baumeifter oder Bauhandwerker in einer ſolchen 
Zeit übertragen bat, daß letzterer die Arbeit in einer den Umftänben 
entfprechenden Zeit hätte vollenden fünnen. Wenn bdiefes nicht der Fall ift, 
wird ber Hauseigentbümer feinen Baumeijter oder Unternehmer finden, ber 
mit ber Gewißheit der auf ihm übergehenden Verantwortlichfeit die Arbeit 
übernimmt. A. I ©. 247; IT ©. 171. 

Der im Art. 216 des Entwurfs enthaltene Abſ. 3, wonach auch Baur: 
meiſter oder Bauhandwerfer geftraft werben follten, wenn fie auf ergangene 
Aufforderung der Behörde oder des Hausbeſitzers einen jchabhaften Bau 
ohne Entihuldigung nicht fchleunig fichern, niederreißen ober wieberberftellen, 
wurde als eine unnötbige Ausnahmsbeitimmung geftrihen, da für wirkliche 
Rotbfälle die Beitimmungen des Art. 56 ausreihen. A. I ©. 247. 


Art. 186. 

— In den Fällen der Art. 180, 181, 182 Abſ. 2 und 185 hat 
behörben in der Polizeirihter im Strafurtheile auszuſprechen, daß die Polizeis 
Bezug auf behörde berechtigt ift, die Befeitinung ded ordnungswidrigen Zus 
vorſchrifts⸗ ſtandes anzuordnen und zu dieſem Zwecke die Sicherſtellung, Ab⸗ 
— änderung, den gänzlichen oder theilweiſen Abbruch des betreffen- 
—— den Bauwerkes oder der betreffenden Vorrichtung zu verfügen. 
brechen. Beſteht Gefahr auf dem Verzuge, fo iſt die Polizeibehörde be— 


rechtigt, die im vorſtehenden Abſatze bezeichneten Maßregeln, vor: 
behaltlich der Strafverfolgung, ſofort vorzukehren. 


1) Der Grund, warum auch im Falle der Zuwiderhandlung gegen Abſ.1 
des Art. 181 die im Art. 186 vorgeſehenen Straffolgen ausgeſprochen werben 
müſſen, befteht darin, daß möglicher Weife an Orten, für welche nod feine 
allgemeine Baulinie befteht, ein Bau aufgeführt werden Fönnte, der ſich bei 
fpäterer Firirung der Baulinie als unvereinbar mit biefer erweift. A. II 
©. 229. 

2) Die im Artitel 186 vorgefehenen Straffolgen find für die Polizei- 
verwaltung wichtiger als bie im den betreffenden Artifeln angebrobten 
Strafen. Der Polizeirihter muß in allen Fällen, in welden eine Berur- 
theilung auf Grund der im Abſ. 1 allegirten Beftimmungen erfolgt, noth: 
wendig auf biefe Straffolge erkennen; es ift dann lediglich Sache der ab- 
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miniftrativen Erwägung, zu würdigen, ob und in welchem Umfange von 
dem ber Bolizeibehörde zuerkannten Rechte Gebraudy gemadt werden fol, 
oder in welch' anderer Weije die Bedürfniffe der öffentlichen Sicherheit be: 
friedigt werden können. Beſondere Vorfchriften über die Art des polizei 
lichen Bollzuges wurden im Hinblide auf Art. 28 für unnöthig erachtet. 
A. IS. 47. 

Abſ. 2 entjpricht dem allgemeinen Grundfage des Art. 30 Abſ. 1. 

Nah $. 21 der Verord. vom 24. Juni 1862 (Regbl. ©. 1424) ift 
die im Sinne des Art. 186 zuftändige Polizeibehörde die Diftriktspolizei- 
behörde, beziehungsweife der erponirte Bezirfsamtsafjeffor. In Münden 
ift in Fällen des Art. 180 und des Art. 182 Abſ. 2, foferne es jih um 
Aufftelung und Inftandhaltung von Baugerüften handelt, die Lokalbaukom— 
mifjion, in den übrigen Fällen aber die Polizeidirektion zuftändig. 


Nah dem Entwurfe jollten in dieſes Hauptjtüd noch folgende Art. auf: 
genommen werben: 


Art. 210. 

Mer einen Bau oder eine Bauveränberung ohne Wiflen und Aufficht 
eines berechtigten Baumeifters durch Paliere, Geſellen oder fonftige Arbeiter 
vornehmen läßt, wird an Geld bis zu 25 fl. geftraft. 

Raliere, Gefellen oder jonflige Arbeiter, welde zu folden Bauführungen 
fih gebrauchen Iaffen, werben mit Arrejt bis zu 8 Tagen unb bei wieder: 
boltem Rüdfalle mit Arreft bis zu 44 Tagen geitraft. 

Diefer Art. wurde gejtrihen, weil man den Bauherrn feineswegs ver: 
pflihten wollte, für jede Bauveränderung einen Baumeifter beizuziehen, 
was befonders auf dem Lande unverhältnigmäßige Koften verurjahe. Für 
die Befugnißgüberfchreitung der Paliere, Gefellen und fonftigen Arbeiter, 
welche, foweit fie hiezu nicht berechtigt find, ohne Wiſſen und Auffiht eines 
Meifters felbftändig Bauarbeiten unternehmen, find die Art. 208 und 210 . 
anwendbar; joferne ſich diefe Perfonen zugleich einer Verlegung bau: oder 
feuerpolizeiliher Vorſchriften ſchuldig madyen, können die einfchlägigen Ars 
titel des PStGB., z. B. Art. 130, 180, 181, 182, zur Anwendung ge 
bracht werden. A. II ©. 168, 169. 


Art. 214. 

Wer bei der technifhen Leitung oder Ausführung von Bauten oder Bau: 
arbeiten fi) eine Fabrläffigkeit oder eine Verfehlung gegen die allgemeinen 
Regeln ber Technik zu Schulden fommen läßt, wird an Geld bis zu 150 fl. 
geftraft, wen in Folge deffen der Bau ober bie Bauarbeiten während ber 
Ausführung oder binnen Jahresfrift nach deren Vollendung in Hinfiht auf 
Sicherheit und Feſtigkeit als gefahrbrobend befunden werben, 
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Ereignet fih in Folge folder Fahrläffigfeit oder Verfehlung während ber 
bezeichneten Friſt der gänzliche ober theilweiſe Einſturz bes Baues oder ber 
Bauarbeiten, jo fann mit der Geldftrafe Arreft bis zu 42 Tagen verbunben 
werben. 


Diefer Artikel wurde fowohl wegen der Schwierigkeit der Beweis: 
. führung als aus Rüdjiht auf die aus dem Urtheile des Polizeirichters ab- 
leitbare civilrehtlihe Erjagpfliht, welche aud bei einer Verurtheilung we: 
gen geringer Berfehlungen angenommen werden könnte, geſtrichen. A. II 
S. 170. Daß im Falle einer durch gänzlihen oder theilmeifen Einfturz 
eined Baues bewirkten Tödtung oder Bejhädigung von Perfonen nad Um— 
ſtänden die Beftimmungen ded StGB. über fahrläffige Tödtungen und 
Körperverlegungen zur Anwendung gebradt werben können, unterliegt 
feinem Zweifel. 


Art. 218. 


Was das gegenwärtige Geſetzbuch über Bauten beftimmt, gilt aud von 
Bauwerken jeber Art, von Baugerüften und Bauvorrichtungen, vorbehaltlich 
ber einfchlägigen befonderen Bellimmungen ber Gefete vom 28. Mai 1852 
über die Benügung bes Waſſers und über ben Uferſchutz und den Schuß ge: 
gen Ueberſchwemmungen. 


Art. 219. 

Diejenigen, welche untaugliches, fchlechtes ober fonft verorbnungsmwidriges 
Baumaterial verfertigen oder verfaufen, Bauunternehmer, Baumeifter und 
Baubandwerfer, welche wiffentlih ſolches Material zum Bauen verwenden 
ober verwenden lafjen, werden an Gelb bis zu 50 fl gefiraft, infoferne nicht 
die Beflimmungen bes Art. 214 zur Anwendung zu fommen haben. 

Zugleich unterliegt das betreffende Material je nah Umftänden ber Kons 
fisfation oder ber Vernichtung oder es ift auf Koften des Eigenthümers 
zur Verwendung zum Bauen unbraudbar zu machen und bemfelben jo: 
dann zu überlajien. 

Die Beftimmungen des gegenwärtigen Artifels haben nur für bie Landes: 
theile dieffeitd des Rheins Geltung. 


Der erftere diefer Art. wurde gejtriden, weil die darin aufgeftellte 
nterpretationsregel theils überflüfjig, theils falfh fein würde. Daß 
unter Bauten Bauwerke jeder Art, 3. B. auch Brüdenbauten, zu verftehen 
find, ift felbjtverftändlih. Dagegen kann man Baugerüfte und fonftige 
Bauvorridtungen, 3. B. zum Zwede eines Baues angelegte Mörtelgruben, 
nicht darunter verftchen, und das Geſetz würde einen falfhen Sinn er: 
halten, wenn man auch diefe bei Art. 180,181, 185 zu den Bauten rechnen 
wollte. Das in Bezug auf folde Vorrihtungen Nöthige ift in Art. 147 
Ziff. 2 u. 3 und Art. 182 Abſ. 2 vorgefehen. A. II ©. 247. 
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Der zweite Artifel wurde theils als zu allgemein und entbehrlich, 
theild deßhalb geftrihen, weil die beftehenden Beftimmungen veraltet und 
unzwedmäßig, die Erlafjung neuer bei der Verjchiedenartigkeit der Bedürf— 
nifje höchſt ſchwierig wäre. A. IS. 47. 


Zwölftes Hauptftüd. 
VBermögensgefährdungen. 
Art. 187. 


Gewerböleute, welche Gold» oder Silberwaaren feilhalten oder Yerfauf 
verfaufen, die den Verordnungen über Feingehalt und Probe verorb: 
folder Waaren nicht entjpreben, werden an Geld bis zu 50 fl. nungswid⸗ 
geftraft, womit die Konfisfation der vorſchriftswidrigen Waaren riger Gold» 
verbunden werden fann. — 


waaren. 

1) Der Artikel ſchließt ſich an die Beſtimmungen des StGB. über Be: 
trug an und bezweckt die Sicherung gegen Betrügereien durch Verkauf ges 
ringbaltiger Gold» oder Silberwaaren. Die Feitfegung der nöthigen An: 
orbnungen über Feingehalt und Probe jener Gold: oder Silberwaaren, 
welche auf den inländifhen Markt gebracht werden, ift dem Verorbnungs: 
rechte vorbehalten. Aeltere Berorbnungen vom 25. Januar und 1. Auguft 
1741 in der Mayr'ſchen Generalienfjammlung von 1788, ©. 613 neu 
publizirt am 17. Oktober 1817 durd die Regierung des Iſarkreiſes. Die 
durch Minifterialreffr. v. 9. November 1819 angeordnete Publikation biefes 
Ausihreibens in den übrigen Kreifen des Reiches kann die Stelle einer 
legalen Einführung jener Verordnungen in jenen Gebietstheilen, für welche 
fie nicht erlaffen waren, nicht vertreten. 

Die älteren Gefeße und Verordnungen für die Pfalz find in Sieben: 
pfeiffer Bv. IV ©. 321 mit dem Bemerfen allegirt, daß diefelben außer 
Uebung gekommen ſeien. Durch Regierungserlaß im Amtsbl. v. 1841 S. 565 
wurden das Geſetz vom 19. Brumaire VI, der Direktorialbeſchluß vom 
16. Prairial VII und Art. 15 der Deklaration vom 26. Januar 1799 neu 
publizirt. 

Diefe Gefebe enthalten außerdem noch Vorſchriften über den Handel 
mit Jumelen, über die Führung genauer Gewerbsregifter der Jumeliere, 
Gold: und Silberarbeiter über gekaufte oder verkaufte, zur Reparatur oder 
Aufbewahrung übernommener Waaren; der Inhalt diefer Gefege kann je: 
doch nur in Bezug auf die im Art. 187 berührten Punkte als fortbetehend 
erachtet werben. 

2) Die Ausdehnung der Strafbeftimmung auf die bloße Verfertigung 
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der im Artikel bezeichneten Waaren wurde aus Rückſicht auf jene Fabri— 
kanten abgelehnt, welche für den auswärtigen Abſatz arbeiten und ſich nach 
den Bedürfniſſen des Marktes richten müſſen. Das Feilbieten oder Ber: 
kaufen im Inlande ift daher für die Strafbarkeit entfcheidend. A. II ©. 248. 

3) Die im Entwurfe abjolut angedrohte Konfisfation wurde als eine 
zu harte Mafregel betrachtet. Selbft nad den oben angeführten älteren 
bayerifhen Verordnungen wurde Konfisfation nur nad fruchtlos voraus: 
gegangener Warnung, bei Ausländern nur nad borgängiger Belehrung 
über die inländifhen Strafbeftimmungen zugelaffen. In vielen Fällen würde 
fie abjolut zu jtrenge fein, 3. B. bei Waaren von richtigem Feingehalte, 
denen nur die Probe fehlt, deren Beidrüdung bei einen Gegenftänden 
oft ſchwierig ift, oder in Fällen, wo ſich nur eine ganz geringe Differenz 
am Feingehalte herausjtellt, oder in welchen der wirkliche Feingehalt auf ber 
Probe richtig angegeben ift. Es wurde vertraut, daß ber Richter in Fällen, 
wo die Konfisfation zur Sicherſtellung des Publitums angezeigt iſt, bie 
felbe nicht umgehen werde. U. I ©. 350. 


— — — 


Art. 188. 
Nebertret⸗ Wer den Verordnungen über das Schwefeln des Hopfens und 
ungen in den Verkauf geſchwefelten Hopfens zuwiderhandelt, wird an Geld 
Bezug auf bis zu 150 fl. geſtraft. 
geſchwefel⸗ —— 
ten Hopien. Der Hopfen ift für Bayern wegen ber inländifchen Bierfabrifation 


und wegen des Handels in's Ausland ein fehr wichtiges Landesproduft. 
Früher wurde das Schwefeln des Hopfens für nachtheilig erachtet, in neuerer 
Zeit ift man auf den Grund jorgfältiger Verſuche theilmeife anderer Anficht 
geworben; namentlich erfordert ber Handel nah manden Ländern, z. ®. 
nad England, daß dem Schwefeln bes Hopfens Fein abjolutes Hinderniß 
entgegengefegt werde. Andererjeit8 wird mit dem Schwefeln auch großer 
Mifbraud getrieben, insbejondere altem verborbenen Hopfen das Anfehen 
eines guten gegeben, was bejonbers, wenn folder Hopfen mit gutem ver: 
mifcht wird, ſchwer zu erfennen ift. 

Die Regelung diefer wichtigen volfswirthichaftlihen Frage wurde dem 
Verordnungsrechte überlaffen, durch welches das Schwefeln von Hopfen über: 
haupt oder unter gewijjen Bedingungen gejtattet und dem Mißbrauche zu 
betrügerifhen Manipulationen entgegengewirkt werden kann. Konfiskations— 
maßregeln können auf Grund bes Art. 188 nicht vorgefehrt werden, doch 
fann der Verwendung giftartiger Subjtanzen, 3. B. des arfenikhaltigen 
Schwefels, aud auf Grund des Art. 114 Abſ. 3 entgegengewirft werden, 
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an welchen fig fobann bie im Abſ. A vorgefehenen Straffolgen Tnüpfen. 
9. II ©. 412!). 


Art. 189. 

Ber unbefugt Schlüffel abändert oder abändern läßt, Nach; Mebertret: 
ſchlüſſel, Dietrihe oder andere Sperrwerfjeuge verfertigt oder — 
verfertigen läßt, wird an Geld bis zu 50 fl. oder mit Arreſt bis — 
zu 14 Tagen geſtraft. zeuge. 

Einer Arreſtrafe bis zu 14 Tagen unterliegen Perſonen, welche 
wegen einer nach dem XV., XVIL oder XVIII. Hauptſtücke des 
Strafgeſetzbuches oder nach dem IV. Hauptſtücke des gegenwär: 
tigen Geſetzbuches ſtrafbaren That unter Polizeiaufſicht ſtehen, 
wenn dieſelben im Beſitze von Nachſchlüſſeln, Dietrichen oder 
anderen Sperrwerkzeugen getroffen werden und den Beſitz nicht 
zu rechtfertigen vermögen. 

An Geld bis zu 50 fl. oder mit Arreſt bis zu 14 Tagen wer— 
den Gewerbsmeiſter, Geſellen, Lehrlinge und Fabrikarbeiter ge— 
ſtraft, welche auf Beſtellung unbekannter, verdäctiger oder in . 
Dienften Anderer oder unter fremder Gewalt ftehender Berfonen 
ohne gehörige Borfiht und Erfundigung Schlüſſel verfertigen 
oder nachmachen oder Schlöffer aufjperren, oder welche Schlüſſel 
nah bloßen Abdrüden bearbeiten. 

Einer Geldjtrafe bis zu 25 fl. unterliegen Trödler, welche 
Schlüſſel ohne das dazu gehörige Schloß oder andere Sperrwerf: 
zeuge verfaufen oder feilhalten. 

In allen Fällen ded gegenwärtigen Artifeld unterliegen die 
Gegenftände des verbotenen Verkehres der Konfiskation. 


1) Der Art. bezwedt die Verhinderung oder Erſchwerung des Miß— 
braudes von Schlüffeln und Sperrwerkzeugen zur Verübung des Dieb: 
ftahles. Die Beitimmungen des Abf.2 find auf jene Perjonen anwendbar, 


1) Auszug aus der allerhöcften Verordnung von 6. Juni 1862 (Regbl. 1862 
©. 1200). 

F. 1. Wer gefhwefelten Hopfen, unvermifcht oder mit ungefchwefeltem 

Hopfen gemiſcht, verkauft, bat diefe Beichaffenheit ber Waare dem Käufer 


ausbrüdlih anzugeben ober dieſelbe durch das Zeichen —8 jeder Ber: 
padung bes Hopfens allgemein erfennbar zu machen. 
28 
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welche wegen Diebftahles, Raubes, Hehlerei, Arbeitsfcyeue, Landſtreicherei 
ober Betteld unter Polizeiaufficht jtehen. 

2) In Abf. 3 wurde jtatt der Worte „Meifter, Gefellen und Lehr: 
jungen bes Schlojjergewerbes oder eined anderen Feuergewerbes“ gefegt: 
„Sewerbsmeifter, Gefellen, Lehrlinge und Fabrifarbeiter”, weil das Nach— 
ahmen von Schlüffeln nad) dem bermaligen Standpunkte der Technik aud 
auf andere Weife als durch Feuergewerbe möglich ift, und weil folhe Ge 
genftände nicht blos im handwerksmäßigen, fondern aud im fabrifmäßigen 
Betriebe bergeftellt werden fünnen. A. UI ©. 302; I ©. 175. 





Art. 1%. 
Uebertretuns Trödler und Inhaber von Verſteigerungsbureaus, welche den 
gen ber durch ober= oder ortöpolizeilihe Vorfchriften zur Ueberwachung 
Trödler und ihres Geſchäftsbetriebes erlaffenen Anordnungen zuwiderhandeln, 
Inhaber werden an Geld bis zu 50 fl. geftraft. 


von Verſtei⸗ 
gerungebus 41) Die im Entwurfe nah bem Worte „melde enthaltenen Worte 
—— „mit unmündigen Kindern Geſchäfte eingehen oder“ wurden geſtrichen, weil 
der Verkauf an ſolche Perſonen nicht unbedingt zu verbieten ſei, gegen die 
Erwerbung von Gegenſtänden aber, welche dieſe Perſonen zum Verkaufe 
anbieten, durch die ober- und ortspolizeilichen Vorſchriften Vorkehrung ge— 
troffen werden könne. R. P. I ©. 524. 
2) Die bisher beftandenen Tröblerorbnungen (Döllinger XIV 
©. 1308—1314) find nad) Minifterialbefanntmahung vom 28. Mai 1862 
Ziff. 12 (Negbl. ©. 928) aufgehoben und fol die Erlafjung der nöthigen 
oberpolizeilihen Borfchriften über die im Art. 190 behandelten Gegenftände 
durd die Kreisverwaltungsitellen bewirkt werben. 


Art. 191. 
Ungefekliche Wer gegen geleglihed Verbot Berfteigerungen von Mobilien 
Vornahme oder unbeweglichen Gütern vornimmt, wird an Geld bis zu 50 fl. 
von Verſtei⸗ geftraft. 
gerungen. 


In der Pfalz ift durch Gefeß vom 17. September 1793, Direktorial- 
befhluß vom 12, Fruct. IV und Gefeß vom 23. Pluv. VII den Notaren, 
Gerichtsſchreibetn und Gerihtsboten die Abſchätzung und Verfteigerung ber 
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Mobilien übertragen und anderen Perfonen bei Strafe und Schabenserfak 
verboten, fi auf irgend eine Weife biemit abzugeben. Nach Verord. der 
proviſoriſchen Landesabminiftration v. 21. Februar 1815 (Amtsbl. ©. 115) 
dürfen Berfteigerungen von liegenden Gründen, wenn ſolche auf Begehren 
von Privaten gefhehen, nur von den Notaren vollzogen werben. Die äl- 
teren Strafbeftimmungen find nunmehr durd jene des Art. 191 erjegt. 
Eine Entſchließung der pfälzifhen Kreisregierung vom 23. März 1835 
(Amtsbl. S. 175) fucht die f. g. Vorverfteigerungen vor der Vornahme 
ber Jmmobilienverfteigerungen abzuftellen. Eine Entſchließung der Regie: 
rungsfinanzfammer vom 9. November 1835 (Amtsbl. ©. 499) verordnet, 
daß folde Handlungen als Uebertretungen ber Einregiftrirungs: und Stem:- 
pelgebührenorbnung fonftatirt und verfolgt werben follen, weil die betreffenden 
Vorſchriften nicht ſowohl im Intereſſe der öffentlichen Ordnung als in jenem 
bed Aerars zur Sicherung der aus dem Verkaufe entfpringenden Einregift: 
rirungs- und Stempelgebühren erlafen worden feien. Diefer Entfheidungs: 
grund tritt wohl der Intention des Geſetzes zu nahe, deſſen weſentlicher 
Grund in der Sicherheit der Nechtsverhältnifje in Bezug auf Immobilien 
zu fuchen if. Der Verfolgung folder Hebertretungen auf Grund bes 
Art. 191 würde wohl fein Hinderniß entgegenstehen. 

Nach dem Notariatsgefege vom 10. November 1861 Art. 18 können 
nunmehr aud in den Landestheilen diesſeits des Rheines Berfteigerungen 
von Immobilien rechtsgiltig nur von Notaren vorgenommen werben, find 
daher für Andere verboten. 

Die Strafbeftimmmg des Art. trifft nur Denjenigen, ber unbefugt 
bie Verfteigerung vornimmt; Derjenige, welcher fie vornehmen Täßt, foll da— 
durch nicht getroffen werden, weshalb die im Entwurfe enthaltenen Worte 
„oder vornehmen läßt“ abgeftrihen wurden und die allgemeine Beftimmung 
des Art. 18 Abſ. 1 hier nicht Pla greift. A. II ©. 175. 

Der Borbehalt der beftehenden Disziplinarbeftimmungen gegen bie zur 
Vornahme der BVerfteigerungen berechtigten Beamten, wegen Verlegung ber 
für die Vornahme folder Verjteigerungen erlaffenen Vorſchriften folgt aus 
Einf.:Gef. Art. 3 Ziff. 3; A. IT ©. 175. 


Art. 192. 
Uebertret⸗ 


Wer ohne Berechtigung eine Leihanſtalt unterhält oder ge— ungen in 
werbsmäßig auf Pfänder leiht, unterliegt einer Geldftrafe bis Yaug auf 
zu 150 fl., womit im Nücdfalle Arreft bi8 zu 14 Tagen verbums Leihge— 
den werden fann. ſchafte. 

28* 


Unberech⸗ 
tigte Er: 
richtung 

von Ber: 


fiherungs: 


anitalten, 
Renten: 
und ähn— 
lichen 
Kaſſen. 
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Zugleih ift die Schließung folder unberedhtigter Anftalten im 
Straferfenntniffe auszuſprechen. 

Berechtigte Unternehmer einer Privatleihanftalt oder deren 
Gefhäftsführer, welche den für ihren Gefchäftäbetrieb erlaffenen 
Anordnungen der zuftändigen Behörde zumwiderhandeln, werben 
an Geld bis zu 50 fl. geitraft. 


1) Nach $. 62 der Verord. vom 17. Dezember 1825 gehört die Her: 
ftellung und Beförderung von Leihanftalten, die Bewilligung zu Privatunter: 
nehmungen bdiejer Art zur Kompetenz der Kreidregierungen, Kammern bes 
Innern, Diefe Zuftändigkeit ift für fümmtliche Yandestheile aud im $. 22 
der Kompetenzverordnung vom 24. Juni 1862 (Regbl. ©. 1418) ausge 
jprochen. 

Nad den in der Pfalz geltenden Beitimmungen, Gef. v. 16. Pluv. XII 
und Staatsrathsgutachten v. 12. Juli 1807 (Siebenpfeiffer Bd. IV 
©. 343) fünnen pfandnehmende Leihhäufer nur als Wohlthätigkeitsanftalten 
zum Bejten der Armen mit Negierungsgenehmigung errichtet werben. 

2) Die Frage, ob ein Hinleihen auf Pfänder „„gewerbsmäßig‘ verübt 
wurde, hat der Richter mit Rückſicht auf die Analogie jener geſetzlichen Be 
ftimmungen, im welchen der Begriff der Gewerbsmäßigkeit näher prägifirt 
ift, zu bemejien. ©. Bemerk. zu Art. 84. 

3) Die NRegulirung der für den Gejchäftsbetrieb der Privatleihanftalten 
angemejjenen VBorjchriften wurde weder dem VBerordnungsrechte noch generellen 
oberpolizeilicyen VBorjchriften vorbehalten, weil es als wünfdhenswerth galt, 
bei der geringen Zahl folder Anftalten die Staatsregierung nidt zur Er: 
lafjung allgemeiner Anordnungen zu veranlaffen, jondern der zur Konzejfions- 
verleihung befugten Behörde für jeden einzelnen Fall die angemejjene Regel: 
ung bes Gejchäftsbetriebes anheim zu geben. A. UI ©. 175. 


Art. 193. 


An Geld bi8 zu 100 fl. wird geftraft, wer ohne Genehmigung 
der zujtändigen Behörde eine Verfiherungsanftalt, eine Renten-, 
Ausſteuer-, Sterbes, Wittwen:, Waiſen-, Sparfaffe oder eine 
fonftige Anftalt errichtet, welche beftimmt ift, gegen Zahlung eines 
Einfaufgelded oder gegen Leiſtung periodifher Geldbeiträge bei 
dem Eintritte gewilfer Bedingungen Zahlungen an Kapital oder 
an Rente zu leiften. Zugleich ift auf Schließung der betreffenden 
Anftalt zu erfennen. 
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Einer Geldftrafe bis zu 50 fl. unterliegt, wer für eine nicht 
genehmigte Anjtalt der in Abf. 1 bezeichneten Art Theilnchmer 
wirbt, und wer den bei Ertheilung der Bewilligung zur Errichs 
tung einer ſolchen Anftalt feftgefegten Bedingungen zuwider: 
hanbelt. 


1) Der Hauptzwed des Art. bejteht darin, jene Perſonen, welche in 
bie bortjelbft bezeichneten Anftalten einzahlen, gegen Täufchung und Ueber: 
vortheilung zu fihern. Nach $. 23 der Kompetenzverorbnung v. 24. Juni 
1862 (Regbl. S. 1418) fteht die Genehmigung zur Errichtung ber im 
Art. bezeichneten Anftalten und Kaſſen dem Staatsminifterium des Handels 
und ber öffentlihen Arbeiten zu und zwar im Benehmen mit dem Staate- 
minijterium bes Innern, wenn mit einer ſolchen Anftalt oder Kaſſe zugleich 
Zwede der Wohlthätigkeit verbunden find. — Beltimmungen über bie in 
Bayern beftehenden Anftalten bei Döllinger XXVIU ©. 1273 f.; XVII 
©. 897 f. 1018 f.; VII ©. 1592 f.; XXIII ©. 439 f.; XXX ©. 314 f,; 
XXXII ©. 193; f., 227 f. 

2) Die Beftimmungen des Abf. 2 find auch dann anwendbar, wenn 
Jemand für eine im Auslande errichtete Anftalt der Art, welcher die Aus: 
dehnung ihrer Gefhäfte auf Bayern nicht ausbrüdlich geftattet ift, eine 
Agentur errichten ober Berträge abſchließen follte; da auch eine folche aus: 
ländifhe Anjtalt für den Gefchäftsbetrieb in Bayern als eine nichtgenehmigte 
anzufehen ift. 

3) Im Sinne des Abi. 1 und des Iehten Satzes bes Abſ. 2 ift es 
der Staatsregierung unbenommen, das Inslebentreten folder Anftalten zu 
geitatten ober zu verhindern und nur ſolche Geſellſchaften zuzulaflen, deren 
Satungen genügende Garantie für einen foliden und geordneten Geſchäfts— 
betrieb geben. Auch kann die Genehmigung von Erfüllung beftimmter Be: 
bingungen abhängig gemacht werden. Dagegen fönnen in fpäterer Zeit 
verbindende Anorbnungen über den Gejchäftsbetrieb der genehmigten Ans 
ftalten nicht mehr erlaffen werben, indem hiedurch eine unnüge Einmifhung 
in die innere Thätigfeit der ſolche Anjtalten gründenden Vereine veranlaßt 
werben könnte. Der Befugniß der Staatsregierung, wegen Verlegung wejent- 
licher Bebingungen der Konzeffionsertheilung bie Konzeſſion zurüdzuziehen, 
wirb hiedurch nicht präjubizirt. A. I ©. 252; TI ©. 160. 


Nach dem Entwurfe follten noch folgende Artikel, deren Uebertretung 
ſich zunächſt als Bermögensgefährbung — würde, in das Geſetzbuch 
eingereiht werden: 
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Art. 50. 


Wer ſich wiberrechtlich weigert, unverfälfchte und nicht anders, als durch 
ben gewöhnlichen Umlauf am Gewichte verringerte oder beihäbdigte, inläns 
diſche Münzen entweder überhaupt“oder nad ihrem gefeglich beftimmten Kurfe 
im Verkehre anzunehmen, wirb an Geld bis zu 15 Gulden geftraft. Das: 
felbe gilt von ausländijhen Münzen, bie durch Geſetz oder Verorbnung ben 
inländiſchen gleichftellt find. 


Diefer Artikel fhien für Staaten, welche wie Bayern ein gutes Miümz- 


foftem befißen, entbehrlich und für widerrechtliche Vermeigerimg der Yht- 
nahme kursmäßiger Münzforten der civilrechtlihe Schub der Betheiligten 
genügend. 


Art. 51. 


Wer gegen ein durch Verordnung erlaffenes Verbot ausländifches Papier: 
geld oder demſelben gleichgeftellte ausländifhe Banknoten oder fonftige auf 
den Inhaber Iautende, unverzinsliche ausländiihe Schuldverſchreibungen im 
Berkehre zu Leiftung von Zahlungen ausgibt oder anbietet, unterliegt einer 
Seldftrafe bis zu fünfzig Gulden. 


Diefer Art. wurde wegen Unmöglichkeit ber Durchführung aufgegeben, 


(RR. PB. Bd. 1 ©. 519—521.) 


Art. 225. 


Einer Geldftrafe bis zu 25 fl. unterliegt, wer ohne Abficht einer Münz: 
fälſchung oder eines Betruges in oder außer Eurs befindlihe Münzen oder 
dbenfelben ähnliche Gegenſtände zum Zwecke bes Berfaufes vergeldet ober 
verfilbert, oder ſolche vergolbete ober verfilberte Münzen ober Gegenſtände 
verfauft oder fonft in ben Verkehr gelangen läßt, wer Knöpfe ober Ähnliche 
Geräthe unter der Form von Münzen verfertigt oder veräußert, wer metallene 
Spielmarfen ober Nechenpfennige, welde fih nicht durch augenfällige Merk 
male von Gold» oder Silbermünzen unterfcheiden, verfertigt oder verfauft. 

Die Gegenftänbe, burdy deren BVerfertigung oder Verkauf bie PVoligeiüber: 
treiung verübt wurde, unterliegen ber Konfisfatien, welde nad Umfländen 
auch auf die zur Verfertigung biefer Gegenftände bienlichen Werkzeuge, Yor- 
men und bergleiden erjtredt werben fann. 


Art. 226. 


Ber Waaren-Empfehlungsfarten, Anfünbigungen, Etiquetten ober andere 
Drudfachen, welche in ber Form oder Verzierung dem Papiergelde oder ben 
bem Papiergelde nad Art. 170 bes Strafgefeßbuches gleich geachteten Pa: 
pieren ähnlich find, anfertigt oder verbreitet, oder wer Stempel, Stiche, Pla 
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ten ober andere Formen, welde zur Anfertigung von foldhen Druckſachen 
bienen fönnen, anfertigt, wird an Gelb bis zu 50 fl, ober mit Arreft bis 
14 Tagen geftraft. Die betreffenden Drudfahen, Stempel, Stiche, Platten 
ober Formen werden fonfiszirt. 


Diefe Art. wurden als praftifch unerheblid und in der Erwägung ge 
firihen, daß bei böslicher Abjicht die Beitimmungen über Betrug und Ber: 
fuch desjelben für folde Handlungen zureichend fein. A. I ©. 248; II 
©. 174. 


Art. 227. 


Wer entfrembdete Gegenftände zwar ohne beflimmte Kenntniß von ber Ent» 
frembung, aber unter Umftänden, welche gegen bie anbietende Perſon ben 
Verdacht unrechtmäßigen Befipes erweden mußten, erwirbt, in Verwahrung 
ober als Pfand nimmt, wird an Geld bis zu 50 fl geflraft. 

Bei beſonders erfhwerenden Umftänden und im NRüdfalle kann auf Arreft 
bis zu 42 Tagen, fowie auf Stellung unter Polizeiaufficht erfannt werben. 


Diefer Art. wurbe wegen Mangeld eines greifbaren Thatbeitandes und 
deshalb geftrichen, weil derartige Strafbeitimmungen auf Grundlage bloßer 
Verdachtsgründe geeignet feien, die Strafjuftiz in Handhabung der Bejtimm: 
ungen gegen Hehlerei abzuſchwächen und unter Umſtänden fchuldlofe Perfo: 
nen als ftrafbar zu befinden. A. IT ©. 174. 





Dreizehntes Hauptftüd. 


Hebertretungen in Bezug anf Maß und Gewidt, Polizei: 
taren, Viktnalien- und Marttpolizei. 


Art. 19. 


Wer im öffentlihen Verfehre Maße, Gewichte oder Waagen Uebertretun: 
anwendet, welde nicht mit den durch Gefeg oder Verordnung genin Bezug 
vorgefchriebenen Proben oder Aichen verfehen oder nicht im ri, auf Maß 
tigen Stande erhalten find, wird neben der Konfiskation diefer — — 
Gegenſtände an Geld bis zu 25 fl. geſtraft. 

Auf Gewerbtreibende find diefe Beftimmungen fhon dann an— 
wendbar, wenn folbe Maße, Gewichte oder Waagen in ihren 
Geſchäftslokalitäten oder Verkaufsbuden vorgefunden werden. 

Gleiches ift bei Perfonen der Fall, welche auf öffentlihen Märk— 
ten nah Maß oder Gewicht verfaufen und dafelbft im Befige fol: 
her Maße, Gewichte oder Waagen getroffen werden. 
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VEIGL. Art. 19. 


An Geld bis zu 25 fl. werden Gemwerbtreibende geftraft, welche 
mit jenen Maßen, Gewichten oder Waagen nicht verjehen find, 
welche fie nach ober- oder ortäpolizeiliher Vorfchrift zu halten 
haben. 


1) Das richtige DVerftändnig des Art. erfordert einen Rüdblid auf 


bie urfprünglihe Faſſung besjelben in Art. 220 des Entwurfes, melde 
lautete: 


Art. 220. 
An Geld bis zu 25 fl. wird geftraft: 


1) wer im Berfehre andere, als bie eingeführten ober folhe Maße, Ge: 
wichte und Waagen anwendet, welche nicht mit ber durch WVerorb- 
nung feftgefegten Probe oder Niche verfehen oder nicht im richtigen 
Stande erhalten find ober fonft ben verorbnungsmäßigen Beftim: 
mungen nicht entjprechen; 

2) wer verorbnungswidrige Maße, Gewichte oder Waagen feilbietet; 

3) wer mit jenen Maßen, Gewichten oder Waagen, welche er nad) ober: 
polizeilichen Vorfchriften zu balten bat, nicht verſehen ift, 

Diefe Strafe findet gegen Yabrifanten, Handels: oder Gewerbsleute ſchon 
dann Anwendung, wenn fi in ben zur Ausübung ihres Gejchäftes beftimm- 
ten Räumlichfeiten oder auf Meffen und Märkten bei benfelben bie unter 
Ziff. 1 bezeichneten Maße, Gewichte oder Waagen vorfinden. 

Fabrifanten und Kaufleuten ift jedoch geftattet, bei bem Berfehre im 
Großen mit dem Auslande fih im Auslande gefeglich eingeführter Maße 
und Gewichte zu bedienen. 2 A 

Die gegen bie vorftehenden Beftimmungen verftoßenden Maße, Gewichte 
und Waagen unterliegen ber Konfisfation. 

Der gegenwärtige Artikel findet auf die nad Art. 136 zu beftrafenden 
Polizeiübertretungen bezüglich des Apothefergewichts, der Apothefermaße und 
Waagen Feine Anwendung. 


Die Haupttendenz dieſes Art. im Entwurfe beftand in ber Aufredt- 


haltung der gejeßlich oder verorbnungsmäßig eingeführten Maße und Ges 
wichte im gewöhnlichen Verkehre und in ber Befeitigung der in ben ver: 
fhiedenen Landestheilen im Gebrauche beibehaltenen älteren Maße und Ge 
wichte. Daneben wurde die Sicherftellung des Publitums gegen Benach— 
theifigung durd den Gebrauch unrichtiger oder mit den legalen Proben oder 
Aichen nicht verfehener Maße, Gewichte oder Waagen zu erzielen geſucht. 


Ein rationelles einheitliches Maß und Gewichtsſyſtem wurde durch bie 


Geſetze vom 1. Auguft 1793, 18. Germ. III u. 1. Vent. IV in Frankreich, 
durch Negierungsbefchluß vom 24. Frim. VII in den Rheinprovinzen ein 
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geführt und durch k. Verorbnung von 1816 für die Pfalz beftätigt. Eine 
Inſtruktion der Pfalzkreisregierung vom 16. Februar 1827 hat die haupt: 
ſaͤchlichſten gefeglihen Beitimmungen zufammengefaßt, wozu jedody noch eine 
Reihe oberpolizeilicher Verfügungen binzugefommen ift (Siebenpfeiffer 
Bd. IV ©. 115—144 Suppl.:Bd. II ©. 126—138). In der Pfalz ift die 
große volfswirthichaftlihe Maßregel, wenn fie auch mit Schwierigkeiten zu 
kämpfen hatte, durchgeführt. 

Auch in den Landestheilen diesfeitd des Rheins war die Staatöregier: 
ung beftrebt, gleihes Maß und Gewicht einzuführen (Döllinger XIV 
&. 2131— 2142); über Getraide- und Kartoffelmaß, Holzklaftermaß, Apo: 
thefergewicht und Maß, Silbergewiht (Döllinger XIV ©. 2142-2149). 

Allein praktiſch ift diefe Maßregel nicht oder body nur theilweife in 
Ausführung gefommen und es haben ſich in den berfchiedenen Landestheilen 
bie verſchiedenartigſten älteren Maßſyſteme im Gebraud erhalten. 

Bei den Berhandlungen im Gejeggebungsausihuffe der K. db. Abg. 
wurde der gegenwärtige Moment als höchſt ungünftig erachtet, um durch 
Strafmaßregeln der Durchführung des in den beftehenden Verordnungen nor: 
mirten Maß: und Gewichtsſyſtems in allen Yandestheilen Nahdrud zu ver: 
fhaffen. Die Nothwendigkeit, ein im Weltverkehre allgemeiner anerkanntes 
Maß: und Gewichtsſyſtem durchzuführen, ift anerkannt. Die meiften Zoll 
vereinsftanten haben das Zollgewicht auch für den inneren Verkehr adoptirt, 
der bayerische Staat jelbit benügt dasjelbe im Münz- und Zollmefen und bei 
den Eifenbahnen, und aud der bayerijhe Großhandel kann dasfelbe nicht ent: 
behren, Unter den Regierungen Deutſchlands werden über Vereinbarung eines 
gemeinfamen Maß: und Gewichtsſyſtems Verhandlungen gepflogen. Die 
Durdführung eines jeden neuen Syſtems ift fchwierig und erfordert eine 
lange Webergangsperiode. Die jtrenge Durdführung des bayerifhen Maß- 
und Gewichtsſyſtems in jenen Landestheilen, wo es noch nicht durchgedrun— 
gen ift, im dem Augenblide wo man in Bälde ein neues allgemeineres 
Syſtem zu gewinnen hofft, würde die damit verfnüpften Opfer und Ber: 
waltungsihwierigfeiten nicht rechtfertigen. Wird einmal ein gemeinfames 
Syſtem für Deutfchland eingeführt, jo wird das betreffende Geſetz auch die 
zu feiner Durhführung nöthigen Strafmaßregeln enthalten. Es wurde ba: 
her vorgezogen, auf alle Strafbeftimmungen zur Sicyerung des ausfchließen: 
den Gebrauches ber zur Zeit eingeführten Maße und Gewichte zu verzichten 
und fi auf die im Art. enthaltenen Punkte zu befchränfen. Hiemit fallen 
auch in den Lanbestheilen biesjeits des Rheins wie in der Pfalz alle bis: 
berigen Strafbeitimmungen wegen Nichtanwendung der geſetzlich eingeführten 
Mafe, Gewichte und Waaen hinweg, und es können fowohl die an jedem Orte 
aus Älteren Zeiten gebrauchten, als auch ausländifhe Maße, Gewichte und 
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Waagen gebraucht werben, foferne foldhe nur den Anforderungen des 
Art. 194 Abf. 1 entſprechen. 

Hiemit find jedoch die in der Pfalz geltenden civilrechtlichen Beſtim— 
mungen nicht berührt, welche die Beweiskraft gewifler Urkunden ausihließen, 
wenn in benfelben andere als die gefeglihen Maße oder Gewichte angeführt 
find, fo wie die gegen Notare und andere öffentlihe Beamte erlafjenen 
Difziplinarbeftimmungen für den Fall, daß biefelben in ihren Akten Duan- 
titäten in anderen als den gejeglihen Maßen und Gewichten ausdrücken. 
9. II ©. 172, 173; Mot. z. Entw. Art. 220—223. 

2) Die Beitimmung des Abf. 1 trifft demjenigen, ber die daſelbſt be 
zeichneten Maße ꝛc. im Verkehre anwendet. Dies ift nicht immer ber Ber: 
Mäufer; im vielen Fällen wird Maß und Gewicht vom Käufer geftellt, in 
anderen Fällen, namentlich bei Transportgefhäften, iſt es weder ber Ber 
Käufer noch der Käufer, fondern ein Dritter, der das Abmeſſen oder Abwägen 
beforgt. Imfoferne dies auf Anordnung eines Anderen gefhieht, find gegen 
diefen die allgemeinen Beitimmungen des Art. 18 Abf. 1 anwendbar. 
A. II ©. 172. 

3) Die Beftimmung des Abf. 1 erftredt ſich nicht auf jeden Verkehr, 
fondern mur auf den öffentlichen, auf den Verkehr auf öffentlichen Mefien, 
Märkten, Schrannen und in den dem Publikum geöffneten Verkaufslokalitäten. 

4) Unter „Maße find nur jeme Gefäße zu verftehen, deren Inhalt 
einem jener Theile entfprechen fol, in welche das Normalmaß zerfällt und 
welche deßhalb zum gewöhnlichen Gebrauche als beftimmte Quoten der Maß— 
einheit beftimmt find, — nicht auf foldhe Gefäße, deren konkreter Anhalt bes 
fonders abgemeſſen ift, felbft wenn biefer an dem Gefäße ausgebrüdt iſt; 
namentlich wurde anerkannt, daß Fäſſer, deren Inhalt erfahrungsgemäß 
durch den Gebrauch verändert wird, und beihalb von Zeit zu Zeit neu 
fonftatirt werben muß, nicht als Maße im Sinne des Abf. 1 zu betrachten 
find. 9. II ©. 173. Das Feilbieten und der Berfauf ber im Abſ. 1 
bezeichneten Gegenftände unterliegt dem Verbote nicht. U. II ©. 248. 

5) Die im Abſ. 1 angebrohte Konfisfation kann nur auf bie ordnungs⸗ 
wibrigen Gemäße, nicht auf die damit gemeſſenen Gegenftände erjtredt wer: 
den. A. IT ©. 409, 410. 

6) Im Sinne der Verhandlungen über bie urfprünglide Faſſung bes 
Art. kann die Verwaltung nicht berechtigt fein, durch Verordnung ben aus: 
ſchließlichen Gebraud ber dem eingeführten Maß: unb Gewichtsſyſteme ent: 
ſprechenden Proben oder Aichen zu gebieten, und bie Anwendung der dem 
ortsüblichen Syſteme entſprechenden Proben oder Aichen zu verbieten, viel 
mehr ift letztere als zuläffig zu erachten. 

7) Der zweite Sag des Abf. 2 wurde beigefügt, um nicht blos Ge 
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werbtreibende, fonbern andy Produzenten und andere Perfonen, welche auf 
öffentlichen Märkten nad Maß und Gewicht verkaufen, ber Strafbeflimmung 
zu unterwerfen. 

8) Oberpolizeilihe Borfhriften über von Gewerbetreibenden zu baltende 
Maße und Gewichte beftehen in ber Pfalz, imsbejondere in dem Beſchluſſe 
des Präfeften vom Donnersberg, v. 6. Novbr. 1810, und in $$. 13—22 
des Regierungsausfchreibens vom 16. Februar 1827 (Amtebl. S. 207) und 
12. Dtober 1827 (Amtsbl. S. 427). 

9) Den Beitimmungen des Art. jtehen die Strafbeitimmungen gegen 
Betrug, infonderheit die befonderen Beltimmungen des StGB. Art. 323, 
324, 326 zur Seite, 


Art. 1%. 


An Geld bis zu 15 fl. wird geftraft, wer in den Zandestheilen 
biesfeitd des Rheines den oberpoligeilihen Vorſchriften, in der 
Pfalz den Gefegen oder den nah Maßgabe derfelben erlaffenen 
oberpolizeilihen Vorſchriften bezüglich der Verifitation von Maßen, 
Gewichten und Waagen zumwiderhandelt. 


Ueber die Verififation von Maßen und Gewichten beftehen in ber Pfalz 
gefegliche Beftimmungen, Regierungsbefhluß vom 7. Brum. IX, Gef. vom 
29. Flor. X, an weldye zahlreiche oberpolizeiliche Vorſchriften des Präfekten 
des Donnersberg: Departement und ber Pfälzifchen Kreisregierung ſich an: 
ſchließen, insbeſondere v. 18. April 1807, 7. Januar 1820, 3. Juli 1822, 
25. April 1823, 16. Februar 1827, 11. Oktober 1828, 13. Dezember 1834, 
5. Dftober 1836, 21. Januar 1837, 11. März 1837 (Siebenpfeiffer 
Bd. IV ©. 118 f. Sup.Bd. I ©. 126 f). 


Art. 196. 


Soweit nicht für einzelne Fälle etwas Anderes gefeglich bes Uebertret— 
ftimmt ift, werden Gewerbtreibende, welche der für beftimmte Les ungen in 
bensmittel oder Arbeiten von der zuftändigen Poligeibehörde fet: Bezug uf 


gefegten Zarordnung durch Weberforderung zuwiderhandeln, oder 
weiche Lebensmittel feilbieten, die an Maß, Gewicht oder Bes 
ihaffenheit dem tarordnungsmäßigen Gehalte nicht entfprechen, 
an Geld bis zu 25 fl. geftraft. Zugleih kann auf Konfiskation 
der feilgebotenen, fowie der in den Berfaufslofalitäten der betref: 
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fenden Gewerböleute vorgefundenen tarordnungsmwidrigen Waaren 
erfannt werden. 

Diefelben Beftimmungen find an jenen Orten, an weldyen pos 
lizeilihe Brodtaren nicht beftehen, in Bezug auf Bäder und Brobs 
händler anwendbar, welche Brodwaaren von beftimmtem Gewicht 
feilbieten, die das erforderlihe Gewicht nicht haben. 

Soweit niht nad den dermalen beftehenden Geſetzen und 
Verordnungen Zarirung bejtimmter Lebensmittel und Arbeiten 
zuläffig ift, kann diefe nur durch Geſetz eingeführt werden. 


1) Der Beltimmung bes Abf. 1 find Gemwerbtreibende unterworfen, 
beren Gewerbsprodukte oder Gewerbsarbeiten polizeiliher Tarbeftimmung 
unterliegen. — Soweit jedoch für einzelne Fälle der Art befondere Be 
ftimmungen bejtehen, 3. B. bezüglich ber Uebertretungen der Mebizinaltarorb: 
nungen, ber Geſetze über Regulirung des Bierfates, haben dieſe Beftimmun: 
gen den Vorzug vor jenen des Art. 196. Dem Abf. 1 kann in 3 facher 
Weife entgegengehandelt werben: 

&) durch Ueberforberung, db. i. durch Anforderung höherer Preife, als 
derjenigen, welche von ber zuftändigen Polizeibehörde in der Polizeitare 
feftgefeßt worben find; 

b) durch Verkürzung ber Käufer tarirter Lebensmittel an Maß unb 
Gewidt; 

c) burd) Verkürzung ber Käufer tarirter Lebensmittel an der Qualität, 
indem biefelben jene Befchaffenheit nicht befiken, unter deren Vorausſetzung 
bie Tare regulirt worden ift. 

Auf die Verkäufer nicht tarirter Viltualien haben diefe Beftimmungen 
mit Ausnahme Deffen, was im Nbf. 2 bezüglid der Brobwaaren verfügt 
ift, feine Anwendung. Es kann daher der Verkäufer untarirter Viktualien 
wegen Verkürzung feiner Kunden an Maß oder Gewicht oder durch ver: 
tragswibrige Befhaffenheit feiner Waaren nur dann gejtraft werden, wenn 
biefelbe in Folge der vertragswidrigen Beichaffenheit edelhaft, verborben oder 
der Gefundheit fhädlichh geworben find, wodurch Art. 132 anwendbar wird; 
ober wenn bei feiner That die Begriffsmerkmale eines Betruges oder einer nad 
SGB. Art. 325 ftrafbaren Fälſchung von Nahrumgsmitteln ober Getränken 
nachgewiefen werben fönnen, was bei der Schwierigkeit des Beweijes des dolus 
felten der Fall fein wird, während bei ben Verkäufern tarirter Lebensmittel 
ober Getränke ber Beweis ber im Abf. 1 bezeichneten Thatfachen ohne 
Rüdficht darauf, ob dem Gewerbsmann dolus oder culpa zur Laft fällt, 
genügt. Es wird daher ber Bäder, Mebger, Mehlhändler, ber in einer 
- Stabt wohnt, wo feine Verfaufsgegenftände nicht tarirt find, anders behan- 
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delt ald ein Gewerbsmann, der ganz diefelbe Handlung an einem Orte 
ausführt, wo diefe Produkte einer Tare nicht unterworfen find. Ein innerer 
Grund für diefe Verfchiedenheit läßt fi nicht anführen, und ift nit ans 
geführt worden; in dem Weſen des Polizeitaxenſyſtemes Tiegt ein ſolcher 
nit, ba die Polizeitare feinen anderen Zweck bat, als die einzelnen Ber: 
träge zwifchen den Konfumenten und dem Gemwerbsmanne auf eine billige 
Weiſe zu vermitteln. Entweder hätte man bei dem Verkaufe von Lebens: 
mitteln berfelben Art, ohne Rückſicht darauf, ob die Polizei bei ber Preis: 
regulirung intervenirt oder nicht, Verkürzung an Maß und Gewicht oder 
dur vertragsmibdrige Eigenfchaften nur fomweit beachten follen, als hiebei 
ein Betrug ober eine ftrafbare Fälfhung von Lebensmitteln im Sinne bes 
StGB. Art. 325 oder eine Uebertretung de8 PStGB. Art. 132 vor: 
fommt, oder man hätte biefelben Uebervortheilungen bei nicht tarirten 
Waaren ebenfo wie bei tarirten behandeln follen. 

a. II ©. 176 vergliden mit II ©. 249. 

2) In dem 2. Falle des Abſ. 1 ift es für den Eintritt ber Straf: 
barkeit genügend, wenn tarordnungswidrige Waaren feilgehalten werben, 
3. B. Brode, melde das tarordnungsmäßige Gewicht nicht haben oder nicht 
aus ber bei der Tarregulirung zu Grunde gelegten Mebljorte bereitet wor: 
den find; der Nachmeis des Verkaufes ſolcher Gegenftände, oder der Ver— 
fürzung bejtinnmter Berfonen ift nicht erforderlich. 

A. I ©. 302. 

3) Die Konfisfation ift nur fafultativ gedroht, weil fie nicht bei jeber 
tarorbnungswidrigen Beihaffenheit der Lebensmittel nothwendig ift, auch in 
diefem Umfange niemals üblih war. Der Bolizeirichter wird vorzugsweiſe 
zu erwägen haben, ob biefe Mafregel zum Schutze des Publikums gegen 
weitere Beeinträchtigung mittelft berjelben Waaren notbwendig if. Am 
wenigften wird diejelbe in foldden Fällen entbehrt werden können, wo be— 
ftimmte Viktualien in Abwefenbeit der Käufer abgemefjen oder abgewogen 
zu werden pflegen und im Bertrauen auf eine beftimmte Qualität und 
Quantität vom Publifum ohne genauere Prüfung angenommen werden ; 
3. B. bei dem nach einem beftimmten Gewichtsjage ausgebadenen Brode; 
ferner in folhen Fällen, wo die tarorbnungsmwidrige Beichaffenheit zugleich 
Nachteile für die Gefundheit zur Folge haben kann, 3. B. bei bem Ber: 
kaufe bes Fleiſches von gefallenen oder ungefunden Thieren. A. II S. 302 
verglichen mit ©. 249. 

4) Die Beftimmung des Abſ. 2 wurde für nothwendig erachtet, um 
das Publitum aud an jenen Orten, an welden das Brod nicht zu ben 
tarirten Lebensmitteln gehört, gegen Verkürzung am Gewichte zu ſichern, 
wozu bie Strafbeftimmungen gegen Betrug nicht zureichen würden, ba ber 


446 PSiGB. Art. 196. 


Thatbeftand eines verfuchten ober vollendeten Betruges den in vielen Fällen 
unmöglihen Beweis des Vorſatzes erforbert. 

Der beantragte Abftrih der Worte „und Brodhändler“ wurde abge: 
lehnt, weil man hiedurch der Mebertretung Thür und Thor eröffnet hätte, 
indem bie Abgabe des geringhaltigen Brodes an den Brodhändler zum 
Feilbieten in öffentligen Verkaufslofalitäten oder zum Derumtragen genügen 
würbe, um jebe polizeiliche Kontrole auszuſchließen. Es wurde übrigens 
als felbftverftändlid angenommen, daß im alle des Abſ. 2 wie des Abf. 1 
die polizeiliche Kontrole gegen Brodhändler nur unter benfelben Bedingungen 
wie bei den Bädern, und foferne es ſich um bie Kontrole des Gewichtes 
handelt, zu einer Zeit gehandhabt werden muß, wo diefe noch möglich und 
ber Gewichtsabgang mit auf Rechnung des natürlihen Gewichtsverluftes 
duch Austrodnen zu feßen it. 4. I ©. 350; II 410. 

5) Dem Abſ. 3 Liegt die Anfhauung zu Grunde, daß Polizeitaxen 
nit befonders zu begünftigen jeien, und bag, wenn man ſich auch zur 
einftweiligen Beibehaltung der beſtehenden entjshließt, neue Arten von Poli: 
zeitaren nur fraft eines Geſetzes eingeführt werden follen. 

Auch von den dermalen üblichen Taren der Lebensmittel und Gewerbs- 
arbeiten find nur jene aufredt erhalten, welche durch Geſetz oder Verord⸗ 
nung begründet find. 

Nah dem dermaligen Standpunkte befhränft jih die Tarirung von 
Lebensmitteln in den Landestheilen diefjeits des Rheines nach Geſetzen und 
Verordnungen auf Brod, Fleiſch, Mehl und Bier; doch ift es auch hier der 
Staatsregierung unbenommen, die Polizeitaren ganz oder theilweife ver: 
fuchsweife aufzuheben, wie dies jhon durch DVerord. vom 16. Aug. 1829 
geſchehen war, oder biejelben gänzlich fallen zu laſſen. Bezüglich der Bier- 
tare bat der Lanbtagsabjhied von 10. November 1861 Abf. II $.26 Hie 
zu eine ausdrückliche Ermächtigung gewährt. In der Pfalz können nad 
dem Gef. v. 22. Juli 1791 $. 127 nur das Brod und das Metzgerfleiſch 
der Zare unterworfen werben ; doch ift dieſe Mafregel nur fakultativ. 

In Bezug auf die Tarirung bejtimmter Arbeiten wird ſich abgejehen 
von den Mebizinaltarorduungen und den auf Grund des Art. 207 zuläffie 
gen Ordnungen, welde ohne Zweifel aud Tarife für ben Preis ber dort 
bezeichneten Dienftleiftungen enthalten können, wohl nur für die Kaminfeger: 
löhne eine gefegliche oder verordnungsmäßige Begründung nachweifen laſſen; 
für die Regulirung des Mahllohnes der Müller dürfte das fchwerlich in 
allen Landestheilen der Fall fein, 


Art. 197. 
In den Landestheilen dieffeitd des Rheines werben Brauer, 
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welche ohne Erlaubniß der zuftändigen Behörde auſſerhalb der 
beftimmten Sudzeit Bier fieden, an Geld bis zu 50 fl. geitraft. 

Die gefeglich beitimmte Subdzeit fann durd Verordnung aus 
gedehnt werden. 

Einer Geltitrafe bis zu 25 fl. unterliegen fchenfberechtigte 
Brauer und Wirthe, welche bei der Berleitgabe von Bier die 
von der zuftändigen Behörde feftgefegte Polizeitaxe überfchreiten 
oder ohne befondere Erlaubniß Bier unter der Taxe ausſchenken, 
deögleihen Brauer, welche gegen oberpolizeilihes Verbot Nach: 
bier an Wirthe ablaffen, und Wirthe, welche gegen ſolches Ber: 
bot Nachbier verleitgeben. 

BWirthen, welche zugleich Defonomie befigen, fann der Bezug 
von Nachbier zum eigenen Hausbedarf nicht verwehrt werden. 

Sn Bezug auf fonftige Uebertretungen der bejtehenden Gefege 
über die Regulirung des Bierfaged und über die Verhältniffe 
der Brauer und Wirthe unter fih und zu dem Publikum bleis 
ben die in denfelben enthaltenen Strafbeftimmungen für die Lan— 
deötheile dieffeitd des Rheines vorbehalten. 


1) Der Art. feßt die Aufrehthaltung der bisherigen Geſetzgebung über 
das Bierfubwefen voraus, und ſucht nur einzelne wahrgenommene Lücken 
auszufüllen ; derfelbe würde unanwendbar werden, wenn von ber im Land— 
tagsabſchiede vom 10. November 1861 Abſchn. II $. 26 ber Staatsre— 
gierung ertheilten Ermädtigung Gebraud gemacht würde, 

2) Auf Grund des Abf. 2 kann die Staatsregierung die dermalige 
gefeglihe Bierfudzeit (vom 15. September bis 1. Mai) durd Verordnung 
generell verlängern; die bisher ausgeübte Befugniß zur Ertheilung einzel: 
ner Dispenfationen wird bieburd nicht beeinträchtigt. 

3) Ein allgemeines gefegliches Verbot der Abgabe von Nachbier an 
Wirthe und ber Verleitgebung von Nahbier an lebtere war im Abſ. 3 
nicht bezwedt; vielmehr follte e8 der Oberpolizei überlaffen werden, ſolche 
Berbote nad Erforderniß zu erlaffen ober davon Umgang zu nehmen !), 
Eine Tarirung des Nachbieres war weder bisher gefeglich zuläßig noch 
konnte biefelbe bei dem Mangel aller Anhaltspunkte für eine auch nur 


1) Eine oberpolizeiliche Borfchrift des Staatsminifterums des Innern v. 25. Juni 
1862 (Regbl. S. 1440) verfügt für die Landestheile diefleits bes Rheins: 
$. 1. Den Brauern ift verboten, Nachbier an Wirthe abzulaffen, foferne 
leßtere nicht zugleich Oekonomie befigen und Nachbier lediglich zum eigenen 
Bebarf beziehen. 
$. 2. Die Berleitgabe von Nachbier Seitens ber Wirthe ift verboten. 
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annäbherungsweife richtige Tarbeftimmung in dem gegenwärtigen Geſetze 
zugelaffen werben, ungeachtet der Entwurf auch bie Ueberſchreitung ber für 
das Nachbier von der SKreißverwaltungsftelle feſtgeſetzten Taxe ftrafbar 
machen wollte. RP. IS. 529. A. DIS. 410. 

4) Zu Abſ. 5. 

Der Standpunkt ber bermaligen Geſetzgebung ergibt ſich aus ber 
nachſtehenden Zufammenftellung. 


Allgemeine Verordnung, 


bie fünftige Regulirung bed Bierfages im SKönigreihe Bayern, unb 
bie Berbältniffe ber Bräuer zu ben Wirthen jowohl unter fih, als zu bem 
Publikum betreffend. 


Titel l. 
Bon der Zarife und den Grundlagen ihrer Berechnung. 
Aufhebung ber Älteren Tarife, 


Art. 1. Die durch Unfere frühere Verordnung vom 2. Dez. 1806 bes 
fannt gemachte Tarife für das Sommer» und für das Winterbier, welde 
nur für die bamaligen Provinzen Bayern, Neuburg und Oberpfalz giltig 
erflärt war, bört mit ber Griheinung ber gegenwärtigen allgemeinen Ber: 
ordnung auf, geſetzliche Kraft zu behalten. 


Einführung ber neuen. 


Art. 2. Wir erflären hingegen, von ber Publifation diefer Verordnung 
anfangend, bie zugleih mit ihr in den zweiten Beilagen I et II erfcheinenden 
neuen Tarife als für alle Kreife unferes Reiches verbindlich. 


Grundlagen ihrer Berechnung. 


Art. 3. Zur Grundlage ber Berechnung biefer Tarifen find folgende 
Durdihnittsgrößen angenommen: 

a) Ein Bräubaus, welches jäbrlih 450 bayeriſche Schäffel trodenen 
Malzes abfiedet, und folglich eine Quantität von beiläufig 3000 Eimer 
an Winters und Sommerbier zufammen, produzirt; 

b) ein hierauf berechnetes Grundkapital, und beifen Zinſen zu 5 vom 
Hunbert; 

ec) ein verhäftnigmäßig jährlicher Betrag für die Erhaltung der Baulich: 
feiten am Bräubaufe und Keller, dann für Erhaltung und allmäblige 
Nahihaffung des Schiff und Gefdirres; 

d) eine verhältnigmäßige Auslage für das zur Yabrifation bei einem 
ftädtifchen oder märftifhen Bräugewerbe erforderlihe Arbeitsperjonal; 

e) für Malzbrecher und Pierbelohn ; 

f) bie verhältnißmäßige Vorauslage auf Beilhaffung der theild zum 
bloßen Gebrauche, theils zur Bereblung erforberlihen Stoffe, als Sud⸗ 
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und Dörrholz, Faß, Pech, Unſchlittkerzen, jedes nad allgemeinen 
Durchſchnittspreiſen berechnet; 

g) die Zinſen des jährlih zum Betriebe des Bräuwerkes in der zur 
Grundlage genommenen Größe von 450 bayeriihen Schäffeln Abſud 
nad einem allgemeinen Durchſchnitte erforderlihen Vorlagkapitales. 


Ständige Größen. 


Art. 4. Den Gejammtbetrag aller diefer Vorauslagen haben Wir über 
Abzug der fi bei diefer Quantität von trodenem Malze aus den rohen Ab: 
fällen ergebenden Nebennugungen, als eine ſich jährlich im allgemeinen Durch: 
Ihnitte erneuernde Ausgabe des Produzenten, und folglid als eine ſtändige 
feinem Wechſel unterworfene Größe, erkannt. 

Art. 5. Wir fprechen biefelbe als das Refultat der nach ben von Uns 
angenommenen Grundlagen hierüber beftehenden genauen Berechnung auf bie 
bayeriihe Maß Bier zu 4 Bi. 9/,00 aus. 


Mannsnahrung. 


Art. 6. Da aber dem Bräuer als Fabrifanten nebſt den landesüblichen 
Zinfen feines Grund: und Berlagkapitales allerdings ein billiger Fabrikations— 
gewinn oder Mannsnabrung gebührt, fo beſtimmen Wir hiemit, benfelben 
auf 1 Pf. ?7/,00 per bayerifher Maß. 


Gefammtbetrag der ſtändigen Größen. 


Art. 7. Diefe ſtändigen Größen zufammenadbirt geben ben Grundpreis 
bes Bieres, jowohl für das Sommer: als das Winterbier zu 6 Pf. per 
bayeriſcher Maß. 

Art. 8. Diefer Grundpreis foll in allen Theilen Unferes Reichs gleich fein. 


Einrehnung bes Malzauffhlages. 


Art. 9. Zu diefem Grundpreife haben Wir bei Berechnung ‚ber gegen: 
wärtigen Tarife den beftehenden Malzaufſchlag dermals zu 4 Pf. per bayeriz 
ſcher Maß ſchlagen laſſen, wonach aljo für bermal bie fändige Größe ber 
Borauslagen bei jeder bayerifhen Maß ſowohl Sommer: ald Winterbier in 
410 Pf. per Maß beftchk. j 

Art. 10. Es verfteht ſich von felbft, daß je nachdem bie Malztare eine 
Erhöhung oder Verminderung erfahren jollte, die gegenwärtige Tarife ber: 
gleihen Erhöhung oder Verminderung zu unterwerfen füme; wie auch, daß 
in jenen Städten, welden Wir zur Beftreitung ihrer Kommunalausgaben 
einen oder zwei Pfennige über ben Unſerem Aerario gebührenden Malzauf— 
flag zu perzipiren bewilligt haben, biefer Beifchlag von ein ober zwei Pens 
nigen zu bem Lofalbierfage biefer Stabt jedesmal von ber ihn ausfchreibenben 
Behörde zugefchlagen werben müſſe. 
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Unftändige, wechſelnde Größen ober Kombinations:Artifel. 


Art. 11. Als unftändige oder wechſelnde Größen, welche eigentlich ben 
fih von Jahr zu Jahr ändernden Bierfag beſtimmen, haben Wir jene weſent— 
lichen Üngredienzien erfannt, aus welden bas Bier eduzirt wird, nämlich 
Gerfte und Hopfen, beren Preije nad dem Berhältnife gefegneter oder miß: 
Iungener Ernten von einem Jahre zum anderen in bedeutenden Abweichungen 
zu wechſeln pflegen. 


Beftimmung ihres Berbältniffes zur Quantität ber Bier- 
erzeugung. 


Art. 12. Wir haben den Verbrauch berjelben oder. ihr qwantitatives 
Berhältniß zur Produktion des Bieres im allgemeimen Durchſchnitte derge— 
ftalt beflimmt, daß 

a) aus fünf bayerifhen Schäffeln trodenem Malz 

fünf und dreißig bayeriſche Eimer Winterbier und 

dreißig Gimer Sommerbier 
zum ®erleitgeben, folglih über Abzug aller Geläger und bed Nach— 
bieres erzeugt werden können und follen; 

b) baf auf fünf bayerifche Schäffer Malz für das Winterbier 

fünfzehn bayerijche Pfund Landhopfen und für das Sommerbier 
fünfundzwanzig Pfund Böhmerhopfen 
im allgemeinen Durchſchnitte, mit Rückſicht auf bie Qualität und bas 
Alter des eingelotteren Hopfend, dann auf bie Lage und Beſchaffen— 
beit der verſchiedenen Keller gerechnet werben bürfen. 

Art. 13. Nah der PVerfchiedenheit ber jährlich zu erhebenden Durch— 
fhnittspreife ber Gerfte und des Hopfens wechſelt demnach ber gefeßliche 
Preis des Bieres nach Vorfchrift der hier beiliegenden Tarife für das Sommer: 
und für das Winterbier, jedoch wirb für jeden Jahrgang nur Gin Winter: 
und Ein Sommerbierſatz gefchrieben. 

Art. 148). Hinfihtlih der Zentefimalfraftionen des Pfennigs wird ‚ver: 
orbnet, daß dieſelben, fobald fie unter 9% ,,0 fteben, zum Beften bes Publi- 
fums bei dem Bierfage ganz mwengelaffen und dagegen, fobald fie über 39/00 
fieben, zum Belten des Bräuers für einen ganzen Pfennig angefegt werben 
follen. 


Zährlihe Erhebung ber Durdfchnittspreife der Kombinatione— 
artifel nah Kreifen 


Art. 15. Diefe Durdyichnittspreife find in jedem Kreiſe Unferes Reiches 
vom ben General:FKreis:Kommiffariaten jährlich berzuftellen. 


a) Aufgeboben durch Landtagsabihied vom 1. Juli 1856, II, 2. Ab]. 5. 


— 
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und Diftriften. 


Art. 16. Da aber in jedem Kreife felbft noch in ein und ebenbemjelben 
Jahre eine merkliche Verſchiedenheit der Preife der Gerfte und bes Hopfens 
beſtehen kann, jo können aud in einem Kreife verfchiebene Bierfäge in einem 
und bemfelben Jahre beftehen; und zwar nach Diftrifien. 


In welden Fällen. 


Art. 17. Hiezu wird aber erfordert, daß bie Durdhfchnittspreife ber 
Gerfte und bes Hopfens, entweder zujammengenommen ober bes einen biejer 
Artikel allein, im einem gegebenen Bezirke fich fo verichieden und abweichend 
von einander bezeigen, daß ber Betrag biefer Verſchiedenheit auf die Maß re: 
partirt einen vollen Pfennig auswerfe. 

Art. 186). Die Befiimmung der Quantität und bes Umfanges dieſer 
Difirifte in jedem Kreife ift von ben General:Freis:Kommifjariaten zu ins 
firuiren und zu begutadten, jodann noch fobald möglih von Unferem Mini: 
fterium des Innern zu reguliren. 


Grundlagen ber Berehnung ber Durchſchnittspreiſe. 


Art. 19. Für die Herftellung ber Durchſchnittspreiſe ber Gerfte und bes 
Hopfens geben Wir Unferen General:Kreis:Rommiffariaten folgende Vorſchriften: 

Art. 20. Die höchften und mittleren Preife der Gerfte und bes Hopfens 
find mit gänzlicher Befeitigung ber niebrigften zum Anhaltspunkte der Durch— 
fchnittspreife zu nehmen, weil nur aus guten Qualitäten ber Gerfte und bes 
Hopfens gutes Bier erzeugt werben kann. 

Art. 21°). Für die Gerfte find die höchſten und ber mittlere Schran: 
nenpreis bes Hauptortes des Diftriftes; für den Hopfen bie, aus ben an 
Eidesftatt verbandgelüübbeten Angaben der Bräuer ber Hauptorte, und bie 
mit Grtraften aus den Manualien belegten Angaben drei ber vorzüglicheren, 
und in ihrem Produftionsquantum bedeutendten Bräuhäuſer, welche fich in 
dem Kreife befinden, zur Grundlage bdiefer DurhfhnittspreifeAusmittelung 
zu nehmen. 


Termine für die Einfendung ber bergeftellten Durchſchnitto— 
berednungen. 


Art. 224). Die herzuftellenden Durdichnittspreife ber in den Monaten 
DOftober und November jeden Jahres gefchlofjenen Gerftenkäufe und der Käufe 
bes Landhopfens find zur Negulirung des Winterbierfages jedesmal bie zum 
10. Dezember des nänlichen Jahres von ben General:Kreis:Kommiffariaten 
zu erheben und zu berechnen; fobanı längſtens bis zum 20. Dezember an 
das Minifterium bes Innern einzuſenden. 


b,c,d) Aufgehoben durch Gef. v. 23. Mai 1846 Art. 13. 


29 ® 
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Hinfihtlih des Böhmerhopfens haben bie General:Kreis-Kommiffariate 
ben Durdfchnittspreis besfelben bis zum 20. Jänner bes folgenden Jahres 
an das Minijterium des Innern für bie Requlirung des Sommerbierfages 
einzubeförbern. 


Termin für bie Belanntmadung bes Winter: und des Som 
merbierfaßes. 


Art. 23e). Das Minifterium des Innern bat nad vorläufiger Kom: 
munifation mit jenem ber Finanzen den Bierſatz nad Kreijen und Diftriften 
in benjelben für das Winterbier längftens bis zum 15. Jänner und für bas 
Sommerbier längftens bis zum 15. Februar zu reguliren, und ſonach ſowohl 
ben Winters als deu Sommerbierfaß für das Jaufende Jahr nah Verfluß 
ber betreffenden beiden Termine ungefäumt durch das Regierungsblatt befannt 
ju machen. 

Art. 24r). Bis dahin bat für das Winterbier, das vom 1. Oftober 
anfangenb vor ber definitiven Satzbeſtimmung verleitgegeben wird, jebesmal 
proviforifch der Winterbierfaß bes nächſtverfloſſenen Jahres zu befteben. 


Proviforium für ben Winterbierfag. 


Art. 255). Sollte fih jedoch der Durdfchnittspreis der Gerfte gegen 
jenen, ber im nächſtvorhergehenden Jahre bejtand, notorifh um 2 fl. per 
Schäffel geändert haben, jo fol, im Falle ev um biefen Betrag geftiegen, ber 
proviſoriſche Sap des Winterbieres gegen den definitiven bes nächſtverfloſſenen 
Jahres um 1 Pf. per Maß vorläufig erhöhet, im entgegengefegten Yalle 
einer gleich großen Dlinderung bes Preifes der Gerfte fogleich proviforiih um 
1 Bf. gemindert werden. 


Titel I, 


Bon den Berhältniffen der Zräuer und der Wirthe unter fi und zu dem 


Publikum. 
Ganterpreis. 


Art. 1. Der in den gegenwärtigen Tarifen für jede gegebene Größe ber 
Kombinationsartifel vorgefchriebene Preis bes Bieres ift der Ganterſatz, das 
ift der Fabrifpreis deſſelben, um welchen es der produzirende Bräuer unter 
bem Reif an die Wirthe abzufegen berechtigt if. 


Schanfpreis. 


Art. 2. Da Wir bei Erlaffung ber gegenwärtigen Verorbnung aud auf 
den nöthigen Lebensunterbalt des Wirthes billige Nüdfiht genommen haben, 
fo beflimmen Wir hiemit den Schank- ober Detailpreis im allgemeinen Durch— 


e, f, g) Aufgehoben durch Geſetz vom 23. Mai 1846 Art. 13. 
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Ihnitte zu 2 pf. pr. Maß, welche ber abnehmende Wirth zu dem Ganter: 
preife zu fchlagen und es in bdiefem Preife an das Rubfifum in minuto aus: 
zufchenfen berechtigt fein ſoll. 

Art. 3. Wir erwarten bei diefen von Uns auf gründliche Berechnungen 
geftellten Sapbeftimmungen, fowohl von ben Bräuern als den Wirthen, daß 
erftere das Bier jedesmal den vorgefchriebenen quantitativen Größen bes 
Malzes: und Hopfenverbraucdes in entiprechender guter Qualität erzeugen, 
ale auch, daß lektere das von ben Bräuern in folcher Qualität bezogene Bier 
unverfälfcht belaffen und in feinem urfprünglichen Gehalte an den Konjumen: 
ten bei Vermeidung ber bier unten folgenden Strafe in Kontraventionsfällen 
verleitgeben werben. 

Art. 4& Da jeboh die in Verfolg der gegenwärtigen Tarife jedes Jahr 
zu beflimmenden Bierläge im großen Durchichnitte ale das maximum des 
zu ihrer Probuftion in quter Qualität erforberlichen Preifes zu betrachten 
find; — fo wollen Wir jenen Bräuern, welche entweder durch eine bedeutend 
ausgezeichnete Größe ihrer jährlichen Biererzeugung, ober durch andere vor: 
züglige Lofalbegünftigungen, als zum Beifpiel ganz vortrefflihes Waſſer, 
vorzügliche Qualität der Gerfte, bes Hopfens, ihrer Keller, fi in ben Stand 
geiegt finden, ihr Bier in Fäſſern unter bem feftgelegten Preiſe anzulaflen, 
biefes jedoch ſtets nur unter ber Vorausfeßung geftatten, daß die Qualität 
ſolches Bieres ftets jenen Grad ber Güte beibebalte, welcher bem ber Berech— 
nung zum Grunde gelegten Gebrauche der Kombinationsartifel entipricht, in: 
bem Wir wibrigenfalls die gegen bie Erzeugung zu fhwacen Biers verhäng- 
ten Strafen gegen fie mit aller Strenge vollzogen wiffen wollen. 

Unter obiger Borausjekung iſt es aud den Wirthen unbenommen, bas 
Bier, falls fie es ihrer Konvenienz zu fein befinden, unter dem ausgefchrie: 
"denen Sage auszufhenfen. 


Strafe ber Berleitgebung über den Sap. 


Art. 5b). Jene Wirthe hingegen, welche das Bier unter was immer 
für einem Borwande über biefen tarifmäßigen Sat verleitgeben, find für 
jeden Kontraventionsfall um zehn Reichsthaler zu beftrafen und zur Reſti— 
tution bes mehr als ben Preis des Satzes Bezogenen zu verhalten. 


Mapregeln gegen bie Erzeugung bes verfälſchten und ſchlechten 
Bieres: 


a) burd bie Bräuer, 
b) gegen bie Berfälfihung burd bie Wirtbe. 


Art. 6. Damit aber bas Bier weder von ben Bräuern burch Beimifch- 


h) Abgeändert binfichtlich ber Strafe, nicht bezliglich der Reftitution durch PStGB. 
Art. 197. 


454 


PStGB. Art. 197. 


ung frembartiger, der Geſundheit ſchädlicher Ingredienzien verfälicht, ober 
durch Abbruch an der benöthigten Quantität von Malz oder Hopfen in einer 
ſchwachen, mit dem Preife befjelben in feinem Berhältnifje ftefenden Qualität 
erzeugt werde, noch endlih von ben Wirthen, wenn fie es aud von bem 
Bräuhaufe in auter Qualität erhielten, durch ungeeignete Vermiſchungen, 
noch durch unbefugten Wafferzuguß alterirt werde, verordnen Wir biemit 
folgende polizeiliche Maßregeln und Strafen gegen bie Kontravenienten, 


Strafe ber Bierverfälſchung. 


Art. 7. Wenn irgend ein Bier Ingrebienzien in ſich enthält, welche ber 
menſchlichen Gefundheit offenbar ſchädlich find, fo ift es ohne Weiteres durch 
Auslaffung zu vernichten, vorbehaltlid der Strafen, welde das Strafgefeb: 
buch barüber verordnet. 


Berfahren bei ber Unterfuhung unb bem Erfenntniffe. 


Art. 8. Damit aber dieſe Strafe verhängt werben fünne, ift ein ſolches 
Bier auf geſchehene vorläufige Deflaration ber verpflichteten Bierbeſchauer, 
ober in beren Ermangelung des Gemeinbevorftchers (welch' letzterer jedoch 
über diefe Angabe in das Handgelübde zu nehmen ift), unverzüglich von ber 
Lofalpolizeibehörde zu obfigniren, und eine chemiſche Unterfuhung darüber 
bem Landgerichtsphufifus aufzutragen, Bon dem Erfolge biefer Unterjuch: 
ung bängt nun bie Erfenntniß ber betreffenden Polizeibehörde salvo re- 
eursu ab. 


Strafe ber Alterirung bes Bieres. 


Art. 95), Wer ein Bier verleitgibt, bas bie Kraft und den. Gehalt 
nicht bat, welche es haben follte, wenn baffelbe die vorgefchriebene quantitas 
tive Größe ber Ingrebienzien an Malz und Hopfen in fich enthielte, foll 
unnachfichtlih mit einer Strafe von ſechs Pfennige für jede Maß, welche 
das Gefäß enthielt, aus welchem diefes als zu ſchwach erfannte Bier ge: 
nommen wurde, belegt werben 


Berwenbung berjelben. 
Art. 10. Der Betrag biefer Strafe ift zu dem Lofalarmenfond abzu: 
geben. * 


Verfahren bei der Unterſuchung. 


Art. 11. Zur Verhängung dieſer Strafe wird erfordert: 
a) die vorläufige für die betreffenden Polizeibehörden zu Protokoll gege— 
bene pflichtmäßige Deklaration ber Bierbeſchauer in den Städten, oder 


ji) Aufgehoben durch Gef. vom 23. Mai 1846 $. 13. 
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bie verhandgelübdete Deflaratiou der Gemeinbevorficher auf dem Lande, 
baß das verleitzegebene Bier in Beziehung auf feinen Gehalt zu ge: 
ring lei; 

b) bie von ber betreffenden Polizeibehörbe vorgenommene Vergleihung 
dieſes Bieres mit einem anderen ale gut erfannten Biere in Gegen: 
wart bes Denunzirten ; 

ec) der obrigfeitlihe Befund der Wahrheit und Gründlichkeit der Angabe. 


Primäre Haftung ber Wirthe. 


Art. 12. Für die Mlterirung bes Bieres haften vorzüglich bie Wirthe, 
oder jene Bräuer, welche zugleih en detail abjegen. 


Regreßklage gegen ben Bräuer. 
Art. 13. Dem Wirthe fteht es jeboh nach vorerſt erlegter Strafe frei, 


gegen den Bräuer bie Regreßflage anzuftellen, wenn er von bdemfelben wirflid) 
ein ſolches firafmäßiges Bier erhalten hat. 


Bor ben orbentliden Gerihtshöfen. 


Art. 14. Da jedoch bie Präfumtion der Alterirung bes Bieres gegen 
ben Wirth ſtehet, jo kann biefe Negreßflage nur vor den orbentlihen Ge: 
richtsbehörben angebracht und ausgeführt werben. 


Nach vorerfi vom Wirthe erlegter Strafe. 


Art, 15. Bei Stellung ber Klage muß ber Wirth die wirflic geſchehene 
Bezahlung der ihm von der Polizeibehörde diktirten Strafe mittels Beilegung 
ber Quittung hierüber beſcheinen, unter bem Redtsnachtheile ber Verwerfung 
feiner Klage. 


Sefunbäre Haftung bes Bräuers. 


Art. 16. Gibt der geftrafte Wirth ber Lofalpolizeibehörbe den Bräuer 
an, von weldem er bas fällig befundene Bier abnahm, jo Hat bei demſelben 
ungefäumt eine Kellervifitation einzutreten. 


Strafe bes fälligen Bräuers. 


Art. 17. Findet die Obrigfeit nach gepflogenem Berfahren, wie es 
Art. 11 verordnet if, den Bräuer fällig; fo ift er das erftemal mit einer 
Strafe pon 40, im wicberholten Betretungsfale von 80, im britten von 
150 Gulden unnahfihtlih zu belegen. 


Berwenbung berfelben. 


Art. 18. Auch der Betrag biefer Strafen ift bem Lofalarmenfonde ge 
wibmet, 
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Art. 19. Diefe Strafe vereitelt jedoch bie Negrekflage des Wirthes in 
feinem falle. 


Aufhebung ber obrigfeitlihen Herabfekung bes Satzes zur Strafe, 


Art. 20. Die bisher ſtets mit zwedwibrigem Erfolge von ben Behörben 
verfügte Strafe der Herabfegung bes Bieres erflären Wir biemit für jeben 
Fall als unzuläffig und verbieten Unfern höheren und niederen Behörben 
ausbrüdlich, fie anzuordnen. 


Meiterer Grab der Strafe bes Bräuers. 


Art. 21. Hat ein Bräuer in einem unb eben bemjelben Sudjahre brei- 
mal feinem Wirthe ftraffällig erfanntes Bier gegeben, und ift gegen biefen 
Bräuer breimal bie grabationsmäßige Strafe erfannt mworben, fo joH ber 
Wirth berechtigt fein, bdiefen Bräuer auch unter dem Subjahre zu verlaffen, 
und das Bier von einem anderen Bräuer abzunehmen. Es fann aber auch 
der Bräuer bem Wirthe die weitere Bierabgabe verfagen, in bem Falle, wo 
der Wirth dreimal wegen von ihm felbft und ohne Berfchulden bes Bräuers 
alterirten Bieres geftraft worben ift. 


Verbindlichkeit bes Wirtbes zur Bierabnahbme während bes 
Subjabres. 


Art. 22. Den Fall des obigen Artifele ausgenommen, Tann demnach 
fein Wirth unter dem Bräujahre ausfieben, noch fih, wenn er mit Bier 
verlieben werben fann, frembes Bier einlegen, und zwar bei Strafe von 50 
bis 100 Gulden, welche er biesfalls an das bieburch betheiligte Bräuhaus 
zu erlegen haben foll. 

Art. 23 Daher muß fi der Wirth zu Michaelis jeden Jahres bei bem 
Bräubaufe, von weldhen er jein Bier für das nächſtfolgende Jahr abzuneh: 
men gedenkt, barüber erflären. 

Art. 24. Es fteht ihm zwar frei, nur eine beflimmte Zahl von Eimern 
zu beftellen; alsbann aber ift er ſchuldig, dieſe Eimerzabl abzunehmen und 
der Bräuer ift ſchuldig, fie ihm zu liefern. 

Art. 25. Iſt aber feine beftimmte Anzabl von Eimern paftirt, fo wirb 
ber Bebarf bes ganzen Jahres darunter verftanden, unb ber Wirth barf als: 
dann nirgenb wo anders Bier abnehmen, wie auch ber Bräuer ihm jeinen 
ganzen Bedarf zu liefern hat. 

Art. W. Diefe Verträge find jeboh nur auf ein Jahr gültig, wenn fie 
aber nicht ausbrüdlich erneuert ober aufgehoben worden, fo find fie als ftill: 
ſchweigend auf das nächſte Jahr für erneuert zu betrachten. 


Notbwendige Tilgung ber Bierfhulden vor bem Austritte. 


Art. 277. Der Wirth darf jeboch, fo Tange er zu einem Bräubaufe jhul- 
det, von bemfelben nicht austreten. 
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Auh muß er, falls er von bem Bräubaufe auszutreten gebenft, bie 
Schuld fogleih mit bdiefer Erflärung noch vor Weihnachten ganz entrichten, 
außer beffen er noch ungeachtet ber unter dem Jahre jpäter gefchebenen Tilgs 
ung bis Michaelis des nächitfolgenden Jahres, bas ift, bis zum vollendeten 
Subdjahre bei dem Bräubaufe, dem er fchuldete, das Bier abzunehmen ver: 
bunden bleibt. 


Summarifhes Verfahren und frade Erefution bei Bier: 
fh ulbden. 


Art. 28. GEnblih wollen Wir ben $. 29 Unferer Berorbnung vom 
28. Juli 1807 über die allgemeine Gleichſtellung und Erbebungsart ber 
Bier» und Branntwein: oder Malzauffhläge (Negierungsblatt v. J. 1807, 
€. 1293, und 1294) biemit vorbebaltlih bes in Unferem fünftigen Givilge, 
ſetzbuche noch näher zu beftimmenden Vorzugsrechtes der Schulden ber Bier: 
wirthe an bie Bräuer ernftlich wiederholen, und verfehen Uns zu ſämmtlichen 
Juſtizbehörden, daß fie, fo oft berlei Bierihulden eingeflagt werben, gegen 
bie Schuldner mit fummarifhem Berfahren und ftrader Exekution um fo ge 
wiffer einjchreiten werden, al® Wir im alle ber über Saumfal an Uns ge 
langenden Berufung gegen bie fäumigen Behörden firenge Ahndung werben 

- eintreten lafjen. 
Münden ben 25. April 1811. 


Geſetz, 


bie Regulirung bes Bierſatzes und die Verbältnifje ber Bräuer 
zu ben Wirthen und dem Bublifum betreffend. 


1. 


Die Anzahl und der Umfang ber in jedem Regierungsbezirfe gemäß Ar: 
tifel 16 und 17 Titel 1 der Verordnung vom 25. April 1811 zu bildenden 
Diftrifte find von dem zuftändigen Minifterium, nad Vernehmung ber 
Kreisregierung, feitzufegen. 

Bei der Bildung der Diftrifte follen jedoch lediglich die Durchſchnittopreiſe 
ber Gerſte berüdfichtigt werben. 

Eine Abänderung ber feftgefeßten Diftrifte darf ohne erhebliche Grünbe 
nicht ftatt finden. 


$. 2. 


Für die Gerfte find die höchſten und mittleren Schrannenpreife des Di: 
firiftes zur Grundlage der Ausmittelung der Durchſchnittspreiſe zu nehmen. 

Wo Getraidemärkte nicht beſtehen, oder auf benfelben nur geringe Qua: 
litäten ober Quantitäten von Gerfte zum Berfaufe fommen, ift ber wahre 
Preis durch Erhebung ber Preife an den zunächſt gelegenen bedeutenden 
Schrannen, vor melden bie Bräuer bes Diftriftes ihren Bedarf an Bräu- 
gerfte zu beziehen pflegen, dann durch Bernehmung glaubwürbdiger Landwirtbe 


J 
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und an Eidesſtatt verhandgelübbeter Bräuer ber Hauptorte und Bergleihung 
ihrer Mannalien zu beflimmen. 

Die Durhihnittspreife des Hopfens, welde für ben Winterbierfaß von 
ben mittleren, für den Sommerbierfag von ben vorzüglicheren Qualitäten bes 
inländifchen Hopfens zu ermitteln find, follen nad ben Aufzeihnungen auf 
ben innerhalb bes Kreifes gelegenen Hopfenmärften, und, wo ſolche nicht be: 
fiehen, nad ben Preifen der nächſtgelegenen Hopfenmärkte unter Berückſich⸗ 
tigung ber Angaben glaubwürdiger verhandgelübdeter Bräuer und Vergleich- 
ung ber Extrakte und Manualien dreier der vorzüglicheren in ihrem Probuf: 
tionsquantum bebeutenderen Bräubäufer bemeffen worden. 


$. 3 
Für ben befinitiven Winterbierfag haben bie Gerfte: und Hopfenpreife 
während der Monate Oftober und November, für ben Sontmerbierfag jene 
in den Monaten Oktober, November und Dezember zur Grundlage zu bienen. 
Diefe Preife find deshalb von den Diftriftspolizeibehörden jpäteftens bis 
zum 10. Dezember, und beziehungsmweile bis zum 20. Januar zu erbeben 
und ben Kreisregierungen vorzulegen. 


$. 4. 


Der Satz ift von ben Kreisregierumgen für das Winterbier fpäteftens bis 
zum 20. Dezember, für das Sommerbier längftens bis zum 1. Februar feft: 
zufegen und auszufchreiben, fobann unverzüglich nah Empfang bes Aus» 
jhreibens von ben Diftrifts- und Lokalpolizeibehörden an bie Gemeinden 
und Betbeiligten zu verfünben, morauf ber Winterbierfaß unmittelbar nad 
geſchehener Publifation zu vollziehen ift. 


g. 5. 


Für das MWinterbier, welches, vom 1. Dftober anfangenb, bis zur befini« 
tiven Sapbeflimmung verleitgegeben wird, hat proviforifch der Winterbierfat 
bes nächfiverfloffenen Sudjahres fortzubeftehen. 


$. 6kK). 

Solite bei dem Beginne bes Subjahres der Durchſchnittspreis der Gerfte 
gegen jenen, welcher dem Winterbierfaße des vorausgegangenen Sudjahres 
zu Grunde lag, notorifh um zwei Gulden per Schäffel höher oder niedriger 
fteben, fo ift der proviforifche Winterbierfag um einen Pfennig per Maaß zu 
erhöhen ober zu mindern. 

Bei jeber weiteren, zwei Gulben per Schäffel beiragenden Verſchiedenheit 
der Gerftenpreife hat eine gleihmäßige Erhöhung ober Minderung bes pro: 
viſoriſchen Bierfaßes einzutreten. 


x) Aufgehoben burdy Bandtagsabidied von 1856. 
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$. 71). 

Gebt ber in folcher Weife berechnete Bierſatz auf ungerade Pfennige aus, 
fo ſoll berjelbe für die erſte Hälfte der Zeit, für welche er zu gelten bat, um 
einen Pfennig binaufgefegt, für die zweite Hälfte aber um einen Pfennig 
herabgeſetzt werben. 

Diefe Beftimmung fol außer Wirffamteit gefegt werben, wenn eine bem 
Bebarf entjprechende Anzahl von Hellermünzen ausgeprägt und in ben Vers 
kehr gekommen ift, 


$. Em). 


Mer Bier verleitgibt, welches bie Kraft und ben Gehalt nicht hat, ben 
es bei Verwendung der vorgefchriebenen Quantität von Hopfen und Malz ha: 
ben follte, wird an Geld um fünf bis fünfzig Gulden beftraft. 

Mit gleicher Strafe foll bas BVerleitgeben verdorbener, ober mit fremd⸗ 
artigen, aber ber Gefundbeit nicht fhäblichen Ingredienzien alterirten Bieres 
beabnbet werben. 

Die fr ſolche Fälle außerdem, durch die allerhöchſte Entſchließung vom 
18. Mai 1812, mehrere Über verfchiebene Beflimmungen ber Berorbnung 
vom 25. April 1811 bezüglich der Regulirung des Bierſatzes im Königreiche 
entftandene Anftände betreffend, $. 2 Ziff. III angeordnete Konfisfation bes 
Bieres zum Beften des Lokalarmenfonds bleibt hiebei ausbrüdfich vorbehalten. 

Wird der Bräuer fällig befunden, germghaltiges, verborbenes ober mit 
fvembartigen, aber der Geſundheit nicht ſchädlichen Ingredienzien alterirtes 
Bier unter dem Reife an ben Wirth oder einen anberen Abnehmer abgegeben 
zu haben, jo finden die Beſtimmungen des Tit. II Urt, 17 des Regulativs 
vom 25. April 1811 Anwendung, auch bleibt die Konfisfation jener Bier: 
vorräthe, von welchen bie Abgabe bewirkt worden if, nah $. 2 Ziff. IV ber 
allerhöchſten Verordnung vom 18. Mai 1812 vorbehalten, 


$. 9. 


Wenn der wegen Berfäljhung oder Mlterirung bes Bieres ober wegen 
Abgabe verborbenen Bieres verurtheilte Bräuer oder Wirth wegen Unrichtig- 
feit der techniſchen Vorausſetzungen des Strafbefchluffes den Rekurs einlegt, 
fo ift eine neue technifche Unterfuhung des Gehaltes oder ber Güte bes 
Bieres durch andere Sachverftändige einzuleiten und die Inſtruktion nebft 
Beſcheidung des Rekurſes binnen 6 Wochen, won dem Tage ber Cinreihung 
gerechnet, bei Vermeidung eigener Haftung der jäumigen Behörde für allen 
durch die Verjpätung ſich ergebenden Schaden zu bewirfen. Die technifche 
Unterfuhung der Güte des Bieres ift immer an Ort und Stelle, wo bas 
Bier gelagert ift, zu pflegen, die Unterfuhung bes Gehaltes fann aud an 
anderen Orten vorgenommen werben, 





1) Aufgehoben durch Landtagsabfhied von 1850 und 1856. m) $. 8 Abf. 2 
und 4 theilweije aufgehoben durch Landtagsabſchied non 1856, II, 4, Mbj. 2. 
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$. 10»). 


Alle Verträge und Verabredungen ber Bräuer und Wirthe, welche auf 
bie Bierabnabme Bezug baben, müſſen fpäteftens bis zu Michaelis eines 
jeben Jahres, oder wenn biefelben im Laufe des Subdjahres abgeſchloſſen 
werben, längftens innerhalb 8 Tagen nad dem Abſchluſſe bei der Diſtrikts— 
polizeibehördbe bes Wohnortes bes Bräuers, in ftandes = oder gutäberrlichen 
Bezirken bei ber zuftändigen ſtandes- oder gutsherrlihen Polizeibehörde an: 
gezeigt, von biejer unverzüglich zu Protofoll genommen und beftätigt 
werben. 

Die Protofollirung bat tar: und flempelfrei zu gefchehen. 

Alle Verabrebungen zwifchen Wirthen und Bräuern, welche nicht in einem 
folhen protofollirten Bertrage enthalten find, haben keine Rechtsverbinblichkeit 
unb begründen für denjenigen, ber fich darauf beruft, weder ein Recht zur 
Klage, no zur anberweiten Geltendmachung. 


$. 11. 


Den Bräubausbefigern und Wirthen fteht frei, Verträge über bie Bier- 
abnabme auch für eine beliebige Anzahl von Jahren abzuſchließen. 


5.42, 

Beränderungen in ber Perfon bes Befiters einer Wirtbfchaft ober eines 
Bräubaufes begründen das Recht nicht, das Bräuhaus vor Ablauf bes Subs 
jahres oder bei realen Wirthichaften bes paktirten Termines zu verlaffen ober 
bie bedungene Bierabgabe zu verweigern, infoferne von Seite bes Wirtbes 
bie vertragsmäßigen Verpflichtungen eingehalten werben. 


$. 13. 


Gegenwärtiges Gefek tritt vom 1. Oktober 1846 an in Wirkſamkeit. 

Alle entgegenftehenden Beflimmungen ber Berorbnung vom 25. April 
1811, namentlih Tit. I Art. 18, 21, 22, 23, 24, 3, Tit. II Art. 9 find 
nebft der Beſtimmung bes Landtagsabichiebes vom 28. Dezember 1831 
Abſatz III Ziff. 40 aufgehoben. 

Unfer Minifterium bes Innern ift mit dem Vollzuge beauftragt. 

Gegeben Münden, ben 23. Mai 1846. 


Königlich Allerhöchſte Entfchließung, 
ben von ben Bräuern bei dem Minutoverfhleiße zu erbebenben 
Schenfpreis betr. 


In Gemäßheit ber Entſchließung, welhe Wir nad Einvernehmen Unferes 
Staatsrathes in dem Landtagsabjhiebe vom 30. November 1847 im III. Ab- 
fhnitte bezüglich der Wünfhe und Anträge der Stände Unferes Reiches er: 





n) Aufgehoben durch Lanbtagsabichieb von 1850. 
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laffen haben, finden Wir Uns bewogen, dem einftimmigen Wunſche und An- 
trage ber beiben Kammern: 

„Den Bräubausbefigern zu gejtatten, das in ihren Bräubäufern er: 
zeugte Bier bei dem Minutoverichleiße an bie ihre Zech- und Wirth: 
ſchaftslokale befuchenden Gäſte gleih den Wirtben um den Schenkpreis 
zu verzapfen” — 

Unfere Königliche Genehmigung zu ertheilen. 
Unfer Minifterium des Innern wird mit dem Bollzuge biefer Unſerer 
Entſchließung beauftragt. 


Münden, ben 18. Dezember 1847. 


Abfchied für den Tandtag des Königreichs Bayern. 
II. Abſchnitt. 
$. 39. 


Die Regulirung bes Bierfages und bie Verhältniffe ber Bräuer 
zu ben Wirthen und dem Bublifum. 


I. Den in dem Geſammtbeſchluſſe vom 13. Juli 1.3. an Uns gebrachten " 
Anträgen beiber Kammern entfprechend, ertheilen wir nachfolgenden Beftims 
flimmungen Unfere Genehmigung mit Gefeßesfraft: 

1) ber $. 10 des Gefeßes vom 23. Mai 1846, die Regulirung des 
Bierfages und bie Berbältniffe der Bräuer zu den Wirtben und bem 
Rublifum betreffend, tritt außer Wirffamteit. 

Diefe Beftimmung fol auch für alle jene Fälle gelten, welche feit ber 
Publikation des genannten Geſetzes noch nicht rehtshängig geworden find. 

2)0) Wenn ber Bierjag auf ungerabe Pfennige ausgeht, jo kann bie 
Kreisregierung auf Anſuchen ber Betheiligten verfügen, daß bderfelbe für 
bie erſte Hälfte ber Zeit, für welche er zu gelten bat, um einen Pfennig 
binaufgejeßt, für bie zweite Hälfte aber um einen Pfennig berabgefegt 
werde. 


Die Beftimmung bes $. 7 bes erwähnten Gefehes vom 23. Mai 1846 
ift hiernach aufgehoben. 


Gegeben zu Aachen, ben 25. Juli 1850. 


°) Ziff. 2 aufgehoben durch Landtagsabſchied von 1856. 
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Abfchied für den Landtag des Königrrichs Sayern. 
IL. Abſchnitt. 


$. 9. 


Regulirung des Bierſatzes und die Verhälniſſe der Bräuer zu den 
Wirtben und zu bem Publikum. 


I. Bir werden bie von Uns angeorimeten Erhebungen und Ermitteluns 
gen bezüglich der Zwedmäßigfeit der Aufhebung oder Beibehaltung der Bier: 
tare, dann bezüglich einer allenfallfigen Reviſion des Biertarifes zur Vollens 
bung bringen laffen, und behalten Uns je nad dem Ergebniffe weitere Ber: 
fügungen bevor, 

1. Inzwiſchen verorbnen Wir den in dem Gefammtbefchluffe vom 
11. Juni I. Irs. an Uns gebradjten Anträgen bes Landtages gemäß mit 
Geſetzeskraft: 

1) Den Bräuhausbeſitzern, mit deren Bräugerechtſamen erweislich auch Tafern— 
ober ſonſtige Wirthsgerechtigkeiten verbunden find, iſt, fo lange fie dieſe 
Wirthſchaftsrechte ausüben und verſteuern, auch bei Verleitgabe ihres 
Bieres über die Gaſſe der volle Schenkpreis gleich allen übrigen Wirthen 
unbedingt geſtattet. 

2) Ergibt ſich bei Berechnung des Bierſatzes ein Pfennigbruch über einen 
geraden Pfennig oder ein ungerader Pfennig, ſo werden dieſelben zum 
Beſten des Publikums ganz weggelaſſen. 

Ergibt ſich dagegen ein Pfennigbruch über einen ungeraden Pfennig, 
ſo wird der Bierſatz zum Beſten der Bräuer auf den nächſten geraden 
Pfennig ergänzt. 

Wenn ſich ein ungerader Pfennig durch Beiſchlag des in einzelnen 
Orten beſtehenden Lokalmalzaufſchlags ergibt, ſo iſt es den betreffenden 
Bräuern geſtattet, nach vorheriger Anzeige bei ber einſchlägigen Diſtrikts— 
beziehungsweiſe Lofalpolizeibehörde behufs der Ausſchreibung des Bierſatzes, 
die Ausgleichung deſſelben felbſt in der Weiſe vorzunehmen, daß er für 
die erſte Hälfte der Zeit, für welche er zu gelten hat, um einen Pfennig 
hinaufgeſetzt, für die zweite Hälfte aber um einen Pfennig herabgeſetzt werde. 

Als proviforisher Winterbierfaß hat ber definitive Bierſatz des nächſt— 
verfloffenen Sudjahres unabänderlich fortzubeftehen. 

Der Artifel 14 Titel I der Verordnung vom 25. April 1811, bie $$. 6 
und 7 bes Geſetzes vom 23. Mai 1846, ſowie Ziff. 2 lit, C. $. 39 
Nr. 1 des Landtagsabichiedes vom 25. Juli 1850 werden biemit aufgehoben. 

3) RPolizeilihe Unterfuhungen wegen Verleitgabe geringhaltigen oder alterirten 
ober verborbenen oder geſundheitsnachtheiligen Bieres find nur von wirf: 
lichen Föniglihen Beamten, — in Städten und Märkten mit magiftra: 
tiſcher Verfaſſung von wirflihen Magiftratsgliedern ober fürmlid ange: 
fiellten Polizeiaftuwaren, unter Zuziebung volllommen fachfundiger und 
gut beleumundeter Bierbeſchauer zu führen. 
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Fin Schuld -» nnd Strafansfpruch aber fann nicht ohne vorher erbol: 
tes und mit dem auf die Gaumenprobe geftügten Kommiſſionsbefunde 
übereinſtimmendes technifches Gutachten bes k. Gerichtsarztes und Apo— 
thekers ober eines‘ anderen im dffentlihen Dienſtverhältniſſe ſtehenden 
Ehemifers über den wahren Gehalt des fraglichen Bieres im Vergleiche 
mit bem Gehalte bes Mufterbieres erlaffen werden, infoferne der bethei— 
ligte Bräuer ober Wirth ſchon im diefem Stadium ber Unterfuhung ein 
foldyes Gutachten ausbrüdlich verlangt. 

In höheren Inftanzen bagegen ift, wenn ber verurtbeilte Bräner ober 
Wirth wegen Unrichtigfeit der tedinifchen Vorausſetzung bes Etrafbefhlufies 
den Refurs ergreift, jedenfalld nur unter Zugrundelegung eines ſolchen 
Gutachtens von bewährten Chemikern einer Univerfität oder, polytechnifchen 
ober Kreislandwirtbichaft: und Gewerbihule das Erfenntniß zu fällen. 

Diefe Bierunterfuhungen müſſen möglichſt bejchleunigt und in beiden 
Inftanzen in der Regel in 6 Wochen beendigt werben. 


4) Ein als urfprünglich gut und gebaltvoll eingefotten erfanmtes, d. i. mit 


5 


) 


Beigabe ber vorgefägriebenen Quantität von Malz und Hopfen bereitetes, 
aber durch Einmwirfung äußerer Umftände ohne Berfhulden des Bräuers 
ober Wirthes verdorbenes ober abgeftandenes oder aud im Sude miß— 
lungenes Bier begrünbet weder Beitrafung noch Konfisfation, wohl aber 
im Falle feiner Ungenießbarfeit oder Schädlichfeit das Verbot ferneren 
Verfaufes, und ift foldhes daher dem Bräuer lediglich zur Branntweinz 
ober Ejfigbereitung oder fonft unfhädlichen Verwendung unter obrigfeit- 
licher Aufficht zu überlaffen. 

Hiedurch find die Beftimmungen im $.8 Abſ. 2 und 4 des Gefekes 
vom 23. Mai 1846, foweit fie fi auf verborbenes Bier beziehen, außer 
Wirkſamkeit geſetzt. 


Hat im Falle der Beſtrafung eines Wirthes oder minutirenden Bräuers 
bie nach Art. 16 Tit. II der Verordnung vom 25. April 1811 ange 
ordnete Kellervifitation bei bem betreffenden Bräuer einzutreten, fo 
ift dieſelbe auf jene Kellerabtheilungen und Bierworräthe zu befchränfen, 
von welchen die Abgabe des fällig befundenen Bieres bewirft worden ift. 

Stellt fih hiebei nach gepflogenem Verfahren auch Straffälligkeit 
bes Bräuers heraus, jo kann nur das in ber gedachten Abtheilung vor: 
gefundene tarifwidrige Bier ber Konfisfation unterworfen werben, bie 
Biervorräthe in den übrigen Abtheilungen oder Kellern bleiben fo Tange 
unberührt, als fich nicht bei ihrer weiteren BVerleitgabe neuerdings Strafe 
barfeit des minutirenden Bräuers ober Wirthes ergibt. 


6) Der Termin zum Ginfieden des Winterbieres wirb vom 1. Oftober auf 


ben 15. September zurüdverlegtp). 
Gefuche um Bewilligung zum nod früheren Einfieben find nad) ben bis: 


p) Siehe jedoh PStGB. Art. 197 Abf. 2. 
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berigen Borfhriften zu behandeln und beim Borhandenfein gewichtiger Gründe 
ohne Säumniß zu gewähren. 

II. Dem gleichzeitig an Uns gebraten Wunfce des Landtages gemäß 
verordnen Wir, daß ber $. 1 des Gejekes vom 23. Mai 1846 in ber Art 
vollzogen werde, baß eine Erneuerung ber gemäß Art. 16 u. 17 Titel I ber 
Verordnung vom 25. April 1811 und $. 1 loco citato gebildeten Biertar: 
biftrifte einzutreten habe, oft fi ein den audzufchreibenden Bierſatz än- 
bernder (alio erheblicher) Gerftendurdjchnittspreis unter ben zum Zarbiftrifte 
gezogenen Polizeibezirken ergibt. 

Gegeben Münden, 1. Juli 1856. 


Abfchied für den Landtag des Königreichs Bayern. 
Abſchnitt ILL 
$. 26. 

1) Wir werben bem an Uns gebrachten Antrage auf Vorlage eines Ges 
feßentiwurfes, wodurd die Befreiung ber Bierfabrifation von polizeilichen Pro⸗ 
buftionsvorfriften und Tarregulirungen herbeigeführt, der Verkauf gejund- 
beitöwibrigen und verborbenen Bieres ben allgemein geſetzlichen Strafbeitim- 
mungen unterfiellt und das Rechtsverhältniß zwiſchen Bräuern und Wirthen, 
joweit Abweihungen von ben allgemeinen Rechtsgrundſätzen als angemefjen 
erjcheinen, in entſprechender Weife geregelt wird, die jorgfältigiie Erwägung 
zuwenden laffen. 

2) Inzwifhen verorbnen Wir, bem in bem Gefammtbeichluffe vom 
21. Oktober I. J. geftellten Antrage beidver Kammern bes Landtages entjpres 
chend, mit Gejepesfraft: 

Die in den Landesiheilen biesfeits des Rheins geltenden gefeglihen Be: 
fliimmungen über bie Regulirung bes Bierfages und die Verhältniffe zwifchen 
Bräuern und Wirtden und dem Bublifum können durch Verordnung außer 
Wirffamfeit gejegt werben. 

Eine ſolche Verordnung kann zwar jeden Augenblid wieber zurüdgenoms 
men, bie Jurüdnabme muß jedoch vor dem 1. Juli verfündigt werben und 
ift dann vom Gintritte des mächften definitiven Winterbierfages an wirffjam. 

Die Verwendung anderer Stoffe oder Surrogate für Gerfienmalz und 
Hopfen zur Bereitung von Braunbier bleibt verboten, und es finden auf 
Bräuer und Wirthe die allgemeinen Strafbeftimmungen über Fälſchung von 
Getränken und über Berfauf und Befig gefäljchter, verdorbener und gefund: 
beitsfhäblicher Getränke Anwendung. 

Die Rechtoverhältniſſe zwifhen ben Bräuern und Wirtben find unter 
Aufretbaltung der Beftimmungen des Art. 23 bis 27 der Berorbnung vom 
25. April 1811 umb 8. 11 und 12 des Geſetzes vom 23. Mai 1846, bie 
Negulirung des Bierfages und die Berbältniffe der Bräuer zu den Wirthen 
betreffend, nad in Mitte liegenden Verträgen unb ben einfchlägigen Eivilge: 
ſetzen zu bemefjen. 

ben 10. Nov. 1861. 
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Art. 198. 


Däder, Brod- und Mehlhändler, jchenkberechtigte Brauer und 
Bierwirthe, Megger und andere zum Feilbieten von Fleifch bes 
rechtigte Perfonen werden an Geld bis zu 10 fl. geftraft, wenn 
fie gegen ortspolizeilihe Vorſchrift unterlaffen, die für Brod, 
Mehl, Bier und Fleifch polizeilich feitgefegten Taren an oder in 
ihren Berfaufslofalitäten auf eine für den Käufer fihtbare Weife 
anzufchlagen. 

Soweit für dieſe Verfaufsgegenftände Bolizeitaren nicht bes 
ftehen, werden die bezeichneten Gewerbtreibenden 

1) an Geld bis zu 10 fl. geftraft, wenn fie gegen ortöpolizeis 
lihe Vorſchrift es unterlaffen, die Preife ihrer Verkaufs: 
gegenftände an oder in ihren Gewerbslokalitäten auf eine 
für die Käufer fihtbare Weile anzuichlagen ; 

2) an Geld bis zu 25 fl., wenn fie die von ihnen angezeigten 
Preife überichreiten oder gegen ortspolizeiliche Vorſchrift 
eine Erhöhung ihrer Preife eintreten laffen, ohne wenig» 
ftend 3 Tage vorher der Ortöpolizeibehörde davon Anzeige 
gemacht oder deren Bewilligung zur früheren Aenderung 
der Preiſe erlangt zu haben. . 


1) Die Anwendbarkeit ſämmtlicher Beftimmungen des Art. jet bas 
Borbandenfein ortspolizeiliher Vorfhriften voraus. Abſ. 1 ift an jenen 
Drten anwendbar, wo die angeführten Nahrungsmittel tarirt find, Abf. 2 
da, wo dies nit der Fall ift. 

2) Statt der Worte des Entw.: „Gewerbetreibende, welche Brod, 
Mehl, Bier oder Fleiſch verkaufen‘ wurden die Worte ‚Bäder, Brod- und 
Mehlhändler, jchenkberechtigte Brauer und Bierwirthe, Mebger und andere 
zum Feilbieten von Fleifch berechtigte Perſonen“ gewählt, weil die urfprüng- 
liche Beitimmung nit auf alle Gewerbtreibende pafjend war, welche Brob, 
Mehl, Bier oder Fleifh in ihrem Gewerbebetriebe verkaufen, 3. B. auf 
Wirthe, welche Brod in einzelnen Portionen verkaufen, auf Kaffee: und 
- Gaftwirthe, welche Bier abgeben. Anbererjeits kommt es ver, daß Fleiſch 
nicht blos von Metzgern, ſondern aud von anderen Perjonen, z. DB. von 
Landwirthen, denen die Polizei den Kleifchverkauf in f. g. Freibänken ges 
ftattet, öffentlich feilgeboten wird, in welchem Falle diefelben gleich den ges 
werbsmäßig berechtigten Verkäufern zu behandeln find. A. II ©, 250. 

3) Nah der Abfiht des Entwurfes follte e8 der Oberpolizei geftattet 
fein, auch für folhe Orte, an welchen bie polizeiliche Tarirung der im Art, 

30 
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bezeichneten. Lebensmittel nicht beſteht, durch oberpolizeilihe Vorſchrift einen 
beftimmten Zeitraum feitzufegen, für welchen die Verfaufsberechtigten bei 
Strafvermeidung die von ihnen einzubaltenden Breife im Voraus zu be 
ftimmen haben, und während deſſen fie die zur Anzeige gebrachten Preife 
nicht überjchreiten dürfen. 

Allein diefe Beftimmung, woburd ed ber Oberpolizei möglich gewejen 
wäre, die Fefthaltung gewiffer Breife für längere Zeiträume, 3, B. für 
einen Monat, für 14 Tage zu erzwingen, wurde mit dem Syſteme 
der Tarfreiheit, welches das Vorhandenſein möglihft freier Konkurs 
renz zur Vorausſetzung bat, für unvereinbar erachtet, Es würde da— 
durch das Hauptgebrehen des Tarfpftemes, der Mangel der nöthigen Bieg: 
ſamkeit und Dehnbarkeit der Preisbeftimmung, welcher jo zahlreiche Bes 
fchwerden ber Gewerbetreibenden und der Konfumenten veranlaßt, auf bas 
Syſtem der Tarfreiheit übertragen worden fein. Ein Hauptvortheil des 
leßteren bejteht gerade darin, daß ber Gewerbsmann in den Stand gejegt 
wird, bei dem Verkaufe feiner Produkte ſich dem jedesmaligen Preiſe ber 
Rohſtoffe möglichſt anzufchliegen, was dem Publitum einleuchtender ift, als 
bie im Tarifirungsſyſteme vorausgefegte fucceffive Ausgleichung. A. I 
©. 350, 352. 

Bei ber fchließlihen Feitfegung des Abſ. 2 wurde anerfannt, daß bie 
Ortspolizei audy bei bejtehender Tarfreiheit berechtigt ift, die Anforderung 
zu ftelen, baß bie bezeichneten &ewerbetreibenden zur Verhütung von 
Streitigfeiten und zur Erleichterung der Kontrole bie von ihnen bejtimmten 
Preife an oder in ihren Verfaufslofalitäten anzuſchlagen haben. Es wurbe 
ferner der Ortspolizei die Befugniß eingeräumt, zu verorbnen, daß diefe Ge: 
werbetreibenbe jede Erhöhung ihrer Preife 3 Tage vor bem Eintritte derſelben 
ber Ortspolizeibehörde anzeigen müffen, und daß eine frühere Preiserhöhung 
nur dann eintreten darf, wenn bie Ortspolizei hiezu eine befondere Bewil- 
ligung ertheilt hat. Allerdings wurde nicht verfannt, daß eine Beftimmung, 
wonach die Polizei die Feithaltung beftimmter Preife nur innerhalb je 
dreier Tage beanfpruchen kann, für die Polizeiverwaltung wenig Werth hat, 
und durh Zurüdhaltung der Verkäufer mit ihrer Produktion und den ver- 
käuflichen Quantitäten Teicht ilfuforifh gemacht werben kann; indefjen wurde 
hierin doch ein gewiſſes Schugmittel gefunden, um zu verhindern, daß nicht 
bei außerordentlihen Ereigniffen, 3. B. bei einem großen Menjhenzufans 
menfluffe, ein unnatürlihes Hinaufſchrauben der Preife, welches große 
Unorbnungen herbeiführen könnte, ftattfinde, A. II ©. 508, 509, 
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Art. 199, 


Die im vorhergehenden Artikel genannten Gewerbtreibenden 
unterliegen einer Geldſtrafe bis zu 25 fl., wenn fie ohne genü- 
genden Entihuldigungsgrund, folange ihre Worräthe reichen, 
einem Käufer die Abgabe ihrer Verfaufsgegenftände gegen Zah: 
lung verweigern. 

Bäder, Mepger, Müller und Bierwirthe , welche den Betrieb 
ihred Gewerbes ohne gemügende Entſchuldigung einftellen, obne 
ſolches wenigftend 14 Tage zuvor der Ortöpoligeibehörde ange: 
zeigt zu haben, werden an Geld bis zu 50 fl. geftraft. 


1) In Ab. 2 wurden die Worte „ohne genügende Entſchuldigung“ 
beigefügt, um auszubrüden, daß bie daſelbſt bezeichneten Gewerbsfeute nicht 
blo8 dann ftraflos bleiben jollen, wenn die Einftellung ihres Gewerbäbe: 
triebes dur für jie unabwendbare Ereigniffe herbeigeführt worden ift, 5. B. 
durch Ueberſchwemmung oder Wafjermangel bei einer Mühle, in welchem 
Valle jhon nad) dem allgemeinen Syſteme des Art. 19 des PStGB., 
welches Niemand für Zufall verantwortlihd macht, Leine Strafe eintreten 
kann; jondern daß aud in folgen Fällen, wo fein eigentlicher Nothfall bes 
fteht, Umſtände vorhanden fein können, welche die Handlung oder Unter: 
lafjung als völlig entſchuldbar erſcheinen laſſen. A. II S. 411. 

2) Nach den weitergehenden, an ben bisherigen polizeilihen Uebungen 
und Anjhauungen fefthaltenden Vorſchlägen bes Art. 237 des Entwurfes 
jollten die betreffenden Gewerbetreibenden noch ferner bejtraft werben: 

a) wenn fie ohne nachgewieſenen Entihuldigungsgrund mit den von 
der Polizeibehörde beftimmten Vorräthen nicht verjehen find; 

b) wenn ſie ſich verabreden, die bei ihnen verkäuflichen Lebensmittel 
nur zu Preiſen über bie polizeilihe Taxe abzuſetzen; 

e) wenn fie fih, falls Bolizeitaren nicht beftehen, verabreden, zu 
höheren als den von ihnen ber Polizeibehörbe für einen beftimmten Zeit: 
raum angezeigten Preiſen ober auf eine für bas Publikum beläftigende 
Weife nur zu bejtimmten Zeiten oder in einer gewiffen Reihenfolge 
abzujegen. 

Allein alle diefe Vorſchläge wurden abgelehnt. 

Zu a) wurbe angenommen, baß eine ſolche Vorſchrift einen tiefen 
Eingriff in das Privatreht enthalten würde, ber eben fo ungerecht als un: 
ausführbar wäre, Die Vorräthe, welche jeder einzelne Gewerbsmann zur 
Befriedigung feiner Abnehmer bereithalten müfje, könnten nicht einmal auf 
Tage noch viel weniger auf längere Zeiträume von ber Polizei ermittelt 

30 * 
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werden. Ein richtiger Maßſtab zur Vertheilung ber Laft unter bie ver: 
ſchiedenen Gewerbetreibenden, welche zur Verproviantirung des Publikums 
gezwungen werben follen, laſſe fich nicht auffinden, Dagegen würbe für 
die Polizeiverwaltung die VBerpflihtung zum Schabenserfage erwachſen, 
wenn fie durch übertriebene Anforderungen Gewerbetreibende in Schaben 
verjeßt habe. Gerade in Zeiten der Noth fei es am fhwierigften und oft 
geradezu unmöglich, die begehrten Vorräthe aufzutreiben, vielmehr fei es in 
folden Zeiten Sade des Staates, aus öffentlihen Mitteln für die Beiſchaf— 
fung bes Nöthigen zu forgen. Ebenfowenig beftehe ein Bebürfniß einer 
folden Maßregel, vielmehr liege e8 im natürlichen Interefje jedes Gewerbe— 
treibenden, feinen Abſatz ſo viel als möglich auszubehnen, fo lange ihm 
diefer noch einen entſprechenden Gewerbsgewinn verfchaffe und ihm nicht 
durch unbillige Tarvorfchriften jeder Gewerbsgewinn entzogen oder gar zu: 
gemuthet werde, in ber Hoffnung auf künftigen Erſatz fein Geſchäft mit 
Schaden fortzuführen. 

Zu b) Solche Verabredungen haben erfahrungsgemäß nicht den Effekt, 
welchen man benfelben früher zugejchrieben hat und werden am beiten burd 
Zulaffung möglichſt freier Konkurrenz bei dem Handel mit Lebensmitteln 
und durch Mafregeln des Selbſtſchutzes, welche ein vernünftiges Publikum 
zu ergreifen vermag, paralyfirt. Die vorgefhlagene Beſtimmung erſchien 
aud deshalb als unnöthig, weil Gewerbtreibende, welde mit oder ohne 
Derabredung die Taxe überfchreiten, nad Art. 196 ftrafbar find, während 
Berabredbungen zu dem Zwede, um bie Erhöhung ber Taxe von der Be 
börde zu erzwingen, an ben Schuldigen nad StGB. Art. 141 zu be 
ftrafen find. 

Zu ec) Diefer Fall kann nunmehr nad Umftänden nah Art. 198 
Abſ. 2 Ziff. 2 oder nad) Art. 199 beftraft werden, je nachdem in Folge 
der Verabredung ber einen ober der anderen biefer Beftimmungen zuwider 
gehandelt worden ift. 

A. II ©. 250, 251, 353; TI ©. 177, 411, 412, 


Art. 200. 

An Geld bis zu 10 fl. werden geitraft: 

1) Bäder, welde den ortspolizeilihen Vorfchriften über Bes 
zeihnung beftimmter Brodwaaren mit auf denfelben aufs 
nedrüdten Zeichen und das Ausbaden beftimmter Brod⸗ 
waaren nad den herkömmlichen oder polizeilich feftgefegten 
Gewichtsgrößen zumwiderhandeln ; 


Art.200,201. Uebertretgn. in Bezug auf Bolizeitaren u. d. Verkehr m. Lebensmitteln. 469 


2) Megger und andere zum FFeilbieten von Fleifh berechtigte 
Perſonen, welche den ortöpolizeilihen Borfchriften über das 
Schlachten von Vieh außer den öffentlihen Sclahthäufern, 
die Schlachtordnung in den legteren, den Berfauf von 
Fleifh außer den öffentlichen Fleifhbänfen und die Orb: 
nung des Berfaufes in den legteren, fowie über Güte und 
Gewicht der Zuwagen zumwiderhandeln. 


Das an vielen Orten eingeführte Aufdrüden eines Zeichens auf be: 
ftimmte Brobwaaren erleichtert die Ueberführung der Bäder, welche ſchlechtes 
oder zu leicht gebadene® Brod abgeben. Die plöglihe Veränderung bes 
berfömmlihen Gewichtes beftimmter Brodwaaren, felbjt wenn diefelbe eine 
Benachtheiligung der Käufer nicht in ſich fchließt, kann durch ortspolizeiliche 
Borfchrift verboten werben, weil hiedurch leicht Unbequemlichkeiten für das 
Publitum und Störungen der öffentlihen Ordnung entftehen. Mot. zum 
Entw. Art. 233—241 Ziff. 3. 


Art. 201. 


An Geld bis zu 50 fl. wird geftraft: 

1) wer an Orten, an welden die Breife von Getreide, 
Hopfen oder Schladhtvieh zum Zwecke polizeiliher Taxbe— 
ftimmungen amtlid zu ermitteln find, in Bezug auf folde 
Gegenftände Scheinverträge abſchließt oder erdichtete Ver— 
träge der Behörde ald abgefchloffen anzeigt; 

2) wer die nach Gefeg oder polizeilidher Vorſchrift ihm oblie- 
gende Anzeige wirklich abgefchloffener Verträge über die in 
Ziff. 1 bezeichneten Gegenftände verabfäumt oder hiebei 
wiffentlich bezüglich des Preiſes oder der auf das Preis— 
verhältniß Einfluß übenden Vertragsbeſtimmungen un⸗ 
wahre oder unvollftändige Angaben macht; 

3) wer wiffentlich zu den in Ziff. 1 und 2 bezeichneten Hand: 
lungen mitwirft. 

Die in Ziff. 2 angeführten polizeilihen Borfchriften werden 

von jenen Behörden erlaffen, in deren Zuftändigfeit die Feititel- 
lung der betreffenden Taxe liegt. 


Der gegenwärtige Art. vertritt die Stelle der Art. 238 und 239 bes 
Entwurfes, welche lauteten: 
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Art. 238. 


Wer in Getreide Scheinverträge oder Differenzgeſchäfte abſchließt, wer 
durch Verbreitung falfcher oder entftellter Thatſachen das Steigen bes Preifes 
bes Getreibes zu bewirken fucht, wer zu folgen Geſchäften oder Handlungen 
in irgend einer Weife mitwirft, wird an Geld bis zu 150 fl. und mit Arreft 
bis zu 42 Tagen geftraft. 


Art. 239. 


Wer für einen öffentlichen Marft beftimmies und bereits in bem Bereich 
bes Marktortes gebrachtes Getreide an einem Markttage außerhalb bes 
Marktplages Fauft oder verfauft, wer vor Anfang bes Marktes heimliche 
Kaufverträge bezüglich des zu Markte gebrachten Getreides abichließt, wer 
Vorräthe von Getreide nur zum Scheine auf den Markt bringt ober faljche 
Preife bei ben Marktprotofollen angibt, wer zu folcdhen verbotenen Handlungen 
in irgend einer Weife wiffentlich mitwirft, wird an Geld bis zu 100 fl. oder 
mit Arrejt bis zu 30 Tagen beftraft. 

Wer in Bezug auf andere zur Nahrung von Menfchen oder Thieren die: 
nende Gegenftände oder in Bezug auf Vorräthe von Brennmaterial fidh ber 
in Abſatz 1 bezeichneten Webertretungen ſchuldig macht, unterliegt einer Geld: 
ftrafe bis zu 50 fl. oder einer Arreftftrafe bis zu 14 Tagen. 

Frei von biefen Beſchränkungen und Strafen ift ber Verkehr mit ſolchen 
Gegenftänden, welche täglich zum Berkaufe in Häufern und auf ben Straffen 
berumgetragen und ausgeboten werben bürfen, 


Hienach ift offenbar, daß der Entwurf in Art. 238 u. 239 einen ganz 
anderen Zweck verfolgte, als denjenigen, welder dem Art. 202 zu 
Grunde liegt. 

Der Entwurf hatte die Abficht, nad dem Vorbilde des Code penal 
Art. 419 u. 420 Strafmaßregeln gegen Handlungen zu fchaffen, welche 
man zur Pervorbringung einer fünftlihen Theuerung bes Getreides und 
anderer wichtiger Xebensbebürfniffe für geeignet hielt, während die neueren 
Strafgefeße ſich ähnlicher Beftimmungen enthalten haben, feitbem ſich im 
neuerer Zeit die Anfichten ber Theorie und Praris über die reale Mög— 
lichkeit eines tief eingreifenden Einwirkens wucherlicher Umtriebe auf bie 
Steigerung der ©etreidepreife wefentlid geändert haben. Insbeſondere er: 
ſchien ein Berbot der Differenzgefchäfte in Getreide unzuläffig, indem foldhe 
Geſchäfte im größeren Getreidhandel üblih und für Lieferungsgefhäfte mit 
einer auf fpätere Zeiträume feitgeftellten Ablieferungszeit nicht wohl ent- 
behrlich find. 

Der Fall der Einwirkung auf die Getreidepreife durch Verbreitung 
falfher oder enttellter Thatſachen würde in erheblichen Fällen ſchon nad 
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StGB. Art. 109 beahndet werben können. Die im Art. 239 beabfichtigte 
partielle Aufrechthaltung bed Schrannenzwanges wäre eine Maßregel von 
höchſt zweifelhaften Werthe gewejen, worin unmöglich ein Mittel zur Auf: 
munterung und Förderung des Schrannenverfehres erblidt werben könnte, 
Die Angabe falſcher Preife zu den Marktprotofollen fann nah StGB. 
Art. 202 Abſ. beftraft werben. A. I ©. 251. 

Die Beitimmungen bed gegenwärtigen Artikels find nur ein Noth— 
und Hilfsapparat zur Aufrehthaltung einer Teidlihen Prazis bei Regulir: 
ung ber Biftualientagen, um zu verbüten, daß bie Polizeibehörben, 
welche bie Tare feftzufegen haben, nicht durch falfche Mittheilungen über die 
Preife der Robftoffe, welche bei ber Tarberehnung zu Grunde zu legen 
find, getäufht und bie Taren zum Nachtheile der Zehrer ungünftiger ge: 
ftaltet werden, als freie Konkurrenz die Preife ergeben würde, 

Sm Abſ. 1 wurden unter Scheinverträgen ſolche Verträge verftanden, 
bei welchen ein höherer Preis als der wirklich bebungene fingirt wird, um 
einen höheren Durdfchnittspreis und hiedurch eine erhöhte Tare zu er: 
zielen ; unter erdichteten Verträgen ſolche Verträge, welche nicht abgefchloffen 
wurden, aber zu gleichem Zwecke ber Behörde als abaefchloffen angegeben 
werben, Die Beftimmung der Ziff. 2 ift nit auf Schrannenverfäufe be— 
ſchränkt, fondern es kann, fomweit nicht eine gefeglihe Vorfchrift in Mitte 
liegt, wie dies bezüglih der Erhebung ber Hopfenpreife im $. 2 des Ge 
ſetzes vom 23. Mai 1846, die Regulirung des Bierfates ꝛc. betr, der Fall 
ift, durch polizeiliche Vorſchrift auch die Anzeige aller außerhalb ber 
Schranne abgefhloffenen Verträge zur Pflicht gemadyt werden. Unter 
„unwahre ober unvollftändige Angabe” wurden insbefondere auch die Fälle 
begriffen, wo Getreide zwar nad Schäffeln aber unter Garantie eines be— 
ftimmten Gewichtes verfauft wird. In ſolchen Fällen ift der wahre Preis 
des Schäffel® gewöhnlich niedriger als ber angezeigte DBerfaufspreis; es 
fol daher der Polizei von ber erwähnten Garantie Anzeige gemacht 
werben müfjen, damit biefelbe in den Stand gefeßt wird, durch vorgenom: 
mene Probemefjungen das wahre Preisverhältnig zu ermitteln. A. II 
S. 178. j 
Soweit die Strafbeftimmung des Art. 201 mit jener des StGB. 
Art. 200 zufammentrifft, Hat die erftere für die im Art. 201 behandelten Fälle 
al® lex specialis den Vorzug; foferne jedoch zu einer Lebertretung bes 
Art. 201 no andere Momente hinzukommen, woburd; bie That ben Cha— 
rafter einer fehwerer ftrafbaren Handlung annimmt, 3. B. wenn bie wiſ— 
fentlich falfhe Ausfage in einer durch Eid oder Handgelübde befräftigten 
Berfiherung vor einer öffentlichen Behörde abgelegt wird, hat jenes Straf: 
gefeß, welches bie ſchwerere Strafe beftimmt, in Anwendung zu kommen. 
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Nah Verord. vom 17. Dezember 1825 $. 62 fteht die Regulirung 
und Handhabung der Fleiſch-, Mehl: und Biertaren den Kreisregierungen 
K.d. J., die Regulirung der Brobtaren den Unterbehörden zu, in ber 
Pfalz ift die Regulirung der Brod- und Fleifhtare Sache der Lofalpofizei. 
Nach diefen Grundfägen bemißt fi auch die im Abf. 2 vorgefehene Kom: 
petenz zur Erlaffung der in Ziff. 2 angeführten polizeilihen Vorſchriften. 


- 


Art. 202. 


Zumibers Zumiderhandlungen gegen die durch ortöpolizeiliche Vorſchrift 
— feſtgeſetzten Ordnungen für den Verkehr mit Getreide auf öffent— 
nn lichen Getreidefhrannen werden an Geld bis zu 50 fl. geftraft. 
nung. Zuwiderhandlungen gegen die durch ortöpolizeilihe Vorſchrift 
feitgefegten Ordnungen für den Verfehr auf Meſſen und Jahr— 
märften, auf Vieh-, Holz- und Biftualienmärkten und auf 
Märkten für den Berfehr mit Rohftoffen oder Waaren irgend 
einer Art werden an Geld bis zu 25 fl. geitraft. 
Zuwiderhandlungen gegen ortöpolizeilihe Vorſchriften über das 
Herumtragen verfäuflicher Lebensmittel und fonftiger Gegenftände 
des gewöhnlichen Marftverfehres auf der Straße und das Haus 
firen mit denjelben werden an Geld bis zu 10 fl. geſtraft. 
Durch die ortspolizeilich feſtgeſetzten Schrannen= oder Marft: 
ordnungen fann weder der Handel mit Gegenftänden des Marft: 
verfehres, welde noch nicht in die Marfung des Marftortes ge— 
bracht worden find, verboten, noch der Einfauf auf dem Marfte 
während eined Theiled der Marftzeit für beftimmte Klaffen von 
Perſonen unterfagt, noch die freie Abfuhr der am Marft= oder 
Schrannentage unverfauft gebliebenen Vorräthe verboten oder 
beihränft werden, 


Art. 203, 


Gemein⸗ Die nah Maßgabe der Art. 200—202 erkannten Geldſtrafen 
ſchaftliche fließen zu zwei Dritttheilen in die Armenkaſſe des Ortes der Be: 
— tretung. Die auf Grund der Art. 196 und 197 konfiszirten Ge- 
8 genftände find, infomeit fie nicht zur Vernichtung beftimmt find, 

der Armenpflege deffelben Ortes zu überlaffen. 
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1) Art. 202 überläßt die Schrannen: und Marftorbnungen den orte: 
polizeilichen Borfhriften. Ueber den pofitiven Inhalt, welchen dieſe Orb: 
nungen im Intereſſe der Sicherheit und Bequemlichkeit des Verkehres, im 
Intereſſe der öffentlichen Gefundheitspflege und Reinlichkeit, ſowie zur Ver: 
hütung von Unordnungen und Unglüdsfällen erhalten können, bejtimmt 
das Gefeb nichts Näheres. Doc ift im Abf. 4 feftgefeht, welche Beſtim— 
mungen folde Ordnungen nicht enthalten dürfen; namentlih find einzelne 
in Markt: und Schrannenordnungen im Intereſſe des Schrannenzwanges 
und zur Begünftigung ber am Marftorte wohnenden Konfumenten häufig 
vorfommenbe Verkehrsbefhränfungen abfolut unterfagt. Inſoferne derartige 
Beitimmungen in ben beftehenden Schrannen- oder Marktorbnungen ent: 
balten find, treten fie kraft des Gefekes mit dem 1. Juli 1862 außer 
BWirkfamteit. 


2) Abf. 3 enthält eine Ausnahme von der Regel des Art. 204. Die 
Drtspolizei kann das Herumtragen und Haufiren mit verfäuflihen Lebens: 
mitteln und jenen Bebarfögegenftänden, welde in dem gewöhnlichen Wo: 
chenmarktsverkehre zu Markt gebradht zu werden pflegen, wobei auf die ört: 
lihe Uebung Rüdficht zu nehmen ift, geftatten, oder wenn es zur Ver: 
bütung der Beläftigung des Publikums angemeffen fcheint, unterfagen. 
Befteht ein ortspolizeiliche® Verbot nicht, fo ift das Herumtragen unb 
Haufiren mit Gegenftänden bes gewöhnlichen Marktverkehres innerhalb ber 
Gränzen der bejtehenden Uebung innerhalb des Marktortes geftattet. 

3) Die Beftimmungen des geltenden Verwaltungsrechtes über die Er: 
rihtung von Schrannen ober Märkten, Abhaltung derſelben an beftimmten 
Tagen oder Zeiten, Verlegung ber Markttage werben durch ben Art. nicht 
berührt. Hierüber VBerord. vom 17. Dezember 1825, die Formation u. f. w. 
der oberjten Berwaltungsftellen in den Kreifen betr. $. 63, 65. 

Die Erlaffung grundfäglicher Anordnungen zur Verhütung von Stör— 
ungen ber Feier der Sonn: und Felttage durch Abhaltung von Märkten 
ift zunächſt Sache bes Verorbnungsredhtes nah PStGB. Art. 105. 


Als entbehrlih wurden aus diefem Hauptſtücke nachſtehende Art. des 
Entwurfes nah A. TI ©. 173 geftrichen: 


Art. 221. 

Wer beim Verkaufe von Gegenftänden, welche nach bem Maße oder Ge: 
wichte bezahlt werben, die Abwägung oder Abmefjung verweigert oder Sa: 
den, bei beren Abſatze der Gebrauch bes Gewichtes eingeführt ift, eigen: 
mädtig nah dem Maße verkauft, wird an Gelb bis zu 10 fl. gejiraft. 


Unberechtig⸗ 
tes Hauſi⸗ 
ren. 
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Art. 223. 


In der Pfalz bleiben die in beſonderen Geſetzen über Maß und Gewicht 
enthaltenen disziplinären, civil- und prozeßrechtlichen Vorſchriften vorbe⸗ 
halten. 


Vierzehntes Hauptſtück. 


Uebertretungen in Bezug auf Gewerbs- und Erwerbs— 


polizei. 
Art. 204. 


Unberechtigte Haufirer werden, infoferne das Gejeg in Bezug 
auf das Haufiren mit befonderen Arten von Gegenftänden nichts 
Anderes verordnet, an Geld bis zu 25 fl., im Rüdfalle an Geld 
bis zu 50 fl. oder mit Arreſt bis zu 14 Tagen geftraft. 

In gleicher Weife werden Handelsleute, Handlungsreiſende 
und ftändige Handelsagenten gejtraft, welche mit oder ohne Mus 
jter Beftellungen aufſuchen, infoferne ſolches nicht bei berechtigten 
Kaufleuten oder bei berechtigten Fabrifanten und Gewerbsleuten 
bezüglich der für deren Fabrifation oder Gewerbe erforderlichen 
Stoffe und Werkzeuge gefchiebt. 

Die Beftimmung des Abi. 2 findet auf Wein-, Kunjt: 
und Schreibmaterialienhändler, auf Reifende und Agenten von 
jolhen, infoferne Legtere die nah Verordnung erforderlichen per: _ 
fönlihen Eigenfhaften befigen, feine Anwendung. Außerdem 
fönnen duch Verordnung aud zu Gunften anderer Gewerbe 
für das ganze Land oder für einzelne Theile Ausnahmen gemacht 
werden. 


1) Die bisherigen Beftimmungen über Haufirhandel f. in Döllinger 


XIV ©. 1648—1668, XXVII ©.736—740. Das Geſetz hält im Abf. 1 
das bisher beftandene Verbot des Haufirhandels feit. Der eigentlihe Hau: 
ſirhandel bejteht darin, daß der Handelsmann einen Waarenvorrath von 
Ort zu Ort mit ſich führt, mit demfelben von Haus zu Haus herumwandert 
und die vorhandenen Waaren unmittelbar abzufegen fucht. 


In der polizeilichen Praxis wird es jedoch ebenfalls als ein verbo: 


tener Haufirbandel betrachtet, wenn ein an bemfelben oder einem anderen 
Orte anfäffiger Handelsmann unbeftellte Waaren zum Zwede des Verkaufs: 
anerbietens in eine fremde Wohnung bringt. 
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Da das Geſetz keine Definition des Haufirhandels gibt, hat die Praris 
ſolche nach der Natur der Sache zu bilden, wobei im Zweifel bie Gränzen 
bes Verbotes nicht zu weit geſteckt werben bürfen. 

So kann namentlich die im Buchhandel üblihe Zufendung von Drud: 
ſchriften zur Anſicht nicht hieher geredjnet werden; und auch bei anderen 
Handelsgewerben werden bloße Zujendungen in das Haus zum Zwecke ber 
Anfiht, Auswahl oder Beftellung, bei welchen es ſich nicht um fofortigen 
Verkauf, jondern um die Vorbereitung künftiger Verkaufsgeſchäfte handelt, 
nicht feiht unter den Haufirhandel geftellt werden können. 

Die Poligeiverwaltung ift beretigt, von bem allgemeinen Hauſirver⸗ 
bote Ausnahmen für beftimmte Handelsartitel oder für beitimmte Handel- 
treibende Perſonen zu ertheilen; nur darf feine Bewilligung zum Yaufiren 
im Gränzzollbezirke mit ſolchen Waaren ertheilt werben, bezüglich welder 
das Haufiren innerhalb diefes Bezirfes durch $. 91 der Zollordnung vom 
17. November 1837 abfolut unterfagt ift. 

Die Berechtigung zum Haufirhandel wird durd Bewilligung eines 
Haufirpatentes erworben, welches nur in widerruflicher Weije ertheilt wird. 

Nah Minifterialbetanntmahung vom %0. Juni 1832 Ziff. U (Döl: 
linger XIV ©. 1661) follen alle Haufirpatente von der SKreisregierung 
jelbft ertheilt werden. Die Inftruftion vom 21. April 1821 zum Gewerbs: 
gejege vom 11. September 1825 ſichert im $. 69 eine neue Regelung des 
Haufirhandels durch bejondere Verordnung zu, bis zu deren Erlaß die bes 
ſtehenden Vorfchriften aufrecht erhalten bleiben. 

In der Pfalz fteht nah $. 4 der Verordn. vom 10. Juni 1816 
(Amtsbl. S. 65) und Regierungsausicreiben vom 1. Dezember 1837 
(Amtsbl. S. 899) die Erteilung von Haufirbewilligungen an Inländer den 
Landfommifjariaten (Bezirfsämtern), an Ausländer der Kreisregierung zu. 

Berechtigte Haufiver gehören jedenfalls zu den herumziehenden Ge: 
werbsleuten, welche fi der im Art. 77 vorgefehenen Uebertretungen ſchul—⸗ 
dig machen fünnen. Zu den Fällen, wo für das Haufiren mit beftimmten 
Arten von Gegenftänden befondere Strafbeitimmungen vorgejehen find, ge 
bört Art. 38 des Preßgefeges vom 17. März 1850 und Art. 202 Abi. 3 
des PStGB. 

2) In Gemäßheit des Abſ. 2 dürfen in- oder ausländifhe Handels— 
leute, deren Handelsreifende oder ftändige Agenten, welde Beitellungen 
auffuchen wollen, nur Mufter oder Proben, nicht aber Waaren mit fid) 
führen, um biefelben unmittelbar zu verkaufen, oder die gemachten Beſtel— 
lungen fofort zu realifiren. A. II ©. 414. Diefelben bürfen ſolche Be— 
ftellungen unbedingt bei berechtigten Kaufleuten aufjuchen, bei berechtigten 
Fabrifanten und Gewerbsleuten nur bezüglich folder Stoffe und Werkzeuge, 
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welche für deren Fabrikation oder Gewerbe erforderlih find; hiezu gehören 
jedenfalls Robftoffe, Fabrikate oder Halbfabrifate, welche der Fabrikant 
oder Gewerbsmann zum Zwede feiner Produkte verarbeitet; es find jedoch 
auch fertige Gewerbsprodufte, zu deren Führung und Verkauf ein Gewerbe: 
mann berechtigt ijt, nicht auszufchliegen. Dieſe Frage ift neuerdings durch 
$. 61 Abſ. 7 der Inſtruktion vom 21. April 1862 zum Gewerbsgeſetze 
vom 11. September 1825 außer Zweifel geftellt worden, da ber Ge 
werbsmann in biefer Beziehung ald Kaufmann anzufehen ift. 

Dagegen gehören die für die Lebfucht, Nahrung und Kleidung bes Fa: 
brifanten oder Gewerbsmannes und feiner Arbeiter erforderlihen Handels: 
artikel nicht unter die für die Fabrikation und das Gewerbe erforderlichen 
Stoffe. Die Ueberfhreitung der im Abſ. 2 gezogenen Gränzen wird bem 
verbotenen Hauſirhandel gleichgeftellt. 

Die volkswirthſchaftlichen Gründe gegen dieſe die Verfehröfreiheit be: 
engende Beftimmung, welche urfprünglic deren Ablehnung im GGA. der 
K. d. Abg. veranlaßt hatten, find zu erfehen aus A. IT ©. 180.» 

Die Zufendung von fchriftlihen oder gedrudten Offerten, Katalogen, 
Preisliften, Muftern oder Proben fällt nicht unter Abf. 2, welche das per: 
ſönliche Auffuchen der Verkaufsgelegenheiten vorausſetzt. 

3) Abſ. 3 enthält zu Gunften der darin genannten Berjonen lediglich 
eine Ausnahme von den Beitimmungen des Ab. 2, nit von Abſ. 1. 
Diefelben find zwar bei dem Aufſuchen von Beitellungen nicht auf beftimmte 
Kategorien von Gewerbetreibenden beſchränkt; allein fie bürfen über das 
Aufſuchen von Beitellungen und das Vorzeigen von Proben oder Muftern 
nicht hinausgehen, — auf keinen Fall aber mit Waaren, welche fie zum Ber: 
faufe bei fi führen, Haufirhandel treiben, ſoferne fie nicht hiezu eine Bes 
rechtigung erwirft haben. 

4) Das Wort „letztere“ in Abſ. 3 bezieht ſich auf die Agenten der 
Wein-, Kunft: und Screibmaterialienhändler; für melde wie für alle 
jtändigen Agenten auch bisher ſchon der Beſitz beftimmter perfönlicher Eigen: 
ihaften nah $. 99 Abſ. 3 der Inftruftion vom 17. September 1853 zum 
Gewerbsgefege v. 11. September 1825 erfordert wurde. 

Nah $. 11 der Inftruftion vom 21. April 1862 zum Gewerbögejege 
vom 11. September 1825 können nur bispofitionsfähige Perſonen als 
ftändige Agenten zur Auffuhung von Waarenbeftellungen an beftimmten 
Orten aufgeftelt werden, und ift deren Aufftellung der Gewerbspolizei— 
behörde des Agenten anzuzeigen, welhe im alle der Befugnigüberfchreit- 
ung bes Lebteren zur Einftellung der Agentur berechtigt ift. 

5) Im Falle die Staatsregierung von der Ermächtigung des Schluß: 
ſatzes bes Abſ. 3 Gebrauch macht, was insbefondere im Intereſſe des 


Art.205,206. Ueb.d. Hafenu.Länbeord. Ueb. d. Lohnkutſcher⸗ Boten⸗ u. Stellw.⸗Ord. 477 


bayeriſchen Buchhandels in Anregung gebracht worden iſt, kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß die Gewährung der Begünſtigung an beſtimmte 
Bedingungen geknüpft werden kann, daß namentlich das Aufſuchen der Be— 
ſtellungen von Druckſchriften in einer Weiſe regulirt werden darf, welche 
den ſoliden Buchhandel nicht genirt, und die Umgehung des Art. 38 des 
Preßgeſetzes vereitelt. A. I S. 469; Verb. d. K. d. Abg. von 18*0. 
P.:Bd. I ©. 494. 

6) Das Aufſuchen von Gelegenheiten zum Einfaufe beftimmter Waa- 
ren ift durch den Art. nicht beeinträchtigt. $. 71 Abf. 4 der angeführten 
Inſtruktion. 


Art. 205. 


Einer Geldſtrafe bis zu 25 fl. unterliegt die Uebertretung der Uebertret— 
durch ortöpoligeilihe Vorſchrift erlaffenen Hafen und Ländeord: ung ber Ha: 
nungen, fomweit nicht nach Maßgabe des Gefeges vom 28. Mai fer: und 
1852, die Benügung des Waſſers betreffend, eine höhere Strafe — 
zuläffig iſt. | nungen. 


Art. 206. 


Die Uebertretung der durch oberpolizeilihe Vorſchrift erlaffenen Nebertret: 
Ordnungen für Lohnkutſcher, Stellwagenunternebmer, Land: und Ang ber 
Wafferboten wird an Geld bis zu 25 fl. oder mit Arreft bis zu Lohnkut— 
8 Tagen geftraft. N " 

Die zur Zeit beftehenden Beichränfungen ber Gewerböbefug: Stellwagens 
niffe der in Abf. 1 bezeichneten Perſonen können dur oberpoli= Ordnungen. 
zeilihe Vorjchrift aufgehoben, neue Beichränfungen folder Bes 
fugniffe aber in Zufunft nur durch Gefeg eingeführt werden. 


Die Ordnungen für Lohnkutſcher, Stellmagenführer, Land- und Waf: 
ferboten waren bisher in Berüdfitigung der fiskaliſchen Interefjen der Poft: 
anftalt in ben Landestheilen biefjeits bes Rheines durch Verordnungen 
geregelt, namentlid jene vom 15. Juli 1808 (Reg.Bl. ©. 1537), 2. Des 
zember 1819 (Reg.:Bl. ©. 1169), 16. Nov. 1822 (Reg.Bl. ©. 1129). 
In der Pfalz durch verfchiedene Geſetze, angeführt in Siebenpfeiffer 
Bb. IV S.295—300, von denen ber Konfularbefhluß vom 17. Prair. IX 
für den Gegenftand bes Art. 206 das wichtinfte ift. 
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Bei der Abfafjung diefes Artifels beftand die Abficht, die materiellen 
Beftimmungen diefer verfchiedenen Vorſchriften einftweilen fortbeftehen zu 
laffen, die Strafbeftimmungen berjelben durch die gefeßlihe Beftimmung 
des Art. zu erfegen und für die Zukunft die Regulirung diefer Materie ledig— 
li den oberpolizeilihen Vorfchriften zu überlaffen. Da jebod Bebenten 
dagegen erhoben wurden, baß die Befugniß ber Oberpolizeibehörben, diefe 
wichtige Angelegenheit durch polizeiliche Borfchriften zu regeln, im Verlaufe 
der Zeit und bei einer Aenderung der jet bejtehenden Liberaleren Anſchau— 
ungen dazu mißbraudt werden könne, um im poftfisfalifchen Intereffe 
jede Konkurrenz mit den öffentlichen Verkehrsanftalten möglichſt auszu— 
ihließen, fo wurde eine Befchränfung beigefügt, wonach zwar bie im Interefje 
der Poſt zur Zeit beftehenden Beſchränkungen der Gewerbsbefugniffe der mit 
dem Frachtgewerbe ſich beſchäftigenden Perfonen durch oberpolizeilihe Bor: 
jchrift befeitigt, neue Beſchränkungen bdiefer Befugniffe aber Fünftig nur 
durch Geſetz ind Leben gerufen werben können. 

Innerhalb bdiefer Schranfen fünnen neue Ordnungen über biefen Ges 
genftand von Seite der Oberpolizeibehörde erlaffen, die beftehenden aber, 
ohne Unterfchied, ob fie auf Gefegen oder Verordnungen beruben, auf die 
in Art. 45 Abſ. 2 bezeichnete Weife aufgehoben oder abgeändert werben, 

An Art. 206 ſchließt ſich Art. 14 des Einführungsgefeßes an, welder 
lautet: 


„Anftatt der im Art. 5 des in ber Pfalz geltenden Konfularbeichluffes vom 
17. Prairial IX (16. Juni 1801) ) gegen Poftdefraubationen angedrohten Strafe 


I) Arröt du 17 prairial anIX (16. juin 1801) qui renouvelle les defenses 
faites aux entrepreneurs de voitures libres de transporter les letires, 
journaux etc. etc. 

1) Les lois des 26 aoüt 1790 et 21 septembre 1792, et l’arrete du 
26 ventöse an VII seront executes: en consequence il est defendu à 
tous les entrepreneurs de voitures libres et à toute autre personne 
etrangere au service des postes, de siimmiscer dans le transport des 
lettres, journ aux, feuilles à la main et ouvrages periodiques, paquets 
et papier du poids d'un kilogramme (deux livres) et au dessous, dont 
le port est exclusivement confie à l’administration des postes aux 
lettres. 

2) Les sacs de procédure, les papiers uniquement relatifs au ser- 
vice personnel des entrepreneurs de voitures, et les paquets au dessus 
du poids de deux livres sont seuls exceptes de la prohibition pronon- 
ece par l'article pr&cedent. 
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bat Geldftrafe bis zu 25 fl. ober Arreft bis zu 8 Tagen einzutreten, und bie 
Handlung ift Bolizetübertretung. 


‚ Nothwendig war diefe Beitimmung an fi nit, da biefelbe die näm— 
lihe Strafbeitimmung enthält, wie Art. 206 und die Anwendbarkeit der 
materiellen Bejtimmungen jenes Konfularbefhluffes unter Erfegung ber 
Strafbeitimmung duch jene des Art. 206 fih aus dem Syſteme des 
PStGB., insbefondere aus Art. 45 Ziff. 2, von felbft ergab. Auch ſchließt 
die Erwähnung des gedachten Konfularbefchluffes im Einf.Geſ. nicht aus, 
daß nicht über denfelben Gegenſtand in Zukunft oberpolizeiliche Vorſchriften 
auf Grund des Art. 206 erlaffen werben dürfen, 


Die im Entw. enthaltenen Worte: „neben der der Pojtanftalt oder 
dem betreffenden Pofthalter zu leitenden Entſchädigung“ wurden gejtrichen, 
weil fi das Geſetzbuch prinzipiell einer Einmifhung in die Entſcheidung 
civilrechtliher Fragen enthält. A. I ©. 252, 

Im Allgemeinen ift die Entfhädigungsfrage daher fediglih nad, Civil: 
rechtsgrundfägen zu bemefien. Die in ben älteren Berorbnungen enthalte: 
nen Beftimmungen über Entfhädigung der Poftanftalt oder der Poſthalter 
find in der neueften Ordnung über dieſen Gegenftand bejeitigt. 


3) Pour Y’exöcution du present arrät& les directeurs, contröleurs 
et inspecteurs des postes, les employes des douanes aux frontieres, et 
la gendarmerie nationale, sont autorisds à faire ou à faire faire toutes 
requisitions et saisies sur les messagers, pietons charges de porter les 
depöches, voitures de messageries et autres de m&me espece, afin de 
constater les contraventions; ä l’effect de quoi ils pourront, s’ils le ju- 
gent necessaire, se faire assister de la force armde. 

4) Le commissaire du gouvernement pres l’administration des postes, 
les prifets, sousprefets et maires des communes, et les commissaires 
de police sont charges de veiller à l'exécution du present arrötc. 

5) Les proces verbaux seront dresses à l’instant de saisie; ils con- 
tiendront l'önumeration des lettres et paquets saisis, ainsi que leurs 
adresses., Copies en seront remises, avec des lettres et paquets saisis 
en fraude, sevoir: à Paris ä l’administration des postes; et, dans les 
departements, au bureau du directeur des postes le plus voisin de la 
saisie, pour, les dites lettres et paquets, dtre envoyes aussitöt ä leur 
destination avec la taxe ordinaire. Les dits proces verbaux seront, de 
suite, adresses au commissaire du gouvernement pres le tribunal civil 
et correctionel de l’arrondissement, par les preposes des postes pour 
poursuivre contre les contrevenants la condamnation de l’amende de 

- 150 Fr. nu moins, et de 300 Fr. au plus, par chaque contrevention, 
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Durch oberpolizeilihe Borfhrift des Staatsminifteriums des Handels 
und ber öffentlichen Arbeiten v. 25. Juni 1862, Ordnung für Land: und 
Wafjerboten, Lohnkutſcher, Stellwagenunternehmer betr. (Reg.:Bl. ©. 1434), 
ift folgende neue Ordnung erlaffen worben: 


$. 1. 


Die fonzeffionirten Land: und Waflerboten find an ben beflimmten Bo: 
tentagen und auf ber beſtimmten Botenroute zur Uebernahme und Beftellung 
aller Sendungen berechtigt, ſoweit ſich folde nicht zur Beförderung durch bie 
f. Briefpoft eignen. 

Demnach bleibt den Boten auch ferner unterfagt, fi mit der Beförderung 
von Briefen, Drudjadhen unter Band, Waarenmuftern und Schriftenpaqueten 
ohne beflarirten Werth und ohne Poftnahnahme bis zu dem Gewichte eines 
halben Zollpfundes zu befaflen, joferne folhe Sendungen von Orten berrüb: 
ren, an welden Bojtanftalten beftehen. 


Eine Ausnahme bilden nur bie offenen ober mit zollamtlichem Siegel vers 
ſchloſſenen Frachtbriefe, deren Uebernabme und Beitellung den Boten unbe: 
bingt zuftebt. 

Briefe ꝛc. von Orten, wo Poftanftalten nicht beftehen, finb von ben Bo: 
ten bei ber nächſten an ber Botenroute gelegenen Poftanftalt zur Weiterbe: 
förderung zu übergeben, 


Zum Berjonentransporte bebürfen die fahrenden Boten feiner befonderen 
Bewilligung mehr. 


8.2. 


Die konzeffionirten Lohnkutſcher bleiben auch ferner verbunden, ben Fal. 
Pofibehörben im Bedürfnißfalle Aushilfe zu Teiften. 

Die Unterabtheilung der Lohnkutſcher in Einfpänner, Zweifpänner ze. 
wird biemit aufgehoben und jedem konzeſſionirten Lohnkutſcher das Recht zum 
unbeichränften Betriebe der Lohnrößlerei eingeräumt. 

Diejes Recht erftredt ſich jedoch nicht auf bie Befugniß, an Öffentlichen 
Orten Berfonentransportmittel (Fiakres, Droſchken, Omnibus) zu Jedermanns 
Gebraud bereit zu halten, oder regelmäßige Berbindungsfahrten zwiſchen 
mehreren Orten an bejtimmten Tagen einzurichten. 


$. 3. 


Die konzeſſionirten Stelwagenunternehmer find zur unveränderten Inter: 
haltung ber in ihrer Konzeffionsurfunde feftgeiegten Fahrten, fowie zur un: 
entgeltlichen Beförderung der ihnen von der k. Poftanftalt Übergebenen Brief: 
paquele verpflichtet und haften für deren rechtzeitige und richtige Beſtellung. 
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$. 4. 


Die Uebernabme und Beſtellung von Briefen, Zeitfchriiten, Paqueten, 
Geldern und Fradtjtüden mit Ausnahme des Paſſagiergutes bleibt den Stell: 
wagenunternehmern und Lohnkutſchern unterjagt. 


$. 5. 


Der Pferdewechſel während der Fahrt ift, Notbfälle ausgenommen, ben 
fahrenden Landboten ebenfo wie ben Lohnkutſchern und Stellmagenunterneb: 
mern verboten. 


$. 6. 

Gegenwärtige Ordnung, durch welche alle bermal über ben Gewerbsbe: 
trieb der Land» und Wafferboten, Etellmagenunternehmer und Lohnkutſcher 
beftehenden Beftimmungen aufgehoben werben, tritt mit bem 1. Juli db. 3. 
in ben Landestbeilen bieffeits bes Rheins in MWirffamfeit. 

Die polizeilichen BVBorfhriften in Bezug auf Reiten und Fahren dagegen 
werben mit der vorftehenden Orbnung nicht berührt. 


Hiemit find zwar die älteren Ordnungen infoweit aufgehoben, als ſich 
diefelben auf den Gewerbsbetrieb der Land: und Wafjerboten, Stellwagen: 
unternehmer und Lohnkutſcher beziehen, nicht aber fo weit fie für andere 
Perfonen beftimmte Handlungen wegen Eingriffes in die Rechte der Bolt: 
anftalt verbieten, 3. B. im $. 11 der Verord. vom 16. November 1822 
(Reg.:Bl. S. 1129). Eingriffe Dritter in die Gewerbsbefugniffe der im Art. 
genannten Gewerbsleute fallen, foweit foldye nicht durd Art. 207 getroffen 
find, ‚unter die Beftimmungen des Art. 208. 


Art. 20%. Uebertret⸗ 
ung der 


An Geld bis zu 25 fl. werden Perſonen geſtraft, welche ge— Ordnungen 
werbsmäßig ohne polizeilihe Bewilligung an öffentlihen Orten für die im 
Zransportmittel zu Jedermanns Gebrauche bereit halten oder öffentlichen 
ihre Dienfte ald Lohnbediente oder Fremdenführer anbieten. Intereſſe für 

An Geld bis zu 10 fl. oder mit Arreft bis zu 3 Tagen, im beſtimmte 
Rüdfalle an Geld bis zu 25 fl. oder mit Arreſt bis zu 8 Tagen Dienſtleiſt— 
werden berechtigte Unternehmer der in Abf. 1 bezeichneten Trans— — — 
portmittel und deren Bedienſtete, ſowie Lohnbediente und Frem— geſtelllen 
denführer geſtraft, wenn ſie den durch ortspolizeiliche Vorſchrift Perſonen. 
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erlaffenen Ordnungen für die betreffende Berrihtung zuwider: 
handeln. 

Einer Gelpftrafe bis zu 25 fl. unterliegen Perſonen, welde 
fih mit den Verrihtungen von Güterfhaffnern, Schrötern, Gü— 
terladern, Güterführern, Gepäck- oder Laftträgern, mit dem 
Meilen oder Abwägen von Gegenjtänden, mit dem Reinigen oder 
Ankleiden von Zeichen oder mit Dienftleiftungen bei Leichenfeier— 
lichfeiten unbefugt und gewerbsmäßig befaflen, infoferne für die 
betreffende MDienjtleiftung von der Gemeindebehörde oder einer 
fonftigen hiezu befugten Behörde oder Anftalt Perſonen mit aus: 
ſchließlicher Berechtigung aufgeftellt find. 

An Geld bis zu 10 fl. oder mit Arreft bis zu 3 Tagen, im 
Rüdfalle an Geld bis zu 25 fl. oder mit Arreſt bis zu 8 Tagen 
"werden Perfonen gejtraft, welche von der Gemeindebehörde für 
die in Abſ. 3 genannten Verrichtungen aufgeftellt find, wenn fie 
den durch ortäpoligeilihe Vorſchrift erlaffenen Ordnungen für die 
betreffenden Berrihtungen zumiderhandeln. 


1) Der Art. hat ſolche Dienftleiftungen im Auge, deren das Publi— 
fum im gemöhnliden Neife: und Transportverfehre fehr bäufig bedarf, 
ohne daß der Einzelne, insbefondere der Fremde, im Stande wäre, in 
ben Augenblide, wo er wählen muß, vorher die Perfönlichkeit derjenigen, 
denen er ſich anvertraut, zu prüfen. Es foll daher zur Verhütung von Ueber: 
vortheilungen oder jonftigen Gefährdungen des Publikums der Polizei das 
Recht vorbehalten werden, beftimmte Perſonen durch Ertbeilung widerruf: 
liher Licenzen zu ſolchen Dienftleiftungen zu autorifiren und für diefelben 
entſprechende Ordnungen feitzufegen. A. II ©. 181, 182. 


2) Nach Ab. 1 darf Niemand ohne polizeiliche Bewilligung Trans: 
portmittel zu Jedermanns Gebrauh an öffentlichen Drten gewerbsmäßig 
bereit halten. Zwiſchen den Arten ber Transportmittel und bes Trans: 
portes ift nicht unterjchieden, der Transport von Gütern wie von Perfonen 
zu Land wie zu Waffer, namentlich aud das Bereithalten von Schifffahrt: 
gelegenbeiten an Flüffen und Seen, fällt daher darunter. Perſonen, in de— 
ren Gewerbsbefugnig das Aufitellen von Transportgelegenbeiten begriffen 
ift, 3. B. fonzeflionirte Lohnkutſcher, Stellwagenführer, Fiaker, Land: 
und Wafferboten, bedürfen natürlich einer befonderen polizeilihen Erlaub: 
niß nicht mehr. Ueber die Bedeutung des Wortes „‚gewerbsmäßig” in 
Ab. 1 und 3 ift die Bemerkung 1 zu Art. 209 zu vergleichen. 


Nah $.24 der Kompetenzverord, v. 24. Juni 1862 (NRegbl. ©. 1413) 
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wird die nad Abſ. 1 erforderliche Bewilligung von der Ortspolizeibehörde, 
in München von der Polizeidirektion berufen. 

Die 2. Alternative des Abſ. 1 ift nur dann anwendbar, wenn Ber: 
jonen dem Publikum ihre Dienfte als Lohnbediente oder Fremdenführer an: 
bieten, jei es perſönlich oder durch öffentliche Ankündigung, nicht aber 
wenn Perfonen in einzelnen Fällen ſolche Dienſte gelegentlich auf Verlangen 
eined Anderen verrichten. 

3) Da ein Hauptzweck des Geſetzes in der Verhütung von Uebervor- 
theilungen liegt, jo können bie nad) Abj. 2 zuläfligen Ordnungen aud po: 
lizeilich regulirte Taren für die betreffenden Verrichtungen feſtſetzen. 

4) Nach der urſprünglichen Tendenz des Entwurfes ſollten in einem 
beſonderen Artikel (244) die Uebertretungen der polizeilich feſtgeſetzten Ord— 
nungen für Senſale, Mätkler, Spediteure, Güterbeftätter und Güterſchaff⸗ 
ner behandelt werden. 

Nachdem jedoch die Ordnungen für Senſale und Mäkler, an welche 
ſich auch die Güterbeſtätter als gleichſtehende Organe des Handelsſtandes 
anreihen, im allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuche ausführlich behandelt 
ſind, und die weitere Ordnung dieſer Materie im Einführungsgeſetze zum 
Handelsgeſetzbuche erfolgt iſt, wurde jener Art. beſeitigt, und die nöthige 
Beſtimmung bezüglich der Güterſchaffner in den Art. 207 herüberge⸗ 
nommen. 

Unter Güterſchaffner, welche ſohin mit Güterbeſtättern nicht verwech— 
ſelt werden dürfen, ſind untergeordnete Hilfsperſonen des Handels, nament— 
lich die ſ. g. Trockenlader, zu verſtehen. A. III 481, 482. 

5) Die Beſtimmungen des Abſ. 3 und 4 find nur an jenen Orten 
anwendbar, wo für die im Ab. 3 genannten Verrichtungen entweder von 
ber Ortspolizeibehörde, oder von einer hiezu berechtigten Behörde oder Anz 
ftalt innerhalb der Gränzen ihrer Befugniffe, 3. B. von einer Poft:, Eifen: 
bahn, oder Dampfidifffahrtöverwaltung, von der Zollbehörde, von einem Han: 
delsgremium beftimmte Perfonen mit ausfcliegender Berechtigung aufgeftellt 
find, wobei es nicht ausgefchloffen ift, daß außer den gewöhnlich biezu 
verwendeten Berfonen bei beftimmten Gelegenheiten auch andere Berfonen zus 
gelafjen werden können. Die Beftimmung ift auf die im Abſ. 3 fpezifizirten 
Berrihtungen zu befhränfen; der am Schlufje der Aufzählung vorgeſchlagene 
Beiſatz „oder mit anderen ähnlichen Lohndienſten“ wurbe abgelehnt, um nicht 
- weiter zu gehen ald es wirklich das Intereſſe des Publitums fordere, 
A. UI ©. 184. 

Der Ab. 3 trifft Übrigens nur ben unbefugten und gewerbsmäßigen 
Betrieb folder Dienftleiftungen. 

6) In Bezug auf die nach Abf. 4 zuläffigen Ordnungen gilt die Be: 
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merfung unter Ziff. 3. — Die Ortspolizeibehörde kann ſolche Ordnungen 
nur für jene Berfonen erlafjen, denen die Gemeindebehörde eine ausſchließende 
Berechtigung ertheilt, nicht aber für jene, deren Aufftellung in der Zuftän- 
digkeit einer anderen Öffentlihen Behörde oder einer autorifirten Privatan- 
ftalt liegt. A. III ©. 181; I ©. 3093. 


Art. 208. 


Wer außer den im gegenwärtigen Gefegbuche befonder® vorge: 
fehenen Fällen ein Gewerbe, zu deſſen Betrieb eine bejondere 
Konzeffion erforderlih ift, ausübt, ohne eine ſolche erlangt zu 
haben, und wer ein ſolches Gewerbe auszuüben fortfährt, nad 
dem die Ausübung desfelben von der zuftändigen Behörde auf 
beftimmte Zeit eingeftellt oder gänzlich eingezogen worden ift, 
wird an Geld bis zu 50 fl. geftraft, womit im NRüdfalle Arreft 
bi8 zu 14 Jagen verbunden werden fann. 


Wer in den Zandestheilen diesfeitd des Rheines einen Erwerbs— 
zweig, welder nah Art. 8 des Gefeged vom 11. September 
1825, die Grundbeftimmungen für das Gewerbsweſen betreffend, 
zu den freien Gewerben oder Erwerbsarten gehört, deffen Betrieb 
jedoh nad bejtehenden Verordnungen durch die Zöfung eine po: 
lizellichen Lizenzſcheines bedingt ift, ausübt, ohne diefer Beding— 
ung entiproden zu haben, und wer einen folden Erwerbszweig 
auszuüben fortfäbrt, nachdem der Lizenzichein von der zuftändi- 
gen Behörde ihm wieder entzogen worden ijt, wird an Geld bis 
zu 25 fl. geitraft. 

Der legtgenannten Strafe unterliegen Gewerbsinhaber und 
Inhaber von Kizenziheinen in den Landestheilen diesfeits des 
Nheines, welhe ihre Befugniffe überjchreiten, desgleichen Ge— 
werböleute in der Pfalz, welche fich bei Ausübung ihres Gewer— 
bes eined Uebergriffes in die ausfchließlichen Befugniffe eines an— 
deren Gewerbes jchuldig machen, zu deſſen Betrieb eine befondere 
Konzeſſion erforderlich ift. 

Eingriffe in die Befugniffe der Inhaber von Gewerbspriviles 
gien werden nad Art. 9 des Gefeged vom 11. September 1825, 
die Grundbeftimmungen-für dad Gewerbsweſen betreffend, welcher 
auch für die Pfalz in gefegliche Kraft tritt, geitraft. 
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Borbehaltlih der Strafverfolgung ift die Polizeibehörde befugt, 
den unberehtigten Betrich einzuftellen. 


I) Wo nad befonderen Beftimmungen des Gefeßbuches für einen Er: 
werböbetrieb eine polizeilihe Bewilligung erforderlih und der unbefugte 
Betrieb mit einer Strafe bedroht ift, gebt das betreffende Gefet als lex 
specialis dem Art. 208 al® der lex generalis für unbefugte Ausübung 
von Erwerbsgeſchäften vor. Solche befondere Beftimmungen enthalten 
3. B. Art. 52, 70, 73, 101 Ziff. 1, 108, 112, 114, 115, 127, 191, 192, 
193, 204, 207, 218, 220. 

2) Abf. 1 ift in den Landestheilen biefjeits des Nheines wie in ber 
Pfalz anwendbar; in der Iehteren jedoch nur in Bezug auf jene wenigen 
Gewerbe, für deren Betrieb aus ficherheitspolizeilihen Gründen eine poli- 
zeilihe Konzeffion erforderlich ift, foferne diefelben nicht mit den in einzel: 
nen Artikeln (Bemerk. 1) behandelten befonderen Fällen zufammentreffen. 

Abgefehen hievon herricht in der Pfalz das Spiten der Gewerbsfrei- 
heit. Alle Erwerbsarten, für die nicht eine gefegliche Ausnahmebeftimmung 
vorhanden ift, find frei, ohne daß zu deren Betrieb eim polizeilicher Lizenz: 
fhein erforderlih wäre. Jeder kann feine Arbeitsfraft in jeder Richtung 
verwertben, foferne er nur bie von ihm betriebene Erwerbsart verfteuert 
und gegen Entridtung der Steuer das betreffende Patent löſt. Es fällt 
daher der unbefugte Erwerbsbetrieb in der Regel mit dem fisfalifhen Ver: 
gehen der Nichtentrichtung der Batentfteuer zufammen. Die Beftimmung 
des Abſ. 2 ift in der Pfalz unbedingt unanmwendbar, jene des Abj. 3 nur 
bei einem Eingriffe in die Befugnifje jener Gewerbe anwendbar, für welche 
auch in ber Pfalz eine befondere Konzeſſion erforderlich ift, foferne nicht für 
den unbefugten Betrieb eines ſolchen Erwerbsgefhäftes eine fpeziellere 
Strafbeftimmung im PStGB. eriftirt. A. I ©. 253. 

3) Ueber die Frage, in wie weit der Betrieb einer freien Erwerbsart 
ohne polizeilichen Lizenzichein gemäß Abſ. 2 ftrafbar fei, ift die Bemerkung 1 
zu Art. 209 zu vergleichen. 

4) Die Uebertretung bes Abi. 3 erfordert objektiv den Thatbeftand 
einer Befugnißüberſchreitung. Der Umftand, daß zur Zeit ber That bie 
Gränzen ber Befugniß zweifelhaft oder ftreitig geweſen find, ſchließt nicht 
abjolut die Strafbarfeit aus, namentlich dann nicht, wenn ber Betheiligte 
in frivoler Weife eine Erweiterung feiner Befugnifje behauptet und ein ben 
völligen Ungrund feiner Behauptung außer Zweifel ftellendes Verfahren 
hierüber veranlaßt bat. Wo jedoch ein materieller Zweifel über die Grän- 
zen ber Befugniffe beftanden hat, wird ber Richter für jene Fälle, welche 
vor der rechtögiltigen Entfheidung des Gewerbsitreites liegen, auf Frei: 


Beurtbeil: 
ung ber 
Gewerbsbe— 
rechtigun— 
gen. 
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fpredung zu erkennen haben, ba bie Strafbarfeit jeder Polizeiübertretung 
nad Art. 19 dolus oder culpa vorausfegt, welhe bei dem Gewerbetrei- 
benden wegfallen, der einen zureihenden Grund dafür hat, eine beftimmte 
Gewerbsarbeit als zu feiner Zuſtändigkeit gehörig zu betrachten. 

Auch wird nicht in allen Fällen, wo die Zuftändigkfeitsbehauptung 
aufgeitellt wird, die Verweifung der Sache an die Gewerbspolizeibehörbe 
zur Entſcheidung über die Gränzen der Befugniffe zu erfolgen haben, viel: 
mehr kann der Bolizeirichter .in Maren Fällen, namentlich wenn frühere rechts: 
fräftige Entſcheidungen über bdiefelbe Frage vorliegen, ohne Weiteres zur 
Aburtheilung fchreiten. A. DI ©. 185, 414. 

5) Der durch Abf. 4 in der Pfalz eingeführte Art. 9 des Gewerbs— 
gejeßes vom 11. September 1825 Tautet: 


Art. 9. 


Für nene ober im Königreihe noch nicht angewandte Entbedungen , Er: 
finbungen und Berbeflerungen im Gebiete ber Gewerbe, werben auf Anmels 
ben, unter ben feftzuießenben Bedingungen eigene Brivilegien mit aus: 
ſchließender Wirkung für einen beftimmten Zeitraum von höchſtens 15 Jah— 
ren ertheilt, nach deſſen Ablauf die Entdeckung, Erfindung oder Verbefferung 
Öffentliches Gemeingut wirb. 

Eingriff in die Befugniffe der Privilegieninhaber werben mit einer Gelb: 
buße von einhundert bis fünfhundert Gulden beftraft, wovon jedesmal bie 
eine Hälfte dem Beteiligten, die andere dem Armenfond bes Ortes, wo ber 
Eingriff entdeckt wurde, zufallen fol. Nebfidem werben die dem Privilegium 
zuwider nachgemachten oder eingeführten Gegenſtände zum Vortheile bes Pri— 
vilegienbeſitzers konfiszirt. | 


Art. 209. 


In welhen Fällen zur Ausübung eined Gewerbes oder Er— 
werbszweiges mit Einſchluß des Verkehrs auf Meſſen und Märf: 
ten eine beſondere polizeiliche Bewilligung erforderlich iſt, und 
welche Befugniſſe den einzelnen Gewerb- und Erwerbtreibenden 
zuſtehen, iſt außer den für einzelne Fälle getroffenen Anotdnun— 
gen des gegenwärtigen Geſetzbuches nah den in jedem Landes— 
theile beftehenden gefeglihen Beftimmungen, ſowie nad den auf 
Grund der legteren erlaffenen Berordnungen oder oberpolizeilichen 
Vorjchriften in den Landeötheilen dieffeitd des Rheines, außerdem 
nach den in Gemäßheit des Art. 5 Ziff. 1 des Gefeged vom 
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11. September 1825, die Grundbeftimmungen für das Gewerbs— 
wejen betreffend, erlaſſenen Ordnungen und dem rechtlich begrün— 
deten Herfommen zu bemeffen. 

Der Handel mit Vieh und Getreide, mit inländifchen Boden: 
erzeugniffen und Rohſtoffen, forwie mit den gewöhnlichen den 
Gegenſtand des Wochenmarktverkehres bildenden Lebensmitteln 
iſt freigegeben und ſoll im Verordnungswege weiteren Be— 
Ihränfungen, als im gegenwärtigen Geſetzbuche vorgeſehen 
find, nicht unterworfen werden. 

Die Berechtigung der Ausländer zur Ausübung des Hans 
deld mit den in Abf. 2 bezeihneten Gegenftänden wird dur 
Verordnung geregelt. 


1) Bon den auf Grund bes Gewerbsgeſetzes ergangenen Berorbnuns 
gen ift die allgemeine Vollzugsverorbnung die wichtigſte. Die neuefte ift 
durch allerh. Berord. vom 21. April 1862 (Reg.:Bl. ©. 713 f.) erlaffen 
worden. Aeltere Beftimmungen über die Befugniffe der Gewerbe und freien 
Ermwerbsarten bei Döllinger XIV ©. 1029 — 1402; XXIX ©. 500— 
626. 

Nah dem Spfteme der Inftruftion vom 21. April 1862 zum Ge: 
werbsgefege vom 11. September 1825 zerfallen die gewerbsmäßig betries 
benen Berufsgefhäfte in folgende Klaſſen: 

1) Gewerbe und Erwerbsarten, zu welden eine Konzeffion erforder: 
lich iftz als folde find gemäß $. 78 nur jene anzuſehen, welche als konzej- 
fionirte Gewerbe erflärt find. 

2) Erwerbsarten, welche an eine bejondere widerruflihe Bewilligung 
der zuftändigen Behörde gebunden find. Diefe Ermerbsarten find im 
Art. 79 fpeziell aufgeführt, fie fallen größtentheild mit jenen Beſchäftigun— 
gen zufammen, deren Betrieb ohne befondere polizeiliche Bewilligung aus 
polizeilihen Gründen durch das PStGB. felbit als jtrafbar erflärt wor: 
ben ift. 

3) Ermwerbsarten, deren Regelung der Gemeindebehörde oder einer 
fonftigen hiezu befugten Behörde oder Anftalt unterworfen werden kann. 
Hieher gehören die im Art. 207 Abſ. 3 behandelten Dienftleiftungen jener 
Perfonen, welche ſich mit den Verrichtungen von Güterfhaffnern, Schrötern, 
Güterladern, Güterführern, Gepäd: ober Laftträgern, mit dem Meſſen oder 
Abwägen von Gegenjtänden, mit dem Neinigen oder Ankleiden von Leichen 
ober mit Dienitleiftungen bei Leichenfeierlichfeiten gewerbomäßig befaffen. 
An jenen Orten, wo von dem Art. 207 Abj. 3 Gebrauch gemacht worden 
ift, fällt der unbefugte gewerbömäßige Betrieb folder Dienftleiftungen unter 
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Art. 207. An anderen Orten gehören diefe Dienftleiftungen zu den freien 
Erwerbsarten im Sinne von Ziff. 4. 

4) Alle anderen Erwerbsarten find durch $. 78 Abſ. 1 als freie Er: 
werbsarten erflärt worden. Konzejfionirte und anfäffige Handwerker dürfen 
nah $. 83 Abi. 2 neben ihrem Geſchäfte alle verwandten freien Gewerbe 
auf bloße Anzeige betreiben, Andere Perfonen bedürfen zur Ausübung 
eines freien Gewerbes einen polizeilichen Lizenzſchein nur dann, wenn ſie 
dafjelbe gewerbsmäßig betreiben wollen. 


Die Ertheilung des Yizenziheines kann jedoch nad $. 86 von ber 
SGewerbspolizeibebörde nicht verweigert werden, wenn ber beabfichtigte Ge: 
werbsbetrieb an die Erfüllung befonderer Bedingungen nit geknüpft ift, 
oder wenn bem Aufenthalte des Bewerbers an dem gewählten Orte ein in 
den Gefegen begründetes Hinderniß nicht entgegenfteht; auch kann die er: 
theilte Bewilligung nur unter ben Vorausſetzungen und in ben Fällen des 
Art. 6 des Gewerbsgejeged gemäß $. 88 wieder eingezogen werden. 


Hieraus ergibt fih auch, daß der nicht gewerbsmäßige Betrieb einer 
freien Gewerbsart unbedingt frei ift, daß hiefür eine Lizenz nicht nachge— 
fucht werden muß, und daß ein folcher nicht gewerbsmäßiger Betrieb aud 
niht den Strafbeftimmungen des Art. 208 Abf. 2 unterworfen werben 
fann. 

Hienach ift e8 erheblich, Feftzuftellen, was im Sinne des Gewerbsge— 
feßes und der nftruftion zu demfelben unter einem gewerbsmäßigen Be: 
triebe zu verftehen ift. ALS einen gewerbsmäßigen Betrieb fann man un: 
zweifelhaft nur jene Beſchäftigung betrachten, welche in der Weife ausgeübt 
wird, wie ein Handwerker oder Fabrikant feinen Beruf ausübt; das Cha: 
rafteriftifche der gewerbsmäßigen Betriebsweife befteht aber darin, daß der 
Gewerbsmann feine Gewerbstbätigfeit oder bie Produfte feines Gewerbe: 
fleißes Jedermann, der in der Lage ift, derfelben zu bedürfen, anbietet, und 
daß er aus feiner Gewerbsthätigfeit für fih einen entjprehenden Gewerbs— 
gewinn zu erzielen fucht. 

Auch von einer freien Gewerbsart fann man nur dann fagen, daß 
fie gewerbsmäßig betrieben werde, wenn derjenige, ber eine beftimmte Be: 
ihäftigung betreibt, feine Thätigfeit oder deren Produfte dem gefammten 
Publikum in entgeltlicher Weife anbietet. 


In Ähnlihem Sinne ſcheint auch die nunmehr aufgehobene Gewerb$- 
gejeßinftruftion vom 17. Dezember 1853 das Weſen des gewerbsmäßigen 
Betriebes einer freien Erwerbsart aufgefaßt zu baben, indem biefelbe im 
$. 168 für den Betrieb einer freien Erwerbsart nur in folgenden Fällen 
einen bejonderen polizeilihen Lizenzſchein erforderte: 
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1) in allen Fällen, wo ber Betrieb der freien Erwerbsart ben Nach— 
weis der Befähigung vorausfeßt; 

2) wenn Jemand den Nachweis der Vorbedingungen bed $. 6 bes 
Heimathsgeſetzes auf den Betrieb einer freien Erwerbsart ftügen will, aud 
wenn der Fall der Notbwendigkeit eines Fähigkeitsbeweiſes nicht ges 
geben ift; 

3) wenn bie dem freien Erwerbe anheimfallende Beihäftigung in 
einem offenen Laben oder aud nur mit Ankündigung oder Gehilfen betrie— 

ben werben will; 
| 4) im falle des $. 168 Nr. 2 (wenn Gegenftände eines bisher kon— 
zeffionirten Gewerbes der freien Konkurrenz überlaffen werden), jo lange 
noch fonzeffionirte Meifter vorhanden find. 


In den Fällen von Ziff. 1, 2, 4 waren es befondere Gründe von 
fehr einleutender Natur, warum bier nicht von der Anforderung eines 
Tizenzfcheined Umgang genommen wurde; in Ziff. 3 wurden jene Momente 
hervorgehoben, welche im Sinne der Urheber jener Inftruftion als Kenn: 
zeidyen eines gewerbsmäßigen Gejhäftsbetriebes angejehen wurden, 


Es läßt ih nun nicht annehmen, daß die neuefte Inſtruktion, deren 
liberaler Geift alle engherzigen Beſchränkungen wegzuräumen fuchte, welche 
im Laufe der Zeit dem Gewerbsgefeße angehängt worden waren, ber Ber 
nützung ber freien Arbeitsfraft in nicht gewerbsmäßiger Weife engere 
Gränzen babe ziehen wollen, als felbft die Inftruftion von 1853. 


Man muß daher zu dem Refultate gelangen, daß der nicht gewerbs— 
mäßige Betrieb einer freien Erwerbsart, welche nicht beftimmten gefeglichen 
Anforderungen unterliegt, ohne Erforderniß eines polizeilichen Lizenz: 
ſcheines Jedermann geftattet ift, und daß nur derjenige, welcher eine Er: 
werbsart, zu deren gemwerbsmäßigem Betriebe nad $. 83 der Inftruftion 
vom 21. April 1862 die Löfung eines polizeilichen Lizenzicheines erforderlich 
ift, in gewerbsmäßiger Weife betreibt, obne diefer Beſtimmung entſprochen 
zu haben, gemäß Art. 208 Abf. 2 geftraft werden kann. 

Bei entgegengefegter Annahme würde man das Recht der freien Ar: 
beit weit tiefer berabdrüden, als die Inftruftion von 1853, und eine 
Maſſe der traurigiten Verfolgungen möglich machen. 


Wenn 3. B. ein Frauenzimmer einen offenen Laden für den Verkauf 
weiblicher Arbeiten, Buß» und Modewaaren errichten, oder dic Berfertigung 
von Frauenkleidern mit weiblihen Gehilfen und Xernerinnen betreiben und 
dem Publifum ihre Dienfte anbieten will, fo ift e8 ganz in ber Ordnung, 
wenn für den Betrieb eines folhen Putzwaaren- oder Kleidermacherge: 
ihäftes die Löfung eines Lizenzfcheines erfordert wird. Wenn aber ein 
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Frauenzimmer blos für einzelne Familien die bei ihr beftellten weiblichen 
Arbeiten verfertigt, oder in Privatvatwohnungen, wohin fie berufen wird, 
die von ihr verlangten weiblihen Arbeiten als Näherin, Kleider- oder Bub: 
macherin verfertigt, fo ift dies fein gewerbsmäßiger Betrieb, fondern ein 
einfacher Lohnerwerb. 

Ebenfo verhält e8 ſich mit ber Ertheilung von Privatunterricht. Wer 
ich als Privatlehrer etabliren und dem größeren Publikum feine Dienfte in 
diefer Eigenfchaft anbieten will, betreibt diefe Verrihtung gewerbsmäßig 
und bebarf eines Lizenzfcheines, nicht aber wer in einzelnen freien Stunden 
neben feiner fonftigen Hauptbefchäftigung bei einzelnen Familien Unterrichts: 
ftunden erteilt, z. B. ein Studirender ober öffentlicher Lehrer, der einige 
Inſtruktionsſtunden übernimmt. 

Auf Leinen Fall ann bier das Wort „geiverbsmäßig‘ in bemfelben 
Sinne verftanden werden, wie z. B. im Art. 84 des PStGB. Am Ieb: 
teren Orte bedeutet „gewerbsmäßig“ foviel ald gemohnheitsmäßig; die Ge: 
. werbsmäßigfeit der Handlungsmweife wird durch den Nachweis einer Mehr: 
zahl gleihartiger Fälle konftatirt, ohne daß die Annahme einer Gegenleift: 
ung, bie Erzielung eines Erwerbsgemwinnes ein weſentliches Thatbeftands- 
merkmal bildet. 

Wo jedoch der gewerbsmäßige Betrieb eines Ermwerbsgefhäftes in Frage 
fteht, wie 3. B. im $. 86 ber neueften Inftruftion zum Gewerbsgeſetze, 
im PSIGB. Art. 207 Abſ. 1 und 3, da fanın nicht eine durch eine Mehr: 
beit von Fällen Fonftatirte Gewohnheit in Frage kommen, fondern lediglich 
ber Betrieb einer Befhäftigung in berfelben Weife, wie die orbentlidhen kon 
zeflionirten Gewerbe betrieben zu werben pflegen. 

Bei der Annahme des Art. 207 Abf. 2 in der gegenwärtigen Geftalt 
wurde in der That von ber Borausfegung ausgegangen, baß bem freien 
Lohnerwerbe aus foldhen Beihäftigungen, welche zu dem freien Erwerbsarten 
gehören, durch Anforderung polizeiliher Lizenzen auf feinen Yall engere 
Gränzen gezogen werben, als es nad der Inſtruktion von 1853 ber 
Tal war. 

2) Die Frage, ob zur Ausübung eines Gewerbes oder Erwerbszwei— 
ges eine befondere polizeiliche Bewilligung auf Grund des Geſetzbuches oder 
ber übrigen im Art. 209 angeführten Entfheidungsquellen erforderlich ift, 
gehört zu jenen Punkten, worüber der Bolizeirichter zum Zwecke ber Ab: 
urtheilung ber bei ihm anhängig gemachten Uebertretungen felbit zu ent: 
fheiden bat. Dagegen bat er Streitigkeiten über Inhalt und Umfang be: 
ftimmter Gewerbsredhte von ſich wegzumeifen und, foweit die Entſcheidung 
biefer Frage ein Präjudiz für die ftrafrechtliche Frage bildet, mit vorläu— 
figer Sufpenfion der ftrafrichterlichen Entſcheidung bie Parteien auf den im 
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Art. 10 Ziff. 2 und 3 des Gewerbsgefeges vom 11. September db. J. be 
zeichneten Weg in ben Landestheilen diefjeits des Rheines zu vermeifen. 

3) Die im Abf. 2 ausgefprohene Freigebung des Handels mit Vieh 
und ®etreide, mit inländifhen Bodenerzeugniffen und Robftoffen fowie ntit 
den gewöhnlichen den Gegenftand bes MWochenmarktöverfehres bildenden Le— 
bensmitteln enthält ein allgemeines VBerwaltungsgefeg, neben weldem feine 
ältere Vorfchrift über denfelben Gegenftand fortbeftehen kann. Namentlich 
- fallen damit alle befonderen Vorfchriften hinweg, weldhe bisher auf Grund 
des $. 20 des Ediftes vom 10. Juni 1813, die Verhältniffe der jüdiſchen 
Glaubensgenofjen im Königreih Bayern betr. (Regbl. ©. 921), gegen ben 
Noth- und Scaderhandel der Juden erlaffen waren, foweit ein folcher 
Handel in Bezug auf bie im Abf. 2 bezeichneten Gegenjtände betrieben 
wird. Zu den inländifchen Bodenerzeugnifjen gehört ohne Zweifel aud ber 
im Inlande erzeugte Wein, weßhalb der Handel hiemit unbedingt zu ben 
freien Ermwerbsarten gehört. A. II S. 187. 

Unter den im gegenwärtigen Gefeßbuche vorgefehenen Beſchränkungen 
bes Handels mit ben im Abſ. 2 bezeichneten Artikeln find befonders jene 
bes Art. 204 zu verftehen; auch verfteht es ſich von jelbit, daß bei Aus— 
übung des Viehhandels alle fanitäts-, ficherheitd- und ftraßenpolizeilichen 
Vorſchriften zu beobachten find, welde das Geſetzbuch vorfchreibt ober 
welche auf Grund des StGB. Art. 363 Abf. 2 erlaffen werben können. 


Art. 210, 


Gewerbsgehilfen und Handwerksgeſellen in den Randestheilen 1 egertret- 
bieffeitd des Rheines, welche bei einem Gewerbsherrn oder Meis ungen ber 
fter aufgenommen find und einzelne Gewerbs- oder Handwerks- Handwerks: 
arbeiten für eigene Rechnung unternehmen, Gewerbsherren und gelellen, Ge 
Meifter, welche das Arbeiten ihrer Gebilfen oder Gefellen für werbögehik 
eigene Rechnung dulden, werden an Geld bis zu 25 fl., womit fer undigab: 


im Rüdfalle Arteſt bis zu 8 Tagen verbunden werden fann, 
geftraft. 


Der vom GEN. d. K. d. AR. vorgefhlagene Zuſatz: 

„Derfelben Strafe unterliegen die bei einem Meifter nicht aufgenommenen 
Paliere, Gefellen oder Bauarbeiter, welche zu einer ohne Wiffen und Aufficht 
eines Baumeifters ftattfindenden Aufführung eines Neubaues oder zu einer wefent: 
lichen Bauveränberung ſich gebranden laſſen“ 

wurde abgelehnt, weil Bauarbeiter, bie fein Meiſterrecht erworben haben, 
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vielmehr nur befugt find, unter Aufficht und Leitung eines Meifters zu ar: 
beiten, fich in biefem Falle einer ebertretung des Art. 208 Abf. 1 ſchuldig 
maden. WA. II ©. 354. Ohnedies fünnen die gedachten Perfonen gemäß 
Art. 130, 180 und 181 geftraft werben, wenn fie zu einer jenen Artikeln 
zumiderlaufenden ordnungsmwidrigen Bauführung fi gebrauden laſſen. 


Art. 211. 


Handmerfögefellen, Gewerbsgehilfen und Fabrifarbeiter, welche 
den fogenannten blauen Montag feiern, werden an Geld bis zu 
10 fl. oder mit Arreft bis zu 3 Tagen geftraft. 

Gleicher Strafe unterliegen die genannten PBerfonen, wenn fie 
obne genügenden Redtfertigungsgrund zur bedungenen Zeit nicht 
in Arbeit oder vor Ablauf der bedungenen Zeit aus der Arbeit 
treten oder fih der Arbeit an den dazu beftimmten Tagen oder 
Stunden entziehen, auf Antrag des Fabrifheren oder Meifters 
oder deilen Stellvertreterd, infoferne ein folder Antrag binnen 
14 Tagen nad der Uebertretung geftellt wird. 

Unabhängig von der Strafverfolgung ift die Polizeibehörde 
berechtigt, die Uebertreter im Falle der Zumiderhandlung gegen 
Abi. 2 auf Antrag des Gewerb: oder Fabrifheren oder deffen 
EStellvertreterd, im Falle der Zuwiderhandlung gegen Abf. 1 aud 
ohne folhen Antrag zur Arbeit zwangsweiſe vorführen zu laffen. 


1) Der Ausdrud „den fogenannten blauen Montag feiern‘ wurbe 
gebraucht, um auszubrüden, dar ber in Müßiggang zugebracdhte Tag nicht 
abjolut ein Montag fein müſſe, fondern daß aud ein anderer Wochentag nad) 
dem Sprachgebrauche blau gemacht, d. h. mit Nichtsthun gefeiert werden könne. 
Bejondere Rechtfertigungsgründe find hier nicht, wie im Abſ. 2, vorbehalten, 
aud kann die Uebertretung des Abf. 1 ſowohl von Amtswegen verfolgt, 
als auch wegen derfelben die im Abf. 3 vorbehaltene vorläufige Einfchrei- 
tung von Amtswegen vorgefehrt werden. Hat diefelbe ihren Zwed erreicht, 
fo iſt eine ftrafgerichtlihe Verfolgung, wenn die Polizei darauf verzichten 
zu fönnen glaubt, nicht nothwendig, da das Geſetz dieſe Einfchreitung un: 
abhängig von der Strafverfolgung geftattet. 

Nady dem Entwurfe follten ferner Handwerkögefellen, Gewerbsgehilfen 
und Fabrikarbeiter geftraft werden, melde 

bartnädigen Ungehorfam oder Widerfpenftigfeit in Bezug auf die aufgetragenen 
Arbeiten ſich zu Schulden fommen laſſen, bie Pflicht der fhuldigen Achtung gegen 
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ben Gewerbs= ober Fabrifherrn oder deren Stellvertreter ober, infoferne fie bei 
diefen wohnen, die häusliche Ordnung gröblid verlegen, insbeſondere ohne Er— 
laubniß des Gewerbs- oder Fabrifheren oder deren Stellvertreter über Nacht aus 
der Wohnung fich entfernen oder andere Perjonen bei ſich beherbergen. 


Die Beitimmung wurde geſtrichen, weil fie einen ſehr unbeftimmten 
Thatbeftand enthalte, und leicht zu refultatlofen Unterfuhungen Anlaß 
geben könne. A. I ©. 353. 

Nah $. 25 ber Kompetenzvererd. vom 24. Juni 1862 (Reg.:Bl. 
©. 1418) ift zu Einfhreitungen gemäß Art. 211 Abf. 3 die Ortspolizeis 
bebörbe, in Münden bie Polizeidirektion, berufen, 


Art. 212. 


Handmerfögefellen, Gewerbögehilfen und Fabrifarbeiter, welche Gefellen: 
ſich ein Strafrecht über Meifter, Arbeitgeber, Gefellen oder Mit: und Hand: 
arbeiter anmaßen oder fih an Verrufserklärungen oder anderen werksmiß— 
durch oberpoligeiliche Vorfhrift verbotenen Handwerksmißbräuchen bräuche. 


betheiligen, find mit Arreft bis zu 19 Tagen oder an Geld bie 
zu 50 fl. zu ftrafen. 

Sleiher Strafe unterliegen Gewerbsmeiſter, welche ſich bei 
ſolchen Uebertretungen betheiligen. 


1) DOberpolizeilihe Anordnungen über Abjtelung von Geſellenmiß— 
bräuchen f. bei Döllinger XIV ©. 932—40; XXVU ©. 452 und 453. 
2) Abf. 2 fest voraus, daß Gewerbsmeifter zum Nachtheile anderer 
Meifter oder Arbeitgeber als Aufhetzer oder durch fonftige Theilnahmshand— 
lungen im Sinne des StGB. Art. 54 zu ben verbotenen Mißbräuchen 


der Gefellen mitwirfen. A. II ©. 185; I ©. 354. 


Art. 213. Weberirets 

An Geld bis zu 50 fl. werden Inhaber von Fabrifen, Bergs, ung ber 
Hütten: oder Schlagwerken oder jonftigen größeren Gewerfen Beſtimm— 
und deren Stellvertreter geitraft, wenn fie den Verordnungen ungen über 
über Beichäftigung jugendlicher PBerfonen unter 16 Jahren zu: bie Per: 
widerhandeln. wenbung 
Im Rüdfalle fann die Strafe bis zu 100 fl. erhöht werden Por jugend— 
und ift außerdem der Polizeirichter ermächtigt, dem Beftraften — * 
die Beſchäftigung von Perſonen unter 16 Jahren auf beſtimmte Fabriken 
Zeit, jedoch nicht auf länger ald auf 2 Jahre, zu unterſagen. und Ge: 
Zuwiderhandlungen gegen folhe Verbote find mit Geldſtrafe werten, 
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bis zu 100 fl., womit Arreftitrafe bi8 zu 8 Tagen verbunden 
werden kann, zu ftrafen. 

Die auf Grund diefes Artifel8 erkannten Geldftrafen fallen 
zu zwei Dritttheilen in die Armenfaffe des Ortes der Liebers 
tretung. 


1) Ueber den Gegenftand des Art. beftehen zur Zeit Verordnungen 
vom 45. Januar 1840 (Reg.-Bl. ©. 145 — 152) und 16. Juli 1854 
(Reg.-Bl. ©. 561—564). 

2) In Abſ. 1 wurden die Worte „und deren Stellvertreter‘ beigefügt, 
damit die Strafe gegen die ſchuldige Perfon, insbejondere bei Aftiengejell: 
jhaften gegen den Direktor oder Geranten der Fabrik ausgefprochen werden 
fann, A. DI ©. 186. 

3) Auch im Abi. 2 it unter dem „Beſtraften“ nicht die Anjtalt oder 
beren Eigenthümer, jondern die gemäß Abſ. 1 wirklich beitrafte verantwort: 
lihe Berfon, bei den von Aftiengejellihaften betriebenen Anjtalten mithin ber 
Direftor oder Gerant, zu veritehben. Hieraus folgt, daß mit Entfernung 
ber beitraften Perſon von der Yeitung des Etabliffements die gemäß Abi. 2 
erlaffene polizeirichterlihe Verfügung ihre Wirkung für das Etabliffement 
verliert. A. II ©. 187. 


Fünfzehntes Hauptitüd, 


Uebertretungen in Bezug auf das Dienſtbotenweſen. 


Art. 214. 
Uebertret⸗ Einer Arreſtſtrafe bis zu 3 Tagen oder einer Geldſtrafe bis 
ungen der zu 10 fl. unterliegen Dienſtboten, welche: 
Dienſtboten 1) im Falle fie ſich weiter verdingen, ihrer Dienſtherrſchaft 
— nicht rechtzeitig auffündigen, 
——— 2) ſich an mehrere Dienſtherrſchaften zugleich verdingen, 
3) ohne genügenden Rechtfertigungsgrund zur bedungenen 


4) 


5) 


oder gefeglichen Zeit nicht in den Dienft eintreten, 

ohne genügenden Rechtfertigungsgrund vor Ablauf der be: 
dungenen oder gefeglihen Dienftzeit den Dienft verlaffen, 
an abgefhafften Feiertagen oder andern Werktagen das 
Arbeiten verweigern, 
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6) zur Arbeitszeit fih in Wirthöhäufern, auf Spielplägen 
oder in Winfelfneipen berumtreiben, 

7) bartmädigen Ungehorfam oder Widerfpenftigfeit gegen die 
Befehle der Dienſtherrſchaft oder deren Stellvertreter ſich 
zu Schulden fommen laſſen oder gegen diefelben die Pflicht 
der fhuldigen Achtung gröblich verlegen, oder 

8) ohne Erlaubniß der Dienftherrihaft oder deren Stellver: 
treterd Jemanden beherbergen oder zur Nachtzeit die Be: 
hauſung ordnungswidrig verlaifen. 

Berlaffen landwirthichaftlihe Dienftboten ohne genügenden 
Rechtfertigungdgrund zur Erntezeit den Dienft, fo kann auf Arreft 
bis zu 8 Tagen erfannt und derjelbe geichärft werden. 

Die unter Ziff. 3, 4, 5 und T bezeichneten Uebertretungen 
werden nur dann gejtraft, wenn binnen 14 Tagen nad) verübter 
That ein desfallfiger Antrag der Dienftherrihaft oder ihres Stell: 
vertreters geftellt worden iſt. 

Unabhängig von der Strafverfolgung fteht der Polizeibehörde 
die Befugniß zu, Dienftboten, welde widerrechtlih den Antritt 
oder die Fortfegung des Dienftes verweigern, der Dienftherr: 
ſchaft auf ihren oder ihred Stellvertreter Antrag zwangsweiſe 
vorzuführen. 


1) In der Pfalz bejtand bisher eine Dienſtbotenordnung nit; die in 
den übrigen Yandestheilen bejtehenden enthalten zahlreihe Strafbejtimmungen, 
welche theild von einander fehr abweichen, theils als zu weit greifend und 
veraltet erachtet wurden. Deshalb wurden ſämmtliche auf das Dienjtboten: 
weſen bezügliche Strafbeitimmungen, welde für das ganze Königreih Gel 
tung erlangen jollen, in das Gefegbud aufgenommen. Mot. 3. Entw. 
Art. 261— 267. Hiemit fallen alle weiteren Strafandrobungen der älteren 
Dienftbotenordnungen hinweg und können andere als die gejeglic fixirten 
durch neuere Dienjtbotenordnungen nicht eingeführt werben. 

2) Der Begriff des Wortes „Dienſtboten“ iſt im XV. Hauptſtück im 
ber landläufigen Bedeutung aufzufafien, namentlich find bie im Art. 85 
aufgezählten Kategorieen anderer dienender Perjonen nicht darunter zu be 
greifen. A. Ul S. 190. 

3) Abſ. 1 Ziff. 1 iſt nicht fo zu verſtehen, daß der Dienſtbote vorher 
gekündigt haben müſſe, ehe er ſich weiter verdinge, jondern daß er im Falle 
des Verdingens an eine andere Dienftherrihaft die Kündigung an die bie: 
herige Dienftherrihaft innerhalb der vertragsmäßigen oder gefeglichen Kün— 
digungsfrift vornehmen müfje, damit die bisherige Dienjtherrichaft in ber 
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Vorausſetzung ftillichweigender Erneuerung des Dienftvertrages nicht in Ver: 
legenbeit verjegt wird. Bei jener Anterpretation, welche A. II ©. 415 in 
der Aeußerung von Dr. Weis dieſer Beltimmung gegeben wurde, es jolle 
dem Dienftboten lediglich verboten fein, ſich auf einen Zeitpunkt zu verdin- 
gen, für welchen die Aufkündigung nicht mehr freifteht, würde diefer Fall 
mit Ziff. 2 zufammenfallen, da ein neues Berdingen nad) eingetretener Re: 
fofation ein Verdingen an mehrere Dienſtherrſchaften enthalten würde. 

4) In Abi. 1 Ziff. 2 iſt das Wort „zugleich‘ nicht von der Gleich— 
zeitigfeit der Handlung fondern von dem Berdingen auf eine und biejelbe 
Dienftzeit zu verftehen. 

Nah $. 26 der Kompetenzverordnung vom 24, Juni 1862 (Regbl. 
&. 1418) wird die im Art. 214 Abſ. A vorgefehene Befugniß von den 
Drts: oder Diftriftspolizeibehörden, in München von der Polizeidirektion 
ausgeübt. 

5) Die in Ziff. 3 des Entw. enthaltene Beftimmung gegen Dienft: 
boten, weldye 


„bei Eingebung eines Dienftvertrages eine Fürzere, als durch die Dienftboten: 
ordnung oder bas Herlommen beftimmte Dienſt- oder Auffündzeit ohne genügens 
ben Rechtfertigungsgrund fich bedingen,‘ 


wurde abgelehnt, weil e8 für unzuläffig erachtet wurde, bei dem Dienjtver: 
trage dem freien Uebereinfommen ſolche Schranken zu jtellen, wodurd bie 
Schwierigkeit, gute landwirthichaftliche Dienjtboten zu befommen, eher vers 
mehrt als vermindert würde. Auf Aushilfsdienitg hätte die Bejtimmung 
ohnedies nicht angewendet werden fünnen. A. II ©. 255; II ©. 190. 

6) In Abi. 1 Ziff. 3 u 4 u. Mf. 2 wurde ftatt der Worte des 
Entw. „ohne gejeglihen Nechtfertigungsgrund‘“ gefeßt „ohne genügenden 
Nechtfertigungsgrund‘, weil ein diefe Gründe darlegendes Geſetz nicht exi— 
ftirt, jondern der Richter immer zu ermeffen hat, ob eine genügende Ent: 
fhuldigung vorliegt oder nicht. 

7) Nach Abſ. 1 Ziff. 3 jollte nach dem Entw. nod als Ziff. 5 bei: 
gefügt werden: „beim Vorbandenfein eines ſolchen Grundes nicht jogleic) 
hierüber der Dienftherrichaft Anzeige macht. Dies wurde abgelehnt, weil 
ber Zeitpunkt, in welchem die geforderte Anzeige hätte erftattet werden jollen, 
faft nie in der Art bergeitellt werden kann, daß ein in der Unterlafjung 
ftegendes Verjchulden anzunehmen wäre, z. B. wenn ein gedungener Dienft- 
bote erfranft, und die Anzeige unterläßt, weil er früher zu geneſen hofft, 
als wirklich der Fall it. A. II S. 255. 

8) Die im Abſ. 1 Ziff. 4 im Entwurfe weiter enthaltene Alter: 
native „beim VBorhandenfein eines folhen Grundes hierüber nicht vor 
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ober bei dem Verlaſſen bes Dienftes der Ortspolizeibehörbe Anzeige machen‘ 
wurde gejtrihen, weil es zur Entihuldigung des Dienftboten volllommen 
genügt, wenn er zum Berlaffen des Dienftes eine gerechte Urſache gehabt, 
und nur eine fehr entbehrliche Ueberbürdung der Behörden entjteht, wenn 
man auc bei den einfachiten Vorkommniſſen Anzeige der Polizei erfordert 
und überall die polizeiliche Intervention heranzieht. A. U S. 225. 

9) Daß auch Aufreizung anderer Dienftboten zu Ungehorfam ober 
MWiderfpenftigfeit einen Akt der Widerfpenftigkeit bildet, wurde im der Ber: 
handlung allgemein anerfannt. A. II ©. 415. 

10) Art. 261 des Entw., des Inhalts: 


An Gelb bis zu 6 fl. ober mit Arreft bis zu 2 Tagen werben Dienftboten 
geftraft, welche ohne vorgejchriebenes Dienfibotenbud in einen Dienfl treten ober 
ihr Dienftbuch nicht ber Viſirung der Diftriftspoligeibehörde unterftellen, wenn fie 
aus einem Diftriftspolizeibezirke in einen anderen übertreten. 
wurde abgelehnt, weil dem polizeilichen Bebürfniffe, Kenntniß von dem 
Dienftantritte der Dienjtboten zu erlangen und die Aufrehthaltung der Be: 
ftimmungen über die Dienftbücher zu fichern, durch Art. 215 Genüge geleiftet 
wird, während im praftifhen Leben bie Ausjtellung ber Dienftbücher zur 
Verhütung der Landjtreicherei oft von dem Nachweije eines erhaltenen Dienjtes 
abhängig gemadt wird, wobei die Anforderung, daß ber Dienjtbote vor 
dem Dienftantritte mit einem Dienftbuche bereits verfehen fein müffe, mit 
manchen Unzulömmlichkeiten verknüpft fein würde. U. II ©. 190. 


Art. 215. i 


An Geld bis zu 5 fl., im Rüdfalle bis zu 10 fl., werben 
"Dienfiherrfhaften geftraft, welche den diſtrikts- oder ortöpolizeis 
lihen VBorfchriften über die Anzeige ded Ein: und Austrittes von 
Dienftboten, fowie über die Vorlage und Aufbewahrung der 
Dienftbücher zumwiderhandeln. 

Einer Geldftrafe bis zu 5 fl. unterliegen Dienftboten, welde 
von ihrer Dienftherrfbaft den Auftrag erhalten haben, anitatt 
derfelben ihren Dienſt-Ein- oder Austritt bei der Ortspolizei⸗ 
behörde zur Anzeige zu bringen, und diefe Anzeige verabjäumen. 


Nach dem Entwurfe jollten Dienftherrfhaften weiter gejtraft werben, 
„welche Dienftboten ohne vorgefchriebenes Dienftbotenbud in Dienſt nehmen, 
ober die im Dienftbotenbudye eines eintretenden Dienftboten enthaltenen, auf 

32 
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fallenden Mängel oder Unrichtigfeiten der Ortspolizeibehörbe nicht zur Ans 
zeige bringen,” Der erfte diefer Säge wurde aus denjelben Gründen, welde 
die Ablehnung des Art. 261 des Entw. motivirt hatten, geftrichen, der 
leßtere, weil hiedurch eine neue unnöthige Denunziationspfliht gejchaffen wer: 
den würbe, indem die Ortöpolizeibehörde, welcher die Dienitherrichaft ohne 
dies das Dienſtbuch vorlegen muß, wo dies dur orts- oder biftriktspoli- 
zeiliche Vorfchrift angeorbnet ift, aus dem Dienſtbuche felbjt erjehen kann, 
ob dasſelbe Mängel oder Unrichtigkeiten enthält. A. I ©. 225; UI 
©. 191. 


Art. 216. 


An Geld bis zu 10 fl. wird geftraft, wer wiſſentlich einen be: 
reits verdungenen Dienftboten für die nämliche Zeit für fich dingt 
oder einem Dienftboten bei Auflöfung des Dienftverhältniffes po— 
ligeiliher Aufforderung ungeachtet die Ausftellung des Zeugniffes 
im Dienjtbuche verweigert. 


Art. 217. 


Mit Arreft bis zu 8 Tagen oder an Geld bis zu 25 fl. wer: 
den Dienjtherrfchaften und Dienftboten geftraft, welche bei Eins 
gebung eined Dienftvertraged unfittliche Bedingungen feftjegen. 

Gleiher Strafe unterliegen diejenigen, welde in einen Schein: 
dienft treten oder einen ſolchen gejtatten. 


Zu Art. 217 Abſ. 2. 

Ob ein wirkliches Dienftverhältnig vorliege oder eine — nur ſchein⸗ 
bar in ein ſolches getreten ſei, iſt nach den Umſtänden des Falles, beſonders 
dem Arbeitsbedürfniſſe des angeblichen Dienſtherrn, der Beſchaffenheit der 
übernommenen Dienſtleiſtungen und den perſönlichen Verhältniſſen des Dienſt— 
nehmers und Dienſtgebers zu beurtheilen; wobei zu berückſichtigen iſt, daß 
ſolche Scheindienſte nicht ſelten zur Verſchleierung von Arbeitsſcheue, Kon— 
kubinat, gewerbsmäßiger Unzucht und Kuppelei in Scene geſetzt werben. 
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Art. 218. 


Wer ohne die nad ortöpolizeiliher Worfchrift erforderliche Bez Webertret: 
willigung fi mit der VBerdingung von Dienftboten gewerbs- ungen ber 
mäßig befaßt, wird an Geld bis zu 25 fl. geftraft. Gefindever: 

Gleiher Strafe unterliegt, wer fi mit der Verdingung von dinge. 
Dienftboten gewerbsmäßig befaßt und wiſſentlich einen bereits 
verdungenen Dienftboten einer anderen Herrfhaft zur Dingung 
empfiehlt. j 


Art. 219. 


Die nad) Maßgabe der Artifel 214— 218 erkannten Geld: Gemein 
ftrafen fließen zu zwei Dritttheilen in die Armenfaffe des Ortes fchaftliche 
der Uebertretung. Beſtim⸗ 


mung. 
Zu Art. 218. 
Ueber den Begriff des Wortes „gewerbsmäßig“ ſ. Bemerk. 1 zu 
Art. 209. 


y 


Schzehntes Hauptftüd. 


UVebertretungen in Bezug auf Land- und Forftwirtbfchaft, 
Jagd und Filderei. 


Art. 220. . 


Wer das Privatbefhälgefhäft, ohne einen durd Berordnung undberech— 
vorgefchriebenen Erlaubnißfchein erlangt zu haben, gegen Be— tigte Aus: 
zahlung oder fonftige Vergütung ausübt oder den ihm angesÜbung bes 
wiefenen Bezirk überfchreitet, unterliegt einer Geldſtrafe bis zu Privatbes 
50 fl., welche zur Belohnung für das zur Beauffihtigung des äalgeſchäf— 
Beſchälweſens aufgeftellte Unterperfonal verwendet wird. * c 


41) Die 3. 3. beftehende Verordnung ift jene vom 25. November 1851, 
die Einrichtung und Verwaltung des allgemeinen Landgeftütes betr. Regbl. 
©. 1351 (in der Pfalz nicht publizirt). 

Da nad) diefer Verordnung der Erlaubnißfchein immer nur für einen 
beftimmten genau befchriebenen Zuchthengſt ausgeftellt wird, fo fällt aud 
ber Mißbrauch des Erlaubnißfcheines zur Benützung nit approbirter 

ö 92° 


Unbefugte 
Verwend⸗ 
ung von 
Zuchtſtie ⸗ 


ren. 
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Hengite unter die Strafbeftimmung. Mot. z. Entw. Art. 268—279 Ziff. 1. 
A. II ©. 192. 

2) Der Schlupjag bejtimmt eine eigenthümliche Verwendung des Straf: 
betrages. Sache des Richters iſt der Ausſpruch der Strafe, nicht die Ber: 
wendung der Strafgelder, vielmehr kann es der Staatsregierung überlafjen 
werben, dur Injtruftion zu beftimmen, an welche Behörde der die Strafe 
erhebende Tarbeamte den Betrag abzuliefern hat. A. II ©. 192. 


Art. 221. 


An Geld bis zu 15 fl. wird geftraft, wer, ohne den durd) Ver— 
ordnung vorgeihriebenen Erlaubnißjhein erlangt zu haben, 
Zudhtitiere, welche zur Benügung für die gefammte Rindviehzucht 
einer Gemeinde beftimmt find, zur Zucht verwendet, verwenden 
läßt oder auf Bemeindeweiden treibt. 


1) Zur Zeit befteht die Verordnung vom 4. Mai 1847, bie Hebung 
ber Rindviehzuht in den Gemeinden der Negierungsbezirte biesfeits des 
Rheins betr. (Rggbl. ©. 661), deren $. 1 der Art. im Wefentlichen entnommen 
iſt. Mot. z. Entw. Art. 268—279 Ziff. 1. Ungeachtet darauf aufmerf: 
fam gemadyt wurde, daß durd die Worte „für die gefammte Rindvieh: 
zucht einer Gemeinde‘ die Geſetzesvorſchrift leicht illuforifh werden 
fann, indem ber Richter nicht zu verurtheilen berechtigt ift, fo oft nachge— 
wiefen wird, daß ein Zuchtſtier nicht für die gefammte Rindviehzucht einer 
Gemeinde, fondern nur für einen Theil, wenn aud ben größten Theil der 
Gemeinde beſtimmt ijt, indem 3. B. einzelne viehbeſitzende Gemeinbeglieber 
nit zur Mitbenügung des Zuchtſtieres berechtigt find, daß vielmehr nad 
bem Grunde des Geſetzes genüge, wenn der Zuchtſtier für die Gemeinde: 
beerde und für die Rindviehzucht jener Gemeindeglieder beftimmt ift, welde 
zur Benügung des für die Gemeinde zu haltenden Zuchtſtieres berechtigt 
find, fo wurde gleihwohl an den in ber Verord. vom 4. Mai 1857 ge 
braudten Worten ohne Mittheilung weiterer Motive feitgebalten. A. II 
©. 192. 

2) Die im Entwurfe weiter enthaltene Alternative, wornach bie Be 
flimmung des Art. aud in Bezug auf jene Zuchtſtiere Platz greifen follte, 
welde von ben Eigenthümern gegen Bezahlung ober fjonftige Vergütung 
zur Zucht verwendet werden wollen, wurde geftrihen, weil es zwar voll 
fommen gerechtfertigt jei, den Art. in jenen Fällen zur Anwendung zu 
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bringen, wo einzelne Gutsbeſitzer verpflichtet find, für die Gemeinde einen 
f. 9. Sprungftier zu halten, aber fein Grund beftehe, Privaten, melde 
aus Gefälligkeit ober gegen mäßige, gewöhnlich nur in einem Trinfgelde an 
bie Dienftboten beftehende Vergütung ihre Zuchtftiere für Nachbarn ober 
andere Viehbefiger benügen laffen, den Formalitäten des Artikels zu unter: 
werfen. 4. TI ©. 416. 

3) Die beiden Art. 220 u. 221 enthalten eine Ausnahme von dem 
Grundfage, nur Handlungen, welche eine Rechtsgefährdung enthalten, als 
Polizeiübertretungen zu verbieten. Das Interefje der Förderung ber wich: 
tigften Zweige ber einheimifhen Viehzucht Hat dieſe Ausnahme veranlaßt. 
Ein weiter gehender Vorfhlag des Entwurfes Art. 277, wonach aud 
die Zuwiberhandlung gegen fonftige DBerorbnungen zur Befeitigung von 
Hinberniffen des Aderbaues und ber Viehzucht ftrafbar gemadt werben 
follte, wurde abgelehnt, um nicht eine Handhabe zu ſchaffen, wodurch alle 
benfbaren Beglüdungstheorieen der Landwirthſchaft aufgezwungen werben 
fönnten, und weil nad richtigen Grunbfägen die Landeskultur durch Bei- 
fpiel, Aufmunterung, Belehrung und Förderung ber Intelligenz, nicht durch 
Zwang, zu heben if. A.I ©. 257. 


Art. 222. 


Wer gegen ortöpolizeilihe® Verbot fein Vich außerhalb ges Verbotenes 
fchloffener Höfe oder anderer umfriedeter Räume ohne gehörige Umherlau⸗ 


Aufſicht umherlaufen läßt, wird an Geld bis zu 5 fl. geftraft. 


Das Erforderniß des Inmitteliegens eines ortspolizeilichen Verbotes 
wurbe feftgehalten, weil ein allgemeines Verbot auf dem platten Lande nicht 
burhführbar wäre und vielen Landbewohnern das Halten von Federvieh 
unmöglid machen würde. Wo das Intereſſe der öffentlichen Reinlichfeit 
ober des Flurſchutzes derartige Vorſchriften erfordert, werden fie ficherlich 
erlafien werben. 

An ſolchen Vorſchriften kann das Verbot generell gefaßt oder auf be 
flimmte Straßen und öffentlihe Plätze befhränft werben, auch können be: 
züglich der Viehgattungen, beren Herumlaufen verboten fein fol, bie nö— 
thigen Beftimmungen getroffen werden, namentlih kann basjelbe auch auf 
das Febervieh ausgebehnt werben. 

Wird durch das Herumlaufenlaffen von Vieh ein Weibes ober elb: 
frevel ober eine Eigentbumsbefhädigung verübt, fo find die Beftimmungen 


fenlafien 
von Bieh. 
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ber hiedurch übertretenen Strafgefege anwendbar, ohne Rüdficht darauf, ob 
die That wegen eines beftehenden ortöpolizeilihen Verbotes unter Art. 222 
fubfumirt werden fann ober nit; wird ein gemäß Art. 226 Ziff. 3 er 
gangenes Verbot übertreten, jo bat die Strafbeftimmung bes Art. 226 vor 
jener des Art. 222 den Vorzug. WA. UI ©.256; HI ©. 192, 


Art. 223. 
Uebertretuns An Geld bis zu 10 fl. wird geftraft: 
genin®ezug 1) wer die Viehweide zur Nachtzeit ausübt oder ausüben läßt; 
— er 2) wer das während der Nachtzeit im Freien in Hürden oder 
eide. 


anderen geſchloſſenen Räumen bleibende Vieh vor Sonnen— 
aufgang auf die Weide bringt oder fpäter ald eine Stunde 
nach Sonnenuntergang wieder eintreibt; 

3) wer Weidevieh, welches nicht während der Nachtzeit im 
Freien in Hürden oder anderen gefchloffenen Räumen vers 
bleibt, fpäter ald eine Stunde nad Sonnenuntergang zu 
Stalle bringt oder früber ald eine Stunde vor Son: 
nenaufgang zur Hut wieder außtreibt. 


Eine Ausnahme von dem Berbote der Nachtweide tritt bei der 
Alpenweide und bei der Weide auf jenen Grundftüden ein, 
welche von allen Seiten fo umidloffen find, daß dadurd das 
Austreten des Viehes verhindert wird. 


Weitere Ausnahmen von dem Verbote der Nadıtweide find von 
der Kreisverwaltungäftelle für folhe Gegenden zu machen, in 
welden die Nachtweide auf nicht umfchloffenen Grundftüden bie: 
her üblich geweſen ift oder nach den eigenthümlichen wirtbichaft: 
lihen Verbältniffen nicht entbehrt werden fann. Hierbei hat die 
Kreisverwaltungsftelle zugleih die Befuaniß, die zum Schutze 
gegen Beichädigungen und Mißbräuche erforderlichen Vorfchriften 
zu erlaffen, deren Uebertretung die in dem gegenwärtigen Artifel 
beftimmte Strafe nady fich zieht. 


1) Der Art. beftraft die Webertretung polizeilicher Vorfchriften bei Aus- 
übung der Viehweide zur Nachtszeit, welche deßhalb verboten ift, um bie 
bei Gelegenheit diefer Weide zu beforgende Gefährdung ber Rechte Dritter 
zu verhüten. Die Hebertretung des Art. kann daher von dem Hut- unb 
Meideberehhtigten felbjt begangen werben, und wird gewöhnlih aud von 
ihm oder feinen Dienftboten, Hirten ac, verfhuldet werben. Indeſſen bes 
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fteht auch die Möglichkeit, daß diefelben Handlungen bei einer unberedtigten 
Weideausübung ftattfinden, daß 3. B. derjenige, der fein Vieh unbefugt in 
fremde Grunbjtüde oder auf fremde Weideplätze eingetrieben bat, basjelbe 
während ber Nachtszeit daſelbſt beläßt. Im diefem Falle befteht eine ideale 
Konkurrenz des durch die unberechtigte Handlung verübten nad) Art. 345 
bes StGB. ftrafbaren Feldfreveld mit ber Uebertretung des Art. 223; und 
foferne ber in Mitte liegende Eingriff in das fremde Mechtsgebiet wegen 
Mangels des im StGB. Art. 345 vorausgefegten Vorfaßes nicht nad 
biefem Art. beftraft werben könnte, bleibt immerhin bie Beftrafung nad 
Art. 223 übrig. Das im Abſ. 1 Ziff. 1, 2 und 3 gebrauchte Wort „wer“ 
fließt daher ſowohl ben Berechtigten als den Unberechtigten als mögliches 
Subjeft ber Uebertretung in fidh. 

2) Abf. 2 enthält eine unbebingte gefeglihe Ausnahme von dem Ber: 
bote des Abſ. 1 Ziff. 1. Die Alpenweide ift abfolut ausgenommen, weil 
im Gebirge an vielen Orten die Freiweide Regel ift, und jeber, ber fein 
Eigenthum geſchützt wiſſen will, es einfrieben muß, ſodann weil auf den 
Alpen während des Hochſommers bei anhaltender Hite das Vieh während 
bes Tages oft gar nicht ausgetrieben werden darf. Unter ber Alpenmweibe ift 
nicht blos die f. g. Hochmeide, fondern auch die ſ. g. Heimweide (bie 
Weide auf tiefer gelegenen oder in Nebenthälern gelegenen Alpen, auf 
welchen bas Vieh auf dem Heimtriebe und vor dem Einbringen in die Win: 
terung noch einige Wochen genährt wird) zu verftehen. A. III ©. 193, 232. 

3) Abf. 3 enthält die weiteren zuläffigen Ausnahmen von der Vor: 
fehrift des Abſ. 1 Ziff. 1, welche jedoch eine ausdrüdlihe Bewilligung ber 
zuftändigen Kreisverwaltungsftelle erfordern. Im Sinne des Gefeßes ift 
jedoch dieſe Behörde verpflichtet, eine folche Bewilligung zu ertheilen, wo 
ber eine oder ber anbere ber im Abſ. 3 bezeichneten Ausnahmsgründe Plab 
greift, auch kann gegen unbegründete Verweigerung im Wege des Rekurfes 
von dem Staatsminifterium bes Innern Abhilfe gewährt werden. Die 
Unentbehrlichkeit der Nachtweide für eigenthümliche wirtbichaftlihe Ders 
hältniffe einer Gegend ift nicht blos dba zu berüdfihtigen, wo die Nacht— 
weide bisher üblid war, fondern aud dba, wo fie bisher nicht üblidy war, 
fobald nachgemwiefen werben kann, daß in Folge geänderter wirtbichaftlicher 
Berhältniffe die Nachtweide für die Zukunft unentbehrlich geworben ift. 

Insbeſondere wurde auf bie Umentbehrlichfeit der Nachtweide in jenen 
Wald: und Gebirgsgegenden hingewieſen, wo bie Schweine in bie Eichel: 
und Büchelmaſt getrieben werben, wie in ber Pfalz und dem Speflart. 
4. I ©. 193, 232. 
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Art. 224. 


An Geld bis zu 10 fl. wird geftraft, wer Vieh, welches weder 
dur genügende Umfriedung des Weideplages noch durh Ans 
binden an dem Austreten in fremde Grundftüde gehindert if, 
ohne Hirten weiden läßt. 

Gleicher Strafe unterliegt, wer zur Hut fchulpflichtige Kinder 
mit Verſäumung ihrer Schulpflicht verwendet. 


Nach dem Entwurfe follte die Ausübung der Viehweide durch untaug- 
lihe Hirten ber Viehweide ohne Hirten gleichgeachtet werden. Das wurde 
zur DVermeibung veratorifher Unterfuhungen und mit Rüdfiht auf bie 
Schwierigfeit, bie richtigen Anhaltspunkte ber Tauglichkeit ober Untauglich: 
feit für eine Verrichtung zu ermitteln, welde je nah Art und Zahl 
bes Weideviehes bald von Kindern verfehen werben Tann, bald Ber: 
fonen vorausfegt, welche körperlich rüftig und in ber Behandlung ber Thiere 
erfahren find, abgelehnt. 

Nah dem Entwurfe follte ferner die Verwendung werktagsſchulpflich⸗ 
tiger Kinder ohne befondere polizeiliche Bewilligung oder mit Ueberfchreitung 
ber von ber Polizeibehörbe hiewegen feftgefeßten Bedingungen geftraft werben. 

Allein diefe Beftimmung wurde abgelehnt, weil die Anforderung einer 
von dem Landmanne für die Verwendung ber Arbeitsfräfte feiner Kinder 
zu erholenden polizeilihen Genehmigung, welcher noch befonbere Bebing- 
ungen angefügt werben fünnen, nur eine werthlofe Bielfchreiberei und in 
den meiften Fällen unnütze Quälerei veranlaßt haben würde. Werben 
Kinder ohne Verfäumung des Schulbefuches und nicht auf Koften bes Un— 
terrichtes früßzeitig zu den ihren Kräften angemefjenen leichteren landwirth— 
fchaftlihen Arbeiten verwendet, fo ift dies von wirthſchaftlichem Stand: 
punfte empfehlungswertb und felbft vom Stanbpunfte der Schulbiszipfin 
nicht zu mißbilligen. A. II ©. 257. 


Art. 225. 


Einer ®eldftrafe bis zu 10 fl. unterliegt, wer den ober= oder 
ortöpolizeiliben Vorſchriften zumiderhandelt, welche zur Vermei⸗ 
dung von Mißbräuchen bei der Ausübung der Einzelhut auf un: 
gefchloffenen, eigenen oder fremden, Grundftüden erlaffen werden. 
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Die Einzelhut auf umfriebeten Grundftüden ift nad Art. 224 Abf. 1 
unbedingt zuläffig, die Einzelfut auf ungeſchloſſenen Grunbftüden ift ge 
mäß Art. 225 im BPrinzipe geftattet und darf durch polizeiliche Vorſchriften 
nicht ausgefchloffen werben, wohl aber find ober= wie ortspolizeiliche Vor— 
fchriften zuläffig, um Mißbräuche bei deren Ausübung zu verhüten. Eine 
Zuwiderhandlung gegen die zu biefem Zwecke erlafjenen Vorſchriften ift bei 
berechtigter, wie bei unberechtigter Ausübung ber Einzelhut möglich, Iebte- 
renfalls würbe eine Uebertretung des StGB. Art. 345 mit jener des 
Art. 225 konkurriren. 

Nah dem Entw. follten ferner beftraft werben: 

4) wer Theilnefmer an einem gemeinfhaftlichen Weiderechte ift und 
fein Vieh unberehtigt auf ber gemeinfhaftlihen Weide unter Einzelhut 
meiden läßt; 

2) wer bie Viehweide auf fremden ungefchloffenen Grundftüden durch 
Einzelhut ausübt, ohne daß er zur Einzelfut die Bewilligung ber Orts 
polizeibehörbe in Webereinftimmung mit den betreffenden Grundbefigern er: 
halten hat. 

Allein in beiden Fällen wurde eine unberechtigte Weibeausübung er: 
fannt, welche aud bei dem das Maß feiner Berechtigung überfchreitenben 
Theilnehmer an einem Weiberechte bezüglich bes nicht berechtigten Ueber: 
maßes anzunehmen ift, weshalb die That auf Grund bes StGB. Art. 345 
in zureichender Weiſe geftraft werben kann. Sollte die im zweiten Falle 
vorgefehene Handlung von dem Weibeberechtigten vorgenommen werben, fo 
wäre nicht abzufehen, warum er zur Ausübung feines Rechtes noch eine 
Bewilligung der Gemeinbebehörbe und bes Kigenthümers ber mit ber 
Weidefervitut belafteten Grundftüde bedürfen follte. 

A. I ©. 19, 19. 


Art. 226. 


Einer Geldſtrafe bis zu 10 fl. unterliegt: Uebertret · 
1) wer den ortspolizeilichen Vorſchriften über die Schließung ung felbpo— 
der Weinberge und den Anfang der Weinleſe in ſolchen Maeiliger 

Weinbergen, die weder gänzlich eingefhloffen find noch ver- Vorſchrif— 

einzelt liegen, zumiderhandelt ; ” 
2) wer Obftbäume, Gefträuche oder Hecken innerhalb des von 

der Ortöpolizeibehörde beftimmten Umfreifed und öffentlich 

befannt gemachten XTermined von Raupen und Raupen= 

neftern nicht gehörig reinigt; 
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3) wer Haudgeflügel während der durch ortöpoligeilihe Bor: 
fchrift verbotenen Zeit auf die Felder auslaufen läßt oder 
Feldtauben zur Saat» oder Erndtezeit innerhalb des durd 
die Drtöpolizeibehörde bejtimmten und öffentlich befannt 
gemachten Termines nicht eingefchloffen hält; 

4) wer den diſtrikts- oder ortöpoligeilihen Vorſchriften zuwider: 
handelt, durch welche den Grundbefigern gemeinſchaftliche 
Leiftungen zum Schuge der Fluren gegen fchädlihe Thiere 
auferlegt werden. 


1) In Weingegenden wird gewöhnlich durch ortspolizeiliche Anorb: 
nung der Schluß ber Weinberge zur Zeit ber Traubenreife von einem be 
flimmten Zeitpunfte an bis zur Weinlefe angeordnet, in Folge beffen mit 
Ausnahme der umentbehrlihen Berbindungswege, welche durch die Wein: 
berge führen, alle zur Benügung der Weinberge beftimmten Fahr- und 
Gehwege abgefhlofien, die Zugänge zu den Weinbergen abgefperrt werben 
und der Eintritt im biefelben felbft den Eigenthümern nur an beftimmten 
Tagen verftattet ift. Auch pflegt der Anfang der Weinlefe und bie Lefe- 
zeit und Ordnung für die einzelnen Weinbergslagen in gleiher Weife be 
ftimmt zu werben, fo baß jeder Weinbergsbefiger die für den Markungs: 
tbeil, worin fein Weinberg liegt, treffende Xejezeit einzuhalten bat, und 
ohne befondere Erlaubnig die Weinlefe nicht früher als zu ber bejtimmten 
Zeit vornehmen darf. Ein verfpätetes Lefen, welches nur dem ſich Ber: 
fpätenden zum Nachtheile gereihen würde, fann nicht als ftrafbar erachtet 
werden. Der Grund biefer Mafregeln liegt in ber Sicherung ſämmtlicher 
Meinbergsbefiger, deren Grunbdftüde in bemfelben Markungstheile liegen, in: 
dem hiedurch der Weinbergsſchutz wefentlich erleichtert und bie Gefahr ber 
Entwendung und Beihädigung durch Verhinderung des freien Zutrittes ans 
derer Perſonen während ber für die Sicherheit des betreffenden Eigenthums 
am meiften Lritifchen Zeit vermindert wird. Diefer Grund des Geſetzes 
fällt bei ganz ifolirt liegenden und durch gänzlihen Einfluß felbftftändig 
gefhüsten Weingärten hinweg, weshalb für ſolche die in Ziff. 1 vorge: 
fehenen Anordnungen nicht erlafien werben können. 

2) Die geſetzliche Beitimmung unter Ziff. 2 ift viel emger als jene 
des Entwurfes, Nah biefem wäre jeder Grundbeſitzer Fraft bes Geſetzes 
verpflichtet gewefen, Bäume, Heden und Gefträude von Raupen und Rau: 
penneftern zu reinigen, und ber Polizei hätte lediglich obgelegen, ben Termin 
zur Bornahme biefer Handlung befannt zu machen. 

Hiemit wäre für viele Gemeinden, welche eine ausgedehnte mit größeren 
Baumgruppen und zahlreihen Hecken und Geſträuchen beſetzte Markung 
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haben, eine eben fo unlösbare als unnöthige Aufgabe geftellt werben, ba 
diefe Mafregel hauptſächlich doch nur für jene Gegenden Bebeutung hat, 
in welchen erheblicher Obſt- und Gartenbau betrieben wird. Deßhalb ift 
e8 ber Ortsbehörbe überlaffen, jene Markungstheile zu beftimmen, im wel⸗ 
hen das Abraupen für nothwendig erachtet wird und zugleidh ben Termin 
zur Vornahme der Handlung öffentlich bekannt zu geben; wobei nur das 
Abraupen der Obftbäume (nicht fonftiger Bäumforten), dann ber Heden 
und Geſträuche, die fi innerhalb des feftgefehten Umfreifes befinden, an: 
georbnet werben kann. Daß nady Erforderniß in hochkultivirten Gegenden 
ber feftgefeßte Umfreis die ganze Markung umfaffen darf, unterliegt keinem 
Zweifel. 

3) In den unter Ziff. 3 vorbehaltenen Vorſchriften hat die Ortspoli⸗ 
zeibehörbe mit Rüdficht auf die Befchaffenheit der Witterung und ber Jah— 
restemperatur und auf die landwirthſchaftlichen Verhältniſſe der Gegend 
die Zeiträume zu firiren, in welden das Auslaufen des Hausge— 
flügel8 (Gänſe, Enten, Hühner) in die Felder zum Schutze bes Pflanzen- 
wuchſes und ber Erndte zu verbieten ift; ebenfo hat diefelbe den Termin 
für das Eingefchloffenhalten ber Feldtauben während der Saat ober Erndte 
zeit mit Rüdjicht auf die örtlichen Verhältniffe zu firiren. 

4) In Ziff. 4 wurde die Konkurrenz biftriftspolizeiliher Vorſchriften 
neben ben ortspolizeilihen zugelaffen, weil bie Ausbreitung mander Ge 
fahren durch ſchädliche Thiere, 3. B. dur Feldmäuſe, mitunter zufammen- 
wirkende Maßregeln für ganze Diftrikte erfordert, während vereinzelte Bes 
mühungen in einzelnen Gemeinden eine vergeblicye Arbeit fein würden. 

5) Der für die Pfalz beantragte Zuſatz: 

5) Wer in ber Pfalz ben von ber Ortsbebörbe erlaffenen und öffentlich 
befannt gemadten Anorbnungen über ben Anfang ber Heuerndte auf ſolchen 
Wiefen, auf bie man ohne Betreten fremden Eigentbums nicht gelangen kann, 
zuwiberbanbelt, 

wurde als ein entbehrliher Eingriff in Privatverhältniffe, welche in ber 
Regel auf einem durch Verjährung erworbenen Nothwegrechte beruhen und 
im Hinblide darauf, daß in Ermangelung einer Berechtigung das Gehen 
ober Fahren über fremde Wiefen dem Art. 345 des StGB. anheimfalle, 
abgelehnt. A. I ©. 194, 417. 
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Art. 227. 


Zumiderhandlungen gegen ortspolizeiliche Vorſchriften über die 
Nachleſe in Feldern und Weinbergen oder gegen fonftige von ber 
Drtöpolizeibehörde zum Schuge des landwirtbfhaftlihen Eigen— 
thumes, der Feldwege und der auf der Flurmarfung befindlichen 
Abzugsgräben erlaffene feldpolizeilihe Worfchriften werden an 
Geld bis zu 5 fl. geftraft. 


Art. 228. 


Die auf Grund der Art. 221—227 erfannten Geldftrafen 
fließen zu zwei Dritttheilen in die Armenfaffe des Ortes ber 
Uebertretung. 


Den eigentlihen Gegenftand ortspolizeiliher Flurordnungen bildet bie 
Sicherung des Iandwirtbichaftlihen Eigenthums gegen Befhädigungen unb 
Frevel, fo weit nicht in der allgemeinen Gefeßgebung biefür Vorforge ge 
troffen worben ift. Zu dem landwirthſchaftlichen Eigenthum ift nicht blos 
ber Grund und Boden der einzelnen Grundftüde mit den barauf ſtehenden 
Einfriedungen, Pflanzungen, Früchten, ben zur Flurmarkung gehörigen 
Feldwegen und Abzugsgräben, wozu auch bie an ben Feldwegen errichteten 
Schußgräben gehören, zu rechnen, fondern auch jene Adergeräthichaften, 
landwirthſchaftlichen Mafchinen und Sämereien, Baum: und Weinberge: 
pfähle, welche für die Zwecke der Landwirtbfchaft verwendet werben und zur 
Zeit ihres Gebrauches auf dem Felde belafjen zu werben pflegen. Gegen 
Beſchädigung und Entwendung folder Gegenftände geben die Strafgefeße 
Strafmittel an die Hand; allein gegen fonftige Frevel hieran, 3. B. gegen 
mutbwillige oder böswillige Verfchleppung, unbefugte Gebrauhßanmaßung 
fönnen auf Grund bes Art, Strafvorfhriften erlaffen werben. 

Die weiteren Vorſchläge, ſolche Vorſchriften aud „zur Befeitigung von 
Hinderniffen der Kultur und der Viehzucht in einer Gemeinde” ober „im 
Intereſſe entfprechender Benügung der Flurmarken“ zu geftatten, wurden 
abgelehnt, weil die Durdführung von Kulturerperimenten mit Zwangsge— 
boten oder Verboten nicht als Sache ber Lofalpolizei angefehen werden könne. 
A. II ©. 356; II ©. 195. 
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Art. 229, 


Die Uebertretung der gefeglihen Beitimmungen über Außs Uebertretun- 
übung der Jagd und der nad Maßgabe des Gefeges im Ver: genindezug 
ordnungswege erlaffenen jagdpoligeilihen Vorſchriften wird nach auf Jagd- u. 
den hierüber beſtehenden Geſetzen geſtraft. Forſtpolizei. 

Auf Perſonen, welche bei Ausübung des Jagdrechtes eine ges 
mäß Art. TO ded gegenwärtigen Geſetzbuches verbotene Waffe 
führen, find die Beftimmungen jenes Artifeld anwendbar. 

Unbefchadet der nah Maßgabe des Abſ. 1 verwirkten Strafe 
unterliegt Wild, welches mit Webertretung der die Hege oder 
Hegezeit betreffenden Beitimmungen erlegt wird, Ddesgleichen 
Wild, welches während der für die betreffende Wildgattung feft: 
gefegten Hegezeit, und nachdem feit deren Eintritt 14 Tage ver: 
ftrihen find, ohne von der Diftriftöpolizeibehörde bewilligte Ter— 
mindverlängerung zum Berfaufe gebracht wird, der Konfiskation. 

Der Erlös daraus fließt in die Armenkaffe ded Ortes der Bes 
tretung. 


Zu Abf. 1. In den Landestheilen bieffeits des Rheins gelten zur Zeit 
folgende Beftimmungen: 


Gefeh, | 
bie Ausübung ber Jagd betr., vom 30. März 1850. 


Art. 1. 


Im Grundeigenthume liegt bie Beretigung zur Jagd auf eigenem Grund 
und Boben. 

Die Jagdgerechtigfeit auf frembem Grund und Boden bleibt aufgehoben 
und darf in Zufunft nicht wieder ald Grundgerechtigkeit beftellt werben. 


Art. 2. 


Die Ausübung des Jagdrechtes durch den Grundeigenthümer ſelbſt ift 
nur zuläffig: 

1) auf allen unmittelbar an die Behaufung ftoßenden Hofräumen und 
Hausgärten, fobald fie durch irgend eine Umfriebung begränzt, ober 
jonft volltändig abgefchloffen find; 

2) auf allen und jeden Grundftüden, welche mit einer Mauer, einer 
zufammenhängenden Hede, ober mit einer bichten Ginzäunung und 
mit verfhließbaren Thüren verfehen find, — mworunter bie gewöhn: 
lichen, zunächſt nur die Abwehr ober ben Einfchluß des Weideviehes 
bezwedenden Felbzäune nicht begriffen; 
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3) auf einem zufammenbängenden Grunbbefige von minbeftens 240 baye- 
riſchen Tagwerken im Flachlande und A400 Tagwerken im Hod: 
gebirge; 

4) auf Seen und YFilchteihen von mindeftens 50 Tagwerfen. 

Straßen und Wege, fo wie Flüſſe und Bäche unterbrechen nicht bie Kon: 

tinuität bes Jagdbezirkes. 


Art. 3. 


Sind von einem folden Gutsfomplere ein ober mehrere Grunbftüde, 
welde nicht unter bie Beftimmung bes Art. 2 fallen und auch nicht zufams» 
menhängend, beziehungsweife 400 Tagwerke betragen, vollftändig umſchloſſen, 
jo ſteht dem Eigenthümer des erfteren auch die Jagdbefugnig auf biefen 
Grundftüden (Inclaven) gegen Entfhädigung der Eigenthümer zu. 

Die Größe ber Entihädigung wird in Grmangelung eines Uebereinfoms 
mens ber Betheiligten nach ben jeweiligen Jagdpachtpreiſen in der Gemeinde: 
marfung, in welcher bieje Grundftüde liegen, und wenn und fo lange ſolche 
nicht beftehen, nach jenen in ber nächſtgelegenen Gemeindemarkung nad Ber: 
hältniß des Flächeninhaltes berechnet und feftgeftellt. 


Art. 4, 


In allen übrigen Fällen übt die politifche Gemeinde Namens ber Grund: 
eigenthümer innerhalb ihres Bezirkes das Jagdrecht durch Verpachtung aus. 


Art. 5. 


Die Gefammtflur jeder politiichen Gemeinde bildet einen ſelbſtändigen 
Jagdbezirk. Jeder Gemeinde bleibt unbenommen, fi mit anderen politijchen 
Gemeinden zu einem gemeinjhaftlihen Jagdbezirfe zu vereinen. Gemeinden, 
beren Flur 480 bayerijhe Tagwerke oder mehr umfaßt, können mehrere, bie 
Zahl von 6 nicht überfchreitende, wenigftens 240 Tagwerke baltende Jagbbe: 
zirfe bilden. 


Art. 6. 


Die im Art. 2 benannten Jagdberechtigten können bie ihnen zuftehende 
Selbftbenügung ber Jagd auf ihrem in oder an dem betreffenden Jagbbezirfe 
liegenden Befigtbum mit in bie Verpachtung geben. 


Art. 7. 


Die Verpachtung gefhieht durch bie Gemeinbeverwaltung und zwar in 
der Negel auf dem Mege ber öffentlichen Berfteigerung an ben Meiftbietenben. 

Das Ergebniß unterliegt in Städten und Märkten mit magiftratiicher 
Verfafjung der Genehmigung des Magiftrats und ber Gemeindebevollmäd 
tigten, in ben übrigen Gemeinden ber Genehmigung ber Gefanımtgemeinde. 

Gleiche Beihluffaffungen find erforberlih, wenn ausnahmsweije die Jagd 
ohne Berfteigerung durch Kontraktsabſchluß verpachtet werben will. 

Als Pächter lönnen aber ſolche die gemeindlihe Genehmigung nicht er 
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alten, welchen nad Art. 18 ober 19 bie Ausftelung ber Jagbfarte verweis 
gert wird; auch bürfen bie Pachtbedingungen den ausdrüdlichen PATIIMERGEN 
bes gegenwärtigen Geſetzes nicht widerſtreiten. 


Art. 8. 


Die Pachtſchillinge werden in bie Gemeindekaſſen einbezahlt und ben be: 
theiligten Grundbefigern verrechnet, beziehungsweife zu ben fie treffenden Ges 
meinbeausgaben verwendet. 


Art. 9. 


In dem Falle des Art. 6 gefchieht die Vertheilung bes erzielten Pacht: 
ſchillings nach den Beftimmungen ber hierüber getroffenen Uebereinkunft, in 
Ermangelung einer folden nad ber Tagwerkszahl ber Grunbdftüde, 


Art. 10. 


Für einen Jagdbezirk können nicht mehr als 3 Pächter zugelaffen werben. 

Den zur Ausübung ber Jagb berechtigten Grunbdeigenthümern ſowohl 
als den Jagdpächtern ift erlaubt, für die Jagdausübung eigene gelernte Jäger 
aufzujtellen. 

Den genannten Grunbdeigenthümern, Pächtern und Jägern ift weiter ges 
ftattet, Perſonen, welde eine Jagbfarte befigen, mit auf bie Jagb zu nehmen. 


Art. 11. 


Die Gemeinden find ausnahmsweife befugt, bie Jagd in Selbfiverwal: 
tung durch höchſtens drei jagbfartenfähige Gcmeindeglieder auszuüben: 

1) wenn bie Gemeinde als ſolche Eigenthümerin eines zufammenhängen: 
ben Grundbefiges von minbeftens 240 beziehungsmweile 400 Tag- 
werfen ift; 

2) wenn bie von ihr verfuchte Verpachtung entweber gar fein Refultat 
gewährt, ober 

3) wenn fein Pachtgebot erfolgt, welches ben von ber Gemeindbeverwal: 
tung beftimmten Aufwurfspreis erreicht. 


Art. 12, 


Vebertragung des Jagdpachtes kann nur mit Einwilligung ber Gemeinde 
und unter Zufiimmung ber etwaigen Mitpächter flattfinden. 


Art. 13. 

Bei Ausübung ber Jagd find die feld, forſt-, jagd- und ficherheitspoli- 
zeilihen Vorſchriften einzuhalten. 

Der Jagbausübende hat neben der polizeilihen Strafe (Art. 23) jeden, 
durch bas Betreten noch nicht abgeräumter Felder und unabgelefener Wein: 
berge, fo wie jeden an kultivirten Waldgründen oder anderweitig angerichteten 
Schaben zu erjepen. 
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Art. 14. 


Niemand darf ohne eine von ber zuftändigen Behörbe auf feine Perjon 
ausgeftellte unb nur für diefe giltige Jagdkarte jagen. 


Art. 15. 


Die Jagdkarten werden von ber Diftriftspolizeibehörde gegen eine Gebühr 
von 8 fl. ausgeftellt, welche zu einem Drittheile in die Staatsfafje fliegt und 
zu zwei Drittheilen in die Kaffe derjenigen Armenpflege, in beren Bezirk ber 
bie Jagdkarte Löfende wohnt, oder ſich aufhält. 

Den für den Jagd: und Forſtſchutz Angeftellten oder Verpflichteten find 
lediglich zum Zwecke dieſes Schutzes — ſoweit die Beflimmungen ber Art. 18 
und 19 dieſes zulaffen — auf ihren Auffichtsbezirf befhränfte, zur Jagd: 
ausübung iedoch nicht berechtigende eigene Karten unentgeltlih auszjuftellen. 


Art. 16. 


Die Jagbfarten werden auf bie Dauer je eines Kalenderjahres ausge: 
ftellt und gelten für das ganze Land. 


Art. 17. 


Die Verhandlungen über die Ausstellung von Jagdkarten unterliegen weber 
ber Tare noch ber Stempelpflidt. 


Art. 18. 


Jagdkarten müfjen verweigert werben: 
1) den wegen Geiftesfranfheit unter Kuratel Geſtellten oder notoriſch 
Geiflesfranfen; 
2) ben unter polizeiliche Aufficht Geftellten; 
3) denjenigen, welche ihren Lebensunterhalt Armuths halber aus dffent« 
lihen Gemeinde: oder Stiftungskaffen und Anftalten erhalten; 
4) jebem, welcher wegen eines Verbrechens ober wegen Vergehens ber 
Fälſchung, bes Betruges, Diebftahles oder ber Unterſchlagung verur: 
tbeilt worden ift. 


Art. 19. 


Jagbfarten fünnen verweigert werben: 

1) den Minderjährigen und Verſchwendern; 

2) jedem, welcher wegen Bettels, rachſüchtiger ober muthwilliger Beſchä— 
bigung von Bäumen, Früchten auf den Halmen, oder Pflanzungen, 
ober wegen Jagdfrevels beftraft worben ift; 

3) jedem, welcher wegen einer fahrläffigen, durch eine Schußwaffe bes 
gangenen Tödtung oder Berwundung, oder wegen bes auf gleiche 
Weiſe begangenen Vergebens vorfäglicher Körperverleßung, jowie 

4) jedem, welcher wegen Verlegung der perfönlichen Sicherheit, durch 
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Selbfthilfe oder Störung bes häuslichen Friedens verurtbeilt wor: 
ben ijt; 

5) allen Handwerksgeſellen, Dienfiboten, und in folder Kategorie ſtehen⸗ 
ben Berjonen, 


Art. 20. 


Die Diftriftspolizeibehörbe ift berechtiget und beziehungsweife verpflichtet, 
die ausgeftellte Jagdfarte und refp. Jagd: und Forftihugfarte — Schutzge⸗ 
wehrſcheine — einzuziehen, wenn nad der Ausftelung in der Perſon des 
Inhabers einer der im ben Art. 18 und 19 angeführten Gründe eintritt 
ober erſt befannt wird, 


Art. 21. 


Gegen bie von ber Diftriftspoligeibehörbe verweigerte Ausflelung ober 
verfügte Einziehung einer ſolchen Karte ift eine Berufung an die einfchlägige 
!. Regierung, Kammer des Innern, innerhalb vierzehn Tagen vom Tage ber 
Eröffnung des biftriftspolizeilihen Beichluffes an, zuläffig. 


Art. 22. 


Im Falle der Einziehung der für einen Jagdpächter ausgeftellten Jagd— 
farte ift — inſoferne nicht die allenfallfigen Mitpächter deſſen Verbindlichkeit 
übernehmen oder eine Webertragung des Pachtes an einen Andern nad) 
Art. 12 erfolgt — der Jagbpachtvertrag ohne Pachtentihädigung des Päch— 
ters jofort gelöft. 

Die in einem ſolchen Falle für die Berpächter und Mitpächter entjpringen- 
ben Entjhädigungen bleiben — infoferne ber Pachtvertrag nichts Anderes be: 
fimmt — ber Austragung vor dem Givilrichter vorbehalten, 


Art. 23. 


Einer polizeilihen Gelbftrafe bis zu 25 fl. unterliegt, abgefehen von 
fonftiger Strafbarfeit: 

1) wer von ber ihm zuftehenben Befugniß zur Jagbausübung Gebrauch, 
macht, bevor er eine Jagbfarte gelöft hat; 

2) wer feine Jagdkarte bei Ausübung der Jagd nicht mit fidy fübrt, 
oder mit einer auf fremden Namen ausgeftellten oder bereits abge: 
laufenen Jagdkarle jagt; 

3) wer einen Jagdgaſt auf die Jagd nimmt, ber eine Jagbfarte nicht 
gelöft hat; 

4) wer ohne Begleitung des zur Jagdaueübung Berechtigten jagt; 

5) wer bei Ausübung der Jagd ſich gegen bie feld:, forft:, jagd- und 
fiherheitspolizeilichen Vorſchriften verfehlt; 

6) wer ben ortöpolizeilichen Bolzugsbeamten und Dienern bie Vorzei— 
gung ber Jagdfarte und, bei fi ergebenden Anftänden, beren Ab: 
gabe verweigert. 

Jeder, der wegen Nichtlöſung einer Jagdkarte als Jagdfrevler beftraft 
33 
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wird, foll außer ber gefeklihen Strafe noch zur Zahlung einer bem Preiſe 
ber Jagdfarte gleihfommenden Summe verurtbeilt werden. 

Die erkannte Gelbftrafe wird in den Fällen bes Art. 34 und nad ber 
Analogie des Art. 35 Thl. I des Strafgeſetzbuches In eine verbältnigmäßige 
Arrefifirafe verwandelt !). 

Die Unterfuhung und Aburtheilung erfolgt nach ben für die Behandlung 
von Polizeiſtrafſachen beſtehenden Beſtimmungen durch die Gerichte I. Initanz, 
in deren Bezirk die Webertvetung verlibt wurbe. Gegen die Beichlüfle der: 
felben ift eine Berufung an das einfhlägige Gericht IL. Inſtanz innerbalb 
14 Tagen, vom Tage ber Eröffnung des Beichluffes an gerechnet, zuläſſig?). 


Art. 24, 


Jagdpachtverträge, welde von ben Gemeinden nicht nah ben Beſtim— 
mungen des gegenwärtigen Geſetzes abgejplofien find, löſen fi ſechs Mo: 
nate nad) Publikation diefes letzteren ohne gegenjeitige Entihädigung ber 
Jagdbefiger und Jagdpächter auf, wenn drei Monate vor dieſem Termine 
von dem einen oder anderen Theile gekündigt worden ift. 

Gegenwärtiges Gefeß ift nur für bie Regierungsbezirfe biesfeits bes 
Rheins giltig und ift durch das Gefegblatt befannt zu machen. 

Unfere Staatsminifter der Juſtiz, der Zinanzen und des Junern find mit 
dem Vollzuge befielben beauftragt. 

Gegeben Münden, am 30. März 1850. 


Königliche Allerhöchfte Verordnung, 
Polizeilihe Vorfhriften über Behandlung ber Jagden betrefjenbd. 
Marimilian ꝛc. 


Wir haben mit Hinblid auf Artikel XII des Gefepes vom 30. März 
1850, die Ausübung der Jagd betreffend, die verjdiebenen, in ben Me: 
gierungsbezirfen dieſſeits des Mheines befichenden älteren jagdpolizeilichen 
Vorſchriften unter Ausſcheidung der nicht mehr anwendbaren Beſtimmungen 
einer Reviſion unterſtellen laſſen und hiernach beſchloſſen und verordnet : 


J. 


Die Jagden ſollen pfleglich behandelt und Gefährdungen ihrer nachhal⸗ 
tigen Benützung bein Jagdbetriebe ferne gehalten werden. Der Wildſtand 
darf jedoch in feinem Jagbbezirke eine der Land- und Forſtwirthſchaft ſchäd⸗ 
liche Ausdehnung gewinnen. 


Die Art und Weiſe, ſowie die Zeit der Jagdausübung richtet ſich nach 
folgenden Vorſchriften: 





1) ©. unten Bem. d. 
2) ©, unten Bem. e. 
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Jeder Jagdausübungsberechtigter hat die feftgefeßte Hegezeit zu beobachten. 

Innerhalb derſelben darf fein Wild erlegt oder gefangen und 14 Tage 
nad dem Eintritte der Hegezeit fein Stüd zum Verkaufe gebracht ober ange: 
fauft werben, 

Ausnahmsweife kann bdiefer Termin für den Abſatz des Mildpretes auf 
Verlangen des Jagbausübungsberedhtigten auf weitere 14 Tage von ber Di: 
firifispolizeibehörbe verlängert werden, wenn am Schluffe der Schußzeit ein 
großer Vorrath von erlegtem Wild nocd vorhanden und biefe Thatfache ge: 
nuglam nachgewieſen ift. 


8.2. 


Je nad) den einzelnen Thiergattungen wird bie Hegegeit In nachftehender 
Weife beftimmt: 


A. bei Haarwild: 


für Hirfche von 15. Oftober bis 24. Juni; 

„ Alt: und Schmalthiere vom 6. Januar bis 15. September; 
„ Dammböde vom 30. Dftober bis 24. Juni; 

„ Dammgeifen vom 6. Januar bis 1. Oftober; 

„ Genswild vom 30. November bis 25. Juli; 

„ Rehböde vom 2. Februar bis 1. Juni; 

„ Biber vom 2. Februar bis 1 Oftober; 

„ Murmelthiere vom 31. Oktober bis 15. Auguft; 


B. bei Federwild: 


für Faſanen vom 1. März bis 1. September; 

„ Auer: und Birfpähne vom 2. Februar bie 1. Auguft mit Ausnahme 
jedoch ber Balzzeit; 

„Haſel-, Schnee: und Steinhühner vom 2. Februar bis 1. Auguft; 

„ Wildenten vom 2. Februar bis 4. Juli; - 

„Waldſchnepfen und Befaffinen vom 15. April bis 1. Juli; 

„das auf ben Möfern brütende Federwild, dann für Wilbtauben, Zie— 
mer, Droffeln vom 1. April bis 1. Juni, 


$. 3. 

Das Sciefen und Fangen von Mebgeifen, Wildfälbern, Gems- und 
Rehkitzen, fowie der Auer: und Birkhennen iſt zu Feiner Zeit geftattet. 

Wenn jebod ber Jagbausübungsberechtigte bei dem Dafein eines ſchäd— 
lihen Rebftandes eine Verminderung der vorhandenen Rebgeijen eintreten zu 
Iafjen für nothwendig oder wünfdenswerth erachtet, fo hat berfelbe bie Er— 
faubnig, zur Erlegung folder Stüde bei ber einfchlägigen Diftriftspolizeibe: 
hörde nachzufuchen, welche hierüber das Gutachten bes betreffenden Forſtam— 
tes einzuziehen und nad) Maßgabe des ermittelten Wildſtandes entweder dem 
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Geſuche unter Feſtſetzung einer geeigneten Schußgeit flattzugeben oder baffelbe 
abzumeifen bat. 


g. 4. 


Borftehende Beitimmungen über Hegezeit finden auf umzäunte Wildparfe 
und Fafanerien feine Anwendung. 


$. 5. 

Die Feldjagb ift vom 2. Februar an geſchloſſen zu halten. 

Der Zeitpunft ihrer Eröffnung wird in jedem Regierungsbezirte alljähr- 
lih mit Rüdfiht auf den früheren oder fpäteren Eintritt ber Ernte von ber 
Kreisregierung innerhalb des Zeitraumes vom 15. Auguft bis 8. September 
befonders beftimmt und burd das Kreisamtsblatt befannt gemacht. 


$. 6. 

In ber Schlußzeit der Feldjagd darf feine Jagd auf Hafen, Feldhühner 
und Wachteln ꝛc. ausgeübt, aud dürfen in diefer Zeit feine Lerchen gefangen 
oder getöbtet werben, 

Dem Jagbausübungsberechtigten kann das Erlegen junger Hafen für ben 
eigenen Hausbebarf, wo biejes ohne Beſchädigung ber Feldfrüchte thunlich 
und die Nachhaltigkeit des Jagbdftandes dadurch micht gefährdet ift, von ber 
Diftriftöpolizeibehörde auf Verlangen vor dem Aufgange ber niederen Jagb 
zugeflanden werben. 


$. 7. 

Der Yagdausübende barf auch nad eröffneter Feldjagd gemäß Art. XIII 
Abi. 2 des Geſetzes vom 30. März 1850 die no ungeräumten Felder und 
unabgelefenen Weinberge nicht betreten. 

Unter dieſem Verbote find jedoch die Gras: und Kleeflächen, fowie die 
Kartoffel» und Rübenfelder, vorbehaltlic des Erfages etwa angerichteten Scha= 
bens, nicht begriffen ). 


$. 8. 
Das Schießen der Feldhühner bei tiefem Echnee ift unbebingt ver: 
boten, 


$. 9. 
Das Ausheben der Nefter bes Federwildes ift unter allen Umftänden un: 
terfagt. 
$. 10. 
Des Fangens ober Tödtens der Sing- und ber für die Landwirtbichaft 
nüglihen Vögel fell auch bei ber Jagdausübung fi enthalten werben ?). 





1) Abſ. 2 enthält Tediglich eine boktrinelle Interpretation bes Art. XIII, welche 


gegenüber dem StGB. Art. 345 nicht haltbar ift. 


2) Die Anwendbarkeit des PSIGB. Art. 100 Abſ. 2 auf Jagbberechtigte unter: 


liegt feinem Zweifel. 
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$. 11. 


Das Schwarzwild, die Raubihiere, fowie das in ben 6$. 2, 3 und 6 
nicht namentlich aufgeführte Haar: und Federwild dürfen zu jeber Zeit bes 
Jahres erlegt ober gefangen werben. 


$. 12. 


Wer aber zur Hege beftimmtes Wild oder innerhalb ber in ben 68. 2 
und 5 mit 6 fejtgefeßten Hegezeit erlegt oder fängt, oder wer ben Beflim- 
mungen ber $$. 7, 8, 9 und 10 zuwiderhandelt oder, wer bei Berübung 
folder verbotener Handlungen jelbftthätig mitwirft, wird je nach ber Größe 
ber Uebertretung gemäß Art. XXIII des Gefeges vom 30. März 1850 mit 
einer Geldbuße bis zu 25 fl. durch die Gerichte beftraft. 


$. 13. 

Einer gleihen Strafe burdy die Gerichte ift unterworfen: 

1) wer Treibjagben beim Mondfcheine oder während der Monate April, 
Mai und Juni in ben Waldungen abhält oder daran Antbeil 
nimmt; 

2) wer bei bem Jagbbetriebe ſich hochbeiniger weitjagender Hunde 
bebient; 

3) zum Erlegen des Wildes verbotene Werkzeuge: Windbüchſen, Stod: 
flinten, Selbftgefchoße gebraucht oder 

4) Fang- und Fallgruben, Schießbaumwolle ober vergiftete Köder in An— 
wendung bringt. 

Die Aufrihtung von Schlageifen und Fallen, wo biefe ohne Gefahr für 
bie perfönliche Sicherheit geihehen fann, ift nur zum Fangen ber Raubtbiere 
erlaubt. 

$. 14. 


In jedem verurtheilenden Erkenntniſſe ift zugleich bie Vernichtung ber 
unter Ziff. 4 bes vorfichenden $. aufgeführten verbotenen Vorrihtungen aus: 
zuiprechen?). Durch die gerichtlihe Beftrafung ber im $-,13 Ziff. 3 bezeichne: 
ten Jagdordnungswidrigkeiten wird bie Einſchreitung der Polizeibehörbe we: 
gen etwaiger Konfisfation der gebrauchten Stodflinten nicht befeitigt ?). 


I. 


$. 15. 

Mit einer Geldftrafe bis zu fünfundzwanzig Gulden fol burd bie Po- 
ligeibehörde beahndet und zum Erſatze bes verurfachten Schadens angehalten 
werben: j 

1) wer Wildparkzäune Öffnet ober befhäbigt, ober die von dem Jagb- 

ausübungsberechtigten hergeſtellten Futteranftalten, Salzleden und 


3) Eine für die Gerichte bindende Norm kann biefür nicht gefunden werben. 
4) Jetzt kann nur ber Polizeirichter auf Konfisfation erkennen, 
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anbere für ben Jagbbetrieb dienende, erlaubte Vorrichtungen zerftört 
ober verdirbt; 
2) wer Hunde in bie Jagdreviere mitnimmt und alldert außer ben 
Öffentlichen Wegen ſuchen oder jagen läßt 
In den Fluren und Waldungen herrenlos herumftreunende gewöhnliche 
Hausbunde dürfen von dem Jagdausübungsberechtigten oder bem Jagdſchutz— 
perfonale getöbtet werben. 


$. 16. 

Jedem Grunbeigenthümer ift ed unbenommen, das aus ben Walbungen 
auf feine beitellten Grundſtücke übergewechfelte Wild felbft mit Benügung von 
Hunden wegzutreiben. 

8. 17. 


Ergibt ſich in einem Jagdbezirke ein der Land» oder Forſtwirthſchaft nach⸗ 
theiliger Wildſtand, ſo iſt die einſchlägige Diſtriktspolizeibehörde verpflichtet, 
deſſen Abminderung auf das zuläſſige Maß von Amtswegen anzuordnen. 
Eine ſolche Anordnung obliegt ihr auch bei Ueberhandnahme ſchädlicher 
Raubthiere. 

Beim Vollzuge hat, inſoweit es für den Erfolg nothwendig erſcheint, der 
einschlägige f. Revierförſter und das hiezu von dem k. Forſtamte etwa weiter 
beorberte f. Forfiperfonal mitzuwirken. 

Die aus dem Gefeke vom 15. Juni 1850, ben Erſatz bes Wildfhabens 
betrefiend, erwachſenen Anſprüche, fowie bie etwa für dem Fall einer über» 
mäßigen Wilbbege in den Jagdpachtbedingungen gegen ben Pächter vorbe— 
baltenen Beiugniffe bes Verpächters werben buch eine ſolche Einſchreitung 
nicht berührt. 

$. 18. 

Das nah $. 11 einer Schonung nicht unterworfene Haar: und Feder— 
wild barf zu jeder Zeit des Jahres verfauft werben. 

Wer dagegen gemäß $. 3 zur Hege beflimmtes Wild, oder Wild ſpäter 
als in ber durch $. 1 Abf. 2 und 3 eingeräumten Friſt nad dem Eintritte 
ber in ben 66.2, 5 mit 6 feſtgeſetzten Hrgezeit feilbietet, zum Berfaufe bringt, 
ober anfauft, wird mit einer Geldbuße bis zu fünf und zwanzig Gulden 
beftraft ®). 

$. 19. 

Hinfichtlich der Verbringung von Wildpret wird Folgendes beftimmt: 

1) Kein Wildpret irgend einer Gattung, das in $. 11 bezeichnete allein 
ausgenommen, barf ohne Lieferfchein für den Abſatz von einem Ort 
zum andern gebracht werben, 

2) ber Lieferfchein hat Name, Stand und Wohnort bes Verſenders, fo: 
wie besjenigen, an welchen bie Verſendung gerichtet ift, bie Zeit ber 





>) Hiezu fommt die im Art. 229 Abf. 3 angeordnete Konfisfation des Wildes, 


Dagegen läßt fi die Strafbeftimmung gegen ben Käufer weder durch biefen 
Art. noch durch Art. 23 Ziff. 5 des Jagdgeſetzes rechtfertigen. 
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Verbringung unb eine genaue Bezeihnung ber Wilbgattung und ber 
Zahl der Stüde zu enthalten. 

3) Gin foldhes Zeugniß ift nur dann als giltig zu betradhten, wenn bafs 
ielbe von bem Gemeindevorſtande ober feinem Stellvertreter unter 
Beidrückung des Gemeinbefiegeld ober von einem für dem öffentlichen 
Dienft verpflichteten Forſt- oder Jagbbebdienfleten, infoferne biejer 
nicht ſelbſt Eigenthümer des zu verfenbenden Wildpretes ift, bes 
ftätigt ift. 

4) Die Beftätigung muß verfagt und bie Einſchreitung bei ber zuftänbi- 
gen Gerichtebehörbe in geeigneter Weiſe veranlaßt werden, wenn 
MWildpret zur Verſendung angemeldet wird, weldes gemäß ber Bes 
fiimmungen bes Gefeßes vom 25. Juli 1850 — bie Beftrafung ber 
Jagbfrevel betreffend — für gefrewelt zu erachten ober zur Hege be 
ftimmt ober innerhalb der Hegezeit erlegt werben ift. 

Für die Ricptigkeit ber angegebenen Zahl der zu verfendenden Stüde ifl 

ber Berjenber allein verantwortlich. 


$. 20. 


Wildpret, welches ohne einen vorftehenden Beſtimmungen entiprehenden 
Nachweis behufs des Abfapes von einem Orte zum andern verbracht, auf 
Märkten zum Verkaufe ausgeflellt oder an öffentlichen Pläpen oder in Wild: 
pretslagern feilgeboten wird, unterliegt beim Aufgriffe der Wegnahme durch 
bie einfchlägige Polizeibehörbe. 

Der Erlös hieraus wird zur Hälfte bem Armenfonde bes Aufgriffortes, 
zur Hälfte dem Nufgreifer zuerfannt. 


$. 21. 


Die nad $.15 und 18 von ber Polizeibehörbe zuerfannte Geldftrafe wirb 
nad Analogie des Art. XXI Abſ. 3 des Geſetzes vom 30. März 1850 in 
eine verbältnigmäßige Arreitftrafe umgewandelt. 


$. 22. 

Gegen Gemeindbevorftände, fowie Forft- und Jagdbedienſtete, welche uns 
richtige ober mangelhafte Lieferfcheine beftätigt ober bie im $. 18 Riff. 4 
anbefohlene Anzeige unterlaffen haben, foll vorbehaltlid höherer Strafbarkeit 
im Disziplinarwege eingeſchrititen werben. 


II. 


$. 3. 


Die Unterfuhung und Aburtheilung ber in dem Abſchnitte u $. 15 
bie 18 behandelten Uebertretungen erfolgt nad ben für bas Verfahren in Po: 
lizeiſtrafſachen beftehenben Vorſchriften durch die Polizeibehörden. 
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$. 24. 

Beihwerben, melde gegen bie mit Bezugnabme auf F. 1 Abi. 3, $. 3 
Abſatz 2, $. 6 Abjak 2 und $ 17 erlaffenen polizeilihen Verfügungen ge 
richtet werben, find innerhalb 14 Tagen an bie einfchlägige königl. Kreisre- 
gierung als zweite und letzte Inftanz zu bringen. 


$. 25 

Die f. Kreisregierungen ſowohl, als auch bie Diftriftspolizeibehörben find 
ermächtigt, zur Handhabung der im Abichnitte IT enthaltenen Beftimmungen 
weitere nad ben bejonderen Berbältnifien ber Kreife, beziehungsweife Amts: - 
bezirfe, erforberfihe Anordnungen zu treffen. 

Diefelben baben fich ben nenauen Vollzug vorftehenber polizeiliher Bor: 
ſchriften innerhalb ihrer Zuftändigfeit angelegen fein zu laſſen und die unter: 
geordneten Organe zu pünktlicher Dienftleiftung biebei anzubalten. 


Das königl. Forfiperfonal des Aufßeren Dienftes bat entſprechend mitzu: 
wirfen. 


$. 26. 


Gegenwärtige für die Megierungebezirfe bieffeits bes Rheins allgemein 
gültige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verfündigung in Wirk: 
famfeit. 

Die verfchiebenen, in dieſen Kreiſen bisher beftandenen jagdpolizeilichen 
Beitimmungen find biemit außer Kraft geiekt. 

Münden, 6. Dezember 1857. 


Hiezu wird bemerkt: 

a) Auf Grund des Art. 229 und des Art. 13 und 23 des Jagdge— 
fees können nur jagbpolizeilihe Vorſchriften, nicht aber bei der Jagbaus: 
übung einzubaltende feld-, forſt- und ficherheitspolizeiliche Vorfchriften er: 
laffen werden; dieſe find theils durch die einſchlägigen Beftimmungen im 
PStGB. gegeben, theil® ift die Zuftändigfeit zu deren Erlafjung im Ge 
feßbuche vorgeſehen. 

b) Wenn der Jagdausübende fi) gegen feld-, forft: oder ſicherheits— 
polizeiliche Borfchriften verfehlt, deren MUebertretung in Gemäßheit des 
PStGB. oder fonftiger gefeglicher Beftimmungen mit einer anderen Strafe 
bedroht ift als der im Art. 23 des Jagdgeſetzes vorgefebenen, fo fommt bie 
burd den Art. 229 beftätigte Strafbeftimmung des Art. 23 al® lex spe- 
cialis für Uebertretungen der in der Jagdausübung begriffenen Perfonen 
zur Anwendung, jedoh mit Ausnahme ber durch Führung unerlaubter 
Jagdwaffen verübten Uebertretung, für welche im Abf. 2 des Art. 229 
ausdrüdlid der Vorzug des Art. 70 des PStGB. anerkannt if. Werden 
bagegen bei ©elegenbeit der Jagdausübung andere ftrafbare Handlungen, 
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z. B. durch das Strafgeſetzbuch Art. 345 verbotene Feldfrevel oder Forſtfrevel, 
verübt, fo treten die gewöhnlichen Strafen biefer Rechtsverletzungen ein, 

ec) Durch Abf. 1 des Art. find nur die nah Maßgabe bes Ge 
feße8 im Berorbnungsmege erlaffenen jagbpolizeilihen Borfcriften 
aufrecht erhalten. 

Daraus folgt, daß nicht die ganze Verorbnung vom 6. Dezember 1857 
aufrecht erhalten ift, fondern nur jener Theil, der jagbpolizeiliche Vorſchrif⸗ 
ten enthält, und ber nah Maßgabe des Geſetzes erlaffen ift, womit aller: 
dings ein Theil jener Verorbnung feine Berbindungsfraft verliert. 

So wie bie Forftpolizei jener Theil der Staatspolizei ift, welcher über 
das MWaldeigenthum zu bem Zwede ausgeübt wird, um eine gemeinfchäb- 
lihe mit den volkswirthſchaftlichen Intereffen unvereinbare Benützung beffel- 
ben durch den Waldbefiger zu verhindern, jo ift die Jagbhoheit ober Jagd 
polizei nichts Anderes, als bie Polizeigewalt über die im Staate beſtehenden 
Jagdberechtigungen zu dem Zwecke, um eine gemeinfhäblihe Handhabung 
berfelben abzuwenden. 

So äußert fih 3.B. von Berg (Handbuch des deutſchen Polizeirechts 
Thl. II S. 376) über das Jagdpolizeirecht in folgender Weife: 

Die Iandesherrliche Bolizeigewalt erſtreckt fi auch auf das Jagd⸗ 
recht, bei welchem fie dafür Sorge trägt, daß es auf feine gemein: 
ſchädliche Weife benützt werde. 

Vermöge dieſes Theiles der Polizeigewalt ſind die Landesherren 
berechtigt, Jagdordnungen zu machen, den Mißbrauch der Jagd 
einzuſchränken, das unweidmänniſche Jagen zu verbieten, auch in 
gewiſſen Fällen, hauptſächlich bei ſchädlichem Ueberfluß des Gewil— 
des oder gegen Raubthiere, den Gebrauch der Jagd zu gebieten. 

Sn der That enthält die allegirte Verordnung nicht blos jagdpo— 

lizeiliche Vorſchriften zur Ergänzung des Geſetzes vom 30. März 1850, 
ſondern ſie wurde auch benützt, um Anordnungen zur Sicherung der Rechte 
der Jagdeigenthümer oder Jagdpächter, ſohin ſicherheitspolizeiliche Maßre— 
geln zur Verhütung, beſtimmte Rechtsgefährdungen einzuſchwärzen, und ge— 
wiſſermaßen eine Ergänzung des Geſetzes vom 25. Juli 1850, die Beſtraf— 
ung ber Jagbfrevel betr., zu liefern. Diefes ift namentlid bei $. 15 Ziff. 1 
und $. 20 ber Fall. Der Reat des $. 15 Ziff. 1 fällt, foweit er zur 
Strafe gezogen werben fann, lediglich unter bie ftrafbaren Eigenthumsbe- 
ihädigungen, ber Reat bes $. 20 kann in Ermangelung eines Gejeßes, 
auf beffen Grund er mit Strafe bebroht ift, nicht als ftrafbar erachtet 
werben. 

Auf feinen Hal kann die Androhung einer Konfisfationsftrafe im $.20 
ber Verorbnung zu Met beftehen. Das Gefeß hatte im $. 23 Ziff. 5 
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die Verlegung jagdpolizeilicher Vorſchriften Lediglich mit einer Geldjtrafe bis 
zu 25 fl. bedroht, ohne eine Konfisfationsmaßregel vorzufehen, welche ge 
mäß PStGB. Art. 10 nur in den vom Gefege beftimmten Fällen ange: 
wendet, und niemals im Verordnungswege ohne gefeglihe Ermächtigung 
eingeführt werben kann. 

d) Im Falle der Umwandlung einer Geld: in Arreftftrafe ift in Folge 
ber Einreihung ber Uebertretung in das Spitem des PStGB. ftatt des 
im Art. 23 Abſ. 3 des Gefeges angeführten Maßftabes nunmehr Art. 7 
bes PStGB. anzuwenden. ©. bie Bem. 3 ©. 85. 

e) Die Aburtheilung der Jagdpolizetübertretungen richtet fich jet nad) 
Einf.:Gef. Art. 31 Abf. 3 und 5, Art. 66-78, 


Die Uebertretung jagbpolizeiliher Vorfchriften in ber Pfalz ift nun- 
mehr nad Art. 45, Art. 16 Abf. 1, 5, 6 und 7 bes Einf.-Gef. und ben 
einfchlägigen Beftimmungen der Jagdverorbnung vom 21. September 1815 
(Amtsbl. ©. 47) zu bemefien, 

Art. 15. 

Anftatt ber in ben Art. 1 und 2 bes in ber Pfalz geltenden Defretes 
vom 4. Mai 1812, die Beftrafung ber Jagbausübung ohne Erlaubnißſchein 
betreffend, angebrohten Strafen ift auf Geldftrafe bis zu 25 fl. zu erfennen, 
und die Handlung bat bie Eigenſchaft einer Polizeiübertretung. Urt. 3 des 
genannten Defrets ift aufgehoben. 

Jeder, der wegen Nichtlöſung eines Erlaubnißicheines beftraft wird, fol 
außer der gefeglichen Strafe noch zur Zahlung einer dem Preife bes Erlaub: 
nißſcheines gleihlommenden Summe verurtbeilt werben. 

Art. 16. 

Anftatt der in den $$. 4 lit. b und e, 6 lit. d,g, h und k, 13, 14, 
15, 16 und 17 ber in ber Pfalz geltenden Jagbverorbnung vom 21. Sep: 
tember 1815 angebrobten &eldftrafen ift auf Geldftrafe bis zu 25 fl. zu er 
fennen. Die in diefen Paragraphen vorgefehenen Handlungen find Polizei: 
übertretungen. 

Anftatt der in $. 9 der Jagbverorbnung angebrobten Strafen ift auf 
Geldfirafe bis zu 25 fl., wenn aber ber Beidyuldigte bereits früher wegen 
Jagdfrevels ober Wilddiebſtahls verurtheilt, ober wenn ber Jagdfrevel bei 
Naht oder an einem Sonn- ober Feiertage oder während der Setz- unb 
Hegezeit begangen worden ift, auf Geldftrafe bis zu 50 fl. oder auf Arreft 
bis zu 14 Tagen zu erfennen. In weiteren Straffällen tritt Gefängniß bis 
zu 3 Monaten oder Geldftrafe bis zu 200 fl. ein. 

Anftatt der in F. 10 ber Jagbverorbnung angebrohten Etrafen ift bann, 
wenn ber Beichulbigte früher noch nicht wegen Yagbfrevel® ober MWilbdieb- 
ftabls beftraft worden ift, auf Arreft bis zu 14 Tagen ober Gelbftrafe bis zu 
50 fl., andernfalls auf Gefängniß bis zu 6 Monaten oder Gelbftrafe bis zu 
300 fl. zu erfennen. 
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Die in den Abſätzen 2 und 3 bezeichneten Handlungen find je nad Art 
und Größe ber angedrohten Strafen Vergehen oder nad ben allgemeinen 
Befimmungen des Strafgefeßbuches zu beurtbeilende Mebertretungen. 

Die in $. 18 ber Jagbverordnung vorgejehenen Fälle find nad Art. 70 
bes Polizeiftrafgefegbuches, die in $. 20 vorgejehenen nach den Beftimmungen 
bes Etrafgejepbuches zu beurtheilen. 

Die in der Jagverorbnung erwähnten Pfandgebühren find aufgehoben. 

An den Beſtimmungen tiber Ronfisfation der Gewehre, beziehungsweile 
Erlegung bes Werthes derjelben, wird nichts geändert. 

Die Jagdverordnung beruht auf dem Grundjage, daß fämmtlihe Walbds 
jagden, fowohl in den Staatswaldungen als in den MWaldungen der Ge: 
meinden und anderer öffentlihen Anftalten, durh bie Staatsforftbehörbe 
pfleglich abminiftrirt, fämmtliche Feldiagden unter Leitung ber Yorftbehörbe 
durch Verpachtung unter Einhaltung der zur Schonung des Wildftandes er: 
laſſenen jagdpolizeilihen Vorſchriften benugt werben follen. Die Jagbpolis 
zeiübertretungen find in ben $$. 4, 3, 4, 6, 7, 8, 13, 14, 15, 16, 17, 18 
der Verordnung behandelt, 


Bagduerordnung 
vom 21. September 1815. 


$. 1. 


Sämmtlihe Waldjagden, ſowohl bie in ben Staatswalbungen, als jene 
in denen ben Gemeinden und öffentlichen Anftalten gehörigen Waldungen, 
follen durch das Oberforftanıt pfleglich abminiftrirt, ſämmtliche Felbjagben 
aber, unter Oberaufficht bes Oberforftamts, burd Verpachtung benüßt wer: 
ben. Es barf baber die Ausübung ber Jagd von Seiten aller Mitglieber 
einer Gemeinde gemeinichaftlich auf bem ganzen Bann, oder von Seiten jebes 
einzelnen Einwohners auf feinen Grundftüden, außer wenn biefes als Aus» 
nahme von ber Megel durch fpezielle Verordnung ber Lanbesabminiftration 
in einzelnen Fällen aus befonderen Gründen bewilligt worden ift, nicht weis 
ter flattfinden, bei Strafe gegen die Zuwiberhandelnden, als Jagbfrevler ans 
geſehen und verfolgt zu werben. 


$. 2. 


Der Beihuß ber Waldjagden wirb den rehnungsführenben Revierförftern 
jebem in feinem Amtsbezirke, unter Auffiht und Leitung feiner Vorgeſetzten, 
anvertraut, und foll in Gemäßbeit einer Inftruftion ftattfinden, welche das 
Oberforftamt zu entwerfen, und ber Sanbesabminiftration, nebft ben erforbers 
lien Wildpretstaren und bem Schußgeldtarif zur Genehmigung vorzulegen bat. 

Der Revierförfter foll über den Beſchuß der Waldjagben ein befonderes 
Regifter führen und hat den tarmäßigen Betrag bes erlegten Wilbpretes, 
nah Abzug des Schußgeldes, bem Eigenthümer bes Waldes zu berechnen. — 
Demnad fließt der Ertrag der Jagd in ben Staatswalbungen in die Staats: 
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faffe, jener von ber Jagd in ben Gemeinbewalbungen aber in bie betreffen: 
ben Gemeinbefaflen. 

Das Oberforftamt bat fonad alle Jaaden in Gemeinbewalbungen, welche 
nit in Gemäßheit des Defretes vom 25. Prairial des Jahres 13 mit Ge 
nehmigung ber ehmaligen Präfeften, oder feit dem Einrüden ber verbünbdeten 
Heere, unter Genehmigung bes vorigen Generalgouvernements ober ber 
Landesabminiftration verpachtet worben finb, in Abminiftration zu nehmen, 
und es werben baber alle ohne bie erwähnte verorbnungsmäßige Genehmig- 
ung abgeihloffenen Jagdfontrafte hiermit für aufgehoben erflärt, mit Vorbe— 
halt einer aus den Gemeindefaffen zu bewirfenden, durch bie Kreisdireftionen 
zu regulirenden Entihädigung an die Pächter, für die etwa im Voraus ge- 
ſchehenen Zablungen bes Pachtzinfes, wie auch einer verhältnißmäßigen Her: 
abjegung befjelben, wenn Wald: und Yeldjagben zufammen verlaffen wor: 
ben find. 

Diejenigen Kontrafte aber, welde unter Beobachtung der Vorfchriften bes 
erwähnten Dekretes abgeihloffen worben find, follen zwar ausgehalten, nad 
Erlbſchung bderfelben hingegen bie Walbjagben, worüber fie lauten, ebenfalls 
unter Abminiftration gezogen werben. 


6. 8. 

Waldgrundftüde, welche Privatperfonen gehören, und bie weniger als 
200 rbeinlänbifhe Morgen (obngefäbr 80 Heltaren) entbalten, werben, wenn 
fie im Zufammenbange mit Staats» oder Gemeindewalbungen liegen, mit 
zur Jagbabminiftration gezogen, und ber Erlös wird dem Eigenthümer bes 
Waldes berechnet. 

Sind aber jolde Walbparzellen einzeln im sFelbe gelegen, jo werben fie 
nad $. 5 mit in bie Verpachtung ber Feldjagd begriffen. 

- Nur in denjenigen Privatwaldungen, welhe in einem Zufammenbange 
200 rheinländifhe Morgen und darüber an Fläche enthalten, fol den Eigen— 
tbümern bie Befugniß zuftehen, bie Jagd entweder durch eigenen Beihuß 
ober burch einen eigenen Jäger, ober durch Verpachtung jelbft zu benutzen. 


$. 4. 

Jedoch haben fich bergleihen Privatwalbbefiker ihre Jäger oder Pächter, 
jo wie auch die Pächter von Gemeindewaldjagden, beren Kontrafte nad) dem, 
was am Echluffe des $. 2 gefagt worden ift, noch fortbeftehen jollen, nad 
folgenden Vorſchriften zu richten, welche auch in ben abminiftrirten Waldjag- 
ben zu befolgen find: 

&) Da ber Rotbwildftand nody zur Zeit Äußerft unbebeutend und bieje 
MWildgattung in den Walbungen bes Landesbezirks kaum noch zu treffen ift, 
fo follen vor ber Hand, bei Strafe gegen die Zuwiderhandelnden, als Jagd— 
frevler angeſehen und beftraft zu werben !), weder Hirfhe noch Thiere, noch 
Kälber gefchoffen werben. Ausgenommen find allein bie an ber Landesgrenze 


1) Jetzt nad Einführungsgejeh Art. 16 Abſ. 2. 
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liegenden Waldungen, in denen fich zuweilen Wechſelwildpret befindet. In 
biefen joll es geftattet fein, von Johanni an bis zum 1. Oftober, Hirſche, 
vom 1. Dftober an aber, bis zum Scluffe der Jagd, Hirfhe und Thiere zu 
erlegen, 

b) Vom Rehwild follen nur Böde von Johanni an bis zum Schlufie 
ber nieberen Jagd, Niden aber bei Vermeidung einer Geldftrafe, welche dem 
ſechsfachen Betrage des tarmäßigen Werths eines Rehbocks glei kommen, 
gar nicht gefchoffen werben dürfen ?). 

c) Schwarzwildpret foll in ber Regel nur in ben Monaten Oftober, Nos 
vember, Dezember und Januar geſchoſſen werben. 

d) Die niebere Jagd im Walde wird nur innerhalb ber für die Benütz— 
ung ber Feldjagden feftgefegten Zeit ausgeübt. Der Anfang fowohl als ber 
Schluß berfelben werben jedesmal, wie bisher geſchehen, durch befondere Be- 
fanntmachungen zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 

e) Die Waldjagden follen überhaupt pfleglih und weidmännifd behan— 
delt, und durch ben Anftand, das Meidewerfen (Pörſchen) Buſchiren oder 
vermittelt Zreibjagden benußt werden. Der Gebraud von Jagdhunden, 
(jogenannten Braden) ift, bei Vermeidung des Todſchießens ber Hunde und 
30 Franken Strafe für jeden Kontraventionsfall, ausdrücklich verboten?). Dachs⸗ 
hunde werben geftattet. 


$. 5. 

Die Verpachtung der Feldjagden geſchieht auf Anordnung ber Kreisdiref: 
tionen mit Zuziehung ber Kreisforftämter und mit Vorbehalt der Genehmig— 
ung bes Oberforftamtes. 

Einzelne im Felde liegende Walbparzellen, welde nicht dem Staate ge: 
hören, und in feinem Zufammenbange mit den abminiftrirten Waldjagden 
find, fünnen in Aufehung der niederen Jagd in die Verpachtung einbegriffen 
werben und fie bleiben alsdann von ber Adminiftration durch Beihuß ber 
Revierförfter ausgefchloffen. In keinem Falle aber jteht dem Pächter einer 
Feldjagd die Befugniß zu, in folgen Waldparzellen Hoch-, Schwarz: oder 
Rohwild zu erlegen. 

Der Ertrag der Jagdpachtungen fließt in die betreffenden Gemeinbefaffen. 

Die Kreisdireftionen haben gemeinjcaftlic mit den Kreisforftämtern mit 
Rüdfiht auf die örtlichen Berhältniffe, zu beftimmen, ob die Gemarfungen 
mehrerer Gemeinden in einen Jagdbezirk zufammenzufaffen oder aud aus 
einer großen Gemarlung mehrere Jagdbezirke zu bilden find. Im erften 
Falle if der Mapftab nad Befinden der Umftände feitzufeßen, welder zur 





2) Jept nah Einführungsgejeß Art. 16 Abf. 1 bei Vermeidung von Gelbftrafe 
bis zu 25 fl. 

9) Jetzt nad Einführungsgefeß Art. 16 Abſ. 1 bei Vermeidung von Geldſtrafe 
bis zu 25 fl. 
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Vertbeilung des | Pachtzinfes unter die verfchiedenen Gemeinden bie 
nen fol. 

Denjenigen einzelnen Grundbefißern, welde zufammenbängenbe eigenthüm— 
lihe Grundftüde von 100 rbeinlänbiichen Morgen (40 Heftaren) Flächenin— 
halt und darüber beſitzen, ſteht die Befugnik der Mitbenupung der niederen 
ober Feldjagd auf diefen Grundflüden, neben bem Pächter, jedoch nur für 
ihre Perſon zu. Alle und jede Grundftüde, welche mit einer Mauer, einem 
Zaune ober einer Hede umgeben und vermittelt Thüre und Schloß verſchloſ— 
ien find, find von der Berpadytung ber Jagd ausgenommen. Dem Befiger 
folder Grundftüde fteht allein bas Jagdrecht, unter Beiolgung ber in gegen: 
wärtiger Verordnung enthaltenen ober noch zu erlaffenden polizeilihen Vers 
orbnungen barin zu. 


$. 6. 

Die Berpadtung ſämmtlicher Felbjagden, welde nicht bereits in Pacht 
gegeben find, ift jofort einzuleiten, Wefentlihe Bedingungen bierbei, fo wie 
bei allen künftigen Verpachtungen, find folgende, welde jedesmal in bas 
Protokoll oder ben Kontraft aufgenommen werben follen: 

8) Dauer der Pachtzeit auf wenigitens 6 Jahre. Wenn jebod ber 
Pächter binnen ber Zeit mit Tod abgeben oder feinen Wohnort verändern 
follte, jo hört der Kontraft mit demſelben Pachtjahre auf, in welchem fich ber 
Fall ereignet. 

b) Daß nur befannte und rechtliche Leute als Jagdpächter zugelaflen 
werden, von benen eine vorjhriftsmäßige Benutzung der Jagd zu erwarten 
fteht. Keine Jagdfrevler, Wilddiebe, Leute ohne alles Vermögen, oder ſolche, 
die durch die Jagd ihr Gewerbe vernadläfjigen und in ihrem Nahrungsſtand 
zurüdfommen. 

c) Daß nicht mehr als 3 Theilhaber an einem Jagdpachtbezirke fein dürfen, 
bei Verluft der Jagd, wobei e8 jedoch den Pächtern unbenommen bleibt, zus 
weilen einen oder einige ihrer Bekannten, in ihrem Beijein, Theil an bem 
Bergnügen der Jagb nehmen zu laſſen. 

d) Bei Verluft der Jagdpacht und Zahlung von 50 Franken Strafe bie: 
felbe nicht obne Genehmigung der Kreisdireftion und bes Oberforftamtes 
ganz oder theilweife zu verafterpachten ?). 

e) Die Setz- und Hegezeit genau zu beobachten. 

f) Die Jagd nicht durch übermäßiges Jagen in einen ſchlechten Beftand 
zu feßen oder gar zu ruiniren, auch nicht das Wildpret durch übermäßiges 
Hegen zum Schaden ber Grundbefiger allzuſehr überhand nehmen zu laſſen, 
fondern biefelbe pfleglih zu benugen, und fich in allen nad den befiehenden 
oder noch zu erlaffenden jagdpolizeilihen Verordnungen zu richten. 

g) Sich bei Strafe von 30 Franken für ben erſten Kontraventionsfall 
und bei Verluft der Pacht, neben biefer Strafe im Wieberholungsfalle keiner 
Windhunde und feiner Jagdhunde (jogenannte Braden) zu bedienen ®). 


4) 5) Nach Einführungsgefep Art. 16 Abſ. 1 jet Geldftrafe bie zu 25 fl. 
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h) Eid bes Einfangens der Nebhühner mit Garnfäden und auf andere 
Art bei 20 Franfen Strafe zu enthalten ®). 

i) Die Jagd entweder in eigener Perfon auszuüben, ober durch einen 
Jäger oder Jagdſchützen, welcher fih bei dem Kreisforftamte zu legitimiren 
bat, und auf den Grund eines Atteftes diefer Behörde bei bem betreffenden 
Kreisgerichte verpflichtet werden muß, allenfalls auch durch einen benadhbarten 
Forftbedienten, mit Genehmigung feiner Vorgefegten, ausüben zu lajfen. 

k) Eich des Anftands auf der Grenze anftoßender abminiftrirter Walb:- 
jagben auf wenigftens 300 Schritte bei denen ad g feſtgeſetzten Strafen zu 
enthalten ?), 

I) In keinem Falle Hoch- oder Schwarz: oder Rehwild auf ber gepadh- 
teten Jagd zu erlegen oder fi auf fonftige Weiſe zuzueignen, bei Strafe, 
als Jagdfrevler angefehen unb behandelt und der Pachtung verluftig zu 
werben ®). 

m) Eid; jeder Beihädigung an Feldern und Wiefen bei Ausübung ber 
Jagd zu enthalten, bei Vermeidung des Schabenerfages gegen die Grunds 
beſitzer. 

n) Sich bie Verhütung aller Jagbfrevel beſtens angelegen fein zu laſſen, 
feine unbefugten Jäger zu dulden, und wenn Unordnungen ber Urt ge: 
fchehen, die nöthigen Einleitungen zur gerichtlihen Unterfuhung und Beftraf: 
ung ber Thäter fogleich zu treffen. 

0) Daß die Pächter jeder einen Waffenfchein zu löfen haben, auch Nies 
manden mit auf die Jagd nehmen dürfen, ber nicht mit einem foldyen ver: 
ſehen ift, widrigenfalls fie für die Bezahlung der gegen benjelben erfannt 
werbenden Geldbuße haften follen. 

p) Denen Forfibeamten, welde anftoßende Waldjagben in Beihuß 
haben, bleibt ber Anjtand auf Hoch-, Schwarz: und Rehwild in ben ver: 
pachteten Feldjagden vorbehalten, weil ohne dieſes das ſchadenthuende Wild 
nicht erlegt oder abgejchredt werden kann. Jedoch bürfen fie von biefer Bes 
fugniß nicht Gebrauch machen, ohne jedesmal den Pächter oder deſſen Jagb- 
ſchützen davon vorher benadrichtigt zu haben, welchem es freifteht, fie zu be: 
gleiten. 


wi; 


Weber die Forftbeamten, noch bie Jagdpächter oder deren Jäger und 
Jagdſchützen, noch bie Perfonen, welde bie einen ober die amderen zus 
weilen mit auf die Jagb nehmen möchten (welches bei den Revierförftern 
ohne Borwiffen und Genehmigung des Oberforftamts nicht zu geſchehen bat), 
noch biejenigen Grund» oder Waldbefiger, denen durd die gegenwärtige Ber: 
ordnung 68. 3 u. 5 die Ausübung der Jagd zugellanden wird, follen be: 
fugt fein zu jagen, wenn fie nicht mit einem nad Vorfchrift der Art. 3 


* Nach Einf.:Gef. Art. 16 Abſ. 1 jept Geldtrafe bis zu 25 fl. 
*) Jetzt nach $. 16 Abſ. 2 des Einf.:Gef. 
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ber Berorbnung vom 23, Juli v. J. ertheilten Erlaubnißfchein Gewehre 
tragen zu bürfen, verſehen find, 

Diefe Erlaubnipfcheine ſollen dem gejammten Forfiperfonal rüdjichtlic 
feiner Dienftverrihtungen, welde das Tragen von Feuergewehren nothwendig 
machen, unentgeltlih ausgefertigt werden, und in jo lange fie nicht auf be— 
fondere Beranlafjung zurüdgenommen werben, gültig bleiben, 

Die an andere Jagbbereihtigte oder Jagdliebhaber ausgefertigt werdenden 
Erlaubnißſcheine find jedesmal nur auf ein Jahr gültig. Die Gebühr ber: 
jelben wird biemit von 30 Franken auf 12 Franken berabgejegt. Wenn 
Forſtbeamte Feldjagden gepachtet haben, jo können fie in benjelben nicht 
auf ben Grund bes ihnen von Amtswegen ertbeilten Wafjenfcheins jagen, 
fondern müffen in foldem Falle wie jeder andere Jagdpächter einen jährlichen 
Erlaubnipjgein gegen Bezahlung der Gebühr löfen. An andere als Jagb: 
beredhtigte follen nur mit großer Borfiht Erlaubnißfcheine, um Jagdgewehre 
tragen zu bürfen, ausgefertigt werden, 

Die in polizeilicher Hinfiht an Perfonen, die feine Jagdberechtigte find, 
ertheilten Waffenjcheine begründen fein Recht zur Ausübung ber Jagd. 

Sämmiliche Erlaubnißſcheine find nur für das Individuum gültig, auf 
welches jie lauten, Es iſt verboten, jelbige andern Perjonen zum Gebraude 
in die Hände zu geben, bei Strafe, mit derjelben Geldbuße belegt zu werden, 
als derjenige, ber mit dem fremden Waffenjcheine Mißbrauch getrieben bat. 


g. 8. 


Ein jeder Jagbberechtigter, weldher die Jagd ausübt, ohne fih mit einem 
Erlaubnißſcheine verjehen zu haben, oder ein jeder, weldyer fich eines fremden 
Waffenſcheins zum Mißbrauche bedient, wird nah ben Bellimmungen bes 
Defrets vom 4. Mai 1812 bejtraft, und bat außerdem eine Pfandgebühr 
von 5 Franken jtatt der im Art. 7 ber Verordnung vom 23. Juli 1814, 
feftgefegten 3 Franken zu bezablen ®). 


$. 9. 


Jedes Individuum, welches in einer verpachteten Feldjagd unbefugter 
Weile jagend betroffen wird, foll als Jagdfrevler angefeben, und außer der 
Konfisfation des bei fich führenden Gewehres oder Erlegung deſſen Wertbes, 
welcher nicht geringer als 50 Franken angefchlagen werben fann, und aufer 
bem dem Jagdpächter zu leiftenden Schabenerfap in eine Geldftrafe von 
50 Franken und in eine Pfandgebühr von 5 Franfen zum Beften bes Lan— 
besgendarmen, Förfters, Polizeibeamten, Feld: und Jagbfhügen, welcher ihn 
ertappt und zur Anzeige gebracht bat, verurtbeilt werden. 

Die Strafe und Piandgebühr werben verboppelt, wenn das Vergeben 


Die Strafe richtet ſich jetzt nach Einf.:Gef. Art. 15, das Pfandgeld fällt nad 
Einf.:Gef. Art. 16 Abſ. 6 weg. 
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wieberbolentlih, oder bei Naht, ober an einem Sonn: ober Feſttage, ober 
während ber Sek: und Hegezeit begangen worden ift. Bei ferneren Wieber: 
bolungsfällen wird außer der doppelten Geldftrafe aud noch auf Gefängniß- 
ftrafe erfannt, weldye nicht unter 10 Tagen und nicht über 3 Monate be: 
tragen ſoll 10), 


$. 10. 


Jedes Inbivibuum, welches in denen Waldbungen, worin bie Jagb ab» 
miniftrirt wird, oder in denen Privatwaldungen, worin fie bem Eigenthümer 
zufteht ($. 3), unbefugterweije jagenb betroffen wird, fol als Wilddieb ange: 
fehen und außer denen im vorbergebenden $. fetgefegten Geldftrafen und 
Pfandgebühren, wie aud KRonftsfation bes Gemwehrs, zum erften Male zu 
14tägiger, zum zweitenmale zu 2monatlider und in folgenden Wieberholungs: 
fällen aber zu bmonatliger Gefängnißſtrafe verurtheilt werben !1), 


$. 11. 


ALS jagend find diejenigen zu betrachten, welche außerhalb ber Heerftraßen 
und der gewöhnliden Wege und Stege auf den Feldern und Wiefen, an ben 
Flüffen und Seen, ober in ben Walbungen mit einem Gewehre betreten 
werben. Hiervon find jedoch Polizeibeamte, als Feld- und Flurfhügen u.f. m. 
ausgenommen, bie vermöge ihres Amtes die Gemarkungen durchgehen müffen, 
ober Schäfer und Hirten, welche wegen Gefahr von Wölfen mit Feuergeweh: 
ren verfeben fein müjfen, jedoch nur infoferne beide zu bem Ende mit Er: 
laubnißfcheinen verjehen worden finb. 


$. 12. 


Sind die Jagdfrevler oder Wilddiebe nit mit einem Waffenfcheine ver: 
fehen, fo verfallen fie auch noch in die $. 8 wegen bdiefes Vergehens feitge: 
fegten Strafen. 


g. 13. 


Das Stellen von Schlingen, Schneußen und Fallen, um fi auf biefe 
Art unbefugter Weife Wildpret zuzueignen, wird mit ber Hälfte der in dem 
$. 9 feftgefegten Strafen und Pfandgebühren geahndet Auch bie Jagdbe— 
rechtigten follen fidh bei Vermeidung eben ber Strafe außer ben Dohnen⸗ 
ſtiegen oder Schneußen, um Krametsvögel zu fangen, keiner Schlingen und 


10) Die Strafe iſt jetzt nah Einf.Geſ. Art. 16 Abſ. 2 zu bemeſſen, die Pfandge⸗ 
bühr fällt nach Art. 16 Abſ. 6 hinweg. 

11) Die Strafe iſt nach Einf.:Gef. Art. 16 Abſ. 3, wenn on Beihuldigte früher 
noch nicht wegen Jagdfrevels oder Wilddiebſtahls verurtbeilt worben ift, 
Geldftrafe bis zu 5Ofl. ober Arreft bis zu 14 Tagen; anberenfalls Gefängniß 
bis zu 6 Monaten oder Geldftrafe bis zu 300 fl. 

34 
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nur ſolcher Fallen bedienen, welche zur Bertülgung bes. Raubzeugso gebraucht 
zu. werben pflegen 2). 
$. 14. 


Eben jo ift das Aufgreifen oder Fangen von jungen Wildfälbern ober 
Rehkälbern, Friihlingen, jungen Hafen, jo wie aud bie Aushebung ber 
Nefter des Federwildprets verboten und folgendermaßen zu beflrafen: 

1) Für das Nufgreifen ober Fangen. eines Hirſch- oder Wildfalbes 

40 Fr. 1?) 

2) besgleihen eines Friſchlings oder Rehkalbes 25 Fr. 11); 

3) bdesgleihen eines jungen Hafen 6 Fr. 13 ,; 

4) für das mit Vorſatz gejhehene Zerftören oder Ausheben eines Neftes 

Auer-, Hafel- oder Birfwildpret 12 Zr. 16); 
5) besgleichen von einem Rebbuhn, einer Schnepie, einer wilden Gans 
ober Ente 6 Fr. 17); 
6) desgleichen von fonftigem zur. Jagd gehörigen Federwildpret 3 Fr. '®). 
$. 15. 

Es iſt den Landesbewohnern bei 5 Fr. Strafe verboten, während ber Sek: 
und Hegezeit Hunde mit im die Felder oder in die Waldungen zu nehmen 
und fie daſelbſt frei und ohne Knittel berumlaufen zu Tafjen !®), 

Hiervon follen die Hirtenhunde ausgenommen fein, jedoch haben bie Hir- 


ten ſolche möglihft an der Leine zu halten, und bei eben der Strafe nicht 
von ber Heerbe weg umberihwärmen zu laſſen. 


$. 16. 


Während der Seh: und Heggzeit, d. h. von dem Schluſſe der Jagd an, 
bi® biefelbe wieder aufgethan wird, ift fämmtlichen Jagdberechtigten die Aus: 
Äbung ber Jagd verboten, bei Strafe, ale Jagdfrevler angeſehen und mit 
der in $. 9 feftgefegten einfachen Geldftrafe 2%), nebſt Konfisfation bes Ge: 
wehrs belegt zu werben, 

Eine Ausnahme findet in Anfehung folgender Gegenftände ftatt: 

&) Zugvögel, als Schnepfen, Befaffinen, wilde Gänfe, Brachvögel u. dgl. 
dürfen zu jeder Jahreszeit gefchofien werden. Wilde Enten vom 
1. Juli an, Jedoch haben ſich die Jäger dabei aller Beſchädigungen 
an Feldern und Wiefen befonders zu enthalten, 

b) Roth» und Rehwild darf, nad den Beftimmungen bes $. 4 und 

unter denen bafelbft vorgefchriebenen Einſchränkungen, von Jobanni 
an ſchon geichoffen werden. 


— —— 


2) Jetzt mit Geldſtrafe bis zu 25 fl, unter Wegfall der Pfandgebühr nach 
Einf.:Gef. Art. 16 Abi. 1. 
10,18, 16, 17, 18, 19, 20) Jetzt mit Geldftuafe bis zu 25 fl. nad Einf.:Gef. 
Art, 16 Abi. 1. 
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0) Wenn Klagen über Wildſchaden entftehen, fol, auch außer ber Jagb- 
zeit, auf befondere Anordnung bes Oberforftamts, gejchoffen werben, 
welches fofort, wenn gegründete Klagen in diefer Hinficht entſtehen, 
bie zwedmäßigften Anordnungen zu treffen hat, zumal wenn von 
Schwarzwildpret die Rebe ift. 

d) Wenn auf fpegiellen Befehl befondere Wildlieferungen aus ben ab: 
miniftrirten Jagden gefhehen müflen, in welchem Falle jedoch das 
Wildpret jedesmal von einem Lieferfchein bes Förſters begleitet 
fein ſoll. 


$. 17. 


Die Polizei: und DOrtsbehörden haben während der Setz- und Hegezeit 
ihr Augenmerk darauf zu richten, daß kein verbotemes Wildpret zum Verkauf 
berumgetragen werde, und es follen bie Verfäufer, außer ber zum Beſten bes 
Denunzianten zu erfennenden Konfisfation des Wildprets, den ſechsfachen 
Werth besjelben als Strafe bezahlen 21), 


$. 18. 


Der Gebrauh von Windbüchſen bleibt bei ben in den Defreten vom 
2. Nivos. Jahr 14 und vom 12. März 1806 feſtgeſetzten Strafen verboten. 
Sogenannte Stodflinten oder Stockbbüchſen bürfen bei eben ber Strafe nicht 
geführt werben 22), 


g. 19. 


Diejenigen Förfter oder Unterförfter, denen ber Beſchuß der Jagd nicht 
Übertragen ift, welche im denen ihrer Aufficht amvertrauten Waldungen uns 
befugter Weife jagen und Wilbpret erlegen, und zu ihrem Nußen verwenden, 
follen als Wilddiebe angefehen und gerichtlich verfolgt, und wenn fie fhulbig 
befunden werben, fofert auch mit Kaffation bejtraft werden. 


$. 20. 


Diejenigen Revierförfter, denen ber Beihuß der abminiftrirten Wald: 
jagben anvertraut ift, welche überwiefen werben, irgend ein erlegtes Stüd 
von bem in der Wildpretstare bezeichneten Hoch- Klein:, Haar: oder Feber: 
wildpret nicht in ihr Regiſter eingetragen und ber Behörde gehörig verrechnet 
zu haben, follen zum erſtenmale angehalten werben, neben dem Erfaß bes 
Werthes, welcher dem Waldeigenthümer zufogmt, den zehnfachen Betrag als 
Strafe zu bezahlen, Im Wiederholungsfall haben fie außer ber Herabfegung 


— — — — 


21) Jetzt mit Gelbſtrafe bis zu 25 fl. nach Einf.Geſ. Art. 16 Abſ. 1. 
22) Jetzt bei den im Art. 70 des PStGB. beftimmten Strafen nah Einf.: Gef. 
Art. 16 Abi. 5. 
34* 
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auf eine geringere Stelle, auch nach Befinden ber Umſtände Kaflation zu ge: 
wärtigen??). 


$. 21. 


Die Beftimmungen bes $. 99 u. 100 ber Berorbnung vom 30. Juli 
v. Irs. find auch auf Jagdvergehen anwendbar. 

Die Kreisdireftionen und Kreisforftämter haben, wenn ftarfer Verdacht 
obwaltet, die Befugniß, in gemeinfchaftlihem Benehmen burd die Landes: 
gendarmerie und das Forjtperfonale unter Zuziehung der Orts- oder Polizei: 
behörden Hausfuchungen anzuordnen und die gefundenen Gewehre, Wild: 
bäute, Felle und Bälge, Gehörne, Läufte, ſowie auch das Wildpret ſelbſt vor: 
läufig in Beſchlag nehmen zu laffen. In folhen Fällen ift das aufzuneh— 
mende Protofoll fofort dem kompetenten Gericht zur weiteren Verfolgung zu 
übergeben. 


$. 2. 


Die 66. 88, 89, 90, 94, 98 (mit Ausnahme ber Beſtimmung ad c) 
101 und 106 ber erwähnten Verordnung vom 30. Juli v. J., find ebenfalls 
auf Jadvergehen anwendbar. 


$. 23. 


Für alle Kontraventionsfälle, wo nicht durch bie vorhergehenden $$. be: 
jondere Pfandgebühren feftgefept worden find, werben ſolche biemit auf 
2 Franken feftgefeßt und boppelt, wenn das Vergeben bei Nachizeit oder an 
Sonn: und Feittagen begangen worben if. Sämmtlihe Pfandgebühren 
werben nach Anleitung des $. 117 ber Verordnung vom 30. Juli 1814 
durd) die Domänenempfänger erhoben und ben Behörden zugeitelt, welche 
legtere, bei Vermeidung ber bafelbft angedrohten Strafen, dieſe Gebühren 
nicht von ben Frevlern unmittelbar einziehen dürfen 24), 


$. 24. 


Die in ben F8. 4 ade, 6 adg, h, k und m, 13, 14, 15 und 17 gegen= 
wärtiger Verordnung vorbergefehbenen Fälle gehören zur Kompetenz ber Frie— 
densgerichte, alle Übrigen aber zur Kompetenz ber Kreisgerichte. 

Die Einleitungen zur gerichtlihen Verfolgung und das Verfahren in 
Jagdfrevel: und Wilbdiebereifachen, ſowie die Beitreibung der erfannten Geld: 
und Bolljiehung der körperlichen Strafen, geſchehen nad Maßgabe deſſen, 
was in ber zweiten Abtheilung ber Verordnung vom 30. Juli v. Irs. in 


23) Die bier behandelten Unterfhlagungen find nad Einf.-Geſ. Art. 16 Abi. 5 


nad) den Bellimmungen des Strafgeſetzbuchs zu beurtheilen. 


22) Aufgeboben durch Einf.Geſ. Art. 16 Abf. 6. 
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Betreff der Forſtfrevel vorgefchrieben ift; auf eben bie Weile werben auch bie 
Geldfirafen im Falle der Zahlungsunfähigfeit abgebüßt 25). 


$. 25. 


Sämmtliden Forfi: und Polizeibeamten, der Landesgenbarmerie, ben Feld: 
und Jagbjhügen, nicht minder füämmtlichen Ortsvorftehern, wird es zur Pflicht 
gemacht, Über die Befolgung gegenwärtiger Verordnung fireng zu wachen, 
und jede Zumiberhandlung zur gerichtlihen Anzeige und Verfolgung zu 
bringen. 

In ben Fällen, auf welden Gefängniß: oder Zuchthausſtrafe haftet, find 
bie auf frifher That betroffenen Jagdfrevler oder Wilddiebe wo möglich ſo— 
gleih zu arretiren und mit ben nöthigen Aftenftüden an das betreffende 
Gericht ſofort abzulieferm 


$. 26. 

Die franzgdfifhen Gefege, melde in Anfehung ber Jagbpolizei bisher be: 
folgt worben, treten, infoferne fie nicht burd) gegenwärtige VBerorbnung aus: 
brüdlich beibehalten worden find, vom Augenblide der Publikation berjelben 
an außer Kraft. 


Art. 230. 


Die Beftrafung der Uebertretung forftpolizeilicher Beftimmungen 
richtet fih nad den hierüber beftehenden befonderen Gefegen. 


Neben dem Art. 230 ift Art. 292 des StGB. in Erwägung zu 
ziehen. Derfelbe verfügt: 
Die Beftrafung der Jagd: und Forſtfrevel richtet fih nad ben 
hierüber beftehenden befonderen Geſetzen. 
Die beiden Geſetzbücher unterjcheiden daher Forftfrevel und Uebertret— 
ungen forftpolizeilicher Beftimmungen; erftere find dem Syſteme des StGB., 
leßtere jenem be PStGB. eingereiht. 


35) Die Kompetenz ber urtheilenden Strafgerichte ift jegt nad Einf.“Geſ. Art. 31 
Abi. 2 u. 3 zu bemeffen; bie Beitreibung von Geldftrafen nad Art. 81 
Abf. 2 u. 3; die Umwandlung ber Geldftrafe bei ben als Vergeben ober 
Webertretungen im Sinne bed StGB. firafbaren Jagbfreveln und Wilbbieb: 
ftählen nad StGB. Art. 27, bei Jagdpolizeiübertretungen nad) a 
Art. 7—9; f. oben ©. 63. 
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Bor allem ift es erforderlich den Begriff einer Yorftpolizeiübertretung 
und jenen eines Forſtfrevels richtig zu unterfcheiden. 

Nach gemeinem deutſchen Staatsrechte verfteht man unter Forſthoheit 
ben Inbegriff der aus der Staatsgewalt fließenden Befugniffe über bie im 
Staatsgebiete befindlihen Forften. Daraus wirb abgeleitet: das Recht 
ber höchſten Aufficht über das gefammte Forftmefen, ber Forftgefeßgebung, 
ber Forftpofizei und Forftgerichtsbarfeit (Klüber, öffentliches Recht des 
beutfjchen Bundes IV. Aufl. $. 451). 

Die Aufgabe der Forftpolizei befteht darin, die unwirthſchaftliche Be: 
nusung oder Abtreibung der Waldungen zu verhindern, bie nöthigen Ans 
ordnungen für Erhaltung und pfleglihe Bewirthſchaftung ber Waldungen 
zu erlaffen, damit an den nationalwirtbihaftlich jo wichtigen Forftproduften 
fein Mangel entftehe, und fonftigen mit der Waldverwüftung verbundenen 
Nactbeilen, z. B. der Beränderung ber Mimatifhen Verhältniſſe einer 
Gegend, der Gefährdung des Wafferreihthung der Quellen und Flüſſe, vor: 
gebeugt werde. Die Forftpolizei trifft daher Anordnungen, welche für bie 
Eigenthümer der Waldungen verpflichtend find, denfelben in Bezug auf bie 
Bewirthſchaftung diefes Eigenthums gewifje Beſchränkungen auflegen. 

Berfchieden davon find die Mafregeln, welche zum Schutze bes Eigen: 
thums an Staats: ober Privatwaldungen, gegen Eigenthumsverlegungen 
oder Gefährdungen ergriffen werden. Sie bilden, fo weit es fi um po: 
lizeilihe Mafregeln handelt, feinen Beſtandtheil der eigentlichen Yorftpolizei 
fondern der Eigenthumsficherheitspolizei; fo weit es fih um juftizielle Be 
handlung der zum Nachtheile fremden WaldeigentHums verübten Rechtsver— 
leßungen oder Redytsgefährbungen handelt, welche unter bem gemeinfamen 
Namen Forft: oder Waldfrevel umfaßt werben, bildet bie richterliche Unter: 
fuhung und Beſtrafung der Waldfrevel das eigentliche Objeft ber fo 
genannten Forftgerichtsbarkeit. Klüber a. a. O. $. 452. Auch bas 
bayerifche Staatsreht hat in bdemfelben Sinne Forftpolizei und Forft- 
gerichtsbarfeit unterfchieden. IV. Verf. Beil. $. 26, VI. Berf.: Beil. 
$. 90 Hit. i. 

In der Verordnung über bie Formation und ben Wirkungskreis ber 
Kreisregierungen vom 17. Dezember 1825 $. 64 Abſ. 2 ift bie Handhabung 
ber Forftpolizei in allen Privat:, Kommunal: und Stiftungswalbungen ber 
Kreisregierung zugemwiefen, während die Handhabung ber Forftgerichtsbarkeit 
nicht befonders hervorgehoben ift, fondern mit ber im $. 67 nur bi auf 
Weiteres den Kreidregierungen übertragenen Vollziehung ber Polizeiftraf- 
gefeße und Entſcheidung der Polizei-, Straf: und Konfiskationsfälle in 
II. Inftanz zufammenfällt. Ganz in bem angeführten Sinne äußert fid 
über das Objekt der Yorftpolizei ein Minifterialausfchreiben vom 22. April 
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1835 (Döllinger XI ©. 487), in weldem unter anderen folgende 
Aeußerungen vorfommen : 

I. Die Forftpolizei, und mit ihr das Mecht, gegen Walddevaftationen, gegen 
die ben Wald ber Nachbarn gefährbenden Waldfhläge u. f. w. zu wachen, — 
ift ein unbeftreitbarer Ausfluß der dem Staate zuftehenden Forſthoheit. 

Schon die Verordnungen vom 14. März 1789 8. 35 (Mayr'ſche Generalien- 
jammlung Bd. V ©. 183), vom 7. Oktober 1803 $. 11 (Megbl. 1803 N. 42) 
und vom 27. Auguft 1807 88. 4 u. 5 lit. 5 (Regbl. 1807 ©. 1451 u. 1455) 
baben biefen in ben allgemeinen Lehren bes beutichen Privatrechtes und in ben 
befonderen Beftimmungen des bayeriſchen Landrechtes (Cod. civ. p. II Cap. VII 
$. 15 et in notis) glei befefligten Grundfag ausgefprochen; bie Verordnung 
vom 22. Dezember 1821 aber hat benfelben in den $$. 3 und 4 (Megbl, 1822 
©. 29) aufs Nene betätigt. 

In derjelben Richtung find die Aufgaben ber Forftpolizei unter Ziff. I 

näber entwidelt. 

Ganz auf demfelben Standpunfte fteht das Forftgefeg vom 28. März 
1852. Dasjelbe enthält in Abtheilung I Art. 1—22 forſtwirthſchaftliche 
Beftimmungen, im Abtbeilung I Art. 23— 34 Beftimmungen über Forft- 
berehtigungen, in Abtheilung III forftpofizeilihe Beftimmungen, welde es 
kediglih mit Handlungen des Waldeigenthümers oder Forftberechtigten zum 
thun haben, und in Abtheilung IV Beitimmungen über Yorftpoligeiüber: 
tretungen und Forftfrevel, wobei ber Begriff beider Arten ftrafbarer Hanb: 
lungen im Art. 48 und 49 gefeglich fejtgeftellt und durch genaue Allegation 
der einzelnen Strafartifel ganz in dem oben entwidelten Sinne ausge: 
ſchieden wird, welche Handlungen in bie eine ober in bie andere Kategorie 
fallen. 

Hienah find Foritpolizetübertretungen bie in ben Art. 74—77 bes 
Geſetzes behandelten Zumiderhandlungen gegen bie forftpolizeilichen Beſtim— 
mungen des Geſetzes, weldhe von dem Waldbefiger felbft oder einer Perſon, 
beren Handlungen derfelbe zu vertreten hat, in feinem eigenen Walbe bes 
gangen worden find, 

Forftfrevel find alle in den Art. 78—104 bezeichneten Entwenbungen, 
Beihädigungen, Zuwiderhandlungen gegen forftpolizeilihe Vorſchriften und 
fonftige Gefährben, welche von unbefugten dritten Berfonen oder aud von 
Forſtberechtigten durch Ueberſchreitung ihrer Befugniffe in einem fremden 
Walde begangen werden. 

Demnädft fann es 

1) feinem Zweifel unterliegen, baß bie unter Art. 74—77 des Forſt-⸗ 
gefege® bezeichneten Forftpofizeiübertretungen unter Art. 229 des PStGB. 
zu ſubſumiren find. 

2) Dagegen werden alle in den Art. 78—104 bezeichneten Ueber: 
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tretungen bem Art. 292 des StGB. anzureiben fein. Geht man zwar 
biefe Uebertretungen einzeln durch, fo läßt ſich nicht verfennen, daß fie nur 
zum Theile durch Entziehung oder Beihädigung fremden Waldeigenthums 
verübte Rechtsverletzungen enthalten und daß ein anderer Theil biefer Fre 
vel zunächſt wegen ber barin liegenden Gefährde oder Nichtbeachtung forft: 
polizeiliher Borfchriften verboten if. 

Das Geſetz ſelbſt theilt diefe Frevel ein: 

1) in Forftfrevel durdh Entwendung, und 

2) Forftfrevel durch Beihädigung, Uebertretung forftpolizei: 
liher Beftimmungen und andere Gefährben; und behanbelt 
erftere in Art. 77—86, leßtere in Art. 87—104. Daraus fann aber nit 
gefolgert werben, daß ber Richter nunmehr bei jedem nah Art. 87— 104 
zu beurtheilenden Frevel weiter zu unterfuchen habe, ob berfelbe eine rechts: 
verleßende Handlung enthält, und daß in biefem Falle die That unter 
Art. 292 des StGB. zu fuhfumiren, ſohin erforberlihen Falles nad der 
1. Abtheilung des StGB. zu beurtbeilen wäre, oder ob biefelbe nur 
wegen ber barin enthaltenen Rechtsgefährdung oder Verletzung forftpolizei- 
liher Vorſchriften durch einen Unberechtigten verboten worden ift, und daß 
im lebteren alle der Frevel unter Art. 230 des PStGB. fubfumirt, fohin 
bilfsweife nady der I. Abtbeilung des PStGB. beurtheilt werben müſſe. 
Die Annahme diefer Anfiht würde zu einer unbeilvollen Rechtsunſicherheit 
und ungleichartiger Auffaffung gleicher Fälle führen. . 

Viele der einfhlägigen Handlungen find von ber Art, daß es faum 
möglich ift, genau zu unterfcheiben, wo die Handlung aufhört, gefährlich zu 
fein, ober wo bie wirfliche Rechtsverletzung beginnt. Die in Art. 89 Abf. 3 
des Foritgejeßes verbotene Anwendung eiferner Reden, Haden, Hau: ober 
Schneibewerkzeuge bei dem Sammeln von Leſeholz oder Streu kann im 
einzelnen Falle ebenfowohl eine blos gefährlihe als eine rechtsverleßende 
Handlung fein, je nachdem durch die Anwendung biefer verbotenen Werk: 
zeuge eine Beſchädigung der Waldpflangen oder deren Wurzeln ftattgefunden 
bat ober nicht. 

Ueberbies nimmt jede gefährliche ober den forftpolizeilihen Vorfchriften 
zumibderlaufende Handlung, welche ber Unberedtigte oder auch ber Forſtbe— 
rechtigte mit Ueberfchreitung feiner durd ben Inhalt feines Rechtsanſpruches 
und dur die Worftpolizeigefeße geregelten Befugnifje in einem fremden 
Walde vornimmt, dem Walbdeigenthümer gegenüber ben Charakter einer 
unbefugten Handlung, eines Eingriffes in bie Rechte bes Waldeigen— 
thümers an. 

Wer gegen die Borfchrift des Art. 91 Ziff. 1 außer in den erlaubten Walb- 
ungen ober auf den in den Schlägen angewiefenen Holzabfuhrmegen fährt, 


Art. 330. Forftpolizetübertretungen. 537 


\ wer fi des unerlaubten Holzfchleifens oder Holzabftürzens fchuldig macht, 
ber thut dem Waldeigenthümer gegenüber nichts Anderes, als wer über 
frembe Felder unbefugt gebt, reitet oder fährt, oder die Einfriedungen frem⸗ 
ber Gärten überfteigt, welche unbefugte Eingriffe in fremdes Privateigen- 
thum ohne Rüdficht auf Schabenszufügung im einzelnen Falle im StGB. 
Art. 345 als Feldfrevel behandelt find. Der Charakter einer Redhtsver: 
letzung wirb nicht blos durch Zufügung eines materiellen Schadens begrüns 
bet, fonbern er ergibt fi ſchon aus der unbefugten Vornahme einer Hands 
lung, welche ber Rechtsinhaber zu dulden nicht fhuldig ift. Die Ausſcheidung 
ber Rechtsverletzungen und ber Rechtsnefährbungen ift zwar das Prinzip, 
auf dem bie Trennung beider Gefeßbücher beruht, allein eine abfolute 
Durchführung dieſes Prinzipes war nicht möglich, vielmehr mußte das 
SGB. vielfah aud blofe Rechtögefährbungen in ſich aufnehmen (f. oben 
&. 21), ſowie aud das PStGB. nicht alle rechtöverlegenden Handlungen 
abfolut von ſich ausfchließen konnte, 3. B. im Art. 150, 160—161. 

Da nun das Forftgefet felbft durch eine gefehlihe Begriffsbeftimmung 
feftgeftellt bat, was unter TForftfrevel zu verftehen ift, da im StGB. 
Art. 292 bezüglich der Beftrafung ber Forftfrevel auf die beftehenben be: 
fonderen Gefeße vermwiefen, und damit allen Forftfreveln, welche biefes im 
Sinne ber Spezialgefege find, ihre Stellung unter ben Uebertretungen im 
Sinne des StGB. angemiefen ift, fo ift es nicht Sache des Richters, weiter 
zu unterfcheidben, und einzelne Forftfrevel, welche nad klarem gefeglihem 
Ausfpruhe unter diefe Kategorie ftrafbarer Handlungen fallen, aus bem 
Grunde, weil fie zunächft wegen ber barin enthaltenen Redhtsgefährbung 
oder aus forftpolizeiliden Rüdfichten verboten find, unter das Syſtem ber 
Polizeiübertretungen einzureihen. Praktiſch bat biefe Frage ihre Wichtig: 
feit befonders befhalb, weil der Mafftab für die Umwandlung uneinbring- 
liher Geldftrafen in Arreftftrafe für Forfifrevel nad Art. 53 des Korft- 
gefeßes ein ganz anderer ift, al8 ber Umwandlungmaßſtab des PStGB. 
Art. 7, welder ohne Zweifel bei Uebertretung forftpolizeilicher Vorſchriften 
in Anwendung zu fommen bat. Die entgegengefeßte Anfiht ift vertreten 
in Dr. Rifh’8 Kommentar zum Einf.:Gef. ©. 62 Note 11. 

3) Es bleibt daher no bie im Art. 105 u. 106 bes Forſtgeſetzes 
behandelte Uebertretung übrig, die das Geſetz felbft weder in bie eine 
nod in die andere Klaſſe ausdrücklich eingereiht hat, in Bezug auf welche 
aber im Art. 106 Abf. 4 auf die allgemeinen Beftimmungen über 
Forftpolizeiübertretungen und Forftfrevel verwiefen ift. Hier muß lediglich 
bie Natur der Sache entſcheiden, wobei es nicht zweifelhaft fein kann, daß 
biefe Uebertretung als Polizetübertretung behandelt werden muß, ba es fich 
biebei nur um Zuwiderhandlung gegen eine zur Erfchwerung von Entwenb: 
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ungen angeorbnete ficherheitspolizeiliche Vorfhrift handelt. Am Art. 107 
ift nicht eine Uebertretungsitrafe fondern eine Difeiplinarfträfe angeorbnet. 

Jene Beitandtheile des Geſetzes, welche fih auf die Strafbarfeit ber 
Horftpolizeiübertretungen beziehen, find: Art. 35—47, 48, 49, 50 Abf. 1, 
55 Abſ. 1 u. 2, 56, 57, 63 Abf. 1, 68, 69, 71—73, 74-77, 105, 106. 
Eine Trennung derfelben von den übrigen Beitimmungen des Gefehes 
würde jedoch das Verſtändniß erſchweren und dem praktifchen Bebürfnifie 
der Polizeigerichte nicht entjprechen, weßhalb bas ganze Gejek beige 
fügt wird, 


Sorfgefeh*). 
Erfte Abtheilung. 
Forfiwirtbfhaftlihe Beſtimmungen. 


I. Allgemeine Befimmungen, 


Art. 1. 


Jedem Waldbefiger fteht die freie Benützung und Bewirtbichaftung feines 
Waldes zu, vorbehaltlih ber Mechte Dritter, ſowie der Beftimmungen bes 
gegenwärtigen Geſetzes. 


Il. Beſondere Beſtimmungen. 


1) In Anſehung der Staatswaldungen. 


Art. 2. 


Die Forſtwirthſchaft in ben Staatswalbungen hat die Nachhaltigkeit ber 
Nutzung als oberften Grundiag zu befolgen, und ihre Wirthſchaftopläne auf 
forgfältige Ertragsermittlungen zu ftügen. 


*) Zu dem Forftgefeße wurde am 29. Juni 1852 von ben Staatsminifterten ber 
Quftiz, der Finanzen und des Innern eine Vollzugsinftruftton und baneben noch 
eine befondere Inftruftion zum Vollzuge der Art. 6—18 erlaffen, welde In: 
ftruftionormen in ben Kreisamtsblättern abgedrudt find. Weitere Minifterial- 
erlafje zum Vollzuge des Forftgefeßes fiehe in Staudinger's Ausgabe des 
Einführungsgefepes Note 3 zu Art. 66, ©. 58. 

In den Noten zu ben einzelnen Artikeln werben bie in ber Zeitichrift 
für Gefepgebung und Rechtspflege mitgetbeilten Präjudizien beigefügt. Diefe 
Zeitfchrift wird in den Noten nur unter Angabe ber Ziffer bes betreffenden 
Banbes allegirt werben. 
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Art. 3. 


Ihre Aufgabe ift es, bie höchſtmögliche Produktion in ben bem Ber 
bürfniffe ber Gegend und bes Landes entiprechenden Sortimenten zu er 
zielen. 


Art. 4. 


Die Nebennugungen dürfen feine bie Holzprobuftion gefährbende Aus: 
dehnung erhalten. 


Art. 5. 


Auf die Bebürfniffe der Landwirthſchaft und der Gewerbe ift möglichfte 
NRüdfiht zu nehmen, 


2) In Anfehung ber Gemeinbe-, Stiftungs- unb Körperfhaftswalb: 
ungen. 


Art. 6. 


Die Bewirtbihaftung der Gemeinde: und Stiftungsmwalbungen fteht unter 
ber Oberaufficht der Staatsregierung. 


Art. 7. 


Diefe Bewirthſchaftung muß auf Wirthichaftspläne geftügt fein, und es 
finden bei bderjelben die VBorfchriften der Art. 2 und 4 Anwendung, wobei 
jeboch die befonderen Bebürfniffe ber betreffenden Gemeinden und Stiftungen 
vorzugsweife zu berüdfichtigen find. 

Die Wirthſchaftopläne find auf Beranlaffung ber Berwaltungen und 
auf Koften ber einfchlägigen Gemeinden und Stiftungen durch Sadver- 
Rändige berzuftellen, und der Genehmigung der orftpolizeiftelle zu unter: 
werfen. 

Die Wahl der Sachverfländigen geichieht durch bie Verwaltungen und 
unterliegt ber Betätigung ber Forſtpolizeibehörde. 

Bon Wirtbihaftsplänen kann nur bei denjenigen Waldungen Umgang 
genommen werben, welde einer regelmäßigen Bewirthſchaftung nicht fähig 
find. Die Beftimmung hierüber ſteht der Forſtpolizeiſtelle zu. 


Art. &. 


Zur Ausführung des Betriebes nah ben MWirtbichaftsplänen haben bie 
Gemeinden und Stiftungen entweber eigene Förfter aufzuftellen, ober biefelbe 
einem benachbarten Sachverſtändigen zu übertragen. Die einen wie bie an: 
bern müſſen bie erforderliche Befähigung in ber Konfursprüfung für den 
Stantsforfidienft nachgewieſen haben. 

Ausnahmsweife kann bie Forfipoligeiftelle jenen Förſtern, welde bei 
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Einführung bes gegenwärtigen Gefebes bereits im Forſtdienſte fliehen unb 
ihre Befähigung praftifh bewährt haben, ben Nachweis der Konfureprüfung 
erlaſſen. 


Art. 9. 


Die Gemeinden und Stiftungen können auch mit ber fal. Staatsforft- 
verwaltung wegen Uebernabme ber Betriebsausführung durch einen F. Revier⸗ 
ober Forfteiförfter gegen verhältnipmäßigen Befolbungsbeitrag übereinfommen, 
fowie fi mehrere Gemeinden und Stiftungen zur Aufftelung eines gemein: 
ſchaftlichen Förfters vereinigen fönnen. 


Art. 10. 
Auch für bie Handhabung bes Forſtſchutzes haben bie Gemeinden und 
Stiftungen zu forgen, und das erforderliche Schutzperſonal aufzuftellen. 
Art. 11. 


Bei Meineren Waldungen von geringerem Ertrage und bei Walbungen, 
welche einer regelmäßigen, auf Wirthichaftspläne gegründeten Bewirtbichaft: 


‚ung nicht fähig find, kann mit Genehmigung ber Forfipoligeiftelle die Be— 


triebsausführung mit bem Forſtſchutze vereinigt werben. 


Art. 12, 


Befinden ſich diejenigen, welchen bie Ausführung bed Betriebes ober bie 
Handhabung bes Forſtſchutzes übertragen werben fol, bereits in anderen 
Dienftverbältniffen, fo ift die Zuftimmung ber ihnen vorgefeßten Behörde er: 
forderlich. 


Art. 13. 


Die Wahl der Förſter und Sachverſtändigen (Art. 8) unterliegt der Be— 
ſtätigung der Forſtpolizeiſtelle, jene des Schutzperſonales der Beſtätigung der 
Forſtpolizeibehörde. 

Unterlaſſen die Gemeinden und Stiftungen, das nöthige Forſtbetriebs— 
und Schußperfonal zu wählen, fo find fie hierzu im erften Falle durch bie 
Forftpolizeiftelle, im letzteren durch bie Forftpolizeibehörbe unter Vorſetzung 
einer zweimonatlihen Frift aufzuforbern, nad deren fruchtlofem Ablaufe bie 
Beießung im erfleren Falle von ber Forftpoligeiftele, im letzteren von ber 
Forftpolizeibehärbe vollzogen wirb. 

Diefe Folge der Friftverfäumung ift in der Aufforberung ausdrücklich zu 
erwähnen. 


Art. 14. 


Die der Staatsregierung nah Art. 6 zuftehende Oberaufſicht wirb zu: 
nächſt von ben k. Forftämtern ausgeübt. 
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Diefe Behörden find verbunden und ermädtigt, ben Gemeinde: und 
Stiftungsverwaltungen über ihren Forjtbetrieb Erinnerungen zu machen, und, 
wenn fie nicht befolgt werben, der vorgelegten Forſtpolizeibehörde oder Stelle 
barüber Anzeige zu erftatten, — in dringenden Fällen proviſoriſche Ber: 
fügungen felbft zu treffen. 


Art. 15. 


Die Koften der Ausführung des Betriebes und ber Handhabung bes 
Forſtſchutzes werden von den Gemeinden und Stiftungen getragen. Die 
durch die Ausübung ber ber Staatsregierung zuftehenden Oberaufficht er 
wachjenden Koften find aus Staatsmitteln zu bejtreiten. 


Art. 16. 


In denjenigen Gebietstheilen bes Regierungsbezirfes von Unterfranken 
und Aichaffenburg, in welchen nad ben bafelbit zur Zeit beftehenden Geſetzen 
und Berorbnungen bie Beftellung der Gemeindes, Revier: und Forfteiförfter 
burch Ianbesherrlihe Ernennung und bie theilweife Beſoldung berielben aus 
ber Staatsfafje gegen gewiſſe Leiftungen von Seite der Gemeinden unb 
Stiftungen erfolgt, verbleibt es bei dieſer Einrichtung. 


Art. 17. 


Die Verfügung über bie Erträgniffe ber Gemeinde: und Stiftungswald: 
ungen, fo wie über bie Vertheilung ber Gemeindewaldungen, richtet fih nad 
ben einfchlägigen befonderen Geſetzen. 


Art. 18.” 


Die Beflimmungen ber Art, 6—17 finden aud auf bie jogenannten 
Körperichaftswaldungen Anwendung, infoferne biefe nit Privatwaldun- 
gen find. 


3) In Anfehung ber Privatwalbungen. 


Art. 19). 


Die Privatwaldbefiger find Hinfichtlich ber Benützung und Bewirtbichaft: 
ung ihrer Waldungen an bie forftpolizeilihen Beftimmungen bes gegenwärti- 
gen Geſetzes gebunden. 


Art. 20. 
Zur Bertheilung gemeinfhaftlicher Privatwaldungen auf gefonbertes Eigens 


1) Der gänzlihe (table) Adtrieb einer Waldung ift mit Ausnahme des Ab: 
triebes von Schugwalbungen nach Art. 40 dem Eigenthümer nicht verboten, 
und auch nicht durch forftpolizeiliche Genehmigung bedingt. I ©. 223 und 506, 
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thum mit bem Zwede ber fortzufeßenden Forfibenügung ift bie Zuſtimmung 
ber Forfipoligeiftelle erforderlich. 

Diefe Zuftimmung darf nicht verweigert werben, wenn bie einzelnen 
Theile auch noch nach der Vertheilung eimer regelmäßigen Bewirthſchaftung 
fähig bleiben. 


Art. 212). 


Auf die Waldungen jener Lehengüter, welche nah Urt. 2 bes Geſetzes 
vom 4. Juni 1848, die Ablöfung des Lehenverbandes betreffend, von ber 
Allodifikation ausgefchlofien find, finden außer ben für bie Privatwaldungen 
überhaupt geltenden forftpoligeilihden Borichriften bie betreffenden Beſtim— 
mungen bes Ediktes über die Lchenverhältniffe vom 7. Juli 1808 An: 
wendung. 

Der Befiger folder Waldungen ift verbunden, die Bewirtbichaftung ber: 
felben unter genügende techniſche Leitung zu ftellen und bierüber der Forſtpo— 
lizeiftelle ben Nachweis zu liefern. 


Art. 22. 


Die Beftimmungen bes Art. 21 gelten auch von anderen Lehenwalbungen, 
infolange dieſe noch nicht in Gemäßbeit des angeführten Geſetzes vom 4. Juni 
1848 allodifizirt worden find. 


Zweite Abtheilung. 
Forſtberechtigungen. 


Art. 23. 


Der Forſtberechtigte iſt bei der Ausübung ſeiner Berechtigung an die ge— 
naue Befolgung der forſtpolizeilichen Beſtimmungen des gegenwärtigen Ge— 
ſetzes gebunden. 

Streitigkeiten über bie Art und Weiſe ber Ausübung einer Forſtberechtig— 
ung werden von ben Forftpolizeibehörden entihieben, jedoch mit Vorbehalt 
bes Rechtsweges, in fo ferne ein Betheiligter fich durch die Entſcheidung in 
feinem Rechte ober beffen Umfange für verlegt erachtet. 


— — — — — — — — 


2) Art. 2 des Geſetzes vom 4. Juni 1848 „die Ablöſung des Lehenverbands 
betr.“ lautet: 
Ausgenommen von aller Allodifikation find: 
a) bie thronlebenbaren Würben, 
b) jene Leben, welde auf königlicher Dotation oder auf Staatsverträgen 
beruhen, ſoferne denſelben nicht ein läſtiger Rechtstitel zu Grunde 
liegt. Geſ.⸗Bl. ©, 123. 


) 
' 
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Art. 24. 


Forfiberechtigungen können den Waldbefiger im ber nahbaltigen Be: 
wirtbfhaftung bes Waldes, fo wie in ben burh die Boden- und klima— 
tiihen Berbhältniffe gebotenen Veränderungen ber Holz» und Betriebsarten 
nicht binbern. 


Art. 25°). 


Forſtberechtigungen, welde bie nachhaltige Bewirthſchaftung bes Waldes 
beeinträchtigen, find auf Antrag des Verpflichteten für einen befiimmten Zeit: 
raum entiprehend zu ermäßigen. 

Stehen mehreren Perfonen Forſtberechtigungen gleicher Gattung an bem 
Walde zu, jo fann der Waldbefiger den Antrag auf Ermäßigung nur gegen 
alle dieſe Berechtigte verbunden ftellen. 

Ein Anſpruch auf Entfhädigung für eine folhe Ermäßigung findet bloß 
dann ftatt, wenn bie Ermäßigung durch unnachhaltige Bewirtbihaftung von 
Seite bes jeßigen oder der früheren Waldbefiger veranlaßt worden ift. 

Sowohl über bie Ermäßigung als auch über die Etatthaftigfeit und ben Be 
trag der Entihädigung wird von ber Forftpolizeibehörde, vorbehaltlich jedoch 
der Betretung des Rechtsweges, entichieden, 

Betritt der Walbbefiger den Rechtsweg, fo iſt er befugt, die Klage gegen 
alle, welchen Forfiberechtigungen an dem Walde zuflehen, zu verbinden, und 
in berjelben die Ermäßigung der auf dem Walde ruhenden Forfiberechtigun: 
gen jeder Gattung zu verlangen. Ebenfo können die Berechtigten, welche 
gegen ben Ausſpruch ber Forftpolizeibehörde den Rechtsweg betreten, ſelbſt 
wenn ihre Forfiberehtigungen nicht gleiher Gattung find, eine Streitgenof: 
ſenſchaft bilden. 

In jedem Falle find bei Berufungen alle Beträge, welche ben Gegen: 
hand der Beſchwerden bilden, zur Bemefjung der Berufungsfumme zuſam— 
menzurednen. 


Art. 26%). 
Beabfichtigt ber Waldbefiger eine Abänderung ber Holz: oder Betriebsart 





Siehe Note zu Art. 26. 

Nur die Veränderung bed ganzen Wirthichaftsbetriebes in einem Walde, nicht 
jede Aufforftung abgetriebener oder öder Waldſtellen, kann ben Waldbefiger 
zum Verſuche eines Abfommens mit dem Weideberechtigten oder zur Einbol: 
ung forftpolizeilicher Bewilligung verbinden. — Die Unterlafjung diefes Ber: 
fahrens von Seite bes Waldbefigers vermag die gefeglihe Strafe wegen Be: 
weibung eines in Kultur gelegten Ortes von dem Weideberechtigten nicht abs 
zuwenden, ſondern nur für diefen einen Entihäbigungsanjprud zu begrün— 
den. VI S. 430. 
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(Art. 24), in deren Folge eine Forfiberehtigung nicht mehr in ber bisherigen 
Weife ausgeübt werden fann, fo ift er verpflichtet, vor der Ausführung bie 
Forfipolizeibehörbe davon in Kenntniß zu jegen, welche zwiichen ben Bethei- 
ligten eine gütliche Uebereinfunft zu verfuchen bat. Kommt bdiefe nicht zu 
Stande, fo Hat die Forfipolizeibehörde barüber zu entſcheiden, ob bie beab— 
figtizte Abänderung ftatthaft, und in welcher Weife die Berechtigten zu ent— 
fhäbigen feien, und zwar über bie erfte Frage ohne, über die zweite mit 
Vorbehalt des Rechtsweges. 

Die Entſchädigung ift, wenn und foweit die Berbältniffe es geftatten, 
dburh Umwandlung bes bisherigen in einen amberen entjprechenden Forſt— 
nußungsbezug, andernfalls in Geld zu leiften. 

Bird der Rechtsweg betreten, To finden die Beftimmungen ber Abſätze 5 
und 6 bes Artifels 25 aud hier Anwendung. 


Art. 27. 


Sowohl ber Waldbefiger als der Forfiberechtigte ift befugt, bie Umwand— 
lung ungemefjener Forſtberechtigungen in gemefiene zu verlangen. 

Die Art und Weife diefer Ummandlung ift zunächſt der freien Weberein: 
funft ber Betheiligten überlaffen. Kommt eine folche nicht zu Stande, jo bat 
bie Forftpolizeibebörde die Ummwandlung vorzunehmen und zwar nad folgen: 
ben Beitimmungen: j 

41) Wenn die Natur der Berechtigung es geftattet, jo bat die Umwand— 
fung durch Feſtſetzung eines beftimmten jährlihen Maßes zu ge, 
ſchehen. 

Dieſe erfolgt auf den Grund der der Forſtpolizeibehörde vorzule— 
genden Rechnungsnachweiſungen, in ſo ferne dieſelben von keinem 
Betheiligten beanſtandet oder von der Behörde als richtig aner— 
kannt werden, und zwar nad dem Durchſchnitte der vorhergehenden 
zehn Jahre. 

Fehlt es an folhen Nachmweifungen, jo hat bie Forſtpolizeibe— 
börde ihre Entfheidbung auf das Gutachten von Sadverftändigen zu 
gründen. 

2) Iſt nach der Natur der Berechtigung bie Feſtſetzung eines beftimmten 
jährlihen Maßes nicht möglih, weil deren Ausübung von bem Ein: 
tritte gewifjer Vorausfepungen abhängt, fo geihieht die Umwandlung 
durch genaue Feſtſtellung fowohl der Borausjeßungen, unter welden 
die Ausübung der Berechtigung eintritt, als auch ber Größe, ber 
Zeit und der Art der Ausübung. 

Bei dieſer Feſtſtellung wird derjenige Maßftab angewendet, nad 
welchem die Berechtigung ausgeübt werben Fünnte, wenn die Vorauss 
feßungen zur Geltendmahung berfelben zur Zeit ber Umwandlung 
gegeben wären. 

Die Koften find zur einen Hälfte von dem Waldbefiger, zur andern 
von ben Berechtigten zu tragen. 


Forfigefe Art. 27--30. 545 


Wird bei ber Verhandlung von ber Forfipolizeibehörbe das Mecht felbft 
ober befjen Umfang ftreitig, fo find bie Betheiligten zur Erledigung biefer 
Streitpunkte auf den Rechtsweg zu verweilen. 


Art. 28, 

Bei Bauholzberechtigungen, welche nicht auf ein beflimmtes jährliches 
Maß feftgeiegt find, ift der Berechtigte gehalten, jedesmal vorerfi den Bedarf, 
und nachfolgend bie wirkliche Verwendung auf Verlangen des Berpflichteten 
genügend nachzuweiſen. 

Wenn über diefen Bedarf zwifchen dem Berechtigten und Verpflidteten 
Streitigkeiten entjiehen, jo hat hierüber vorbehaltlich des Rechtsweges bie 
Forftpolizeibehörde zu entſcheiden. 

Das in Folge einer folgen Berechtigung abgegebene Bauholz muß inner: 
balb zweier Jahre, von ber Abgabe an gerechnet, dem Zwecke gemäß ver 
wenbet werben. 

Zumiberhandeln begründet — außer der im Artifel 96 feftgefegten Strafe, 
wenn das Holz veräußert wurde — bie Verbindlichkeit zum Erſatze bes 
Mertbes, welder nah bem Zeitpunfte ber Abgabe des Holzes zu bemefjen 
if. Ueber biefen Erjag haben, vorbehaltlich der durch Artikel 63 in bem 
Falle der geſchehenen Beräußerung begründeten Zufländigfeit ber Forſtſtrafge— 
ricpte, bie Civilgerichte zu enticheiben. 


Art. 29. 

Umwandlung einer Forftberechtigung im eine beftimmte jährliche Gelb: 
leiftung kann, außer dem Falle des Artikels 26, nur durch freie Uebereinkunft 
der Betheiligten ftattfinden. 

Solche Geldleiftungen können von dem Verpflidteten mit dem zwanzig: 
fahen Betrage abgelöft werben. 


Art. 30. 

Die nicht in jährliche Gelbleiftungen umgewanbdelten Forfiberehtigungen 

find nur im Wege ber llebereinktunft beiber Theile ablösbar. 

Ausnahmsweile kann die Ablöſung der in ein beftimmtes Maß umge- 

wanbelten Forſtberechtigungen auf den Antrag bed BVerpflicteten eintreten: 

1) bei Holzberehtigungen durch volle Entſchädigung mittelft Abtretung 
eines von Rechten Dritter freien Theiles bes belafteten Waldes, wenn 
ber abzutretende Waldtheil nah Lage und Größe eines- forftwirthichaft: 
fihen Betriebes fähig bleibt und den Bebarf ber bisherigen Holzberech— 
tigung nadhaltig deckt; 

2) bei Forſtberechtigungen folher Güter, die bei dem Gintreten ber Wirf: 
jamfeit bes Gefekes vom 4. Juni 1848, die Aufhebung, Firirung 
und Ablöfung von Grunbdlaften betreffend, zu dem Befiker bes bela- 
fteten Waldes im Grunbbarfeitäverbande ftanden, burdy Erlegung bes 
Kapitalwertbes, und, wenn fie in jährligen Bezügen befiehen, durch 
Erlegung des zwanzigfachen zu Geld anzufhlagenden Betrages ber: 
felben. Diefer Kapitalwertb, fowie ber Geldanſchlag bes jährlichen 

35 
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Bezuges find burd bie Forſtpolizeibehörde nach ben im Artikel 27 ent» 
baltenen Beftimmungen feftzuftellen. 

Gegenreichnijje werben nach ben Bellimmungen bes Artikels 27 in eine 
bejtimmte jährliche Geldabgabe umgewandelt, und nehmen in bem unter 
Ziff. 1 bezeichneten Falle die Natur eines auf dem abgetretenen Walbtheile 
rubenden und im zwanzigfachen Betrage ablösbaren Bodenzinſes an, in dem 
unter Ziffer 2 bezeichneten Falle werden fie im Zwanzigfachen des jährlichen 
Betrages an dem Entfhädigungsfapitale in Abrechnung gebradt. 

Die auf ben abgeläften Forftberehtigungen ruhenden Rechte Dritter geben 
im erjten Falle auf die abgetretene Waldfläche über, im zweiten Falle kann 
die Hinterlegung des entſprechenden Theiles der Ablöfungsfumme bei Gericht 
von ben berechtigten Dritten verlangt werben. 

Vereinigen ſich die Betheiligten über die beantragte Ablöfung nicht, jo 
entſcheiden die Gerichte über alle Punkte, welche nicht dur gegenwärtigen 
Artikel den Forftpolizeibehörden zugewieſen find. 

Die in diefem Artikel unter Ziff. 2 enthaltene Beftimmung bat auf Fort: 
berehtigungen, die auf Staatswaldungen ruhen, feine Anwendung. 


Art. 31. 

Im Falle des Art. 30 Ziff. 1 muß die Klage auf Ablöfung gegen alle, 
welden an dem beftimmten Walde Holzberechtigungen zuftehen, und welde 
ihre Zuftimmung zur Ablöfung nicht bereits erflärt haben, verbunden ge: 
ftellt werben. 

Der Klage ift ein Plan bes belafteten Waldes beizufügen, auf weldem 
die Beſtandesverſchiedenheiten des Waldes und der Abtheilungsantrag einge: 
zeichnet fein müſſen. 

Im alle des Art. 30 Ziff. 2 ift der Waldbefiger befugt, die Klage ge: 
gen alle oder mebrere, weldyen Forſtberechtigungen an bem Walde zufteben, 
zu verbinden, und diejelbe auf Ablöfung aller oder einzelner darauf rubenden 
Forftberechtigungen zu richten. 

Bezüglich der Berufung fommt im beiden vorerwähnten Fällen die Be: 
fimmung des Art. 25 Abf. 6 zur Anwendung. 


Art. 32. 

Natural:, Holz: oder Waldfrohnen, welde die Eigenschaft von Gegen: 
leiftungen für forfirechtliche noch beftehende oder bereits durch Entſchädigung 
abgelöfte Nugungen an ſich tragen, find durch gütliche Uebereinfunft oder in 
Grmangelung einer ſolchen auf Anrufen eines Betheiligten durch die Foritpo: 
ligeibebörde in eine beitimmte jährliche Geldabgabe umzuwandeln. 

Diefe Behörde hat biebei nach den Beltimmungen bes Artikels 27 zu 
verfahren. 

Die Koften jind von dem Waldbefiger zur einen und von ben Berechtig— 
ten zur anderen Hälfte zu tragen. 

Die in folder Weife beftimmten jährlichen Geldabgaben können von ben 
Berpflichteten mit dem zwanzigfachen Betrage abgelöft werden. 


1 


2 


3 


— — 


— 


— 
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Natural-, Holz: oder Waldfrohnen, welche nicht die Eigenſchaft von 
Gegenleiſtungen für forſtrechtliche Nutzungen an ſich tragen, ſind mit dem 
Tage der Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes ohne Entſchädigung auf— 
gehoben. 

Streitigkeiten über das Recht oder den Umfang oder bie Eigenjhaft 
einer Natural, Holz: oder Waldfrohne gehören vor die Gerichte, 


Art. 33. 

In allen Fällen, in welden gegen die Entſcheidung ber Forftpoligeibes 
hörde bie Betretung des Rechtsweges vorbehalten iſt (Art. 23, 25, 26 unb 
28), muß derjelbe innerhalb drei Monaten von dem Tage ber Eröffnung 
der foritpolizeilichen Entſcheidung zweiter Inftanz an gerechnet bei Vermeidung 
des Verluftes diefes Nechtes betreten, und die Klage bei dem Givilgerichte 
eingereicht werben. 

Die Betretung des Rechtsweges bewirkt feinen Aufſchub der Vollſtreckung 
des Ausjpruches der Forftpolizeibebörde. 


Art. 34. 


Neue Forjtberechtigungen können vom Tage ber Berfündung bes gegen: 
wärtigen Geſetzes an nicht mehr erworben werben. 


Dritte Abtbeilung. 
Forfipoligeilihde Beſtimmungen. 


Art. 35°). 


Gänzliche oder theilweife Nodungen (Ausftodungen) find erlaubt, wenn 
die auszuftodende Fläche zu einer befferen Benügung, insbefondere für Feld-, 
Garten :, Wein: oder Wiefenbau, unzweifelhaft geeignet, 
das Fortbefteben des Waldes nicht zum Schuße gegen Naturereigniffe noth⸗ 
wendig iſt, und 
die Forſtberechtigten in die Rodung eingewilligt haben. 


Eine Rodung (Ausſtockung) ift nur dann gegeben, wenn die Waldfläche der 
Holzkultur ganz entzogen und zu einer anderen Kulturart verwendet wird. 
der gänzliche (Fable) Abtrieb eines Waldes, (das Schlagen bes gefammten 
Holzbeitandes) iſt nicht identifch mit einer Rodung; durch den erfteren wird 
der Waldgrumd noch nicht der Holzkultur entzogen; jedoch muß bie Abtreib: 
ung bes Holzes der Natur der Sache nad) der Rodung vorausgeben. Boll: 
endet wird die Rodung erft durch die Ausftodung und durch die zu ber 
beabfichtigten neuen Kultur erforderliche Umarbeitung des Bodens. I ©. 223 
unb 503. 
35 ® 
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Art. 36. 


Schugmwaldungen, deren Rodung nad Art 35 Ziff. 2 unzuläffig if, find 
bie Waldungen: 


1) auf Bergkuppen und Höhbenzügen, an fleilen Bergwänden, Gebhängen und 


2) 


3) 


fogenannten Leiten; 

auf Steingeröllen des Hocgebirges, auf Hoclagen ber Alpen und in allen 
Ortlicgfeiten, wo die Bewaldung zur Verhütung von Bergftürzen und La— 
winen dient, oder wo burd die Entfernung des Waldes den Sturmwinden 
Eingang verfhafft würde; 

in Ortslagen, wo von bem Beftehen bes Waldes bie Verhütung von Eanb- 
fhollen oder die Erhaltung ber Quellen oder Flußufer abhängig if. 


Art. 37®ı. 

Das Vorhaben ber Rodung ift dem Korftamte anzuzeigen, welches von 
dem Sadverbalte jogleih Kenntniß zu nehmen, und ben Befund, unter Bei- 
fügung des geeigneten Antrages, an die Forſtpolizeibehörde zur weiteren Be: 
bandlung und Beidhlußfaffung zu Überfenden bat. 


Art. 38. 
Wer eine Waldung ausgerodet hat, ift verpflichtet, den gerodeten Boden 
der im Art. 35 Ziff 1 erwähnten Benügung zuzuwenden. 
Zur Aueführung der hienach erforberlihen Kulturen bat die Forſtpolizei— 
bebörde fogleich bei Genehmigung ber Rodung eine angemefjene Friſt zu be: 
ſtimmen. 


Art. 39. 


Hinfihtlih der NRobung von Gemeinde:, Stiftungs: und folden Körper» 
ſchaftswaldungen, welche nicht Privatwaldungen find, finden außer den Bor: 





*) 


Eine Rodung darf aud dann inur mit forfipolizeilicher Bewilligung vorge: 
nommen werden, wenn bie Waldung bereits von dem Vorbefiter abgetrieben 
werden it, und iſt die Etrafe, wenn eine im ſolchem Zuſtande erfaufte 
Waldung ohne jorftpolizeiliche Bewilligung ausgerodet wird, nach bem Werthe 
bes gewonnenen Etodholzes zu bemefien. J. ©. 503. 

Die Statthaftigkeit einer Robung ift feit bem 1. Januar 1853 durd vor: 
gängige Anzeige bei bem betreffenden Forſtamte und Beihlußfaffung ber Forft: 
polizeibehörde auch in dem Falle bedingt, wenn ſchon vor dem Erſcheinen des 
Forſtgeſetzes die obrigfeitliche Bewilligung zur Kultivirung bes zu rodenden 
Waldes ertbeilt worben ift. III. ©. 529. 

Wenn Jemand einen Waldgrund mit Vorbehalt des Holzes verkauft, und 
fih biebei verbindlih macht, bdenjelben ausgeftodt dem Käufer zu übergeben, 
bat nicht der Käufer, fondern der Verkäufer bie forjtpolizeilihe Bewilligung 
zur Rodung nachzuſuchen und unterliegt legterer ber Strafe ber ohne ſolche 
Bewilligung vorgenommenen Rodung. IV. ©. 422, 


) 


— 


9 


10) 


Forfigefeß Art. 36—43. 549 


fhriften ber Artifel 35 bie 38 bes gegenwärtigen Gefepes bie einſchlägigen 
befonderen Gelege Anwendung. 


Art. 40°), 
In Schutzwaldungen (Art. 36) ift der Fable Abtrieb verboten. 


Art. 41®). 


Die der Holzzucht zugewendeten Grundftüde müfjen jtets in Holzbeftand 
erhalten und dürfen nicht abgeſchwendet werben. 

Unter Abſchwendung fol jede den Wald ganz oder auf einem Theile 
feiner Fläche verwüftende, fein Fortbeftehen unmittelbar gefährdende Handlung 
verftanden werben. 

Art. 429). 

Waldblößen, welde nad der Verkündung bes gegenwärtigen Geſetzes ent: 
ftehen unb kulturfähig find, müffen aufgeforftet, und wo nad, erfolgtem Holz: 
ſchlage die natürliche Wiederbeſtockung unvollftändig bleibt, muß nachgeholfen 
werben. 

Zur Ausführung bdiefer Kulturen ift von ber Forſtpolizeibehörde eine an: 
gemefjene Friſt zu beftimmen, nad deren fruchtlofem Ablaufe das Forftitrafs 
gericht neben ber verwirften Strafe zu verorbnen hat, daß bie Ausführung 
ber Kulturen auf Koften bes Säumigen durch das Forſtamt bewirkt werbe, 


Art. 43 10), 


Die Weide in ben Waldungen darf nur unter der Aufficht eines Hirten 
ober Hüter ausgelibt werben. 





Zu dem kahlen Abtriebe einer Shugwalbung gehört nicht auch bie Entfernung 
ber Stöde mit ber Wurzel. — Das Borbandenfein eines kahlen Abtriebes 
ift dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß auf einer größeren Fläche einige Bäume 
ftehen gelafjen werden. IV. S. 497. ©. aub bie Note zu Art. 74. 
Der table Abtrieb einer Waldung ift am ſich Fein Abſchwendung; bierunter 
find nur folde Handlungen zu verftehen, welche bie fernere Benügung ber 
Waldfläche zur Holzkultur, das Fortbeftehen berfelben ald Wald unmittelbar 
gefährben. Dies ift felbft dann anzunehmen, wenn Wieberbeftodung ber ab: 
getriebenen Fläche durch natürliche Befamung nit in Ausfiht fleht, und 
eine Fünfllihe Aufforftung durch Einſetzen von Pflänzlingen oder Einfaat 
hiezu erforberli if. I. ©. 223. ©. aud bie Note zu Art. 74, 
Die Verfügungen wegen Wieberaufforftung von Waldblößen fichen nur ben 
Forftpolizeibehörben zu. I ©. 223. 
Berlegung diefer Vorſchriften durch einen Forſtberechtigten iſt als For ſt— 
frevel ftrafbar. I ©. 470. Siehe Note zu Art. 87. 

Auch in ben polizeilihen Strafbeftimmungen bes Forſtgeſetzes über bie 
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Jungbölzger, Schläge und Holganflüge find mit dem Gintreiben von 
Weidevieh infolange zu verfihonen, bis die Beweidung ohne Schaden für ben 
Nachwuchs geicheben kann. 

Bei chmel= (plänterweifem) Walbbetriebe ift von ber Korftpolizeibebörbe 
bie höchſte Zahl des einzutreibenden Weideviches zu beflimmen. 

Die Weide nah Sonnenuntergang und vor Sonnenaufgang (Nachtweibe) 
ift verboten. 


Art. 4411), 


Die Alpenweide richtet fih nad den beſtehenden Rechtsverhältniſſen und 
Alpenorbnungen. 

Gleiches gilt binfichtlih der Meide in jenen Walbungen, wo berartige 
Rechtsverhältniffe unb Ordnungen befteben. 

Hinfihtlih der Erweiterung von Alpen:Aengern und Lihtungen fommen 
bie Beitimmungen ber Artifel 35 bis 37 zur Anwendung. 


Art. 45. 


Das Feuermachen in ben Waldungen oder in einer Näbe berfelben von 
300 bayeriihen Schuben darf nur unter Beobachtung der zur Verhütung 
von Waldbränden nötbigen Vorfichtsmaßregeln geichehen. 

Bei befonders trodener Witterung fann das Feuermachen von ber Forft: 
polizeibehörbe gänzlich verboten werben. 

Wer Feuer anzündet, ift verbunden, baffelbe, che er fich entfernt, voll: 
ftändig auszulöſchen. 

Die Vorihrift des Abjapes 1 findet auch auf das Verkohlen von Holz 
Anwendung. 


Art. 46. 


Zeigen fih Spuren jhäbliher Anfekten, fo find bie Bertilgungs : unb 
Sicherbeitsmaßregeln, welde bie Forfipolizeibehörde auf Antrag bes Forſt— 
amtes anzuordnen bat, unmeigerlich zu befolgen. 

Beichwerben gegen ſolche Anordnungen bewirken feinen Aufichub, 

Werden diefelben nicht ungeſäumt vollzogen, fo bat die Forſtpolizeibehörde 


11 


) 


Ausübung der Weide bedeutet der Ausdrud „Wald“ jebe zur Probuftion 
von Holzgewächſen beftimmte Bodenflädhe, ohne Unterjchied, ob das Hol; um 
feiner felbft willen oder nur zum Schube des Graswuchies für die Ausübung 
ber Weide gezogen wird. VII. ©. 99. — Siehe auch Note zu Art. 76 
und zu Art. 87 Abi. 3. 

Unter der Bezeichnung „Ordnungen“ über bie Waldweide ijt nicht nur die lange 
Dauer einer tbatfächlihen Uebung , ſondern find vielmehr die unter öffent: 
licher Autorität bierüber erlaffenen Verordnungen oder bie Öffentlichen Beur: 
fundungen ber beftchenden, obrigfeitlih anerkannten und geregelten Gewohn: 
beiten zu verfiehen. VII. ©. 99. 


Forſtgeſch Art. 44-60. 551 


zu verfügen, daß bie Ausführung auf Koften bes Säumigen durch bas 
Forſtamt bewirkt werbe. 


Art. 47. 


Wenn in Waldungen oder in einer Nähe berfelben von 1500 bayerifchen 
Schuhen was immer für Gebäude, insbefondere zum Zwecke neuer Anfiebel: 
ungen ober zur Erridhtung von Ziegelbrennereien, Theeröfen oder anderen 
feuergefährlihen Anlagen, aufgeführt werben wollen, fo ift vor Grtbeilung 
ber baupolizeilihen Genehmigung das Yorflamt mit feiner Erinnerung zu 
vernehmen. 


Vierte Abtheilung. 
Forftpoligeiübertretungen und Forftfrevel. 
I. Allgemeine Beitimmungen. 


Art. 4812), 

Zumiberhandlungen gegen bie forftpolizeilihen Beftimmungen bes gegen: 
wärtigen Geſetzes, weldhe von dem Walbbefißer oder von Perſonen, beren 
Handlungen berfelbe nad Art. 68 zu vertreten bat, in feinem eigenen Walde 
begangen werben, find als orftpolizeiübertretungen nah Maßgabe ber Artis 
fel 74 bis 77 zu beftrafen. 


Art. 49 13), 

Alle durch das gegenwärtige Geſetz in ben Artikeln 78 bie 104 bezeich— 
neten Entwendungen, Befhäbigungen , Zuwiderhandlungen gegen bie forft- 
polizeilihen Beftimmungen und andere Gefährben, welde in frembem Walde 
begangen werben, find, obne Rüdfiht auf den Werth bes entwenbdeten Ges 
genftandes und ben Betrag des verurfachten Schadens, als Forftfrevel zu 
betrachten, und nah Maßgabe obiger Artifel zu beftrafen. 

Die Beflimmung des Abfages 1 gilt insbefondere auh von Handlungen 
ber bezeichneten Art, welche ein Forſtberechtigter durch Weberfchreitung feiner 
Berechtigung oder bei Ausübung berjelben begeht. 


Art. 50. 


Wegen Polizetüßertretungen kann nur auf Geldftrafe erfannt werben. 
Die wegen Forſtfrevel zuläffigen Strafen find: 
1) Gelbftrafe; 
2) Polizeiarreft. 
Beide bürfen bei einem und bemfelben Frevel gegen biefelbe Perjon nicht 
miteinander verbunden werben. 





12) Gemeinden können nicht wegen Forſtfreveln oder Forftpolizeiübertretungen ges 
ftraft werden. V. ©. 55. ©. aud bie Noten zu Art. 43 und 74. 
13) ©, bie Note zu Art. 48. 
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Art. 51. 
Die Geldftrafe darf bei Forftfreveln durch Entwendung, aud wenn ber 
einfache Werth des Entwendeten geringer ift, nicht unter zehn Kreuzern bes 
tragen. 


Art. 52. 


Die Arrefiftrafe darf nicht unter einem Tage (vierundzwanzig Stunden), 
und nicht über einen Monat (dreißig Tage) zuerkannt werben. 

Iſt eine Arrefiftrafe von Perfonen unter 16 Jahren verwirft worben, 
jo kann bie Hälfte des fonft zuläffigen höchſten Strafmaßes nicht überſchrit⸗ 
ten werben. 


Art. 53. 


Die wegen Forfifrevel erkannte Geldfirafe wird in Arrefiftrafe umgemwans 
beit, wenn burd ein Zeugniß des Erhebungesbeamten feftgeftellt it, daß fie 
weder von dem Berurtheilten, noch von ben als zivilverantwortlich erflärten 
Perfonen (Art. 68) beigetrieben werben fann. 

Diefelmmwandlung findet ohne weiteren Urtbeiltausjprud nad folgendem 
Maßſtabe ftatt. j 
1) An bie Stelle von Gelbftrafen bis zu einem Gulden tritt vierundzwanzig— 

ftünbiger Arreft. 

2) Bei böberen Geldftrafen tritt: 
a) an bie Stelle der erfien zehn Gulden ein Tag Arreft für jeben 
Gulden; 
b) an bie Stelle bes weiteren Betrages ein Tag Arreſt für je zwei 
Gulden. 

Die in den Fällen ber Ziffer 2 ſich ergebenden Bruchtheile eines Tages 
bleiben außer Anfaß. 

Der Arreſt, welher an bie Stelle der wegen eines ober wegen mehrerer 
Frevel in einem Urtheile erkannten Gelbftrafe tritt, darf micht über einen 
Monat dauern. Hiebei fümmt jebocd bie bei einer Mehrheit von Freveln in 
Verbindung mit einer Geldfirafe erfannte Arreftftrafe nicht in Berechnung. 


Art. 54. 


Die Arreftftrafe wird in ben von ber Verwaltung biezu beftimmten Arrefis 
bäufern erflanden, in melden ber Berurtbeilte angemeſſen zu beſchäftigen ifl. 


Art. 5541), 


Wird ein Forfifrevel dur das Zuſammenwirken mehrerer Perſonen ver: 


11) Der Anftifter (StGB. Art. 54 Ziff. 1) eines Forfifrevels it auch dann, 


wenn er zu ben im Art. 68 bezeichneten Perfonen gehört, mit ber vollen 
Strafe des Forſtfrevels zu belegen, und nit blos als haftbar für die von 
bem Thäter bes Frevels verwirfte Geldftrafe zu erflären. II, ©. 55. 


15) 


16) 


Forftgefep Art. 51-58. 553 


übt, biefe mögen als Miturbeber ober als Gehilfen erjcheinen, fo ift bie volle 
Strafe gegen jeden berjelben auszuſprechen. 

Für Werth» und Schabenserjag fowie für Koften haften fie ſammtver⸗ 
bindlich. 

Die Beſtimmung des Abſ. 1 findet keine Anwendung auf mehrere zur 
nämlichen Familie gehörige Perſonen (Art. 68 Ziff. 1 bis 5), welche bei ber 
Begehung eines mit Geldftrafe bedrohten Frevels einen Handſchlitten, einen 
Sciebfarren, oder einen zweirädrigen Karren gemeinfchaftlih fortbewegen. 
Solche Perſonen werben miteinander, jedoch jammtverbindblid in bie treffenbe 
Geldftrafe verurtheilt. In bemfelben Urtheile ift auszuiprechen, gegen welden 
oder welche revler die Ummandlung ber Geldftrafe in Arrefiftrafe einzutreten 
bat, wenn erftere nicht beigetrieben werden kann. Geſchieht die Umwandlung 
gleichzeitig gegen mehrere dieſer Frevler, ſo barf dennoch der von ben Eins 
zelnen zu erftehende Arreſt zufammengerechnet bie nach Art. 53 der Gelbdftrafe 
entiprechenbe Dauer nicht überfchreiten. 

Iſt gegen Einen ober mehrere Familienangehörige wegen ausgezeichneten 
Rückfalls oder Gewohnheitsfrevels Arreſt- oder Gefängnißftrafe auszufprechen 
(Art. 100—104), fo find bie übrigen zur Familie gehörigen Perfonen ben: 
noch ſammtverbindlich in bie Geldſtrafe zu verurtbeilen. 


Art. 56. 


Die Beftimmung bes Art. 55 Abf. 1 u. 2 findet aud Anwendung auf 
die Waldbefiger, welche gemeinicaftlih im gemeinichaftlihen Walde eine 
Forftpolizetübertretung begehen. 


Art. 5735). 


Wenn Jemand mehrere noch nicht abgeurtheilte Forftpolizeiübertretungen 
ober Forftfrevel begangen hat, jo treffen ihn die Strafen, welde auf bie eins 
zelnen Nebertretungen oder Frevel geiebt find, fie mögen nun einzeln in ver: 
fhiedenen Sitzungen oder zugleih in berjelben Sitzung zur Aburtbeilung 
fommen; body barf die Summe ber Arreftfirafen bie im Art. 52 feſtgeſetzte 
höchſte Dauer nicht überſchreiten. 


Art, 5810), 
Bei Forſtfreveln ift es vworbehaltlid der in den einzelnen Artifeln bes 


Die längere Zeit hindurch wiederholte, unbefugte Weideausübung in einem 
und bemfelben fremden Walde ift nit als Gin fortgefepter Forfifrevel zu 
betrachten, fondern auf jede einzelne Wiederholung die gefekliche Etrafe in 
Anwendung zu bringen. II ©. 87. 

Wenn auf Berufung des Angeklagten gegen ein forftftrafgerichtliches Urs 
teil I. Inſtanz wegen Weidefrevels in der II. Inſtanz zwar eine geringere Zahl 
bes Meibeviehes angenommen wird, befienungeadgtet aber wegen Ausübung 
ber Weide an einem verhängten Orte und an einem Sonntage ſich ein höheres 
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zeichneten befonderen Straffchärfungsgründe, als allgemeiner Schärfungsgrund 
anzuſehen: 

1) wenn ber Frevel vor Sonnenaufgang oder nach Sonnenuntergang, 

2) wenn er an Sonn= ober gefeglichen Feiertagen, 

3) wenn er mit Unfenntlihmadhung bes Frevlers verübt wird; 

4) wenn ber Frevler Feuerwaffen mit fich führt; 

5) wenn ber Frevler fi ber Säge ftatt der Art bedient, ober ſtehendes 

Holz ausgräbt; 

6) wenn der von ben im Art. 113 Nr. 1—3 erwähnten Perfonen zum 
Stehenbleiben aufgeforberte Frevler ſich gleichwohl entfernt; 

7) wenn ber Frevler bie Angabe des Namens ober Wohnortes ver: 

weigert, ober hierüber eine falfche Angabe macht; 

8) wenn ber Frevler mit vorforglichem Beſchlage belegte Gegenftände 
binwegnimmt; 

9) wenn ber betroffene Frevler ben angefangenen Frevel troß ber Wars 

nung fortfeßt; 

10) wenn ber Frevler zur Zeit, ba er ben Frevel verübt, als Holjbauer, 
Holzſetzer, Köhler, Kulturarbeiter, ober mit einer jonftigen Walbdarkeit, 
ober aud in Ausübung einer Forfiberehtigung im Walde beichäf: 
tigt war; 

11) wenn eine Entwendbung in Verbindung mit bem Aushauen bes 
Waldhammerzeichens, Walbeifens ober eines vom Käufer am flehen- 
ben Stamme angebrachten Zeichens begangen wirb; 

12) wenn ber Forſtfrevler rüdfällig ift; ber Rüdfall gilt jedoch nur bann 
als allgemeiner Strafihärfungsgrund, wenn berjenige, welder ſchon 
wegen irgenb eines Forſtfrevels zu einer Strafe verurtheilt wurbe, 
binnen Jahresfriſt feit biefer Verurtheilung einen abermaligen ober 
mehrere Forſtfrevel von was immer für einer Urt begeht; 
wenn ber Frevel in ber Abficht verübt wird, um bie Walderzeugniffe 
in Natur ober verarbeitet ganz oder theilmeife zu veräußern; biefe 
Abſicht wird geſetzlich vermuthet, wenn nad Beſchaffenheit ber ent- 
wendeten Walberzeugniffe und ber perjönlichen ober häuslichen Ber: 
bältnifje bes Frevlers jene Gegenftände nicht wohl zur eigenen Ber: 
wendung beflimmt fein fonnten. 


13 


— 


Art. 5917). 


Die Wirfung eines ober mehrerer bei einem Forſtfrevel zufammentreffen» 
ber Etrafihärfungsgründe befteht darin, daß bie einfade Strafe um bie 


als das erftrichterlihe Maak ber Strafe und Erfaßverbinblichfeit ergibt, barf 
von biefen erjchwerenden Thatſachen deßhalb, weil fie in I. Inſtanz unberück⸗ 
fichtigt geblieben find, nicht Umgang genommen und Strafe, wie Echaben- 
erfaß, nicht noch weiter berabgefegt werben. VIII S. 9. 

17) Siehe die Noten zu Art. 58 u. 87. 





Forſtgeſeh Art. 5864. 555 


Hälfte erhöht werden muß, und bis zu ihrem dreifachen Betrage erhöht wer: 
ben fann, 

Hiebei darf jedoch die in dem Art. 51 feftgefete höchſte Dauer ber Arreft- 
firafe und in denjenigen Fällen, in welchen für die Geldftrafe ein niebrigftes 
und höchſtes Maß feftgefept ift, auch nicht das höchſte Maß der Geldſtrafe 
überſchritten werben. 


Art. 60. 


Iſt Jemand durch einen im Walde oder in befjen Nähe erlittenen Unfall 
erweislich in die Notbwendigkeit verjeßt, eine durd das gegenwärtige Geſetz 
mit Strafe bedrohte Handlung zu begehen, io ift er zwar zum Erfaße bes 
Wertbes und des Schadens verpflichtet, unterliegt jedoch feiner Beftrafung, 
wenn er ben Vorfall innerhalb 24 Stunden einer der im Art. 113 bezeichne: 
ten Perſonen oder dem Walbbefiger anzeigt. 


Art. 61. 


Der Straffällige haftet, außer der Strafe, für den Schaden, welden er 
durch bie Uebertretung oder ben Frevel verurfacdht hat, und bei Yorftfreveln 
aud für ben Grjaß bes Werthes. 


Art. 62. 


In Bezug auf Forfifrevel richtet fi der Erfah des Werthes, ſowie bes 
Schadens, nad den Beflimmungen bes gegenwärtigen Gefekes. 


Art. 63 18), 


Der durch eine Forfipolizeiübertretung begründete Entihädigungsanfprud 
fann nur bei bem Givilgerichte, — ber durch einen Forſtfrevel begründete 
Enifhäbigungsanipruch dagegen entweber bei bem Giwilgerichte ober bei dem 
Forftftrafgerichte verfolgt werden. 

Erffärt fid) der durch einen Forſtfrevel Beſchädigte für die civilgerichtliche 
Verfolgung feines Anſpruches nicht ſchon vor der Aburtbeilung bes Frevels, 
jo wird über die Entſchädigung von dem fForfftrafgerichte in dem Strafs 
urtheile erfannt, unbeſchadet jedoch der durch Art. 66 vorbehaltenen Givilflage 
auf den etwaigen Mebrbetrug. 


Art. 6419), 


Zur firafgerihtlihen Bemeſſung: 
1) bes Werth - und Schabenerfaßes, infoferne berfelbe nicht ſchon durch 
das Geſetz beftimmt ift; 


/ 


— — 


16) Wenn ber eines Forſtfrevels Beſchuldigte wegen Verjährung freigefprochen 
wird, ſteht dem Forftitrafgerichte ein Ausipruch über beh Entihädigungspunft 
nit zu. IL S. 90. 

ıv) Wenn Jemand bas vergünftigungsweile als Bauholz empfangene Eichenholz 
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2) ber Gelbſtrafe in denjenigen Fällen, in welchen der Betrag berfelben 
dur den Werth bes Gegenftandbes ber Webertretung oder bes Fre: 
vels beitimmt wird, 

find für jeben Diftrift, in welchem die Preife der zu tarirenden Gegenftände 
merklich verfchieden find, nach ben Lofalpreifen bemefiene Werthbeftimmungs: 
tabellen ohne Anſchlag ber Fabrifations: und Transportkoften von ber be: 
treffenden Regierungsfinanztammer gemeinfchaftlih mit ber Kammer bes 
Innern alle drei Jahre aufzuftellen und befannt zu machen. 

Iſt ein gegebener Fall in ber VWerthbeftimmungstabelle nicht vorgeſehen, 
fo wird dem Strafurtheile die Tarirung bes betreffenden Forftamts zu Grunde 
gelegt. 


Art. 65. 


Bei Forfifreveln durch Entwendung ift ber Befhäbigte verpflichtet, fidh 
ben Werth bes zurüdempfangenen Gegenftandes entſprechend anrechnen zu 
laſſen. 


Art. 66. 


Glaubt fi ber dur einen Forſtfrevel Beihädigte mit bem gemäß ben 
Beflimmungen bes gegenwärtigen Gefeßes ober ben Werthbeftimmungstabellen 
ihm zuerfannten Werth: und Schabenserfage nicht zufriebenftellen zu können, 
fo kann er feinen Anfprud auf ben Mehrbetrag im Civilrechtswege ver: 
folgen. 


Art, 6720), 


Der Straffällige if in die Koſten, welde auf die Verfolgung und Ab— 
urtheilung ber Webertretung oder des Frevels erlaufen, zu verurtheilen, Das 
Koftenregulativ ift im Verordnungswege zu erlaffen 2"). 


zu Faßdauben verarbeitet und diefe ohne Genehmigung verfauft, ift für bie 
Größe ber Strafe ber in ber amtlich hergeftellten Werthbeſtimmungs— 
tabelle angefegte Werth folder Faßdauben maßgebend. VIII ©. 7. 
Wird der Beihuldigte wegen Verjährung freigefprohen, fo kann er in bie 
Koften nicht verurtheilt werben. II ©. 90. 

Die Berurtheilung bes Straffälligen in die Koften muß unbedingt aus: 
gefprochen werben, obne daß bem urtheilenden Gerichte eine Berüdfihtigung 
feiner Vermögensverhältniffe geftattet wäre. II ©. 446; VII ©. 440. 


21) Koftenregulative find erlaflen worben durch Verord. vom 6. Oftober 1852, 


die Koften ber Verfolgung und Aburtheilung ber Forftpoligeiübertretungen 
und Forſtfrevel betr. (Reg.:Bl. ©. 1141) und durch Berorb, v. 5. Januar 
1862, die Entihäbigung der Geſchworenen, Sachverſtändigen und Zeugen 
in Straffadhen betr. (Reg.:Bl. ©. 17). 


Forfigefep Art. 65—69. 557 


Art. 6822), 


Als civilverantwortlich find außer dem Forſtfrevler vorzulaben und als 
haftbar für Geldftrafe, Werth: und Schabenerfag, dann für bie Koften, — 
vorbehaltlid; des Rüdgrifjes, wo ein folder ftatt hat, mit zu verurtheilen; 

1) die Ehemänner wegen ber Frevel ihrer bei ihnen wohnenben Che: 
frauen; 

2) die Väter und nad ihrem Tode die Mütter wegen ber Frevel ihrer 
bei ihnen wohnenden und noch unverbeiratheten Kinder (Teibliche 
Kinder, Stief-, Adoptiv» und Pflegefinder) ; 

3) die Vormünder und Kuratoren, fowie überhaupt diejenigen, welchen 
Minderjährige in Pflege gegeben find, wegen ber Frevel ber bei 


ihnen wohnenben Pflegebefohlenen ; . 
4) die Dienſtherrſchaften, wegen ber Frevel ihrer bei ihnen wohnenben 
Dienftboten ; 


5) bie Lehrmeiter und Gewerbsleute wegen ber Frevel ihrer Zöglinge, 
Gefellen und Gehilfen, fo lange diefe Perfonen unter ihrer Aufficht 
ſtehen; 

6) die Geſchäftsgeber wegen ber Frevel ihrer Arbeiter und Geſchäftsträ⸗ 
ger, wenn ber Frevel in oder bei ber Ausführung der aufgetragenen 
oder anvertrauten Verrichtungen gejchab ; 

7) bie Dienfiherrfhaften wegen ber Frevel der aufgeftelten Hirten 
oder Hüter, infofern ber Frevel bei deren Dienftverrichtung geſchah. 

Wenn die in ben vorhergehenden Beſtimmungen als civilverantwortlich 
erflärten Perfonen beweifen, daß fie nicht in Stande waren, ben Frevel zu 
verhindern, fo find fie von jeder Haftung frei. 


Art. 6922), 
Hinfihtlih der Forftpolizeilübertretungen bat ber Walbbefiger — vorbe- 


22) Eine Verurteilung nad Art. 68 ift nicht einer Berurtheilung wegen Mit: 
urheberihaft oder Theilnahme an dem Forfifrevel gleihzuachten, und jet 
nothwendig voraus, daß eine der in Art. 68 bezeichneten, der Aufficht Ans 
berer untergebenen Perſonen wegen Forftfrevels verurtbeilt worden ift. 

Es ift daher auf bie von ber als civilverantwortlicd verurtbeilten Perfon 
eingewenbete Berufung oder Nichtigkeitsbeſchwerde, auch wenn das Urtbeil in 
Anſehung des Forftfrevlers ſelbſt die Rechtskraft befchritten bat, auf eine 
Prüfung des gegen biejen erlafjenen Schuld» und Strafausipruces einzu: 
geben. 11 ©. 175 unb 300. 

Jedoch haben bie im bdiefem Artikel bezeichneten Perfonen für die von 
ihren Untergebenen verwirkten Geldftrafen auch dann zu haften, wenn fie 
ſelbſt als Miturheber (oder Anjtifter) verurtheilt worden find. III ©. 242. 
Siehe auch die Note zu Art. 87. 

23) Siehe Note zu Art. 74. 
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baltlih des Rüdgriffes, wo ein folder ftatt bat — bie Handlungen der im 
Artifel 68 genannten Perjonen in der Art zu vertreten, daß ihn allein die 
Strafe ſowie ber Schadenerſatz und die Koften treffen, ausgenommen, wenn 
er beweift, baf bie Uebertretung ohne fein Vorwiſſen geihab, im weldem 
Falle die Uebertreter allein nah Maßgabe ber einjchlägigen Strafbeftimmun- 
gen wiber ben Forſtfrevel zu befitafen find, und allein für den Schadenerjaß 
jo wie für die Kojten haften. 


Art. 70. 


Mit dem Tode des Schuldigen geht die Verbindlichkeit zur Zablung ber 
rechtöfräftig zuerfannten Geldjtrafe, jowie die Verbindlichkeit zur Zahlung 
der Entjhädigungen und Koften auf den Nachlaß über. 


Ari. 71), 
Die Strafbarkeit der Forftpoligeiübertretungen und Forfifrevel erliſcht 





21) Durch GErlafjung eines Endurtheiles in I. Inſtanz binnen Jahresfrift ift die 


Verjährung auch dann unterbrochen, wenn biefes Urtheil vom Oberrichter 
vernichtet wird. Das neue Endurtheil muB in dieſem Falle nicht vor Ablauf 
eines Jahres vom Lage ber Begehung an gerechnet erlajien werben, jondern 
kann gültig innerhalb der vom Tage der Ginlegung der Nichtigfeitsbejchwerde 
an laufenden neuen Verjährungsfrift von 6 Monaten erlaflen werben. 
1 ©. 861. ©. aud die Noten zu Art. 67 und 68. 

Die Beſtimmungen des Forftgefehes über Verjährung finden au dann 
Anwendung, wenn Forſtfrevel mit Verbrechen oder Vergeben konkurriren. 
II ©. 300. 

Die Strafbarfeit der Forſtfrevel und Forſtpolizeiübertretungen erliſcht durch 
Verjährung, wenn, vom Tage ber Einlegung der Berufung gegen bas Ur: 
tbeil I. Inftanz an gerechnet, innerhalb 6 Monaten ein zweitrichterliches 
Urtheil nicht erlaffen worden, auc in dem Falle, wenn bie zweitrichterliche 
Entjheidung noch innerhalb Jabresfriit, vom Tage ber Begehung am gerech— 
net, erfolgt ift. III © 378. 

Dur eine formell unzuläffige Berufung wirb ein Forftitrafgericht II. In: 
ftanz nicht ermächtigt, die Frage der Verjährung feiner Würdigung zu unter: 
ziehen. VI ©. 348. 

Die Wirfung der von @inlegung der Berufung gegen ein forftitrafge: 


richtliches Urtheil I. Inſtanz beginnenden ſechsmonatlichen Verjährung 


iſt nicht dadurch aufgehalten, daß ſeit der Verübung der ſtrafbaren That 
noch kein Jahr abgelaufen iſt. 

Wenn die Sache mit der Berufung des Angeſchuldigten ohne deſſen An— 
trag und Willen durch ein Verſehen des Gerichts I. Inſtanz an bie k. Kreis: 
regierung gelangt ift, fann die Entſchließung, wodurch dieſe Stelle ihre Un: 
zuſtändigkeit erflärt, ben Lauf der Verjährung nicht unterbredden. VI S. 456. 


Forfigefeß ‚Art. 70—74. 659 


burch Verjährung, wenn vor Ablauf eines Jahres, vom Tage ber Begehung 
an gerechnet, ein erftrichterliches Endurtheil nicht erfolgt. 

Iſt ein ſolches Erfenntniß zwar binnen obiger Frift erlaffen, biegegen 
aber ein Rechtsmittel ergriffen worden, fo läuft vom Tage der Einlegung 
bes Rechtsmittels eine neue fehsmonatliche Verjährungsfrift, welche burd 
jebes weiter erfolgende Erkenntniß unterbrochen wird, und vom Tage bejfel- 
ben von Neuem zu laufen beginnt. 


Art. 72. 


Die Verjährung der wegen einer Forftpolizetübertretung oder wegen eines 
Forftfreveld erkannten Strafe tritt ein nach Ablauf von zwei Jahren vom 
Tage bes Straferfenntnijjes, oder wenn ein Rechtsmittel ausgeführt wurbe, 
vom Tage bes hierüber erlaffenen Erfenntnijjes, 


Art. 73. 


Die Verjährung der Strafe wird unterbrodyen: 
1) bei Arreftftrafen durch Verhaftung des Berurtheilten zum Zwecke bes 
Strafvollzuges; 
2) bei Geldftrafen durch die vorgefeßte oder verlängerte Zahlungsfriſt. 


II. Beſondere Beflimmungen. 
A. Borftpolizeiübertretungen. 


Urt. 7423), 


Wer eine Robung ober eine Erweiterung von Alpenängern ober Lichtun— 
gen ohne joritpolizeilihe Bewilligung unternimmt, wer bem Verbote des fah: 


25) Siehe die Noten zu Art. 35, 37 und 40. 

Eine Rodung ift vollendet, wenn bie bisherige Waldflähe ausgeftodt 
unb zu ber beabfichtigten anderweitigen Kulturart verwendbar ge 
macht ift. 

Die Strafe einer ohne forftpolizeilihe Bewilligung unternommenen Rob: 
ung wird nad bem Werthe des zum Zwede der Robung gefällten und aus: 
gegrabenen Holzes bemeſſen. III ©. 409. 

Abſchwendung eines Waldes durch Wegführung der Walderde it bei 
dem Mangel einer hierauf anwendbbaren Strafbeflimmung ftraflos. IV. ©. 203. 

Die Strafbarkeit des Fablen Adtriebes einer Schupwaldung iſt nicht ba= 
durch bedingt, daß dem Befiker ber Waldung ber kahle Abtrieb berjelben 
fpeziell unterjagt, oder daß die Waldung als Schutzwaldung ausdrüdlich er: 
Märt worden iſt. IV ©. 541. 

Wegen kahlen Abtriebes einer Schugwaldung fann nur der Waldbefiger 
und nicht auch derjenige, weldyer von bem Waldbefiger das Holz gekauft und 
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len Abtriebes in Schupwalbungen ober bem Verbote ber Abſchwendung zu: 
widerhandelt, wirb mit einer Gelbitrafe belegt, welche nicht unter einem 
Biertheile des Werthes und nicht Über ben vollen Werth des vorſchriftöwidrig 
gefällten Holzes betragen darf. 


Art. 75. 


Wer bie im Artifel 38 angeordneten Kulturen innerhalb ber von ber 
Forftpolizeibebörde beftimmten Frift auszuführen unterläßt, verfällt in eine 
Gelbitrafe von fünf bis hundert Gulden. 


Art. 76 2°). 


Wer es unterläßt, innerhalb ber von der Forſtpolizeibehörde vorgeſetzten 
Frift die Fulturfähigen Waldblößen aufzuforften, oder da, wo nach erfolgtem 
Holzihlage die natürliche Wiederbeftodung unvolltändig bleibt, nachzuhelfen, 
ebenfo, wer den auf Art. 46 geitügten Anordnungen ber Forſtpolizeibehörde 
über bie Bertilgungs- und Sicherheitsmaßregeln gegen ſchädliche Inſekten 
nicht Folge leiftet, wird mit einer Geldfirafe von einem bis fünfzig Gulden 
beftraft. 

Einer Strafe von dreißig Kreuzern bis fünf und zwanzig Gulden un: 
terliegt derjenige, welcher den Borfchriften der Artikel 43, 44 Abfap 1 und 2, 
bann Artifel 45 oder ben darauf geftügten Anorbnnungen ber Forftpolizeibe: 
börde über bie Weide, Über bas Anmachen ober Auslöfhen von Feuer oder 
über das Holzverfohlen zuwiderhandelt. 


Art. 7727). 


In ben Fällen ber unerlaubten Robung oder Erweiterung von Alpen: 
ängern und Lichtungen, — ber Abjhwendung, jobann bes kahlen Abtriebes 
in Shugwaldungen kann von dem Forſtſtrafgerichte das weitere verbotwidrige 
Berfahren fofort eingeftelt und die Leitung einer zureichenden Sicherheit 
aufgetragen werben. 

Außerdem kann das Forftitrafgericht verfügen, daß von ber Forſtpolizei— 
behörde für bie Erhaltung und beziehungsweiſe Wiederberitellung bes Waldes 
auf Koften des Betheiligten Fürſorge getroffen werde, 


den Abtrieb mit beffen Bewilligung vorgenommen bat, beftraft werben, 
V S. 30. 

Eine Beſtrafung wegen eigenmächtiger Robung einer Waldung kann nur 
dann jtattfinden, wenn thatſächlich feftgeftellt ift, daß die Ausitodung zu 
dem Zwede, um ben ausgeftodten Waldgrund der forftwirtbichaftlichen Be: 
nugung zu entziehen, vorgenommen worben fei. V ©. 469. 


26) Siehe Note zu Art, 43. 
27) Siehe Note zu Art, 42. 


- 


Forfigefeß Art. 75—79. 561 


B. Forftfrevel, 
1) Forfifrevel buch Entwenbung, 


Art. 73%), 


Die Entwendung von gefälltem, aber noch nicht zum Verkaufe ober Ver: 
brauche zugerichtetem Holze, ober von ftehendem grünen Holze wirb neben 
bem Erſatze bes Wertbes und eines Dritttheiles besfelben für Schaben mit 
einer ber Summe beiber Beträge gleichkommenden Geldſtrafe belegt. 

Für Reifftangen, Hopfenftangen, Bohnenftangen, Erbfenreifer, Bindwieden, 
Bejenreifer, Floßwieden, Flechtgerten oder Korbwieden fol, wenn bie Ent: 
wendung an ſtehendem grünen Holge ftattfand, außer ber im Abſatz 1- be: 
fimmten Geldfirafe der Erſatz bes Werthes und beffen voller Betrag für 
Schaden zuerfannt werben. 

Waren Samenbäume, Hegenreifer, grüne Laubholzjtöde in Nieberwald: 
ungen ober ftehende grüne Eichen, Ejhen, Aborne, Ulmen ober Lerchen unter 
40 Jahren Gegenftand der Entwendung, jo befteht die Geldfirafe in dem 
doppelten Werthe, und nebftdem ift auf Erfah des Werthes und auf einen 
bemfelben gleichkommenden Betrag für Schaben zu erfennen. 


Art, 792°), 


Die Entwendung von folhem liegenden Holze, welches ber Wind ober 
ein fonftiges Naturereigniß zur Erbe niedergeworfen bat, und welches noch 


2°) Die Beftimmung des Abf. 1 diefes Artikels findet auch auf die außer einem 
Walde ftehenden, zur Holznugung beftimmten Bäume Anwendung. I ©. 404. 

Die Begriffsbeftiimmung bes Art. 209 Th. I des StGB. vom Jahre 1813 
(Art. 271 des StGB. von 1861) findet auch auf bie Forftfrevel dur Ent⸗ 
wendung Anwendung, auch zu bdiefen wird wiſſentliche Zueignung einer 
fremden Sache, um biefelbe rechtswidrig als Eigentbum zu haben, er 
fordert. III ©. 240. 

Die Entwendung halbbürren, bes Wachsthumes nicht mehr fähigen, 
fiehenden Holzes ift nad Art. 79 und nicht nad Art. 78 zu beftrafen. 
v6e.53. 

Gemeinbeglieber, welche in ber Abficht, einem andern Gemeinbegliebe das 
bemfelben gebührende Rechtholz zuzumwenden, im Gemeinbewalbe ohne Anz 
weifung bes Förfters Holz ſchlagen, machen fi hiedurch Feines Forſtfrevels 
ſchuldig. VI ©. 336. 

Das unberehtigte Sammeln von Buchenſchwämmen in einem fremben 
Walde kann niht als Forſtfrevel beftraft werben. VII S. 48. 

Der Forfifrevel durch Entwendung eines „Samenbaumes” ift auch 
dann ber erhöhten Strafe unterworfen, wenn fi burd ben von biefem 
ausgefallenen Samen bereit8 Unflug gebildet bat. VIII S. 110, 

29) Siehe die Noten zu Art, 78. 
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nicht verarbeitet ift, ebenfo bie Entwendung von völlig abgeftorbenen noch 
jtebenden Stämmen oder Neften wird neben dem Grjaße bes Werthes mit 
einer bemjelben gleihfommenden Geldftrafe belegt. 


Art. 8030). 


Die Entwendung an aufgearbeitetem, zum Berfaufe ober PVerbraude 
bereits zugerichtetem Holze, auch wenn es fi noch im Walde befindet, — 
ebenfo die Entwendung des an bie Floßbäche ober Abladepläte verbrachten 
Holzes, oder bes Holzes, welches eben getriftet wird, ift nad) ben allgemeinen 
gefeglihen Beftimmungen über den Diebftabl zu beitrafen. 


Art 8190), 


Iſt die Entwendung an Holjpflänzlingen von was immer für einer Art 
in natürlichen Befamungen unter zehn Jahren begangen worden, fo ift ber 
Werth, wenn berjelbe nicht mehr beträgt, mit einem halben Kreuzer für jede 
Pflanze zu erjeßen, und ebenfoviel als Schadenerfaß zuzuerfennen. 

Diefe Anjäge werben verboppelt, wenn bie Entwendung in Fünftlichen 
Anfaaten oder Pflanzungen unter zehn Jahren gejchehen ift. 

In dem einen wie in dem anderen Falle foll die Gelbftrafe dem boppel- 
ten Betrage bes Werthes gleich fein. 


Art. 89. 


Mer zur Gewinnung von Lohrinde ftehende Stämme ſchält und ſich bie 
Rinde zueignet, wird mit einer Geldftrafe belegt, welde dem Werthe des ge: 
fhälten Holzes und der Rinde gleih if. Derfelbe Betrag wird als Erſatz 
des Schadens und nebRbei der Werth der Rinde zuerfannt. 

Mer liegende Stämme fhält, und ſich die Rinde zueignet, unterliegt 
außer bem Erfaße des Werthes der Lohrinde einer biefem Betrage gleichen 
Gelbftrafe. 

Wer bereits gefhälte Lohrinde entwendet, wird nad) Art. 80 behandelt. 





— — — — nn 


30) Die Entwendung von aufgearbeitetem Holze im Walde iſt als gemeiner 
Diebftahl mit Nüdfiht auf den Werth des entwenbeten Holzes ftrafbar. 
1S. 218, 246. 

Die Entwendbung ausgegrabener, zur Abfuhr aits beim Walde bereit lie: 
gender Etöde ift Fein Forftfrevel, fondern gemeiner Diebftahl. IV S. 95. 

31) Die Beſtimmung bes Abf. 2 findet nur dann Anwendung, wenn ber Werth 
ber entwendeten Holzpflänzlinge nicht mehr als einen Kreuzer beträgt. 
1 ©. 78. 

Wenn Holzpflänzlinge aus künſtlichen Anfaaten oder Pflanzungen unter 
10 Jahren entwendet werden, ift immer das Doppelte bes Wertbes und eben 
fo viel für Schaden zu erſetzen, auch wenn ber Wertb mehr als einen halben 
Kreuzer für jede Pflanze beträgt. IV ©. 543, 


Forfigefeh Art. 80-84. 563 


Art, 83. 


Wer unbefugter Weife oder in ben hiezu nicht angewiefenen Waldorten 
bürres ober angefaultes zur Erbe Tiegendes Holz oder Stodholz holt, wird, 
neben dem Erfaße bes Werthes, mit einer demfelben gleichen Gelditrafe 
belegt. 

IR das Stodholz aus jungen oder frifh befamten Schlägen geholt wors 
ben, jo wirb neben ber bezeichneten Strafe und neben dem Grjaße bed Wer: 
thes ein Schabenerfag von einem Drittfheile des Werthes zuerfannt. 


Art, 8432), 


Wer unbefugter Weife ober in den biezu nicht angewieſenen Walborten 
grünes ober trodenes Laub, Nadeln oder Moos holt, wird neben bem Erſatze 
des Werthes und eines Dritttheiles desfelben für Schaden mit einer dem 
Werthe gleichen Geldftrafe belegt. 

Beſteht der Gegenjtand diefer unerlaubten Zueignung in Gras ober an: 
berem Streuwerfe, als: Heide, Sumpfmoos, Heidelbeerftauden, Bejenpfrienen, 
Farrenkräuter und dergleichen, jo tritt biefelbe Strafe nebſt Wertherfag ein, — 





32) Die Ausübung des Streurechtes ohne vorgängige Anweifung des Streu: 
plapes iſt au in dem Falle firafbar, wenn das Etreureht vor dem Er: 
einen des Forſtgeſetzes ohne vorgängige Anweifung ausgeübt wurde, 
II ©. 242, 

Die Zueignung von Streu ohne vorgängige Anweifung ober in biezu 
nicht angewieſenen Waldorten ift auch in dem Falle ftrafbar, wenn dem 
Streuberetigten von dem Walbbefiger in Folge bes angenommenen Wirth: 
[haftsplanes weniger als das ihm gebührende Quantum angewiefen wor: 
ben ift. 

Der Forfifrevel durch unbefugte Streuzueignung ift vollendet, wenn bie 
Streu zum Zwede der Abfuhr im Walde zufammengeredht if. III ©. 281. 

Der Artikel ift auch auf Streuberechtigte, welche an nicht angewiefenen 
Orten Streu reden, anwendbar, 

Selbft eine bei Anweifung ber Orte fi erzeigende quantitative Beein— 
trächtigung ber Streuberechtigten fließt die Anwendung diefes Artikels nicht 
aus, V ©. 533. 

Auch Gemeindeglieder, welche im Gemeindewalde ohne Anweifung bes 
zur Ausführung bes Wirthſchaftsbetriebes aufgeftellten Sachverſtändigen, ober 
in nit angewieſenen Waldorten Streu rechen, unterliegen, ber Strafe bes 
Art. 84. V ©. 222 u. 451. 

Auch in Körperfchaftswaldungen darf von den Körperichaftsgenoffen nur 
nad Anmweijung des zur Ausführung des Wirtbichaftsbetriebes aufgeftellten 
Sachverſtändigen Streu gerecht werben und unterliegt das eigenmächtige 
Streurechen ber Strafe bes Art. 84. V ©. 284, 
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der Schabenerfaß von einem Dritttbeile weiter aber nur bann, wenn ber 
Frevel in jungen in Schonung befindlichen ober in verhängten baubaren 
Waldungen geſchah. 

Wurden die in den Abſätzen 1 und 2 erwähnten Frevel unter Anwend— 
ung von Hau: ober Schneidewerkzeugen, eiſernen Rechen oder Steigeiſen ver- 
übt, fo foll außer der Strafe und dem Wertherſatze aud der Schabenerjag 
in bem vollen Betrage bes Werthes zuerfannt werben. 


Art. 85 33), 


Die Entwendung von Eicheln, Büceln oder anderen Waldfamen wirb 
neben dem Erſatze bes Werthes mit einer bem Werthe gleihfommenden Gelb: 
firafe belegt. 

Wenn ber Same abgeihlagen, abgerifien oder zufammengefebrt wurbe, 
ober die Entwenbung in eingebegten Orten geihab, fo foll überdies auf 
Schabenerfag in dem einfachen bis zu dem boppelten Betrage bes Werthes 
erfannt werben. 


Art. 86. 


Mer unbefugter Weife, ober in ben biezu nicht angewiefenen Waldorten 
pechelt, verfällt neben dem Erſatze bes Werthes in eine dem doppelten Wertbe 
bes Harzes gleihlommende Geldftrafe, und ift überbies zum Grfaße bes 
Schadens nad dem einfachen Werthe bes entwendeten Harzes zu verurteilen. 

Das Anreißen neuer oder die Vergrößerung alter Laden (Pechriffe) wird 
nad Artifel 94 beitraft. 


2) Forfifrevel durch Beſchädigung, Webertretung forftpoligeilicher Beftimmungen und 
anbere Gefährben. 


Art. 8724), 


Derjenige, welcher rechtswidrig Vieh im Walde hütet oder weiden läßt, 
erleidet, vorbehaltlich des Nüdgriffes gegen den Hirten oder Hüter, je nad) 
Beichaffenheit des Frevels folgende Strafen: 


33) Die Entwendung ber Früchte eines in einem Walde ftehenden Obfibaumes 
it Fein Forſtfrevel. III S. 279. 
31) Zum Eingang. 
Das bloße Treiben des Viehes durch eine fremde Waldung fällt nicht 
unter bie Strafbeftimmung biefes Artikels. I ©. 376. 
Die Strafe kann auch gegen den von dem Eigenthümer bes Weibeviehes 
zur Weide ausübung beauftragten Hirten verhängt werden. IS. 243. 
Unter die Strafbeftimmung des Art 87 fällt auch bie, Weideausübung 


Forfigefeh Art. 8587. 665 


für ein Pferb, ein Stüd Rindviches, einen Eſel oder eine Ziege 20 
Kreuzer, — für dergleichen junges Vieh unter einem Jahre oder für 
ein Schaf bie Hälfte, — für ein Schwein in der Maftzeit 15 Kreuzer 
uud außer ber Maftzeit zehn Kreuzer. 


in Jungbölgern, Schlägen und Holzanflügen (Art. 43) durch Forſtberechtigte. 


1 ©. 470. Siehe Note zu Art. 57. 

Art. 87 findet auch auf Weibeberehtigte Anwendung, welche bie Weibe 
in Junghölzern, Schlägen oder Holzanflügen, deren Beweidung dem Nach— 
wuchſe ſchädlich ifl, ausüben. III ©. 102. 

Die Strafbarfeit der rechtswidrigen Weibeausübung in einem fremden 
Walde ift nicht dadurch bedingt, daß bie Weide in rechtswidriger Abficht aus: 
geübt worben ift; fie kann als fahrläffig auch dann firafbar fein, wenn 
ber Frevler der Meinung war, daß er zur Weideausübung berechtigt fei. 
V. ©. 186. 

Die Strafbarkeit ber Weibeausübung durch Weideberechtigte in Jung— 
hölzern, Schlägen ober Holzanflügen, deren Bemweidung dem Nachwuchſe 
ſchädlich ift, ift micht badurdh bedingt, daß ber betreffende Waldort durch be: 
fimmte Zeichen als fhonungsbedürftig Fenntlich gemadt war. V ©. 318. 

Das Treiben einer Vichheerde über ein Waldgebiet, auf welchem nicht 
geweidet werben barf, kann an ſich und abgefeben von ber Webertretung 
befonberer Strafbefiimmungen nit als Forſtfrevel bejtraft werben. VI 
©. 207. Siehe Note zu Art. 164. Die unberedtigte Beweidung eines 
burd den Wald führenden, einen Theil besfelben bildenden Weges 
ift als Forjtfrevel ſtrafbar. VII ©. 38. 

Wegen eines Forftfrevels bei Ausübung ber Weide können der Hirt und 
ber Vicheigenthümer neben einander Jeder in bie gefeßliche Strafe verurtheilt 
werben; durch bie eigene Berurtheilung ift die Givilverantwortlichfeit bes 
Vieheigenthümers für die Strafe bes Hirten nicht ausgefhhlofien. VII S. 199. 

Zu Abf. 2. 

Degen Walbbeſchädigung durch eine Viehheerde können mehrere Eigen: 
thümer bes Viehes zur Strafe wie zum Schabenserfag nur einmal insgefammt 
verurtheilt werden. VI ©. 163. 

Zu Abi. 3. 

Für bie Viehweide in einem Jungbolze tritt die erhöhte Strafe auch dann 
ein, wenn ber betreffende Ort nicht durch äußere Zeichen als ein „verhängter‘ 
fenntlich gemacht if. VI ©. 163. 

Für einen Forftfrevel durch Weiden einer Heerde an einem in Kultur ge: 
legten Orte darf in Folge vorhandener Straffhärfungsgründe über das höchſte 
Maß der Gelditrafe von 25 fl. nicht hinausgegangen werben. VI ©. 202. 

Die allgemeine Weideberehtigung in einem Walde ſchließt einen Forſt— 
frevel durch Beweidung eines wegen jhonungsbebürftigen Kulturzuftandes 
verhängten Walbtheiles nicht aus. VI ©. 344. 

Wenn mit der Beweidung einer Waldkultur ein allgemeiner Strafſchärf— 
ungsgrund zufammentrifft, muß bie für das Weiden an verhängten Orten 
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Wurden mehrere Stüde Viehes oder eine ganze Heerbe betreten, fo bürfen 
bie erwähnten Strafen den Betrag von 12 fl. 30 fr. nicht überfteigen. 

Hatte die Weide in verbängten Orten flatt, jo beträgt bie Strafe bas 
Doppelte; jedoch barf fie den Betrag von 25 fl. nicht überfteigen. 

Das Weiden von Gänfen in verbängten Orten wirb mit einer Strafe 
von 1 fr. für jedes Stüd belegt, jebody darf die Strafe in feinem Falle den 
Betrag von 2 fl. überfteigen. 

Sn allen vorhin bezeichneten Fällen find bie Eigenthümer des Viehes 
fammtverbindli in den Erſatz des verurſachten Schadens zu veruribeilen, 
welcher nicht unter ber Hälfte bes Strafbetrages zuerkannt werden barf. 


Art. 88. 


Die Beflimmungen des Art. 87 finden aud alsbann Anwendung, wenn 
bie Weide entweder 
1) ohne Aufficht einee Hirten oder Hüters (Art. 43, Abſ. 1); oder 
2) zur Nachtzeit (Art. 43 Abſ. 4); oder 
3) bei plänterweifem Waldbetriebe mit einer bie feftgefeßte höchſte Anzahl 
bes einzutreibenden Weideviehes Überfchreitenden Menge (Art. 43, 
Abſ. 3); oder 
4) den im Art. 44 Ubf. 1 u. 2 erwähnten Ordnungen zumiber aus: 
geübt wird. 
An dem unter Ziffer 3 bezeichneten Falle kömmt jedod bie VBorfchrift bes 
Art. 87 Abſ. 1 nur binfichtlih der Übergähligen Stüde zur Anwendung. 


Art. 89. 


Mit einer Geldftrafe von 15 bis 30 fr. wird beftraft, wer Leſeholz oder 
Stockhholz, Gras: oder Streuwerk, weldes ihm zu bezieben erlaubt ift, außer 
der dafür feftgefepten Zeit aus den angewiefenen Waldorten holt. 


——— — — 


angedrohte ſchwerere Strafe mindeſtens um bie Hälfte erhöht werben, 
vI ©. 439. Siehe aud Note zu Art. 26. 

Jeder in Schonung gelegte Waldtheil, jebes Jungholz ift als 
„verhängter Ort“ zu betrachten, und bie Beweidung besfelben unabhängig 
von ber Aufitedung befonderer Zeichen mit ber erhöhten Strafe zu belegen. 
VI ©. 334. 

Zu Abf. 5. 

Zum Ausfpruche des niebrigften Schadenserſatzes für Forfifrevel durch 
Weideausübung ift der Nachweis des Schabensbetrages nicht vorausgeſetzt. 
VI S. 344. 

Wenn bei einem Forſtfrevel durch Weideausübung von mehreren Eigen: 
thümern ber betreffenden Heerde nur Einer zum Forfiftrafgerichte geladen 
und zum Erſatze bes Schadens verurtheilt, ſowie für die bem Hirten auf: 
erlegte Strafe als civilverantwortlich erflärt wird, Tiegt hierin Feine Verlegung 
bes Geſetzes. VII ©. 199. Siehe Note zu Art. 58. 
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Geſchieht dies mittels eines befpannien Fuhrwerkes, fo trifft ihn eine Gelb: 
ftrafe von 30 fr. bis 5 fl. 

Sleiher Strafe unterliegt, wer bei dem Leſeholz- oder Streufanmeln 
eiferne Rechen, Haden, Haus oder Schneidewerfzeuge anwendet, fowie der: 
jenige, welder den ihm ausgeftellten Leieholz:, Grass oder Streuzettel, ober 
das betreffende Zeichen einem Andern zur Benügung lberläßt. 


“Art. 903), 


Mit einer Geldfirafe von 30 fr. bis 5 fl. wird beftraft, wer andercs 
Holz, als Leſe- oder Stodholz, obgleich zum Bezuge befugt, außer ben biezu 
feftgefeßten Tagen aus bem Walde holt, ebenfo, wer erfauftes oder angewieſe— 
nes Holz nicht innerhalb ber hiefür fejtgejeßten Zeit abjührt, oder ohne Ab: 
fuhrzettel oder Zeichen aus dem Walde bringt. 


Art, 9190), 


Mit einer Geldftrafe von 30 fr. bis 5 fl. wird, neben bem Erſatze bes 
etwa verurſachten Schadens ober neben der auf Koften des Thäters zu be: 
wirkenden Wiederberftellung des früheren Zuftandes, Beftraft: 

1) das Fahren außer den erlaubten Waldwegen oder ben in ben 
Schlägen angewiefenen Holzabfuhrwegen, — das unerlaubte Holz: 
fchleifen oder Holzſtürzen, — das unbefugte Betreten Finftlicher Ans 
faaten oder Pflanzungen unter ſechs Jahren und bejonders das Be: 
treten berjelben mit Pferden oder anderem Biche; 

2) das Abreißen oder Beichäbigen, das Hinwegnehmen ober Zerflören 
eines Hege: oder Mehrzeichens oder einer Einfriedigung, welche nicht 
zugleih Grenzzeichen ift; 

3) bie Beihäbigung ober fonflige Veränderung von Grenzzeichen oder 
irgend einer anderen Grenzeinfriedigung aus Fahrläſſigkeit. 


Art. 92. 


Die Strafbeflimmungen des Art. 91 finden auch Anwendung: 

1) gegen biejenigen, welche einen Schlagſtock, Sclagftein, Kultur: oder 
Beftandspfahl, Signale, Stations» ober Diftanzmarfen, oder Weg— 
weifer umbauen, auswerfen, einen Entwäfferungs:, Hege> oder Wehre 
graben zuwerfen, ober font befchädigen, oder zerſtören; 

2) gegen biejenigen, welche das Zeichen des Waldhammers an ftehendem 
ober gefälltem Holze, oder an friichen Stöden in den Jahreoſchlägen 
ausbauen, ober bie Nummern, Namen ober Zeichen auf einem ab: 


35) Die Strafe wegen unterlaffener rechtzeitiger Abfuhr erfauften Holzes kann 
durch Einwendungen gegen bie Mechtöbeftändigfeit des Kaufes nicht abge 
wendet werben. VI ©, 439, 

30) Siehe Note zu Art. 87. 
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gegebenen ober zur Abgabe beftimmten Gegenftande ändern, aus: 
löſchen ober in anderer Weife vertilgen; 
3) gegen diejenigen, welche in Waldungen unbefugt Wafler einleiten; 


4) gegen biejenigen, melde zur Nachtzeit Holz hauen ober verarbeiten, 


ober ohne Erlaubniß oder außerhalb ber angewielenen Pläpe Bau: 
ober Nutzholz im Walde befchlagen ober verarbeiten, — außerhalb 
ber angewieſenen Plätze Koblen ober Kienruß brennen, Pech aus: 
fiedben, Theerſchwelen, Schneid: oder andere Gruben, Holzlager, Zim: 
merpläge und dergl. anlegen; — bie zu ſolchen Unternehmungen ge: 
troffenen Bor: und Einrichtungen, Defen unb bergl. jollen auf 
Koften des Schuldigen niebergerifien ober zugeworfen werben; 

5) gegen Hut: und Weibeberehtigte, welche ihr Vieh nicht in ganzen 
Heerben, wo folde beftehen oder gebildet werben können, ſondern 
einzeln in die ihnen angewiefenen Walbdiftrifte eintreiben; 

6) gegen Holz: ober MRottmeifter, Holzhauer, Köhlermeifter, Koblen: 
brenner, Fubrleute, Flößer und andere Walbarbeiter, welche bei Aus: 
führung eines Holzhiebes, bei ber Köhlerei, bei ber Helzverbringung 
ober bei anderen Waldarbeiten ben ertbeilten beſonderen Vorſchriften 
zuwiderhandeln. 


Art. 93. 
Einer Gelbſtrafe von 30 kr. bis 25 fl. unterliegen, neben dem etwa eins 


tretenden Schabenserjage ober ber auf Koften bes Thäters zu bewirfenden 
Wieberherftellung bes früheren Zuſtandes, 


1) diejenigen, welche aus Zrift: oder Floßbächen, während des Triftens 
ober Flößens, ohne dazu berechtigt zu fein, ihr Eigenthum bewäffern, 
ebenfo diejenigen, welde aus folhen Bächen mittelft unbefugt ange: 
legter Gräben wäſſern, ober welche die Ufer oder Dämme diefer 
Bäche auf irgenb eine Weife beſchädigen; 

2) biejenigen, welde fich irgend eine Zuwiderhandlung gegen Badh:, 
Trift- oder Floßorbnungen zu Schulden fommen Iaffen; 

3) diejenigen, welde in den Waldungen oder an Zrift: oder Floßbächen 
beftehende Brüden, Stege, Leitz, Zieh: ober Sclittwege, Holz: oder 
Waſſerrieſen, Wafferftuben oder Klaufen, Schleußen, Holzrehen, ober 
anbere Holjbring: oder Triftanftalten beſchädigen ?7); 

4) die Befiger von Säg- oder Schneibmühlen, welde Sägblöde ohne 
das Zeichen bes Waldhammers ober ein anderes Zeichen des Walb- 
befigers annehmen; 


37) Für Beſchädigungen, melde abgejehen von der allmähligen Abnügung durch 


orbnungsmäßigen Gebrauh an ben zur Forfifultur Hergeftellten Waldungen 
burh das in Folge einer Berechtigung im Walde mweibende Vieh verurfacht 
werben, find bie Eigenthümer bes Viehes haftbar und im alle verweigerter 
Wiederherſtellung ftraffälig. VI ©. 200. 


Forfigefeß Art. 93—95. 569 


5) diejenigen, welde unbefugt Erde, Erz, Thon, Mergel, Gyps, Lehm, 
Kies, Steine, Raſen, oder andere Bodenbeſtandtheile hinwegnehmen 
oder darnach graben, oder Steine ober Schutt in die Waldungen 
führen, oder Torf ftechen ?*). 


Art. 94. 


Gleichfalls einer Geldftrafe von 30 fr. bis 25 fl. unterliegen Beſchädig⸗ 
ungen an grünem ſtehenden Holze durch An: oder Abbauen, Sägen, Schnei: 
den oder Reifen, Abſchälen, Ringeln, Anfpänen, Anbobren, Adäften, Ent: 
gipfeln, Kienholzaushauen, Deffnung neuer ober Aufreifen und Erweitern 
alter Harzriffe, Ans oder Abhauen von Wurzeln ober auf irgend eine andere 
Weiſe. 

Der Erſatz des Schadens ſoll nach dem Werthe der beſchädigten Stangen 
ober Stämme ausgeſprochen werden, und zwar von dem vollen Betrage bie: 
jes Werthes bis zu dem zehnten Theile herab, je nachdem bie Stangen oder 
Stämme mehr oder weniger in ihrem Wachsthume geflört ober ganz zu 
Grunde gerichtet wurben. 

ft mit der Beihäbigung eine Entwendung verbunden, ſo ift außerdem 
auf bie durch die leßtere verwirfte Strafe und auf ben Erſatz bes Werthes 
bes entwenbeten Gegenftandes zu erfennen. 

Geſchah die Belhädigung an Holgpflanzen in natürlihen Bejamungen 
ober in fünftlihen Anfaaten oder Pflanzungen unter 10 Jahren, To find, 
außer ber wegen biefer Beſchädigung auszufprehenden Etrafe von 30 fr. 
bis 25 fl., die Veftimmungen des Artikels 81 über den Erſatz bes Schadens 
und wenn mit ber Beſchädigung eine Entwendung verbunden ift, für dieſe 
auch in Anſehung der Strafe und des Wertherſatzes anzuwenden. 

Wer aber ſolche junge Holzpflanzen oder anderes ſtehendes grünes oder 
gefälltes Holz, um dieſes für feine Beſtimmung ganz ober theilweiſe untaug— 
ih zu madhen, aus Muthwillen oder Bosheit befhädigt, wird außer bem 
Schadenerſatze anftatt mit Geldftrafe durch Arreft geftraft. 


Art. 95. 


Mit einer Geldfirafe von 30 fr. bis 25 fl. werben, neben dem Erjaße 
des etwa verurfachten Schadens, diejenigen beftraft, weldye ben Beitimmungen 
des Artikels 45 oder den darauf geftügten Anordnungen ber Forſtpolizeibe— 
hörde über das Anmaden oder Auslöjhen von Feuer oder über das Ber: 
fohlen von Holz zumiderbandeln. 

Iſt das Feuer angemadt worden, um Bäume anzubrennen, oder um 
unerlaubter Weiſe Holz, Laub oder anderes Streuwerk zur Gewinnung von 


34) Die Entwendung von Thon aus einer in einem Walde befindlichen, aus: 
ſchließend zur Thongewinnung beflimmten Thongrube ift Fein Forſtfrevel, 
fondern Diebftabl. V ©. 250. Siehe aud Note zu Art. 98. 
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Aſche zu verbrennen, jo ſoll der Frevler, außer dem Schabenerfage, und außer 
bem Erſatze des Werthes bei unbefugter Jueignung, anftatt der Geldftrafe zu 
Arreft nicht unter ſeche Tagen verurteilt werden. 


Art. 9639), 


Wer Holz oder fonftige Walderzeugniffe, in deren Befig er zu feinem 
Bedarfe in Folge Berehtigung, Bertbeilung oder Bergünftigung gefommen 
if, ohne Genehmigung der Forſtpolizeibehörde veräußert, unterliegt einer Gelb: 
ftrafe von 30 Er. bis 5fl., oder in dem Betrage des Werthes der veräußerten 
Gegenftände, wenn der Werth über 5 fl. beträgt. 

Diefe Beſtimmung findet auf die in eim jährlihes Maah umgewandelten 
Yorfiberehtigungen feine Anwendung. 


Art. 97. 


Die im vorhergehenden Artikel auf bie Veräußerung geſetzten Strafen 
treffen ebenfo den Käufer oder jonftigen Erwerber von Holz ober anderen 
Walderzeugniffen der bezeichneten Art, wenn aus den Umftänden die Ueber: 
zeugung begründet wird, ber Käufer oder fonftige Erwerber babe bei der Er: 
werbung gewußt, daß die Veräußerung jener Gegenftände nit erlaubt war. 


Art. 9840). 


Wer Holz oder andere MWalderzeugniffe, welche er durch Frevel erlangte, 
veräußert, unterliegt — unbeſchadet der Strafe, welde er durd den Frevel 
felbft verwirfte, — einer Geldftrafe, welche dem doppelten Werthe ber veräu: 
Berten Gegenftände gleich ift, und in keinem Falle weniger als einen Gulden 
betragen barf. 

Hat ber Frevler wegen des Frevels felbft in Anwendung bes Artifele 58 
Ziffer 13 und des Artikels 59 bereits früber einen Strafzufag erlitten, fo ſoll 
diefer Zufap von ber nach Abfak 1 bes gegenwärtigen Artifels verwirkten 
Strafe in Abzug gebracht werden. 


Auch der Verkauf des zum eigenen Bebarfe um bie Korfttare erhaltenen Holzes 
unterliegt der Strafbeftimmung biefes Artikels. 1 ©. 75. 

Eine Streuberehtigung, vermöge welder ber Berechtigte die Streu von 
einer nach Tagwerken beflimmten, jährlich anzuweiſenden Fläche zu bezieben 
hat, ift eine in ein jährliches Maß umgewanbelte Forftberechtigung, auf welche 
ber Abf. 2 des Art. 96 Anwendung findet. V ©. 87. 

Auch das Verfchenken der in Folge einer Korftberechtigung nad Bebarf 
bezogenen Waldprodufte ohne Genehmigung ber Forſtpolizeibehörde ift firaf: 
bar. — VI S. 199. Siehe Note zu Art. 64. 

Zu den durch Frevel gewonnenen „Walderzeugniffen‘, deren Veräußerung be: 
fonberer Etrafe unterliegt, gehören aud aus Waldungen entwendete Steine 
ober andere Beitandtbeile des Walbbodens. II ©. 278. 


1 


— 


2 


— 


3) 


Forfigefep Art. 96-102. 571 


Art. 99. 


Der Käufer oder ſonſtige Erwerber ſolcher Walderzeugniffe, von welchen 
er wußte oder nad Beichaffenheit der Umftände wiſſen konnte, daß fie durch 
Frevel erlangt wurden, wird mit einer dem boppelten Werthe jener Gegen: 
fände gleichen Geldftrafe belegt, welche im Feinem Falle weniger als einen 
Gulden betragen barf, 


3) Ausgezeichnete Rüdfälle und Gewohnheitsfrevel, 
Art. 100. 


Ausgezeichneter Rüdfall ift: 
wenn eine in Anwendung ber Artikel 78, 82, 84 oder 86 verurtheilte Per: 
jon im Laufe des auf biefe Berurtheilung folgenden Jahres wegen einer ober 
mehrerer in ben angeführten Artifeln bezeichneten Entwendungen zu mehr 
als achtzehn Gulden an Werth und Schadenserfag verurtheilt worden ift, 
und fich in demſelben Jahre neuerdings eine oder mehrere Entwendungen ber 
bezeichneten Art zu Schulden fommen läßt, aus denen die Verbindlichfeit zu 
einem Werths- und Schadenserfage von wenigftens drei Gulden bervorgebt, 
wobei es gleihgiltig ift, ob diefe Entwendungen gleichzeitig oder in verſchie— 
benen Eigungen zur Aburtheilung kommen ; 
wenn eine in Anwendung ber unter Ziffer 4 bezeichneten Artikel im Laufe 
eines Jahres bereits ſechsmal vwerurtbeilte Perfon ſich im nämlihen Jahre 
neuerdings einer ober mehrerer durch bie angeführten Artikel vorgefebenen 
Entwendungen ſchuldig macht; 
wenn eine Perſon, welche, weil fie Walderzeugniffe von was immer für einer 
Art zum Gewerbsbetriebe oder zum Handel ſich durch Frevel zueignete (Art. 58 
Ziffer 13) oder veräußerte (Art. 98), im Laufe eines Jahres bereits dreimal 
vernrtbeilt worben ift, in demſelben Jahre entweder in ber einen oder anderen 
Beziehung neuerdings ftraffällig wird. 


Art. 101. 


Frevler, welche fih im ausgezeichneten Rückfalle befinden, find neben 
Werth: und Schabenserfag zu einer Arreflftrafe von vierzehn bis dreißig 
Tagen zu verurtheilen. 


Art. 102. 


Berübt ein auf den Grund ber beiden erften Ziffern bes Artifels 100 zu 
Arrefiftrafe verurtheilter Frevler binnen Jahresfrift vom Tage dieſer Verur— 
theilung an neuerdings eine oder mehrere ber in den Artifeln 78, 82, 84 
und 86 bezeichneten Entwenbungen, oder wird ein auf den Grund der Ziffer 
3 bes Artifels 100 zu Arreft verurtbeilter Frevler binnen Zahresfrift vom 
Tage biejer Verurtbeilung an neuerdings in der einen oder andern ber ba: 
jelbjt angegebenen Beziehungen firaffällig, fo trifft ihn ohne Nüdfiht auf die 
Größe des Werthes und Echadens neuerdings die im Art. 101 beftinmte 
Strafe. ’ 
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Art. 10391), 


Wer nah ben Beitimmungen der Art. 100 bis 102 bereits breimal zu 
Arreftftrafe verurtheilt worden ift, und binnen Jahresfriſt vom Tage ber letz⸗ 
ten biefer Berurtheilungen an neuerdings einen oder mehrere ber in ben Ar: 
tifeln 78, 82, 84 und 86 vorgejehenen Frevel verübt, beziehbungsweife in einer 
ber in Art. 100 Ziffer 3 angegebenen Beziehungen ftrafjällig wirb, iſt Ge: 
wohnbeitsfrever. 


Art. 104. 


Der Gewohnbeitsfrevel ift Vergeben, und mit Gefängniß von einem bie 
zu jehs Monaten zu beitrafen. 

Bezüglich der dur ſolche Frevel begründeten Entihädigungsanfprücde 
haben bie Kreis: und Stadtgerichte (Bezirksgerichte) diefelbe Zuſtändigkeit, 
welhe das gegenwärtige Geſetz ben Forfiftrafgerichten gibt. 


4) Befondere Beflimmungen, 


Art. 105. 


Wenn in einem Bezirke die Berübung von Forftfreveln durch Entwen: 
bung in außergewöhnlicher Weife überhand nimmt, fo kann durch königliche 
Berordbnung für einen beflimmten Zeitraum verfügt werben, daß fowohl in- 
nerbalb derjenigen Bezirke, in welden bie Forftfrevel vorfallen, als aud in: 
nerhalb derjenigen, in welchen bie gefrevelten Gegenflände verfauft zu werben 
pflegen, jeder Verkäufer von Walderzeugniffen mit einem von dem Gemeinde: 
vorfiande feines Wohn: oder Aufenthaltsortes ausgeftellten, auf fünf Tage 
giltigen und bei dem Verkaufe an bie Ortspolizeibehörde abzuliefernden Zeug: 
niffe über den rechtmäßigen Erwerb der nah Art und Größe, Zahl ober 
Maß beftimmten BVerkaufsgegenftände verfehen fein müſſe. 

Eine ſolche Anordnung ift durch das Regierungsblatt, durch das betref: 
fende Kreis-Intelligenzblatt und auf fonftige geeignete Art in den betreffenden 
Bezirken, fowie in deren Nachbarſchaft allgemein befannt zu machen. 


Art. 106. 


Wer innerhalb der beftimmten Bezirke Walderzeugniffe ohne das durch 
Art. 105 vorgefchriebene Zeugniß oder mit einem durch Zeitablauf wirfungs: 
los gewordenen Zeugnifje verfauft oder zum Verkaufe anbietet, ift von dem 


11) Eine Berfon, melde, wegen Vergehens bes Gewohnbeitsforftfrevels beftraft, 


eine Reihe von neuen in den entfprechenden Artikeln bes Forſtgeſetzes vorge: 
fehenen Forftireveln begangen bat, ohne baß je ber Zeitraum eines ganzen 
Jahres in Mitte liegt, ift wegen des leptangezeigten Frevels auch dann als 
Gewohnheitsfrevler zu beurtheilen,, wenn bie inzwifchen verübten Frevel aus 
Irrthum nicht mit ber Vergebensftrafe det Gewohnbeitsfrevels, fondern nur 
mit Gelbftrafen geahndet worben find. VII ©. 336. 


Forſtgeſetz Art. 103—110. b73 


Forfiftrafgerichte zu einer Geldftrafe von einem bis fünf Gulden zu verurtheis 
len, vorbehaltlich der weiteren Beftrafung wegen Forſtfrevels, wenn ſich ers 
gibt, daß die verkauften oder feilgebotenen Walderzeugnifie gefrevelt wurden. 

Die bezeichneten Walderzeugniffe felbft find bis auf weitere Verfügung 
bes Forfiftrafgerichtes mit vorſorglichem Beilage zu belegen unb von dem 
dem Betretungsorte zunähft wohnenden Gemeindbevorftande in Verwahrung 
zu nehmen. 

Hiebei finden bie allgemeinen Beflimmungen über Forfipolizeiübertretuns 
gen und Forſtfrevel (Abtheilung IV des gegenwärtigen Geſetzes) Anwendung. 


Art 107. 


Gemeindevorftände oder deren Stellvertreter, melde bei Ausftellung bes 
im Art. 105 bezeichneten Zeugniffes nicht mit ber nothwendigen Vorficht ver: 
fahren, find auf dem Disziplinarwege zu verfolgen, und fünnen mit einer 
Geldſtrafe bis zu fünfundzwanzig Gulden belegt werben. 


Fünfte Abtheilung. 
Zuftändigfeit und Verfahren. 
1. In Anſehung ber Forftpolizeibehörben. 


Art. 108, 


Anfomweit nicht das gegenwärtige Geſetz beionbere Beftimmungen enthält, 
wird bie Forftpolizei ausgeübt: 

1) in erfter Inſtanz durch bie Diftriftspolizeibehörden und in ben Be: 
zirfen jener größeren Stäbte, welche einer Kreisregierung unmittelbar 
untergeorbnet find, durch ben Magiftrat (Forfipoligeibehörben) ; 

2) in zweiter und letzter Inſtanz durch die Kreisregierungen, Kammern 
bes Innern (Forſtpolizeiſtellen). 

In denjenigen Fällen, wo bie Kreisregierungen als Forftpolizeiftellen in 
erfter Inftanz entfcheiden , geht die Berufung an das Staatsminifterium bes 
Innern. 


Art. 109. 


Die oberſte Aufſicht und Leitung der Forſtpolizei ſteht den einſchlägigen 
Etaatsminifterien zu. 


Art. 110. 


Die Verhandlungen find mit Ausſchluß jeden Schriftenwechfels und in 
ben Fällen ber Art. 23, 25 bis 28, 30 und 32 unter Zulaffung von Nechtes 
anmwälten zu führen. 

Für die Berufung gegen Beichlüffe ber Forftpolizeibehörben, beziehungsweife 
Stellen erfter Inſtanz, läuft eine unerftrediiche Frift von vierzehn Tagen, — 
von ber Eröffnung bes Beichluffes an gerechnet. 

Eine Ausnahme findet in den dur Art. 25 bis 28, 30 und 32 bezeichs 
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neten Fällen ftatt, in welchen für bie Berufung eine Frift von dreißig Tagen 
feftgefeßt wird. 


Art. 111. 


Hat fih nad den Beftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes eine Ent: 
ſcheidung auf das Gutachten von Sachverfländigen zu gründen, fo find deren 
drei zu wählen, falls die Betheiligten fi nicht Über eine geringere Zahl ver: 
einigen. 

Die Wahl der Sachverſtändigen ift zunächſt der Uebereinfunft ber Bethei: 
ligten überlafjen. Kommt eine folde innerhalb einer von der Forfipolizeibe- 
börde zu beflimmenden Frift nicht oder nur theilweife zu Stande, jo ermennt 
bie Forftpolizeibebörde bie ſämmtlichen oder die noch fehlenden Sadverftändigen. 

Die Beidigung geihieht durch die Forfipoligeibehörde, 


Art. 112. 


Den königlihen Forftämtern fteht die Antragflelung und das amtliche 
Gutachten bei ben Forſtpolizeibehörden zu, ohne Unterſchied, ob es ſich hiebei 
um Staats» oder andere Waldungen banbelt. 


Art. 11322). 


Hilfsperfonen zur Handhabung der Forftpolizei find: 

1) alle im niederen Forftdienfte überhaupt ober zum Forſtſchutze insbe: 
fondere aufgeftellten Diener des Staates, der Gemeinden, Stiftungen, 
Körperſchaften und Privatperfonen; 

2) das gemeindblide Polizeiperfonal mit Inbegriff der Flurwächter; 

3) die Gendarmen. 

Die von der Staatsregierumg aufgeftellten Bezirfsgeometer werben bei 
Ausübung ber Forfipolizei (Art. 35 bis 42 und 74 bis 77) zur Aushilfe 
verwenbet. 


11. In Anfehung der Forfiftrafgerichte. 


Art. 114. 


Die Aburtheilung der Forſtpolizeiübertretungen und Forſtfrevel erfolgt bei 
ben Gerichten, und zwar infoferne bie Frevel nicht als Vergehen erklärt 
find, in erfter Inſtanz bei den Stadt- oder Landgerichten 97), 





12) Zu den Hilfsperfonen zur Handbabung der Fort: und Fagbpolizel gehören 


nad Befanntmahung des Minifteriums der Finanzen, daun bes Handels 
und der Öffentlichen Arbeiten vom 4. Februar 1862 (Reg-Bl. ©. 313) auch 
bie f. Gränzzollwachebebienfteten, welche hiefür nad Vorjchrift des Art. 119 
des gegenwärtigen Geſetzes verpflichtet worden find, 


13) Eiche Einf.⸗Geſ. Art, 31 Abſ. 7. 


Forſtgeſetz Art. 111—119. 575 


Art. 115. 


Bei Forfipolizeiübertretungen beftimmt der Ort ber Uebertretung, — bei 
Forftfreveln der Wohn: oder Aufenthaltsort bes Frevlers bie Zuftändigfeit 
des Gerichtes. 

Iſt der Frevler ein Ausländer, ober treffen bei einem Frevel mehrere in 
verfchiedenen Gerichts: Bezirken wohnende Perfonen zufammen, fo richtet fich 
bie Zuftändigfeit nach dem Drte des Frevels. 

In dem zuletzt bezeichneten Falle fann jeboh die Sache aud vor bas 
Gericht des Wohn: oder Aufenthaltsortes Eines ber Frevler gebracht werden. 


Art, 116. 


Die Vorſchrift des Art. 112 findet auch hinſichtlich der Antragftellung 
und des amtlihen Gutachtens bei den Forfttrafgerichten Anwendung. 


Art. 117. 


Die im rt. 113 genannten Perſonen find zugleich Hilfsperfonen der 
Forfiftrafgerichtsbarfeit. 

Eie dürfen feinen Antheil an den Geldjtrafen haben, 

Anzeige: und Pfandgebühren find aufgehoben. 


Art. 118. 


Als Forftdiener überhaupt und Forfibedienftete Insbefondere dürfen nur 
volljährige und unbeſcholtene Perfonen aufgeſtellt werben. 

Auch die Forfidiener und Forfiihupbedienfteten der Privatperfonen unter 
liegen ber Bejtätigung durch die Forſtpolizeibehörde nad erholtem Gutachten 
ber Forjtännter. 


Art. 1199), 


Die im Art. 113 genannten Perfonen haben, wenn fie nicht ſchon ver: 
möge ihres Dienfleides zur Anzeige der Polizeiübertretungen überhaupt oder 
der Forfipolizeiübertretungen und Forſtfrevel insbefondere verpflichtet find, bei 
dem Stadt- oder Landgerichte ihres Wohnortes zu ſchwören: 

„daß fie alle zu ihrer Kenntniß gelangenden Forfipolizeiübertretungen 
und Forſtfrevel gewiſſenhaft und wahrheitsgetreu anzeigen, ſowie bad: 
jenige, was fie über bie Thatumftände ber Webertretung oder bes 





41) Der einem Waldauffeber durch amtliche Beſtätigung und eibliche Verpflich— 
tung verliehene Charakter eines Affentlihen Dieners kommt demſelben auch bes 
zuüglich ber Beauffichtigung eines feiner Obhut unterflellten Privatwaldes zu, 
ohne daß es hiezu einer neuen Beftätigung und Verpflichtung bebarf. 

An einem verpflichteten Waldaufſeher können binfichtlih ber aus ſeinem 
erweiterten Wirfungsfreife fih ergebenden Dienflverrichtungen bie im StiGB. 
Art, 137 und 138 Abf. 2 bezeichneten Vergehen begangen werben. VI ©. 36, 
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Frevels und über beren Thäter burch eigene Wahrnehmung ober frembe 
Mittheilung erfahren werben, genau angeben wollen.” 

Bon dem BVerpflihtungsprotofolle find ben Verpflichteten beglaubigte Ab- 
Ihriften zur Vorlage an diejenigen Forftftrafgerichte auszufertigen, in beren 
Bezirke fie die Forftpoligetübertretungen und Forfifrevel anzuzeigen haben. 

In dem Falle einer Verfegung ift eine beglaubigte Abjchrift des Verpflich⸗ 
tungsprotofolles an bas Forfiftrafgericht des neuen Wohnortes zu überfenden. 


Art. 120. 


Die von ben Föniglihen Forflämtern biezu beauftragten und dem Forſt⸗ 
ftrafgerichte befannt zu gebenden Forftdiener (Artikel 113 Ziff. 1) Haben, — 
für jeden Forſtſtrafgerichtsbezirk geſondert, — ein Yorftrügeverzeihniß zu füh— 
ren und in basjelbe täglich die entdedten Forſtſrevel mit eigener Hand einzu⸗ 
tragen. — Das Verzeichniß muß enthalten: 

1) bie fortlaufende Orbnungszahl ; 

2) die Angabe ber Zeit, warın ber Frevel entbedit wurbe; 

3) bie möglichft genaue Bezeihnung des Frevlers nah Vor» und Zus 
name, Stand, Wohn = oder Aufentbaltsort ; 

4) bie Beichreibung des Freveld mit allen erheblichen Umftänden, insbes 
fondere in Bezug auf den Ort und die Zeit ber Begehung; 

5) bie Angabe, ob dem Eintrage eigene Wahrnehmung oder frembe Mit: 
theilung zu Grunde liegt, und im letzteren Falle die Bezeichnung 
besjenigen, von dem bie Mittbeilung geſchah; 

6) bie Benennung ber etwaigen Zeugen und fonftigen Beweismittel; 

7) bie Benennung bes Walbbeſitzers; 

8) eine Spalte zu befonderen Bemerkungen, 3. B. zur Benennung ber 
civilverantwortlichen Perfonen, jowie zur Einzeihnung etwaiger Nach: 
träge und Berichtigungen. 


Art. 121. 


Jedem nah Art. 120 mit der Führung eines Mügeverzeichnifies beauftrag, 
ten Forſtdiener bat das betreffende Forſtamt eine Anzahl nicht gebefteter 
Rügeverzeihnißbögen zuzuftellen, welche von dem Forſtamte für jeben einzel» 
nen Forftdiener fortlaufend numerirt und auf jedem Blatte mit dem Namens: 
zuge bes Vorftandes besjenigen Forftftrafgerichtes verſehen find, in deſſen Be: 
zirk der Wohnort bes Forftdieners gelegen ift. 


Art. 122. 


In den Forftrligeverzeichnifien darf nichts verändert oder unleſerlich ge: 
madt werben. 

Den befonders vorzumerfenden Nachträgen und Berichtigungen ift die Ans 
gabe der Zeit bes neuen Eintrages beizufügen. 


Art. 123, 
Die Beurkundung und Anzeige der Forfipofigelübertretungen erfolgt durch 


Forfigefeg Art. 120—127. 577 


bie im Urt. 120 bezeichneten Forftdiener mittelft befonderer Anzeigeprotofolle, 
in Anfehung welder bie Vorfchriften der Art. 120 und 122, infoweit bies 
felben hieher anwendbar find, gleichfalls zu Anwendung fommen. 


Art. 124, 


Werden Polizeiübertretungen oder Forſtfrevel von Hilfsperfonen ber 
Forfiftrafgerihtsbarfeit, welche fein Forſtrügeverzeichniß zu führen haben, 
entdedt, jo find die hierauf bezüglichen Anzeigen den im Art. 120 erwähnten 
Forſtdienern entweder fogleih, oder, wenn deren Wohnort entfernt it, läng: 
Rens innerhalb 8 Tagen mündlich oder ſchriftlich zu erflatten. 

Der Forſtdiener hat den Inhalt ber Anzeige in das Rügeverzeichniß 
(Art. 120) einzutragen, beziehungsweife über biefelbe ein Anzeigeprotofoll 
(Art. 123) zu errichten und bie ihm zugefommene fcpriftliche Anzeige bem 
Rügeverzeihniffe oder dem Anzeigeprotofolle beizulegen. 


Art. 125. 


Wenn bas im Art. 113 Ziff. 1 bis 3 bezeichnete Hilfsperfonal eine ihm 
unbefannte Perſon oder einen im Inlande nicht begüterten Ausländer auf 
friſcher That betritt, fo ift dasfelbe befugt, ben Betretenen vor ben zunächft 
wohnenden Gemeinbevorftand zu führen. 

Dielelbe Befugniß ſteht dem bezeichneten Hilfsperfonale binfichtlich derje⸗ 
nigen befannten Jnländer oder im Inlande begüterten Ausländer zu, welde, 
ber gejchehenen Aufforderung ungeachtet, von ber Fortfegung der Uebertret⸗ 
ung ober bes Frevels nicht abſtehen, und fic nicht auf der Stelle aus bem 
Walde entfernen. 


Art. 126. 


In dem durch Art. 125 Abf. 2 bezeichneten Falle kann ber Gemeinde: 
vorftand, wenn er es zur Verhinderung der Fortfegung ber Uebertretung ober 
bes Frevels für nothwendig erachtet, ben Vorgeführten bis zu vierundzwanzig 
Stunden in Haft bringen laſſen. 


Art. 127. 


Geſchah die Vorführung nad Abi. 1 des Art. 125, fo entläßt der Ge: 
meinbdevorftand ben Borgeführten, wenn er ihn als einen Inländer ober als 
einen im Inlande begüterten Ausländer erkennt. 

Außerdem läßt er den Borgeführten Tängftens am darauffolgenden Tage 
an das zuftändige Forftftrafgericht abliefern, welches bie vorjorglihe Haft jo 
lange fortbeftehen Iafjen kann, bis fich der Vorgeführte als Inländer nad 
Namen, Stand, Wohn: oder Aufenthaltsort, oder als im Inlande begüterter 
Ausländer ausgewiefen, ober bis ber im Inlande nicht begüterte Ausländer 
genügendbe Bürgichaft oder fonftige Sicherheit für die Strafe, jowie für den 
Erſatz des Werthes und des Schadens und für die Koflen geleiftet hat. 
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Art. 128. 


In allen Fillen der Vorführung hat ber Gemeinbevorftand über die An- 
zeige des Vorführenden , fowie über die Erflärung des Vorgeführten und die 
bierauf getroffene Verfügung ein Furzes Protofoll zu errichten und bagjelbe 
fogleih dem zuftändigen Forftitrafgerichte zu überfenden. 


Art. 129. 


Denn e8 die Beurfundung einer MWebertretung oder eines Frevels, ſowie 
wenn es die Verhinderung ber Fortſetzung beifelben erfordert, fo ift bas im 


. Art. 113 erwähnte Hilfsperfonal befugt, die zu Schaden gehenden Thiere 


binwegzuführen, jomie die Werkzeuge, Fubrwerfe und Gefpanne binwegzuneb: 
men, welche von ben auf friiher That betretenen Perfonen zum Behufe der 
Debertretung oder des Frevels mitgeführt werben. 


Art. 130. 


Für die Aufbewahrung der nad Art. 129 mit vorforglidem Beilage 
belegten Thiere, Fuhrwerke und Geſpanne bat ber dem Betretungsorte zus 
nächſt wohnende Gemeindevorftand unter Auffiht des Stadt: ober Landge— 
richte, zu deſſen Bezirke die Gemeinde gehört, zu forgen. 


Art. 131. 


Im Falle des Art. 130 bat ber Gemeindevorftand ein furzes Protofoll 
zu errichten, im welches die Befchreibung ber mit Beichlag belegten Gegen: 
fände, die Angaben des Vorführenden über bie Größe ber Uebertretung ober 
bes Frevels und des zu erfegenden Werthes und Schadens, fowie bie etwaige 
Grflärung bes Uebertreters oder Frevlers aufzunehmen find. 

Diejes Protokoll iſt jogleid an das Stadt» oder Landgericht einzufenden, 
welches hierauf Über den Fortbeſtand oder die Wiederaufhebung bes vorjorgr 
lichen Beichlages unverzüglich zu eıfennen bat. 


Art. 132. 


In allen Fällen find die mit vorforglichem Beſchlage belegten Thiere, 
Fuhrwerke und Gejpanne bem Eigenthümer zurüdzugeben, fobald derſelbe bei 
bem Stadt- ober Landgerichte ben muthmaßlichen Betrag der Strafe, ſowie 
des Werth - und Schadenserſatzes und der Koften binterlegt oder hiefür ge: 
nügende Bürgfchaft beigebracht bat. 


Art. 133. 


Gegen den Ausipruch bes Gerichtes Über den Fortbeftand oder bie Wie: 
beraufhebung des vorjorglichen Beſchlages, ſowie über die Größe bes zu bin: 
terlegenden Betrages oder die Annehmbarkeit der Bürgichaft findet Fein Rechts» 
mittel ftatt. 


Art. 134. 
Das Stadt» oder Landgericht hat die Verfteigerung der mit vorforglichem 


12) 


Forfigefep Art. 138 —137. 579 


Beilage belegten Thiere und Gefpanne anzuordnen, wenn biefelben nicht 
innerhalb vierzehn Tagen — vom Tage bes Beſchlages an gerechnet — 
auf die im Art. 132 bezeichnete Weife ausgelöft worden find. 

Der durch die Verfteigerung erzielte Erlös ift, nad Abzug der in Folge 
bes Beichlages erlaufenen und von bem Gerichte feflzuftellenden Koften, in 
amtliche Verwahrung zu nehmen. 


Art. 135. 


Die nad Art. 129 mit vorforglihem Beſchlage belegten Werkzeuge find 
von ben mit der Führung bes Mügeverzeichnifjes, beziehungsweile mit ber 
Errigtung der Anzeigeprotofolle beauftragten Forfidienern in Verwahrung zu 
nehmen und gehörig zu verzeichnen. Dieſes Verzeichniß iſt dem Rügever 
zeichniffe oder Anzeigeprotofolle beizulegen. 

Die Zurüdgabe der Werkzeuge, ſowie der etwa nicht ausgelöften Fuhr— 
werke an den Eigenthümer findet erit nach erfolgter vechtökräftiger Aburtbeil: 
ung und nur dann flatt, wenn emtweber der Beſchuldigte freigefprocdhen wor: 
ben, ober das verurtheilende Erkenntniß vollgogen ift. 


Art, 136. 


Aus dem Forſte entwendete Gegenftände können von dem im Art. 113 
erwähnten Hilfsperfonale bis an den Ort ihrer Verwahrung verfolgt und 
mit vorforglichem Beilage belegt werben. 

Eine Nahfuhung nah entwendeten Gegenftänden in Wohnungen, Ges 
bäuden und angrenzenden geſchloſſenen Hofräumen barf jedoch nur in Be 
gleitung eines Polizeibeamten oder Mitgliedes der Gemeindeverwaltung vors 
genommen werben. 

Iſt ber Ort der Nachſuchung Über eine Stunde von dem Wohnſitze des 
nächſten Polizeibeamten oder Mitgliedes ber Gemeindeverwaltung entfernt, 
jo genügt bie Beiziehung eines Forſtbedienſteten, Gendarmen oder Flurwäch— 
ters 15), 

Zur Nahfuhung find, wenn thunlid, die Hausgenoffen beizuzieben, 


Art. 137. 


Polizeibeamte und Mitglieder ber Gemeindeverwaltung, fowie bie im 
Art. 126 Abſ. 3 bezeichneten Perſonen dürfen fich der fofortigen Begleitung 
nicht entfchlagen, wenn fie dazu von bem zur Nachſuchung Berechtigten unter 


Mer einen Waldauffeher, welcher ohne Beiziehung eines Bolizeiteamten, 
Mitgliedes der Gemeindeverwaltung, Forjtbedienfteten, Gendarmen ober Flur: 
wächters nach entwendeten Forftproduften eine Hausfuchung vornehmen will, 
bieran mittels Gewaltanwendung hindert, macht ſich des Vergebene ber Wis 
derſetzung (StGB. Art. 137) nicht fhuldig. V ©, 70. 
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Angabe ber zu verfolgenden Gegenftände, ſowie ber etwaigen Verdachtsgründe 
aufgefordert werben. 


Art. 138. 


Bon bem begleitenden Polizeibeamten ober Gemeinbeverwaltungsmits 
gliede, beziehungsweife von den im Art. 136 Abſ. 3 genannten Perfonen 
wird bie Deffnung ber Thüren verfügt, wenn biefelbe von ben Bewohnern 
verweigert worben iſt. 


Art. 139, 


Glaubt der Nachſuchende die entwendeten Gegenſtände entbedt zu haben, 
fo bat er ein befonderes Protokoll zu errichten, und in dbemfelben vorzu: 
tragen: 

1) bie nah Urt. 137 geichehene Zuziehung einer ber im Art. 136 
Abf. 2 und 3 bezeichneten Perfonen, 

2) das Ergebniß der Nachſuchung, 

3) bie Erklärungen bes Betbeiligten, 

4) die etwaigen Bemerkungen ber übrigen bei ber Nachſuchung gegen: 

wärtigen Perjonen. 

Das hienach errichtete Protokoll it dem Forftrügeverzeichniffe beizulegen 
und in biefem vorzumerfen. 


Art. 140, 


Nad Ablauf eines jeden Monats find bie Forftrügeverzeichniffe abzu— 
fließen und mit den in ben Urt. 124 und 139 erwähnten ſchriftlichen An: 
zeigen und Protofollen, fowie den im Art. 135 bemerkten Verzeichniſſen an 
das vorgejeßte Forſtamt zu Überfenden, welches in bie betreffende Spalte ber: 
jelben bie geeigneten Anträge einzufegen bat. 


Art. 141. 


Mindeftens vierzehn Tage vor ber Forſtſtrafgerichtsſitzung find bie im 
Art, 140 erwähnten NRügeverzeichniffe ſammt deren Beilagen an das zuftän- 
bige Forſtſtrafgericht zu überfenden. 

Gleichzeitig beantragt das Forftamt die Vorladung ber Zeugen und bie 
Beiſchaffung oder fofortige Erhebung ber übrigen Beweismittel, wenn es bier 
felbe für nothwendig erachtet. 


Art. 142. 


Bon dem Forftftrafgerichte find im Benehmen mit dem Forftamte ın 
angemefjenen Zwiihenräumen Tage zur Aburtbeilung ber Forjtfrevel zu be: 
ftimmen. 

Der Zeitraum, binnen welchem ſolche Forftftrafgerichtsfigungen anzube: 
raumen find, joll nicht mehr als einen Monat betragen. 


Forfigefeß Art. 138—146. 581. 


Art. 143. 


Die Aburtheilung der Korftpolizeiübertretungen erfolgt in abgefons 
bertem Berfahren außerhalb der im Art. 142 erwähnten Forftftrafgerichte: 
figungen. 

Daſſelbe hat in befonderen Fällen auch bei Forfifreveln zu gefchehen, und 
zwar insbefonbere in dem Falle einer Verhaftung, fowie bei ausgezeichneten 
Rüdfällen. 

In folden Fällen gefchieht aud die Anzeige ber SForftfrevel von den im 
Art. 120 bezeichneten Forſtdienern durch befondere nah Mafgabe bes 
Art. 120 Ziff. 2 bis 8 und Art. 122 abzufaffende Anzeigeprotofolle. 

Sowohl bei Forftpolizeiübertretungen als aud bei Korfifreveln find bie 
befonberen Anzeigeprotofolle ſammt ben Beilagen an das vorgefeßte Forſtamt 
unb von biefem nach gefchebener Beifügung ber geeigneten Anträge (Art. 140 
unb 141 Ab. 2) an das zuftändige Forftitrafgericht zu überſenden. 


Bei Gewohnheitöfreveln hat die Anzeige burch beſondere Protokolle zu ge: 
ſchehen, welche fogleih an das Forſtamt- und von diefem mit ben geeigneten 
Anträgen und Bemerkungen möglihft ſchnell an den Etaatsanwalt bes be: 
treffenden Kreis: und Stabtgerichtes (Bezirksgerihtes) einzufenden find. 


Art. 144. 


Der Verhandlung und Aburtbeilung der Forftpolizeiübertretungen und 
Forftfrevel wohnt ein Forftmeifter ober ein von bemfelben abgeorbneter Res 
vierförfter, Korfteiförfter oder Forſtamtsaktuar bei. 

Die im Art. 113 erwähnten Perſonen erfheinen nur dann zur Forft: 
firafgerihtsfipung, wenn das Gericht oder bie im Abf. 1 genannten Forft: 
bebienfteten ihr Erfcheinen für nothwendig erachten. 

In den zulegt erwähnten Fällen gefchieht die Vorladung durch bie ge: 
nannten Forftbebienfteten. 


Art. 145. 


Auch die nach Art. 144 Abſ. 2 vorgeladenen und erfchienenen Perfonen 
empfangen Zeugengebühren, wenn fie ihre Vorladung nicht durch eigenes 
Verſchulden veranlaßt haben. 


Art. 146. 


Die Vorladung ber Beichuldigten, fowie der civilverantwortlichen Per: 
fonen und ber Zeugen geſchieht durch ben Gerichtsbiener auf bem Grunde 
eines von bem Gerichte für jede Gemeinde befonders anzufertigendben Ber: 
zeichniffes. 

Diefes Verzeihnig muß enthalten: 

1) Namen, Stand, Wohn: oder Aufenthaltsort bes Borzuladenben ; 
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2) eine kurze Bezeichnung der Uebertretung ober bes Frevels; 

3) bie beantragte Strafe und Entihäbigung; 

4) Tag und Stunde der Verhandlung; 

5) die Androhung ber Folgen des Nichterfcheinens ; 

6) eine befondere Spalte zum Cintrage der Perfon, an melde, fowie 
ber Zeit und bes Ortes, warın und wo bie Borlabung gefchab; 

7) eine befondere Spalte zum Gintrage etwaiger Bemerkungen, 


Art. 147. 


Das im Art. 146 erwähnte Verzeihnik ift bem Gerichtsbiener wenigftens 
acht Tage vor ber Sitzung zuzuftellen, worauf berfelbe jedem Borzuladenden 
bie ihn betreffende Stelle bes Verzeichniffes wenigftens brei freie Tage vor 
der Eitung zu eröffnen, und eine Abichrift davon zurüd zu laſſen, hierauf 
aber das Verzeichniß mit ber Beurkundung über die rechtzeitig gefchehene Vor- 
labung dem Gerichte zurüdzugeben bat. 

In Fällen, wo Gefahr auf Verzug haftet, kann der Richter bie im erften 
Abfage angegebene Friit von brei freien Tagen durch befonbere Verfügung 
entfprechend abfürzen, von welcher Verfügung in der Vorladung ausbrüdlice 
Erwähnung zu machen if. 


Art. 148. 


Iſt der Vorzuladende in feiner Wohnung nicht zu treffen, fo gilt bie 
Labung als geſchehen, wenn der Gerichtsdiener die Abfchrift ber betreffenden 
Stelle des Verzeichniffes den in der Wohnung befindlichen mündigen Fami— 
liengliedern oder Dienern, oder im Falle Niemand in der Wohnung zu fin— 
ben ift, bem Gemeindevorſtande rechtzeitig zugeftelt bat. 

Der Gemeindevorftand ift verpflichtet, die ihm übergebene Abjchrift ſogleich 
an den Vorzuladenden gelangen zu Taffen. 


Art. 149. 


Die Vorladung geſchieht durch öffentlichen Anſchlag am Gerichtsfige, 
während eines Zeitraumes von acht Tagen vor ber Verhandlung, 

1) wenn ſich der Beichuldigte oder bie civilverantwortlihe Perfon im 
Auslande aufhält, und bie Zuftellung ber Labung im dortigen Wohn: 
oder Aufenthaltsorte verweigert worden ift, 

2) wenn ber Wohn: oder Aufenthaltsort unbekannt if. 


Art. 150. 
Die Verhandlung und Aburtheilung ift mündlich und öffentlich. 


Art. 151. 


Der Richter handhabt die Ruhe und Ordnung während der Sitzung. 
Er ift berechtigt, diejenigen, welde die Ruhe und Orbnung ftören, nöthi: 


Forfigefeß Art. 147—155. 583 


gen Falles aus dem Sigungslofale entfernen und nad Umftänden bis zu 
vierundzwanzig Stunden in Haft bringen zu laffen. 


Art. 15218), 


Die auf eigene Wahrnehmung gegründeten, in ben Forftrügeverzeihnifien 
ober in befonderen Anzeigeprotofollen vorſchriftsmäßig bezeugten Angaben 
verpflichteter Hilfsperfonen ber Forititrafgerichtsbarkeit haben volle Beweiskraft, 
vorbehaltlich des Gegenbeweiſes. 

" Art. 153. 

Die Beurtheilung ber Beweiskraft, welche den übrigen Beweismitteln, 
indbefondere ben im Art. 139 bezeichneten Protofollen, zufömmt, ift bem rich: 
terlichen Ermeſſen überlaffen. 


Art. 154. 


Der bei der Verhandlung anweſende Forftineifter oder deſſen Stellvertreter 
(Art. 144) ertheilt bie etwa nöthigen Erläuterungen. 

Er kann an die zu vernehmenden Perfonen Fragen flellen, nachdem er 
von bem Richter hiezu das Wort erhalten bat. 


Art. 155. 


Am Schluffe der Verhandlung kann ber Forſtmeiſter oder beffen Stell 
vertreter bie im Art. 140 erwähnten Anträge nöthigen Falles näher begrün: 
ben, ober auch nad bem Ergebniffe der Verhandlung abändern. 

Der Beichuldigte und bie ciwilverantiortlichen Perjonen find hierauf mit 
ihrer Vertheidigung zu hören. 


16) Wegen Verletzung ber Vorſchrift des Art. 152 findet Nichtigkeitsbeichwerbe 
Statt, 


Gegenbeweis gegen bie Angaben eines verpflichteten Forftbebienfleten kann 
auch durch den Nachweis von Thatfachen geführt werben, welche befjen Glaub: 
würbigfeit aufzuheben ober zu ſchwächen geeignet find. IV ©. 371. 


Wenn aus dem Forftrügeverzeichniffe nicht erfichtlich ift, ob bie Anzeige 
einer Hilfsperfon ber Forftftrafgerichtsbarfeit fih auf eigene Wahrnehmung 
bes Anzeigers gründe oder nicht, hat das Korftitrafgericht bdiefen Umſtand 
näber zu erheben, und darf nicht fofort von Anwendung des Art, 152 Um— 
gang nehmen. IV ©. 486. 


Die Vorfchrift diefes Artikels findet nicht blos auf die ben Thatbeſtand 
der Webertretung ausmachenden, ſondern aud auf folde Thatfahen Anwen: 
bung, welche fi auf die Schuldfrage beziehen. V ©. 469. 
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Art. 156 17), 


Das Ergebniß ber Verhandlung, ſowie das Urtheil bes Forftitrafgerichtes 
wirb in bie betreffende Spalte des Korftrügeverzeichnijfes, beziehungsweiſe in 
bas befondere Anzeigeprotofell eingetragen, und das Urtheil auf ber Gtelle 
verfünbet. 

An bie bei ber Verhandlung nicht Erfchienenen gefhieht bie Verkündung 
burch Zuftellung einer beglaubigten Abjchrift des Urtbeils, oder, im Falle des 
Urt. 149, durch Öffentlichen Anfchlag am Gerichtsfige während eines Zeitrau: 
mes von acht Tagen. 


Art. 157. 


Die Forftftrafgerichte haben über alle beftraften Forfifrevler in alphabe— 
tifcher Ordnung ein Verzeichniß nach Gemeinden anzulegen, und in baffelbe 
bie ausgefprochenen Strafen unter genauer Angabe bes Tages, an welchem 
ber Frevel verübt und das Strafurtbeil erlaffen wurde, fowie auch unter ge— 
nauer Angabe ber Beichaffenheit bes Frevels einzutragen. 

Hat ber Frevler feinen Wohnort nicht in dem Bezirke besjenigen Forft: 
ſtrafgerichtes, bei welhem er beftraft wurde, fo ift eine Abſchrift bes rechts: 
Fräftigen Strafurtheiles an das KForftftrafgericht des Wohnortes zur Ergänz: 
ung bes erwähnten Verzeichniſſes zu überfenden. 

Zu bemfelben Zwecke werben burd bie Staatsanwälte Abfchriften ber in 
zweiter Anftanz gefällten rechtsfräftigen Strafurtheile an das Forftftrafgericht 
bes MWohnortes des Frevlers überfenbet. 

Die Forftmeifter und beren Stellvertreter find ermächtigt, bie erwähn- 
ten Berzeichniffe jeberzeit einzufeben und von benfelben Abjchriften zu 
nehmen. 


Art. 158 1%), 


Lebe Forftpoligeiübertretung, fowie jeber Forſtfrevel foll, wenn möglich, 
ſogleich in der erftmaligen Sitzung abgeurtheilt werben, 
Sind Ergänzungen nöthig, fo wird die Verhandlung und Aburtheilung 


AT) Siehe Noten zu Art. 158 und 164. 


Für bie abſchriftliche Zuitellung eines forfiftrafgerihtlihen Ungehorfams: 
urtheiles gelten bie einfchlägigen, für das Strafverfahren in Bergehensfällen 
gegebenen Beftimmungen. — Die Zuftelung an eine andere als die geſetzlich 
biezu bezeichnete Perfon ift wirkungslos. VII ©. 32. 


38) Menn eine in Gegenwart des Angellagten begonnene ftrafgerihtlihe Ber: 


handlung vertagt worden und ber Angefchuldigte im neuen Termin ausge: 
blieben ift, findet in diefem bie Verhandlung und Aburtheilung im Unge: 
borfamsverfabren Statt. VII ©. 443. 


19) 


Forfigefeg Art. 156—159. 585 


entweber auf einen biefür befonders zu bezeichnenben Tag ober auf bie nächfte 
regelmäßige Forftftrafgerichtsfipung verlegt. | 
Den Betheiligten ift bdiefes fogleih mit dem Beifügen zu eröffnen, 
1) daß fie bie für nothiwendig erachteten Ergänzungen bis zu ber näch— 
ften Verhandlung beizubringen haben; 
2) daß bei biefer bie endliche Aburtheilung auch dann erfolgen werbe, 
wenn fie nicht dazu erfchienen find. 


Art. 159 1), 


Hat ber Beſchuldigte oder eine civilverantwortliche Perſon unter beftimmter 
Angabe des Rechtstiteld ober ber Befiphandlungen eine igenthums- ober 
andere Berechtigung vorgefhüßt, vermöge welcher bie That gar nicht ober in 
einer andern Meife ftrafbar erfcheint, fo wird, wenn diefes Vorbringen nicht 
wegen offenbarer Unrichtigkeit fofort verwerflich ift, ber in ber Anzeige ger 
nannte Maldbefiger (bei Gemeinde:, Stiftungs: und Körperfhaftswaldungen 
die betreffende Verwaltung, bei Staatswaldungen das einfchlägige Forftamt), 
und. zwar, wenn bieß möglich, fogleih in ber Sikung mündlich, andernfalls 
ſchriftlich durch das Forftftrafgericht von dieſem Vorbringen mit ber Auffors 
berung in Kenntniß gefeßt, ſich über die aufgeftellten Behauptungen alsbald 
ober in einer beflimmten kurzen Frift zu erflären. 


Die Aburtheilung einer Forftitraffache kann bis zur rechtöfräftigen Entfcheib- 
ung ber Givilgerichte über die von dem Beſchuldigten geltend gemachte Be: 
rehtigung nur dann ausgefegt werben, wenn bdiefer in bem nad Art. 159 
bes Forſtgeſezes anberaumten weiteren Termine den Nachweis liefert, daß er 
wegen ber behaupteten Berechtigung Klage geftellt habe, und daß biefe 
Klage vom Gerichte zur Berbandlung zugelaffen worben fei. 
V S. 446. 

Ob der einer Anklage wegen Forſtfrevels entgegengeſetzte Einwand einer 
Berechtigung (deren Erheblichkeit für die Strafſache vorausgeſetzt) offen— 
bar ungegründet, oder vollſtändig erwieſen, oder noch des Nachweiſes 
bedürftig ſei, gehört zur Thatfrage und kann nicht Gegenſtand ber Nichtig— 
keitsbeſchwerde ſein. VII ©. 189. 

Gegen einen Beſchluß des Korftftrafgerichtes I. Anftanz, daß bie Abur: 
theilung über einen Forftfrevel gemäß Art. 159 des Forſtgeſetzes auszufegen 
fei, ift Berufung zuläffig. VII ©. 52, 412. 

Auf Berufung gegen bie wegen Ginwenbung eines civilrechtlihen An: 
fpruches befchloffene Vertagung einer forfiftrafgerichtlichen Aburtheilung barf 
bas Gericht II. Inftanz, wenn es bie Vertagung nicht gerechtfertigt finbet, 
bie Sache nicht unter Vernichtung des Vertagungsausfpruches zur Aburtbeil: 
ung in ber Hauptſache an bie erfte Inſtanz zurlüdverweifen, ſondern muß 
felbf fofort in ber Hauptfadhe erfennen. III ©. 61; II ©. 487; 
VIII ©. 107. 
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Erfolgt bie Erflärung nicht in derſelben Sitzung, fo ift die Aburtheilung 
auf die folgende Sitzung zu verſchieben. 


Erkennt ber Aufgeforberte die behauptete Berechtigung an, fo ift ber Bes 
Ihuldigte freizufprechen, beziehungsmeife nur die unter ber Annahme ber Be 
tehtigung verwirfte Strafe gegen ihm zu verhängen. Im allen anderen 
Fällen ſteht dem Beichuldigten und ben als civifverantwortlic vorgeladenen 
Perfonen das Recht zu, vor dem Forftftrafgerichte entweder fogleih, ober in 
einer vorgejegten Frift barzuthun, daß fie fich im Beſitze des behaupteten 
Eigenthums oder der behaupteten Berechtigung befinden. Erachtet das Forft: 
ſtrafgericht diefen Beweis für erbracht, jo bat es aud im diefem alle ben 
Beihuldigten freizufprechen, beziehungsweife nur auf die unter Annahme ber 
Berechtigung verwirfte Strafe zu erfennen. Grachtet es, der Beſitz fei nicht 
nachgewieſen, fo haben ſich ber Beichuldigte und die civilverantwortliden 
Perfonen ſogleich darüber zu erflären, ob fie ihren Anſpruch bei dem zuftäns 
digen Eivilgerichte geltend machen wollen. Im verneinenden Falle ift fofort 
ohne weitere Rückſicht auf ihr behauptetes Mecht über die ihnen zur Laft ges 
legte That zu entfcheiden,, im bejahenden Falle aber die Aburtheilung ber 
Sache in eine jpätere Sigung zu verſchieben, welche wenigftens auf drei Mo» 
nate hinaus verlegt werben muß. Hierbei ift den Betheiligten ausbrüdlic 
zu bemerken, daß fie in jener Sigung ben Nachweis liefern müffen, baß in— 
zwifhen ber civilrechtlihe Anfpruch von dem Waldbefiger anerkannt, ober 
baß über denfelben ein Streit bei dem Givilrichter anbängig gemacht wurbe, 
widrigenfalls auf ihr Vorbringen Feine Nüdficht mehr genommen werbe. Lies 
fern fie in der feftgefegten Sitzung diefen Nachweis, fo bleibt die Aburtheil- 
ung fo lang ausgefegt, bis eine den Beſitz oder das Recht betreffende rechts— 
fräftige Entſcheidung beigebracht wird. Bis dahin bleibt die Verjährung ber 
forfiftrafrechtlichen Verfolgung unterbrocden. 


Art. 160. 


Die nach dem vorhergehenden Artikel burch bie Forftftrafgerichte erlaffenen 
Entiheibungen, wodurch das Vorſchützen einer Berechtigung für offenbar un: 
richtig erflärt, oder über den Beſitz erfannt wird, find ohne Einfluß auf bas 
Eivilrehtsverhältnip. 


Art. 161. 


Wer ungeachtet deſſen, daß er eine Eigenthums- ober andere Veredtig: 
ung vorjhüßte, in Folge einer der Beftimmungen bes Art. 159 bereits ein» 
mal verurtheilt worden ift, fann bei einer neuen ftrafbaren Hanblung bie 
Aufichiebung der Aburtheilung nur alsdann verlangen, wenn er ben Rad 
weis einer wegen des fraglichen Anſpruches wirflih anhängigen Givilflage 
ſogleich vorlegt. 


Forſtgeſetz Art. 160—163. 587 


Art. 16250), 


Wenn ber Beiuldigte oder bie civilverantwortlice Perfon ungeachtet 
ber gejchehenen Vorladung zur Forfiftrafgerichtsfigung weder perſönlich, nod) 
durch Bevollmächtigte erjchienen find, fo erfolgt die Verhandlung und Aburs 
theilung in ihrer Abwefenbeit. 

Zur Legitimation des Bevollmächtigten genügt eine vom Gemeindevor— 
ftande beglaubigte Privatvollmacht. 

Hat ber Beſchuldigte fich durd einen Bevollmächtigten vertreten laſſen, fo 
ann bas Gericht fein perfönliches Gricheinen verfügen, wenn bieß zur Auf 
Märung ber Sache nothwenbig erſcheint. 


Art. 163°). 


Gegen das nah Art. 162 Abſ. 1 im Ungehorfamsverfahren erlafiene 
Urtheil fieht dem Verurtbeilten bas Rechtsmittel bes Einſpruches zu. Diefer 
muß innerhalb acht Tagen vom Tage ber Zuftellung oder bes öffentlichen 
Anfchlages der Urtheilsadfeprift (Art. 156 Abf. 2) am gerechnet bei dem Forſt— 
firafgerichte von dem Verurtheilten perjönlich oder durch einen Bevollmäd: 
tigten erflärt werben. 

Diefe Erklaͤrung ift am Rande bes Urtheils einzutragen, und bem Ber: 





50) Auch ein von dem Beihuldigten gehörig bevollmächtigter Bertheidiger ift ein 
„Bevollmächtigter“ im Sinne des Art. 162, mit welchem im fontrabiftori: 
ſchen Verfahren zu verhandeln, und welchem das Urtheil in öffentlicher Ei: 
ung zu verfünben ift. 

In Forfiftraffachen ift, wenn der Beſchuldigte weder perfönlich noch durch 
einen Bevollmächtigten erfcheint, ein nicht mit geböriger Vollmacht verjehener 
Bertheibiger nicht zugulaffen. I ©. 406 und 527. 

Wenn in einer Forfiftraffahe für ben Beichuldigten ein Benollmädtigter 
erſchienen ift, findet Fontradiktorifches und nicht das Ungehorlamsverfahren 
ftatt. V ©, 55. 

Auch im Forfiftrafverfahren fchließt bas perfänliche Erſcheinen des An: 
geflagten nicht aus, daß er fich in der öffentlichen Sitzung eines Vertheibigers 
bediene. VI ©. 22. 

In Forfiftraffachen bedarf ber Vertreter bes Angeflagten, ſowohl im 
Allgemeinen, als insbefondere zur Erhebung von Nechtsmitteln einer 
bie bezügliche Forſtſtrafſache befonders betreffende Vollmacht. 
VI ©. 216. Siehe auch Note zu Art. 158. 

Die Zulaffung einer Vertretung bes Angeflagten bei einer forfiftrafge: 
richtlichen Verhandlung fegt voraus, daß ber Vertreter mit einer bie frag: 
liche Forſtſtrafſache befonders betreffenden Vollmacht verjehen fei, 
VII ©. 30. 

s1) Siehe zu Art. 162 und 164. 
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PStGB. Art. 230. 


urtheilten eine Beicheinigung darüber auszuftellen, welde zugleich ben Tag 
ber nächſten Forfiftrafgerichtsfigung bezeichnet. 

In biefer Sitzung muß der Verurtheilte ohne weitere Vorladung erſchei— 
nen, wibrigenfalls gegen das neuerliche Urtheil ein Einſpruch nicht mehr zus 
Käfig if. 

Der in ber erften Sitzung Nichterichienene kann aud im alle ber 


Freifprehung in bie durch fein Nichterfcheinen veranlaßten Koften verurtheilt 
werben, 


Art. 1642), 


Gegen jedes freifprechende Urtbeil bes Forftfirafgerichtes Fann von dem 
Forftmeifter oder befien Stellvertreter bie Berufung an das nächſt höhere Ge: 
richt ergriffen werben. 


Gegen jedes Urtheil, welches eine Strafe ausſpricht, ftebt fomohl bem 
Forftmeifter oder deſſen Stellvertreter als dem Berurtbeilten bie Berufung zu. 





Der Korftmeifter bat bei Anmeldung ber Berufung bie Beichwerbepunfte 
genau zu bezeichnen. I ©. 242; II ©. 529. Siehe auch bie Noten zu 
Art. 159. 

Dem in bie Prozekfoften verurtbeilten Dritten fteben bie gegen ftrafredht- 
liche Urtbeile zuläffigen Rechtsmittel zu. IV ©. 75. 

Dem Hirten, gegen welden bem wegen eines Weidefrevels forftfirafge: 
rigtlich verurtheilten Vieheigenthümer nur der Rückgriff vorbehalten worben 
ift, ſteht das Rechtsmittel der Berufung nicht zu. In Folge ber allein vom 
Hirten wegen bes gegen benfelben vorbehaltenen Rüdgriffes eingewenbeten 
Berufung barf fi bie Entſcheidung bes Forftftrafgerichtes II. Inſtanz in feis 
ner Beziehung — auch nicht Hinfihtlid der Kompetenz bes Untergerichtes — 
auf die Verurtbeilung des Vieheigenthümers erftreden. VI ©. 80. 


Die Berufung bes Angeflagten gegen ein forfiftrafgerihtlihes Rontuma: 
zialurtheil ift auch wor beffen abjchriftlicher Zuftellung zuläffig. VI ©. 59. 

Gegen ein im Ungeborfamsverfahren erlaffenes forftfirafgeridt: 
liches Urtheil erfter Inftanz ift auch ohne vorbergehendes Einſpruchsverfahren 
unmittelbar Berufung zuläffig. VII ©. 443. Eiche auch Einf.-Gei. 
Art. 75. 


Die von einem nicht genügend bevollmächtigten Vertreter angemelbete 
Berufung gegen ein forfiftrafgerichtliches Kontumazialurtheil I. Inftanz, welches 
bem Angeſchulbigten nicht abſchriftlich zugeftellt worben if, kann von 
biefeım ober einem gehörig bevollmädtigten Vertreter besjelben auch noch bei 
ber zweitrichterlihen Verhandlung mit Erfolg genehmigt werben. VII 
©. 30. 
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Forſtgeſetz Art. 164— 166. 589 


Art. 165°). 


Die Berufung ift bei dem Forfiftrafgerichte innerhalb acht Tagen nad) 
ber Berfündung bes Urtheils oder bei Ungehorfamserfenntniffen nad ber 
AZuftellung oder bem öffentlichen Anſchlage ber Urtbeilsabfchrift in gleicher 
Weife wie bie Einfpruchserflärung anzumelden, worauf ein beglaubigter 
Auszug aus dem SForftrügeverzeichniffe beziehungsweife das befondere Anzei— 
geprotofoll mit ben etwa vorhandenen Aften an ben Staatsanwalt bei dem 
Gerichte zweiter Inſtanz einzufenden ift. 


Art. 166°). 


Die Beftimmungen ber Art. 144, 145, 152 bis 155 und 158 finden 
auch bezüglih ber Verhandlung und Aburtbeilung in zweiter Inſtanz Ans 
wenbung. 


Auch in Forfiftraffahen kann die Berufung von bem Verurtheilten fchriftlich 
angemeldet werden. II S. 284. 


Auch in Forftftraffachen ift die Berufungsfrift eine Nothfrift und die Ne 
flitution it dem Strafprogefie fremd. V ©. 530. 


Die durch einen nicht bevollmächtigten Vertreter angemeldete Berufung 
ift nur dann zuläffig, wenn fie vom Angefchuldigten ſelbſt noch innerhalb 
ber geleglihen Berufungsfrift genehmigt wird. VI &. 306. 


Die Erhebung der Berufung durch einen Vertreter ift nur dann von Er- 
folg, wenn biefem vom Angeſchuldigten eine, bie bezüglihe Forftfiraf- 
ſache befonbers betreffende, auf bie Einwendung dieſes Rechtsmittels 
ober auf bie Vertretung vor allen Inſtanzen ausdrüdlich gerichtete Vollmacht 
ertbeilt ift. — Der Vertreter muß vor Ablauf der zur Erhebung des Rechts: 
mittels vorgefegten Frift legitimirt fein. — Die Vorlage einer Vollmacht ober 
Genehmigung nach Ablauf der Frift ift wirkungslos. VI ©. 453. 


Gegen ein freiſprechendes Urtheil eines Forfiftrafgerichtes I. Inftanz ges 
nügt auf Seite des Vertreters ber k. Forſtbehörde die allgemeine Anmeld» 
ung der Berufung, ohne daß es einer näheren Begründung bazu bedarf. 
VII S. 50. Siehe auch die Noten zu Art. 162 und zu Art. 164. 


51) Die Aburtheilung der Forſtſtrafſachen in II. Inſtanz bei ben Bezirksgerichten 


hat in Senaten, welche aus drei Gerichtsmitgliedern zuſammengeſetzt find, 
zu geſchehen. V ©, 51. 

Wenn der Strafantrag gegen eine Gemeinde gejtellt war, und bieje in 
I. Inftanz zur Verantwortung gezogen und verurtheilt worden ift, können 
in IL. Inſtanz nit anflatt der Gemeinde bie einzelnen bei dem Frevel be 
theiligten Gemeindemitglieder verurtpeilt werben. V ©. 55. 
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PStGB. Art. 230. 


Jedoch erſcheinen auch die im Art. 113 erwähnten Perfonen nur dann 
zur Verhandlung, wenn das Gericht zweiter Inftanz ihr Erſcheinen für noth— 
wendig erachtet. 

Der Forfimeifter ober befjen Stellvertreter nimmt feinen Platz zur Seite 
bes Staatsaumaltes. 


Art. 167. 


Das Ungehorjamsverfahren in der Berufungsinftanz richtet ſich nach ben 
Borfjriften der Art. 162 und 163 bes gegenwärtigen Gefekes. 


Art. 1685). 


Eine Nichtigleitsbeihwerde an bas Oberappellationsgeriht ift nur bann 
zuläffig, wenn in zweiter Inſtanz entweder eine wejentliche Förmlichfeit ver: 
legt, oder das Geſetz unrichtig anf die bereits fejtgeftellten Thatſachen ange 
wendet wurbe. 

Die Nichtigkeitsbefhwerde kann fowohl von dem Staatsanwalte, als von 
dem Berurtbeilten ergriffen werben. 

Hinfihlih der Frift zur Einwendung ber Nichtigfeitsbejchwerbe, ſowie bes 
Berfahrens und ber Entſcheidung über diefelbe, dann hinſichtlich der im alle 
ber Abmweifung zu verbängenden Strafe fommen die Beflimmungen ber 
Strafprogekorbnung zur Anwendung. 


Art. 169. 


Der Vollzug vehtsfräftiger Urtheile wird ſowohl in Anfehung der 
Strafe, als aud in Anſehung des Werth» und Schabenerfaßes, fowie 
ber Koften und ber forftpolizeilihen WUnorbnungen von Amtswegen be 
trieben. 


Art 170°). 


Hinfichtlih der Arreftftrafen ſteht der Vollzug den Yorfiftrafgerichten, — 
binfichtlich ber Geldftrafen, bes Werth: und Schadenerſatzes, fowie der Kojten 
ben Königlihen Rentämtern, — hinſichtlich ber forfipolizeilihen Anordnungen 
ben Forſtpolizeibehörden im Benchmen mit den Königlichen Forflimtern zu. 


Dem Forſtmeiſter fieht die Einwendung der Nichtigfeitsbeihwerde 1icht zu. 
I ©, 144. 

In Forſtſtrafſachen kann die Nichtigkeitsbefhwerbe auch durch einen ſchon 
vor ber Erlafjung des zweitrichterlihen Urtheils hiezu Bevollmächtigten ein: 
gewenbet werben. III ©. 242. Jedoch ift hiezu eine Spezialvollmadt 
notbwendig. III ©. 341. 

In Forfiftraffahen ift ein zur Vertheidigung (Vertretung) des Beichul- 
digten „in allen Inſtanzen“ Bevollmächtigter auch berechtigt, für denjelben bie 
Nichtigkeitsbefchwerbe einzumenden. IV ©. 422. 


86) Siche Noten zu Art. 67. 


Forfigefeß Art. 167—176. 591 


Art. 171. 


In Anfehung ber durch bie Forfiftrafgerichte getroffenen forftpoligeifichen 
Verfügungen wird ber Vollzug im Falle einer gegen das Urtheil ergriffenen 
Berufung oder Nichtigfeitsbejhwerde nur dann aufgefchoben, wenn biefes von 
dem Gerichte zweiter Inftanz, beziefungsweife von dem Oberappellationsge- 
richte angeordnet wirb. 


Art. 172, 


Innerhalb vierzehn Tagen nach eingetretener Rechtskraft haben die Forft- 
frafgerichte Über bie rechtöfräftig erfannten Geldftrafen, Werth-, Echabener: 
ja» und Koftenbeträge ein Ginzugsverzeichniß aufzuftellen und basfelbe an 
bas betreffende Rentamt zu überjenden. 


Art. 173. 


Der Berurtheilte ift verbunden, bie Beträge, zu beren Zahlung er ver: 
urtbeilt ift, innerhalb acht Tagen nad Empfang des rentamtlihen Zahlungs: 
befehles zu entrichten. 

In Anfehung ber Hilfsvollſtreckung kommen bie allgemeinen Beftims 
mungen über bas Erefutionsverfahren ber Königligen Rentämter zur Ans 
wendung. 

Sind mit Beichlag belegte Gegenftände vorhanden, fo ift die Hilfsvoll: 
firedung vorerft an dieſen vorzunehmen. 


Art. 174. 


An ben burd Art. 132 und 134 bezeichneten Fällen find bie rechtokräf⸗ 
tig erkannten Geldſtrafen ſammt dem Werth- und Schadenerſatze ſowie den 
Koſten ſogleich aus dem hinterlegten Betrage, beziehungsweiſe aus dem in 
amtlicher Verwahrung befindlichen Verfteigerungserlöfe zu erheben. 


Art. 175. 


Kann die Zahlung nur theilweife beigetrieben werben, fo geht bas Bes 
zahlte zuerit auf Rechnung ber Koften, hienach bes Werth», fobann bes 
Schabenerfaßes und zulegt der Geldftrafe. 


Art. 176. 


Gebührt der Betrag des Werth» und Schadenerſatzes Gemeinden, 
Stiftungen, Körperfchaften oder Privatperfonen, jo iſt berfelbe mit einem 
Berzeichniffe Über bie nicht einbringlihen Erfapbeträge ben Berechtigten bin: 
auszugeben. 

Den Berechtigten ift überlaffen, die als nicht eindringlich bezeichneten Er: 
fagbeträge felbft beizutreiben, 
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PStGB. Art. 230. 


Art. 177. 


Iſt der Thatbeftand eines Frevels bergeftellt, der Frevler ſelbſt aber nicht 
enibedt worben, fo find bie mit Beichlag belegten Gegenftände, infoferne bie 
jelben nicht ſchon zufolge der Beftimmung bes Art. 134 verfleigert wurben, 
nach Verlauf von brei Monaten, — vom Tage bes Belchlages an gerech⸗ 
net, — ber Berfteigerung zu unterwerfen. 

Aus dem Erlöje werden vorerſt die in Folge der Beſchlagnahme erlaufe? 
nen Koften, jowie die Gerichtsfoften, bienadh ber Werth- und zufegt ber 
Schadenerſatz erhoben. 

Werth: und Scabenderfaß find von dem Forſtſtrafgerichte auf ben 
Grund des YForftrügeverzeihnifies, beziehungsweife des Anzeigeprotofolles 
feftzuftellen. 


Art. 178. 


In allen Fällen ift der nad Erhebung ber Koften, bes Werth: unb 
Schadenerſatzes, fowie ber Geldſtrafe verbleibende Meft bes Berfieigerungs: 
erldfes oder bes zur Eicherheit hinterlegten Betrages dem Eigenthümer zurüd: 
zugeben. 

Iſt der Eigentbümer der mit Beichlag belegten Gegenftände unbekannt, 
jo fällt jener Reft nad Berlauf eines Jahres vom Tage der Berfteigerung 
an gerechnet — ber Staatékaſſe zu. 


Art. 17957), 


In fo ferne nicht durch die allgemeinen ober bejonderen Beftimmungen 


Das Appellationsgeriht kann ein forftitrafgerichtliches Urtheil I. Inſtanz aud 
in bem Falle nicht vernichten und die Sache zur nochmaligen Verhandlung 
und Entſcheidung an bie I. Inſtanz verweilen, wenn das Forſtſtrafgericht 
1. Inftanz fein Urtheil ohne öffentliche oder mündliche Verhandlung und ohne 
Beiziehung bes betr. Forſtmeiſters erlaffen bat. III ©. 212. Eiche aud Note 
zu Art. 159, 

Eine Wiederaufnahme bes Strafverfahrens, deſſen Zuläffigfeit in Forſtſtraf— 
fahen bisher anerfannt war (III ©. 197), fann nunmehr nad Einf. Geſ. 
Art. 78 nicht mehr Plaß greifen. Durch bie im Einf.:Gef. Art. 66 - 73 ber 
wirkte Einführung allgemeiner gefegliher Beftimmungen über das Verfahren 
in Mebertretungsfällen ift bie jubfidiäre Anwendung des Vergehensprozefies 
in Forſtſtrafſachen befeitigt und bie Anwendbarkeit der Normen des Berfab: 
rens für Polizeiftraffahen gemäß Art. 179 eröffnet worden. Nicht entgegen 
fteht Art. 31 Abſ. 7 des Einf-Geſ. Diefer hat lebiglih an den im Forſtge— 
ſetze ſelbſt feftgeitellten jpezialgefeglichen VBeflinnmungen über das Verfahren in 
Borjifiraffahen nichts zu Ändern bezwedt. Die weitere Frage, ob in Erman—⸗ 
gelung fpezialgefegliher Prozeßvorſchriften bie allgemeinen Normen über Be 
handlung ber Vergehen ober jene über Behandlung der Nebertretungen bilfe: 


58) 


Forftgefeg Art. 177—182. 593 


bed gegenwärtigen Geſetzes über bas ftrafgerichtlihe Verfahren unmittelbar 
ober mittelbar etwas Anderes verordnet ift, kommen die über die Behandlung 
ber Bergebensfälle beftehenden Borfchriften in Anwendung, jedoch nur bis 
zum Gintritte allgemeiner gejeglicher Beflinnmungen über das Verfahren in 
Polizeiftraffahen, welche fodann aud bier in Anwendung treten. 


Sechſte Abtheilung. 
Schlußbeſtimmungen. 
Art. 180°®). 


Der Tag, an welchem bas gegenwärtige, für bie Lanbestheile biefjeits 
bes Rheines bejtimmte und im Gefekblatte zu verfündende Geſetz in Wirt: 
famfeit tritt, wird vorbehaltlich der Beitimmungen der Art. 32 Ubi. 5, 
Art. 34 und Art 42 Abf. 1 durch Regierungsverordnung feftgejegt. 

Es darf jedoch biefer Tag nicht Über ein Jahr nad ber Verkündung des 
Geſetzes binausgejegt werben. 


Art. 181. 


Mit dem Tage, an welchem das gegenwärtige Geſetz in Wirffamfeit 
tritt, werben bie den vorftehenden Vorfchriften entgegenftehenden Beftimmum: 
gen ber bermaligen Geſetze Über Forftberechtigungen, dann alle früheren Ge: 
feße, Verordnungen und Gewohnbeitsrechte fiber bie Forfipolizei, fowie über 
bie Korftpolizeiübertretungen und Forfifrevel außer Wirkſamkeit geſetzt, vorbe— 
baltlich jedoch der im Art. 44 erwähnten Alpen= und Meideordnungen und 
ber Beitimmungen ber Art. 182 und 183, fowie unbeichadet der mit anderen 
Staaten über die Verhütung und Beftrafung ber in ben Grenzwaldungen 
verübten Forftfrevel abgeſchloſſenen Verträge. 


Art. 182. 


Iufoferne die Strafbeftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes milder find, 
als die der früheren Gefeße, Berordnungen und Gewohnbeitsrechte, finden 
diefelben auch auf ſolche Forfipolizeiibertretungen und Forftirevel Anwenb: 
ung, welde zwar vor dem Tage, am welchem diefes Gefep in Wirkſamkeit 
tritt, begangen wurben, jedoch erft nad demfelben zur Aburtheilung ge: 
langen. 


weife anwendbar feien, ift nicht im Einf.:Gef. Art. 31 fondern im Art. 179 
bes Forfigefeßes beantwortet. Auch an ber Beitimmung bes Art. 179 dieſes 
Geſetzes ift burd die erwähnte Stelle bes Einf.Geſ. nihts geändert. 

Nah Verord. vom 14. Juli 1852 Neg:Bl. ©. 253 ift das Forftgefeg mit 
Ausnahme der Beftimmungen der Art. 32 Ab. 5 Art. 34 und Art. 42 
Abf. 4, welche mit dem Tage der Verkündung bes Gefepes in Kraft getreten 
find, mit dem 1. Januar 1853 in Wirkfamfeit getreten. 
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Art. 183. 

In Anfehung der Zuftändigfeit und bes Berfahrens finden bie Beflim- 
mungen bes gegenwärtigen Gejeßes nur auf ſolche Forftpolizeiübertretungen 
und Forfifrevel Anwendung, welde nah dem Tage begangen wurden, an 
welchem das gegenwärtige Geſetz in Wirffamfeit tritt. 

Gegeben Münden den 28. März 1852. 


Mar. 


Aehnliche Verhältniffe beitehen in ber Pfalz; daſelbſt beiteht für die 
Behandlung von Forftfreveln das Forftftrafgefeg vom 28. Dezember 1831 
(Gef. Bl. ©. 265) nebjt der dazu gehörigen Novelle vom 23. Mai 1846, 
die Verbeflerung des Forftitrafgefeßes für die Pfalz beir. (Geſ.Bl. ©. 181). 
Beide Geſetze beihäftigen fi) nur mit jenen Freveln, welde durch unbe- 
rechtigte Perjonen oder durdy berechtigte mit Ueberjchreitung ihrer Berechtig— 
ung zum Nachtheile fremden Waldeigenthums verübt werden; ohne hiebei 
Nechtöverlegungen und blofe Gefährdungen zu unterfcheiden. Art. 1 des 
Gejeges von 1831 bejtimmt ausdrücklich: „Jede dur das gegenwärtige 
Gefep mit Strafe bedrohte Entwendung, Beihädigung oder Gefährde ift 
als Forftfrevel zu betrachten.“ 

Hiemit ift der Begriff der Forſtfrevel pofitiv feſtgeſetzt; ſämmtliche Zu: 
widerhandlungen unter die angeführten Geſetze find daher dem Art. 292 
des Strafgeſetzbuches zu unterjtellen, und foweit es bilfsweife erforderlich) ift, 
dem Syſteme des Strafgefeßbuches anzureihen, insbefondere darf bei Um: 
wandlung verwirkter Gelditrafe in Arreit nicht der Maßitab des PStGB. 
Art. 7, ſondern lediglicdy jener des Einf.-Gef. Art. 81 Abf. 5 in Anwend— 
ung gebradht werden. Dagegen enthält die Verordnung vom 10. Januar 
1815, die Holzverfäufe und Holzfällungen betr, (Amtsbl. ©. 165) eine 
Reihe forjtwirtbichaftliher und forftpolizeiliher Anordnungen über Yällung, 
Aufmalterung, Verkauf und Abfuhr des Holzes in Staats: und Gemeinde: 
waldungen, welde von denjenigen Perſonen zu beobachten find, welde in 
befugter Weife mit den treffenden Verrichtungen beſchäftigt find, und welche 
im $. 62 aud) für Privatwaldbefiger verpflichtend erklärt find: wobei im 
$. 20 Abi. 3 $. 21, 42, 44, 46, 52 Strafbeitimmungen vorkommen. 
Außerdem enthält die Verordnung vom 15. Dezember 1814, die Privat: 
waldungen betr., Anordnungen zur Sicherung einer geregelten Holzzuct, 
zur Schonung junger Schläge, zur Verhütung ungenehmigter Ausrottungen 
und Urbarmahungen von Waldland; mebit Strafandrohungen gegen bie 
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Uebertreter, deren fortdauernde Giltigkeit erſt neuerdings durch Kaffations- 
urtheil des pfälzischen Kaflationshofes vom 21. Juni 1861 anerkannt wor: 
den ift. Der Zuwiderhandlung gegen jene Vorfchriften der Verordnungen 
vom 15. Dezember 1814 und 10. Januar 1815, deren Uebertretung mit 
Strafe bedroht ift, fällt ohne Zweifel unter die Wirkſamkeit des Art. 230 
des PSIGB., wobei in allen jenen Fällen, in welchen die Strafbeftimmung 
lediglich in einer Berweifung auf eine in der Verordnung vom 30. Juli 1814 
enthaltene Strafandrobung beiteht, die lettere in Anwendung zu bringen 
ift, ungeachtet die Verordnung vom 30. Juli 1814 für bie Gegenftände, 
für welche fie urfprünglich erlafjen wurde, dur das Forftitrafgefeg vom 
28. Dezember 1831 ihre Geltung verloren hat. 


Auszug aus der VBerorbnung vom 15. Dezember 1814. 


1) Die Eigenthümer von Privatwaldungen follen die darin zu führenden jähr— 
lichen Hauungen nicht anders als nad ben Regeln ber Holzzucht anlegen, und 
biefelben nicht Über die Grenzen ber nachhaltigen Ertragbarfeit des Waldes aus: 
dehnen. Erheiſchen es dringende Umftände, daß fie einen ertraordinären Holz: 
fhlag vornehmen, jo muß zuvörderſt bie Genehmigung biesjeitiger Lanbesitelle 
eingeholt werben. 

2) In Anfehung dev Schonung ber jungen Schläge haben fich gedachte Eigen: 
thümer ben Regeln des Forſtſchutzes zu unterwerfen, bei Strafe, als Frevler an: 
gefehen zu werden, wenn fie zur Ungebübr die dem Viehe noch nicht aus dem 
Maule gewachſenen Diftrifte beweiden laſſen. 

3) Ausrottungen und Urbarmachung von Privatwaldland dürfen, bei denen 
in den Artikeln 63 u. 64 ber Verordnung vom 30. Juli ſeſtgeſetzten Strafen !), 
ohne Genehmigung biesfeitiger Landesftelle nicht vorgenommen werben. Hievon 
find jedoch die einzeln im Felde liegenden Waldparzellen ausgenommen, welde nur 
20 rheinländifhe Morgen, und weniger groß find, 


»-—- —- 


1) 63. Wer unerlaubter Weife mit Holz beitandenes Waldland ausftodt, muß den 
in foldem Fall durch den Forſtmeiſter oder Oberförfter aufzunehmenden 
Schaden erfegen, bezahlt 6 Fr. Strafe für jede Quadratrutbe und darf bas 
ausgeftodte Land nicht weiter bearbeiten. 

64. Wer unbefugter Weife unbeitodtes Waldland (Waldtriefher) urbar 
macht, ift der Ernte verluftig, welche für Nechnung bes Befigers von Grund 
und Boden, oder, wenn biefer jelbft der Thäter ift, für Rechnung ber Staats— 
Fafie Fonfiszirt wird; bezahlt eine Strafe von 3 Fr. für jebe Quabratruthe, 
und muß das urbar gemachte wieder zu Waldland liegen laſſen. 


38* 
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Mebertret- 
ungen in 
Bezug auf 
Fiſch- und 


Krebsfang. 


- 


Art. 231. 


Einer Geldftrafe bis zu 25 fl. oder einer Arreftftrafe bis zu 
8 Tagen unterliegt: 

1) wer den beftebenden Fiſchereiordnungen oder den oberpoli- 
zeilihen Vorfchriften über die Zeit und Art des Fiſch- und 
Kreböfanges zumwiderhandelt; 

2) wer außer der durch Herkommen oder ortöpolizeilihe Vor— 
fchrift feitgefegten Frift und außer Nothfällen Fiſchwaſſer 
ohne. vorgängige rechtzeitige Benachrichtigung des Filchereis 
berechtigten gänzlich abzapft oder ablaufen läßt; 

3) wer unbefugt oder gegen ein ihm bejonderd eröffnetes 
diftriftspoligeiliches Verbot Fiſchwaſſer ſchlämmt oder aus 
demjelben Binfen, Schilfgewächſe oder andere Wajferpflan- 
zen räumt oder Waflergräfer an den Rinnfaalen abmäht. 

Ein ſolches Verbot kann für die zur Nutzung des Waſſers 
oder der Waſſer- und Uferpflangen berechtigten Perſonen nicht 
auf die Monate Auguft und September erftredt werden. 

Bei den unter Ziff. 1 bezeichneten Webertretungen fann im 
Rüdfalle Geld- und Arreftftrafe mit einander verbunden werden. 

Die bei der verbotenen Art der Ausübung des Fiſch- und 
Kreböfanged gebrauchten Geräthe werden fonftszirt. 

Fifhe, deren Fang während der Laichzeit verboten ift, oder 
welche das vorgejhriebene Normalmaß oder Normalgewicht nicht 
haben, unterliegen der Konfisfation, wenn fie zu Marfte gebracht 
oder fonjtwie feilgeboten werden. 

Die dermalen beftehenden Fiſchereiordnungen können durch 
oberpolizeilihe Vorjchrift revidirt und abgeändert werden. 


1) Die Beitimmung des Abſ. 1 Ziff. 1 it gegen jene Handlungen 


‚gerichtet, welche die Nachhaltigkeit der Fijcherei als eines wichtigen Zweiges 


bes volkswirthſchaftlichen Einkommens bedrohen, 3. B. das Fiſchen zur 
Laichzeit, mitteld Garnen mit engen Mafchen, mittels Fadeln und Feuer 
u. dgl. oder welde die Fiſchbrut zerjtören oder aus gefundheitspolizeilichen 
Nüdfichten, wie 3. B. das Fiſchen mit f. g. Tollförnern (lolium temulen- 
tum) nicht zu dulden find (Mot. d. Entw. zu Art. 282). Die betreffenden 
Handlungen können von zur Fifcherei berechtigten Perfonen wie von Nicht: 
berechtigten verübt werden, leßteren Falles tritt die Beitimmung des StGB, 
Art. 289 Abſ. 2 in Wirkfamteit. 

Durch Minifterialbefanntmahung vom 28. Mai 1862 $. 2 (Regbt. 
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©. 930) find ſämmtliche im den Landestheilen biesjeits des Rheins ber: 
malen bejtehende Fifchereiordnungen und Vorſchriften über die Art und Zeit 
bes Fiſch- oder Krebsfanges, welche auf Gefegen, Verordnungen oder Mi: 
nifterialanordnungen beruhen, aufgehoben, und ſollen durch oberpofizeiliche 
Vorſchriften der Kreisregierungen erjeßt werden. Die beftebenden lokalen 
ober bijtriftiven Anordnungen der Art find damit nidyt berührt. 

In der Pfalz enthalten die Beftimmungen der Art. V bis XU, XIV, 
XVI und XVII des 31. Titel$ der ordonnance des eaux et des forets 
vom 13. Augujt 1669, veröffentlicht durdy arret€ des Directoire ex&cutif 
vom 28. Messidor VI und Art. 1 des Gef. vom 21. Ventose IX das 
Berbot gewifjer Arten des Fiſchfanges. Die Unzwedmäßigfeit der beftehen- 
den Strafbeftimmungen hatte die Staatsregierung bereits auf dem Landtage 
von 1859 veranlaßt, einen Gejebentwurf zur Abänderung derjelben vorzu: 
legen (Beil.:Bb. I ©. 1 f.), welcher nicht zu einem Geſammtbeſchluſſe ge: 
führt bat. 

Die materiellen Beitimmungen dieſer verſchiedenen Vorjchriften unter 
Erſetzung der Strafbeftimmung durch jene des Art. 231 bleiben fo lange 
in, Geltung, bis diefelben auf Grund des Art. 231 Abf. 6 unter Einhalt: 
ung der Beftimmung des Art. 45 Abſ. 2 durch neuere oberpolizeiliche Vor: 
fhriften abgeändert werden. A. II ©. 258. 

Auf die Berechtigung zur Ausübung der Fifcherei können polizeiliche 
Gebote über die Art und Weife der Ausübung des Fiſchfanges feinen Ein- 
fluß ausüben. Da nad den in der Pfalz beftehenden Gefegen das Fiſchen 
mit der ſchwimmenden Handangel in öffentlihen Gewäffern nad) den be— 
ftehenden Geſetzen ausdrüdlich erlaubt ift, ſohin diefe Art des Fiſchfanges 
für Jedermann als eine berechtigte erjheint, fo kann dieſe Berechtigung 
durch oberpolizeiliche Vorfchrift nicht befeitigt werben; hiezu wäre ein Geſetz 
erforderlich. 

2) Ziff. 2 u. 3 des Abſ. 2 bezweden die Verhütung von Handlungen, 
welche den Fifchereiberedhtigten zum größten Nachtheil gereihen, insbefondere 
ben Fifchlaich zerftören und damit die Fiſchzucht beeinträchtigen, Die in 
Ziff. 2 erforderte Anzeige, durch beren rechtzeitige Erftattung ber Fifcherei- 
berechtigte in den meijten Fällen in den Stand geſetzt wird, ſich gegen 
Schaden zu wahren, wurde nidyt für nothwendig erachtet, wenn für bie 
Ablaffung beftimmter Gewäſſer, z. B. der Kanäle, firirte Termine bejtehen, 
indem bier das DVerfchulden auf Seite des Fifchereiberechtigten fein würde, 
wenn er bie zur Sicherung feiner Intereſſen erforberlihen Borkehrungen 
nicht rechtzeitig trifft. A. II ©. 258. 


— — ——— 


Nahträge 


Während des Drudes ergab ſich mandyer Anlaß, einzelne Aeußerungen 
in früher behandelten Materien nochmals zu prüfen unb zu berichtigen, 
ober auf Bedenken näher einzugehen, welche mir durch angefehene Praktiker 
geäußert worden waren. 

No in höherem Grade wurden Nadıträge durch die zahlreichen wäh— 
rend des Drudes zum Bollzuge des PStGB. ergangenen neueren Verord— 
nungen und oberpolizeilichen Vorſchriften der Staatsminifterien veranlaßt, 
woburd ber im Terte des Kommentars geſchilderte Standpunft mehrfach 
mwejentlich geändert worben iſt. So weit die Berüdfichtigung diefes neueren 
Materiales noch während des Drudes möglih war, ift diefelbe durch Ab— 
änderungen oder Zuſätze zum urfprüngligen Terte bewirkt worden. So 
weit dieſes nicht mehr möglich gewefen ift, werbe ich in biefen Nachträgen 
das polizeirechtlihe Material auf den Mitte Juli 1862 beftandenen Stand- 
punft duch Zuſätze und Verweifung auf die neueften Quellen zurüdführen. 

Eine ber wohlthätigften Folgen der neuen PBolizeiftrafgefeßgebung be 
fteht darin, daß die Stagnation, in welche das bayerifche Polizeirecht ver: 
funfen war, nunmehr aufgehört hat. Durch die Nothwendigkeit, den auf 
Verordnungen und generellen Vorſchriften der Staatsminifterien beruhenden 
Theil des bisherigen Polizeirehtes zu revidiren, dafjelbe den Beitimmungen 
und dem Geifte des Gefegbuches anzupaffen, ift die anordnende Thätig: 
feit der hoben Staatspolizei innerhalb des ihr gefeßlih angewiejenen Ge 
bietes in einen Fluß gerathen, über dem der Hauch eines frijcheren, freieren 
Lebens ſchwebt. 

Wird in diefem anerfennungswerthen Geifte fortgefahren, fo wird bie 
Praxis bald nicht mehr in der Lage fein, aus dem maflenhaften Materiale 
das wenige Anwendbare berausflauben und fi ein nothdürftiges Moſaik— 
bild des allenfalls Geltenden mühfam zufammenftellen zu müffen, fondern 
das dem Standpunkte der Gegenwart Entiprehende wird dem Staats: 
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bürger, dem Richter und Polizeibeamten in einem klaren, präciſen, in der 
bündigſten Faſſung zufammengedrängten Texte geboten werben; viele nach 
Beſchaffenheit der Quellen bisher faym lösbare Zweifel, z. B. über bie 
Kompetenz zu bejtimmten Arten polizeiliher Verfügungen, werden verſchwin— 
den und bie freie Bewegung des bürgerlichen LXebend wird von mander 
Fefjel entledigt werben, an welcher im bisherigen Verordnungsredyte mit 
Üengftlicgkeit feftgehalten worden war. 

Die Durdharbeitung aller Materien, bei welchen das Verordnungsrecht 
ber Krone oder der Staatsminifterien Anlaß finden wird, das Beftehende 
zu fihten und neu zu geftalten, konnte bis 1. Juli 1862 nicht beenbigt 
fein; die neue Entwidelung ift daher nicht abgejchloffen, und in vielleicht 
nicht fehr ferner Zeit wird mande im Kommentar enthaltene Darftellung 
des geltenden Polizeirechtes zu den veralteten Dingen gehören. Daher wird 
fi im Intereſſe der Befiger der beiden erften Ausgaben diejes Kommen: 
tars das Bedürfniß ergeben, in einer Zeit, wo ein vorläufiger Abſchluß 
ber neueren Entwidelungsreihe angenommen werben kann, dieſes Werf einer 
Revifion zu unterziehen, um das an das PStGB. ſich anfhliegende Poli: 
zeireht, jo weit es nicht blos in den Kreis der provinziellen,, biftriftiven 
und lokalen Anordnungen fällt, unter Nachweiſung und möglichſt überſicht— 
licher Mitteilung der wichtigiten Quellen in Form eines umfafjenderen 
Nachtrages auf den neugewonnenen Standpunkt zu ftellen; eine Arbeit, ber 
ich mich nicht entziehen werde, wenn mir bie Kräfte dazu verbleiben. 


Zu Art. 1 und ©. 73 des Kommentars. 


Ueber das Zufammentreffen von Kontraventionen gegen die Giegeltare 
und von Defraudationen der Auffhläge, Mauten und Zölle mit Berbreden 
und Vergehen ift dur Lönigl. Berordnung vom 12. September 1815 
(Reg.:Bl. ©. 771) unter Ziff. V—VII Folgendes beftimmt worden: 


V. Kontraventionen gegen die Siegeltaxe und Defraubationen ber Auf: 
ſchläge, Mauten und Zölle gehören nur alodann zur Kompetenz ber Straf: 
gerichte, wen fie mit einem Verbrechen oder Vergehen als eine und biejelbe 
Handlung erfcheinen oder wenigftens damit in unmittelbarer Verbindung und 
Beziehung fiehen. In bdiefem Falle hat fich daher die abminiftrative Behörde 
mit der Sache nicht zu befaffen, und, wenn fie fhon eine Unterfudung an: 
gefangen bat, ſolche abzubredhen, und das weitere ber Juſtizbehörde zu über: 
laffen, welche jedoch, vor dem Erfenntniffe, mit ber abminiftrativen Behörbe 
über ben Betrag bes befraudirten Gefälles, ſowie Über die nady ben beſtehen— 
ben Vorfchriften eintretende Geld» und Konfisfationsftrafe zu fommuniziren, 
und in Anjehung diefer beiden Punkte bie Vorſchriften bes Strafgeſetzbuches 
Thl. II Art. 7 jebesmal genau einzuhalten hat. Desgleichen fol die Juſtiz— 
behörde in Fällen, wo die bejonderen Umftände der Defraubation ober bie 
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hierüber vorhandenen Normen aut das Etrafuriheil weientlihen Einfluß haben 
fönnen, das Gutachten ber abminiftrativen Behörde, wo fie es nötbig findet, 
einholen. 

Am Falle der Losſprechung ober Entlaflung von ber Auftanz finden bie 
oben angeführten Art. 355 u. 357 bier gleihe Anwendung. 

VI. Aft hingegen bie Defraubation abgejonbert und unabhängig von bem 
unterfuchten Verbrechen oder Vergeben begangen worden, jo wirb bie Defrau- 
dation von ber geeigneten abminiftrativen Bebörbe ohne alle Einwirfung ber 
Strafgerihte unterfucht und behandelt, diefen ſteht es jebod frei, von ber ab: 
minifirativen Unterfuhung und Entſcheidung infeferne Einſicht zu nehmen, 
als fie es binfichtlich des Peumunded eines Angeſchuldigten oder in anderer 
Beziehung bes Prozekganges nötbig eradten. 

VII. Die abminiftrative Unterfuhung und Behandlung wird burd bie 
eintretende firafgerichtliche Unterfuhung, felbft in dem Falle ber Verbaftung 
bes Angeſchuldigten, nicht unterbroden , foferne im letzten Kalle ber Defrans» 
bant zu jener einen Anwalt ernennen, ober biefer für denfelben von Amts— 
wegen beftellt werben fann. Erleidet jedoch die abminiftrative Unterfuhung 
durch ben Sriminalprozeß eine unvermeiblihe Unterbrechung, fo lebt fie nad 
bem Erkenntniſſe des Strafgerichtes fogleich wieder auf. 


Diefe zur Zeit der ungetheilten föniglichen Geſetzgebungsgewalt mit 
Sefegesfraft ergangene und zunähft als Novelle zum StGB. von 1813 
Thl. I Art. 14 erlaffene Verordnung ift zwar durch Art. 36R des Straf: 
prozeßgefehes vom 10. November 1848 infomweit aufgehoben worden, als 
fih deren prozeffualifhe Beftimmungen auf Art. 14 des StGB. von 1813 
Th. II beziehen, allein hiedurch find die übrigen nicht prozefjualifhen Be: 
fimmungen jener Verordnung nicht beeinträchtigt worben. 

Diefelbe enthält aber einen ſehr mwichtinen Grunbfaß, der nicht dem 
Prozehrehte angehört, fondern dem materiellen Strafrechte, nemlidy den 
Grundfag, daß der Strafrichter, felbft dann, wenn er wegen Konnerität 
mit einer anderen ftrafbaren That eine jener Defraudationen abzuurtheilen 
bat, und felbft im Falle einer idealen Konfurrenz, wenn durch eine und 
diefelbe Handlung ſowohl eine Defrandation als ein Verbredyen ober Ber: 
geben verübt worden tft, die Defraudationsftrafe niemald durch die Ver: 
brechens- und Vergebensftrafe als abforbirt annehmen darf, fondern daß 
die fiskaliſchen Anſprüche auf das entzogene Gefäll, auf die Geldftrafe und 
Konfisfation von dem Strafrichter wie privatrechtliche Anſprüche bes Fiskus 
angefeben und nah StGB. TH. II Art. 7 behandelt werben müſſen. 

Diefe Beftimmung ift eine fpezialgefeßlihe Supplementarbeftimmung 
zu ben verjchiedbenen über die Beitrafung ber angeführten Defraudations: 
fälle ergangenen Spezialgejegen. Da nun im Sinne der Motive zum 
Strafgefegbuche fpezialgefeglihe Beftimmungen den Beftimmungen ber 
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I. Abtheilung des Strafgeſetzbuches allenthalben vorgehen follen, da nad 
Einführungsaefeß Art. 7 Abf. 2 die abweichenden Beftimmungen ber be— 
treffenden Spezialgefege ben Beflimmungen ber I. Abth. des StGB. ent- 
fhieden vorzugehen haben, fo wirb es am meiften für fidy haben, wer bei 
einem Zufammentreffen ber oben genannten Kontraventionen und Defrau: 
bationen mit DVerbrehen, Vergehen und MUebertretungen im Sinne bes 
StGB. bezüglich des Ausſpruches durd die Defraubation verwirkter Gelb: 
ftrafen nicht Art. 84 des StGB., fondern die Verordnung von 1815 als 
das maßgebende Gefeß erachtet wird. 

Die Nothwendigkeit einer gefonderten Zuerfennung der durch eine Zoll: 
befranbation verwirkten Geldftrafe neben der Strafe des zufammentreffen- 
ben Verbrechens oder Vergehens dem bisherigen Straf: und Prozeßrechte 
gegenüber ift durch OAGE. v. 21. Mai 1852 (Fertig, Sammlung ber 
Minifterialentfchliefungen u. f. w. II ©. 203 und Seel, Repertorium 
zum StPO. von 1848 ©.45) anerfannt mworben. 


Zu Art. 24 ©. 135. 

Der einzige geſetzlich feftgeftellte Fall, wo bei dem Zufammentreffen 
einer Bolizeiübertretung mit anderen Polizeiübertretungen ober mit ftraf- 
baren Handlungen anderer Art nit PStGB. Art. 24, jondern StGB. 
Art. 84 in Anwendung fommt, ergibt fi bei Prekpolizeiübertretungen, 
indem durch Einf.:Gef. Art. 3 Ziff. 8 ausbrüdlich vorgefchrieben wurbe, 
baß bie im Art. 46 des Preßgeſetzes enthaltene Allegation nunmehr auf 
Art. 84 des StGB. zu beziehen ift. Diefe Beftimmung enthält allerdings 
bem Art. 24 und 31 des PStGB. gegenüber eine große Singularität, 
welche jih daraus erflärt, daß die Entwürfe des Einf.-Gef. aus dem Ju— 
ftizminifterium, jene über das PStGB. aus dem Minifterium des Innern 
hervorgegangen find, und daß bei ber Redaktion des Art. 3 Ziff. 8 und 
bei ber fpäteren Behandlung dieſer Stelle ber ſich ergebende Widerſpruch 
gegen bie angeführten Artikel des PStGB. überfehen wurde. Indeſſen ift 
jedenfalls Art. 3 Ziff. 8 des Einf.-Gef. für Preßpolizetübertretungen eine 
ganz fpezielle Geſetzesvorſchrift, welche unzweifelhaft für biefe Fälle dem 
PStGB. Art. 24 und 31 vorgeht. 


Zu Art. 25. 


Die in dem Kommentar ©. 145 Abf. 5 im lebten Satze gemachte 
Aeußerung: 

„Die Beſtimmung des Art. 25 Ziff 2 iſt nicht anwendbar, wenn bas 

rechtzeitig erlaffene Erfenntniß II. Inſtanz mittels der Nichtigkeitsbeſchwerde 

angegriffen und dieſe nicht binnen 6 Monaten nad ber Einlegung erledigt 
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wird. Die rechtskräftig erfannte Strafe fann auch in biefem Falle nur ge: 
mäß Art. 26 verjähren.” 
„Wird in Folge einer als begründet anerfannten Kaffation eine neue 
Aburtheilung in I. oder II. Inſtanz nothwendig, fo muß diefe innerhalb ber 
im Art. 25 Ziff. 1 u. 2 feftgefeßten Friften erfolgt fein, wenn bie Verjährung 
ber Strafbarfeit nicht eintreten foll.” 
fann nad) reiferer Ueberlegung nidyt aufrecht erhalten werben. 


Im Geſetze felbft findet ſich keine ausdrückliche Antwort auf die Frage, 
wie die Verjährung der Strafbarkeit zu behandeln fei, wenn innerhalb ber 
Frift des Art. 25 Ziff. 2 ein Erkenntniß erfolgt, welches eine neue Abur: 
theilung ber Sache nöthig macht. 

Faßt man den Wortlaut des Gefeges in's Auge, fo ſcheint allerdings 
nur ein ſolches Erfenntniß I. Inftanz, weldyes binnen 6 Monaten von dem 
Tage ber Uebertretung an ergangen ift, und nur ein ſolches Erkenntniß 
böherer Inftanz, weldes binnen 6 Monaten nad Einlegung eines Rechts: 
mitteld gegen das Urtheil I. Inftanz ergangen ift, die Verjährung ber 
Strafbarkeit ausfchließen zu Eönnen. 

Allein im Sinne des Geſetzes ift die Verjährung unterbroden und 
die Verjährung der Strafklage ausgefhloffen, fobald innerhalb der Frift 
des Art. 25 Ziff. 2 ein Erkenntniß höherer Inſtanz, welches möglicher: 
weife auch ein Fafjatorifches Erfenntniß fein kann, erlaffen worden tft. Be: 
fteht aber die Strafflage fort, fo muß man aus dem Grunde des Art. 25 
Ziff. 2 ſchließen, daß auch die Verfolgbarkeit berfelben innerhalb einer glei— 
hen Frift wie bie urfprüngliche möglid fein müſſe. Dagegen madt 
Art. 25 Ziff. 2 keinen Unterfchied zwoifchen ber Einlegung eines ordentlichen 
und eines außerordentlihen Rechtsmittels; weshalb auch die Aburtheilung 
des leßteren an bie Friften des Art. 25 Ziff. 2 gebunden ift, wenn ba- 
durch die Verjährung ber Strafflage gehindert fein foll. 

Man wird daher genöthigt fein, im Wege der logifhen Auslegung 
die Beftimmung des Art. 25 folgender Weife zu erweitern: 

Wird durd ein innerhalb gefeglicher Frift ergangenes Erkenntniß 
höherer Inſtanz eine neue Aburtheilung in I. oder IL Inſtanz er: 
forberli, fo tritt die Verjährung nur dann ein, wenn bie neue 
Aburtheilung nicht binnen 6 Monaten nah Erlafjung bes kaſſato— 
rifhen Erfenntnifjes erfolgt ift. Iſt das innerhalb dieſer Frift er: 
gangene neue Erfenntniß ein Erfenntniß I. Inftanz, ſo verjährt die 
Strafbarkeit nur dann, wenn die Aburtbeilung des dagegen einge: 
legten Rechtsmittels nicht innerhalb der Frift bes Art. 25 Ziff. 2 
ftattgefunden hat. 

Nah diefem Grundfuge würde eine neue Aburtheilung felbit dann 
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nicht auszufchließen fein, wenn ein binnen 6 Monaten nad Erlegung eines 
Rechtsmitteld gegen das Erkenntniß I Inftanz ergangenes Erkenntniß 
I. Inftanz mit der Nichtigkeitsbefhwerde angefochten wird, foferne nur bie 
Aburtheilung der Nichtigkeitsbefhwerde binnen 6 Monaten nah Einlegung 
diefes Rechtsmittels erfolgt iſt; felbft wenn dies nicht binnen jener 6 Mo: 
nate gefchehen ift, welche vor der Einlegung bes Nechtsmittel® gegen das 
Ertenntniß I. Inftanz an laufen; da jede Iegale Aburtheilung einer höheren 
Inftanz im Sinne des Gefeges eine neue fehsmonatliche Frift zur weiteren 
prozeßorbnungsmäßigen Verfolgung der Sade eröffnet. Dagegen fann ein 
ipäter als binnen 6 Monaten nad Einlegung der Nichtigkeitsbefchwerde 
ergangenes kaſſatoriſches Erkenntniß die Verjährung der Strafflage nicht hindern. 

Auf wefentlich gleichen Grundfägen beruht ein Erkenntniß bes oberiten 
Gerichtshofes vom 29. Juli 1854, welches biefelbe Frage gegenüber dem 
Art. 71 des Forftgefebes beurtheilt hat (Zeitſchr. f. Geſetzg. u. Rechtspfl. 
Bd. 1 ©. 361). Art. 71 Abſ. 2 des Forſtgeſetzes, welcher ausbrüdlich be 
ftimmt, daß die vom Tage der Einlegung eines Nechtsmitteld gegen das 
Erkenntniß I. Inftanz laufende neue ſechsmonatliche Verjährungsfrift durch 
jedes weiter erfolgende Erfenntniß unterbrochen wird, und vom Tage befielben 
von neuem zu laufen beginnt, kann wohl auch als Mittel zur Auslegung 
bes Art. 25 Abf.2 des PStGB. benügt werben, 
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Da auch im Art. 26 zwifchen orbentlihen und außerorbentlichen 
Rechtsmitteln nicht unterfchieden ift, fo ift anzunehmen, daß auch im alle 
der Einlegung einer vom Kaffationshofe als unbegründet erfannten Nich— 
tigkeitsbeſchwerde die Strafverjährung erft von dem Tage bes rejektorifchen 
Erkenntnifjes beginnt. 

Zu Art. 30. 


Zu ber ©. 157 Abſ. 8 und 9 behandelten Frage ift noch der ober: 
appellationsgerichtlihe Plenarbefhluß vom 19. Mai 1857 (Regbl. S. 701) 
zu vergleichen, welcher die im Kommentare angenommene Anſicht in fol 
gender Weife formulirt hat: 

Einem nad dem Strafprozeßgefeße von 1818 erlafjenen ftrafge: 
gerichtlichen Erkenntniffe, wodurch eine Trage entſchieden ift, welde 
der Entjheidung einer Civilſache präjubizirt, fommt vermöge feiner 
Rechtskraft für dieſe legtere die Wirkung eines volllommenen Be 
weifed zu; dem freifprechenden jedoch nur infoweit, als baffelbe 
einen Thatumjtand in bejabender oder verneinender Weiſe als ge: 
wiß befundet hat. 

©. aud Zeitſchr. f. Gefeßgebung u. Rechtspflege Bd. IV ©. 484. 
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Zu den Shlußbemerkungen am Ende ber erften Abtheilung. 

Die in biefem Werke ©. 203 geäußerte Anfiht, daß bie Polizeibe- 
hörden nicht verpflichtet feien, alle zu ihrer Kenntniß gelangten Polizeiüber: 
tretungen der Staatsanwaltſchaft anzuzeigen, fondern die8 nur dann zu 
‚tun Haben, wenn bie Verfolgung im Intereſſe der polizeilihen Aufgabe 
als angemefjen oder nothwendig erfhheine; haben Bedenken erregt, melde 
mich veranlaffen, dieſe wichtige Frage nochmals genauer zu erörtern. 

Unterfucht man bdiefe Frage nad dem Ausſpruche pofitiver Gefeße, fo 
ergibt fi Folgendes: 

I. Für das pfälzifhe Recht. 

Daffelbe unterfcheidet bekanntlich eine abminiftrative und eine gericht: 
liche Polizei. Die Aufgabe der letzteren befteht darin, Verbrechen, Vergeben 
und Uebertretungen zu entdeden, bie Beweife zu fammeln und bie Schul: 
bigen den Strafgerichten zu überliefern. Code d’instr. erim. art. 8. 

Die höheren. Organe der Gerichtspolizei, die Staatsanwälte an ben 
Bezirksgerichten und beren Hilfsbeamte, die Friedensrichter, die Genbar: 
merieoffiziere, die Generalpolizeitommiffäre (eine Charge, die in der Pfalz 
nicht befteht) und die Unterfuhungsrichter find nur zur Entdedung und 
Verfolgung von Verbrechen und Vergeben berufen, und auch die Bür- 
germeifter, deren Adjunften und die gewöhnlichen Polizeifommifjäre haben 
in ihrer Eigenfhaft als Hilfsbeamte des Staatsprofuratord nur biefelbe 
Berpflihtung. A. a. O. Art. 22, 48, 50. 

Die befonderen Organe zur Entdeckung und Verfolgung der Polizei: 
übertretungen find: 

1) die gewöhnlichen Polizeitommiffäre, deren Aufgabe fi auf alle 
Arten von Polizeiübertretungen mit Einfluß der Feld» und Waldfrevel 
erftredt; a. a. O. Art. 16; 

2) in beren Grmangelung oder Verhinderung bie Bürgermeifter und 
deren Adjunften mit gleicher Amtswirkfamkeit; a. a. O. Art. 14; 

3) die Feldhüter und die Hilfsorgane ber Forftpolizei für die in ihren 
befonderen Wirkungskreis einfchlagenden Uebertretungen; a. a. O. Art. 16. 

Nur die zur Entdedung und Berfolgung der Polizeiübertretungen ges 
ſetzlich berufenen Organe find verpflichtet, die von ihnen entdedten und ver: 
folgten Uebertretungen dem Vertreter der Staatsanwaltfhaft bei dem Po: 
lizeigerichte, beziehungsweife bei Forſtfreveln der verfolgungsberchtigten 
Forftbehörde anzuzeigen. A. a. DO. Art. 15, 18, 20. 

Tür die Behörden der Adminiftrativpolizei und jelbft für bie höheren 
Drgane der Gerichtspolizei befteht ebenfowenig, wie für andere Staatsbe- 
amte eine Verpflichtung zur Anzeige der etwa zu ihrer Kenntniß gelangten 
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Polizeiübertretungen, vielmehr beſchränkt Art. 29 die Verpflichtung aller 
öffentlichen Behörden, Funktionäre und Beamten auf bie Anzeige der wäh: 
rend ihrer Amtsverrichtung zu ihrer Kenntniß gelangten Verbrechen und 
Bergehen, ohne hiebei der Poligeiübertretungen zu erwähnen. 

Zwar find nah Art. 10 die Präfekten der Regierungsbezirfe und der 
Polizeipräfelt von Paris ermächtigt, Verbrechen, Vergehen und Bolizeiüber: 
tretungen mit den Befugniffen eines Gerichtspolizeibeamten zu verfolgen 
oder durch Requifition eines Gerichtspolizeibeamten verfolgen zu laſſen, 
allein fie bejigen hiezu nur eine Berechtigung (pourront), nicht eine 
Verpflichtung. 

In der Pfalz find daher nur einige ſpeziell durch das Gefek 
biezu beauftragte Organe ber Gerichtspolizei zur Anzeige der von ihnen 
entdeckten oder durch Anzeige oder Beſchwerde bed DVerlegten zu ihrer 
Kenntniß gelangten Polizeiübertretungen verpflichtet, nicht aber bie übrigen 
Polizeibehörden und nicht einmal die übrigen Beamten der Gerichtspolizei. 

U. In den LZandestheilen diefjeits des Rheines befteht die Rechts— 
quelle über das Verhältniß der Polizei zu den Strafgerihten in ben zur 
Zuftändigkeit der legteren gehörigen Straffahen in den einfhlägigen Be: 
fimmungen des StGB. von 1813 TH. 1. 

Im Art. 18 ift die Verpflichtung der Polizeibehörden ausgeſprochen, 
Verbrechen und Vergehen zuvorzufommen, in ihrem Laufe zu unterdrüden 
und nad begangener That die Ausübung der Strafrechtöpflege zu unter: 
fügen. Im Art. 19 ift benfelben zu legterem Zwecke eine Reihe gerichts— 
polizeiliher Handlungen geftattet und zur Pflicht gemacht, allein der ganze 
Artikel nebft dem damit zufammenhängenden Art. 20 und 21 bezieht ſich 
nur auf ben Fall, wenn eine Polizeibehörde von einem Verbrechen ober 
Vergehen Kenntniß erlangt hat. 

Don Polizeiübertretungen ift bier nicht bie Rede und felbjt bei Auf: 
bebung der polizeilihen Strafgerichtsbarkeit und Weberweifung der Abur: 
theilung der Bolizeiübertretungen an die Gerichte bat der Gefeßgeber an 
feinem Orte, weder im Gerichtsverfafjungsgejege noh im Einführungsges 
feße oder dem PStGB. es als nothwendig befunden, dasjenige, was im 
StGB. v. 1813 Th. I Art. 19—21 in Bezug auf Verbrechen und Ver: 
gehen verordnet ift, ganz oder theilweife auf Polizeiübertretungen zu über: 
tragen. Auch durch Art. 66 des Einf.Geſ. ift das nicht gefhehen. Es 
ift bier zwar im Allgemeinen für das prozefjualifche Verfahren der Ein: 
zelnrichter auf das Berfahren in Vergehensſachen vermwiefen worden, allein 
bie angeführten Artikel enthalten feine prozeſſualiſche, ſondern eine orgas 
niſche Beſtimmung. 

Aus StGB. IT Art. 60 läßt fi zwar ber Satz ableiten, daß eine 
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Polizeibehörbe, wenn fie eine Anzeige dritter Perſonen über eine zur rich— 
terlihen Zuftändigfeit gehörige Uebertretung aufgenommen bat, verpflichtet 
ift, diefe Anzeige dem Polizeigerichte oder dem Vertreter der Staatsbehörde 
mitzutheilen. Allein hieraus läßt ſich feine Verpflichtung der Polizeibehörden 
ableiten, alle Beobadytungen und Erfahrungen ihrer Beamten und unterge: 
ordneten Agenten, welchen möglidherweije der Thatbeitand einer Polizeiüber: 
tretung entnommen werden kann, ober alle hierauf bezüglichen Mapporte 
ihres Perſonals den Polizeigerichten oder der Staatsanwaltſchaft mit: 
zutbeilen. 

Eine Gerichtspolizei it überhaupt in den rechtsrheiniſchen Landes: 
theifen nicht organifirt, ebenjowenig iſt ein bejtimmter Theil des polizei: 
lihen Perſonals zur Entdedung und Berfolgung ber Polizeiübertretungen 
fpeziell auserfehen und gefeglih zum unmittelbaren Benehmen mit den Or: 
ganen der Staatsanwaltihaft und der Strafrehtspflege verpflichtet; die 
gefammte Polizei in Bayern jteht daher den Organen der Strafgerichts: 
barkeit für Polizeiübertretungen in feiner anderen Weife gegenüber als die 
adminiftrative Polizei in Frankreih und der Pfalz. Da nun die gefjammte 
BVolizeiverwaltung, foweit nicht die Gefege Direktiven für ihre Ausübung 
geben, ihre Direftiven von dem oberjten Inhaber der Polizeiverwaltung 
und den Organen der Oberpolizei innerhalb der Gränzen ihrer Zuftändig- 
keit zu empfangen bat, fo befteht Fein gefeßliches Hinderniß, daß das Ver: 
halten der Polizeibehörden in Fällen, wo fie eine Uebertretung polizeilicher 
Borjchriften wahrgenommen oder durd ihr Unterperjonal in Erfahrung ge: 
bradt haben, fo meit nicht das PStGB. oder ein ſonſtiges Gejeb bier: 
über eine präcife VBorfchrift gibt, im Wege der Verordnung und der Dien- 
ftesinftruftion geregelt werben könne. 

Die Anzeigepflicht und das Berhalten der Hilfsorgane der Forftpolizei 
in Forftftraffachen ift dur 8. 117—141 des Forſtgeſetzes gejchlich geregelt. 

Unterfuht man die Frage nad der Natur der Sache, nad der bie- 
berigen Praris und nad dem Sinne und Geijte des PStGB., fo werden 
ſich folgende Ergebniſſe herausſtellen: 

Der Zweck der ganzen Geſetzgebung und Strafrechtspflege in Bezug 
auf Polizeiübertretungen beſteht darin, die Befolgung der Polizeigeſetze und 
der legal erlaſſenen Polizeivorſchriften zu ſichern, um der Polizei die Er— 
füllung ihrer Aufgabe möglich zu machen. Kann dieſer Zweck ohne Strafe 
erreicht werden, ſo iſt das um ſo beſſer. Die Polizeiſtrafgeſetzgebung kann durch— 
aus nicht den Zweck haben, die Polizeiverwaltung einer Buchſtabenherrſchaft 
bes Geſetzes zu unterwerfen und biefelbe zu nöthigen in allen Fällen, wo 
der Buchſtabe des Geſetzes momentan übertreten war, Strafmaßregeln in 
Bewegung zu fehen. > 


- 
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Zu jeder Zeit Tag es im Geifte einer vernünftigen Polizeiverwaltung, 
für die Aufrehthaltung der Ordnung und für die Befeitigung des polizei- 
widrigen Verhaltens fo viel als möglih dur perfönlihe Einwirkung ihrer 
Organe zu wirken und nur im Falle der Fruchtlofigkeit ihrer Bemühungen, 
im Yale des Ungehborfams und der Widerfpenftigfeit Strafeinfchreitungen 
zu Hilfe zu nehmen. Hierbei muß natürlih mande geringfügige Uebertret: 
ung, wenn auch faktiſch bereits eine Zuwiderhandlung gegen eine unter 
Strafe geftellte Vorfchrift vorliegt, überjehen werden dürfen, wenn nur auf 
Warnung oder Aufforderung von dem polizeiwidrigen Verhalten abgelaffen 
und den Anforderungen ber Polizei Genüge geleiftet wurde. Diefe mildere 
Praris war auch bisher volllommen legal und nicht blos durch die Natur 
der Sache, fondern aud durch bie der Polizeiverwaltung ertbeilten In— 
ftruftionen gerechtfertigt. Es wird in benjelben von den Organen der 
Polizei die Erfüllung der polizeilichen Zwede und nicht immer und immer 
die Beranlaffung von Strafmaßregeln gefordert. 

Man vergleihe 3. B. bie Inftruftion für die Polizeiinfpeftoren vom 
13. November 1812 (Regbl. ©. 1945) und man wirb finden, daß diefen 
Beamten Feineswegs die Pflicht aufgelegt worden ift, jedes von ihnen 
wahrgenommene polizeiwidrige Verhalten unbedingt aufzuzeichnen und ber 
Beitrafung wegen auch nur der Polizeidirektion, deren Hilfsorgane fie find, 
zur Anzeige zu bringen ; fondern wenn ihren Befehlen, Anorönungen, Zus 
rehtweifungen, Warnungen Folge geleiftetet wird, find fie häufig nicht zur 
Anzeige verpflichtet; und nur zur Aufzeihnung, Anzeige oder Verhaftnahme 
der Widerfpenftigen oder Gewohnheitsfrevler angewiefen; z. B. in 8.8 u.9 
im $. 10 bei Abſtellung der Bettelei, wenn jie es nicht mit wiederholt bes 
tretenen Gewohnbeitsbettlern zu thun haben, in $. 15, 17, 38 Abf. 3, 
$. 39 Abf. 1 u. 2, $. 45, 48 Abſ. 2, $. 51, 52, 53, 54, 57 Abf. 2, 3, 
$. 58 Abf. 2. 

Im $. 64 ift denfelben generell die Befugnig eingeräumt, die Polizei: 
fontravenienten in geringen unbedeutenden Fällen an bie polizeilichen Vor: 
fchriften mündlich zu erinnern, fie zur Befolgung zu ermabhnen und 
zu warnen. 

Auch in der Inſtruktion für Polizeidiener v. 19. März 1801 (Döl— 
linger XII ©. 114), welde dem Bolizeidiener genau vorfchreibt, wenn 
er Anzeige maden muß, wird eine foldye nicht von allen abgeftellten Miß— 
ftänden, fondern häufig nur dann erfordert, wenn ſich der Uebertreter gegen 
bie ergangene Warnung widerfpenftig verhalten oder öfter auf gleicher Orb: 
nungswidrigfeit betreten worden ift, 3. B. in $. 7, 14, 18, 25, 30, 31, 
33, 34, 35, 36, 37, 40, 49, 51. 

In der That wäre es weber im Intereſſe der Polizeiverwaltung noch 
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im Intereſſe ber Rechtspflege zu wünjhen, wenn man ber Abfafjung des 
PStGB. den Zwed unterftellen wollte, daß jede formelle Uebertretung 
einer polizeilihen Strafvorſchrift ohne Nüdjicht auf deren Geringfügigkeit 
oder Bedeutung für die Aufgabe der Polizei und ohne Rückſicht auf bie 
Fortdauer oder fofortige Bejeitigung des polizeiwidrigen Berhaltens von 
der Polizei verfolgt, oder die Einleitung der Verfolgung wenigſtens dem 
Ermefjen der Staatsanwaltfhaft unterftellt werden müſſe. 

- Wollte man die Polizei nöthigen, ihre Organe fünftig von allen fak— 
tiſch wahrgenommenen geringfügigen Uebertretungen, weldye diejelben augen: 
blilih abgeftellt Haben, Rapporte abzunehmen und hierüber Anzeigen und 
Thatbejtandserhebungen an die Staatsanwaltſchaft gelangen zu laſſen, fo 
würde ber erekutiven Polizei in größeren Städten eine unerträgliche Laſt 
auferlegt werden, während bisher eine Mafje folder Bagatelljahen ohne 
alles Aufheben erledigt werden fonnte, Man würde der Polizei die ge: 
bäjjige Rolle des unermüdlidyen Denunzianten aufbürden, und der Staate: 
behörde oder den Gerichten die Aufgabe zuweilen, die unzähligen zwed: 
loſen und ſcheinbar vexatoriſchen Bolizeiangebereien zurüdzumeiien oder 
gänzlih unbeachtet zu laſſen, während in der Regel bie Polizeibehörde befjer 
als die Staatsbehörde oder das Gericht zu beurtheilen im Stande ijt, ob 
eine unbedeutende und für die Polizei abgethane Sade, z. B. die Nicht: 
reinigung der Straße in der vorgejchriebenen Stunde, die Benügung ber 
Straße mittelft Ablagerung von Gegenftäinden, welde den Verkehr hemmen, 
oder irgend eine Meine Zumiderhandlung gegen bie Straßenpolizei oder 
die Biktualienmarktpolizei nad bewirkter Erfüllung der polizeiliden Vor: 
fhrift noch ein weiteres Nachgehen verlohnt oder nicht. 

Bei der Abfafjung des PStGB. hat auch nicht die Abſicht beftanden, 
diefe mildere Praxis unmöglih zu machen und der Polizei eine Verpflich: 
tung aufzubürden, ale und jede Polizeiübertretungen ſelbſt in Fällen, 
wo ber polizeilihe Zwed ohne Zwangsmittel erreicht worden ift, zu erbe: 
ben und im amtlidyen Wege dem Strafgerichte oder der Staatsbehörde zur 
Anzeige zu bringen. Aus dem PStGB. ergeben fih nun folgende An: 
haltspunkte: 

Aus Art. 30 Abſ. 1 ergibt ſich, daß eine Polizeibehörde, wenn fie 
wegen einer jtrafbaren That vorläufig, d. 5. vor der Eutjcheidung des 
Strafrichters einjhreiten will, eine folde Einjhreitung nur vorbehaltlich der 
fpäteren Strafverfolgung vornehmen darf. Unter einer vorläufigen Ein: 
fhreitung können nur folde Einfhreitungen verjtanden werden, welde den 
Gebrauch polizeiliher Zwangsmittel erfordern; bloße Zurechtweiſungen, 
Warnungen, Berbote können nicht als eine polizeilihe Einſchreitung 
erachtet werden. 
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Da nun bas Gejegbud es für nöthig gefunden hat, die fpätere Straf: 
verfolgung ausdrüdlic als Bedingung der Zuläffigkeit vorläufiger Einſchreit— 
ungen zu firiren, jo läßt jih nad dem j. g. argumentum a contrario 
der Schluß bilden, daß folgeweife die fpätere Strafverfolgung keine abjo- 
lute Nothwendigfeit in jenen Fällen ift, wo die Polizeibehörde feine vor: 
läufige Einfchreitung eingeleitet hat; denn wäre bie jpätere Strafverfolgung 
eine allgemeine abjolute Regel, jo wäre es nicht nothwendig geweſen, die: 
jelbe als Bedingung einer vorläufigen Einfchreitung ausdrüdlich vorzubehalten. 

Im bejonderen Theile des PStGB. ift in einer Reihe von Artikeln 
ber Polizei die Ermächtigung eingeräumt, gewiffe Zwangsmaßregeln im 
Intereſſe der vorjorglihen Einjchreitung jofort vorzufehren. In manden 
Fällen ift der Gebrauch diefer Maßregeln durch die fpätere Strafverfolgung 
bedingt, in anderen Fällen, 3. B. Art. 63, 64, 65, 69, 142, 211 Abſ. 3 
214, ijt berfelbe jogar unabhängig von der Strafverfolgung geitattet. 

In den genannten Fällen ift daher jelbft von dem im Art. 30 Abſ. 1 
aufgeftellten Prinzipe eine Ausnahme gemacht, und fogar durd eine in 
Mitte liegende polizeiliche Zwangseinjhreitung die Nothwendigkeit fpäterer 
ſtrafrechtlicher Verfolgung nicht begründet, Daß man aber an der bisheri- 
gen bisfretionären Gewalt der Polizeibehörden in Bezug auf die Verfolg- 
ung von Polizeiübertretungen nad) thatſächlich eingetretener Befeitigung des 
polizeiwidrigen Zuftandes mehr nicht ändern wollte, als im Art. 30 Abi, 1 
geſchehen ift, gebt auch aus mehrfachen in den Verhandlungen der Gejeb- 
gebungsausſchüſſe erfolgten Aeußerungen hervor. Hieher gehört vor Allem 
die in ben Verh. d. GGA. d. K. d. Abg. von 185%,, Beil.-Bd. IU 
©. 230 enthaltene Aeußerung des k. Staatsminifters des Innern, ferner 
die ebendafelbit ©. 366 erſichtliche Aeußerung bes Ausſchußſekretärs 
Dr. Barth, daß bei derartigen Kontraventionen (gegen die Viktualienpolis 
zei) der Bolizei immerhin freiftehen müfje, den Antrag auf polizeirichterliche 
Einfhreitung ganz zu unterlaffen, daß fie dann aber auch nicht Fonfisziren 
(auf Grund des Art. 30 Abf. 2 vorläufig mit Beihlag belegen) dürfe, 
Aus den Berhandlungen über Art. 30 Abſ. 4 (a. a. DO. Bd. IIIl ©. 217) 
ergibt fih, daß dieſer Abſatz feine gegenwärtige Fafjung zu dem Zwede 
erhielt, um die Befugniß der Polizeibehörde nicht auszuſchließen, den Erjak 
für die auf Koften des Verpflichteten auf polizeiliche Anordnung vorgenom: 
menen Handlungen, bejonders wenn e8 fih um Kleinere Beträge handelt, 
von bem Ungehorfamen erheben zu laſſen, und wenn er freiwillig zahlt, 
die Sache als abgethan zu betrachten, 

Nach ber Praris der am beften polizirten größeren Städte wird gegen 
Hauseigenthümer, welche ihre polizeilichen Obliegenheiten in Bezug auf 
Straßenreinigung, Entfernung von Eis und Schnee u. dgl. nicht rechtzei⸗ 
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tig erfüllen, micht anders verfahren, ald daß nach fruchtlofer höflicher Mah⸗ 
nung bie Handlung durch von der Polizei aufgeftellte Perfonen vorgenom⸗ 
men und dem PVerpfliteten die Rechnung zugefäjidt wird. Zahlt er, Fo 
ift damit die Sache erledigt. Eine Aenderung diefer Praxis würde kaum 
im Intereſſe des Publifums Tiegen. 

Diefen Aeußerungen feinen allerdings ‚andere entgegen zu ſtehen. In 
dem I. Bortrage des Dr. Weis über den Entwurf des Einf.“Geſ. (Verb. 
d. GEN. d. K. d. Abg. v. 189%/,, Beil.-Bd. II ©. 369) ift ausgeführt, daß die 
Polizeibehörde eine wegen Betteld oder Landftreicherei aufgegriffene Perſon 
nicht einfach mittelſt Zwangspaſſes oder Schubs im ihre Heimath verweifen, 
oder mit einfacher Verwarnung entlaffen, alfo die Handhabung der Bolizei- 
ftrafjuftig nicht hindern dürfe. In Beil:Bd. TI ©. 836 hat berfelbe Re- 
ferent ausgefproden: ber Polizeibehörde ftehe nod immer die Kognition 
barüber zu, ob gegen den ihr Vorgeführten der Verdacht einer fhrafbaren 
Handlung vorliege. Sie könne benfelben entlaffen, wenn fie ben Verdacht 
einer ftrafbaren Handlung nicht annehme, anderenfalls müffe fie ihn fofort 
dem Richter überweifen, und nur biefem ftehe die Aburtheilung zu. Mit 
diefen Anfichten hat fi) damals aud der Staatsminifter der Juſtiz ale 
. einverftanden erklärt. Allein es ift wohl zu erwägen, baß es fi Hier um 

einen Fall handelt, ber bereitS unter den Beltimmungen des Art. 30 
Abſ. 1 fteht, indem Hier durd) die Hilfsorgane der Polizei eine Feſtnahme 
der wegen Bettels oder Lanbdftreicherei betretenen Perſonen, fohin eine vor 
forglihe Einſchreitung der ſchwerſten Art, ftattgefunden hatte. Hier kann 
bie Polizeibehörde bie vorgeführten Perfonen nad) Einf.:Gef. Art. 44 allen: 
falls fofort wieder entlaffen, wenn fie anninmt, daß fein Grund zur Bor: 
nahme der provijorifhen Feftnahme beitanden babe, allein fie barf aud m 
diefem Falle die Sache nicht mehr der Strafverfolgung entziehen, und iſt 
gemäß Art. 30 Abf. 1 abfolut verpfliäytet, die Sache an den Vertreter ber 
Staatöbehörbe bei bem Polizeigerichte abzugeben. 

Die Annahme einer allgemeinen Anzeigepflicht bezüglich aller Polizei- 
übertretungen Kann daher aud aus bdiefen Meußerungen nicht abgeleitet 
werben. 

Auch aus dem Geifte des PStGB. ergibt fih, daß bafjelbe maſſen⸗ 
bafte ober zwedwibrige Verfolgungen nicht bezielt habe. In vielen Fällen 
ift ber Thatbeftand ber Uebertretung nicht durd die Thatjache eines poli- 
zeiwibrigen Verhaltens ober Zuftandbes begründet, fondern durch bie Frucht: 
Iofigfeit einer vorausgegangenen Warnımg oder Aufforderung ‚bedingt. Im 
anderen Fällen ift die Verfolgung ber Uebertretung ber Diskretion der ein: 
fhlägigen Gemeindes, Schul: oder Mebizinalbehörde oder eines Privatbe- 
theiligten anheim gegeben, 
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Da nun bie Beingniffe und BVerpflihtungen ber Poligeibehörben, ſo⸗ 
weit biefelben nicht durch die neuere Gefeßgebung, insbefondere das. Ge: 
richtsverfaſſungs⸗ und das Einführungsgefeg und das PStGB., eine Aen- 
bexung erlitten haben, im Wejentlichen. diefelben geblieben find, wie früßer, 
fo kann man für bie bisher verhandelte Frage auf gefeglihem Boden: nur 
folgende Grundfätze aufitellen: 

4) Die Bolizeibehörden find verpflihtet, bie von: ihmen. gemäß bes 
SGB. Thl. IE Art. 60 aufgenommenen Anzeigen von Polizeiübertretungen 
dem Polizeigerihte oder dem Bertreter der Staatsanwaltſchaft bei berfelben 
mitzuteilen. 

2) Diefelbem find verpflichtet, eine Strafverfolgung, zu verankaffen, 
wenn fie auf den. Grund des StPGB. Art. 30 Abf, 1 oder einer bejm- 
deren gefeßlihen Vorſchrift wegen einer Polizeiübertretung eine vorläufige 
Einfhreitung vorgefehrt haben, joferne nicht die Einjchreitung in einem 
Falle ftattgefunden, wo bie betreffende Zwaugsmaßregel nad ausbrüdlicher 
gefeglicher Beftimmung unabhängig von ber Strafverfolgung. geftattet ift. 

3) Außer diefem Falle ift eine Pflicht der Polizeibehörde, Wahrnehm⸗ 
ungen polizeiliher Organe über verübte Polizetübertretungen in. allen: Fäl- 
len, wo die Gränzlinie des geſetzlichen Verhaltens bereits überjchritten ge: 
wefen ift, mit dem zur Begründung des Thatbeftandes und der Verdachts⸗ 
gründe erforderlichen Materialien zur Kenntniß der Staatsbehörde oder ber 
Polizeigerichte zu Bringen, in ber dermalen beftehenden Geſetzgebung nicht 
begründet, vielmehr ift es Sache ber Staatsgewalt, im Wege ber Dienftes- 
inftruftion den Polizeibehörden die geeigneten Weifungen zu ertheilen, in 
wie weit die Erfahrungen der Polizeiorgane über von ihnen wahrgenom: 
mene polizeiwidrige Handlungen zur Einleitung von Strafverfolgungen zu 
verwerthen find und inwieferne nah Befeitigung wahrgenommener polizeis 
wibriger Zuftände von den Schriften zur Einleitung einer Strafverfolgung 
Umgang genommen werben barf. Für die Intereffen ber öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung ift hiebei feine Gefahr zu befürdhten, da niemand bei der wirf: 
famen Verfolgung aller erheblichen Polizeiäbertretungen, aller nicht fofort in 
bie Schranken der Ordnung zurüdgeführten Zuwiderhandlungen gegen polizeis 
liche Vorſchriften in höherem Grabe intereffirt ift, als. die Bolizeiverwaltung jelbft. 

Die entgegengefegte Annahme würde die Folge haben, daß bie Poli: 
zeibehörben entweder pflichtwidrig polizeiwidrige Vorfälle igmoriren wür: 
den, ober daß biefelben mit einer Vieljchreiberei, emem Denunziationszwange 
und einer Gehäffigkeit befaftet würben, wodurch bie gebeihlihe Erfüllung 
der polizeilihen Aufgabe immer unlösbarer werben müßte, und woraus 
dem Staate und der bürgerlichen Gefelihaft unmöglich Heil erwachfen 
kann. Am wenigften würde das Publikum gewinnen, wenn bie Herrſchaft 

39* 


612 Nachträge zu PStGB. Art. 46, 47, 53. 


der Bolizeiwillführ mit der Knechtung unter den Buchſtaben polizeilicher 
Vorſchriften vertaufcht werben müßte. 

Zwifchen den polizeilichen Vorbeugungsmaßregeln und ber polizeilichen 
Nepreffion läßt ſich Feine abfolute Gränze ziehen. Es gehört geradezu zu 
den Lebensbedingungen einer gefunden Polizeiverwaltung, daß fie im Mo: 
mente der That, wenn auch die ſchmale Gränzlinie des Geſetzes bereits 
nach ftrengen Redtsbegriffen überfchritten fein follte, eine Maſſe gering- 
fügiger Ausfchreitungen fofort abftellen und die Sache auf ſich beruhen 
Vafjen darf, wenn ihren Befehlen Folge geleiftet wirb, und ber polizeiliche 
Zweck erreiht if. Nur im Wege zwedmäßiger Dienftesinftruftionen 
kann die Frage geregelt werben, wo bie Befugniß der Polizeiorgane zur 
einfachen Abftellung polizeimwidriger Zuftände aufhört, und wo bie Ber: 
pflichtung beginnt, ftrafrechtlihe Verfolgungen anzuregen. 


Zu Art. 46 ©. 206. 


Durch Verord. vom 12. Juni 1862 $. 1 (Reg.Bl. ©. 1418) murbe 
beftimmt: 
Die Bewilligung zur Aufnahme von Riffen und Plänen von Feitungen, Tell: 
ungswerfen oder anderen für bie Lanbesvertheibigung wichtigen DOertlichfeiten — 
(Art. 46) — kann nur burd das Kriegsminifterium erlangt werben. Militärifche 
Lager bürfen felbft dann, wenn fie fi nicht auf Kriegszwede beziehen, nur mit 
Bewilligung des Höchſtkommandirenden bes treffenden Lagers aufgenommen werben. 
Hiedurd) ift die Frage gelöft, wer bie im Art. 46 vorgefehene Bewil- 
ligung zu ertheilen bat. Die Frage, ob unter „militärifhen Lagern‘ auch 
blofe Uebungslager zu verftehen feien, fann durch die hier angenommene 
Auslegung der richterlihen Auslegung des Gefeßes nicht entrücdt werben. 

Die Worte „militärifher Lager oder anderer für bie Lanbesverthei- 
digung wichtigen Dertlichkeiten‘ verurfachen der Auslegung dieſelbe Schwie- 
rigfeit, wie bie befannte Stelle des Conc. Trid. Sess. XXI cap. 7 de 
reformatione, welche die noch heute beftehende Streitfrage veranlaßt hat, 
ob der Kirchenpatron als folher oder nur foferne er Einkünfte von einer 
Kirche bezieht, zur Kirchenbaulaſt beigezogen werben Fünne. 


Zu Art. 47 ©. 207. 

Nah Verord. v. 24. Juni 1862 $. 2 (Reg.Bl. ©. 1418) find zur 
Erlaffung eines Verbotes der Anfammlung größerer Vorräthe von Waffen 
oder Munition die Diftriftspolizeibehörden, in München die Polizeidirektion 
zuftändig. 

Zu Art. 53 ©. 215. 
Hiezu hat die k. Verord. v. 13. Juni 1862, bie Anzeige von Entbind: 
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ungen betreffend (Reg. = Bl. v. 1862 p. 1196 — 1200) für die Landes: 
theile diefjeit8 des Rheins unter Aufhebung aller bisher beftandenen ver: 
orbnungsmäßigen Beftimmungen verfügt: 


$. 1. 

Bon jedem Geburtsfalle, das Kind mag lebend oder tobt zur Welt ge: 
fommen fein, ift binnen drei Tagen Anzeige zu erftatten, und zwar: 

1) bei Katholiken und Proteftanten an das Pfarramt, in deſſen Spren- 
gel die Entbindung erfolgt ift, 

2) bei Angehörigen einer anerkannten Privatkirchengefellihaft entweder: 
a) an die Ortspolizeibehörbe, oder 
b) an das (Fatholifche oder proteftantifche) Pfarramt, ober endlich 
ce) an ben Vorfieher oder Religionslehrer der betreffenden Kultus: 

gemeinde, 

je nachdem bie Geburtsregifter über die Angehörigen der Privat: 
firhengefellichaft auf Grund der in ben einfchlägigen Landestheilen 
beftehenden Einrichtungen von ber Orts: oder Diftriftspoligeibehörde 
ober von einem Pfarramte der im Staate beftebenden dhriftlichen 
Konfeffionen oder von dem Vorfteher oder Religionslehrer ber be: 
treffenden Kultusgemeinde geführt werben, 

3) bei allen übrigen Geburtsfällen an die Ortspolizeibehörbe. 

In Orten mit magiftratifher Verfaſſung ift unbeſchadet ber Vorſchrift 
unter Nr. 1 und Nr. 2 lit. b und c bie gleiche Anzeige auch dem Magiftrate, 
in München ber Polizeidirektion, gegen ſofort zu ertheilende Empfangsbeftä- 
tigung zu machen. 

Diefe muß der dem Pfarramte oder dem Vorſteher oder Religionslchrer 
ber betreffenden Kultusgemeinde zu erftattenden Anzeige jedesmal beigefügt 
werben. 


$. 2. 


Iſt das zuftändige Pfarramt oder ſonſtige einfchlägige Organ von bem 
Orte der vorgekommenen Geburt mehr als drei Stunden entfernt, fo fann 
der Borfchrift des $. 1 durch Vermittelung ber Polizeibehörbe bes Ortes ber 
fattgefundenen Entbindung genügt werben, jedoch ift foldhen Falles biefer 
Behörbe die betreffende Anzeige binnen 3 Tagen zu eritatten. 


8. 3. 


Die Anzeige obliegt bezüglich ber Geburten, zu weldyen eine Hebamme 
beigezogen wurde, ber Hebamme, bezüglich der übrigen Fälle dem Familien: 
baupte und in Ermangelung eines jolhen dem Arzte ober Hebarzte ober den 
fonftigen Perſonen, welde der Geburt beigewohnt oder der Mutter bei ober 
unmittelbar nad) ber Geburt bäuslihes Unterfommen gewährt haben. 

Geburtsfälle in Privatentbindungsanftalten find von dem Vorſteher der 
Anftalt anzuzeigen. 
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Bezüglich ber Geburtsfälle, welche fih in öffentlichen Anftalten ereignen, 
obliegt die Anzeige bei Meidung bisziplinärer Ahnbung dem Vorſtande ber 
Anſtalt. 


$. 4. 

Die Anzeige bat 

1) ben Tag und bie Stunde ber Geburt, 

2) das Gefchleht bes Kindes und den Namen oder bie Bornamen, 
welche baffelbe bereits erhalten bat oder erhalten foll, 

3) bie Vor: und Gefhlehtsnamen, die Konfeffion, den Stand ober 
bas Gewerbe und ben Wohnort 
8) der Eltern bei ehelichen Geburten, 

b) ber Mutter bei unehelihen Geburten; 

4) in Städten mit Magiftraten I. und I. Kaffe die Straße und bie 
Hausnummer der Wohnung bes Vaters bei ehelichen Geburten und 
der Wohnung der Mutter bei unehelihen Geburten zu enthalten 
und kann mündlich oder ſchriftlich gemacht werben. 


Zu Art. 62 ©. 225. 


Durch Verorb. v. 18. Juni 1862, die Polizeiftunbe betr, (Reg.: BI. 
©. 1388), ift unter Aufhebung ber bisherigen Beftimmungen für bad ganze 
Königreich verfügt worden: 


$. 1. 


Die Polizeiftunde wird für bie Städte des Königreiches auf 12 Uhr 
Mitternacht, für die Märkte und die Lamdgemeinden auf 11 Uhr Abends 
feftgeftellt. 

Diefelbe kann durch ortspolizeiliche Vorſchrift auf eine frühere Abendftunde 
berabgejegt werben. 


$. 2. 


An Märkten und Landgemeinden, welde unmittelbar an bem Burgfrieben 
einer Stadt gelegen find, ober als DVergnügungsort ber benachbarten Stadt⸗ 
bewohner in Betracht kommen, kann die Polizeiſtunde für ſämmtliche ober 
einzelne Wirthſchaften auf die Zeit des ganzen Jahres oder beſtimmter Mo⸗ 
nate durch ortspolizeiliche Vorſchrift auf 12 Uhr Mitternacht feſtgeſetzt werden. 


$. 3. 


Die Ortspoligeibehörden find berechtigt, am Geburts» und Numenstage 
bes Königs und ber Königin, an den Haupttagen von Volkofeſten, am Syl⸗ 
veſterabende, am Faſtnachtsſonntage und Montage und im ben Märkten und 
Landgemeinden auh am Faſtnachtsdienſtage bie Polizeiftunde allgemein oder 
für einzelne Wirtbichaften zu verlängern. Außerdem barf die Boligeiftunde von 
den Ortspoligeibehörden nur bei Hochzeiten und bei ſonſtigen befonberen, bie 
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Zulaffung einer Ausnahme vollfiänbig rechtfertigenden Anläſſen auf Anfuchen 
eines MWirthes für die betreffende Wirthſchaft und für einen beflimmien rin- 
zelnen Tag verlängert werben. 

Die verfügte Verlängerung darf am Faſtnachtsdienſtage niemals bie 
Mitternahtsftunde überjchreiten. 


$. 4. 

Wird anf Grund ber einfchlägigen Berorbnung vom Heutigen bie längſte 
Dauer ber öffentlihen Tanzmuſik von dem Bezirksamte über bie Polizeiftundbe 
ausgedehnt, jo ift hiedurch auch die Polizeiftunde für die betreffende Wirth: 
haft als gleichheitiäg verlängert zu erachten. 


§. 5. 
Die Verlängerung erfordert, wenn fie auf Anſuchen eines Wirthes er- 
folgt, jederzeit eine fchriftlihe Ausfertigung, in welder bie Veranlaffung zur 
Verlängerung und die Dauer ber legteren genau angeführt werben muß. 


$. 6. 

Gejellige Vereine und geſchloſſene Geſellſchaften find von der Ginhaltung 
der feftgeftellten Polizeiftunde nur dann befreit, wenn fie ein befonberes mit 
ffentlichen Wirthſchaftsräumen nicht verbundenes Geſchäftslokal beſitzen. 

Die Ortspolizeibehörden find jebocd berechtigt, geſelligen Vereinen und ge: 
ſchloſſenen Gefelichaften, welde in einem Wirtbshaufe ein von ben allgemein 
zugängligen Wirthfhaftsräumen getrenntes und ausihließlih für fie bes 
ftimmtes Gejhäftslofal haben, eine verlängerte Polizeiftunde in wiberruflicher 
Weile zu bewilligen, infoferne biefe Regel nad ben örtlichen Verhältniſſen 
mit ber Aufrechthaltung ber öffentlihen Ruhe und fittlicden Orbnung verein: 
bar ift. 


Zu Art. 63. ©. 227. 


Nach Verord. dv. 24. Juli 1862 $. 3 (Reg. : Bl. S. 1419) ift zur 
Beranftaltung öffentlicher Luftbarfeiten, foweit nicht für einzelne Arten ber: 
jelben andere Beftimmungen beftehen, die Erlaubniß der Ortspolizeibehörbe, 
in Münden der Polizeidirektion, erforderlich. 

Befondere Beftimmungen beftehen für ſolche Luftbarkeiten, welche ben 
Borihriften des F. 4 des Geſetzes, die Verfammlungen und Bereine betr. 
v. 26. Februar 1850, anheim fallen, z. B. Volksfefte, welche auf öffentlichen 
Plägen und Straßen in Städten und Ortſchaften abgehalten werden follen; 
Luftbarkeiten, bei welchen öffentliche Aufzüge in Städten und Ortſchaften 
ftatt finden follen; wozu bie Zuftimmung ber betreffenden Gemeindever: 
waltung und die Genehmigung der Diftriftspolizeibehörbe erforderlich ift, 

Weitere beſondere Beitimmungen find in der Verord. vom 18, Juni 
1862, die Abhaltung öffentlicher Tanzmufiten betreffend (Reg.⸗Bl. ©. 1391), 
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bezüglich der Kompetenz zur Bewilligung ir Art von Luftbarkeiten in 
68. 2 und 3 getroffen. 


Zu Art. 66 ©. 230. 

Die Tage, an welden bie öffentliche Abhaltung von Tanzmuſiken 
unterfagt ift, find nunmehr aus $. 6 der Verordnung vom 18. Juni 1862, 
die Abhaltung öffentlicher Tanzmufiten betr. (Reg-Bl. ©. 1391) zu ent: 
nehmen. 


Zu Art. 67 Ziff. 2 ©, 231. 

Durch Minifterialbefanntmahung vom 28. Mai 1862 $. 1 Ziff. 1 
(Reg: Bl. ©. 928) find alle dermalen beftehenden Geſetze, Verordnungen 
und Minifterialerlaffe über das Maskirterfcheinen auf öffentliden Straßen 
oder Plätzen zu einer polizeilid verbotenen Zeit aufgehoben, und ift bie 
Erlafjung der nöthigen oberpolizeilihen Vorſchriften den Kreisverwaltungs: 
ftellen überlaſſen. 


Zu Art. 69 ©. 233. 
Nah Verord. vom 24. Juni 1862 $. 4 (Reg.Bl. ©. 1409) ift bie 
zuftändige Polizeibehörde in den durch Art. 69 vorgefehenen Fällen bie 
Drtspolizeibehörde, in Münden die Polizeidirektion. 


3u Art. 73 ©. 237. 


Nah $. 5 der Verord. vom 24. Juni 1862 (Reg.-Bl. ©. 1418) 
wird die Bewilligung, fremde Kinder unter 8 Jahren gegen Bezahlung in 
Pflege oder Erziehung zu nehmen, von den Diftriftspolizeibehörben, be: 
ziehungsmweife den erponirten Bezirksamtsafjefjoren, in Münden von ber 
Polizeidirektion, ertheilt. 


Zu Art. 76 Abf. 1 ©. 240. 

Durch Minifterialbefanntmahhung vom 28. Mai 1862 $. 1 Ziff. 2 
(Reg.-Bl. ©. 928) find alle über die Gegenftände des Art. 76 Abf. 1 
dermalen beftehende Geſetze, Verordnungen und Minifterialerlaffe mit Rück— 
fiht auf die Befugniß der Kreisverwaltungsftellen zur Erlaffung der nöthi— 
gen oberpolizeilihen Vorſchriften aufgehoben. 


Bu Art, 80 ©, 243. 
Die Kompetenzverord. vom 24. Juni 1862 (Reg.:Bl. ©. 1418) be 
ftimmt hiezu im $. 6 wie folgt: 
Eine Reiferoute oder Neifezeit nach Art. 8O zwangsweife vorzufchreiben, 
find zuſtändig: * 
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J. für bie Landestheile biefjeits bes Rheins: 

1) in Münden bie Polizeidirektion, 

2) in ben anderen, den Kreisverwaltungsftellen unmittelbar untergeorbs 
neten Städten bie Magiftrate im Benehmen mit ben Stadtkom— 
mifjären, . 

3) in ben übrigen Poligeibezirken die Bezirksämter, beziehungsweife bie 
erponirten Bezirfsamtsafjefforen. Zugleih find die Vertreter ber 
Etaatsanwaltihaft bei den nicht an dem Site eines Bezirfsamtes 
oder erponirten Bezirfsamtsafjeffors befindlichen Landgerichten zu— 
fändig, anftatt des Bezirfsamtes Perfonen, welche ihnen oder ben 
Einzelnrihtern vorgeführt worden find, eine Reiferoute oder Reijezeit 
in ben eine folhe Maßnahme begründenden Fällen zwangsweife vor: 
zufchreiben. 

U. Für bie Pfalz: 

1) die Bezirfsämter, 

2) bie Ortspolizeibehörden an / den Siken berjenigen Landgerichte, an 
welchen fich nicht zugleich auch ein Bezirksamt befindet. 

Außerdem find die Vorftände der Zuchthäuſer, jowie ber Gefangen: und 
Polizeianftalten des Königreiches zuftändig, dem zur Entlaffung kommenden 
Gefangenen nad AUmfländen eine NReiferoute oder Meifezeit zwangsweije vor- 
zuſchreiben. 


Zu Art. 85. 

Durch Verord. vom 15. Juli 1862, die Anzeige von ber Aufnahme 
ober Entlaffjung von Handlungsdienern, Gewerbögehilfen, Gejellen und 
Lehrlingen betr. (Regbl. ©. 1864), ift die im Artikel vorgefehene Anzeige: 
pfliht für die Landestheile diefjeits des Rheine unter Aufhebung aller 
bisherigen Beftimmungen geregelt. 


Zu Art. 87 ©. 248, 


Nah $. 7 der Kompetenzverordb, vom 24. Juni 1862 (Reg. Bl. 
©. 1418) fteht die Befugniß, den im Art. 87 bezeichneten Perfonen eine 
Frift zum Eintritte in Dienfte oder Arbeit vorzuzeichnen, den Diftriftspolizei- 
behörben, beziehungsmweife den erponirten Bezirfsamtsafjefjoren, in Münden 
der Polizeidirektion zu. 


Zu Art. 88. 


©. 255 bes Kommentars find bie Worte „ober eine ftrafredhtliche 

Berfolgung nicht als angemefjen erachten” zu ftreihen. Diefe Aeußerung 

ergibt fi nit aus ben angeführten Verhandlungen. Vielmehr ift bie 

Polizeibehörde felbft dann, wenn fie eine Verfolgung nit als angemefjen 

erachtet, nicht befugt, in dem beſprechenen Falle, wo eine proviforiihe Feſt⸗ 
* 
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nahme ber wegen Betteld oder Landſtreicherei aufgegriffenen Berfonen, jo: 
bin eine vorforglihe Einfhreitung im Sinne des Art. 30 Abf. 1, ftattger 
funden hatte, die Kenntnißnahme des Falles dem Polizeigerichte oder dem 
Vertreter der Staatsbehörbe zu entziehen. Siehe ©. 610, 611. 


Zu Art. 101, 102, 103. 


Dur Verord. vom 24. Juni 1862, die Bewilligung zur Beranitalt: 
ung öffentliher Lotterien oder Ausfpielungen und zur Aufftellung von 
Glülsbuden an öffentlihen Orten betr. (Reg.:Bl. ©. 1426 f.) ift für 
das ganze Königreih beftimmt: 


§. 1. 


Die Bewilligung zu dÖffentlihen Ausipielungen beweglicher Sachen ober 
zur Aufftelung von Glüdsbuden an dffentligen Orten zu Gunſten kirch— 
licher, wohlthätiger oder fonft gemeinnüßiger Zwede wird ertheilt: 

1) von ber einihlägigen Kreisregierung, Kammer bes Innern, wenn 
ber Abjag ber Looſe fih nur auf den Regierungsbezirk erftredt, 

2) von dem Ötaatsminijterium bes Innern, wenn bdiefer Abfak auf 
mebrere ober alle Regierungäbezirfe ausgedehnt ober bie Bewilligung 
zu periodiſch wieberfehrenden Ausfpielungen nachgeſucht wirb. 


$. 2. 


Werben dffentlihe Ausipielungen bewegliher Sachen ober Glücksbuden 
an Öffentlihen Orten zu anderen Zwecken ober ausſchließend oder theilweiſe 
zum Bortheile von Privaten unternommen, fo ift bie Bewilligung des Staats: 
minifteriums des Innern erforderlich. 

Hievon find jebodh ausgenommen: 

1) in Wirthshäuſern veranftaltete Ausipielung von Ehwaaren, welde 
alsbald verzehrt werden, wozu die Bewilligung von ber Ortspolizei- 
behörde, in der Hauptrefidenzftabt Münden von ber Polizeidireltion 
ertbeilt wirb; 

2) Öffentlihe aus Anlaß von Jahrmärkten, Kirchweihen ober Volks— 
feften unternommene Ausipielungen unbebeutender Gegenftänbe ohne 
Geldgewinnfte und gegen geringen Einſatz, wozu die Kreisregierung, 
Kammer bes Innern, vorbehaltlich der Zuſtimmung ber betreffenden 
Ortspolizeibehörbe die Bewilligung ertheilt. 


$. 3. 


Unfere allerhöchſte Bewilligung ift erforderlich: 
1) zu Öffentlihen Ausfpielungen von unbeweglichen und benjelben gleich 
geachteten Sachen, 
2) zu Lotterieanlehen, 
3) zur Zulaffung zu Lotterien,, Lotterieanlehen ober Ausipielungen bes 
Auslanbes. 
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Auf auswärtige Staatsanlehen, jowie auf im Auslande mit Genehmigung 
ber betreffenden Staatsregierung negozirte Privatgelbanlehen, deren Verzinfung 
und Tilgung mit einer Berloofung und Pränien verbunden ift, findet bie 
vorftehende Beſtimmung nicht Anwendung, vielmehr ift der Anz und Verkauf 
ber Looſe folder auswärtiger Anlehen im Königreiche geftattet, foferne nicht 
von Unſerem Staatsminifterien bes Innern und des Handels und ber öffent: 
lihen Arbeiten bezüglich bes Verkehrs mit Loofen einzelner ſolcher Lotteriean: 
lehen Berbote ober beſchränkende Beſtimmungen erlaffen werben. 


§. 4. 

Infoweit nit im Borftehenden bereits Beftimmungen getroffen find, bat 
fi die Bewilligung öffentlicher Lotterien von beweglichen und unbeweglichen 
Eaden nad den Vorſchriften über Bewilligung öffentlicher Ausfpielungen zu 
richten. 


Zu Art. 107 ©. 275. 


Die Verord. vom 28. Juni 1862, die Behandlung der VBerfäumniffe 
des Beſuches der Schule und des öffentlichen Religionsunterrichtes betr. 
(Reg:Bl. ©. 1588), hat diefen Gegenftand, und insbefondere die Verhän— 
gung und Beitreibung der wegen folder Berfäumniffe anwendbaren Gelb- 
ftrafen und das bei fruchtlofer Anwendung folder Strafen einzuhaltende 
Berfahren geregelt. 


Zu Art. 108 ©. 778. 


Die Berorb. vom 28. Juni 1862, die Errihtung und Leitung von 
Unterrihtsanftalten betr. (Reg. :Bl. ©. 1583), bat die abminiftrativen 
Grundfäge über die Bewilligung zur Errichtung, Leitung und über Beauf- 
fihtigung ber Erziehungs: und Unterrichtsanftalten, der Anftalten für 
Fecht-, Turn: oder Schwimmunterricht feftgeftellt und die Kompetenz zur 
Ertheilung und Entziehung der Bewilligung im $. 1 und 7 geregelt. 


Zu Art. 109 Abſ. 1 Ziff. 1 ©. 280. 


Nach oberpolizeiliher Vorjchrift des Staatsminifteriums des Innern 
vom 18. Juni 1862 (Reg.:Bl. ©. 1409) ift in den Landestheilen biefjeits 
bes Rheins der Todtenfchein von dem Leichenfhauer auf Grund ber vor: 
ſchriftsmäßig vorgenommenen Leihenfhau zur Beurkundung ber Thatjache, 
daß der Beerdigung in mebizinalpolizeiliher Beziehung ein Hinderniß nicht 
entgegenſtehe, nady bem vorgefchriebenen Formulare auszufertigen. 

Dei neugeborenen Kindern ift ein Todtenſchein nur dann erforderlich, 
wenn die Frucht nah zurüdgelegtem ſechſten Monate der Schwangerſchaft 
von ber Mutter getrennt wurde. 


620 Nachträge zu PStGB. Art. 119, 120, 126, 127, 135, 137. 


Zu Art. 119 ©. 307. 


Nah $. 8 der Kompetenzverord. v. 24. Juni 1862 (Reg. : Bl. ©. 
1418) ift im Art. 119 vorgefchriebene Anzeige an die Ortspolizeibehörbe 
zu erftatten. 


Zu Art. 120 Abf. 2 und Art. 121 ©. 307. 


Durch $. 9 und 10 ber Kompetenzverord. vom 24. Juni 1862 (Reg.⸗ 
Bl. ©. 1418) ift den Diftriftspolizeibehörden, beziehungsmweife ben erponir: 
ten Bezirfsamtsaffefjoren, in Münden der Polizeidirektion, die Befugniß 
ertbeilt, fanitätspolizeilihe Anordnungen im Sinne des Art. 120 Abf. 2 
zu treffen, über die Reinigung der im Art. 121 bezeichneten Gegenftänbe 
Vorfhriften zu ertheilen, fowie die Vernichtung ſolcher Gegenftände anzus 
ordnen, 


Zu Art. 126. 

Eine Berord. vom 15. Juli 1862, die Verpflichtung der Mebizinal- 
perfonen zur Anzeige anftedender Krankheiten unter Menſchen oder Thieren 
betr. (Regbl. S. 1861), bat die für das ganze Königreich giltigen Be— 
fiimmungen über biefen Gegenftand getroffen. 


Zu Art. 127 ©. 318. 


Nah $. 11 der Kompetenzverord. vom 24. Juni 1862 (Reg. BI. 
©. 1418) ift die Genehmigung zur Eröffnumg von Privatheil- oder Ent: 
bindungsanftalten, oder von Badeanftalten von den Diftriftspolizeibehörden, 
in Münden von ber Polizeidirektion zu ertheilen. 


Zu Art. 135 S. 328. 

Nah F. 12 der Kompetenzverord. vom 24. Juni 1862 (Reg. Bl. 
©. 1418) wird die Bewilligung zur Errihtung einer Schießſtätte von ben 
Diftriktspolizeibehörben, beziehungsweife ben erponirten Bezirfsamtsafjefjoren, 
in Mündyen von der Polizeidirektion, ertheilt. 


Zu Art. 137 ©. 329. 


Nah $. 13 der Kompetengverorb. vom 24. Juni 1862 (Reg. : BL 
©. 1418) ift die Diftriftspoligeibehörde der Heimath ber betreffenden Per: 
fon, in Münden der Polizeidirektion, zuftändig, wegen Unterbringung ber 
in Art. 137 bezeichneten Perfonen oder wegen beren fonftiger Verwahrung 
Anordnung zu treffen. 
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Zu Art. 140 ©. 332, 


Nah $. 14 ber Kompetenzverorb. vom 24. Yuni 1862 (Reg. : Bl. 
©. 1418) wird bie im Art. 140 vorgefehene Zuftändigfeit in Bezug auf 
Haltung und Behandlung gefährlicher wilder Thiere durch die Diſtriktspo— 
lizeibehörben, beziehungsweife die erponirten Bezirfdamtsaffefforen, in Mün— 
hen durch die Polizeidirektion, ausgeübt. 


Zu Art. 145 Abf. 1 Ziff. 3 ©. 338. 


Durch oberpolizeilihe Borfchrift des Staatsminifteriums des Innern 
vom 23. Juni 1862 (Reg.:Bl. ©. 1465) ift das Ausweichen der Reiter, 
Fuhrwerke und Viehheerden auf öffentlihen Straßen, Wegen und Plägen 
für das ganze Königreich geregelt worden. 


Zu Art. 147 ©. 341. 


Nah $. 16 der Kompetengverordb. vom 24. Juni 1862 (Reg. : Bl. 
©. 1418) find in ben Fällen bes Art. 147 Ziff. 1 und 2 die Diftrifte- 
polizeibehörben, beziehungsmeife die erponirten Bezirfsamtsaffefjoren, in 
Münden die Polizeidirektion, kompetent. 


Zu Art. 149 ©. 343. 


Nach $. 17 der Kompetenzverord. vom 24. Juni 1862 (Reg. : Bl. 
©. 1418) ift die Ertheilung der Bewilligung, Selbftgefhoffe, Schlageifen 
oder Fußangeln an bewohnten oder von Menſchen befuchten Orten zu legen, 
den Diftriftspolizeibehörben, beziehungsmweife den erponirten Bezirksamts— 
affefjoren, in München ber Polizeidirektion, vorbehalten. 


Zu Art. 156 Ziff. 1 ©. 358. 


Nah F. 18 der Kompetenzverord. vom 24. Juni 1862 (Reg. : Bl. 
©. 1418) fteht die Befugniß, Straßen oder Wegftreden als gejperrt oder 
verboten zu erflären: 

1) bei Staatsftragen der Diftriktspolizeibehörbe, beziehungsweiſe ber 
einschlägigen Baubehörbe, 

2) bei Diftriftsftraßgen ber Diſtriktspolizeibehörde, 

3) in allen übrigen Fällen der Ortspolizeibehörbe, in Münden der 
Polizeidirektion, zu. 


622 Nacträge zu PStGB. Art. 166. 


Zu Art. 166 ©, 397. 


Die Berord. vom 27. Juni 1862, die Derhütung von Feuersgefahr 
betr. (Reg.:Bl. ©. 1573), bat unter Aufhebung aller bisher beſtandenen 
gefeß: und verordnungsmäfigen Beftimmungen über die Verhütung von 
euersgefahren für Gebäude eine neue Feuerordnung für das ganze König: 


reich geſchaffen. 


Dad 


Polizeiſtrafgeſetzbuch 


für das Königreich Bayern 
vom 10. November 1861. 


Mit Erläuterungen 
von 


Carl Edel, 


beiber Rechte und der Staatswirtbichaft Doktor und ordentlichem Profeffor an ber 
Julius: Marimiliang: Univerfität zu Würzburg. 


Sadregiiter 


Bolizeift 


für 


über das 


rafgeſetzbuch 


das 


Königreich Bayern 


und 


die Erläuterungen zu dieſem Geſetzbuche. 


(A. bedeutet „Artikel“; S. „Seite.“) 


Abbruch ſicherheitsgefährlicher Gebäude, 
A. 186. ©. 428. 

° Abgründe, deren Umgebung mit Gelän: 
bern, A. 147, ©. 340. 621, 

Abhänge, deren Umgebung mit Gelän- 
bern, 9. 147. ©. 340. 621. 

Abreife von Fremden, desfallfige Anzeige 
feitens ber Gaftwirthe und Herberg— 
geber, A. 82. ©. 244. 

Abjhraubgemwehre, unerlaubte Verferti— 
gung und Führung bderjelben, A. 70. 
71. ©. 2333 ff. 

Abjonderung und Heilung von mit an— 
ftedenden Uebeln bebafteten Perjonen, 
A. 120. ©. 307. 620. 

Abjperrungsverbote bei anſteckenden Thier: 
franfheiten, ©. 312. 

Abfperrungsvorrihtungen an Gifenbah- 
nen, Bahnböfen u. dgl., U. 152. 
©. 346. 

Abtritte, deren Anlage und Einrichtung, 
A. 130. ©. 322, 

Abtrittgruben, deren Bebedung, U. 147. 
©. 340. 


Abzeichen, verbotene, von Parteien und 
Verbindungen, U. 58. 59, ©. 220 ff. 

Abzugsgräben auf dem Felde, U. 227. 
228, ©. 508. 

Abminiftrative Zwangsvolliiredung, N. 
28. 29. ©. 147 ff.; 9.30. ©. 149 ff. 

Aenderung, unbefugte, bes Geſchlechts— 
namens, X. 54, ©. 216, 

Aergerniß erregende Vernachläſſigung ber 
anvertrauten Kinder, Kranfen, Ge: 
brechlichen, Blödfinnigen und anderer 
dergleichen Hilflofen Perſonen ſchuldigen 
Auffihtund Pflegexc.,A. 138. S.330 ff. 

Aerzte, Uebertretungen berjelben, U. 112. 
113. ©. 2385 ff. 

— , bie Zulaffung berfelben zur Praris 
und beren Befugniffe, ©. 289. 

— mit Berechtigung zur Führung einer 
Handapothefe, S. 300. 

—, AUnzeigepfliht beim Ausbrude an: 
ſteclender Krankheiten, A. 126. ©. 317. 
620. 

—, Somdopathifche, deren Befugniß zur 
Abgabe von Heilmitteln, ©. 301. 
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Aerztliche Piufcherei, A. 112, ©. 285. 

Aerztliher Beiſtand, Bernadläffigung 
Erkrankter in Bezug auf benjelben, 
N. 138. ©. 330. 

Aitermietbe, Webertretungen in Bezug 
auf diejelbe, A. 36. ©. 247. 

Agenten für Auswanderung, U. 51. ©. 
210. 

— — TFeuerverfiherungsanftalten, W. 
178. ©. 407. 

—, Auffugung von Beftellungen burd) 
Agenten, U. 204. ©. 474, 

Aichung der Kanaliciffe, A. 165. ©. 395. 

— von Maß und Gewidt, N. 194. 
19. €. 439 ff. 

Alarmſchuß, Abſchießen eines folchen, 
©. 220. 

Allgemeine Beftimmungen bes Eiraf: 


gejegbuches, ‚deren Anwendung auf 


Bolizeiübertretungen , A. 31. ©. 


158. 

Alpenweibde, dieſelbe iſt vom Berbote ber 
Nachtweide ausgenommen, U. 223, 
©. 502. 

Ammen mit anjtedenden Leben, A. 120. 
S. 307. 

Amtsblatt ber Pfalz, Verfündung der Ber: 
ordnungen und oberpolizeilihen Bor: 
jchriften in bemielben, A, 40, ©. 193. 

Androhung der Etraje als Borbebing: 
ungibrer Zuerfennung, U. 2, ©. 32 ff.; 
A. 37. ©. 179 fi. 

Aneinanderhängende Wägen und Schlit: 
ten, 9. 145. ©. 337, 

Andeftung, Ankleben von Befanntmad): 
ungen an fremden Eigenthume, U. 68. 
©. 231. 

Ankündigungen von Privaten, deren An: 
ſchlagung, Ausrufung an öffentlichen 
Plägen, deren boshafte Vernichtung 
u. bgl., R. 68. ©. 231. 

— von unerlaubten Geldjammlungen, 
N. 93. ©. 261. 

— unerlaubter Lotterien und Ausfpiel- 
ungen, 9. 103, ©. 270. 


Sachregiſter. 


Ankündigung von fosmetifhen und Ge: 
beimmitteln, deren Berfauf nicht ge: 
ftattet if, 9.116. ©. 304, 


Ankunft von Fremden, besfallfige Anz’ 


zeige feitens ber Gafiwirtbe, Her: 
berggeber und anderer Perſonen A. 82, 
©. 244. 

Anlagen, öffentliche, deren Sicherftellung, 
Verkehr in denjelben, Art. 158. 159. 
S. 360 fi. 

—, Verunreinigung berfelben, 9. 162, 
164, ©. 364 ff. 

Anmaßung von Namen, Titeln, Orden 
u. bgl., A. 55. €. 216. 

— eined Strafrechtes über Meifter, Ge: 
jellen ꝛc. durch Handwerksgeſellen ıc., 
A. 212, ©. 49, 

Annahme, unberechtigte, fremder Kinder 
unter 8 Jahren, 9. 73, ©. 236, 

Anordnung, ſiehe Befehl. 

Anrehnung der Unterfuhungshaft, U. 22, 
©. 131. 

Anjammeln größerer Menjhenmaffen, 
Zuwiderhandlungen bei folden, A. 76. 
© 239, 

— von Wafjen\oder Munition , verbo: 
tenes, A. 47. &. 7. 

Anſchlag von Lebensimitteltaren an oder in 
den Berfauf slofalitäten, 4.198, S.465. 

— von Ankündigungen fiehbe Ankün— 
bigungen, \ 

Anftalten, deren Schließung durch Poli: 
zeibehörden im Allgemeinen, A. 29. 
©. 147; 9. 30, ©. 149 ff.. 

—, unberedhtigte für Bildung und Er- 
ziehung überhaupt, für Tanz =, Fecht-, 
Schwimm: und Turnunterricht, A. 108. 
©. 277. 

— für Bad» und Heilzwede, A. 127. 
©. 318. 

— — Feuerverfiherung, A. 177—179. 
€, 405 fi. ' 

— — Leihen auf Pfänder, 9.192, ©. 435. 

— — Berfiherungs:, Ausiteuerfahen u. 
dgl. A. 193. ©. 436, 


- 


Sachregiſter. W 


Anſteckende Krankheiten, Uebertretungen 
in Bezug auf dieſelben, A. 19 121 
©. 306 ff. 620; N. 126. S. 817. 620. 

— Tpierfranfheiten, A. 122 — 126, 
€. 311 fi. 620. 

Anftifter einer Polizeiübertretung, A. 18, 
€. 102 ff. 

—, Begriff desfelben, ©. 105. 

Anwendung des Polizeiſtrafgeſetzbuches, 
u 1-3. ©. 22 ff. 

— der 1 Abtbeilung bes StGB. auf 
die in Spezialgefepen behandelten Ver: 
gehen und rechtsverletzenden Uebertret⸗ 
ungen, dann auf fisfalifche Uebertret— 
ungen, ©. 54. 

Polizeiſtrafgeſetzbuches auf 
die in Spezialgefegen behandelten Po: 
lizetübertretungen, ©. 54; bdesgleichen 
auf fisfalifhe Uebertretungen, ©. 70; 
desgleichen auf firafbare Handlungen, 
bie in das Syſtem ber Verbrechen, 
Bergehen und Webertretungen nicht 
eingereiht find, insbefondere auf bie 
in ben Givil= und Strafprogeßgefeßen 
vorgejehenen Ordnungsitrafen, ©. 73, 
dann 4.67 —82de8 StGB. ©. 118 ff. 

— , hilfsweife, der L Abtheilung bes 
Strafgefepbuches, allgemeine Beſtim— 
mungen bierwegen, U. 31. ©. 62. 

— besgleichen ber Art. 20. 21.23. 24.25 
und 40 Abſ. 3 auf den Vollzug der 
polizeilichen Arreftitrafe, ©. 82, 

— ber Art. 15 — 19. 22. 26 und 27, 
©. 88. 

— — — 38 Abſ. 1 und 2, ©. 92. 

— — — 41-42, ©. 9. 

— — — 16-40, 433—46, ©. 99. 

— — — 47-51, ©. 102. 

— — — 2. 54. 58, ©. 103, 

— — — 52-66, &. 109 

— — — 34-87, ©. 138. 

— — — 8-9, ©. 141. 

— — — N-100 des StGB., ©. 146. 

— polizeiliher Verordnungen, A. 36. 
37. ©. 188 ff. 


Anwendung der vor Grlafjung des 


PStGB. beftandenen polizeilichen Vor: 
fhriften, A. 45. ©. 200, 


Anzeige von Geburts: und Todesfällen, 


A. 53. ©. 214, 613. 


— — NAuffindung neugeborener Kin: 


ber, A. 72, ©. 236. 


— — Inverwahrnahme bilflojer Perfo: 


nen, U. 74. ©. 237. 


— — verdächtigen Tobesfällen, A. 75. 


©. 238, 


— — Ankunft und Abreife der Reifen: 


den, Fremden ꝛc., A. 82. 83.6. 244 ff. 


— — Aufnahme und Entlaffung der 


Hanbdlungsdiener, Gehilfen, Lehrlinge, 
Taglöhner ıc., 4. 85. ©. 246. 617. 


— ber Ein- und Auszug der Miethbe: 


wohner, A. 86. ©. 247. 


— — ben Ausbruch anftedender Krank— 


beiten, X. 119. ©. 306. 620; A. 126. 
©. 317. 620. 

Thierfrankheiten, A. 123. 
©. 312; 9. 126, ©. 317. 620. 


— über entlommene wilde Xhiere, 


A. 140, ©. 332, 


— — Anlegung von Steinbrüchen, 


Gräben ıc., U. 147. ©. 340, 


— fenergefährlicher Zuftände in Gebäu- 


den x., U. 172, ©. 402; A. 176. 
©. 405, 


— von ausgebrodhenen Bränden, U. 174, 


©. 403; 9. 176. ©. 405. 


— jlbernommener Bauten und Bauar— 


beiten, U, 183, ©. 425. 


— über beabſichtigte Preiserhöhung von 


Lebensmitteln, A. 198, ©. 465. 


— von beabfitigter Geſchäftseinſtellung 


ber Bäder, Metzger, Müller und Bier: 
wirtbe, A. 199—203. S. 467 ff. 


— — abgefchloffenen Verträgen über 


Getreide, Hopfen, Schladhtvieh ꝛc. zc., 
A. 201. ©. 469; A. 208. ©. 472, 


— — Ein: und Austritt der Dienft: 


boten, U. 215. ©. 497; fiehe auch 
Anzeigepflicht. 
40 * 


626 


Anzeigegebühren, deren Aufhebung, ©. B4. 

Anzeigepflicht der Polizeibehörben und 
Polizeibedienfteten in Bezug auf bie 
ihnen bekannt gewordenen Polizei— 
übertretungen, ©. 154. 203. 604. 

— — Geridtsärzte bezüglid der Erfahr: 
ungen, welche fie bei Ausübung ihres 
Berufes als Beamte der gerichtlichen 
Medizin oder mebizinifchen Polizei 
maden, &. 239. 

— — Familienhäupter und beren Stell: 
vertreter über den Ausbruch ber na: 
türlihen Blattern oder fonftiger ans 
ftedender Krankheiten in ihren Wohn: 
ungen, A. 119. ©. 306. 

— — Tpierärzte über anftedende Vieh— 
frankheiten, ©. 313. 620. 

— — Aerzte, Wundärzte, Thierärzte, 
Landärzte, Chirurgen und Baber beim 
Ausbruche einer anftedenden Krank: 
beit unter Menfben oder Thieren, 
A. 126. ©. 317. 620. 

— Vergleiche auch Anzeige. 

Apotheker, deren Befugniffe, E. 300. 

Apothekerordnung, die darin enthaltenen 
Borichriiten über Führung, AZubereit: 
ung, Aufbewahrung und VBerfauf von 
Arzneien, A. 115. ©. 298. 

Arbeiten, Polizeitaren für gewille, A, 
196 — 201 ©. 443. fi; U. 203 ©. 
472. 

Arbeitsbüücher, falſche, der Bettler, Land: 
ſtreicher ꝛc, A. 90, €. 256. 

— ber Gewerbsgebilfen, S. 242. 

Arbeitsgeber, deren Haftung für feuer: 
gefährliche Handlungen ihrer Arbeiter, 
N. 166. ©. 396; A. 176. ©. 405. 

Arbeitsicheue, Polizeiaufficht über bie we: 
gen berfejben Berurtbeilten, N. 12, 
S. 22 ff.; A. 24€. 134 fl. 

—, deren Beſtrafung, A. 87 ©. 248. 

—, Nachſchlüſſel im Befipe der wegen 
berjelben Berurtheilten, A. 90. ©. 256; 
U. 189, ©. 433, 


Eadregifter. 


Armaturftüde, unbefugter Erwerb ber: 
jelben, 9. 48. &. 208, 

Armenfaffe des Orts ber Uebertretung, 
fie bezieht die Erpebniffe unbefugter 
Sammlungen, 4. 92. €. 359. 

—, fie bezieht 2/, der Geldfirafe für ver 
botene Glüdsipiele, des Erlöfes für 
fonfiszirte Spielgerätbichaften und bes 
fonfiszirten Geldes, A. 104. €. 271. 

— , fie bezieht ebenfo 2/, der Gelbftrafe 
für Uebertretungen ber Gejunbbeits- 
polizei in Bezug auf Wohngebäube, 
A. 130. ©. 322. 

—, in Bezug auf Nahrungsmittel, U. 
131—134. 8. 323 ff. 

Beauffihtigung ber Hunbe, 
A. 142. S. 333. 

Bebedung von Gruben, 
Brunnen u. bgl., R. 147. ©. 340. 

— — Gemeinbeftraßen,, A. 159. 
S. 361. 

— — ͤffentliche Reinlichfeit, W163. 
©. 364. 





die Feuerpolizei und Brand: 

verfiherung, A. 176. ©. 405. 

— BViftualienpolizei und Markt: 

orbnungen, U. 203. ©. 472, 
Verwendung von Kindern 

in Fabriken und Gewerfen, A. 213. 

©. 493. 








das Dienftbotenmweien, A. 
219, ©. 499, 

_——bie Feldpolizei, X. 228. S.508, 

—, fie bezieht bie auf Grund ber Art. 
196 und 197 Eonfiszirten Gegenftänbe, 
besgleihen den Erlös für Wilb, bas 
zur Hegezeit zum Verkaufe gebracht 
wird, A. 229. ©. 509. 

Armenpflege, Arbeitsfcheue der von ber: 
ſelben unterftügten Perfonen, 4. 87. 
©. 248. 617. A. 90, ©. 256. 

Arreftlokalitäten, gemeindliche, deren Ber: 
wenbung als Bolizeigerichtögefängnifie, 
©. 84. 

Arreitftrafe, A, 4 ©. 80 ff. 
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Arrefiftrafe, deren Minimum und Mari: Arreftitrafe, bei dem Zufammentreffen mit 
mum, 9. 5. u. Z ©.80 ff.; A. 20, Gefängnißitrafen wird fie in Gefäng— 
©. 117.5 A. 4. ©. 134; 9. 38. niß umgewandelt, A. 24. ©. 134, 
©. 180 ff. —, Zufammenfluß mehrerer Krreititrafen, 

—, — Bollzug und Schärfung, N. 24. ©. 134, 

BO 6 _ neriäkeung der, |. 2527 ©, 
[2 90. [73 256; „ 162, ” 364; 140 if 


” 94, „ 261; 7 214. „ 494; . . » — 
„9. 2%. — bi zu 42 Tagen tritt ein auf Grund 


—, Entlaffung aus dem rrefte zur ber A. 46. ©. 205; 


Nachtzeit, 21.56. 80 fi. 7) 88, m 254 N 
—, Ummandfung der Geldftrafe in Arreſt, „ a . — — 
TI. SOSE URL — — — 20 Lage 
. Grund ber 


—, Ummandlung der, in Geldftrafe . 
wegen geminberter Zurehnungsfähig: a. 416. 207 ; a. 8, ©. 3; 
keit bes Thäters x, 20. ©. 117 fl. „un m 2 2 261; 

—, Umwandlung berjelben in Geldftrafe „56. — ei 
wegen geſetzlicher Gtrafmilderungs: „58. „220; „100 „ =; 
gründe, 4. 20, 21. ©. 63. 69. 85. 86. 7) 70. „ 233; 7) 142. 7 333; 


—, biefelbe ift im Verbältniffe zur Geld: „ BL „2 u = „ 
ſtrafe die ſchwerere Strafart, S. 81. " on 2 


i i — bis zu 14 Tagen 
— , bei ber Wahl zwiſchen Arreſt- oder | z 
Geldfirafe hat der Richter die Straf: A. 48. 6.208; 9. 143. ©. 336; 


würbigfeit ber That und die Größe „ DD: „216 „m a „344; 
bes Verſchuldens zunächſt zu berüd: „ „2225 „152: „ 346; 
figtigen, ©. 82. „6002; „Aid „3955 
—, Bollgug der, Anwendbarkeit ber Be: „ D „233; „170. „ 400; 
fimmungen der Art. 20, 21. 23. 24. „ 2%: „283; „174 „408; 
25. 40 Abf. 3 des StGB. auf ben: „ BA „2465 „182: „ 428; 
felben, ©. 82, ” 8. „ 254; " 185. „ 426; 
—, bei Uebertretungen, welche in L In- „ MM „261; „189. „ 433; 
ſtanz durch Bezirfsgerichte abgeurtheilt „ 14 „29; „192. „ 435; 
werben, find diefe die zur Umwand— „ 15. „28; „204 „ a 
lung berechtigten Polizeigerichte, S.86. „ 121. „308; „208. „ 484; 
— bei Anwendung des Art. 8 hat ber „ 138. „330; „212. „ 493 
Richter zuerft die Geldfirafe, dann — — — 8 Tagentritteinauf®rund ber 
deren Umwandlung in Arreft auszu: A. 59. ©. 222; 9. 100. ©. 268; 
Ipreden, ©. 87. » u 237; „ UN „28; 
—, Umwandlung ber, in Geldfirafe, » Tu» Mi „ 12 „ 280; 
wegen Unkunde ber betreffenden Vor: „ 8 „245; „ 120. „ 307 
friften, A. 21. ©. 118 ff. „ 8 » Ab; „ 1 „ 332; 
—, neben einer Verbrehensftrafe wird „ 89. „35; „ 144. „ 336; 
auf Arreftftrafe im Falle des Zufam: n„ % u 32 „ 160. „ 362; 


menfluffes ftrafbarer Handlungen nicht „ 8%. „ 84 „ 16%. „ 364; 
erfannt, A. 24. ©. 134, „ RB 23665 „ 166. „ 396; 


A. 168. ©. 399; U. 0, €. 491; 


„ 12. „402; „ 2id „493; 

„ Wi. „404; „ 214 „49; 

„ 180. „ 409; ML 488: 

» 206, „477; „ 231. „ 596. 
207. „ 481; 


Arreititrafe bis zu 5 Tagen nad W. 76, 


©. 2339; 4.78. © 241; A. 100 
©. 268. 
— — — 3 Tagen nad 

4. 49. ©.208;5 9. 107 ©. 275; 
„ 60: „223; „A132 „324; 
„ IL „235 „133 „327; 
„ 80, ” 243; „ 207, „ 481; 
" 9. „ 258; ” 211, [7 492; 
„ 99. „ 267; [2 214. [77 494. 


Arzneimittel, Webertretungen in Bezug 
auf diefelben, A. 115. 116. ©. 298 ff. 

Arzneiwaare, Begriff derfelben, ©. 299. 

Arzneiwaarenbändler, Arzneiwaarenban: 
del, ©. 300 ff. 

Aufentbaltserlaubniß, die Befugniß zur 
Ertheilung und Entziehung berjelben 
auf Grund des Heimatbsgefeßes und 
der ftaats = und völferrchtlihen Grund— 
ſätze in Bezug auf Ausländer wurde 
durdy die neuere Gefepgebung nicht 
berührt, ©. 101. 

Aufentbaltsfarten, deren Erbolen und 
Verlängerung, A. SL ©. 214, 

Aufentbaltsverbote für die wegen Ar: 
beitsfchene, Lanbjtreicherei, Bettels oder 
gewerbsmäßiger Unzucht unter Poli: 
zeiaufficht ftebenden Perfonen, A. 12. 

Auffinden neugeborener Kinder, Anzeige 
bievon, A. 2. ©. 236, 

Aufbebung der Anzeige: und Pfandge: 
bübren, ©. &4 

— von orts =, bijtrifts- und oberpoli: 


zeilihen Anordnungen, 4. 38 ©. 
180 fi; WAL © 1; A. 4. 


©. 196. 
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Aufhebung von Geſetzen, welche polizei— 
liche Vorſchriften entbalten, N. 45. 
©. 200. 

Aufnabme von Handlungsdienern, Ge: 
jelen, Lehrlingen, Zaglöhnern x., 
A. 85. ©. 246. 617. 

— — Dienjtboten, A. 215. ©. 497: 
Aufreizende Reben und Gefänge an öf— 
fentlihen Orten, X. 58, ©. 220, 
Aufrufe, unbefugte zu Geldbeiträgen ꝛc., 

a. 93. ©. 261. 

Auffammeln, verbotenes, von Waffen oder 
Munition, A. 147. ©. 307. 

Aufihlagsgefälle, gemeindliche, auf Bier, 
Branntwein, Fleiſch, Brod, Mehl, 
Defraudationen an benjelben, ©. 72. 

Aufficht auf blödfinnige und geiltesfranfe 
Perjonen, U. 137.138. ©. 329. 620 ff. 

— — Tiere, A. 140 - 143. ©. 332 ff. 
621. 

— - Meitpferde und Fuhrwerke auf 
öffentlihen Straßen, A. db. ©. 337. 

— — Vieh, 4. 222 ©. 501; A. 224 
©. 504; U. 228, ©. 508, 

Auffichtsperfonal auf Straßen, Bildung 
eines Unterftügungsfonds für das: 
felbe, A, 159, ©. 361, 

— ber das Beſchälweſen, desgleichen 
U. 220, ©. 499, 

— über die Kanalſchifffahrt, Unterjtüg: 
ungsfond für dasjelbe, A; 165. ©. 395, 

Aufiperren von Schlöjjern, unbefugtes, 
A. 189. ©. 433, 

Aufftellen, Aufhängen von Gegenftänden 
an öffentlichen Orten mit Gefabr für 
Andere, A. 146. ©. 333. 

Aufzüge, öffentliche in Städten und Ort: 
ichaften, ©. 615. 

Augenbeilanftalten, ſiehe Privatbeilan: 
ftalten. 

Ausdünftungen, ſchäbliche, aus Fabriken 
und Werfftätten, A. 129. ©. 320. 
Ausgebrochene wilde Thiere dürfen von 
Jedermann getödtet werden, A. 140, 

©. 332, 
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Ausgießen aus Gebäuden, U. 146. 


©. 339. 


Ausgraben von gefallenen Thieren und 
Thierfnochen, A. 124, ©. 313 ff. 
Ausländer, deren Ausweifung an Gtelle 
ber Polizeiauffiht, A. 15. ©. 97 fi.; 

u. 24. ©. 134 fi. 

—, bie Befugniß zur Ertheilung und 
Entziebung ber Aufenthaltserlaubnik 
an biefelben auf Grund bes Heimaths: 
gejeßes und ber flaatd- und völfer: 
rechtlichen Grundjäge wird durch bie 
neuere Gefehgebung nicht berührt, 
©. 101, 


— deren Berechtigung zum Handel, N. 
209. ©. 486. 

Ausländifche Behörden, Ausliefernng von 
Inländern an biefelben, Art. 11 d. 
StGB. ©. 79. 


Ausland, Beftrafung ber in bemfelben 
begangenen Mebertretungen, U. 3. 
©. 32 fi. 

—, verbotene Eheſchließung in demfelben, 
A. 52, ©. 212, 

—, unbefugtes Reifen der Handwerks: 
gefellen, Gewerbsgehilfen und Fabrik: 
arbeiter dahin, A. 79, ©. 243, 

Auslegung polizeilicher Vorfchriften,, U. 
3768179 ff.; A. A ©. 196 ff. 

Auslieferung von Inländern an auslän: 
bijhe Behörden, Art. 11 db. StGB. 
©. 79. 

Ausrufen von Ankündigungen u. dgl. 
auf öffentlichen Plätzen und Straßen, 
A. 68. ©. 231. 

Ausſchluß der Strafbarkeit wegen Mangels 
ber Willensfreiheit in Folge von Gewalt, 
Drohung ober Notbftand, ©. 119, 

— wegen Handelns in einem Nothfalle 
ober dringenden Falle, ©, 121. 

— — Irrthums ober Unkunde über 
Thatumftände, S. 123, 
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Ausſchluß der Strafbarfeit wegen Unkunde 
orte, diſtrikts- oder oberpolizeilicher 
Vorſchriften, 4.21. ©. 124, 

— — gerehtfertigter Nothwehr, S. 126. 

— — Unjurehnungsfäbigkeit, S. 119. 
128, . 

Außereheliche Geſchlechtsverbindung, fort: 
gefegte, A. 95. ©. 262, 

Ausfpielungen, öffentliche, A. 101, 103, 
104, ©. 270. 

— —, Berordnung vom 14. Auguft 
1810 hierüber, ©. 271. 

— —, bergleihen Verordnung vom 
24. Juni 1862, die Bewilligung zur. 
Beranftaltung Öffentlicher Lotterien 
ober Ausipielungen und zur Aufftell- 
ung von Glüdsbuben an öffentlichen 
Orten betr. ©. 618. 

Ausfteneranftalten, unberechtigte Errich— 
tung von ſolchen, A. 193, ©. 436. 

Ausübung ber ärztlichen oder thierärzt: 
liden Praxis, S. 286. 

Auswärtige Uniformen, deren Anmaßung, 
9. bh. ©. 216. 

— Lotterien 2c., Berbot derfelben, U. 101. 
102, 103. ©. 270 ff. 

— Teuerverfiherungsanftalten, unberech— 
tigte, U. 177—179. ©. 405 ff. 

Auswanderung, unerlaubte Beförderung 
berfelben, A. 51. ©. 210, 

Ausweihen beim Fahren und Reiten, 
A. 14h. ©. 337. 

Ausweislofe Perionen, deren Beherberg⸗ 
ung, A. 84. ©. 246. 

Ausweifung der Ausländer, A. 15. 
©. 97; A. 24. ©. 134 fi. 

Auszug von Miethleuten, Anzeige bier: 
über, 4. 86, ©. 247, 


Babanftalten, deren Eröffnung, Gin: 
richtung und Betrieb, A. 127, ©. 318, 
620. 

Baden an verbotenen Plägen, A. 136. 
©. 329, 
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Baber, Uebertretungen berjelben, A. 112. 
113. ©. 285 fl. 

— , beren Befugniffe, S. 290. 

— , Führung einer Handapotbefe, S.300. 

— Anzeigepflicht berjelben beim Aue: 
bruch anjtedender Kranfbeiten, ©. 318. 

Badergejellen, mebizinifche Pfufcherei der: 
jelben, ©. 286. 

Dabdergewerbe, befien Ausübung, ©. 289, 

Bäche, Verunreinigung ber zum öffent: 
lihen Gebrauche beflimmten, A. 160, 
S. 362; A. 163. ©. 364, 

Bäder, Verkauf nicht gewichthaltender 
Brodbwaaren, N. 196—201. ©. 443 ff. 
4. 203. ©. 472. 

Bauführung, ordnungsmibrige, A. 180. 
©. 409; 4. 181. €. 420. 

Baugerüfte, deren Aufftellung und An: 
ftanbhaltung, A. 182. ©. 425, 

Baufommilfion in Münden, ortepoli: 
zeiliche Vorſchriften berfelben, U. 32, 
S. 178 ff.; Q.34. ©. 179ff.; A. 39— 
44. ©. 180 ff., dann 193 ff. 

Baulinie in ben Straßen, ©. 410. 420. 

Baumaterialien, deren Aufbäufung auf 
Straßen, Plätzen ac, A. 153. ©.349. 
a. 159. ©. 361. 

Baumeifter, Baubandwerfer, deren Ber: 
pflihtungen, U. 183. ©.425;, 9.185. 
E. 426. 

Baumftimme, deren Schleifen auf Kunft: 
firaßen, A. 157. &.360: 9. 159. ©.361. 

Baupläne von Gebäuden, beren Einhalt: 
ung, A. 180. ©. 409. 

Baupolizeilihe Beftimmungen, Uebertret: 
ungen berielben, 4. 153, ©. 349; 
A. 159. ©. 361; N. 161. ©. 362; 
N. 163. 3.364; 180-186. &.409 ff. 

Bauſchutt, befien Ablagerung an unge: 
eigneten Orten, 4. 153. ©. 349; 
A. 159. ©. 361; N. 161. S. 362; 
4. 163. ©. 364. 

Bauten, Unterlafjung der vorgeichriebe: 
nen Unterfuhung derſelben, A. 184. 
S. 426, 
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Bauten, Unterlaſſung der Sicherung ober 
Entfernung gefabrdrobender Bauten, 
AM. 182 ©. 425; N. 185. 186. 
©. 426 ff. 

Bayerifhe Staatsangehörige, verbotene 
Eheſchließung derfelben im Auslande, 
a. 52. ©. 212, 

Beingftigung einer Perfon durch öffent: 
lihen Unfug, A. 60. ©. 223, 

Beauffihtigung, fiehe Auffict. 

Beerdigung von Leihen vor Ausfertig: 
ung bes Todtenicheines, beziebungs» 
weife vor Ertbeilung der Grlaubniß 
durch den Givilftandsbeamten, A 109. 
&. 280, 619. 

— an anderen als den orbnungsmäßig 
dazu beftimmten Orten x, %. 110. 
€. 281. 

Befebl des Dienſtvorgeſetzten, Hausberrn, 
Arbeitsgebers x. zur Verübung einer 
Üebertretung, A. 18. €. 102 fi. 

Begünftigung einer Polizetübertretung, 
A. 18. ©. 102. 

Beherbergung, ſiehe Herberggeben. 

Befanntmahung polizeiliher Verord— 


nungen und Vorſchriften, 4. 40. 
©. 193. 

Bekanntmachungen von Privaten, fiebe 
Ankündigungen. 


Beleuchtung, Entiernung ber zur öffent: 
lihen Beleuchtung dienenden Laternen, 
A. 150. ©. 344. 

— ber auf öffentlichen Straßen fteben 
gebliebenen Baumaterialien, Fuhr— 
werfe, ber bajelbft angelegten Gruben 
u. dal, A. 153. ©. 349; 9. 159, 
©. 361. 

Berehnung der Dauer ber PRolizeiauf: 
ſicht, 1 Sa fi. 

Bergwerfe, Verwendung jngenblicher 
Perſonen in benielben, A213, ©. 493. 

Beihädigung durch Ausgießen, Werfen ıc. 
aus Gebäuden, A. 146, ©. 339. 

Beſchälgeſchäft, defien Betrieb dur Pri: 
vate, A. 220. S. 499. 
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Beſchlagnahme, vorläufige, durch die 
Polizeibehörde, A. 30, ©. 149 ff. 
Beſchwerden gegen polizeiliche Vorſchrii— 

ten, A. 43. ©. 19% fl. 

Beſondere Gefege über Polizeiübertret: 
ungen, 9.1. ©. 32 ff. 

Beiorgniffe vor Gefahren, Notb und 
Unglüdsfällen, Erregung berfelben, 
2.58 ©. 220 

Vefferung als Motiv für Kürzung ber 
PTolizeiauffiht, A. 13. ©. 92 ff. 

— besgleihen für Kürzung ber Verwahr: 
ung in einer Polizeianftalt, U. 14. 
€. 96. 

Bettel, Polizeiauffiht auf die wegen bes: 
jelben Berurtbeilten, A. 12. ©. 92ff.; 
4. 24. ©. 134, 

—, Beftrafung bes Bettels, A. 89. 90, 
©. 35 ff.; Art.92. ©. 259, 

—, Nachſchlüſſel im Beſitze ber wegen 
besfelben Verurtheilten und unter Po— 
lizeiaufficht ſtehenden Perſonen, A. 90. 
S. 256; A. 189. ©. 433. 

Betten der mit anſteckenden Uebeln be— 
bafteten Perſonen, A. 121. ©. 308. 620. 

Bettler, deren Beherbergung, N. 84. 
©. 246, 

—, beren Beftrafung wegen Arbeits: 
ſcheue, A. 87. ©. 248. 617; N. 90. 
S. 256. 

Betrug, Arbeitsfcheue der wegen besfelben 
unter Rolizeiauffiht ſtehenden Perſo— 
nen, U. 87. &. 248; 9.90. ©. 256. 

Betrunkene, Verletzung ber öffentlichen 
Eittlichfeit durch dieſelben, A. OR. 
E. 266. 

—, Bornahme gefährlicher Verrichtungen 
durch biefelben, A. 139. ©. 332, 

— , fenergefährliches Verfahren derjelben, 
a. 166. ©. 396; 9. 176. ©. 408. 

Bewaffnete Macht, Gele vom 4, Mai 
1851 über deren Einfchreiten zur Er: 
baltung der Öffentlihen Drbnung, 
©. b3. 23h. 


Bewaflnete Macht, Veranlaffung einer 
Bewegung berjelben, A. 58. S. 220, 

Bier, Defraudationen an Aufichlags: 
aefällen bievon, ©. 72, 

—, Verordnung über bie Regulirung 
bes Bierfaßes und die Verhältniffe der 
Bräuer zu den Wirtben fowohl unter 
fih, als zu dem Publikum betr. vom 
25. April 1811, &. 448. 

—, Geſetz vom 28. Mai 1846, gleichen 
Betrefis, €. 457. 

—, Allerböhfte Entſchließung vom 
18. Dez. 1847, ben von den Bräuern 
bei dem Minutoverfchleiße zu erbeben: 
ben Schenfpreis betr., S. 460. 

—, Landtagsabfhied vom 25. Juli 1850 
Abſch. II $. 39, bie Regulirung bes 
Bierſatzes ꝛc. betr., ©. 461. 

—, Landtagsabfchieb vom 1. Juli 1856 
Abſch. TI $. 29 gleihen Betreffs, 
S. 462. 

—, — — 10. Novbr. 1861 Abſch. III 
F. 26 aleihen Betreffs, S. 464. 

—, Berordnung von 25. Juni 1862, 
die Ablaffung von Nachbier feitene 
der Bräuer an Wirthe und bie Ber: 
leitgabe desſelben durch Wirtbe betr., 
©. 447. 

—, Borihriften über die Erzeugung und 
Berleitgabe bes Biere, A. 132, ©. 324; 
A. 134 ©. 38; a. 197—19. 
€. 446 ff-; 9. 203. ©. 472. 

Bildung der Jugend, Uebertretungen in 


Bezug auf dieſelbe, A. 107. 108. 
©. 275 fi. 


Bildungsanftalten, höhere, die Beitimm: 
ung des Art. 99 erfiredt ſich nicht 
auf die Zöglinge berfelben, ©. 267. 

Binfen in Fiſchwaſſern, deren Abräumen, 
A. 231. ©. 596. 

Blätter, öffentliche, Aufruf zu nicht er: 
laubten Gaben und Geldbeiträgen in 
benfelben, A. 93. ©. 261. 

—, —, — — unerlaubten 2otterien, 
4.103. ©. 270, 
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Blätter, öffentliche, Anfündigung von um: 
laubten fosmetifchen und &eheimmitteln 
in benfelben, 4. 116. ©. 304. 

Blattern, natürliche, Ausbruch derjelben, 
4. 119. ©. 306.620; A126. ©.317. 

Blauer Montag, deſſen Feiern durch 
Handbwerfsgefellen zc., A. 211. ©.492. 

Blödfinnige, Bernahläffigung der Auf: 
fiht über bdiefelben, A. 137. ©. 329, 
620. 

— , Verwahrlofung ihrer Pflege, A. 138, 
©. 330. 

—, feuergefährliche Handlungen derjelben, 
N. 166. ©. 396; A. 176. ©. 405. 
Bobdenerzeugniffe, inländifhe, Handel 

mit benielben, A. 209, ©. 486. 

Böller, deren Abſchießen an feuergefähr: 
lichen Orten, A. 168. ©. 399; A. 176. 
©. 405. 

Böihungen an Gijenbahnen, Geben, 
Reiten und Fahren auf benjelben, 
A. 152, ©. 346. 

— an Kunſtſtraßen ꝛc. A. 156 ©, 358; 

2.159. ©, 361. 

Botenweien, Uebertretungen der besjall: 
figen Ordnungen, A. 206. ©. 477. 
Brand, Unterlaffung der Anrufung dj: 
fentliber Hilfe bei einem folden, 
4. 174. ©. 403; U. 176. ©. 405. 


Branbverfiherung, MUebertretungen in 
Bezug auf dieſelbe, AU. 177—179. 
S. 408 ff. 


PBranntwein, Defraudationen an Auf: 
Ihlagsgefällen hievon, ©. 72. 

Brauer, Uebertretungen berfelben, A. 197 
—199. ©. 446 ff; A. 203. ©. 422, 

Brechwerkzeuge im Befige von Bettlern 
und Lanbdftreihern, A. 90. ©. 256. 

Bremsvorrihtungen an Fuhrwerken, 

Brod, Defraudationen an Aufſchlags— 
gefällen bievon, ©. 72, 

Brodhändler, Verkauf nicht gewichthalti— 
ger Waaren, A. 196—201, S. 443 ff.; 
A. 203. ©. 472, 
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Brucibeile bei Umwandlung von Gelb- 
ftrafen in Arrefl, A. 7. S. 80 ff. 
Brüden, jchnelles Fahren über biefelben, 
—, Eijenbahnbrüden, Gehen, Reiten unb 

Fahren auf benfelben, 4.152, ©. 346. 

—, Inſtandhaltung ber Brüden in 
fiherem Zuftande, U. 154. ©. 351; 
A. 159. &. 361. 

—, Eiderheit und Bequemlichkeit des 
Verfebres auf ben Brüden, 9. 158. 
159. ©. 360 ff. 

—, Eidherungsmaßregeln bei Bauars 
beiten an denfelben, 4. 182. S. 425; 
A. 186. ©. 428. 

Brunnen, Anlegung von Abtritten in 
ihrer Nähe, A. 130. ©. 322. 

—, beren Bebedung und Verwahrung, 
N. 147. ©. 340. 

—, beren Berunreinigung, 9. 160. 
©. 362; A. 162, 163. ©. 364 ff. 

— — Anlegung ‚in ber Nähe von Leis 
chenädern, A. 181. ©. 420; Q. 186. 
©. 428, 

— Eiderungsmaßregeln bei Vornahme 
von Bauarbeiten an benjelben, 9. 182, 
©. 425; 9. 186, ©. 428, 

Buchhandel, Zufendung von Literalien 
zur Anfiht, S. 475. = 

Bürgermeifter (in der Pfalz), deren Zu: 
ftändigfeit zur Erlaſſung ortspolizei— 
licher Borfhriften, A. 32,34, ©. 178 fl. 
A. 39—44. ©. 180 ff. 


Chirurgen, beren Befugniffe, ©. 290. 
—, Führung einer Handapotheke durd 
diefelben, ©. 300. 

—, beren Anzeigepflicht beim Ausbruch 
anjtedender Krankheiten, ©. 318. 
Ghriftenlehrpflichtigkeit Über das 16, Le: 

bensjahr hinaus, S. 277. 
Givilfiandsbeamten ber Pfalz, Erlaubniß— 

ertheilung zur Beerdigung von Leichen 

durch bdiefelben, A. 109. ©. 280. 
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Dämme an Eiſenbahnen, Geben, Reiten 
und Fahren auf benfelben, N. 152. 
©. 346. 

— an Kunftftraßen besgleihen, U. 156. 
©. 358; A. 159. ©. 361, 

Dampfmafhinen, Zuwiderhandlungen 
gegen die besfallfigen Verordnungen, 
Q. 151. ©. 345. 

Dampfichiffe, Uebertretungen ber Orb: 
nung auf benfelben, 9. 152, ©. 346. 

Drfraudationen an Aufichlagsgefällen 
auf Bier, Branntwein, Fleiſch, Brod, 
Mehl, S. 72. 

Deflamationen an öÖffentlihen Orten, 
A. 64. ©. 227. 

Dentmale, öffentliche, deren Verunreinig— 
ung, 9. 162. 163, ©. 364 ff. 

Diebftabl,, Arbeitsfheue ber wegen bee: 
jelben unter Polizeiaufficht ſtehenden 
Perfonen, U. 87. ©. 248; 4. M. 
©. 256. “ 

—, Nachſchlüſſel im Befige derſelben, 
N. 90. ©. 256; A. 189, ©. 433. 
Dienerihaft des Königs oder eines Mit: 
gliedbes ber königlichen Familie, unbe: 
fugte Nahahmung ihrer Livree, A. 

©. 216. 

Dienft, Eintritt in einen foldhen zur Ab: 
wendung der Strafe wegen Arbeits: 
fcheue, 9.87. ©. 48; LM. 5,256, 

Dienfiboten, Haftung ihrer Dienjtherren 
für ihre Uebertretungen, X. 18. &.102, 

—, umnbefugte Beherbergung bderjelben, 
A. 84. ©. 246. 

—, unbefugter Wirthshausbeſuch ber: 
felben, A. 9. ©. 267. 

—, Bernadläffigung des Schulbeſuches 
durch diefelben, A. 107. ©. 275. 619. 

— mit anftedenden Webeln, A. 120, 

— , fenergefährlide Handlungen derſel— 
ben, 4. 166. ©. 396; A. 176. ©.40h. 

—, unbefugte Beherbergung durd die: 
felben, 4, 214. ©. 494; U. 219. 
©. 449; ſ. auch Dienfibotenwejen. 
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Dienftbotenwefen, Uebertretungen in Be: 
zug auf basielbe, 4. 214—219. 
©. 494 fi. 

Dienſtbücher, faljche, der Lanbdftreicher, 
Bettler u. dgl, 9. 90. ©. 256. 

—, Borlage und Aufbewahrung ber 
Dienjtkücher burdy die Dienftherrihaf: 
ten, 9. 215. ©. 497. 

Dienjtyerren, deren Haftung für Uebertret⸗ 
ungen ihrer Dienftleute, U.18. S. 102. 

—, indbefonbere in Bezug auf Reiten 
und Fahren ihrer Dienftangehörigen, 
U. 144, 145. ©. 336 fi. 

— , beren Befirafung wegen Geftattung 
verbotenen Wirthohausbeſuches ihrer 
Dienftleute, A. 99. S. 207. 

—, wegen Bernadläffigung des Schul: 
beſuches durch die Legteren, 9. 107. 

— , deren Haftung für feuergefährliche 
Handlungen ber Dienftleute, W. 166. 
©. 396; A. 176, €. 405; fiehe aud) 
Dienfibotenwejen. 

Dienfivertrag, Feſtſetzung unſittlicher 
Bedingungen hiebei, U. 217. ©. 498; 
a. 219. ©. 49. 

Dienjtvorgeiegte, fiebe Befehl. 

Dienjtzeihen, ausländiihe, deren An— 
maßung, U. 55. ©. 216. 

Dietrihe, Nachſchlüſſel, deren Anfertig: 
ung, Befiß zc., A.90. ©. 256; A189. 

Dingen, wiffentliches, eines bereits ver 
dungenen Dienjtboten, A. 216. ©. 498; 

Diftriftspolizeibehörde, Anordnung und 
Vollzug der Polizeiaufficht durch bie: 
ſelbe, A. 1—13. ©. A ff; A. 1b. 
©. 97; Q. 24 ©. 134. 

—, — — — ber Verwahrung in einer 
Polizeianftalt, A. 14. ©. 5; A. 15. 
S. 97; 4. 24 ©. 134 

Dijtriftspolizeilihe Borfchriften, deren 
Üebertretung aus Unkunde, U. 21. 
€. 118 fi. 
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Diftriftspolizeilihe Vorſchriften, deren 
Grlaffung und Aufhebung, A. 33. 
©. 178; 4. 34. ©. 179; A. 39—44. 
©. 180 ff., dann 193 fi. 

— —, Form ber Befanntmahung ber: 
feben, A. 40. ©. 19. 

— —, besfallfige Verordnung vom 
28. Mai 1862, ©. 194. 

— —, Geltung ber vor Erlafjung des 
Polizeiftrafgefepbuches beftandenen bi: 
friftöpolizeilichen Vorfchriften, A. 45. 
©. 200. 

— — über Aufrehtbaltung der Orb: 
nung bei Anfammlung größerer 
Menjhenmafien, A. 76. S. 239. 

— — über Aufrechthaltung ber Orb- 
nung auf Straßen u. dgl., 4. 153. 
©. 349; Q. 158. ©. 360. 

— — über Feuerlöfgorbnungen, A.175, 
176. ©. 404 ff. 

— — über Dienftbotenweien, U. 215. 
©. 497. 

— — über Feldpolizei, A. 226— 228. 
©. 505 ff. 

— — über Jagdpoligei, A. 229. ©. 509- 

— — über Fiſch- und Krebsfang, Fiſch— 
waffer xc., 4. 231. ©. 596. 

Diftriftsftraßen, PVerpflihtung der Ge: 
meinbeglieber zu Arbeiten an denfelben, 
A. 57. ©. 219; f. auch Straßen. 

Diftriftsverfammlung, Diftriftsratb, deren 
Bernehbmung über biftriftspolizeiliche 
Borihhriften, A. 34. ©. 179 ff. 

—, Beichwerben besfelben über diſtrikts— 
polizeiliche Anordnungen, M.43. S,196. 

Dieziplinäre Beitrafung wegen 1eber: 
tretungen in Bezug auf öffentliche 
Siegel und Stempel, A. 50. ©. 209, 

— — iegen unterlafjener Anzeigen von 
Geburts- und Tobesfällen, Art. 53: 
©. 214, 

Doppelverfiherung von Mobilien gegen 
Feuerſchaden, A. 179. ©. 408, 

Drabtgitterflehter, herumziehende, ©. 240. 


Sachregiſter. 


J 

Drohungen ber Bettler, Landſtreicher u. 
del., A. 90, S. 256, 

Droſchkenführer ıc., Uebertretungen ber: 
jelden, A. 207. ©. 481. 

Dünger, befjen Ablagerung auf Straßen, 
Plägen xc., 9.153. ©. 349; 4. 159. 
©. 361. 

Dunggruben, deren Anlage und Ein: 
rihtung, U. 130, ©. 322. 


Ehefrauen, weldye gewerbsmäßige Un: 
zucht treiben, ©. 265. 

Eheihließgung im Auslande verbotene, 
u. 52. ©. 212, 

Ehrenvorzüge, deren Anmaßung, A 55. 
©. 216. 

Ehrenzeihen, deren Anmaßung, 4. 55. 
©. 216. 

Eier gewiffer Vögel, deren Ausnehmen, 
A. 100. ©. 268. 

Einfabren von Pferden an öffentliden 
Orten, A. 144. ©. 336. 

Einfriebigung von Gruben u. bal., 
A. 147. ©. 340. 

— von Eifenbahnen und Bahnhöfen xc., 
Art. 152 ©. 346. 

Ginführungsgefepg zum Strafgeſetzbuch 
und zum Polizeiftrafgefegbuh vom 
10, Novbr. 1861, Verhältniß bes 
Art. 17 dieſes Geſetzes zu Art. iu. 31 
bes Polizeiſtrafgeſetzbuches S. 56; Ber: 
bältniß des Art. 7 Abf. 2 des Ein: 
führungsgejeßes zu Art. 1 u. 31 bes 
Polizeiſtrafgeſetzbuches, S. 64, 

Ginfubrverbote bei anftedendben Thier: 
franfheiten, ©. 312, 

Einhebung, verbotene, von Geſchenken zu 
Feftzeiten, A. 91. ©. 258, 


Einhemmen ber Fuhrwerke, U. 145. 
€. 337. 
Einfommeniteuer, Uebertretungen des 


besfallfigen Gefeges vom 31. Mai 
1856, ©. 71. 

Einrichtung, ſtyſtematiſche, des Polizei: 
firafgefegbuches, ©. 21. 


Sachregiſter. 


Einſchreitung, vorläufige, der Polizeibe— 
hörde, A. 30. ©. 149 ff.; fiehe auch 
Polizeibehörde. 

Einſtellung von Gewerben, A. 16. ©. 99; 
des Bollzugs orts=, bijtrifts- und 
oberpolizeiliher Vorſchriften, A. 41 
—43. ©. 1% fi.; fiehe aud Polizei: 
behörde. 

— von öffentlichen Luſtbarkeiten, Schau— 
und dergleichen Vorſtellungen Art. 63, 
64. ©. 226 fi. 

— von Nachtruheſtörungen A. 65. ©.229. 

— von unbefugt eröffneten Geldſamm— 
lungen ©. 260. 

— von Bäder:, Mebger:, Müller: und 
Bierwirthihaftsgewerben, 9. 199. 
©. 467. 

— von unberechtigten Gewerbsausübun: 
gen überhaupt, 4. 208. ©. 485. 
Bergl. auch Schließung. 

Einfturz drohende Gebäude, 
186. ©. 426 ff. 

Einzelhut auf ungefchlojfenen Grund: 
ftüden, %. 225. ©. 504; 9. 228. 
©. 508. 

Ginziehung von Gewerben, U. 16. ©.99. 
Siehe auch Einftellung, Schließung. 
Einzug von Miethsleuten, Anzeige bier: 

wegen, A. 86. ©. 247. 

Eisablagerung an ungeeigneten Orten, 
N. 161. ©. 362; A. 163. ©. 364. 

Gisbeden, verbotenes Betreten berjelben, 
4. 136. ©. 329, 

Eifenbahnbauten, Uebertretung in Bezug 
auf die öffentlihe Ordnung bei ben: 
felben, A. 76. ©. 239, 

Gifenbahnen, Leichentransport auf ben: 
felben, ©. 282, 

—, Uebertretungen in Bezug auf Schuß 
und Betrieb berjelben, A. 152. ©. 346. 

Eisgang, Erregung von Bejorgnifjen 
durch falfche Signale ꝛc. ©. 220. 

Eisfetten an Fuhrwerken bei Glatteis, 
Art. 145. ©. 337. 


u. 185. 


635 


Eltern, deren Bejtrafung wegen unbe- 
fugter Aenderung bes Geſchlechtsnamens 
ihrer Kinder, U. 54. ©. 216. 

—, — — wegen Geftattung verbotenen 
Wirthshausbeſuches jeitens ihrer Kin- 
der, A. 99, ©. 267. 

—, — — megen Bernahläffigung bes 
Sculbefuches ihrer Kinder, A. 107. 
©. 275. 619, 

— — — megen unterlaffener Schuß: 
podenimpfung, 9. 117. ©. 304, 

Entbindungen, Angeigeerftattung bier: 
über, A. 53. ©. 214. 613. 

Entbindungsanftalten, Eröffnung von 
ſolchen durch Private, U 127. 
©. 2318. 620. 

Entlaffung aus dem Arrefte zur Nacht: 
zeit, N. 5. ©. 80 fi. 

— aus ber Polizeianftalt als Anfangs: 
termin ber Jahresfrift beim Rüdfalle, 
A. 23. ©. 132. 

— von Handlungsdienern, Gemwerbsge: 
bilfen, Gefellen, Zehrlingen zc., Anzeige 
hievon, A 85, ©. 246. 617. 

— von Dienftboten, besfallfige Anzeige, 
a. 215. ©. 497. 

Entwürfe von Polizeiftrafgefegbüchern 
aus ben Jahren 1822, 1827, 1831, 
1855, ©. 9. 10, 

Entwurf des Polizeiftrafgefegbuches vom 
Jahre 1860 und Verhandlungen bier: 
über, ©. 16—2U, 

Entzündlihe Stoffe, N. 16h. 167. 
©. 396 fi; 9. 170. ©. 400; A. 176. 
©. 40. 

Epidemieen, Epizootieen j. Krankheite 

Erlös für fonfiszirte Gegenftände fließt 
in die Staatsfaffe, A. 10. ©. 88; fiehe 
auch Konfisfation. 

Erprefjung, Arbeitsjheue der wegen ber: 
felben unter Bolizeiauffiht ftehenden 
Perfonen, U. 87. ©. 248; 9. 90 
©. 256. 

— Nachſchlüſſel in Befig diefer Berfonen, 
9. 90 ©, 256; N. 189 ©. 433. _ 
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Grwerbsarten, bie herumziehend betrieben 
werben, A. 77. ©. 240, 

— freie, 4. 208. ©. 484, 

Erwerböpolizei, Mebertretungen in Bezug 
auf biefelbe, A. 204—213. ©. 474 ff. 

Erziehung, Uebertretungen in Bezug auf 
diefelbe, A. 107. 108. ©. 275 ff. 

— fremder Kinder unter 8 Jahren obne 
Bewilligung der Polizeibehörde, U. 73. 
©. 236. 

—, die Bewilligung biezu erfolgt von 
ber Dijtriftspolizeibehördbe resp. den 
Bezirfsamtsafjefjoren, in München 
von ber Polizeidirektion, ©. 616, 

Erziehungsanftalt, Unterbringung jugend- 
licher Bettler und Landitreicher in ber- 
felben. A. 90. ©. 256. 

Erziehungsanftalten, unberechtigte, 1.108. 
©. 277. 619. 

—, Beftrafung der Borfteher berfelben 
wegen Aufnahme nicht geimpfter Kin: 
ber, A. 118. ©. 306. 

Eßgeſchirre, gefundbeitsgefährliche, A. 133. 
134. ©. 327 ff. 

Eßwaaren, deren polizeiliche Beſchau, 
9. 131. ©. 323, 

—, ſonſtige gefundheitspolizeiliche Be: 
fimmungen hierüber, U. 132 —137- 
©. 324 fi. 

” Erplodirende Wurfgefchoffe, Verfertigung 
und Führung derjelben, A. 70. ©. 233. 

— Stoffe, Sprengungen mit benfelben, 
A. 148. ©. 34 

— —, beren Verfertigung, Beſitz, Auf: 
bewahrung, Verfauf und Transport, 

ru 169. ©. 400; A. 176, ©. 405, 


Fabrifarbeiter, unbefugtes Reifen der: 
felben ins Ausland, A. 79. ©. 243. 

—, Anzeigeerftattung von ihrer Auf: 
nahme und Gntlaffung, A. 85. 
©. 246. 617. 

—, Verheimlichung anftedender Nebel 
derjelben, N. 120, ©. 307. 


Sachregiſter. 


Fabrikarbeiter, unbefugte Anfertigung 
und Abänderung von Schlüffeln n dgl., 
U. 189. ©. 433, 

—, Uebernahme von Arbeiten für eigene 
Rehnung, A. 210. ©. 491, 

— , ungzeitiges Feiern berfelben von der 

Arbeit, unzeitiger Austritt derjelben 
und fonftige Handwerksmißbräuche, 
A. 211. 212, ©. 492, 

Fabriken, gejundheitspolizeilihe Bor: 
fchriften für dieſelben, Art. 128. 129. 
©. 319 ff. 

—, Berwendung jugendlicher Perjonen 
in benjelben, 9. 213. ©. 493. 

Fabrifinhaber chemiſcher und pharma— 
zeutiſcher Fabrilen, deren Befugniſſe, 
©. 299. 

—, Haftung wegen Webertretung der 
Vorſchriften über den Schulbeſuch ihrer 
biezu verpflichteten Arbeiter, ©. 276. 

Fähigkeit, geminderte, zur Selbitbeftimm- 
ung, 9. 20. © 117 fi. 

Fälſchung von Nabrungsmitten und 
Getränken, ©. 325. 

Fahren und Reiten, Webertretungen in 
Bezug auf dasjelbe, U. 144. 14). 
©. 336 fi. 621; A. 152. ©. 346; 
N. 156. ©. 358. 

Fahrläſſige Webertretungen 
meinen, A. 19. ©. 112 ff. 

— Beihädigung der zur Hilfe in Notb: 
füllen dienenden Gerätbichaften, von 
Warnungszeichen, Straßenlaternen u. 
dgl, A. 150, ©. 344, a 

— Gefährdung von Leben nnd Eigen: 
tbum durch unterlaffene Unterfuchung 
von Bauten, WU. 184. ©. 426. 

Fahrläſſigkeit bei Rolizetübertretungen, 

— Begriff und Wefen ©. 114, 

—, in wie weit auch bie fahrläffige 
Uebertretung polizeilicher Vorſchriften 
ftrafbar if, ©. 116, 

Fallthüren an gemeinzugänglichen Orten, 
U. 147 ©. 340. 


im Allge— 


Sachregiſter. 


Familienhaupt, Haftung für die von 
den Familienangehörigen verübten 
Uebertretungen, A. 18. ©. 102. 

—, Abhaltung feiner Hausgenoſſenſchaft 
vom Bettel, A. 89. 90. ©. 2355 fl. 
— unterlafiene Anzeige des Ausbruches 
einer anftedenden Kranfheit in ber 

Familie, A. 119. ©. 306. 620. 

— deſſen Haftung für fenergefäbrliche 
Handlungen feiner Angehörigen, 
2. 166. ©. 396; 9. 176. ©. 405. 

Farben, gejundbeitsgefährliche für Wohn: 
ungen, A. 133, 134 ©. 327 ff. 

Fafhinen, deren Schleifen auf Kunft: 
jtraßen, A. 157. ©. 360; X. 159. 
©. 361. 

Fechtunterricht, unberehtigter, A. 108. 
©. 277. 619. 

Feierlichkeiten, Webertretung ber öffent: 
lihen Ordnung in Anſehung derjelben, 
A. 76. ©. 239. 

— , Mitnehmen von Hunden zu öffent: 
lichen, A. 142, ©. 333. 

Feiertage, abgejhaffte, Arbeiten an den: 
felben, A. 214, ©. 404. 

Feingehalt von Gold: und Silberwaaren, 
A. 187. ©. 431. 

Feldgefehworene, deren Bernehmung über 
zu erlaſſende ortspolizeilihe Vorſchrif⸗ 
ten, A. 32. ©. 178 ff. 

Feldpolizei, Uebertretungen in Bezug 
auf diefelbe, A. 226—228, ©. 505 ff. 

Feldtauben fiehe Tauben. 

Teldwege, Zuwiderhandlungen gegen 
feldpolizeilihe Vorſchriften, N. 227, 
©. 508. 

Feittage, Störung ihrer Feier, U. 105. 
©. 273. 

Feſtungen, unbefugte Aufnahme ıc. von 
Plänen und Riffen derfelben, A. 46, 
©. 205. 612. 

Vefizeiten, verbotene Ginforderung von 
Gefchenten während derfelben, A. 91. 
©. 258. 
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Feuergewehre, deren Abſchießen an feiter- 
gefährlihen Orten, X. 168. ©. 399; 
A. 170. ©. 400, 

Teuerlöfhordnungen,  Feuerlöfchgeräth: 
fchaften, Ü. 175. 176 ©. 404 ff. ; fiehe 
auch Gerätbicdaften. 

Tenerordnung, neue, Verordnung vom 
27. Juni 1862, ©. 622, 


Feuerpolizei, Webertretungen in Bezug 
auf dieſelbe, A. 166—176. ©. 396 fi. 
622, 

—, Vebertretungen feuerpolizeilicher Be: 
fimmungen in Anfehung der Baus 
führung, 9. 180. 181. ©. 409 ff. 

Feuersgefahr, Verweigerung der Hilfe 
bei derfelben, A. 56. ©. 217. 

Feuerftätte, Errichtung oder Aenderung 
folder, A. 180.5. 410. 

Feuerverſicherung, Uebertretungen in 
Bezug auf dieſelbe, A. 177— 174 
©. 405 fi. 

Feuerwerke, unbefugte Beranftaltung 
berjelben, U. 63. ©. 226 ff.; fiche 
aud Feuerpolizei. 

Fiaferweien, Webertretungen in Bezug 
auf basfelbe, A. 207. ©. 48L 

Firmen, unbefugte Berwendung des 
Namens des Königs, der Königin 
oder eines Mitgliedes bes kgl. Haufes 
biezu, A. 55, ©. 216. 

Fiſchfang, Fiſchwaſſer, Uebertretungen 
in Bezug auf dieſelben, U. 231, 
©. 596. 

Fisfalifche Webertretungen, ©. 40, 

Fleiſch, Defraudationen an Aufſchlags— 
gefällen hievon, ©. 72. 

Fleiſchbänke, gejundbeitspolizeiliche Be: 
fimmungen hierüber, 4.132. ©.324; 
A. 134. ©. 328, 

—, Mitnahme von Hunden in diefelben, 
A. 142. ©. 333. 

—, Feilhalten von Fleiſch außerhalb 
berjelben, A. 200. ©. 468; 9. 203. 
©. 472. 
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Fleiſchbeſchau, deren Vornahme, A. 131. 
©. 323, 

Flopfahrt auf dem Ludwigskanale u. dgl. 
A. 165. ©. 390. 

Folgen ber Strafe für eine Uebertretung, 
A. 10—16. ©. 88 ff.; A. 24. ©. 134. 

—, insbejondere der Konfistation, A. 10. 
©. 38. 

— — der Polizeiauffiht, AU. 11—13. 
S. U ff.; A. 24. ©. 134 

— — der Verwahrung in einer Polizei— 
anſtalt, A. . S. ; A. 24 ©. 134 

— — der Ausweiſung der Ausländer, 
A. 15. ©. 97; A. 24 ©. 134. 

— anderer polizeiliher Maßregeln, A. 16. 
©. 9. 

Forenjen find nicht unter die Jnländer 
zu zählen, ©. 79. 

Forftfrevel, ©. 69. 533, 594; vergleiche 
auch Forſtpolizeiübertretungen und 
forſtpolizeiliche Beſtimmungen. 

Forſtgeſetz vom 28. Mai 1852, S. 68. 238 

Forſthoheit, S. 534. 

Forſtpolizeiliche Beſtimmungen, A, 230. 
©. 533. 

Forftpolizeiübertretungen, 
theilung, ©. 36. 

—, Strafumwandlung bei benjelben, 
S. 63.69; deren Begriff, ©.533. 594. 

Forftftrafgeiep für die Pfalz v. 28, Dez. 
1831 und Novelle biezu v. 23. Mai 
1846, ©. 594. 

Franfenthaler Kanal, Schifffahrt auf 
bemfelben zc., A. 165. ©. 39. 

Freie Erwerbsarten, A. 208. ©. 484. 

Freiheit, geminderte, der Willensbejtim: 
mung, %. 20. ©. 117. 

Freiheitsberaubung, widerrechtliche S. 238. 

Freinächte, Bewilligung hiezu, ©. 226. 

Fremde Kinder unter 8 Jahren, unbe: 
rechtigte Annahme derſelben, U. 73. 
©. 236. 

Frembenführer, Zuwiderhandlungen ber: 
jelben gegen die betreffenden Orb: 
nungen, 9. 207. S. 481. 


deren Abur: 


Eadıregifter, 


Fremdenpolizei, Uebertwetungen in Bezug 
auf diefelbe, A. 8I—B5, ©. 244 ff. 
riebhöfe, deren Verunreinigung, A162. 

163. ©. 364; ſiehe auch Leichenader. 

Frohnden der Gemeindemitglieder , bei 
Erhaltung ber Gemeindewege und 
Brüden, bei Handhabung der öffent: 
lihen Sicyerheit u. dgl., ©. 219. 

Fuhrleute, deren Schlafen aufdem Fubr: 
werke, A.145, ©. 337. 

Fuhrwerke, Uebertretungen in Bezug auf 
Ausweihen, Beſpannung, Beaufjich: 
tigung berjelben und dergl., U. 145. 
©. 337. 621 

— Ueberſchreitung von Eifenbahnen mit 
benfelben, A. 152, ©. 346. 

—, Beriperrung Öffentliher Straßen 
durch biefelben, 4. 153 ©. 349; 
A. 159. ©. 361. 

—, Ginrihtung der die Kunftitraßen 
bejahrenden, N. 155. S.351; 9. 159. 
©. 361. 

Fußangeln, Legen von jolden, A. 149, 

Fußbänke an öffentlichen Straßen, deren 
Begehen, Pereiten und Befabren, 
A. 156. S. 358; A. 159, ©. 361. 

Fußwege, unbefugtes Fahren und Reiten 
auf denjelben, A. 156. ©. 358; 9. 159. 
©. 361. 


Gaſtwirthe, Webertretungen der ‘rem: 


benpolizei durch biefelben, A. 82. 83, 
©. 244; fiehe auch Wirtbe. 

Gaufelei, U. 94, ©. %61. 

Gebäude, Verlegung ber biefür beſtehen— 
ben geiundheitspolizeilihen Vorſchrif— 
ten, 4. 130. &. 322. 

—, Werfen, Gießen, Fallenlaſſen ꝛc. 
aus benjelden, A. 146. ©. 339. 

— , beren Berunreinigung, 9. 162, 163. 
©. 364 fi. 

—, beren Berfiherung gegen Feuer, 
u. 177. ©. 405. 


Sachregiſter. 


Gebrauchsgegenſtände, geſundheitsgefähr— 
liche, A. 111 434. ©. 323 ff. 

Gebrechliche, Vernachläſſigung 
Pflege, A. 133. ©. 330, 

Geburtsfäle, Anzeigeerftattungen hierü— 
ber, A. 53. ©. 214 

—, Verordnung bierüber v. 13. Juni 
1862, ©. 613. 

Geburtshilfliche Piufcherei, U 112. .285, 

Gefährlihe Verrihtungen, Trunkenheit 
bei jolhen, U. 139. ©. 332, 

— wilde Thiere, A. 140. ©. 332, 

— Gtellen, deren Sicherung durch Ge: 
länber, A. 147. ©. 340; 


deren 


[23 150, [2 344 } 
„ 154, [2 351. 


Gefängnißftrafe,, deren Zufanmentreffen 
mit Arreft, A. 24, ©. 134. 

Gefahr für den Staat, für Leben, Ge: 
jundbeit und Vermögen ber Staats— 
angehörigen als Grund ber Erlafjung 
polizeiliher Anordnungen, U. 38—44. 
©. 180 fi. 

— Öffentliche, Verweigerung der Hilfe: 
leiftung in einer jolhen, A. 56. 
©. 217. 

Gefahren, aufreizende Erregung von Bes 
forgniffen davor, A. 58, ©. 220. 

— , Hervorrufung von, durch Vernach— 
läffigung der Aufficht über Blödfinnige 
und Geftesfrante, A. 137. ©. 329. 

—, Trunfenheit bei den mit Gefahr für 
Leben und Gefundheit verbundenen 
Berrigtungen, A. 139. ©. 332, 

— , Reigen und Heßen von Hunden x, 
an Orten, wo es mit öffentlicher Ge: 
fahr verbunden it, U. 143. ©. 336. 

- , Herbeiführung von, durch ſchnelles 
Fahren und Reiten, A. 144. ©. 336, 

— durch Werfen auf öffentlichen Pläßen, 
aus Gebäuden, durch Ausgießen aus 
denfelben ac. U. 146. ©. 339. 

— — GSprengungen und Grplofionen, 
A. 148. ©. 343. 

Gefabrdrobende Bauten, Unterlafjung 
ihrer Unterfuhung, Sicherung ober 
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Entjernung, %. 184. 185. 186. ©. 
426 fi. 

Gefallene Thiere, Uebertretungen in Bezug ° 
auf diefelben, U. 122 —126. ©. 311 ff. 

Gefangene, unerlaubter Verkehr mit den: 
jelben, A. 49. ©. 208. 

Geflügel, deſſen Einfperren zur Saat: 
oder Erndtezeit, U. 226. ©. 506; 
A. 228. ©. 509. 

Gegenfeitigfeit als Vorbedingung für bie 
Beitrafung der im Auslande begang: 
enen Bolizeiübertretungen, M.3, S.32 ff. 

Geheimmittel, unerlaubte, A. 115. 116. 
©. 298 fi.; 301, 

—, insbefondere beren Berfauf und An: 
preifung, ©. 301. 

Geift des Polizeiſtrafgeſetzbuches, ©. 26. 

Geifterbejchwörer, A. 94. ©. 261, 

Geiſteskranke, Vernachläſſigung der Auf: 
ficht Über diefelben, A. 137. ©. 329. 620, 

—, Vernadläffigung ihrer Pflege, A. 138. 
©. 330. 

Geländer an Abhängen, Abgründen 
Brüden u. dgl. A.147. ©. 340. 621, 

„10. „ 344; 
„154 „381; 
„ 159. „. 361. 

Geldjammlungen, unerlaubte, A. 92. 
9. ©. 359 fi. 

Geldftrafen, A. LS 80 fi. 


—, deren Marimum, 9. 6. ©. 80 fi. 
„a4. 14 
„ 38. 180ff. 


- , fie fließen regelmäßig in die Staats: 
kaſſe, U. S. 80 fi. 

—, Uneinbringlichteit der Geldftrafe, 
dann Umwandlung derjelben in Arreft, 
A. 79. ©. 63. 69, 85. 36. 

—, die Gelditrafe ift im Verhältniß zur 
Arreftftrafe die leichtere Strafart, S,81. 

—, bei der Wahl zwiſchen Geld: oder 
Arreftitrafe hat der Richter die Straf: 
würbigfeit der That und bie Größe 
des Verſchuldens zunächſt zu berüd: 
jihtigen, ©. 82. 

—, bei Webertretungen, welde in L Ans 
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ftanz durch Bezirksgerichte abgeurtbeilt 
werben, find biefe die zur Umwand— 
lung berechtigten Polizeigerichte, ©. 86. 


Geldftrafen, bei Anwendung des Art. & 


bat ber Richter zuerit die Geldftrafe, 
dann erjt deren Umwanblung in Arreft 
auszufpreden, ©. 87. 

‚ Umwandlung bes Nrreftes in 
Geldftrafe wegen geminderter Wil: 
lensfreiheit, Jugend ꝛc. bes Thäters, 
A. 20. &. 47, 


—, wegen Unfunde ber betrefienden Bor: 


fhriften, A. 2 S. LIR. 


—, Aufammentreffen mehrerer, U. 24, 


S. 134. 


—, berenBerjährung, U. 25—27.6.140 ff. 
— bis zu 300 Gulden treten ein auf 


Grund bes N. 179. ©. 408. 


— bis zu 150 Gulden auf Grund ber 


A. 46. ©. 206; A. 151. ©. 345; 


” 112. [7 285 ; „ 188. „ 432; 
„ UA. 2%; „ 122% „ 43h 
— bis zu 100 Gulden auf Grund ber 
a. 47.6. 207; 9. 114 ©. 294; 
„ 51. ” 210; „ 115. ” 298; 
„ 5. 212; „ 127, 318; 
” 56. ” 217; „ 129. ⸗ 320; 
[7 70, „ 233; „ 142. [7 333; 
„ FHR „ 238 ; [2 169. ” 400; 
[2 101. [2 270; "„ 178. " 407; 
[77 109. [7 280; [73 193, 7 436; 
„ ui, 22; „ 213 „ 49. 


— — — 50 Gulden auf Grund ber 


u. 48.6. 208; 9. 108. ©. 277; 
7) dl. [7 210; [2 112, 7 285; 
7 bb. „ 216; ff 121, „ 308; 
1 58. [7 220; „ 125. 7) 316; 
„ M.„ 223; „ 128, 319 
„ ZW. 233; „ 138. „ 330; 
„ Den 238; „ 149. „ 343; 
„ Du 233; „ 150. 344; 
„ Mu, 261; „ 165. „ 39; 
„1083. „ 270; „ 170. „ 400; 


Sachregiſter. 


A. 174, © U 18. ©. 436; 
„ 180. * [22 197. [23 446; 
[23 181. „ 420; ” 199. [2 467; 
„ 182. 42; „ BL „ 469; 
„ 184. ”„ 2 ; ” 202. [7 472; 
" 185. [7 426 ; [7 204. [7 474; 
[20 187. [2 431; [23 208. [23 484; 
7 189. [7 433; [7 212, [7 493; 
1 120. 1 434; „ 213. ” 493; 
„ 191. ” 434 ; [7 220. „ 499. 
„ 192. „ 435; 


Geldftrafert bis zu 25 Gulden treten ein 


auf Grund ber 





A. 50. ©. 209; „ 137. „ 329; 
[73 53 ”„ 214; ” 139. „ 332 ; 
„ MM „216; „ 140 „32; 
[23 59, ”„ 222; [23 144. „ 336; 
[7 62. [23 224; ” 147. „ 30; 
„ 6. 2 „ ME „8: 
„ 6. „2830; „ 153 „39; 
„ DI „35; „ 1A „ 31; 
[7 2. ”„ 236; „ 160. [73 362 ; 
„» WM „237; „ 162 „ 364; 
„ 77. „ 240; [23 166. [77 396 ; 
„ 8 „24; „ 167 „398; 
„ 4: „WA; „ 168. „399; 
[73 92, " 259; [2 171, „ 40; 
.„ BE „ A: „ 1 „MR 
[7 2. [73 262 ; [LG 173, 402; 
= WM a 403 ; 
„ 100. „268; „ 17. „ 404; 
„ 104 „22; „ 178 „ 407; 
„ 1 „2; „ 1 „ 4; 
” 109. „» 280; 2 183. „45; 
„ MO. „Bl; „ 199. „ 433; 
„ U „223: „ 1%. „439; 
„ 16. „304; „ 196 „443; 
„ UZ „320; „ 92 „46; 
„ 13 „312; „ 198 „ 465; 
„ 24 „313; „ 19. „467; 
„ 130. „322; „ 202. 472; 
„ BL „ 323; "„ 204. „474; 
„ 132 „324; „ 20. 477; 
" 133. „ 327; zZ 207. 481; 
„ 1 „328; „ 208. „484; 


Sachregiſter. 641 


A. 210. &. 491; A. 218. ©. 499; 
[7 217. „» 498; 7) 231. „» 59%. 
Geldftrafen bis zu 15 Gulden treten ein 
auf Grund ber 
A. 76, ©. 239; 9. 157. ©. 360; 


” 78, „ 241; " 19. „ 443; 
7 100 „» 268; [7 221. „ 500. 


„ 106 „ 274; 


— — — 10 Guben auf Grund 
ber 
A. 49, ©. 208 ; ." 145. 7) 337; 
7) 57. " 218; „ 146. " 339; 
* 60. [2 223; " 150. "” 244 ; 
„ 6l. „223; „ 152. „346; 
„  „ 224; „ 153. „349; 
„ 64. 7 2273 +. IE „ 358; 
„ 6 „229; „ 158 „ 359; 
„ 6. „230; „ 16: „362; 
7) 82, 7) 244; „ 181 " 420; 
„ U „58; „ 1 „Abd; 
7 99. " 2 In 200. 7) 468 ; 
„ 107. „27; „ 202. „472; 
„ 19. „ 280; „ 207. „Al; 
„ ill. „2845 „ 2ll. „492; 
„ 118. [7 306; " 214. [7 494 ; 
” 119. ” 206 ; 2 215. " 497; 
„ 120. „307; „ 216. „498; 
„ 122 „Stil; „ 223 „ 502; 
„ 124. „33; „ 224 „ 504 ; 
„ 232 „ 324; „ 225. „ 504 ; 
„ ML „33; „ 20. „ 508. 
7 142, „ 333 ; 


— bis zu 5 Gulden treten ein auf 
Grund ber 
A. 69, ©. 233; N. 215. ©. 497; 


„ Bi „26; „ 222. „501; 

„ 117. ” 304; " 227. " 508. 
— — — 3 Gulden 

A. 62. ©. 224; „ 82. „244; 

„ Bi „28; „ Bi „MI; 

„ BL „Ai; „ 136. „ 329 


—, bie Armenfajje des Ortes ber Ueber: 
tretung bezieht 2/, der Geldftrafen für 
Mebertretungen in Bezug auf Glüds: 
fpiele, A. 104, ©. 271. 





Geldjtrafen, die Armenfaffe des Ortes 
ber Mebertretung bezieht 2/, berfelben 
für Mebertretungen in Bezug auf Ge: 
fundheitspolizei in Wohngebäuden, U. 
130. ©. 322, 

Nahrungsmittel xc., 131 — 
134. ©. 323 ff. 

bie Aufficht über Hunde ꝛc., 
A. 142, ©. 333. 

Sicherheitspolizei dur un: 
terlafiene Bedeckung von Gruben, 
Brunnen u. dgl., A. 147. ©. 340. 

Straßenpolizei, U. 150. 
©. 344. 

Öffentliche Reinlichkeit, N. 
163. &. 364. 

Feuerpolizei, U. 176. S, 405. 

Brandverfiherung (in ber 
ber Pfalz), A. 177. ©. 405. 

Markt- und Schrannenorb: 
nungen, Biltualienpoligei ꝛc. ꝛxc., 
A. 203. ©. 472, 

Verwendung von Kindern 
in Fabrifen und Gewerfen, 4. 213. 
©. 493. 

das Dienftbotenwefen, A. 
219. ©. 499. 

Teldpolizei, A. 228, ©. 508. 

jagbpolizeilihe Beftimmun: 
gen. A. 229, ©. 509. 

—, bie, für Uebertretungen in Bezug auf 
Straßenpolizei werben verwendet zur 
Bildung eines Unterftügungsfonds für 
das Auffihtsperfonal, U. 159. ©. 361 

die Kanalpolizei für bas 
Unterperfonal bei der Kanalſchifffahrt. 
A. 165. ©. 395, 

das Beſchälweſen werben zu 
Belohnungen bes Auffichtsperjonals 
verwenbet, U. 220. ©. 499. 

Gemälde, öffentliche, deren Verunreinig— 
ung, A. 162. 163. ©. 364. 

Gemeindebevollmäcdhtigte, beren Verneh— 
mung bei Erlaffung ortspolizeilicher 
Borjhriften, A. 34. S. 179 ff. 
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Gemeindebepollmädtigte, Beſchwerdefüh— 
rung durch biefelben über polizeiliche 
Vorſchriften, A. 43. ©. 196 fi. 

Gemeinbdedienfte (Wache, Arbeiten auf 
Gemeindewegen u. dgl.), Uebertretun: 
gen in Bezug auf diefelben, U. 57. 

Gemeinbeeigentbum, die Benugung ber 
in demfelben befindlichen Straßen und 
Kanäle zur Anlage und Entleerung 
von Abtritten u. dgl. ijt Gemeinde: 
fache, ©. 323, 

Gemeindegefälle, Defraudationen an den: 
felben, ©. 72. 

Gemeinderatb (in der Pfalz), 4. 32, 
©. 178 ff.; 1.43. ©. 196 ff.; 9.57. 
©. 218. 

Gemeindeverwaltung, deren Antragitel: 
lung wegen Bernadläffigung ber ſchul— 
digen Pflege erfranfter Perfonen xc., 
u. 138. ©. 330, 

Gemeindewege, Arbeiten an denjelben, 
insbejondere die Erhaltung deren Fahr: 
barkeit, A. 57. ©. 218, 

Gemeindliche Arreftlofalitäten, deren Ber: 
wendung als Polizeigerichtsgefüngniffe, 
©. 84. e 

Geminderte Fähigkeit der Selbſtbeſtim— 
mung 2, 9. 20 2. 117. 

Gepädträger, unbefugte Verrichtung der: 
artiger Gefchäfte und Zuwiderhandlun— 
gen berechtigter Berfonen gegen bie be- 
treffenden Ordnungen, A. 207. ©. 
481, 

Geräthihaften der Gaufler, Zauberer u. 
dgl, A. 94 ©. 261, 

— für Hilfe in öffentlichen Nothfällen, 
A. 150. ©. 344, 

— für Löſchung von Bränden, A. 175. 
176. ©. 404 ff. 

— Spielgeräthſchaften, bei Glüdsfpielen, 
a. 104. ©. 271, 

— bei unbefugtem Fiſch— und Krebs: 
fang, N. 231. ©. 596. 


Sachregiſter. 


Gerichte, Mittheilung polizeilicher Verord— 
nungen und Publikationsnachweiſe an 
dieſelben, A. 40. €. 193. 

Gerihtsärzte ſtehen in Bezug auf ihre 
Privatpraris allen anderen Aerzten 
gleich; bezüglih jener Erfahrungen, 
welche fie bei der Berufsausübung als 
Mebdizinalbeamte machen, find fie zu 
dienftlichen Anzeigen verpflichtet, S. 239. 

—, quieszirte oder entlaffene bedürfen 
zur Prarisausübung neuer Bewillig: 
ung, ©. 289. 

Gefänge, aufreizende, an öffentlichen Or: 
ten, A. 58. ©. 220. 

— , unbefugte, öffentlihe Probuftionen 
von Gefängen, A. 64. ©. 227. 

Geſchäftseinſtellnng der Bäder zc., ſiehe 
Anzeige. 

Geſchenke, verbotene Einhebung von fol: 
hen zu Feitzeiten, A. 91. ©. 258. 
Geſchirre, gefundheitsgefährlice, A. 133. 

134, ©. 327 ff. 

Geſchlechtsnamen, unbefugte Aendberung 
berjelben, A. 54, ©. 216. 

Geichlehtsverbindung, außereheliche, A. 
9. ©. 262, 

Geſchwefelter Hopfen, Mebertretungen in 
Bezug auf denfelben, A. 188, ©. 432. 

— —, Verordnung hierüber vom 6. Juni 
1862, ©. 433. 

Gefellen, Anzeige von ibrer Aufnahme 
und Entlafjung, A. 85. ©. 246. 617. 

—, VBerbeimlihung anftedender Uebel 
durch diejelben, A. 120, ©. 307. 

—, unbefugte Anfertigung und Abänder: 
ung von Schlüffeln u. dgl., A. 189. 
©. 433, 

—, Üebernahme von Arbeiten für eigene 
Rehnung, A. 210. S. 491, 

—, Feiern des blauen Montags, Nicht: 
einbaltung der Arbeitszeit und jonftige 
Handwerfsmißbräude, U. 211. 212. 
©. 492 ff. 

— ſiehe auch Handwerksgefellen. 


Sachregiſter. 643 


Geſellige Zuſammenkünfte, Geldſammlun— 
gen bei denſelben, A. 92, ©. 259. 
Gefellihaften, abonnirte, Beitimmungen 
in Bezug auf Einhaltung der Polizei: 

ftunde, ©. 225. 615. 

—, gejhloffene, Tanzmufif in denfelben 
bei gefchloffenen Zeiten, A. 66. ©. 
230. 

—, Geldbfammlungen in bdenfelben, X. 
92, ©. 259. 


— für Feuerverfiherung, A. 177—179. 
©. 405 fl. 

Geſetz Über bie Ergänzung bes ftehenden 
Heeres vom 15. Auguft 1828, ©. dl. 
84. 210. 

—, bie Berfammlungen und Vereine betr. 
vom 26, Febr. 1850. ©. 42, 23L 
235. 

— zum Schuße gegen ben Mißbrauch 
ber Preße vom 17. März 1850, 
S. 47. 

—, das Einfhreiten der bewaffneten 
Macht zur Erhaltung der öffentlichen 
Ordnung betr. vom 4, Mai 1851. 
©. 53. 285, 

— über bie Einführung des Strafgefep: 
buches und bes Polizeiftrafgejegbuches 
vom 10. Novbr. 1861, ©. 56, 64. 
522. 

— , Forfigefeß vom 28. März 1852, 

©. 63. 538. 

—, Zollftrafgefeß vom 17. Novbr. 1837, 
&. 70. 

—, bie Stempelorbnung betr. vom 11. 
Septbr. 1825, ©. 71. 

— über die Heimath vom 11. Septbr. 
1825, S. 100 

-— , bie allgemeine Grunbfteuer betr., 
vom 15. Auguft 1828, ©. 71. 

— fiber das Tarregulativ für die Ber: 
bandlungen ber nichtftreitigen Rechte: 
pflege, jo wie ber inneren, dann ber 
Polizei: und Finanzverwaltung vom 
28. Mai 1852, €. 7L 


Geſetz, bie Kapitalventenftener betr., vom 
31. Mai 1856, ©. ZU. 

— , bie Ginfonmmenfteuer betr , vom 
31, Mai 1856, ©. 71. 

— über bie Beftrafung ber Kontrebanbe 
mit Salz vom 10. Juni 1856, S. 71, 

— — — Gewerbitener vom L. Juli 1856, 
=. 21: 

— — — Nusübung der Jagd vom 
30, März 1850, NR. 71. ©. 235; 

— , bie Beftrafung ber Jagbfrevel betr., 
vom 25, Juli 1850, ©. 235. 

—, — Ginrihtung des bie Kunftfiraßen 
befabrenden Fuhrwerkes betr., vom 
25. Zuli 1850, A. 155. ©. 352. 

— über bie Benügung bes Waſſers vom 28. 
Mai 1852, A. 164. ©.366;0.205.©.477. 

— — den Uferſchutz gegen Ueberihwem: 
mungen, U. 164. ©. 389. 

—, bie Feuerverfiherungsanftalt für Ge: 
bäude in den Gebietstheilen diesſeits 
des Rheines betr., A. 177. S. 406. 

—, das Notariat beir., vom 10. Novbr. 
1861. ©. 435. 

— über die Regulirung des Bierfages 
und bie Verbältniffe der Bräuer zu 
den Wirthen und zum Publitum vom 
28. Mai 1846. ©. 457, 

—, bie Grumbbeftimmungen über bas 
Gewerbswefen betr., vom 11. Eept. 
1825, X. 208. 209. ©. 486. 

—, Forftftrafgefeß für bie Pfalz vom 28, 
Dezbr. 1831 und Novelle biezu vom 
23. Mai 1846, ©. 594, 

Geſetze über Polizeiübertretungen, A. L 
S. 23 ff.; A. 32-4. ©. 178 fi. 
—, die in Verordnungen ober polizei: 
lichen Vorſchriften enthaltenden Beitim: 
mungen bürfen mit ben Gefegen nicht 
im Wibderfpruche ftehen, A.39.©. 191. 

—, ausnahmsweife zuläffige Aufbebung 
von Gefegen durch Verordnungen oder 
oberpolizeilihe Vorſchriften, A. 44 
Abſ. 2. S. 202. 
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Geſindeverdinger, Mebertretungen berjel- 
ben, A. 218. 219. ©. 499. 

Gejundheit, deren Gefährbung als Grund 
ber Erlaffung polizeilicher Verordnun— 
gen, A. 38. ©. 180; A 39 — 44. 
©. 180 fi. 

— , fiehe Gefahr. 

— und Leben, Uebertretungen in Bezug 
auf biefelben, A. 109—152. ©. 280 ff. 

Gefundbeitspolizeilihe Vorſchriften für 
Heil: und Babeanftalten, A. 127. 
©. 318. 

— — — Gewerbe und Fabriken, A. 128 
129. &. 319 fi. 

— — in Bezug auf Gebäude, A. 130. 
©. 322. 

Nahrungsmittel und Ge: 
brauchsgegenflände, A. 131 — 134. 
©. 323 ff. 

Getränke, deren Beichau, A. 131. S.323. 

— , fonftige gefundheitspolizeiliche Vor: 
fchriften über biefelben, A. 132— 134. 
©. 324 ff. 

Getreidefelder, Anmachen eines Feuers 
in ber Nähe berjelben, A. 167. S. 398; 
A. 176. ©. 405. 

Getreibehandel, A. 209. S. 486, 

Getreidemarktordnung, A. 202, 203. 
©. 472 ff. 

Getreibepreife, Uebertretungen in Bezug 
auf deren Ermittelung, 4. 201. ©. 
469; X. 203. ©. 472. 

Gewahrfam , polizeilicher , fiche Betrun: 
fene. 

Gewerbe, beren Einjtellung ober Einzieb: 
ung, 4. 16. ©. 9M. 

—, Borjcriften über berumziehend be: 
triebene Gewerbe, A. 77. ©. 240, 
—, Uebertretungen in Bezug auf gefund- 
beitspolizeilihe Vorjchriften für Ge: 

werbe, A. 128. 129, ©. 319 fi. 

—, beren unbefugte Ausübung, 208. 
©. 484. 

Sewerbsberehtigungen, deren 
jhreitung, 9. 208, ©. 484, 


Veber: 


Sadıregifter. 


Gemwerbsberedhtigungen, beren Beurtbeil 
ung, A. 209. &. 486. 

Gewerböbetrieb, deſſen Einftellung, A199. 
©. 467. 

Gewerbsgebilfen, beren Reijelegitimatio: 
nen, A. 78. ©. 241. 

—, unbefugtes Reifen berfelben in’s 
Ausland, A. 79, ©. 243. 

—, Anzeige von ihrer Aufnahme und 
Entlaffung, A. 85. ©, 246, 617. 
—, Verheimlichung anftedender Uebel 

derſelben, A. 120 ©. 307. 

—, unbefugte Anfertigung von Schlüß 
ſeln u. bol., A. 189, ©. 433. 

— Uebernahme von Arbeiten auf eigene 
Rehnung, A. 210. ©. 491. 

— , Feiern des blauen Montags, Nicht: 
einhaltung ber Mrbeitszeit, fonftige 
Handwerksmißbräuche derſelben, A.211. 
212. ©. 492 ff. 

Gewerbögejeß von 11. September 1825, 
A. 208. 209. ©. 486. 

— , Vollzugsverorbnung vom 21. April 
1862 biezu, ©. 487. 

Gewerbsherren, Gewerbeinhaber, Begün: 
figung von Arbeiten ihrer Gefellen 
für eigene Rechnung, Betbeiligung 
berjelben an Hanbwerfamißbräuden, 
4A. 210. ©. 491; A. 212. ©. 483. 

—, beren Haftung für Uebertretungen 
ihrer Arbeiter, A. 18. ©. 102, 

Gewerbsmäßige Unzucht, Poligeiaufficht 
auf bie wegen berjelben Berurtbeilten, 
4. 12, ©. 92; A. 24. ©. 134 fi. 

— —, Arbeitsſcheue ber wegen  berfel: 
ben befiraften Perſonen, 9. 87. ©. 248, 
617; 4. M. ©. 256 

— —, Beftrafung folder Perfonen, 
4. 97. ©. 266. 

—  unbefugte Beherbergung, 
©. 246. 

Gewerbsmäßiges Leihen auf Pfänber, 
A. 192. S. 486. 

— unbefugte Aufftelung von Zranss 
portmitteln, A. 207. 481, 


a. 84 
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Gewerbsmäßiges Gefindeverdingen, A. 
218. 219. ©. 499, 
Gewerbspolizei, Uebertretungen in Bezug 


auf biefelbe, A. 204 -213. ©. 474. - 


Gewerböprivilegien, ingriffe in bie 
Befugniffe von Inhabern berjelben, 
A. 208. ©. 484. 

Gewerbfteuergefeß vom 1 Juli 1856, 
Uebertretungen besfelben, ©. 7I. 

Gewerbtreibende, deren Verweigerung 
zur Abgabe ihrer Berfaufsgegenftänbe, 
A. 199. ©. 467, 

Gewerke, Berwendung jugendlicher Per: 
fonen in benfelben, A. 213, ©. 498, 

Gewichte, vorjhriftswidrige, bei Zube: 
reitung und Berfauf von Arzneien, 
a. 116. ©. 298. 

—, Üecbertretung in Bezug auf bie öf: 
fentlih vorgejchriebenen Gewichte, X. 
194. 195. &. 439. 

— , insbefondere beim Handel mit Bil: 
tualien, A. 196. ©. 443. 

— Berfauf von Fiſchen unter bein vor: 
gefchriebenen Gewicht, U. 231. ©. 596. 

Gewichtsſyſtem, einheitliches, ©. 440. 

Gift, Uebertretungen in Bezug auf Be: 
reitung, Berwahrung und Verkauf 
besfelben xc., A. 114. ©. 294, 

— ‚ insbefondere Gewinnung von Gift, 
©. 294. 

—, Babrifation, Verkauf und unentgelt: 
liche Abgabe besjelben‘, ©. 295. 296. 

—, Aufbewahrung von Gift, ©. 296. 

—, Verwendung von Giftftoffen, S 297. 

—, Begriff von Gift, ©. 297. 

Blatteis, Sperren von Fuhrwerken bei 
bemfelben, A. 145. ©. 337. 

Gloden, Mißbrauch derfelben zur öffent: 
lihen Rubeftörung, A. 58. ©. 220, 

Glücksbuden, Glüdsipiele, A. 101—104. 
©. 270 fl. 

—, Berorbnung vom 24. Juni 1862 

bierwegen, ©. 618. 

Gold: und Silberwaaren, verorbnungss 
wibrige, A. 187. ©. 431. 
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Gottesbienftlihe Handlungen, Störung 
berjelben, A. 106. ©. 274. 

Gräben an Eiſenbahnen, A. 152, &.346, 

— — Straßen, A. 156. ©. 358. 621. 

Gräber, deren Unlegung, Tiefe, Ord— 
nung, DOeffnung u. dgl, A. 110. 
S. 281. 

Gruben, gefährlihe, deren Anlegung 
ohne Erlaubniß, U. 147. ©. 340. 

— an Straßen u. dgl., A. 153. ©. 349. 

Grundfteuergefeg vom 15, Auguft 1828, 
Uebertretungen besjelben, ©. 71. 

Güterfchaffner, Güterlader, Güterführer, 
unbefugte Berrihtung berartiger Ge: 
ihäfte, dann Zuwiderhandlungen ber 
als ſolche aufgeftelten Perfonen gegen 
bie betreffenden Ordnungen, A 207. 
©. 481, 

Gymnaftiihe Borjtellungen, unbefugte 
Beranftaltung berjelben, U. 63. ©. 226. 


Häufer, Werfen, Ausgießen, Fallenlaſſen 
aus benfelben, A. 146. ©. 339, 

Hafenbinder, herumzichendbe, ©. 240. 

Hafenorbnung, Webertretung berfelben, 
A. 205. &. 477. 

Haftbarkeit der Mitſchuldigen bei einer 
Polizeiübertretung, A. 18 Abi. 2. 3. 
©. 102. 

Haftung dritter Perfonen für Gelbdftra- 
fen, Schadenserſatz und Koften, ©. 111. 

Handapothefe, Führung einer ſolchen 
durch Aerzte, Lanbärzte, Chirurgen 
oder Baber, ©. 300, 

Handel mit Vieh, Getreide, mit inläns 
bifhen Bobenerzeugniffen und Rob: 
ftoffen, fowie mit ben gewöhnlichen 
Lebensmitteln, U. 209. &. 486. 

Hanbelsagenten, Hanbelsleute, unbered): 
tigtes Aufſuchen von Beſtellungen 
durch biefelben, A. 204. ©. 474. 

Handlung ober Unterlafjung, Berbot 
und Bebrohung derſelben mit Strafe, 
426 22. 75. 
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Handlungen, welche als Rolizeiübertret: 
ungen zu beftrafen find, U. & 3 
©. 32 fi. 

— , AZufammenfluß ſtrafbarer 
lungen, 4. 24. ©. 134, 

—, auf Koften der PVerpflichteten, Vor: 
nahme folder, U.28. ©. 147; U.30. 
©. 15h. 

Handlungsdiener, Anzeige von ibrer 
Aufnahme und Gntlaffung, A. 85. 
©. 246. 617. 

Handlungsreifende, unbefugtes Auffuchen 
von Beftellungen durch  bielelben, 
U. 204. ©. 474. 

Handwerksgeſellen, deren Reifelegitima: 
tionen, A. 78, ©. 241. 

—, unbefugtes Reifen berielben in's 
Ausland, A. 79, ©, 243. 

—, umbefugte Beberbergung berielben, 
A. 84, ©. 246. 

—, fiehe auch Gefellen. 

Hanbwerfsmißbrände, A. 212. ©. 493. 


Hausbefiger, beren Haftung für Weber: 
tretung ihrer Angehörigen 2c., A. 18. 
e. 102. 

—, für Anzeige über Aus: und Einzug 
von Miethsleuten, A. 86. ©. 247. 
— , deren Beftrafung wegen feuerpoli- 
zeilichen Uebertretungen, A. 171—176. 

©. M ff. 

— , beren Beftrafung wegen Unterlafjung 
ber Sicherung oder Entfernung gefabr: 
brobender Gebäude, A. 185. LE. 
©. 426 fi. 

Hausherr, fiebe Hausbefiger. 

Haufiren, unberechtigtes, A. 204. &. 474, 

—, —, inebefondere mit Lebensmitteln 
und Gegenftänben des Marktverfebre, 
A. 202, 203. ©. 472 fi. 

Hauskind, ſiehe Familienhaupi. 

Hausſuchung bei den unter Polizeiaufſicht 
ſtehenden Perſonen, AU. 1. ©. 92; 
A. 24. ©. 134 

— zur Nadıizeit, ©. 3. 


Hanb: 
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Haustbiere, Abgabe von Arzneien für 
diefelben, A. 115. ©. 208. 

— , beren Beihau, A. 122. ©. 311. 

Hazarbipiele, fiehe Glüdefpiele. 

Hebammen, Uebertretungen berfelben, 
A. 112. 113. &. 288 ff. 

—, beren Aufftellung, ©. 289. 

—, beren Befugnifie, &. 290. 

Heeresergänzungdgeieß vom 15. Auguft 
1828, bie nad demſelben ftrafbaren 
Rolizeiübertretungen, ©. 41. 84. 210. 

Hegezeit für das Mild, A. 229 ©. 509. 

Heblerei, Arbeitsicheue ber wegen beriel- 
ben unter Polizeiaufſicht ſtehenden 
Perfonen, A 87. ©. 248: 9. M. 
S. 256: 

—, Nachſchlüſſel sc" im Beſitz dieſer 
Perſonen, A. 189. S. 433, 

Heilanſtalten, Eröffnung, Ginrihtung ac. 
von folben, A. 127. ©. 318 

Heilmittel, deren Bereitung und Abgabe, 
A 115. ©. 298. 

—, deren Anfündigung, A. 116. ©.304, 

—, homöopathiſche Heilmittel, Abgabe 
berjelben, &. 301. 

Heilung von Krankheiten, unbefugte 
Vornahme derfelben, A. 112. ©. 285. 
— — KBerfonen mit anftedenden Uebeln, 
Heimatbsbehörbe, Anordnung und Boll: 
zug ber Polizetaufficht durch dielelbe, 
A. 11-13. ©. 91 ff; A24 S. 134 ff. 

— , defigleihen ber Verwahrung in einer 
Rolizeianftalt, A. 14. ©. 95; A. 24, 
S. 134 fi. 

Heimathsgemeinde, Aufenthalt der unter 
Polizeiaufſicht ftehenden Perſonen in 
berfelben, A. 12 S. 92 ff; A. 24. 
©. 134 ff. 

Heimathégeſetz vom 11. Eeptbr. 1825, 
©. 100. 

Hemmen mit Fuhrwerk, A. 145 ©.337. 

Herberggeben, Uebertretung der fremben: 
polizeilihen Beftimmungen bierüber, 
A. 82. 83. 84. ©. 244 ff. 
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Herberggeben, insbeſondere durch Dienft: 
boten, A. 214. ©. 494; N. 219, 

Herfömmlihe Geſchenke zu Feſtzeiten, 
verbotenes Einjammeln berjelben, A. 
91. ©. 258. 

Herumtragen von Lebensmitteln und 
fonftigen derartigen Gegenftänben, 
A. 202, 203. S. 472, 

Herumziehende Gewerbe, A 77. ©. 240. 

— — fiehe auch Umherziehen. 

Hepen von Thieren an öffentlichen Or: 
ion, A. 143, ©. 336. 

Hilfe in Unglüdsiällen, Verweigerung 
derfelben, A. 56. ©. 217. 

—, Bermweigerung ärztliher Hilfe, N. 
113, ©. 291. 

—, Vernadläffigung Erfranfter in Bes 
zug auf äÄrztlihe Hilfe, 9. 138. 
S. 330. 

—, Geräthſchaften für Hilfe in öffent: 
lihen Notbfällen, A. 150. ©. 344. 
—, Anrufung ber dffentlihen Hilfe 

bei Bränden, A. 174. S. 403. 

Hiflofe Perfonen, Imverwabrnahme 
derfelben, A. 74, S. 237, 

— —, Rernadläffigung ber denſelben 
ihuldigen Pflege, A 138. ©. 330. 
Hilfsarbeiter, Haftung ber Arbeitgeber 

für ihre Uebertretungen, A. 18. &. 102. 

Hirten, Viehweiden ohne einen foldyen, 
4A. 221, S. 500; A. 223, & 502% 

Hohn, fiehe Berböhnung. 

Holzmärkte, Verkehr auf denjelben, U. 
202. 203. ©. 472, 

Homdopatbiihe Heilmittel, ſiehe Heils 
mittel, 

Hopfen, geichwefelter, Ucbertretungen in 
Bezug auf benfelben, A. 188. S, 432, 

— —, Berordnung bierüber vom 
6. Zuni 1862, ©. 433, 

Hopfenpreije, Uebertretung in Bezug auf 
beren Grmittelung, U. 201. © 469; 
4A. 203. ©. 472. 


Hüten von Vieh, fiehe Viehweibe, Ein: 
zelhut 

Hüttenwerfe, Verwendung jugendlicher 
Rerfonen in benfelben, X. 213, ©.493. 

Hunde, Webertretungen rüdfichtlich ihrer 
Vifitation, Führung, Beauffihtigung 
u. dal., A. 142. ©. 333. 

—, beren Heben auf Perlonen 2c., 


Jagd, Geſetz über deren Ausübung vom 
30. März 1850, ©. 509. 

—, beren Behandlung, polizeilibe Bor: 
fchriften hierüber durch allerhöchſte 
Verordnung vom 6. Dezember 1857, 
S. 514. 

Kagdbausübung ohne Erlaubnißſchein 
in der Pfalz, S. 53. 522. 

Jagbpolizei, Webertretungen in Bezug 
auf diejelbe, A. 229, S. 509. 

Jagdrecht, Beſchränkung der Ausübung 
in Hofräumen und Hausgärten aus 
Rüdfichten der Feuerpolizei, A. 168. 
€. 399, 

Jagdverordnung, pfälzifche, vom 21. Sep: 
tember 1815, Webertretung der deß— 
fallfigen Vorſchriften, ©. 53. 63. 70. 
522, 

Zabrmärkte, Verkehr 

Jauchenbehälter, deren Bebedung, A. 147. 

Ammobiliarbrandverfihernngsanftalten, 

Immobiliarverfteigerungen, ungeſetzliche 
Bornabme derfelben, A. 191. S.434. 

Impfung, Impfpflit, Schuppodenint: 
pfung, 9. 117. 118. ©. 304 fi. 

Andigenat, bayeriſches, deſſen Verluſt, 

Inland, Inländer, geſetzlicher Begriff 
derſelben, A. 9 d. StGB. ©. 79. 

—, Auslieferung von Anländern an 
ausländifhe Behörden, A. 11, db. 
EIGB. ©. 708. 


auf benjelben, 
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Inflanzenzug für Verwaltungsfaden, 
befien Einhaltung bei ber Beichwerbe: 
führung gegen polizeiliche Vorfchriften, 
A. 43. ©. 196. 

Inverwahrnahme 
A. 74. ©. 237. 

Irrenanſtalt, Unterbringung blödfinniger 
und geiftesfranfer Perfonen bafelbft, 
4. 137. ©. 329. 620, 

— ſiehe auch Privatbeilanftalten. 
Jugend bes Thäters als Grund ber 
Etrafmilderung, A. 20. ©. 117. 
Jugendliche Perfonen, deren Beftrafung 
wegen Bettels und Landftreicherei, 

A. M. ©. 256. 

—, beren Verwendung in Fabriken und 
Gewerken, A. 213. S. 493. 

Jugendlihes Alter unter 16 Jahren, 
Strafmilderung wegen besfelben, 4.20 
Abi. 3. ©. 127. 130. 

—, Beurtheilung ber Zurechnungs— 
fäbigfeit ſolcher Perſonen, ©. 128, 
—, Anordnung von Grziehungsmaß:- 
regeln gegen unzurehnungsfähige Per: 

fonen von biefem Alter, S. 130. 

—, Einfluß diefes Alters auf die zu 
verhängenben Straffolgen und auf den 
Strafvollzug, S. 130. 

Juwelenhandel, Borfchriften 
©. 431, 


bilflofer Perſonen, 


bierüber, 


Kalfbebälter, deren Bebedung und Ver: 
wahrung, A. 147. ©. 340. 
Kaltwafferheilanftalten, ſiehe Privatbeil: 
anftalten. 
Kamine, Kaminfehrer, A. 171. 172 
©. 401 ff.; A. 176. ©. 405. 
Kanaliifffahrt, A. 165. S. 395, 
Kandidaten ber Medizin, medizinifche 
Pfufcherei derfelben, ©. 286. 
Ranonenihläge an feuergefährlihen Or: 
ten, Art. 168. ©.399; 9.176. S.405. 
Kapitalrentenfteuer, Webertretungen bes 
besfallfigen Gejeges vom 31. Mai 
1856, ©. TZL 
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Karouſel, unbefugte Aufſtellung eines 
ſolchen, A. 63. S. 226. 

Kartenjchlagen, A. 94. €. 261. 

Kaſſen, ſiehe Rententaffen. 

Kegelſpielen über die Polizeiſtunde hin— 
aus in Wirthſchafts- und Privatgärten, 
A. 65, ©. 229, 

—, ſiehe auch Preisfegelichieben. 

Kellerzugänge, Bedeckung und Umfrieb- 
ung derſelben, A. 147. S. 340, 

Keffelflider, berumziehende, ©. 240. 

Kiesgruben, deren Anlage, Einfriedbung, 
A. 147. ©. 340. 621. 


Kinder, Polizeiübertretungen derſelben 
auf Befehl ihrer Eltern ꝛc., U. 15. 
©. 97 

—, unbefugte Aenderung ihres Ge: 
ſchlechtsnamens, A. 54. ©. 216. 

—, Auffindung neugeborener, U. 72. 
©. 236. 

—, unberedtigte Aufnahme 
Kinder, A. 73. ©. 236. 616. 

—, Aufnahme verirrter Kinder ıc., 
4. 74. ©. 237. 

—, Berwendbung von Kindern zum 
Bettel, A. 89. WM. S. 255. 

—, unbefugter Wirthshausbeſuch ber: 
felben, A. 99. ©. 267. 

—, Bernadläffigung bed Schulbefuches, 
A. 107. ©. 275. 619. 

—, unterlaſſene Edhußpodenimpfung, 
A. 117. 118. ©. 304 fi. 

—, Bernadläffigung ber ſchuldigen 
Pflege berfelben, A. 138. S. 330, 
—, feuergefährlihe Handlungen derſel— 

ben, A. 166. &. 396; A. 176. ©.405. 

—, beren Verwendung in Fabrifen ꝛc., 
A. 213. S. 49. 

—, — — zur Biehhut, A. 224, ©. 504. 

Kinderfpielwaaren, gefundheitsgefährliche, 
A. 133. 134. S. 327 ff. 

Kirhen, Mitnehmen von Hunden in 
diefelben, A. 142. S. 333. 

Kirchhof, ſiehe Leichenader. 


frember 
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Kleidungsſtoffe, geſundheitsgefährliche, 
A. 133. 134, ©. 327 fi. 

Kleidungsftüde ber mit anftedenben 
Uebeln bebafteten Perfonen, A. 121. 
®&. 308. 620. 

Kochgeſchirre, gelundheitsgefährliche, U. 
133. 134. ©. 327 ff. 

König, Königin, Mitglieber bes Fänigl. 
Haufes, unbefugte Benügung ihres 
Namens, Wappens u. dgl. zur Em: 
pfehlung einer Unternehmung, unbe: 
fugte Nachahmung ber Livree ihrer 
Dienerfchaft, A. 55. ©. 216. 

Königliche Verordnungen, ſiehe Verord— 
nungen. 

Kollegium ber Gemeindebevollmächtigten, 
fiehe Gemeindebevollmächtigte. 

Kollefte, fiche Sammlungen. 

Konfinirung oder Verſtrickung ift feine 
zuläffige Polizeimaßregel, S. 100. 

Konfisfation, deren Zuläffigfeit im All: 
gemeinen, Erlös für Fonfiszirte Gegen: 
Hände im Allgemeinen, Konfisfation 
als Strafe, U. 10. ©. 88; A. 24. 
©. 134; A. 30. ©. 149, 

— knüpft fih als Straffolge an bie 
rechtskräftige Verurtheilung; Mechts: 
titel bes Fiskus auf Erwerbung zu 
fonfiszirendber Sachen, wenn ſolche 
nicht mehr vorhanden find, S. 90. 

— , über die Verwendung Tonfiszirter 
Sachen, jo wie über bie Nothwenbig- 
feit ihrer Vernichtung entſcheidet bie 
Polizeibehörde, S. A. 

— ber unbefugt angejhafiten Pläne 
von Feitungen, militärifchen Lagern ıc. 
A. 46. ©. 208. 

— ber unbefugt gefammelten Waffen 
und Munition, A. 47. ©. 207. 

— angemaßter Orben, Dienftzeichen ıc. 
4A. 5b. ©. 216: 


—  verbotener Berbindungsabzeichen, 
A. 52. ©. 222. 

—  verboiener Waffen, 2. 70. ZI. 
©. 233 ff. 
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Konfisfation faljcher Päfle, Waffen und 
fonftiger ficherheitsgefährlicher Werk: 
zeuge ber Bettler und Landftreicher, 

— bed Ergebniffes unerlaubter Samm⸗ 
lungen, A. 92. © 259. 

— ber Werkzeuge für Gaufelei, Geifter: 
beihwörungen 2. U. 94. ©. 261. 

— von Spielgerätbichaften und Geld 
bei verbotenen Glüdfpielen, A. 104. 
©. 271. 

— unbefugt bereiteten und verkauften 
Giftes, A. 114. ©. 294. 

— verborbener ober fonft verorbnungs: 
wibdriger Arzneign, Losmetifcher und 
Geheimmittel, vorfehriftswibriger Maße, 
Gewichte und Waagen in Apotheken ꝛc., 
A. 115. ©. 298, 

— ber von Perfonen mit anftedenden 
Uebeln benugten Gegenftände, A. 121. 
©. 2308. 

—  gefunbheitsgefährliher Nahrungs: 
mittel und Gebrauchsgegenſtände, 
A. 132—134. ©. 324 ff 

— unbefugt verfertigter und feilgehalte: 
ner feuergefährlicher Gegenftänbe, 
N. 169. ©. 406. 

—  verorbnungsmwibriger Gold: und 
Silberwaaren, W. 187. S. 431. 


— umbefugt verfertigter oder abgeänber: 
ter Schlüſſel und Sperrwerkzeuge, 
A. 189. ©. 433, 

— von unrihtigem Maß und Gewicht, 
N. 194. 195. ©. 439 ff. 

— nicht maß- und gewichthaltender 
Lebensmittel, A. 196. ©. 443; A. 203 
©. 472. 

— von Wild zur Hegezeit, N. 229. 
©. 509. 

— ber zum unbefugten Fijch- und Krebs: 
fang verwenbeten Geräthichaften, ber 
nicht maß= oder gewichthaltenden Fifche, 
A. 231. ©. 596. 

Konkubinat, A. 95. ©. 262. 
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Konffriptionspflichtige, Entziebung von 
ber Militärpflicht durch Auswanderung, 
©. 210. 

Konfularbefhluß vom 17. Prairail IX 
(16. Juni 1801), ©. 53. 478. 

Kontrebanbe mit Salz, Webertretungen 
bes Gefeßes über diefelbe vom 10. Juni 
1856, ©. 71. 

Konzerte, öffentliche, S. 227. 

Konzeffionirte Gewerbe, unbefugte Aus: 
übung berjelben, A. 208. ©. 484, 


Kosmetifhe Mittel, unerlaubte, A. 115. 
116. ©. 298 ff. 

— — , inebefondere deren Verkauf und 
Anpreifung, ©. 301. 

Koften, Haftung ber Mitfhuldigen für 
biefelben, A. 18. ©. 102. 

— für Ausführung deſſen, was unter 
Androhung einer Polizeiftrafe zu thun 
geboten it, A. 28. ©. 147; X. 30: 
©. 149. 

Kranke, Bernachläffigung ber ſchuldigen 
Pflege berfelben, A. 138. ©. 330 
Krankheiten, anftedende, A. 119 — 121. 
©. 306 ff. 620; A. 1%. ©. 317. 
— —, Thierfranfbeiten, A. 122 — 126° 

©. 311 ff.; ſiehe Pfufcherei. 

Krebsfang, Mebertretungen in Bezug auf 
benjelben, A. 241. ©. 596. 

Kreisamtsblatt, Publikation ber ober: 
polizeilihen Vorſchriften in demſelben, 
A. 40. ©. 193. 

Kreisverwaltungsftelle, deren Zuſtändig— 
feit rüdfichtlich der Verwahrung Ver: 
urtheilter in einer Polizeianftalt, 

—, — — rüdfihtlih der Erlaffung und 
Aufbebung orts: und biftriftspolizei- 
licher Anordnungen), A. 34. ©. 179; 
A. 39—44, ©. 180 ff. 


—, — — rüdfichtlih oberpolizeilicher 
Anordnungen, A. 35, ©. 179; 


A. 39—44, ©. 180 ff. 


Sadıregifter. 


Kreisverwaltungsfielle, Geltung ihrer 
vor Einführung des Polizeiftrafgefep- 
buches erlaffenen Vorjchriften, A. 4b. 
©. 200. 

—, Geftattung von Ausnahmen vom 
Verbote ber Viehweide zur Nachtzeit, 
A. 223, ©. 502, 

Kunftgegenftände, öffentlich aufgeftelte, 
beren Verunreinigung, U. 162. 163. 
©. 364, 

Kunfthändler, Auffuchen von Beitellungen 
burch biefelben, A. 204, ©. 474. 

Kunftreitervorftellungen obne Erlaubniß, 
A. 63. ©. 226 fi. 

Kunftlammlungen, unbefugtes Schau: 
ftellen berfelben, A. 65. 64. ©. 226 fi. 

KRunftftraßen, Geſetz über die Einrichtung 
des biefelben befahrenden Fuhrwerkes 
vom 25. Juli 1850, A. 155. ©. 351. 

— , Viebtrieb, Fahren und Reiten auf 
Dämmen, Böihungen und in ben 
Gräben berfelben, A. 156. ©. 358; 

—, beren Beſchädigung durch Schleifen 
von Baumſtämmen, Faſchinen u. dgl., 
A. 157. ©. 360; 9. 159, ©. 361. 


Zändeorbnung, Webertretungen berjelben, 
A. 205. ©. 477. 

Lärm, unbefugter, Störung der öffent: 
lichen Ruhe biedurd, A. 58. ©. 220; 

Lärmerregendbe Werkzeuge, A. 58. S. 221. 

Lager, militärifhe, unbefugte Aufnahme 
von Plänen und Riſſen berielben, 
A. 46. €. 205, 612, 

Laichzeit, Fiſchfang während berfelben, 
A. 231. ©. 596. 

Landärzte, deren Befugnifie, ©. 289. 

—, Führung einer Handapotheke durch 
biefelben, S. 300. 

—, Anzeigepfliht der Lanbärzte beim 
Ausbrude anftedender Krankheiten, 
©. 318, 620. 


Sachregiſter. 


Landbotenweſen, Uebertretung der des— 
fallſigen Ordnung, Art. 206. ©. 477. 

— , Berorbnung vom 25. Juni 1862, 
die Ordnung für Land» und Waſſer— 
boten, Lohnfutiher und Stellmagen: 
unternehmer betr., ©. 480. 

Landesherrlihe Verordnung, fiehe Ber: 
ordnung. 

Landesvertheidigung, Webertretungen in 
Bezug auf diefelbe, A. 46. ©. 205. 612, 

Landesverweifung ber Ausländer, A. 
©. 97; X. 24. ©. 134. 147. 

Landgemeindeverwaltung fiehe Verwalt— 
ung. 

Landkramhändler, deren Beziehen von 
Jahrmärkten, ©. 241. 

Zandbmufifanten, ©. 241. 

Landftreicher, deren Beherbergung, A. 34. 
©. 246. 

—, beren @intritt in einen Dienft oder 
fonft angemefjene Arbeit, U. 87, 
© 248. 617. 

—, Beftrafung berjelben, A 88. ©. 254, 
617; A. W. ©. 256. 

—, Polizeiauffiht über diefelben, A. 12. 
©. 92 ff.; A. 24. S. 134. 

—, Nachſchlüſſel u dal. im Beſitze ber: 
jelben, A. MS. 256; 9.189. S. 433. 

Landtag, deſſen Mitwirfung bei Er: 
laffung von Polizeiverordnungen, 
A. 38. ©. 180 x. 

Landtagsabjhied vom 1. Juli 1856 
Abſchnitt III $. 33 über das bie 
Kunftftraßen befabrende Fuhrwerk, 
A. 155. ©. 351, 

— vom 25. Juli 1850 Abſchnitt II 
$. 39, die Regulirung des Bierſatzes 
und die BVerhältnijje der Bräuer zu 
den Wirthen und dem Publikum betr., 
©. 461, 

— vom 1. Juli 1856 Abſchnitt III 
$. 29 gleichen Betreffs, ©. 462. 

— vom 10. Novbr. 1861 Abſchnitt I 
$- 26 desfelben Betreffs, S. 464. 
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Landwirthſchaftliche Dienftboten, Webers 
tretungen derjelben, A. 214. ©. 494; 
A. 219. ©. 499. 

— Fuhrwerke, deren Aneinanderhängen, 
A 14 ©, 337. 

Zandwirtbichaftspolizei, U. 32. ©. 179; 
A. 39—44, ©. 180 jf.; A. 220— 228. 
©. 499 fi. 

Laſtträger, unbefugte Verrichtung der: 
artiger Dienſte, dann Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die beſtehenden Ord— 
nungen ſeitens der berechtigten Per— 
ſonen, A. 207. ©. 481. 

Laternen für öffentliche Beleuchtung, 
deren Entfernung 2c., A. 150. ©. 344. 


Zeben und Gejundheit, deren Gefährdung 
als Grund der Erlajjung polizeilicher 


Verordnungen, U. 38. ©. 180; 
— — — llebertretungen in Bezug auf 


diefelbe, A. 109—152. ©. 280 ff. 
Lebensmittel, Webertretungen in Bezug 
auf ben Verkehr mit denfelben, 
A. 196—201, ©. 443 fi. 
—, Haufiren mit benjelben, beren Herum— 
tragen, U. 202, 203, ©. 472. 
- , Handel mit denfelben in gewerbs— 
polizeilicher Beziehung, A. 209. ©. 486. 
Legitimation der Inhaber berumziehend 
betriebener Gewerbe, A. 77. ©. 240, 
— ber Handwerfögefellen und Gewerbe: 
gehilfen, A. 78 ©. 241. 
Legitimationslofe Handwerfögejellen, 
Dienftboten u. dgl., deren Beberberg: 
ung, A. 84. ©. 246. 
Legitimationspapiere der Bettler, Land— 
ftreiher u. dgl., A. 90, ©. 256. 
Xehmgruben, deren Anlage, Einfriebung 
x., A. 147. ©. 340, 621, 
Lehrherren, deren Haftung für Uebertret: 
ungen ihrer Lehrlinge, A. 18. ©. 102, 
—, deren Beitrafung wegen Gejtattung 
verbotenen Wirthshausbeſuches ibrer 
Lehrlinge, A. 99. ©. 267. 
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Lehrberren, deren Beftrafung wegen Ber: 
nachläſſigung des Schulbeſuches ber 
Lehrlinge, U. 107. ©. 275. 619. 

Lehrlinge, Anzeige von ihrer Aufnahme 
und Entlafjung, A. 85. ©. 246. 617. 

—, Berbeimlihung anftedender Nebel 
durch diefelben, A. 120. ©. 307. 

— unbefugte Anfertigung und Abänder: 
ung von Schlüfjeln xc., A. 189. ©.433; 
fiehe auch Lehrherren. 

Leichen, Gntdedung der Spuren von 
Verbrechen und verbädtigen Xobes- 
füllen beim Meinigen, Ankleiden, 
Definen berfelben und Anzeigeerftatt 
ung bierüber, U. 75. ©. 238. 

—, Vebertretungen in Bezug auf Leichen, 
a. 109-111. ©. 280 ff. 

—, Öffentlihe Ausftellung von Leiden, 
©. 284. 

—, unberedhtigter Erwerb durch unbe: 
fugtes Reinigen und Ankleiden von 
Leihen und dur Dienjtleiftungen bei 
deren Beerdigung, A. 207. ©. 481. 

Leichenader, Leichenhof, Mitnahme von 
Hunden auf diefelben, A. 142. ©. 333. 

— — , Bauführung in der Nähe eines 
ſolchen, 4. 181. ©. 420; 9. 186. 
©. 428; fiehe auch Friedhöfe, 

Leihenbeihau, fiehe Todtenbejchauer. 

Leichenöffnung, ſiehe Oeffnung. 

Leichenordnung, deren Erlaſſung durch 
die Ortspolizei, ©. 2823, 

Leihenfhmaus, Leihentrunf, ©. 284. 

Leihentransport auf Gifenbahnen, ©. 282. 

Leihanſtalten, Leihgeſchäfte, Uebertretun: 
gen in Bezug auf dieſelben, A. 192, 
©. 435. 

Leinenzeug der mit anftedenden Krank— 
beiten bebafteten Berfonen, A. 121. 
©. 308. 620. 

Xeitungsröhren an Dampfmafhinen ıc. 
4. 151. ©. 344. 

— von Wajfer, deren Verunreinigung ıc., 
A. 160. ©. 362; 9. 162. 163. 
©. 364 ff. 


Sachregiſter. 


Leitungszeichen, Ausſtelung von ſolchen 
bei Hemmungen bes Verkehrs auf 
Brüden, Wegen xc., U. 154. ©. 351. 

Licht, ſiehe Feuerpolizei. 

Livree der fgl. Dienerjhaft, Nachahmung 
berjelben, U. bh. &. 216. 

Lizenz für Ausübung der ärztlichen und 
thierärztlihen Praris, ©. 286. 

Lizenzſcheine zum Betrieb freier Gewerbe :c. 
A. 208. ©. 484, 

Lohnarbeiter, Haftung der Arbeitgeber 
für ihre Uebertretungen, A. 18. ©. 102. 

Lohnbediente, Zuwiderhandlungen der: 
jelben gegen die bejiehende Ordnung, 
A. 207. ©. 481. 

Lohnkutſcherordnungen, Uebertretungen 
derſelben, A. 206. ©. 477. 

—, Verordnung vom 25. Juni 1862, 
die Ordnung für Land» und Wafler: 
boten, Lohnkutſcher und Stellwagen: 
unternehmer betr., ©. 480, 

Xofalbaufommiffion in München, beren 
Befugniß zur Erlaffung ortspolizeilicher 
Vorſchriften, A. 32. ©. 178; U. 34. 
©. 179; A. 39—44. ©. 180 ff. 

Lofalbaufommiffionen, beren Errichtung 
und Zuftändigfeit, ©. 413. 

Looſe von nicht erlaubten Lotterien, 
A. 101. ©. 270; 9. 103. ©. 270. 
Zofungsabzeihen, N. 58. ©. 220; 4.59. 

©. 222. 

Lotterie, Öffentliche, 

—, Spielen in auswärtigen Xotterien, 
4. 102, ©. 270. 

—, Verordnung vom 14. Auguft 1810, 
bas Spielen in ausländiſchen Lotterien 
betr., ©. 271. 

— , Aufforderung zu unerlaubten Lotterien, 
A. 103, ©. 270. 

—, Verordnung vom 24. Juni 1862, 
die Bewilligung zur Beranftaltung 
Öffentlicher Lotterien oder Ausjpielun: 
gen und zur Aufitellung von Glücks— 
buden an öffentlichen Orten betr, S. 618. 


Lotterieanlehen, 


Sachregiſter. 


Ludwigskanal, Schiff: und Floßfahrt 
auf demſelben, A. 165. ©. 395. 

Zumpenfammler ©. 241. 

Zuftbarfeiten, Öffentlihe, unbefugtes 
Unternehmen derfelben, A. 63 — 65. 
S. 226 fi. 615. 


Macht, fiehe bewafinete Macht. 

Märkte, deren Beſuch durch Inhaber 
herumziehend betriebener Gewerbe, 
N. 77. ©. 240. 

—, gejundbeitspolizeilihe Vorſchriften 
in Bezug auf dieſelben, Art. 1322134 
©. 324 ff. 

—, Mitnahme von Hunden babin, 
A. 142. ©. 333. 

—, Borfindung unrihtigen Maßes und 
Gewichtes auf benfelben, A. 194. 195. 
©. 439 fi. 

—, ob e8 zum Gefchäftsbetriebe bafelbft 
einer Lizenz bedarf zc., 9. 209.6. 486. 

—, Berfauf verbotswibdriger Fiſche da— 
felbft, U. 231. ©. 596. 

Magister chirurgiae, befjen Befugnijfe, 
©. 290. 

Magijtrate, Erlafjung orts: und biftrifts- 
polizeiliher Vorſchriften durch diejelben, 
A. 32. 33, S. 178 fi; A. 39—44. 
©. 180 fi. 

Marionettenfpiele an öffentlihen Orten, 
A. 64. ©. 227. 

Markt, Erlaffung ortspolizeiliher Bor: 
jhriften dur den Magiftrat, A. 32, 


S. 178 fi; A. 34 S. 1m fi; 
A. 39—44. ©. 180 ff. 
Marktordnung, Zuwiderhandlungen 


gegen dieſelbe, A. 202. 203. ©. 472ff.; 
A. 209. ©. 486. 

Marfung ber Landgemeinden, 4. 32. 
S. 178 ff; Ur © 19 fi; 
A. 39—44. ©. 180 ff. 

— ber Marktorte, Ginbringen von 
Gegenftänden des Marftöverfehrs in 
diefelbe, A. 202. ©. 472. 
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Maſchinen, Webertretungen der Eicher: 
beitspolizei in Bezug auf diefelben, 
A. 151. ©. 346. 

Mastferaden, unerlaubte Veranftaltung 
jolder, 4. 63. ©. 226 fi. 616; A. 67. 
©. 230. 

Map und Gewicht, Webertretungen in 
Bezug auf diefelben, U. 194. 195. 
©. 439 ff. 

—, insbejondere bei Zubereitung und 
Berfauf von Arzneien, A. 115. ©. 298, 

— beim Handel mit Biftualien; U. 196, 
©. 443, 

— beim Handel mit Fiſchen, 4. 231, 
©. 596. 

Mapregeln zum Vollzug ber polizeilichen 
Urtheile xc., A. 28. 29. ©. 147. 

—, vorläufige, der Polizeibehörden, 
A. 30. ©. 149; fiehe Polizeibehörde. 

Map: und Gewichtsſyſtem, einheitliches, 
©. 440. 

Maulförbe für Hunde, U. 142. ©. 333, 


Mebdizinalbehörde, MWeberwadhung ber 
Apothefen durch dieſelben, U. 115. 
©. 298. 


Mebizinalperjonen, deren Uebertretungen, 
a. 112. ©. 2385, 

—, beren Befugnifie, ©. 289. 

—, beren Anzeigepflicht bei anftedenden 
Krankheiten, U. 126. ©. 317. 621. 

Medizinalpolizei, ©. 310, 

Medizinifche Piufcherei, A. 112, ©. 285. 

Mehl, Defraudationen an Aufſchlags— 
gefällen bievon, ©. 72. 

Meblhändlerr, A. 196—201. ©. 443; 
A. 203. ©. 472, 

Meifter, fiebe Gejellen. 

Menagerien, unbefugte Aufftellung von 
folhen, A. 63. ©. 226 ff. 

Menfchenmenge, Uebertretungen bei An: 
fammlung einer ſolchen, A.76. ©. 239, 

Mergelgruben, deren Anlage, Einfrieb: 
ung ı., U. 147. ©. 340. 621, 

Mefien, Berfehr auf denfelben, A. 202, 
203, S. 472; A. 209. S. 486, 
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Meffer und Wäger, Uebertretungen der: 
jelben, A. 207. 3. 481. 

Mepger, Zuwiderbandlungen berjelben, 
A. 16 — 201. ©. 443 fi; 9. 208, 

‘ S 472. 

Miethe, Webertretungen in Bezug auf 
diefelbe, A. 86. ©. 247. 

Miethbewohner, Webertretung feuerpoli: 
zeilicher Beftimmungen durch dieſelben, 
A. IL ©. 401; A. 174. ©. 403; 
A. 176, S. 40b. 

Milderung der Strafe, 
&. 117 fi. 

Militärdienſtpflicht, nicht erfüllte in Folge 
von Auswanderung, ©. 210. 

Militärlager, unbefugte Aufnahme von 
Plänen bderjelben, 4.46, ©. 205.612. 

Mineralwäfler, künftliche, deren Erzeug: 
ung und Berfauf, ©. 301. 

Miniftertum, fiehe Staatsminifterium. 

Mitſchuldige bei einer Polizeiübertretung, 
Begriff derfelben, S. 106. 

—, beren Bejtrafung und Haftbarfeit 
für Schadenserſatz, A. 18 Ab. 2 2 
S. 102 x. 

Mobiliarfeuerverfiherungsanftalten, A. 
178. 179. ©. 407 fi. 

Mobiliarverfteigerungen, ungeſetzliche 
Vornahme berjelben, A. 191. ©. 434, 

Montag, blauer, deſſen Feiern durch 
Handwerksgejellen ꝛc. A. 211, &.492, 


Montirungsftüde, unbefugter Erwerb 
derjelben, N. 48. 3. 208. 

Mühlen, geſundheitspolizeiliche Vorſchrif— 
ten in Bezug auf dieſelben, A. 132 
©. 324; N. 134 ©. 328. 

—, Gejhäftsbetrieb in Mühlen, A. 199. 

Münden, Grlafjung ortspolizeilicher 
Borichriften dafelbft, A. 32. ©. 178 ff. ; 
A. 34. S. 179 fi. 

—, Grlajjung biftriftspolizeilicher Vor— 
ihriften, A. 34 © LR Ti; 
A. 39-44 S. 180 fi 


A. 20. 21 


Sachregiſter. 


Münden, Verwaltung der Biltualien: 
polizei dafelbit, S. 184. 

—, besfallfige Verordnung v. 16, Auguit 
1829, S. 184, 

—, Lofalbaufommilfion, beren Befugniß 
zur Erlaſſung ortspolizeilier Vor: 
jhriften, 4. 32. 34. ©. 178 ji. 412. 

Mündel, unbefugte Wenderung deren 
Geſchlechtsnamens, A. 54. ©. 216; fiebe 
auch Familienhaupt, Vormund. 

Munition, verbotenes Sammeln derſel— 
ben, A. 47. ©. 207, 

—, unbefugter Erwerb derjelben, 4. 48. 

—, zur Grlafjung eines desfallfigen Ber: 
botes find die Diftriftspolizeibebörben, 
in Münden die Polizeidireftion zu: 
ftändig, ©. 612, 

Mufikalifhe Unterhaltungen, unbefugte, 
an öffentlichen Orten, A.64, ©. 227. 

— Produktionen beredtigter Mufifgefell: 
ihaften in Wirthſchaftslokalen, A. 64. 
©. 227; A. 60 ©. 229. 

— — in Privatgärten nach der Polizei: 
jiunde, A. 65. ©. 229. 

Mufifftüde, aufreizende, A 58. S. 220. 


Nacdbier, 9. 197 ©. 446; N. 203. 
S. 472, 


—, Verordnung, die Ablafjung von 
Nachbier jeitens der Brauer an bie 
Wirtbe und die Verleitgabe desjelben 
durh Wirtbe, TO, vom 25. Juni 
1862, ©. 447. 

Nachleje auf Feldern, in Weinbergen ꝛc. 
A 227. 228. ©. 508, 

Nachſchlüſſel, unbefugte Anfertigung und 
Befiß von folhen, 9. 90. 8. 256; 
4A. 189. ©. 433, 

Nacht, Entlaffung aus dem Arreſt wäb- 
rend berjelben, A. 5. S. 80 jf. 

—, Berbot an die unter Bolizeiauf: 
ſicht ftebenden Perjonen, während der: 
jelben ihre Wohnung zu verlafien, 
A. 12. E. 2; A. 24. ©. 134 


Sachregiſter. 


Naht, Herumlaufen von Hunden wäh: 
rend derjelben, A. 142. ©. 333. 

—, Beleudtung und Verwahrung ber 
bei Nacht auf der Straße bleibenden 
Gegenftände, A 153. ©. 349. 

—, Ausübung der PViehweide während 
berfelben, A. 223, &. 502; 4. 228, 
S. 508. 

Nahtmufifen, unerlaubte, U.67. ©. 230, 

Nachtruhe, Störung bderjelben, A. 65. 
©. 229, 

Nachtzeit, deren Begriff, S. 84. 94. 

—, Bornahme von Hausfuhungen zur 
Nachtzeit, S. 93. > 

Nahrungsmittel, gefundheitspoligeiliche 
Vorſchriften in Bezug auf diejelben, 
A. 131—134. S. 323 ff. 

Namen, unbefugte Aenderung desjelben, 
A. 54. ©. 216. 

—, Anmaßung eines folhen, dann Na: 
men bes Könige, der Königin ober 
eines Mitgliedes des Fol. Haufes, 
deren umnbefugte Verwendung zur 
Empfeblung von Unternehmungen, 
zu Firmen u. dgl., U. 55. ©. 216. 

—, Angabe falfher Namen bei Ein- 
tragung in bie Fremdenbücher ber 
Gafthöfe ıc., A. 83. €. 245. 

Natürliche Blattern, Anzeige bievon ꝛc., 
A. 119. ©. 306; N. 126. ©. 317. 

Naturmerkwürbdigkeiten, 
Öffentlihes Schauftellen 
A. 63. 64. ©. 226 fi. 

Nefter, Neftbrut gewiffer Vögel, deren 
Ausnehmen, A. 100. ©. 268. 

Neugeborene Kinder, Anzeige ihrer Auf: 
findung, U. 72. ©. 236, 

Neujahr, verbotene Einhebung herge: 
brachter Gefhenfe an demſelben, 
A. 91. ©. 258. 

Normalmaß und Gewicht von Fiichen, 
A. 231. ©. 596. 

Roth, aufreizende Erregung von Beforg: 
nijien vor Notb, U. 58. ©. 220, 


unerlaubtes 
derjelben, 
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Nothfälle, öffentliche, die zur Hilfe dabei 
dienenden Gerätbihaften, U. 150, 
S. 344; N. 175. 176. ©. 404 fi. 

—, unbefugte mebizinijhe Hilfeleiitung 
in Rotbfällen, 4. 112, ©. 285. 

—, Vornahme gefährlicher Berrihtungen 
durch Betrunfene in Nothfällen, U. 139. 
©. 332. 

Notbhilfe, Verweigerung berfelben, U. 56, 
S. 217. 

Notrufe, Notbfignale, falihe, A. 58. 
S. 220, 

Nothwendigkeit polizeilicher Anordnungen, 
u. 44. ©. 196 fi. 


Sherpoligeiliche Vorſchriften, beren Ueber: 
tretungen aus Unfunde, U. 21. ©. 118, 

— —, deren Grlaffung und Aufhebung 
x., 4.35 ©. 179; A. 39 —44. 
S. 180 ff. 

— —, Geltung der vor Erlaflung bes 
Polizeiſtrafgeſetzbuches erlaffenen, A. 45. 
&. 200. 

— — über das Auswanderungsweien, 
A. 51. ©,210, 

— — in Bezug auf Gemeindedienfte, 
A. 57. ©. 218, 

über Masferaden, 

€. 230. 616. 

über die Aufrechthaltung der 
Öffentlichen Ordnung bei Anſammlung 
größerer Menſchenmaſſen, A. 76. 
©. 239, 616. 

— — über die Reifelegitimationen ber 
Inhaber berumziehend betriebener 
Gewerbe, A. 77. ©, 240. 

— — fiber jjrembdenpolizei, A. 82. 83, 
©. 244 fi. 


A. 67. 


— — über Todtenfhau, 9. 109, 
©. 280. 619. 

— — über Beerdigung von Leichen, 
A. 110. ©. 281. 


— — über Bifitation von Schafen und 
anderen Haustbieren, A. 122, ©. 311. 
42 
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Dberpolizeiliche Vorjchriften über die Be- 
handlung gefallener Tbiere, N. 124, 
©. 313, 

— — über Wafenmeifterei, 
©. 316. 

— — über Gejundbeitspolizei in Fabri: 
fen und Gewerben, A. 128. ©. 319, 

— — über Nahrungsmittel und Ge: 
brauchsgegenftände, U. 131 — 134. 
©. 323 fi. 

— — Haltung, Rifttation und Beauf- 
fihtigung von Hunden, A. 142. ©3323. 

— — über Jabrordnungen, W. 145. 
©. 337. 621. 

— — über Dampfihiffe und Eiſen— 
bahnen, A. 152, ©. 346. 

— — über Ordnung auf Eifenbabnen, 
Dampfihiffen und in Bahnhöfen, 
A. 152. ©. 346. 

— — über Etraßenpolizei, A. 156— 158. 
S. 358 fi. 

— — über Benügung bes Waflers und 
Uferfhuß ac, A. 164. S. 365. 

— — über Kanaljdififahrt, A. 165, 
©. 39. 

über Feuerpolizei ꝛc., 
S. 400, 

— — jiber Bauweſen, insbefondere mit 
Rüdfiht auf Sicherheit gegen Feuers— 
gefahr, auf Verſchönerung xc., A. 180. 
181. &. 409 ji. 

— — ber Trödlergejhäfte und Ber: 
fteigerungsbureaur, A. 190. ©. 434. 

— — über Maß und Gewicht, N. 194, 
195. 439 fi. 

— — über Berlauf von Nachbier, 
4A. 197. ©. 446; N. 203, ©. 472. 
— — über Lohnkutſcher-, Boten: und 
Etellwagenweien, A. 206. S. 477. 
— — über Gewerböwefen, X. 209, 

©. 486, 

— — über Ausübung der Viehweide 
zur Nachtzeit, A. 223. &. 502. 

— — über Ginzelbut, A. 225, 5. 504, 


A. 125. 


4. 170. 


Sachregiſter. 


Oberpolizeiliche Vorſchriften über Fiſch⸗ 
und Krebsfang, A. 231. ©. 596. 
Deffentliche Verpflichtungen, Uebertretun- 
gen in Bezug auf diefelben, A. 46 -57. 

S. 205 fi. 

Oeffnung von Leihen vor der erften 
Leichenſchau, A. 109. S. 280. 

— Entdedung von Epuren gewaltjamer 
Todesarten biebei, A. 75. ©. 238. 
Omnibusfabrten, Webertretungen der be: 

treffenden Ordnung, U. 207, ©. 481. 

Operationspläne, militäriihe, A. 46. 
S. 205. 61%, 

Orden, Anmaßung eines jolden, X. b5. 
©. 216. 

Ordnung, Öffentlihe, Uebertretungen in 
Bezug auf diefelbe, A. 61— 69. 
S. 223 fi; A. 76. ©. 239, 

—, beren Erhaltung durch Einjchreiten 
ber bewafjneten Macht, ©. 53. 

— , Etörung ber Ordnung bei gottes- 
dienftlihen Handlungen, 9. 106. 
©. 274. 

— für Land- und Wafferboten, Lohn: 
kutſcher, Stellwagenunternehmer vom 
25. Juni 1862, ©. 480. 

Ordnungen für die im öffentlichen In— 
terejje für gewiſſe Dienftleiftungen auf: 
geftellten Perfonen, A. 207, ©. 481. 

Ordnungswidrige Bauführung in ben 
Zandestheilen diesſeits des Rheins, 
A. 180. ©. 409; U. 186. &. 428. 

— — in der Pia, 4. 181. ©. 4W; 

Orthopädiſche Anftalten, fiehe Privat: 
beilanftalten. 

Ortspolizeilihe Vorſchriften, Form der 
Bekanntmachung berfelben, U. 40- 
©. 194. 

— —, Berorbnung bierwegen vom 
28. Mai 1862, S. 194. 

— —, beren Üebertretung aus Unkunde, 
a. 21. ©. 118. 
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Ortspolizeiliche Vorſchriften, deren Vor- Ortspolizeiliche Vorſchriften über Straßen: 
behalt, Erlaſſung und Aufhebung, polizei, A. 153. S 349; A. 156 - 158. 
U. 32—34. S. 178 ff.; A. 39—44. S. 358 ff. 

S. 180 fi. — — über Ablagerung von Edutt, 

— — , Geltung der vor Grlafjung bes Schnee und Eis und über Öffentliche 
Polizeiftrafgefegbuches beftandenen, Reinlichkeit Überhaupt, A. 161. ©. 362. 


A. 45. ©. 200. — — über Benügung des Waffers, 
— — in Bezug auf Gemeinbebienfte, über Uferfhuß u. dgl., A164. &. 365. 

A. 67. ©. 218. — — über Feuerpolizei, A. 166176. 
— — in Bezug auf Polizeiftunde, S. 396 fi.; A. 180. 181. ©. 409 ff. 

A. 62. ©. 224; A. 6b. ©. 229, — — über Bauweien, A. 180 -- 166 
— — über Nahtmufifen, Masferaden, © 409 fi. 

A. 67. 2. 330. — — über Trödlergefhäfte und Ber: 
— — über Privatbefanntmadhungen, Reigerungsbureaur, A. 190. S. 434. 

A. 68. S. 3. — — über Maß und Gewicht, U. 194, 
— — in Baug auf Öfjentlihe Ordnung 195, ©. 439 fi, 

bei VBolksjeften und fonjtigen Anfamm: — — Über Lebensmitteltaren, A. 198. 


lungen von Menjhen, A. 76. &. 239, S. 465; A. 200. 201. S. 468 ff. 


a ; — — fiber Marftorbnungen, Haufiren 
— — über fjremdenpolizei, A.81.82,83, , — 
® Mk; ©. 26 mit Lebensmitteln ꝛc, W202. &, 472, 


— — über Wohnungsmiethe, A. 86 = — Mer Daiene wub Sänbeorbunu: 
® 2% gen, A. 205. ©. 477. 

— — über Einhebung von Gefhenten 7 über Fialer- und Lohnkutiger: 
zu Feftzeiten, 9. 99. ©. 7. wejen und fonjtige Dienftleiftungen 

J im öffentlichen Intereſſe, A. 207. 

— — über Sonntagsfeier, A. 105. 8. 81. kr ' 
©. 278. über Dienftb 

— — über Aufrehthaltung der Rube we, _ ten a: nu 
und Ordnung bei gottesdienftlichen . 497; 9. 218. S. 100. 


| z — — über Herumlaufen von Vieh 
ndlungen, 9. 106. ©. 274. ‚ 
DUSPEURREN 4. 222. ©. 301 


— — über Leihenordnungen, A. 110. _ üder Eingelhut, A. 225. ©. 504. 
mn6B — — — über Feldpoligei, N. 226. 227. 
— — über Gejundheitspolizei in Bezug 3. 505 fi 
auf Wohngebäude, A. 130. ©. 322. — — über Fifh: und Krebsfang, A231 
— — über Nahrungsmittel und Ge: S. 5%. 
brauchsgegenſtände, Mühlen und 
Schlachthäuſer ꝛc, A. 131— 134. 
©. 2328 ff. 
— — über Babepläge, Betretung von Panoramen, unbefugte Schauftellung 
Eisbeden u. dgl., A. 136. ©. 329, berfelben, A. 63, S. 226 fi. 


— — über Haltung, PBifitationen und Warteiabzeihen, A. 58. ©. 220. 
Beauffihtigung von Hunden, 9. 142, Paßkarten, falfhe, der Landftreicher, 


©. 333, Bettler ıc., A. 20. S. 256. 
— — über Fahrordmungen, N. 145. Pfänder, unberechtigtes Leihen auf ſolche, 
S. 337. A. 192 ©. 435. 
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Pfalz, Zuftändigkeit zur Erlafjung orte: 


polizeilicher Borfchriften dafelbft, A. 22. 
©. 178; A. 33. ©. 170. 

—, Bublifation oberpolizeiliher Bor: 
ſchriften bafelbft, A. 40. &, 193. 

—, Regelung der Verpflichtung zu Ge: 
meinbdedienften dafelbit, A.57. S.218. 

—, Regelung der Beitimmungen über 
Leihenihau dajelbit, A. 109. &. 280. 

—, Jmmobilienfeuerverfiherung daſelbſt, 
a. 177. ©. 405, 

—, baupolizeilihe Vorſchriften daſelbſt, 
A. 181. ©. 420. 

—, Berififation von Maß und Gewicht 
allda, A. 195. ©. 443. 

—, Beitrafung der Verlegung von Ge- 
werbsprivilegien daſelbſt, A. 208, 
©. 484, 

—, Konfularbefhluß vom 17. PrairailIX 
(16. Juni 1801), ©. 52. 478. 

—, Jagdausübung ohne Erlaubnißichein, 
©. 33. 

—, Sagdverorbnung vom 21. Septbr. 
1815, ©. 53. 63. 70. 523. 

—, Brandverfiherung von Gebäuden, 
A. 177. S. 405, 522. 

—, Foritftrafgefeg vom 28. Dezbr. 1831 
und Novelle hiezu vom 23. Mai 1846, 
S. 594. 


Pfandgebübren, deren Aufhebung, ©. 84. 
Pfannenflider, berumziebende, S. 240, 


Pferde, deren Zureiten und Ginfabren 
an Öffentlichen Orten, U. 144. S.336. 

—, ſcheue, mit Fehlern bebaftete, A145. 
S. 337. 

Pierderennen, Mitnahme von Hunden 
zu denjelben, A. 142. ©, 333, 

Pflege fremder Kinder unter 8 Jahren, 
A. 73, ©. 236, 

—, bie Bewilligung zur Annabme ge: 
ſchieht von der Diftriftspolizeibebörbe, 
beziebungsweife ben erponirten Be— 
zirlsamtsajjefforen, in Münden von 
ber Polizeidirektion, ©, 616. 
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Pflege, Vernachläſſigung der Pflege der 
Kranken und Gebrechlichen, U. 138. 
S. 2330. 


Pflegebefohlene, ſiehe Familienhaupt, 
Pflegeeltern. 
Pflegeeltern, deren Beſtrafung wegen 


unbefugter Aenderung des Geſchlechts— 
namens ihrer Pflegekinder, A. 54. 
©. 216. 

—, — — wegen Geftattung verbotenen 
Wirtbshausbefuhes, A. 29, ©. 267. 
—, — — megen Vernachläßigung des 
Schulbeſuches ihrer Pfleglinge, A. 107. 

&. 275. 619. 

—, — — imegen unterlaſſener Schuß: 
podenimpfung, 9. 117. ©. 304, 

Pflegefinder, unbefugte Aenderung ihres 
Geſchlechtsnamens, A. 54. ©. 216. 

Piufcherei, medizinifhe, A. 112. S. 285. 

Pläne von Zeitungen, militärifchen Lagern, 
A. 46. ©. 205. 612, 

Plakate, fiebe Anfündigungen. 

PRolizeianftalt, Verwahrung in einer 
folden, 4. 14. ©. 95, 

—, Anwendung ber Art. 41 — 42 bes 
StGB. bei Verwahrung in einer 
Polizeianftalt, ©. 95. 

—, Anfangstermin für Berehnung ber 
Verwahrungszeit, &. 96. 

— , Verjährung der Hauptitrafe jchließt 
die Verwahrung in einer Polizeianftalt 
nicht aus, &. 97. 

—, für Perfonen unter 16 Jahren tritt 
Unterbringung in einer Erziehungs: 
anftalt für verwabrlofte jugendliche 
Perſonen an die Stelle der Verwahr— 
ung in einer Polizeianftalt, &, 28. 

—, Berwahrung in einer Polizeianitalt, 
insbefondere im Falle des Zuſammen— 
fluffes von mehreren ftrafbaren Hanb- 
lungen, X. 24. ©. 134. 

--, an deren Stelle tritt bei Ausländern 
die Ausweilung, 4. 15. ©. 97; 
4.24. €. 134. 
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Polizeianſtalt, Zeitpunkt der Entlaſſung 
aus derſelben als Anfangstermin für 
Berechnung der einjährigen Friſt beim 
Rüdfall, A. 23. ©. 132. 

— , Berwahrung in einer Polizeianftalt 
wegen Arbeitsfheue, Landitreicherei, 
Bettel, A. MO. S. 256. 

—, wegen gewerbsmäßiger Unzucht, 
A. 97. &. 265. 


Polizeiaufficht, allgemeine Beftimmungen 
hierüber, 1 11—13. &. 91 ff.; A24. 
©. 134 

—, Anwendung bes Art. 38 Abf 1 u. 2 
bes SGB. auf die Stellung unter 
Polizeiauffiht, S. 22. 

—, bie Berjährung ber Arreititrafe 
fchließt deren Anwendung nicht aus, 
S. 2. 

—, bie Diftriftspolizeibehörben find zu 
deren Berhängung nur berechtigt, nicht 
verpflichtet; ein Rechtsmittel gegen 
deren Verfügung gibt es nicht, S,94. 

—, Beltrafung der Zuwiderhandlung 
gegen bie Borfchriften zum Bollzuge 
ber Polizeiauffiht, &. 94. 

—, bie polizeilihen Forihungs: und 
Späbebienfte find mit Polizeiaufficht 
nicht zu verwechſeln, S. 95. 

—, an bie Stelle der Polizeiaufficht tritt 
bei Ausländern die Ausweifung, A. 15- 
€. 97.9. 4. ©. 134, 

—, Wirthshausbeſuch der unter Polizei: 
auffiht ſtehenden Perfonen, A. 61. 
&. 223. 

— wegen gewerbsmäßiger unbefugter 
Beherbergung legitimationslofer Pers 
fonen, N. 84. ©. 246. 

—, Arbeitsiheue der unter berjelben 
fiehenben Perfonen, A. 8T. ©. 248; 
A. 20. €, 256. 

— megen Arbeitsſcheue, Lanbdftreicherei, 
Bettels, 18T. &. 248; A. 90. ©, 256. 

— wegen gewerbsmäßiger Unzucht, A. 97. 
©. 265. 
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Polizeiauffiht, Nachſchlüſſel 2c. im Beſitze 
der unter Rolizeiauffiht ftehenden Per: 
fonen, A. 189. ©. 433, 

Polizeibehörde, Befugniß zum Vollzuge 
der auf Grund eines rehtsfräftigen 
Etrafurtheiles erlaffenen polizeilichen 
Anordnungen, U. 28, ©. 147. 

— , Befugniß zur Schließung von An: 
ftalten, 4.29, ©. 147; 

„ 30, „ 149; 
„SL „210; 
„18 „ 272. 

—, beren Recht zu vorläufiger Ein: 
ſchreitung wegen jeder Art flrafbarer 
Handlungen; Inhalt ber Bedingungen 
biefer Befugniß, A. 30. ©. 149. 

—, deren Verpflichtung zur Anzeige und 
zur Einleitung ber Verfolgung von 
Polizetübertretungen, A. 30. ©. 154, 
203. 604. 

—, Grlaffung polizeiliher Vorſchriften 
durch die Poligeibehörde, A. 32—34 
©. 118 fi; U. 39—44. ©. 181 ff. 

—, Anwendung ihrer vor Einführung 
bes Polizeiſtrafgeſetzbuches erlaffenen 
Berfügungen, 4. 45. ©. 200, 

—, Kompetenz ber Polizeibehörbe zur 
Bornahme einzelner polizeilicher Hand⸗ 
(ungen ift, foweit diefelbe nicht durch 
das Geſetz geregelt iſt, nad ben be: 
ftehenden Kompetenzverorbnungen zu 
bemefien, ©. 204. s 

—, Einftellung unbefugter öffentlicher 
Luftbarkeiten ac. durch diefelbe, A. 63. 
64. ©. 226 ff. 

—, Einftellung nädtlihen Kegelns und 
Mufizirens innerhalb der Ortihaften, 
U. 63. ©. 226, 

—, beren Anordnung über die Räum: 
ung von Wohnungen, U. 69. 
©. 233. 616, 

—, beren Zuſtimmung zur Annahme 
fremder Kinder unter 8 Jahren, 
4. 73. ©. 236, 
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Polizeibehörde, Vorſchriften derjelben über 
Reiferouten und Reiſezeit, A. AL 
©. 243. 

—, Abfonberung von Perjonen mit an: 
ſteckenden Uebeln durch die Polizei: 
behörde, A. 120. ©. 307. 

—, beren Verfügung in Betreff ber Ber: 
nichtung von Kleidern x. folder Per: 
fonen, 4. 121. ©. 308. 

—, in Betreff gemeinfhäblicher Wert: 
Rätten, Fabriken u. dal., U. 129. 
©. 320. 

— , gefunbbeitspolizeiliche Anordnungen 
berjelben in Bezug auf Wohngebäude, 
A. 130, ©. 322. 

—, Einfhaffung von Bläbfinnigen und 
Geiſteskranken in Irrenanftalten durch 
biefelbe, A. 137. ©. 329, 

—, Anordnung ber Tödtung entlaufener 
wilder Thiere, A. 140, ©. 332. 

— —, frei herumlaufender Hunde, A. 142. 
©. 333, 

—, beren Anordnungen über Sicherung 
von Abhängen x., A. 147. ©. 340. 
—, Rraßenpolizeiliche Anorbnungen ber: 

felben, A. 153. 154, ©. 349 ff. 

—, Anordnungen auf Abftellung feuer: 
gefährlicher Zuftände, A. 17L ©. 401. 

—, beren Befugnifie in Bezug auf vor: 
Ihriftswibrige Bauten und auf Bau: 
gebrehen, A. 186. ©. 428, 

—, Feſtſetzung von Taren für gewiſſe 
Dienftleiſtungen, Lebensmittel u. dal. 
4. 196. ©. 443, 

—, 6inftellung unbefugten Gewerbbe— 
triebes, A. 208. ©. 484, 

—, Andaltung von Gefellen, Fabrikar— 
beitern 2c. zur Arbeit, A. 211. &,492 

—, 7 — Dienftboten zum Dienftein: 
tritte, U. 214, ©. 494. 

Polizeidirektion in Münden, A. 32--34, 


©. 128 ff; N. 39-44. ©. 180 fi. 
dann S. 195 ff; U. 45. ©. 200. 
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Polizeidirektion in München, Berbäftnifie 
zwiſchen der Rolizeidireftion und dem 
Magiſtrate zu Münden bezüglidy ber 
Verwaltung der Riltualienpolizei, 
Verordnung vom 16. Auguft 1829, 
E. 184. 

Polizeigerihtsgefängnifie,deren Trennung 
von Unterfuhungsgefängnifien und 
von ben übrigen Strafanftalten ; Ber: 
wendung gemeinblicyer Arreftlofalitäten 
als Polizeigerihtsgefängnifie, ©. 84. 

Polizeilihe Einſchreitung, vorläufige, bei 
Konfisfation, Schließung von Anflal 
ten, A. 30, ©. 149. 

— —, Umfang des Nechtes hiezu, 
©. 150 fi 

Polizeilicher Gewahrſam, fiehe Betrunfene. 

Rolizeilihe Vorſchriften, deren Nebertret⸗ 
ung aus Unfunde, U. 21. ©, 118. 

— — , Borbebalt befonderer polizeilicher 
Borichriften, A. 32--44. ©. 178 ff. 

— — , Anwendung ber vor Einführung 
bes Polizeiſtrafgeſetzbuches erlaffenen, 
4. dd. ©. 200. 

— —, beren Auslegung, im Falle fie 
eine Mehrheit von Anorbuungen ent: 
balten, A. 37. ©. 179. 

— —, allgemeine Grundjätze über die 
Erlaffung derjelben, ©. 180. 

— —, biefelben können nur generell, 
nicht jpeziell an einzelne bejtiimmte 
Berjonen erlajjen werben, ©. 1Bl. 

— — ber Behörden dürfen nicht mit 
Gejegen und zuläjfigen Verordnungen 
über bdenjelben Gegenſtand, nod mit 
fompetenzmäßigen Vorſchriften einer 
höheren Behörde im Widerjprude 
fteben, A. 39. S. 192, 

— —, ausnabmsmeife zuläffige Auf: 
bebung von Gejegen und Werorb: 
nungen durch oberpolizeilihe Bor: 
ſchrift, ©. 46 Abi. 2 ©. 200. 

— —, beren Aufhebung fann durch 
diejelben Organe erfolgen, weldye zur 
Erlaſſung beredtigt find, S 197. 
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Polizeiliche Vorſchriften, dieſelben können 
auf Grund der A. 44 und d2 nur 
ganz, nicht theilweiſe außer Kraft ge— 
ſetzt oder ſuspendirt werden, ©. 197. 

— —, deren geſetzliche Gültigkeit iſt 
Gegenſtand der richterlichen Beurtheil: 
ung, A. 44. S. 199. 

— —, fiehe auch orts-, diſtrikts- und 
oberpolizeilihe Vorſchriften, Verord— 
nungen. 

Polizeimaßregeln, fiehe Maßregeln. 

Polizeiftrafen dürfen ohne vorherige le: 
gale Androhung nicht verhängt wer: 
ben, 2. ©. 32 ff.; 4.37. ©. 179 ff. 

—, deren Arten, 4. 4-9. ©. 80 ff; 
A. 38, ©. 180; A. 45. 3. 200. 

— , Konfistation als Strafe, U. 10. 
e.8 „5 

—, Berwarnung ftatt der Strafe, A. 20, 
a. 117 ff. 

—, Anrehnung ber Unterfuhungshaft, 
A. 22. ©. 131. 

—, Zufammentreffen einer Polizeijtrafe 
mit anderen Strafen, A. 24. ©. 134 

— , Verjährung der Polizeiftrafen, 4. 
25—27. ©. 140 ff: 

Polizeiftraigerihtsbarfeit, ©. 4. 

Polizeiftrafgefegbuch,, deſſen Borbehalt 
bei der Strafgeießgebung vom Jahre 
1813, ©. 9. 

— , Entwürfe von ben Jahren 1822, 
1827, 1831, 1855, ©. 9, 10. 

—, Berhandlungen über den Entwurf 
von 1855, ©. 10—16. 

—, Entwurf vom Jahre 1860 und 
Berhandlungen hierüber, ©. 16—20. 

— deſſen fyftematifche Einrichtung, ©. 21. 

—, befien Verhältniß zum älteren Poli: 
zeiftraftechte, ©. 24. 201, 

—, befien Quellen, ©. 26. 

—, — Geiſt, ©. 26. 

—, — Strafſyſtem, ©. 27—29. 

—, Aufzählung der außerhalb des Po— 
lizeiſtrafgeſetzbuches behandelten Poli: 
zeiübertretungen, S. 40. 
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Polizeiſtrafgeſetzbuch, Anwendung ber 
L Abtbeilung desjelben auf bie in Spe: 
zialgejegen behandelten Polizeiüber— 
tretungen, ©. 31 

— desgleichen auf filfaliicye Webertret: 
ungen, ©. 70. 

—, desgleichen auf ftrafbare Handlungen, 
die in das Syſtem der Verbrechen, 
Vergeben und Mebertretungen nicht 
eingereiht find, insbejondere auf Diss 
ziplinarftrafjahen und auf die in ben 
Civil» und Strafprozeßgelegen vorge: 
iehenen Orbnungsfirafen, ©.73; dann 
A. 67—82 des StGB. ©. 118 fi. 

Polizeiftrafgefege, neuere, jeit 1840, ©. 7. 

—, Berbot der rüdwirfenden Kraft ber: 
felben, A. 2 ©. 74, 

Polizeiftrafgefeßgebung, frühere, in ber 
Pfalz. ©. & 

Polizeiftunde, deren Uebertretung, U. 62. 
©. 224; X. 63. ©. 229. 

—, Berordbnung vom 20. April 1848, 
die Polizeiftunde betr, ©. 225 ifi 
abrogirt durch die Verordnung vom 
18. Juni 1862, ©. 614, 

Polizeitaren für beftimmte Lebensmittel 
ober Arbeiten, A. 196— 201. ©. A413 ff. 
A. 203. ©. 472. 

Polizeiübertretungen, deren Aburtheilung 
durch die Polizeibehörben, ©. 6. 

—, beren Natur und Ausfheidung von 
anderen Straffadhen, ©. 20. 21, 

— deren gefegliche Merkmale, A.1.©.33. 

— , beren Unterjheibung von Weberiret: 
ungen im Sinne des Strafgefeßbudyes, 
S. 30. 

— , besgleihen von fisfaliihen Weber: 
tretungen, S. 40, 

—, Aufzählung ber außerhalb des Po: 
lizeiftrafgefeßbuche® behandelten Po— 
ligetübertretungen, &. 40. 

—, beren allgemeiner Thatbeftand, in: 
wieferne biefelben burch Begehung oder 
Unterlaffung verübt werben fönnen, 
A. 2 ©. 74. 72 
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Polizeiübertretungen, die Beſtrafung ber 
Polizeiübertretungen iſt nur auf Grund 
eines die Strafe beſtimmenden Ge— 
ſetzes zuläſſig, nicht auf Grund der 
Rechts- oder Geſetzeeanalogie, A. 2. 
& 7. 

—, Beftrafung ber im Auslande verüb: 
ten Rolizetübertretungen, A. 3.©.77.79. 

—, bilfsweife Anwendung ber L Ab: 
theilung des StGB. auf Polizeiüber: 
tretungen, A. 31 ©. 158; fiehe aud 
Strafgeſetzbuch. 

—, Verſuch einer Polizeiübertretung, 
A. 1. ©. 101. 

—, Theilnahme und Begünſtigung einer 
ſolchen, A. 18. ©. 102. 

—, aus Borfag und Fabrläffigkeit, 
A. 19, €. 112 fi. 

—, beren Zufanmenfluß mit anderen 
Polizeiübertretungen oder mit einer 
nah ſonſtigen Gefeken ftraibaren 
Handlung, A. 24. ©. 134, 601. 

—, Verjährung der Roligeilibertretungen, 
A. 25—77. ©. 140 ff. 

—, Zeitbeftimmung für bie Stellung bes 
Strafantrages, ©. 141. 

— ‚ abgeurtbeilte Bolizetübertretungen kön— 
nen nicht nochmals verfolgt werben, 
©. 142, 

—, vergleiche auch Mebertretungen. 

Polizeiverwaltung, deren frühere Befug: 
niß ijt unverändert, jo weit nicht 
burh das Polizeiftrafgefegbuh, das 
Scriisverfaffungsgefeß und das Ein: 
führungsgefeg vom 10, Novbr. 1861 
Aenderungen daran vorgenommen 
worden find, &. 149. 

—, fiche auch polizeiliche Einſchreitung. 

Poſtdefraudationen, S.71; A. 206.S. 477ff. 

—, Konſularbeſchluß vom 17. Prairial IX 

Prämien von Lotterieanleben, A. 101. 
©. 270; A. 103. ©. 270. 

Präventivmaßregeln, deren Anwendung, 
©. 150. 


Preisfegelichieben, unerlaubte, A. 63. 
©. 226 fi. 

Preßerzeugniß, gejeglicher Begriff des— 
jelben, A. 8b. SGB. ©. W 

Preßerzeugniffe, Ausftreuen, Anbieten und 
Anbeften berfelben auf Straßen ober 
Öffentlihen Plägen, S. 232. 

Preßgefeg vom 17. März 1850, die 
Preßpolizeiübertretungen, &. 47. 

‚ deren Berjährung, ©. 58. 

143, 





, beren Zufammenfluß mit 
anderen firafbaren Handlungen, 8.601. 

Preßvergehen, deren Aburtbeilung, ©. 35. 

Privatbefanntmahungen, Privatankün— 
digungen, 4. 68. &. 231, 

Privarbefhälgefhäft, deſſen Ausübung 
obne Erlaubnißſchein &., 9. 220. 
S, 499, 


Privatbildungsanftalten, Privatunterricht, 
4A. 108. S. 277. 619. 
—, Beitrafung der Xorficher wegen 


Aufnahme nichtgeimpfter Kinder, 
4. 118. ©. 306. 
Privatentbindungsanftalten, Eröffnung 


von jolhen, A. 127. ©. 318, 


Privatgärten, Kegeln und Mufiziren in 
benjelben nad) der Bolizeiftunde, A. 65. 
©. 229. 

Privatgebäude, deren Verunreinigung, 
A. 162. 163. ©. 364 fi. 

Privatheile und Badanftalten, Gröff: 
nung, Einrichtung, beziebungsweile 
Betrieb von folden, A. 127. &. 318. 
620. 

Privatleibanftalten, Zuwiberhandlungen 
berielben, A. 192. &. 435, 

Privatitraßen, funftmäßig gebaute, A. 156. 
©. 358; A. 159. ©. 361. 

Privatunterrichtsanftalten, Beftrafung 
deren Vorfteher wegen Aufnahme nicht 
geimpfter Kinder, A. 118, &. 306. 

Privilegien, Eingriffe in diefelben, A. 208. 
€. 484 


Sadregifter. 


Probe bei Gold: und Eilberwaaren, 
A. 187, ©. 431. 

Maß und Gewicht, A. 194. 
S. 439, 

Promeffen von auswärtigen Lotterien, 
4. 101, ©. 270; 4. 103. S. 270. 


Quellen, Anlegung von Abtritten in 
ihrer Nähe, A. 130. S. 322, 

— des Polizeiſtrafgeſetzbuches. ©. 26. 

—, Berunreinigung ber zum öffentlichen 
Gebrauche beftimmten Quellen, X. 160. 
S. 362; A. 163. S. 364, 


Radſchleiſſperren, Radſchuhe an Fuhr: 
werfen, A. 145. ©. 337. 

Räumung von Wohnungen, Mebertretung 
der polizeilichen Vorſchriften hierüber, 
A. 69. ©. 233. 

Raub, Arbeitsfheue der wegen besjelben 
unter Polizeiaufficht ftehenden Perio: 
nen, 4. 87. ©. 248; A 90. ©. 256. 

—, Nahfhlüffel ac., im Beſitze biefer 
Perſonen, A. MO, ©. 256; U. 189. 
©. 433, 

Rauchrohre, deren Reinigung, A. 1V. 
S. 401; A. 176. S. 405. 

Raufringe, A. 70. 7L. ©. 233 fi. 

Raupen, Raupennefter, deren Zerftörung, 
A. 226. S. 505; A. 228. ©. 508, 

Redakteur öffentlicher Blätter, deſſen Haf: 
tung für öffentliche Aufrufe zu Gelb» 
beiträgen 2c., X. 23. ©. 261. 

— — —, beffen Haftung für Ankündi— 
gung unerlaubter Lotterien, A. 103. 
©. 270. 

— — —, deſſen Haftung für Ankün— 
digung von kosmetiſchen und Geheim— 
mitteln, A. 116. S. 304. 

Reben, aufreizende, A. 58. ©. 120. 

Regierungsbezirt, Erlaffung polizeilicher 
Vorſchriften für denjelben, A. 35. 39. 
® 179 ff; A. 4 ©. 196; A. 45 
&. 200. 
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Regierungsblatt, Publifation oberpolizeis 
licher Borfchriften in bemfelben, U. 40. 
©. 193; A. 45. ©. 200. 

Regierungsrechte, Webertretungen in Bezug 
auf diefelben, A. 46. S. 205; X. 57. 

“By 218, 

Reibfenerzeuge, deren Verfertigung, Ber: 
fauf und Transport, A. 170. S. 400; 
A. 176. ©. 405. 

Reinigen von Leichen ſeitens unbefugter 
und AZumiberhandlungen ber biefür 
aufgeftellten Perjonen, A. 207. ©. 481. 

Reinlichkeit, öffentliche, Webertretungen in 
Bezug auf biejelbe, 

A. 132. S. 324; 
„134 „328; 
[7 116. [2 339; 
„ 160-163. &. 362. 

Reifen, Uebertretungen in Bezug auf 
dasjelbe, A. 77-80. ©. 240 fi. 616. 

Reiſende, Beſtimmungen bezüglih Ein: 
haltung der Rolizeiftunde beim Auf: 
enthalte in Wirtbsbäufern, S. 226. 

—, Aufſuchen von Beltellungen durch 
dieſelben, A. 204. S. 474. 

Reiſepäſſe, falſche, der Landſtreicher, 
Bettler ıc., A. 90. S. 256. 

Reiferoute, Einhaltung der zwangsweiſe 
vorgejchriebenen, A. 80. &. 243,616 fi. 


Reiten und Fahren, Webertretungen in 
Bezug auf dasjelbe, A. 144. 145. 
©. 336 fi. 621; A. 152. ©. 346; 
4A. 156. S. 358. 


Nekursfrift bei Beſchwerden gegen poli- 
zeilihe Vorſchriften, A. 43. &. 196. 

Religiöfe Feierlichkeiten, Uebertretungen 
in Bezug auf die öffentliche Orbnung 
bei benjelben, A. 76. &. 239, 

—, Webertretungen in Bezug auf reli- 
giöſe Einrichtungen und gottesbienft: 
lihe Handlungen, A. 105. 106. 8,273, 

Religionsunterricht, öffentlicher, fortge: 
ſetzte Verſäumniß desſelben, A. 107. 
S. 275. 619. 
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Rentenkafien, unberechtigte Errichtung 
von ſolchen, A. 193. ©. 436. 

Revifion ber beftebenden biftriftäpolizeis 
lichen und ortspolizeilichen Vorſchriften, 
A. 45. ©. 200. 

Rindviehzucht, inebejondere Verwendung 
von Auchtfiieren ohne Grlaubniß, 
A. 221-224, ©. 500 fi.; A. 228. 
S. 508. 

Riſſe von Feftungen, deren Aufnahme xc., 
A. 46, ©. 205. 612, 


Rohre mit verftedten Shußmwaffen, A.70. 
Zu ©. 233 ff. 

Robfioffe, Handel mit benfelben, A. 202. 
©. 412; A. 209, ©. 486. 
Routen, Ginhaltung ber zwangsweife 
vorgejchriebenen, U. 80. &. 243. 
—, Zuftändigfeit zur Borfhreibung einer 
Zwangsreife: Route oder Zeit iſt ge: 
regelt durch bie Kompetenzverorbnung 
vom 24. Juni 1862 $. 6, ©. 616. 

Rüdfall erhöht die Strafbarkeit, ©. 81. 

—, Begriff besfelben und Bebingung 
ber Anwendung der Rüdfallsftraie, 
A. 23. ©. 132, 

—, befondere Beftimmungen über ben 
Rückfall, 


N. 23. S. 1323 A. &. 294; 
„WO; , 15. „ 298; 
„ 2. ” 235; " 117, [7 304; 
„ 84 „246; „ 132. „324; 
” 87. ” 248; „ 133. [73 327; 
” 88, ” 254; „ 180. 7 409; 
„89 „35 „ 192 „435; 
„DM 256; 7) 204, „ 474: 
„ MM „361; „ 207 „481; 
„» Mm: u 5 „ 208. „484; 
„ 266; [7 210. ff} 491; 
„ Mm. „7 „ 213. „498; 
„uU „38; „ 215. „497; 
„1412 „55 „ 231: „ 596. 


Rückwirkende Kraft der Geſetze in Be: 
zug auf das Gebiet ber Polizeiüber: 
tretungen, A. 2 ©. 32, 74, 


Sachregiſter 


Ruhe, öffentliche, deren Störung, 
A. 58-60. €. 220 ff.; 
„ 65. ©. 229; 
„ 76... 239; 
„ MB „ 266. 


Sachverftändige bei der Feuerſchau, A. 

— — — Baupolizei, A. 184, ©. 426, 

Salz, Kontrebande mit jolhem, ©. 71: 

Sammlungen von Kunft: und Natur: 
merfwürbdigfeiten, unbefugte Schauftel: 
lung berfelben, A. 63. ©. 226. 

—, unerlaubte, von Geld x. x, A. 92. 
93, ©. 259 fi. 

Sandgruben , beren Anlage, Ginfrieb: 
ung ıc., 4. 147. E. 340. 621. 

Schadenserſatz, Haftung der Mitſchuldi— 
gen für denjelben, A. 18. ©. 102. 

— im Falle des Bollzuges von Straf: 
urtbeilen durch die Polizeibebörben, 
U. 28, ©. 147. 

—, Anfpruh auf Schadenserfag wegen 
ungerechtfertigter vorläufiger polizei: 
liher Verfügungen, 9. 30. ©. 149. 

Schädliche Thiere, deren Bertilgung, U. 
226. ©. 505; 9. 228. ©. 508. 

Schärfung ber Arreftitrafe, 


2. 5% 80; 98. €. 266; 
” 90, „ 256; 7} 162, "„ 364; 
„ 94, " 261; [77 214. 7 494, 


[2 97. ” 265; 

Schätzer für Feuerverfiherung, A. 179. 
©. 408. 

Schafbeſchau, Schafräude und fonitige 
Viehſeuchen, A, 122, ©, 311. 

Schambaftigkeit, öffentliche Verlegung 
berfelben, A. 96. ©. 264. 

Schapgraben, A. 94. ©. 261. 

Schaubühnen, baupolizeilihe Vorſchriften 
bierüber, U. 182. &. 425; A. 186. 
©. 428. 

Schauſtellungen, unbefugtes Unternehmen 
folcher, A. 63-65. ©. 226 ji. 

— von Leihen, 4. 111. ©. 284. 


Sachregiſter. 


Scheerenſchleifer, herumziehende, S. 240. 

Scheibenſchießen, ſiehe Schießen. 

Scheindienſt, Eintritt oder Geſtattung 
eines ſolchen, A. 217. S. 498; X. 219, 
©. 49. 

Scheinverträge über Getreide, Hopfen, 
Schlachtvieh x. U. 201. ©. 469; 
A. 203, &. 472, 

Schießbaumwolle, Zumibderhandlungen 
gegen bie betreffenden Borfchriften, 
4. 169. ©. 400; A 176. ©. 405. 

Schießen, öffentliche Veranftaltung ber: 
jelben, A. 63. ©. 226 fi. 

— am feuergefährlihen Orten, A. 168. 
©. 399; A. 176. ©. 408. 

Schießpulver, Zumwiberhandlungen gegen 
bie beftehenben Verorbnungen, A. 369. 
S. 400; 4. 176. &. 405, 

Schießſtätten, Abhaltung von Scheiben: 
ſchiehen von Echügengefellfchaften, U. 
63. ©. 227. 

— , unbefugte Errichtung berfelben, A. 
135. ©. 328. 620. 

Schifffahrt auf dem Lubwigsfanal, Fran: 
fenthaler Kanal :c., A. 165. ©. 395, 

Schilfgewächſe in Fiſchwaſſern, deren Be— 
feitigung, A. 231. ©. 596. 

Schlachthäuſer, geſundheitspolizeiliche 
Vorſchriften bezüglich derſelben, A. 
132 - 134 ©. 324 ff. 

—, Schlachten außerhalb berfelben, A. 
200. ©. 468; A. 203. ©. 472. 

Schlachtordnungen der Mepger, Zuwiber: 
bandlungen gegen biefelben, A. 200. 
©. 468; A 203. ©. 472. 

Schlachtvieh, deſſen Transport x, ©. 
269. 

—, befien Beſchau, A. 131. ©. 323. 

—, Uebertretungen in Bezug auf die Er: 
mittelung ber Preiſe besfelben, A. 201. 
S. 469; X. 203, ©. 472, 

Schlafen auf Fuhrwerken, 4. 145. ©. 
337, 

Schlageiſen, Berfertigung und Führung 
berfelben, A. 70. 71. ©. 233 fi. 





665 


Schlageifen, Legen von Schlageifen an 
begangenen Orten, X. 149. ©. 343. 
621. 

Schlagwerfe, Verwendung jugendlicher 
Perſonen im benfelben, A. 213. ©. 
493. 

Schleifen von Baumftämmen, Faſchinen ıc. 
auf Straßen, A. 157. ©. 360; 4. 
159, ©. 361. 


‚Schließung von unerlaubten Anftalten, 


A. 28. 30. ©. 147 ff. 

— — unbefugten Auswanberungsagen: 
turen, 4. 51. 3. 210 

— — umerlaubten Nnterrihts: und 
Erziehungs: , Fecht-, Turm: und 
Shwimmanftalten, A. 108. ©. 277, 

— — Bab: und Heilanftalten, A. 127. 
©. 318, 

— — Fabrifen und Werfftätten mit ge: 
fährlihen Ausdbünftungen ıc., A. 129. 

— — umnberedtigten Feuerverfiherung®: 
agenturen, U. 178. ©. 407. 

— — — Leihgeſchäften, A. 192, ©. 
435, 

— — — Renten:, Rittwen: und Wais 
jenfajien, A. 193. ©. 436 

Schliefung ber Weinberge, A. 226. S. 
505; N. 226. S. 508. 

— ſiehe auch Einftellung. 

Schlitten, aneinanderhängenbe, A. 145. 
©. 337. 

Sclöfjer, deren Aufiperren ıc., U. 189, 

Schlüffel, unbefugte Berfertigung und 
Abänderung derjelben, A. 189,©. 433, 

—, beren Verkauf ohne das dazu gehö: 
tige Schloß, A. 180. ©. 433. 

Scneeablagerung an ungeeigneten Dr: 
ten, 9. 161. ©. 362; A. 183, ©. 
364. 

Schranken an Üebergangsftellen der Eifen: 
bahnen, A. 152. ©. 346. 

Schrannenordnung, Webertretungen ber: 
jelben, A. 202. 203, ©. 472 ff. 
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Schreibmaterialienhändler, Aufſuchen von 
Beſtellungen durch dieſelben, A. 204 
S. 474, 

Schröter, unbefugte Ausübung ſolcher 
Dienſte durch nichtberechtigte und Zu— 
widerhandlungen der aufgeſtellten Per: 
ſonen gegen bie betreffenden Ordnun— 
gen, A. 207. ©. 481. 

Schügengefellihaften, deren Scheiben: 
hießen, A. 63. ©. 226 ff. 

Schulbefuh, Vernachläſſigung besfelben, 
A. 107. ©. 275. 619, 

Schulpflichtige, deren Wirthshausbeſuch, 
A. 99, ©. 207. 

—, beren Berwendung zur Viehhut, X. 
224, ©. 504; X. 228, ©. 508. 

Schußwaffen, unerlaubte Fertigung und 
Führung berfelben, A. 70, 71, ©. 
233 ff. 

Schutt, deſſen Ablagerung auf Straßen, 
Pläpen ıc, A. 153. ©. 349; A. 159 
S. 361 

Schußmaßregeln gegen anftedenbe Kranf: 
beiten, S. 309. 

Schußmittel gegen Unglüdsfälle, beren 
Entfernung, 9. 150. ©. 344, 

— gegen Ueberfhwemmungen, A. 164. 
©. 365. 

Schußpodenimpfung, Uebertretungen in 
Bezug auf-diefelbe, A. LIT. IR. ©. 
304 fi. 

Schwimmunterricht, unberechtigter, A. 
108. ©. 277. 619. 

ESelbftbeitimmungsfäbigfeit, deren Min: 
derung, U. 20. ©. 117 fi. 

Selbitgefhoffe, unbefugtes Legen von 
folben, A. 149. €. 343. 621. 

Seuchen der Schafe und anderer Haus: 
tbiere, A. 122—126. ©. 311 fi. 

Sicherheit des Staates und ber Staats— 
angebörigen und deren Gefährdung 
als Grund der Erlafjung polizeilicher 
Verordnungen, U. 38. ©. 180 ff; 
A. 39-4. ©. 10 ff.; A. M. © 
200, 


Sicherheit des Staates :c., Rolizetübertret- 
ungen in Bezug auf dieſelbe, A. 
46 — 57. ©. 205 ji. 

— , öffentliche, Webertretungen in Be- 
zug auf bdiefelbe, A. 70 — 76. S. 
233 fi. 

—, beren Gefährdung durch Betrunfene, 
A. 28. ©. 266. 

—, deren Gefährdungin Bad- und Heil: 
anftalten, A. 127. ©. 318, 

— des Verkehrs auf Straßen, A. 158. 
159, ©. 360 fi. 

Sicherbeitsgefäbrlihe Werkzeuge im Bes 
fie von Bettlern und Landftreihern, 
A. 90. ©. 256, 

— Maſchinen, Mebertretungen in Bezug 
auf biefelben, A. 151. ©. 345, 

Sicherheitswahe in ®emeinden, A. 57. 
©. 218. 

Siherumgsmafregeln gegen anitedenbe 
Krankbeiten, ©. 309, 

— bei den auf öffentlichen Orten ſtehen 
bleibenden Pferden und Fuhrwerken, 
A. 145. ©. 337. 

— — Bauten, A. 182. ©. 
186. ©. 428. 

— — gefabrbrobenden Gebäuden, 4. 
185. 186. ©. 426 fi. 

Sicherungsmittel an Abgründen und 
anderen gefährlichen Stellen, 

N. 147. ©. 340. 621; 
2 150. „ 344; 
. SB, 331; 
„ 1592. „ 361. 

Siebener, beren ®ernehmen über orte: 
polizeilihe Borjchriften, A. 32. ©. 
178 fi. 

Siegel, Öffentliche, Webertretungen in 
Bezug auf diefelben, A. 50. ©. 209. 
Eilberwaaren, verorbnungswidrige, A. 

187. ©. 431, 

Sittenpoligei, Webertretungen in Bezug 
auf biefelbe, A. 25. ©. 262. 

Sittlichkeit, öffentliche Verlegung berfel: 
ben, A. 96, ©. 264. 
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Sittlichkeit, deren Gefährdung durch Pri— 
vatbabdanftalten, A. 127. ©. 218. 
—, beren Gefährdung durch Vernachläſ— 
ſigung der Aufſicht auf Blödſinnige und 

Geiſteskranke, A. 137. ©. 329. 

—, beren Gefährdung durch unfittliche 
Bedingungen bei Annahme von Dienit: 
boten, A. 217. ©. 498, 

Sitzbänke im Freien, deren Berunreinig- 
ung, A. 162. ©. 364; A. 163. ©. 
364. 

Soldaten, Berfauf und Verpfändung von 
Munition, Montirungs : und Arma- 
turftüden, U. 48. ©. 208. 

Solidarifhe Haftung der Mitjchuldigen 
für Schabenserjag und Koften, U. 18. 
©. 102 ff. 

Sonnenaufgang ,„ Sonnenuntergang, 
Viehweiden vor und nad demfelben, 
A. 223. ©. 502; A. 228, ©. 508, 

Sonntagsfeier, Störung berjelben, A. 
105. ©. 273. 

Sonntagsihulbefuh, deſſen Vernachläſ— 
ſigung, A. 107. ©. 275, 619. 

Sonntagsihulpflihtige, Befuch von Tanz: 
pläßen durch diefelben, A. 99. ©. 267. 

Sparlaſſen, unberechtigte Errihtung von 
jolhen, A. 193. ©. 436, 

Spaziergänge, öffentliche, deren Berun: 
reinigung, A. 162. 163. ©. 364, 

Sperrungszeihen zum Schuge gegen Un: 
glüdsjälle, A. 150. ©. 344. 

— , als Zeichen, daß eine Straße nicht 
fahrbar ift, A. 156. ©. 358. 621. 
Sperrwerfjeuge im Befiß von Bettlern, 

Yandjtreichern u. dgl, A. 20. ©. 256. 

—, Uebertretungen in Bezug auf Sperr: 
werfjeuge, A. 189. ©. 433, 

Spezialgefege für außerhalb des Geſetz— 
buches jtebende Lebertretungen, ©. 33. 

Spielen in auswärtigen Xotterien, A. 
102, ©. 270. 

—, Aufforderung biezu, A. 103. ©. 270. 

Spielgeräthichaften bei verbotenen Glücks 
fpielen, A. 104. ©. 271, 


Sprengungen durch explodirende Stoffe, 
A. 143, ©. 343, 

Spuren eines Berbredens an Leichen, 
4. 73. ©. 238. 

Staat, Gefahr für die Sicherheit desſel— 
ben und feiner Angehörigen als Grund 
der Erlaſſung polizeiliher Anorbuun- 
gen, A.38, ©. 180; 4. 39—44, ©. 
180 ff.; A. 45. ©. 260, 

—, Uebertretungen in Bezug auf befien 
Sicherheit, A. 46—57. ©. 205 fi. 
Staatsanwaltihaft, deren Mitwirkung 
bei Umwandlung der Geldjtrafen in 

Arreft, A. 7-9, ©. 80 fi. 

Staatseinrihtuhgen, Webertretungen in 
Bezug auf diefelben, A. 46-57. ©. 
205 ji. 

Staatsgebiet, Erlafjung von Polizeivor— 
Ihriften für dafjelbe, A.35. ©. 179; 
4.3944. ©, 180ff.; A.45. ©. 200, 

Staatsfafje, diejelbe bezieht regelmäßig 
die Gelditrafen, A. 6. ©. 80 ff. 

(Siehe jedody Armenkaſſe.) 

— den Erlös für fonfiszirte 
Gegenftände, A. 10. ©. 88, 

(Siehe Konfiskation.) 

Staatsminifterien, Erlaſſung und Auf: 
bebung poligeiliher Vorſchriften durch 
biefelben, A. 35. ©. 179; 

„ 39—44. ©. 180 fi.; 

„ 43 ©. 200. 
Staatsftraße, fiebe Straße. 
Staatsverträge, über die im Auslande 

begangenen Webertretungen, 4. 3 
©. 232 fi. 

Stadtthore, deren Verunreinigung, U. 
162, 163, ©. 364. 

Städte, Grlafjung polizeilicher Anorbnun: 
gen durch ihre Magiftrate, A. 32— 34, 
S. 178 fi; A. 45. ©. 200, 

—, baupolizeilihe Vorſchriften für bie: 
jelben aus Rüdfichten der Verſchöner— 
ung, 9. 180. ©.409; W186, ©.428, 

Standesvorzüge, Anmaßung derjelben, 
u 5. ©. 216. 
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Statuen, öffentlihe, deren Berunreinig: 
ung, U. 162. 163. ©. 364. 

Stege, deren Inſtandhaltung, U. 154. 
©. 351. 

— Sicherheit und Bequemlichkeit des 
Verkehrs auf benfelben, A. 198. 199. 
©. 465 fi. 

Steinbrühe, Anlage und Berwahrung 
berjelben, A. 147. ©. 340. 621. 

Stellmagenfabrten, Uebertretungen ber 
desfallfigen Ordnung, 4. 206. ©. 
477. 

—, Verordnung vom 25, Juni 1862, 
bie Ordnung für Land: und Wafler: 
boten, Lohnkutſcher uhd Etellwagen: 
unternebmer betr.. © 480, 

Stempel, öffentliche, Uebertretungen in 
Bezug auf diefelben, A. 50. ©. 209, 

Stempelordnung,, Webertretungen des 
besfallfigen Gefeßes vom 11. Septbr. 
1825, ©. ZL 

Sterbefaffen, unberechtigte Errichtung 
von folhen, A. 193. ©. 436, 

Stodflinten, deren Verfertigung und 
Führung, A. 70, ZI S. 2333 fi. 

Störung der Hilfeleiftung bei Feuersge: 
fahren ꝛc, A. 56. ©. 217. 

— ber öffentlihen Ruhe, 

A. 33—60. ©. 20 fi.; 
„ 6 ©. 229; 


[77 76. 7 239 ’ 
„ 8 266. 


— — Eonntagsfeier, A. 105. ©. 273. 

—  gottesdienftliher Handlungen, X. 
106. ©. 274. 

Strafandrohung, ſiehe Androbung. 

Etrafantrag, Erlöjchen der Strafbarkeit 
wegen Nichtftellung oder Zurüdnahme 
bes geſetzlich erforberlihen Strafan— 
trages, ©. 141. 

Strafbare Handlung, ſiehe Handlung. 

Strafbarkeit wird durch Rückall erböht, 
©. 81 

— , mangelnde oder geminderte Straf: 
barkeit, 9. 20. &.117; 4.M. E, 256. 


Sadregifter. 


Strafbarfeit, Ausihluß der Strafbar: 
feit wegen Mangels der Willensfrei- 
beit in Folge von, Gewalt, Drobung 
oder Notbitand, A. 21. ©. 119. 

— wegen Handelns in einem Notbfalle 
ober dringenden Falle, €. 121. 

— wegen Irrthums oder Unkunde über 
Thatumftände, ©. 123. 

— wegen Unkunde orts-, diftrifts- oder 
oberpolizeilicher Borfchriften, ©. 124. 

— wegen gerechtfertigter Notbwebr, ©. 
126. 

— wegen Unzuredhnungsfäbigfeit, S.128. 

—, Berjährung der Etrafbarfeit, A. 5 — 
27. ©. 140 ff. 

—, deren Erlöſchen wegen Nichtitellung 
oder Zurüdnabme des gefeglich erfor: 
berliben Strafantrages, ©. 141. 

—, — Tilgung durch ben Tob bes 
Schuldigen, ©. 142. 

Strafbeftimmungen für Polizeiübertretun— 
gen, welche außerhalb des Polizeiſtraf— 
gejepbuches in fonftigen älteren Ge: 
fetten enthalten find, deren Geltung, 
“1.2. ©. 2, 76. 

Strafe, fiebe Polizeiftrafe. 

Straffolgen, fiebe Folgen. . 

Strafgejepbuh, Anwendung der L Ab: 
tbeilung desjelben auf die in Spezial: 
geſetzen bebandelten Bergeben und 
vechtsverlegende Webertretungen, daun 
auf fisfalifche Webertretungen, ©. 54. 

- , Anwendung auf die in das Syſtem 
der Verbrechen, Vergeben und Ueber: 
tretungen nicht eingereibten ftrafbaren 
Handlungen , insbejondere auf Diszi- 
plinarftraffahen und auf die in ben 
Givil: und Strafprozeßgeſetzen vor: 
gefehenen Orbnungsitrafen, ©. 73. 

—, bilfsweife Anwendung der Art. 1— 
11 d. StGB. auf Poligeiübertretungen, 
©. 77. 

—, desgleichen der Art. 20. 21. 28, 24. 
25. 40 Abf. 3 auf dem Vollzug ber 
polizeilichen Arreftitrafe, ©. 32 
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Strafgeſetzbuch, hilfsweiſe Anwendung 
der Art. 15—19, 22. 26 und 27 bes 
StGB. aui den Vollzug der polizei: 
lihen Arreftfirafe, S. 87. 

—, besgleihen der Art. 38 Abf. 1 und 
2 des StGB. ©. N. 





—, — — At. 142, ©. ©. 

—, — — it. 16—40, 43—46. ©. 99, 
—, — — Art. 47-51, ©. 102. 

—, — — Art. 32. 54, 38. ©. 103. 
—, — — Art. 52-66, ©. 109. 

—, — — Art. 84-87, ©. 138. 

—, — — rt. 8—91, ©. 141. 

—, — — 2-10, ©. 146. 


—, allgemeine Bejtimmung über die 
bilfsweife Anwendung ber I. Abtheil: 
ung bes Strafgeſetzbuches, A. 31. 
S. 62. 158. 

Strafgefeggebung vom Jahre 1813, ©. 9, 
Straflofigkeit wegen Unfunde von Po- 
lizeivorfchriften, A. 21. ©. 118. 

— — mangelnder Willensfreibeit, A. 
20, ©. 117 ff.; RA. @. ©. 256. 

— — Mangels einer Strafandrobung, 
26. 32; 9. 37. ©. 179 ff. 

—  verbotener Eheſchließung im Aus— 
lande, A. 52. ©. 212, 

Strafmilderung wegen eines allgemeinen 
gejeglihen Strafmilderungsgrundes, 
A. 20 Abf. L 2, ©. 122, 

— — jugendlichen Alters unter 16 Jab-: 
ren, X. 20 Abi. 3. ©. 127. 130. 
— , — Unfunde orts-, bdiftrifts- und 
oberpolizeiliher Vorjchriften, A. 121. 

S. 124, 

Strafrecht, Anmaßung eines foldhen von 
Seite ber Handwerksgeſellen, Gewerbe: 
gehilfen und Fabrikarbeiter, A. 212, 

Strafiyftem des Molizeiftrafgefegbudhes, 
S. 40. 

Strafumwanblung, fiebe 
Geldftrafe. 

Strafurtheil, Maßregeln zu deſſen Voll— 
zug, A. 28. 29. ©. 147 ff. 


Arreftftrafe, 
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Strafzeit, deren Beendigung zur Nacht: 
zeit, A. 5. ©. 80 ff. 

—, bern Ende als Anfangstermin 
der Polizeiauffiht, A. LI. ©. A. 

Straßen, Verpflihtung der Gemeinde: 
glieder zu Arbeiten auf denfelben, ins: 
bejondere zur Erhaltung der Fahrbar⸗ 
feit ber Diftrittsftraßen, Gemeinde: 
wege xc., A 57. ©. 218. 

—, Aureiten unb Ginfahren von Pfer— 
den auf öffentlihen Straßen, Borbei- 
fahren, Ausweidhen auf bdenfelben ꝛc. 
a. 144. ©. 336; U. 145. ©. 337. 

—, Werfen auf denjelben, A146. ©.339, 

—, Anlegung von Gruben an denfelben, 
4. 147. ©. 340, 

—, Reiten und Fahren in den Gräben 
öffentlicher Straßen, A. 156. ©. 358. 

—, Aufführung neuer Bauten an öffent: 
lihen Straßen, 4. 1831. ©. 420; U. 
186. ©. 428. 

Straßenpolizeiliche Bejtimmungen, Weber: 
tretung derfelben, A.153—- 159.©.349fj. 

Subzeit, gejeglih beitinmte für bas 
Bier, A. 197. ©. 446. 

Syſtematiſche Einrihtung des Polizei: 
jirafgefeßbuches, ©. 21. 


Zabaf, gejundheitöpolizeiliche Vorſchriften 
in Bezug auf denfelben, 4. 133. 134, 
©. 327. 

Taglöhner, Anzeige von ihrer Aufnahme’ 
und Entlaffung, A. 85, ©. 246. 617. 

Zanzmufifen an öffentlihen Orten, A. 
63, ©. 226 fi. 

—, besfallfige Verordnung vom 18. Juni 
1862, ©. 615, 616 

— in Vereinen zu gefchloffenen Zeiten, 
A. 66. ©. 230. 

—, unerlaubte Theilnahme an Tanz: 
mufifen, 4. 99. ©. 267. 

Zanzunterrit, unberechtigter, A. 108, 
©. 277. 619, 

Tapeten, gejundbeitsgefährlihe, A. 133. 
134, ©. 327. 
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Taſchenſpielerproduktionen an öffentlichen 
Orten, A 64. ©. 227. 

Zauben, beren Einſperrung zur Saat - 
oder Erndtezeit, A. 226. ©. 505; A. 
228. ©. b08. 

TZarbejtimmung, polizeiliche, S. 444, 

Zaren für Lebensmittel ꝛc, Uebertretun: 
gen in Bezug auf diejelben, A. 196— 
201. ©. 443 ff.; 9. 208. ©. 472, 

Targefeß vom 283. Mai 1852, Uebertre: 
tungen bdesjelben, ©. ZI. 

Thäter einer Polizetübertretung, wenn 
derſelbe ftraflos bleibt, A. 18. Abj. 4 
b, ©. 102, 

—, Begriff des Thäters, S. 104. 

Thatbeftand der Polizeiübertretungen, 
u 2 ©. 32. 74. 

Theater, Mitnehmen von Hunden in 
dasfelbe, A. 142. ©. 333. 

Theatraliihe Aufführungen, unbefugte, 
an öffentlichen Orten, A. 63. ©. 220 fi 

Theilnahbme und Begünftigung einer 
Polizeiübertretung, A. 18, ©. 102, 

Theilnehmer an Polizetübertretungen, Be: 
griff von Theilnehmern, Z. 105, 

Thierärzte, Mebertretungen bderielben, X. 
112, 113. ©. 285 ff. 

—, Aufftelung berfelben, ©. 239. 

— deren Befugnifie, ©. 290. 

—, Vebertretungen derjelben, insbejonbere 

in Bezug auf anftedende Krankheiten — 
desfallſige Anzeigepfliht, ©. 3135 
N. 126. ©. 317. 620. 

—, tbierärztlihe Pfuſcherei, A. 112, 
S. 385; A. 115. ©. 298. 

—, BVerpflihtung der Thierärzte zur An: 
zeige anftedender Viehkrankheiten, A. 
126. ©. 317. 620. 

Thiere, unbefugte öffentliche Borzeigumg 
berfelben, A. 63. 61. ©. 226 ff. 

—, gefallene, deren Wegichaffen, Trans: 
port, Begraben ıc., A. 124 — 126. 
©. 313 ff. 

—, Webertretungen bezüglich der Aufſicht 
auf Zbiere, A, 140-143. 2. 232 ff. 


Thiere, gemeinſchaftliche Hilfe zur Bertilg: 
ung ſchädlicher Thiere, A. 226, ©. 
505; A. 228. ©. 508. 

Ihierfranfheiten, anftedende, ©. 287; 
u. 122—12%6. ©. 311 ff. 

—, Einfubr:, Abjperrungs-, Auffichts: x. 
Mafregeln biebei, S. 312, 

Thierquälerei, Zuwiderhbandlungen gegen 
die desfallfigen Beftimmungen, A. 100. 
©. 268. 

Thore, deren Verunreinigung, A. 162. 
163. ©. 364 ff. 

Titel, Anmaßung eines jolhen, A. 55. 
©. 216. 

Tod des Schuldigen, Erlöichen ber 
Strafbarkeit in Folge desjelben, 5. 142. 

Todesfälle, Anzeigeerftattung bierüber, 
a. 53. ©. 214. 

—, insbejondere von verbädtigen To: 
besfällen, A. 75. ©. 238, 

Todtenbeichau, falſche Angaben hierwegen, 
A. 109. ©. 280. 619. 

Todtenbeſchauer, Zuwiderbandlungen der: 
jelben, 4.75. ©. 238, dann ©. 280 ff. 

Todtengräber, Dienjtwidrigfeiten berfel: 
ben, 9. 110. S. 

Todtenfchein, deren Ausfertigung, U. 109, 
©. 280 619. 

Transportmittel zum allgemeinen Ge: 
brauche an Öffentlichen Orten, A. 207. 
©. 481. 

Traumbdeuterei, A. 94. ©. 261. 

Trinkgeſchirre, gefundbeitsgefäbrliche, A. 
133, 134. ©. 327 fi | 

Trinfwaffer, deſſen Berumreinigung, A. 

Trödler, Verfauf von Sperrwerkzeugen, 
von Schlüſſeln ohne das dazu gebö: 
tige Schloß xc., A. 189, ©. 433, 

—, Üebertretungen der polizeilichen Bor: 
ichriften über ihren Geſchäftsbetrieb, 
A. 10. ©. 454, 

Trommeln, deren Mißbrauch zur Rube: 
törung, 9. 58. ©. 220, 
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Trottoire, Reiten, Fahren ꝛc. auf den: 
felben, A. 156. ©. 358; A. 159. ©. 
361. 

Trunfenbeit, Verlegung ber öffentlichen 
Sittlichfeit durch diefelbe, A. 98. ©. 266. 

— bei gefährlichen Verrichtungen, 4. 
139. ©. 332, 

Truppenbewegung, Uebertretung in Be: 
zug auf bie öffentliche Ordnung bei 
benjelben, A. 76. ©. 239. j 

Tunnels an Eifenbahnen, U. 152. ©, 
346. 

Zurnunterriht, unberedtigter, U. 108. 
©. 277. 619. 


Uebergangs: und Schlußbeftimmung des 
Polizeiftrafgefeßbuches, A. 45. ©. 200, 

Uebergangsbeftimmungen bezüglich ber 
Erlafjung polizeiliher Vorſchriften, A, 
45. ©. 200 fi. 

Uebergangsftellen an Eiſenbahnen, 4. 
152. ©. 346. 

Ueberſchwemmungen, Schuß gegen bie: 
felben, A. 164. 165. ©. 365 ff. 

Mebertretungen, beren allgemeiner Be: 
griff, ©. 35. 7Z 

— im Sinne des Gtrafgefeßbuches, 
beren Unterſchied von Polizeiübertrets 
ungen, ©. 39. 

— , fisfalifhe, deren Unterfchied von 
Polizeiübertretungen, ©. 40. 

—, beren Zufammenfluß mit Polizeiüber⸗ 
tretungen, ©. 135. 

—, beren Zufammenfluß mit anderen 
firafbaren Handlungen, S. 72. 599. 
—, Anwendung ber L Abtbeilung bes 
Strafgefeßbuches auf die in den Spe— 
ztalgefeßen behandelten Vergehen und 
rechtsverlegenden Uebertretungen, dann 
auf fisfalifche Nebertretungen, ©. 54. 

70, 73. 

—, Anwendung ber L Abtbeilung des 
Polizeiftrafgefepbudes auf die im 
Spezialgefepen behandelten Polizeis 
Übertretungen, ©. 54. 


Uebertretungen, ſiehe auch Polizeiüber— 
tretungen. 

Ueberverſicherung von Mobilien gegen 
Feuerfhaden, A, 179. ©. 408. 

Uferſchutz, Schuß gegen Ueberſchwemmun— 
gen, A. 164. ©. 365, 

Umberlaufen des Viehes ohne Aufficht 
außerhalb der Höfe ıc., A. 222. ©,501. 

Umberzieben ohne Arbeit und Beſchäftig— 
ung. 88. ©. 254, 

Siehe auch herumziehende Gewerbe. 

Umwandlung ber Gelditrafen in Arreſt. 
A. 7-9. ©.80 fi.; A. 22, ©. 131 ff. 

— des Arreftes in Geldftrafe, A. 21. 
©. 118 ff. 

Uneinbringlichfeit der Geldftrafen, 4. 
7-9. ©. 80 fi. 

Unfug, grober, an öffentlichen Orten, 
A. 60. ©. 223, 

— deſſen Verübung durch Betrunfene, 
A. 9. S. 266, 

Ungeborfam gegen Polizeianorbnungen 
und Borfcpriften, U. 28. 29. 8.147; 
4. 30. ©. 149. 

Unglüdsfäfle, Verweigerung ber Hilfe 
oder von Dienflleiftungen bei denſel— 
ben. U. 56. &. 217. 

—, aufreizende Erregung ber Beforgniß 
vor Unglüdsfällen, 4. 58. &. 220, 
— in Steinbrüden, Gruben ıc., Webers 
tretung ber Vorfchriften zur Vermeid⸗ 

ung berjelben, U. 147. ©. 340. 

—, Erhaltung, Entfernung ber zur Ber: 
hütung derſelben angebrachten Schutz⸗ 
mittel, Sperrunge- und Warnungs⸗— 
zeichen, A. 147. &. 340; 


„ 159. „ 3 
Uniformen, ausländijche,derenYnmaßung, 
A. 55. ©. 216. 
Unfunde von Polizcivorichriften, A. 21. 
S. 118 fi. 
Unrath, deffen Ablagerung an ungeeignes 
ten Orten, 9. 161. 162. ©. 362 ji. 
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Unfittlihe Bedingungen bei Aufnahme 
von Dienfiboten, W. 217, ©. 498; 
A. 219. ©. 49. 

— Borträge an öffentlichen Orten, U. 96. 
©. 264, 

Unteragent für Auswanderungsangele: 
genbeiten, A. 5L ©. 210, 

— für Feueraffefuranggefellfchaften, X. 
178. ©. 407 

Unterbrehung ber Verjährung, U. 27. 
©. 140 ff. 601. 

Untergebene, Einfluß ber ihnen ertheilten 
Befehle zur Verübung von Polizei: 
übertretungen, A. 18. ©. 102. 

Unterlaffung einer Handlung, beren 
Berbot und Bedrohung mit Strafe, 
4. 2, ©. 22. 7. 

Unterlafjungen, firafbare, U. 2. ©.32 ff.; 
A. 37 ©. 179 fi. 

Unternehmer, deren Haftung für Ueber 
tretungen ihrer Arbeiter, A. 18. ©.102 


Unteroffiziere, Verfauf von Munition, 
Montirungs: und Armaturftüden, 


Unterperfonal zur Beauffihligung bes 
Beihälweiens, Belohnung besfelben 
mit ben Gieldftrafen wegen Webertret: 
ungen in Bezug auf das Beſchälweſen, 
9. 220, ©. 49, 

—, fiehe Unterftüßungsfonb. 

Unterrichtsanftalten, unberectigte, A. 108. 

— , Aufnahme nichtgeimpfter Kinder in 
biefelben, A. 118. ©. 306, 

Unterfhriftenfammlung, unerlaubte, U. 
292.93 ©. 259. 

Unterftügungsfonds für das Aufſichts— 
perfonal ber Staats: und Diftrifte: 
fragen, X. 159, ©. 361. 

— für das Kanalunterperfonal, U. 165. 
€. 89%. 

— , fiebe Unterperfonal, 

Unterfuchung von Bauten, deren Unter: 
Taffung, 9. 184. ©. 428. 


Unterfuhungsbaft, Anrechnung derſelben, 
A. 22, ©. 131 fi. 

Unterfudungstoften, fiehe Koften. 

Unzucht, gewerbsmäßige, A. M. 265. 

—, Mrbeittfheue der wegen berfelben 
beftraften Perfonen, A. 87. ©. 248; 
A. S. 256. 

—, Polizeiaufſicht auf die wegen der— 
ſelben Verurtheilten, A. 12. ©.92 ff.; 
A. 24. ©, 134. 

Unzüchtige Vorträge und Gefänge an 
Öffentlichen Orten, A. 96. ©. 264, 
Unzurehnungsfähige Mitfehuldige, A. 18. 

©. 102, 
Urtheilskraft, geminderte, A. 20. S. 117 ff. 


BVerbindungszeihen, verbotene, A. 59. 
©. 222. 

Verbotene Zeiten, Tanzmuſik während 
berjelben, A. 66. ©. 230. 

— —, Masferaden während berjelben, 
A. 67. ©. 230. 

Verbotene Waffen, A. 70. Ti. ©. 223 ff. 

Berbrehen, beren allgemeiner Begriff, 
©. 24. 

—, Spuren eines folhen an Leichen, 
N. 75. ©. 238. 

Verbrechensftrafe, neben ihr kann nicht 
auf Arreft erfannt werben, U. 24. 
S. 134. 

Berdingen von Gefinde, gewerbsmäßiges, 
4A. 218. 219. ©. 499 ff. 

Vereine, Tanzmufifen in benfelden wäh: 
rend ber verbotenen Zeiten, U. 66. 
©. 230. 

— , Ecldjammlungen in benfelben, 4.92, 
€. 259, 

— , fiebe auch Rerfammlungen. 

Vereinigungszeichen, verbotene, A. 59. 
S. 222, 

Berfaffer von Aufrufen zu Gaben oder 
-Geldbeiträgen, U. 93. &. 261, 

Verfolgung, ftrafrechtlihe, Verzicht auf 
biefelbe, ©, 141, 


Sadıregifter. 


Vergehen, beren allgemeiner Begriff, 
©. 35. 

Vergebensitrafe, deren Zufammentreffen 
mit Mebertretungsftrafen, A. 24. ©. 134. 

Verhältnis des Polizeiftrafgefegbuches 
zum älteren Polizeiftrafrehte, ©. 24 
201. 

Verhandlungen über den Entwurf bes 
Polizeiſtrafgeſetzbuches vom Jahre 1855, 
©. 10—16, 

— , besgleihen über jene vom Jahre 
1860, ©. 16—20. 

Berheimlihung ber Wirthshausgäſte nad) 
eingetretener Bolizeiftunde, U. 62. 
©. 224 

— anftedenber Uebel, A. 120. ©. 307. 

— ber Kleider, Leinenftüde, Betten 
u. dgl. von ben mit ſolchen Uebeln 
bebafteten Perfonen, A. 121. ©. 308, 

— von Bränden, A. 174. S. 403; 
A. 176. ©. 405. 

Berböhnung einer Perfon durch öffent: 
fihen Unfug, A. CO, ©. 223. 

Berififation von Maß und Gewicht, 
A. 19. ©. 443. 

Verjährung der Strafbarkeit einer Poli: 
jeiübertretung, A. 25 ©. 140 ff. 
—, Berechnung ber Berjährungsfrift, 
Unterbrehung derſelben und Wirfung 

ber Unterbrehung, ©. 144. 

— , insbefondere. wenn bie Unterbrech— 
ung durch ein kaſſatoriſches Erkennt: 
niß erfolgt, ©. 601, 

— ber erkannten Polizeiftrafe, Berech— 
nung ber Verjäbrungsfrift, A. 26, 
©. 146. 

—, Unterbrehung ber Strafverjährung, 
A. 27. ©. 146. 

— , Anwendbarkeit der AU. 88—91 bes 
StGB. hiebei, ©. 14. 

— , desgleihen der A. 99 d. StGB. 
©. 147 

— insbeſondere ber verbotenen Ehe— 
fchliegung im Auslande, U. 52. S,212, 
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Berjührung, ber Lebertretungen in Be: 
zug auf unbefugte Reifen in's Aus: 
land, N. 79, ©. 243. 

Verkehr, unerlaubter, mit Gefangenen, 
a. 49. ©. 208. 

— auf Brüden, A. 154. ©. 351. 

— auf Öffentlihen Straßen, WA. 158. 
©. 360. 

— — Meffen und Jahrmärkten, U.202, 
©. 472. 

Verkleidungen der Bettler und Lands 
fireiher, 4. 90, ©. 256. 

Berleger, deſſen Haftung für Aufrufe 
zu Geldbeiträgen zc., A. 93. ©. 261. 

— für PLotterieanfündigungen, U. 103. 
S. 270. 

— für Anfündigungen von fosmetischen 
und Geheimmitteln, WU. 116. ©, 304. 


Berleitgabe von Bier, A. 132. ©. 324; 
A. 134. ©. 338; A. 197—19. 
©. 446 ff; A. 203. ©. 472, 

Bermögen, beffen Gefährdung, als Grund 
ber Erlafiung polizeiliher Verord— 
nungen, 138. S. 180 ff.; A. 39—44, 
©. 180 fi, dann 196 fi; WA. 4b. 
©. 200. 

—, Gefährdungen besfelben, A. 187— 
193, ©. 431 ff. 

Bernichtung von Gegenfländen zur Be: 
feitigung ber Weiterverbreitung ans 
ftedenber Krankheiten, W121. ©.308. 
620. 

Verordnungen, Iandesberrliche, was bar: 
unter zu verftehen ifl, ©. 188. 

— und polizeiliche Vorfchriften, melde 
eine Mehrzahl von Beſtimmungen 
enthalten, in wie weit bie gefeßliche 
Strafbeftimmung auf beren Webertret- 
ung anwendbar ift, X. 37. ©. 189. 

—, ausnabmsweife zuläffige Aufhebung 
berfelben durch oberpolizeilihe Bor: 
fhriften ber Stantsminifterien, A. 4b 
Abi. 2. ©. 202. 
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Verordnungen, deren geſetzliche Gültigkeit 
if Gegenſtand richterlicher Beurtbeil— 
ung, A. 44. €. 199. 

— , wie weit bie vor Erlaffung des Po: 
Tigeiftrafgefegbuches beftandenen Ber: 
ordbnungen Anwendung finden, Aui- 
bebung von Gefepen durch Verord— 
nungen, U. 45. ©. 200. 

—, inebefondere Verordnungen über 
bas Auswanbdererwefen, A. 51.©.210. 

—, über Anzeige von Geburts: und 
Todesfällen, A. 53. ©. 214. 

— — Berbindungsabzeihen, 4. 59. 
©. 222. 

— — Rolizeiftunde, A. 62. ©. 224. 

— — Tanzmufil, A. 66. ©. 230. 

— — Führung von verftedten Waffen ꝛc., 
4. 70. ZU ©. 233 ff. 

— — bherumziehende Gewerbe, U. 77 
€. 240. 

— — Reifeurtunden ber Handwerksge— 
ſellen ꝛc, 9. 78. ©. 241. 


—, insbefondere über Reifeverbote in 
ausländifche Staaten, A. 79. ©. 243, 


— ber Anzeigeerftattung von Aufnahme 
und Entlaffung von Hanbdlungsbie: 
nern, Gefellen, Lehrlingen, Taglöh: 
nern ꝛc., U. 85. ©. 246. 

— gegen Thierquälerei, 4.100. ©. 268, 

— — Bogelfang, A. 100. ©. 268. 

— — Lotterin, A. 104. © 271. 

— tiber Sonntagsfeier, A. 105. ©. 273. 

— — Privatunterridts » und Erziehungs: 
anftalten, U. 108. ©. 277. 

— — bie Befugniffe ber Mebizinalper: 
fonen, A. 112, ©. 285. 

— — Giftftoffe, U. 114: ©. 294. 

— — Arzneimittel, fosmetiihe und Ge 
beimmittel, A. 115. 116. ©. 298 ff. 

— — Schubpodenimpfung, A. 117 118 
©. 304 ff. 

— , inebefonbere über Anzeigeerftattung 
in Betreff anftedenber Krankheiten, 
A. 126. ©. 317. 620, 


Berorbnnungen über, insbefondere Fabriken 
mit gefährlihen Ausdünſtungen x., 

— — Gefunbheitspolizei in Bezug auf 
Gebäude, A. 130. ©. 322 

— — Prüfung, Aufſtellung x. von 
Maſchinen, A. Ihr. ©. 345. 

— — Benützung des Waſſeré, Ufer: 
ſchutz x, U. 164. ©. 365. 

— — Benützung des Ludwigsfanale, 


— — Feuerpolizei, A. 166 -—- Li6. 
S. 396 ff. 
— — Baupolizei, insbefondere mit 


Rückſicht auf Sicherheit gegen Teuer, 
auf Berfhönerung x., A. 180. 181. 
©. 409 fi. 

— , insbefondere über Gold: und Sil— 
berwaaren, A. 187. ©. 431. 

— über Hopfenfchweieln, A. 188. ©. 432. 

— — Maß und Gemwidt, N. 194. 195. 
©. 439 ff. 

— — Lebensmitteltaren, A. 196. ©, 443, 

— — Subzeit, A. 197. ©. 446. 

— — Hanbdlungsreifende und Agenten, 
und Auffuhung von Beftellungen bei 
Konfumenten, U. 204. ©. 474. 

— — Lohnkutſcher- Boten: und Stell: 
wagenwejen, A. 206. ©. 477. 

— — freie Erwerbsarten, X. 208. ©. 484 

— — Gewerbspolizei überhaupt, U. 209. 
©. 486. 

— — Berwenbung jugendlidyer Perfo- 
nen in Fabriken und Gewerken, 
9. 213. S 493. 

— insbeſondere über das Privatbeſchäl— 
geihäft, A. 220. ©. 499, 

— — Verwendung von Zuchtſtieren, 
A. 221. ©. 500. 

— — Lagbpolizei, A. 229. ©. 509. 

Verordnungsrecht in Polizeifahen, Natur 
und innere Begründung besjelben, 
©. 158. 

— , bisheriger Zuftand in ben Landes: 
theilen biesfeits bes Rheins, ©. 162, 


Sachregiſter. 


Verordnungsrecht, bisheriger Zuſtand im 
ber Pfalz, S. 167: 


—, Grundiäge der Entwürfe der Poli: 


zeiftrafgefeßbüücher von 1856 und 1860, 
& 17. 

—, bas Berordnungsrecht darf nicht an 
andere im Geſetze nicht genannte Or— 
gane ber Polizeiverwaltung delegirt 
werden, ©. 182 

—, außerordentlihes Verordnungsredht 
der Krone außer Fällen, im welchen 
die Gejege auf Verorduungen ver: 
weilen, A. 38. ©. 177 190. 

Verpflichteter, Vornahme von Hand— 
lungen auf deffen Reiten, U. 28. ©. 147. 

Verpflibtungen, öffentliche, Uebertret— 
ungen in Bezug auf diefelben, A. 46— 
57. ©. 205 fi. 

Verrufserflärungen ber Handwerksgeſel— 
len, A. 212, ©. 493. 

Berfammlungen und Vereine, Geſetz über 
diejelben vom 26. Februar 1850 unb 
bie als Polizeiübertretungen ftrajbaren 
Zuwiderhandlungen gegen biefes Geſetz, 
©. 42, 231. 235. 

Berfhönerung, baupolizeilihe Beftimm: 
ungen hierüber, 4. 180. ©. 409; 
A. 186, ©. 428. 

Berfiherung gegen Feuer, Uebertretungen 
in Bezug auf dieſelbe, A. 177—179. 
©. 405 fi. 

Berfiherungsanftalten, unberedhtigte Er: 
ridytung berfelben, A. 193. ©. 436. 

Berfipgruben, deren Anlage und Ein: 
rihtung, U. 130. ©. 322. 

Berfteigerungen, ungefegliche Vornahme 
berfelben, A. 191. © 434, 

Verfteigerungsbureaur, Zuwiderhand— 
lungen ber Inhaber von folchen, 
N. 190. ©. 434. 

Berftridung, ſiehe Konfinirung. 

Verfuh einer Polizeiübertretung ift ftraf: 
08, A. 17. S 101. 

Verunreinigung, fiehe Reinlichkeit. 
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Verwahrung in einer Polizeianftalt, 
A 14 S. Wiff. 

— — — Irrenanſtalt, A. 137. ©. 329, 

Verwaltung der Landgemeinden, Erlaß 
fung ortspolizeilicher Vorſchriflen durch 
dieſelben, A. 32, ©. 178 Ti; 

A. 34. S. 19 fi; 
A. 39—44. ©. 180 ff, dann 193 ff; 
A. 45. ©. 20. 

Verwaltungsbehörden, Austragung von 
Beſchwerden gegen polizeiliche Vor: 
ſchriften derfelben, A. 43. ©. 196. 

Verwarnung unter Nachlaß der Strafe, 

Verweigerung der Notbhilfe, A. 86. 
S. 217. 

— ärztlicher Hilfe, A. 113. ©. 221. 

— der Abgabe von Lebensmitteln durch 
Bäder, Metzger u. dgl, U. 199. 
©. 467; A. 203, © 472. 

Verziht auf ftrafrechtliche Verfolgung 
©. 14l. 

Vieh, Umberlaufenlafjen besjelben außer: 
halb gefchloffener Höfe ꝛc. ohne Auf: 
fiht, A. 222. ©. 501; A228, ©. 508. 

Viehbeſchau, Uebertretungen im Bezug 
auf diefelbe, A. 122. S.311; U. 131. 
©. 323, 

Viehhandel, A. 209, ©. 486. 

Viehheerden, Uebertretungen in Bezug 
auf das Treiben berjelben auf Stra: 
ben x, A. 145. S 337. 621. 

— auf Eifenbahnübergängen, Böſchungen, 
Dämmen ber Eifenbahnen und Kunft: 
firaßen ꝛc, A. 152. ©. 346; 

„ 156: „ 358; 

„ 157. „ 360. 
Viehkrankheiten, fiebe Thierkrankheiten. 
Viehmärkte, Verkehr auf denſelben, 

A. 202, 203, ©. 472 ff. 

Viehſeuchen, MWebertretungen in Bezug 
auf biefelben, ©. 287. A. 122— 126. 
©. 311 ff. 
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Biehtreiben in ben Gräben, auf ben 
Böihungen oder Dämmen von 
Straßen, A. 156. ©. 358. 

Viehweide, Mebertretungen in Bezug auf 
bieielben, A. 223--225, ©. 502 fi; 

— , insbejondere Verbot der Viehweide 
während ber Nachtzeit, ©. 502. 

— ohne Hirten ober durch jchulpflichtige 
Kinder, ©. 504. 

Viehzucht, A. 221—225. ©. 500 fi; 

Biftualienmärkte, Viktualienhändler, 
A. 202, 203, ©. 42 fi.; A. 209. 
©. 486. 

Biftualienpolizei, Webertretungen besfall: 
figer Vorſchriften, A. 196 — 201. 
©. 443 ff.; R. 203, ©. 472, 

— in Münden, Verwaltung berjelben, 
Verordnung bierwegen vom 46. Auguft 
1829, ©. 184. 

Bogelfang, unerlaubter, A100. ©. 268. 

Bolksfefte, Webertretungen in Bezug auf 
die Öffentliche Ordnung, 9. 76. 
S. 239. .615. 

Vollziehbarkeit poligeilicher Anordnungen, 
9.34. ©. 179 ff.; A. M. ©. 196. 
Bollzug ber Arrefifirafen, Anwendbarkeit 
ber Beftimmungen ber A. 20. 21.23. 
24. 25. 40 Ubf. 3 bes StGB. auf 

denjelben, ©. 82. 

Vollzugsmaßregeln, polizeiliche, U. 28. 29, 
©. 147 ff. 

—, vorläufige, A. 30. ©. 149. 

Vorbehalt polizeilicher Vorſchriften, 
4.3244. ©. 118 ff. dann ©. 196. 

Vorbeifahren auf öffentlihen Strafen 
und Wegen, U. 144. ©. 336. 

Vorgejebte, fiebe Befehl. 

Vorläufige polizeiliche Einfchreitung, Be: 
ihlagnabme x, A. 30. ©. 149 fi. 
Vormünder, deren Beftrafung wegen 
unbefugter Aenderung bes Geſchlechts— 
namens ihrer Münbel, 4.54. ©. 216. 


Sachregiſter. 


Vormünder, deren Beſtrafung wegen 
Geſtattung verbotenen Wirthshausbe— 
ſuches ihrer Mündel, U. 29. ©. 207, 

—, — — megen Vernachläſſigung bes 
Schulbeſuches der Kinder, A. . 
S. 275. 619. 

—, — — wegen unterlaffener Schuß: 
podenimpfung, W. LIT. ©. 304. 

Vornahme von Handlungen auf Kojten 
des Berpflichteten, A. 28. ©. 147; 
4. 30. ©. 153 

Vorfäglicde Polizeiübertretungen, A. 12. 
©. 112 fi. 

Borfap, Begriff und Wefen, 
©. 113. 

— in Bezug auf eine Polizeiübertretung, 
©. 116. 

—, in mie weit die Beftrafung der Po: 
lizeiübertretungen auf vorfäglice Hand⸗ 
lungen beſchränkt ift, A. 1%. ©. 116. 

Vorſchriften, polizeiliche, ſiehe polizeiliche 
Vorſchriften. 

Vorſtellungen, unbefugtes Unternehmen 
derſelben, A. 63—65. ©. 226 ff. 

Vorträge, unfittlihe, an öffentlichen 
Orten, A. 96. ©. 264. 


4“. 19. 


Waagen, orbnungswidrige, A. 194, 
©, 439; N. 195. ©. 443, 

— , insbefondere bei Zubereitung, Ber: 
fauf xc. von Arzneien, A. 115. ©.208. 

Waarenbandel auf Märkten, A. 202.203, 
©. 472. 

Wache in Gemeinden, Webertretungen in 
Bezug bierauf, A. 57 ©. 218, 

Macsfigurenkabinete, unerlaubte Auf: 
ftellung von folden, A. 63. ©. 226. 

Wäger, Uebertretungen derjelben, A. 207. 
©. 481 

Waffen, verbotenes Sammeln berjelben, 
4. 47. ©. 207. 231. 

zur Grlaffung eines besfall 

figen Berbotes find die Diftriftspolizei- 
bebörden, in Münden die Polizei: 
direftion zuftändig, ©. 612. 


Sachregiſter. 


Waffen, unerlaubte Führung derſelben, 
A. 70. W ©. 233 ff; N. 229. 
©. 508, 

— , im Befiße von Bettlern, Land— 
ftreihern u. dgl, A. 20. ©. 256. 
Wagen, aneinanderhängende, unbefugtes 

Fahren mit denfelben, A. 145. ©.337, 

— , Stehenlaffen berjelben auf Straßen 
und Plägen xc., A. 153. ©. 319. 

Wahnfinnige, Inverwahrnabme berfelben, 
4.74. ©. 237. 

—, Bernahläffigung ber Aufficht auf 
diejelben in Bezug auf Feuer u. dgl., 
A. 166. S. 396; A. 176. ©. 405. 

Wahrfagen, A. 24 ©. 261. 

Waiſenkaſſen, unberechtigte Erridtung 
von ſolchen, A. 193. ©. 436 

Wanderbücher der Handwerfögejellen :c., 
©. 212, 

Wappen des Fol. Haufes, unbefugte Ver: 
wendung besjelben zu Firmen, A, 55° 
©. 216: 

Warnuengszeihen zur Verhütung von 
Unglüdsfällen, deren Entfernung ꝛc., 
A: 150. ©: 344; A. 154: ©. 351 

— bei Bairten; A. 182. ©. 425; A. 186, 
©. 4128. 

Waferimeifter, deren Zuwiderhandlungen 
gegen bie betreffenden Borjchriften, 
A. 125. ©. 344. 316. 

Waſenplatz zum Berfcharren des gefallenen 
Viehes, ©. 315. 

Waffer zum Trinken, beffen Berunreinig- 
ung, U. 160. S. 362; N. 162, 183. 
S. 364 ff. 

—, befien Benützung, Geſetz hierüber, 
A. 164. ©. 466. 

Waſſerboten, Zuwiderhandlungen derſel— 
ben gegen bie desfallſige Orbmung, 
N. 206. ©. 4717. 

—, Verordnung vom 25. Juni 1862, 
ble Ordnung für Land» und Wafier: 
boten, Lohnkutſcher und Stelwagen: 
unternehmer betr., S. 480, 
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Mafferpflanzen in Fiſchwaſſern, deren 
Abmähen, A. 231. ©. 596. 

Wafferpolizeiliche Beftimmungen, U. 164, 
165. ©. 365 ff.; X. 231. ©. 596. 

Wege, deren Erhaltung, A. 154. S.351; 
A. 159. ©. 36L 

—, Verkehr auf denfelben, U. 158. 159. 
©. 360 fi. 

Meibsperfonen, bie gewerbsmäßige Un: 
zucht treiben, A. 97. ©. 265 

Weiden, Webertretungen in Bezug auf 
dasſelbe, A. 223— 225. ©. 502 ji; 
A. 228. ©. 608. 

—, insbefondere von Vieh an Straßen: 
böjhungen, Dämmen u. dgl, U. 156, 
©. 358; A. 152. ©. 361. 


Weihnachten, verbotene Einhebung ber: 
kömmlicher Gefhenfe an  berjelben, 
A. 21. ©. 258, 

Weinberge, deren Schliefung, Nachlefe 
in benfelben, A. 226228, ©. 505 ff. 

Weinhändler, Aufſuchen von Betellungen 
durch diefelben, A. 204, ©. ATA 

Weinlefe, Webertretungen in Bezug auf 
diefelbe, A. 226—228. ©. 505 ff. 

Werfen in fremde Höfe, auf Straßen, 
unter Menſchen xc., A. 146. ©. 339, 

Werktätten mit jchädlihen Ausdünit: 
ungen ic., A. 129. ©. 320, 

Werktagsfchulpflicht, deren Norm, S. 267. 

Wettfomptoire, unerlaubte, A. 101, 
S. 270, 

Wild, deſſen Erlegung und Verkauf zur 
Hegezeit, A. 229, ©. 509. 

Wilde Thiere, A. 140. ©. 332. 621. 

Willensbeftiimmung, geminderte Freiheit 
berfelben, A. 20, S. 17 ff. 

Windbüchſen, deren Fertigung, Yeilbieten 
und Führung, ©. 234. 

Winkelkneipen, Herumzichen der Dienfts 
boten In denfelben, A. 214. ©. 194; 
N. 219. 5 499. 
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Wirtbe, deren Haftung für Entfernung 
ber Reifewägen von ber Straße zur 
Nahtzeit, A. 153 ©. 349; N. 159. 
©. 361. 

—, Mebertretung der Vorſchriften über 
Berleitgabe von Bier durch diejelben, 
A. 197. ©. 446. 

—, ſiehe Wirtbfchaftslofalitäten, Wirth: 
hausbeſuch. 

Wirthſchaftslokalitäten, Schauſtellungen 
und Produktionen daſelbſt, N. 64. 
©. 227. 

— , Kegeln und Mufiziren dafelbft bis 
über die Polizeiftunde, A. 65. ©. 229; 
ſiehe auch Preisfegelichieben. 

—, Gntfernung von Betrunfenen aus 
benfelben, A. 98. ©. 266. 

—, Geftattung von Glücksſpielen bafelbft, 
A. 104. ©. 271 

—, Mitnahme von Hunden dahin, 
A. 142. ©. 333, 

Wirthshausbeſuch, verbotene Geftattung 
besfelben, N. 61. S. 223; N. 99 
©. 267. 

—, beffen Ausdehnung Über die Polizei— 
ftunde, A. 62. ©. 224, 

—, Beftrafung wegen verbotenen Wirtbs: 
hausbeſuches, A. 99. ©. 267. 

— ber Dienſtboten, N. 214, ©. 494; 
A. 219. ©. 499. 

Wittwenkaſſen, nnberedtigte Errichtung 
von folhen, A. 193. ©. 436. 

Wochenmarktsverkehr, Uebertretungen der 
besfallfigen Ordnung, 4.209, ©.486. 


Wohlthätigkeitsanftalten, Arbeitoſcheue 
der von denſelben unterftügten Per: 
fonen, A. 87. ©. 248. 617; A. 20. 
&. 256. 

Wohngebäude, gefundbeitspollzeiliche Vor: 
ſchriften in Bezug auf diefelben, A. 130, 
©. 322, 

—, Anlegung von gefährlihen Gruben xc. 
in denfelben, 4, 147. ©. 310, 


Sachregiſter. 


Wohnort, Verbot an die unter Polizei— 
aufſicht ſtehenden Perſonen, denſelben 
Nachts zu verlaſſen, A. 12. ©. 92; 
A. 24. ©. 134 fi. 

Wohnfig, unbefugte Aenderung besfelben 
durch Mebdizinalperfonen, A. 13, 
S. 291. 

Wohnung, Verbot an die unter Polizei: 
aufficht ſtehenden Perfonen, diejelbe 
Nachts zu verlafieen, A. 12 ©. 22. 
A. 24. ©. 134 

— , gemeinfhaftlihe von Perfonen, bie 
in außerehelicher Geſchlechtsgemeinſchaft 
leben, A. 25. ©. 202, 

—, Ausbruch anftedender Krankheiten 
in einer Wohnung, A. 119. ©. 306. 

—, Bezieben neu bergeftellter Wohnun: 
gen oder Wohnungsräume, A. 130. 
©. 222. 

—, beren Bemalen mit gefunbbeitsge: 
fährlihen Farben, A. 133. 134 
©. 327 ff. 

—, Anrufung ber öffentlihen Hilfe bei 
Bränden in denfelben, U. 174. ©.403; 
A. 176. ©. 405. 

—, beren Anlegung oder Erneuerung 
in ber Nähe von Leichenädern, A. 181. 
©. 420; 4. 186. ©. 428. 

Wohnungsmiethe, MUebertretungen im 
Bezug auf diefelbe, A. 86. ©. 247. 

Wohnungsräumung, Mebertretung ber 
Vorſchriften hierüber, A.69. ©. 233, 616. 

Wunbdärzte, Uebertretungen derſelben, 
9. 112. 113. ©. 285 ff. 

— , insbejondere deren Anzeigepflidt in 
Bezug auf anftedende Krankheiten, 
A. 126. ©. 317. 620. 

Wurfgeichoffe, erplodirende, W70. ©.233, 

Wuth, Wahrnehmung von Kennzeichen 
berjelben an Tbieren, X. 123. ©. 312. 

—, Lorfihtsmaßregeln gegen Ausbruch 
berfelben an Hunden, A. 142. ©.333. 


Bablungsunfähigkeit des zu einer Gelds 
ftrafe Verurtbeilten, U. 7--9: ©. 80 fl. 


Sachregiſter. 


Zauberei, A. 21. ©. 261. 

Zeichenbeuterei, A. 94. ©. 261. 

Zeugnißausftelung, verweigerte, bein, 
Austritt von Dienftboten, X. 216. 
S. 408; A. 219. ©. 499, 

Zifternen,, Bedeckung berfelben, A. 147. 
S. 340. 

— , Verunreinigung berjelben, U. 160. 
©. 362; A. 163. ©, 364, 

Zolfftrafgefeß vom 17. Novbr. 1837, 
Uebertretungen gegen basfelbe, ©. TL. 

Zuchtſtiere, unbefugte Verwendung ber: 
felben, U. 221. ©. 500; X. 223. 
S. 502, 

Zureiten von Pferden an öffentlichen 
Orten, A. 144. ©. 336. 

Zufammenfluß einer Polizeiübertretung 
mit anderen Polizetübertretungen oder 
fonftigen ftrafbaren Handlungen, A. 24. 
©. 134 fi; fiehe aud Moligeiüber: 
tretungen. 

AZufammenlauf an öffentlihen Orten, 
Beranlaffung eines jolhen, A. 58. 
S. 220. 

—, Verſuch besjelben mit verbotenen 
Verbindungsabzeihen, A. 59. ©. 222. 
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AZuftändigfeit zur Grlaffung von oris- 
polizeilihen Vorſchriften, A. 32. 34 
S. 128 ff. 

— — von bdiftriftöpolizeilihen Vorſchrif— 
ten, A. 33. 34. ©. 18 ff. 

— — von oberpolizeilihen Vorſchriften, 
X. 33. ©. 179. 

— zur Erlaſſung von Verordnungen, 
A. 36—44. ©. 179 ff, dann 193 ff. 

— zur Aufbebung-orts: und bijtrifte- 
polizeilicher Vorſchriften, A. A ©. 195; 
N. 22. ©. 196. 

— — von Gefegen ıc., X. 45. ©. 200. 

Zumagen zum Fleiſch, A. 200. ©. 468; 
A. 203. ©. 472, 

Zwangsvollzug, polizeiliher, A. 28—30. 
©. 147 ff. 

Zwangsweiſe vorgeſchriebene Reiferoute, 
A. 80, ©. 243. | 
Zwedmäßigfeit polizeilicher Anorönungen, 

x. 44. ©. 196 fi. 

Zwifchenbändler für Auswanderungs: 
angelegenheiten, A. 51. ©. 210, 

— für Feuerverfiherungsangelegenbeiten, 
A. 178. ©. 407. 


Bruckfehler. 


Seite 9 Zeile 13 ftatt bem Staats: und Privatverbrechen lies: ben ic. 
ER |: 900° 26 ,, proviſoriſch I.: proviforiiche. 
18, 22 geſetzten I.: gefolgten. 
„ 18 „ 23 „ welder l.: welchen. 
> IE 20 „ betrafen I.: betraf. 
„19 „ 36 ‚, gerichteten I.: gerichteten. 
„: BE „ 21 ,. ber Rechte I.: des Rechtes. 
„ 40%, 4 (von unten) ftatt thells I: theils. 


« 0 u. 2 (von unten) „ 25. Auguft 1.: 15. Auguft. 
Pe: Re 7 Matt in Geldftrafen l.: mit Geldftrafen. 

> 4 (von unten) ftatt Art. 1-3 L.: Art. 7—9. 
— 8 „ 4 (von unten) ftatt aber I.: ober. 


» 85 Kolummenüberfchrift ftatt —79 I.: 7—9. 

» 93 Beile 14 ftatt feine Hinderniß l.: fein Hinderniß. 

„ 118 „ 6 (von unten) ftatt Art. 66 L: Art. 67. 

„ 119 Kolumnenüberſchrift ftatt Art. 66 I.: Art. 67. 

‚, 144 Zeile 17 iſt das Wort „iſt“ zu ftreichen umd auf Zeile 18 nad dem 
Worte „Kalendermonate” zu verfegen. 

PER | = ug 18 jtatt an ber Verordnung L: in ac. 

»„ 203 „» 2 (von unten) ftatt Art. 67 1.: Art. 66. 

u 2 16 ftatt 23. März I. 30. März. 

„» 235 „ 18 ,„ 26. Januar l.: 26. Februar, 

„ 216 » 4 ,„ ben Bebörben l.: ber u. f. w. 

„ 2Zil eo 16 „ url: nur. 

N 17» RPr. I: RRPB. 

„ 398 „ 11 (von unten) ftatt unverkennbar [.: unbemerfbar. 

410 legte ftatt Straße I.: Straßen. 

„di „ 10 flatt im Aeußeren L: am u. f. w. 

„ 603 „ 6 ftatt vor l.: von. 

„ 6ll „ 13 (von unten) ftatt Schriften L: Schritten. 
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